Algemeines 


Ge ſetz buch 


für 


die Preußiſchen Staaten, 


Vierter Band. 


9 


Neunter Titel. 


Von den Pflichten und Rechten des 
Adelſtandes. 


gr Den Adel, als dem erſten Stande im Beſlin 
Staate, liegt, nach feiner Beſtimmung, die Ver⸗ aa des 
theibigung des Staats, jo wie die Unterftägung der 
der zußern Würde und innern Verfaſſung deſſelben, 
bauptſachlich ob. 

$. 2. Zum Adelſtande werden nur diejenigen ge- Erlangung 
rechnet, denen der Geſchlechtsadel durch Geburt de dur 
oder landesherrliche Verleihung zukommt. Geburt 

$. 3. Durch die Geburt kommt er allen zu, die aach Des 
von einem adlichen Vater aus einer Ehe zur rechten 
Hand erzeugt, oder darin geboren find, 

F. 4. Der Adel wird alſo durch den Vater forte 
gepflanzt, auch wenn die Mutter nicht von 
Adel iſt. 

H. 5. Auch das von einem adlichen Vater außer 
der Ehe erzeugte Kind, wird durch geſetzmaͤßjge 
Vollziehung einer Ehe zur rechten Hand mit der 
Mutter, ingleichen durch eine derſelben gleich zu 
achtende gerichtliche Erklärung des Vaters, des 
Adelſtandes theilpaft. (Tit. I. $. 596. 397.0 

$. 6. Eben das geſchieht, wenn bie Mutter 
durch Urtel und Recht für dle Ehefrau des adlichen 
Ebend. 
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| | der Adel erlangt werde, iſt gehörigen Orts beſtimmt. 
| 


(Ebend. $. 603. 604. 605. $. 682-685.) 

$. 8. Wenn eine Perfon weiblichen "Sf ſchlechts 
aus einem niedern Stande, ſich mit einer Manns⸗ 
perſon von Adel zur rechten Hand verehlicht: jo er⸗ 
langt fie dadurch die äußern Rechte des Adels; in 
fo fern nicht erwa die Ehe ſeloſt nach den Geſetzen 
fuͤr N zu achten iſt. (Tit. J. . 30:33. 
982. 
| a) durch 2 J. 9. Nur das Oberhaupt des Staats kann einem 
zende Unterthan, welcher den Adel durch die Geburt nicht 
| hat, denſelben verleihen. 
bung, $. 10. Auch nur ihm allein kommt es zu, jeman⸗ 
| den von einer niedern Stufe des Adels in eine 
| here zu erheben. 

H. 11. Die vom fandesheren verliehene Stanz 
deserhoͤhung kommt auch den ſchon alsdann vorba 
denen Kindern, ſie moͤgen noch unter vaͤterlicher 
Gewalt ſeyn, oder nicht, zu ſtatten; ſobald dieſel⸗ 
ben nicht ausdrücklich ausgenommen find. 

$. 12. Standeserhöhungen der Frauen und 
Wittwen haben auf ihre Kinder keinen Einfluß. 

F. 13. Kein Unterchan des Staats ſoll, ohne 
Erlaubniß feines Landesherrn, Standeserhöͤhun⸗ 
gen bey fremden Staaten ſuchen; oder deren, 
welche ihm etwa aus eigner Bewegung von fell 
gen verliehen werden, in hieſigen Landen ſich 
dienen. 

$. 14. Niemand, welcher den Adelſtand nicht 
durch Geburt, oder Landesherrliche Begnadigung, 
erlangt bat, darf adlicher Praͤdikate und Vorrechte 
ſich anmaafen. 

$. 15. Eben fo wenig darf jemand aus dem nie⸗ 
dern Adel Rechte oder Praͤdikate der höhern Stufen 
ſich eigenmaͤchtig beylegen. 

. 16. Niemand darf ſich eines adlichen Fa⸗ 
miltenwappens bedienen, welcher nicht zu der 

Familie 
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Familie gehört, der dieſes Wappen entweder aus⸗ 
drücklich beigelegt iſt, oder die daſſelbe von alten 
Zeiten her geführt hat. 

$. 17. Die Aufnahme in adliche Ritterorden und 
Stifter zu adlihen Stellen; zu Turnieren; zur 
Nitrerbanf auf den zandragen und in den Gollegien; 
fo wie zu adlichen Hofämtern, beweiſet den einer 
Familie zukommenden Geſchlechtsadel. 

$. 18. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor⸗ 
fahren im Jahre 1740 im wirklichen Beſitze des 
Adels ſich befunden, und deſſelben nach der Zeit 
nicht verluſtig gemacht haben; der ſoll in feinen ads 
lichen Rechten durch den Fistus nicht beunruhigt 
werden, (Th. 1. Dit. IX. H. G4 f. q) 

$ 19. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor: 
fahren Vier und vierzig Jahre hindurch ſich adli⸗ 
cher Praͤdikate und Vorrechte ruhig bedient, und 
alſo ein ausdrückliches oder ſtillſchweigendes Aner⸗ 
kenntniß des Staats für ſich hat; für den ſtreitet 
die rechtliche Vermutung, daß ihm der Geſchlechts⸗ 
abel wirklich ufomme. 

$. 20. Dagegen iſt die nur Ein- und anderes⸗ 
mal geſchehene Beylegung adlicher Prädikate, in 
gerichtlichen oder andern offentlichen Ausfertigun⸗ 
gen, zum Beweiſe des Geſchlechtsadels für ſich a 
lein noch nicht hinreichend. 

F. 21. In Anfebung der weſentlichen Rechte 
und Eigenfhalten des Adelſtandes iſt zwiſchen älter 
rem und neuerem Adel kein Unterſchied. 

F. 22. Wo aber Statuten, Privilegien, oder 
das ununterbrochene Herkommen eines Ordens, Ca⸗ 
vituls, oder einer anderen Corporation, einen ſtifts⸗ 
oder turniermͤͤßigen Adel erfordern, hat es daben 
auch ferner fein Bewenden. 

d. 23. Die im Ahnenbtiefe jemanden ertheilte 
Ahnen werden in einem ſolchen. Falle der Regel nach 
nicht mitgezaͤhlt. 

Y 3 H. 24. 


Ausmeie 
des Adele. 


Von altem 
und neuem 
Abdel. 
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F. 24. Auch muß, bey Nachweiſung der Ahnen, 
in der Regel die adliche Geburt der Vorfahren von 
beyderley Geſchlechte durgethan werden. 

$. 25 Der zuerſt geadelte Vorfahr, fo wie 


- feine etwa mit ibm zugleich in den Adelſtand erho⸗ 


bene Deſcendenten, werden bey der Nachwelſung det 
Ahnen in der Regel nicht gerechnet. 

$.26. Wic biel Ahnen nachgewieſen, und wie 
die Nachwei über werden müffen, bleibt 
baurtſächlich der nähern Beſtimmung der Sta⸗ 
tuten, der Privilegien, und des Herkommens bey 
einem jeden Orden, Stifte oder Corporation übers 
laſſen. 

F. 27. Wo jedoch hiedurch über die Art der Fuͤh⸗ 
rung des Machweijes nichts Gewiſſes feſtgeſetzt iſt, 
da muß die Ahnentafel hauptſächlich mit deglaub⸗ 
ten Auszügen aus Kirchenbüchern, Tauf = oder 
Trauungsregiſtern, belegt werden. 

§. 28. Wo dieſe, beſonders fuͤr ältere Zeiten, 
nicht herbeygeſchafft werden können, da find für die 
in der Ahnentafel vorkommenden Heirathen und 
Abſtammungen, auch Eheberedungen, Erbrezeſſe, 
kehnbriefe, und andere unverdächtige Familienur⸗ 
kunden, als Beweismittel zuläßig. 

F. 29. Was ſolchergeſtalt nicht vollſtaͤndig nach⸗ 
gewieſen werden kann, mag durch das eidliche Zeug⸗ 
niß, wenigſtens Zweyer Perſonen, von bekannten 
ritterbuͤrtigem und ſliftsmaͤßigem Adel, denen von 
der Familie, in welcher der Beweis geführt wer⸗ 
den fol, nahere Kenntniß beywohnt, erganzt 
werden. 7 Ei 

$. 30. In wie fern noch außerdem die eidliche 
Verſicherung des Bewelsführers: daß, nach den 
ihm bekannten Famiſiennachrichten, die vorgelegte 
Ahnentafel ihre Richtigkeit habe, erforderlich oder 
zulößig fen, iſt nach den allgemeinen Grundſotzen 
vom Beweiſe zu beuttheilen. 


F. 31. 
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$. 31. So weit eine Ahnentafel aus einer an⸗ 
dern entnommen iſt, die eben derſelben Orden, bafe 
ſelbe Eapitel, oder dieſelbe Corporation ſchon ein⸗ 
mal richtig befunden hat, bedarf es darüber keiner 
beſondern Beweisführung. 

F. 32. Die einem Collegio oder einer Corporg⸗ Pon per, 
tion von dem bandesherrn beygelegte, oder mit Tal, 
einem Amte verbundene adliche Rechte, konnen 

über die wörtliche Beſtimmung des Gnadenbriefes 

nicht ausgedehnt werden. 

H. 33. Dergleichen Rechte werden durch die Ge 

burt nicht f a h 

„33. Perſonen des Adelſtandes find der Regel Borrechte 
nach 59 boͤchſten Gerichte in der Provinz ns des Welt. 
terworfen. 

§. 35. Der Adel iſt zu den Ehrenſtellen im 
Staate, wozu er ſich geſchickt gemacht hat, vor⸗ 
zuͤglich berechtigt. 

H. 36. Doch bleibt dem Landesherrn die Beur⸗ 
theilung der Tuͤchtigkeit, und die Auswahl unter 
mehrern Bewerbern unbenommen. 

$. 37. Nur der Adel iſt zum Beſitze adlicher Oz 
ter berechtigt. 

H. 38. Welches adliche Guter find, iſt vurch 
die beſondern Verfaſſungen einer jeden Provinz ber 
ſtimmt. 

F. 39. In wie fern zum Beſitze ſolcher Güter, 
außer dem Adel, auch noch das Indigenat erfor⸗ 
dert werde, hängt ebenfalls von Provinzlalverfaſ⸗ 
ſungen ab. 

F. 40, Nur der Adel kann Familien + Fideicom⸗ 
miſſe aus adlichen Gütern errichten. 

F. 41, Adliche Gutsbeſtzer find zur Ausübung 
der dem Gute verliehenen Jagdgerechtigkeiten in 
ihrem eignen Namen berechtigt. 

H. 42. Sie fönnen die dem Gute anklebende Ge: 
richtsbarkeit in ihren Namen ausüben laſſen. 

Y) 4 K. 43. 
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F. 43. Ihnen kommen die mit dem Kirchenpa⸗ 
tronate verbundene Ehrenrechte zu. 

F. 44. Sie muͤſſen alſo mit ihrer Familie in das 
Kirchengebet ausdrücklich eingeſchloſſen, und die 
Kichentrauer, wo dieſelbe üblich iſt, muß für fie 
angelegt werden. 

$. 45. Sie mögen nach dem Gute ſich nennen, 
und in Urkunden, oder bey Öffentlichen Gelegenhei⸗ 
ten, ſich des Beſitzes davon als eines beſondern Ti⸗ 
tels bedienen. 

$. 45. Das Recht, in den Verſammlungen des 
Adels auf Krets und landtagen zu erſcheinen, und 
über die daſeloſt vorkommenden Angelegenheiten 
zu ſtimmen, gebühre in der Regel nur dem ange: 
ſeſſenen Adel. 

H. 47. Unadliche Perſonen follen bey ſolchen Vers 
ſammlungen, als Stellvertreter oder Bevollmäͤch⸗ 
tigte adlicher Mitglieder, in der Regel nicht zuge⸗ 
laſſen werden. 

F. 48. Wenn jedoch ein Gutsbeſitzer von Adel, 
während feiner Abweſenheit, die Beſorgung feiner 
Guts angelegenheiten überhaupt einem Generalbe⸗ 
vollmaͤchtigten bürgerlichen Standes aufgetragen 
bat: fo kann dieſer auch das Stimmenrecht feines 
Machtgebers bey Kreis- und Landtagen ausüben. 

H. 49. Auch können die Vormuͤnder der Ange⸗ 
ſeſſenen vom Adel, ingleichen die Deputirten der 
Magiſträte, welche abliche Caͤmmereygüter beſitzen, 
wenn ſie gleich für ihre Perſonen zum Buͤrgerſtande 
gehbren, von ſolchen Verſammlungen nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werden. 

§. 80. Unadliche Befißer adlicher Guter find, 
wenn ſie auch in Perſon nicht erſcheinen, dennoch 
ihr Stimmenrecht, von einem Folle zum andern, 
Adlichen aufzutragen berechtigt. 


9. 517. 
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$. 51. Perſonen bürgerlichen Standes koͤnnen, Bon bär, 
ohne beſondre kandesherrliche Erlaubniß, keine ad⸗ Pech 0 
liche Guter befigen, adlicher | 

„ Fs, Eine Frau von bürgerlicher Herkunft, Otter. 
die mit einem Adlichen eine Ehe zur techten Hand 
geſchloſſen bat, kann zwar, fo lange dieſe Ehe 
dauert, oder ſo lange ſie nach des Mannes Tode 
Sich nicht wieder an einen Unadlichen verhelrathet, 
adliche Guͤter beſitzen. 

K. 53. Auch hat eine geſchiedene, nicht für den 
ſchuldigen Theil erklärte Frau, in dieſem Stücke 
mit einer Wittwe gleiche Rechte. 

$. 54. Eine ſolche Frau (F. 52. 53.) kann aser 
den Beſitz ihrer Guter an ihre unadliche Berwand⸗ 
ten auch von Todeswegen nicht Übertragen, 

. 68. faq) N 

H. 55. Teitt fie durch anderweitige Hrirarh, 
oder ſonſt, aus dem ablichen Stande wieder ber⸗ 
aus: ſo kann ſie zwar die bis dahin ſchon erworbe⸗ 
nen adlichen Guͤter behalten; den Beſitz neuer aber 
nicht erwerben. 

$. 56. Eine Perſon von adlicher Geburt, die 
ſich an einen Unadlichen verheirachet, behält nur 
das Recht zum Befige ſolcher adlichen Güter, die 
ihr ſchon vor der Heirath gehört haben, oder ihr 
nach derſelben durch Erbgangsxecht zufallen. 

$. 57. Ader auch dieſe Fähigkeit zum Beſite ſol 
cher Güter, geht auf ihre Verwandten vom Buͤr⸗ 
gerſtande, ſelbſt auf ihre Abkömmlinge, nicht über, 

F. 58. Hat der Sandesherr einem Bürgerlichen 
Conteſſion zum Befige eines adlichen Guts ohne 
deſſen Benennung ertheilt: fo gilt dieſelbe nur auf 
dasjenige Gut, bey welchem davon zuerſt Gebrauch 
gemacht worden. 2 

F. 59. Buͤrgerliche Beſitzer adlicher Güter er⸗ 
halten die mit dieſem Beſitze ſchon verbundenen 
perſonlichen Ehrenrechte nur in fo fern, als die⸗ 

Yy 5 ſelben 
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ſelben in der ertheilten Conceſſion! ausgedruckt ſind. 
ere : 

F. 68. Bürgerliche Beſitzer Finnen den Beſitz 
ihrer adlichen Guͤter an andere Perſonen buͤrgerli⸗ 
chen Standes, ohne beſondre Conteſſion, nicht 
übertragen. 5 * 

$. 61. In wie fern die Foͤhigkeit zum Beſiße der⸗ 
ſelben auf ihre bürgerliche Anverwandten übergehe, 
muß lediglich nach dem Inhalte ihrer Conceſſion be⸗ 
uttheilt werden. 

$. 62. Iſt ihnen die Conceffion bloß in allge⸗ 
meinen Ausdrücken fuͤr ſich und ihre Erben verlle⸗ 
hen? fo find darunter bloß Deſcendenten des Erſten 
Erwerbers zu verſtehen. 

F. 63. Doch iſt die Wittwe eines ſolchen Guts⸗ 
Befigers das adliche Gut des Mannes, fo lange fie 
ihren Wittwenſtand nicht ändert, zu beſiten fähig. 

H. 64. Nehmen Erben ablichen und buͤrgerli⸗ 
chen Standes an einem Nachlaſſe Theil: fo haben 
erſtere auf den Beſiß des dazu gehörenden ablichen 
Guts ein vorzuͤgliches Recht. 

$. 65. Dem adlichen Miterben muß alſo das 
Gut, wenn er dafür eben fo viel, und unter glei⸗ 
chen Zahlungsbedingungen, als der buͤrgerliche bie⸗ 
tet, vor dieſem zugeſchlagen werden. 

H. 66. Dies Vorrecht kommt auch der zwar buͤr⸗ 
gerlich gebornen, aber durch Heirath in den Adel⸗ 
fand uͤdergegangenen Miterbin, wenn fie ſich in 
dieſem Stande noch befindet, ingleichen den durch 
ſie zut Erbfolge mitgelangenden adlichen Abkoͤmm⸗ 
lingen derſelben zu. 

$. 67. Auch durch letztwillige Verordnung kann 
der Erblaſſer den bürgerlichen Miterben kein Vor⸗ 
Zeſize des Guts, zum Nachthelle der 
Adelichen, beylegen. 


F. 58. 
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$. 68. Sind unter den Erben keine zum Bes 
fiße fütine Perfonen > fo muß das Gut innerhalb 
Jobresfriſt, vom Todestage an gerechnet, an einen 
adlichen Beſitzer aus freyer Hand überlaffen 
werden. 

$. 69, Geſchieht dieſes nicht: fo muß das Gut, 
auf den Antrag des Fiskus, durch gerichtliche noth⸗ 
wendige Su haſtation an einen adlichen Beſißer ger 
bracht werden. 

K.. Dabey gilt, auch wegen des Zuschlags, 
alles, was bey gerichtlichen nothwendigen Subha⸗ 
ſtationen überhaupt verordnet iſt. 

$.73; Uebrigens finden alle in vorſtehendem ent; 
paltne Einſchroͤnkungen der bürgerlichen Befißer 
adlicher Güter nur auf diejenigen Anwendung, 
welche dergleichen Güter erſt nach den in jeder Pro⸗ 
vinz ergangenen beſondern Einſchränkungsgeſetzen, 
oder erſt nach dem 18ten Februar 1775 erworben 
haben. 

F. 72. In wie fern Adliche bürgerliche Grund- Einfardn 
flüde erwerben und beſtzen können, iſt im vorigen Jagen des 
Ditel verordnet. a) be den 

8.73. Mur unter ausdrücklicher Genehmigung Bat: 
der Sandes: Polizepbehörde, koͤnnen Perſonen vom 


gerlichen 
Adel Ruſtikalgründe als eigne für ſich befichende 11 
Guͤter erwerben. Grunde 


$.74. Wegen der Einziehung einzelner Nufte: Rüden; 
kalgrundſtuͤcke zu adlichen Gütern, hat es bey den 
Vorſchriften des Siebenten Titels F. 14. 15. 16. 
ſein Bewenden. 

$.75. In allen Fällen, wo Adlichen der Beſitz 
von Ruſtikalgrundſſuͤcken verſtattet wird, möͤſſen 
fie die auf ſelbigen haftenden dinglichen kaſten und 
perſönlichen feiftungen vertreten. 

9.76. Adliche ſollen in der Regel keine buͤrger⸗ v) le 
liche Nahrung und Gewerbe treiben. ik 


$ 77. 
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rungen und F. 77. Wo die Handlung im Großen an keine 
OGewecbe. Gilde gebunden iſt, kann auch ein Adlicher derglei⸗ 
chen Gewerbe unternehmen. 

$: 78. Bey einem Adlichen, welcher ein ſolches 
Gewerbe in einer Stadt treibt, finden die Vorſchrif⸗ 
ten des Achten Titels $. 60. faq. Anwendung. 

F. 79, In geſchloſſene Kaufmannsin nungen ſoll, 
der Regel nach, kein Adlicher ohne beſondre kandes⸗ 
herrliche Erlaubniß aufgenommen werden. 

Beſondere K.o. Beſondre Rechte und Pflichten des Adels, 

Senn theils als ganzer Stand betrachtet, theils der eine 

des Adels. zelnen Mitglieder deſſelben, in Ruͤckſicht auf ihre 
Perſon und Vermögen, find nach Verſchiedenheit 
der Provinzen durch beſondere Gefeße und Verſaſ⸗ 
ſungen beſtimmt. 

Verlust des H. 81. Wer mit Verſchweigung oder Verläug⸗ 

ele. nung feines adlichen Standes, in eine Zunft oder 
Innung ſich einſchleicht, und bürgerliche: Ge⸗ 
werbe treibt, der wird ſeiner adlichen Rechte ver⸗ 
luſtis. 

d. 92. Noch mehr findet dieſes ſtatt, wenn je: 
mand von adlicher Geburt eine unehrbare, oder 
auch nur eine ſolche kebensart wählt, wodurch er 

2 ſich zu dem gemeinen Volke herabſetzt. 

F. 83. Wer ſich von jemand niedern Standes 
an Kindesſtatt annehmen laßt, und dabey ſeinen 
adlichen Namen verandert, kann ohne beſondre 
Difpenfation des kandesherrn den Adel nicht beybe⸗ 
balten. 

$. 84. Perſonen weiblichen Geſchlechts verlieren 
die perfönfichen Vorrechte des Adels, wenn fie durch 
Verhelrathung mit einem Unadlichen ihren Ge 
ſchlechts namen ändern. 

F. 85. Auch nach getrennter Ehe treten fie, der 
Regel nach, in den Adelſtand nicht wieder zuruck. 

$. 86. Iſt jedoch die Frau bey der Trennung der 
Ehe durch richterliches Erkenntniß nicht für 

den 
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den ſchuldigen Theil erklart worden: fo ſteht ihr 
frey, in ihren angebornen Adelſtand wieder einzu⸗ 
treten. (Tit. J. $. 738742.) 

$. 87. Wenn eine Perſon adficher Geburt, nach⸗ 
dem ihre Ehe mit einem Bürgerlichen durch den 
Tod, oder durch richterliches Erkenntniß gettennt 
worden, wiederum einen Adlichen zur rechten Hand 
heirathet: fo kann ihren Abkömmlingen aus dieſer 
Ehe, wegen der vormaligen Heirath derſelben mit 
einem bürgerlichen, auch in Anfebung ver Rechte 
des alten Adels, in der Regel keine Ausſtellung ges 
macht werden. (§. 90) 

$. 88. Wird die Ehe einer Perſon von oblicher 
Geburt mit einem Bürgerlichen für nichtig erklart: 
fo kann fie ihren adlichen Stand und Familtenna⸗ 
men wieder annehmen. 

$. 89. Iſt fie aber für den ſchuldigen Theil er⸗ 
klaͤrt: fo kann fie daraus, durch Zuruͤcktretung in 
den Adelſtand, keinen Vortheil ziehen. 

$. 90: If die Perſon adlicher Herkunft, wel⸗ 
che einen Bürgerlichen geheirathet harte, bey der 
Trennung und Nichtigkeitserklaͤrung dieſer Ehe 
ausdrücklich fuͤr den ſchuldigen Theil erkannt wor⸗ 
den: fo kann dieſelbe, wenn fie hiernaͤchſt wieder 
einen Adlichen heirathet, zum Beſten der Asfmm- 
linge aus dieſer fpäterh Ehe, unter den weiblichen 
Ahnen nicht mitgerechnet werden. 

„ 91. Wegen grober Verbrechen kann jemand 
des Adels durch richterliches Erkenntniß entſetzt 
werden. 

H. 92. In welchen Fällen darauf erkannt werden 
muͤſſe, beſtimmen die Eriminalgeſetze. 

9. 93. Dieſe Strafe trifft die Kinder, welche 
vor dem Erkenntniſſe ſchon vorhanden geweſen find, 
nur in denjenigen Fallen, wo es die Geſetze aus⸗ 
druͤcklich vorjchreiben, 


$. 94 


Erneues 
zung des 
Adele. 
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$. 94. Durch den bloßen Nichtgebrauch ablis 
cher Rechte und Titel geht der Adel ſelbſt nicht ver⸗ 
loren. 

H. 95, Wenn eine adliche Familie ſich in zwey 
Geſchlechtsfolgen ihres Adels nicht bedient hat: fo 
muß derjenige, welcher davon wieder Gebrauch 
machen will, fh bey dem Landes- Juſtizeollegio der 
Probinz melden, und ſeine Befugniß dazu nach⸗ 
weiſen. 

$. 95. Wer entweder ſelbſt, oder weſſen Vor⸗ 
fahren den Adel verloren haben, der kann die Er⸗ 
neuerung deſſelben bey dem Landesherrn nachſuchen. 

$. 97. Durch die Erneuerung des Adelſtandes 
werden die beſondern Vorrechte des alten Adels, 
ohne ausdruͤckliche Erklärung des Landesherrn, nicht 
wieder hergeſtellt. (5. 22.) 

9.98. Ein durch Verbrechen verwirkter Adel 
kann in der Perſon des Verbrechers nicht erneuert 
werden. 

F. 99. Nicht durch bloße Begnadigung des Ver⸗ 
brechers, wohl aber durch gänzliche Aufhebung und 
Miederſchlagung der Unterſuchung (Abolition) wird 
der Adel erhalten. 

$. 100. Der Landesherr kann zwar, zum Beſten 
der von dem Verbrecher nach der Verwürkung des 
Adels erzeugten Kinder, den alten Adel derſelben 
wieder herſtellen; es wird aber alsdann in Fällen, 
wobey es auf Zählung der Ahnen ankommt, der 
Verbrecher nicht mitgerechnet. 


Zehnter 


Zehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Diener 
des Staats. 


§. 1. Mila und Ciollbediente find vorzüglich 
beſtimmt, die Sicherheit, die gute Ordnung, und 
den Wohlſtand des Staats unterhalten und beför⸗ 
dern zu helfen. 

H. 2. Sie ſind, außer den allgemeinen Unter: 
thanenpflihten, dem Oberhaupte des Staats be⸗ 
ſondre Treue und Gehorſam ſchuldig. 

H. 3. Ein jeder iſt nach der Beſchaffenheit feines 
Amtes, und nach dem Inhalte ſeiner Inſteuction, 
dem Staate noch zu beſondern Dienſten durch Eid 
und Pflicht zugethan. 

$ 4. Die beſondern Pflichten des Soldatenſtan⸗ 
des find hauptſächlich durch die Kriegsartikel, und 
andre dahin einſchlagende Verordnungen feſtgeſetzt. 

F. 5. Ober: und Untetofficiere von ablicher ‚Her: 
kunft find, in ihren perſonlichen Privatangelegen⸗ 
heiten, eben den Geſetzen unterworfen, wie der Adel 
der Provinz, in welcher fie ihr Standquartler haben. 

F. 6. Oberoffieiere von bürgerlicher Herkunft 
werden in dergleichen Angelegenheiten nach den Rech⸗ 
ten der Eximitten in der Stadt, wo ſie ihr Stande 
quartier haben, beurtheilt. 

$. 7. Unterofficiere aus dem Bauer⸗ oder Buͤr⸗ 
gerſtande, ingleichen gemeine Soldaten, ſtehen 
unter den Rechten des Orts, wo das Regiment 
oder Corps. zu welchen fie gehören, ſein gewöͤhn⸗ 
liches Standauartier bat. 

$. 8. In Fallen, wo es auf die äußere Form, 
oder Feyerſichkelt einer Handlung ankommt, ha⸗ 
ben dergleichen Unterofficiere und Soldaten, auch 

wenn 


Allgemeine 
Srundiäne, 


1. Miltkafes 
bediente. 


len find, 
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wenn ſie eine ſolche Handlung an dem Orte ihres 
Standquartiers vornehmen, die Wahl: ob fie den 
Statuten, oder den Vorſchriften des gemeinen 
Rechts folgen wollen. 

F. 9. Beurlaubte werden, auch in ihren person 
lichen Angelegenheiten, welche den Kriegesdienft 
nicht betreffen, nach den Rechten desſenlgen Orts, 
wo fie während der Urlaubzeit ſich gewöhnlich auf⸗ 
holten, beurtheilt. 

$. 10. Doch wird dadurch ihr perſönlichee Ge⸗ 
richtsſtand ſelbſt in der Regel nicht verandert. 

$. 11. Bey Militairperfonen überhaupt, die noch 
unter vaͤterlicher Gewalt ſtehn, gelten, ihtes pri⸗ 
vilegieten Gerichtsſtandes ungeachtet, in Anfehung 
ihrer perſoͤnlichen Privatangelegenheiten, eben die 
Geſetze, welchen ihr Vater unterworfen iſt. 

$. 12. Alle Militairperſonen werden nach den 
ihnen hier beygelegten Rechten beurtheilt, wenn fie 
auch auf dem Marſche, im lager, in Cantonni⸗ 
rungs- oder Winterquartieren, in Garniſon wäh⸗ 
rend des Krieges, oder auf Werbung ſich be⸗ 
finden. 8 
F. 13. Alle Militairperſonen ohne Unterſchied 
ſind, in Anſehung ihrer inne habenden Gründſtücke, 
und ihrer darauf ſich beziehenden Handlungen und 
Pflichten, den Rechten und dem Gerichtsſtande, 
unter welchen die Grundſtuͤcke liegen, unter⸗ 
worfen. 

F. 14. Officiere, welche zur landmiliz, oder 
andern nicht beſtaͤndig flehenden Corps gehören, 
haben die Rechte der Erimirten in der Provinz; 
Unterofficiere und Gemeine hingegen find den Be 
urlaubten gleich zu achten. 

„ 15. Juvaliden, die dem Regimente noch 
obligat, oder noch in ein Corps verfammiet find, 
werden als wirkliche Soldaten; alle andre Invali⸗ 
den aber als Verabſchledete angeſehen. 


$ 16. 


5 


— EEE 
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5 $. 16. Militairperſonen haben ſich eines privile⸗ Beſendere 
Hirten personlichen Gerichtsſtandes zu erfreuen. n 
9. 17. Sie find der Regel nach von allen perſon verfonen: 
lichen kaſten und Pflichten der übrigen Bürger des 

Staats frey. 


$ 18. Ausnahmen von dieſer Regel find dur 
beſondre Verordnungen 703015 En 2 

. 19. Als Befiger von Grundſtͤcken muͤſſen 
fie alle mit dieſem Beſize verbundene laſten 
tragen. 

$. 20. Militairperfonen ſollen in die Rechte des 
Civilſtandes keinen Eingriff thun. 

F. 21. Sie dürfen für ſich ſelbſt Feine andre buͤr in Info’ 
gerliche Nahrung treiben, als die ihnen nach der Dura dit 
befondern Poligepverfaffung jedes Orts, unter Ge⸗ dei O6 
1 des Regimentschefs, ausdrücklich zuge⸗ werbe! 
ſaſſen iſt. 

F. 22. Auch können überhaupt gemeine Solda⸗ 
ten als Geſellen bey andern Meiſtern arbeiten. 

H. 23. Haben fie vor Antritt der Kriegesdienſte 
das Meiſterrecht ſelbſt gewonnen: fo koͤnnen fie, 
auch während derjelben, unter Genehmigung ihres 
Chefs, ihr Gewerbe fottſetzen. 

H. 24, Außer der Einwilligung des Chefs wird 
in beyden Fallen (5. 22. 23.) auch die Geneh⸗ 
migung der bürgerlichen Pollzehobrigkelt des Orts 
erfordert. 2 

K. 25. Dergleichen ein buͤtgerliches Gewerbe 
treibende Multairperſonen (. 23.) müffen alle buͤr⸗ 
gerliche Saften und Pflichten tragen, ſich zur Zunft 
halten, und in Handwerks Pollzey Servts und 
Einquartlrungs Sachen, der Obrigkeit des Orts 
Folge leiſten. 

$. 26. [Auch find dergleichen Militaitperſonen, 8 vais 
die mit Vorteiffen und Genehmigung ihres Chefs, 
als Mitglieder einer Zunft oder Innung boͤrgerlf⸗ 
ches Gewerbe treiben, in allen ihren berjönlis = 

Allgem, Geſenb. 0. Band. 8 chen 


gung des Rigimentec 
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chen Angelenenteiten, die entweder il 
nach, oder vermdge ausdrücklichen J 
richteten Vertrages, auf die 
haben, den Gee und dem ordentlichen Ger 
ſtande des Oris unterworfen.] 

H. 2 8 und Soldaten 1 5 
ſo fange u Kris ü 
weder bi dſtüͤcke und 
Ackerwirthſchaften, 5 


28. So la 
bracht R, darf kein 
trag einer ſolchen itairperſon beſtätigen; nech 
ihren Beſſtztitel im Hypothekenbuche vermerken; 
noch auch dieſeſbe bey gerichtlichen Lieltationen zum 
Mitgebothe zulaſſen. 

F. 29. Keine Gutshertſchaft iR ſchuldig, eine 
ſolche Mllitairperſon zu ‚einer unterthaͤnigen Stelle, 
von welcher Maturaldienfte zu leiſten find, als Kaͤu⸗ 
fer und Gewaͤhrsmann anzunebmen. 

F. 30. Dagegen konnen auch Unterofficiere und 
gemeine Soldaten alle Grundſtuͤcke, welche fie bey 
dem Eintritte in die Kriegesdienſte bereits inne hat⸗ 
ten, ferner beſitzen. 

F. 31. Auch konnen fie von der Uebernetmung 
ſoſcher Grundpſtuͤcke, die ihnen während des Sol⸗ 
datenſtandes durch Erbſchaft, Vermaͤchtniß, Schen⸗ 
kung, oder Heirath zufallen, nicht ausgeſchloſſen 
werden. x 

$. 32. Sind ifnen dergleichen Grundftäce nur 
mit andern Miterben gemeinſchaftlich -zugsfallenz 


ſo finden, wenn fie dieſelben als ihr alleiniges Ei 
genchum überneh 


en wollen, die Vorschriften J. 27- 

ung, 

n Fallen muͤſſen tairperſonen, 
beſitzen, nicht nur die dar⸗ 

Abgaben entklchten, ſondern auch 

die 


auf haften den 
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die damit verbundenen perſönlichen Proͤſtationen, 
gleich anvern keiſten. (d. 19.) 
K. 34. Werden fie, letzte 
ihre Kriegsdienſte vethhi fo mäſſen fie dazu 
für fh. andere taugliche Prrfonen stellen. 
Ibre Gtundſlücke können Unteroffſciere 
1 Soldaten, ohne ſchriftliche unter dem Regi⸗ 
menteſiegel ertheilte Einwilligung des Chefs oder 
Commandeure, nicht ern, noch verpfaͤnden. 
F. 36. Capitalien und Erbſchaften ſollen ihnen, 


s ſelbſt zu thun, durch 


obne gleichmäßigen Erlaubnißſchein des Chefs oder un 


Comm 
werden. 

. 37. Beräußerungen und Verpfändungen, 
bey weichen die Berſcheift des . 35. uicht beobach⸗ 
tet worden, ſind nichtig. 

36. Zahlungen, die ohne den F. 36. vorge⸗ 
ſchriekenen Conſens geleiſtet worden, konnen nur 
den Emofoͤngern ſeloſt, oder deren Erben, nicht 
aber einem Dritten, und am wenigſten dem Regi⸗ 
mente, oder det Invalidencaſſe, die an ihr Ver⸗ 
mögen Anſpruch zu machen haben, entgegen geſetzt 
werden. 

K 39. Ueber die Zinſen der Copitalien, und 
die Einkünfte der Grundſtucke, konnen auch Unter⸗ 
officiere und gemeine Soldaten frey verfügen. 

F. 40. Auch bey der Einnahme von ihrem uͤbri⸗ 
gen Gewerbe, find fie keinen beſondern Einſchraͤn, 
kungen unterworfen. 

41. Die beſondern Rechte der Militaitper⸗ 
ſonen in Anſetzung der Verjährung, des Schul⸗ 
denmachens, der letztwilligen Verordnungen, 
ihrer Heitalhen, und der Bedermundung ihrer 
Kinder, ſind gehörigen Orts beft (Th. I. 
Dit IX. b. 522. Tit. XI. . 678% 703. Tit. XII. 
F. 177. faq. Tb. II. Dir. I. 9. 33. 38, 950. Til, XVIII. 
Abſchn, U. 


eurs, nicht in die Hande gegeben 


35 2 §. 42. 


in Anſe⸗ 
ab alen 
und Erbs 
ſchaftenz 


kn 
una am 
Tree 
ſchüfte: 


Weiber 
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$ 42. Von der Ausſetzung der Prozeſſe gegen 


Milltairperſonen bey ausgedrochenem Kriege, ine 
gleichen von der den Unterofficiers und Gemeinen 
zu ſtatten kommenden Spottulfreyheit, handelt die 
Prozeßordnung. 

Weiber und Kinder der Unterofficiere 


4 
and Finder und Soldaten, welche ſich bey ihren Männern oder 


der Mile 
tauperſo, 
nen. 


Sontoni⸗ 
nen. 


Votern in der Garniſon nicht aufhalten, bleiben 
unter dem Gerichtsſtande ihres Wohnorts. 

$ 44: Doch finden in Anſehung der Weiber die 
$. 27 36. beſtunmten Einſchraͤnkungen, wie bey 
den 5 ſtatt. 

$. 45. Rechtsangelegenheiten ſoſcher Weiber 
mit 1 5 Männern gehören, wenn auch die Frau 
ihrem Manne in die Garniſon nicht gefolgt iſt, den⸗ 
noch vor den Gerichtsſtand des Mannes. 

$ 46. Weiber, die den Männern in die Gar- 
niſon gefolgt ſind, behalten den privilegirten Ge⸗ 
richtoſtand, und die Rechte deſſelden, fo lange der 
Mann lebt, und noch wirklich zum Soldatenſtande 
gehört. 


F. 47. Iſt die Ehe einer Militairperſon durch 
richte! che Erkenntniß getrennt, oder aufgehoben 
worden: jo ſteht die Frau, wenn fie auch ſonſt nach 
allgemeinen rechtlichen Grundſätzen den Stand 
und Rang des Mannes beybehaͤlt, dennoch nicht 
mehr unter der Militair⸗, ſondern unter derjenigen 
Civilgerichtsbarkeit, welcher der Mann, wenn er 
den Abſchied erhalten hätte, unterworfen ſeyn 
wuͤrde. ’ 

F. 48. Cantoniſten, die bey dem Regimente 
noch nicht einrangirt und verpflichtet find, geboren 
nech nicht zum Soldatenſtande. 

9. 49. Doch duͤrfen ſich dergleichen leute, 
ohne Vorwiſſen des Landraths oder Magiſtrats des 
Orts, nicht aus ihrer Heimath; und ohne Bor: 

wiſſen 
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en der Cammer, nicht aus der Provinz ent: 
ernen. 

$. 50. Haben fie es dennoch gethan; und kön⸗ 
nen ſie erforderlichen Falls auch von ihren Aeltern 
und Verwandten nicht geftellt, oder nachgewieſen 
werden: fo entſteht daraus die rechtliche Vermu⸗ 
thung wider fie, daß fie, um dem Kriegsdienſte 
ſich zu entziehn, aus dem lande gegangen find. 

$. 51. Wenn Cantoniſten ohne Exlaubniß des 
Regiments, bey welchem fie eingeſchrieben find, eine 
febensart, die mit ihrer Beſtimmung zu künftigen 
Kriegsdienſten nicht beftchen kann, ergriffen haben: 
fo können fie fi damit, gegen die wirkliche Ueber⸗ 
nehmung der Kriegsdienſte, ſobald ſie dazu aufge: 
fordert werden, nicht entſchuldigen. 

H. 52. Welche Claſſen der Einwohner des Staats 
zu den Cantoniſten gehoren; und was in dieſen 
Enſſen für Entſchuldigungsurſachen von wirklichen 
Kregsdienſten art finden, iſt in den Cantonsre⸗ 
glenents verordnet. 

53. Beamte, die zwar nicht zu wirklichen Kriege 
Kriegwienſten, aber doch zum Kriegsweſen bey der beanike. 
Armee oder in der Garniſon verpflichtet find, ger 
hören zum Soldatenſtande. 


J. 54, Ob fie die Rechte der Ober⸗ oder Unter⸗ 
offlelere Aben, beftimmt der Rang, der ihnen bey 
der Armee ingewieſen iſt. 

§. 88. Sie find jedoch den Ktiegsartikeln nicht 
unterworfen; in ſo fern dieſe nur für diejenigen 
Militalrperſown gegeben find, welche zur Fahne 
zu ſchroören pflegen. 

$ 86. Die bey dem Kriegsweſen verpflichteten 
niedern Beamten und Knechte werden, ſo lange 
fie im Solde ſtehen, ven gemeinen Soldaten gleich 
geachtet. 


37 3 $ . 
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Gründe. 9. 57. Das Geſinde der Militairperionen ſieht 
zwar unter der Milttalgerichts barkeit; 

K. 88. Es iſt aber den Goſetzen des Standquar⸗ 
tiers in allen ſeinen peroͤnlichen Angelegenheiten 
unterworfen. 

59. Die davon finden Milireicfiend aemache 
ten Ausgatzmen, in Anſetung der, Teſtamente und 
ſonſt, kommen dem Geſinde nur in ſo ‚ern 106. als 
Abweſenheit oder EM 


ſonen, welche dem Lager fol⸗ 
verpflichtet zu ſeyn, 
taupe, 

55 en aber unter der Milſtafrge⸗ 
b fo lange ſie bey der Armee ſich be 
finden. 

§. 62. Sind dergleichen Perſonen bey gewiſen 
Regimentern, oder andern Kriegscords, bey dild⸗ 
lazareihen, Felgmagasinen, und Be 
ordentlich angeſtelle: ſo haben ſie nach Boſch 
heit ihres Ranges mit den H. 53. 86. beſchrebenen 
Bedienten glei che Rechte. 

. 63. 


n abgeorbı et 
en Bedienung 


einſtweilſ Abordnung, 

ten, ſo wie in ihrem Gerichts 

Ändert, 
Wie der H. 64. Der Soldatenſtand, uto die damit der 
Seldaten⸗ 


bundnen Ka: und; bösen durch den 


Tod, 


i lch, 


böre. 
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wird dieſelbe von dem Zeſtpunkte ihrer Entlaffung 
an, den Geſetzen und Gerichten des Standquac⸗ 
tiers, unter welche Ctouperſonen von gleicher Her⸗ 
kunft gehoren, unterworfen. 

§. 66. Doch behalt ein mit Offleiersrang ent: 
laſſener Bär den Gerichtsſtuud und die 
Rechte des Erimirten. 

F. 67. Was wegen entlaſſener Unteroffleiere 
und Soldaten, die ihrer Herkunft nach Gutsun⸗ 
terthanen find, Nechtens ſey, iſt un Siebenten Ti⸗ 
tel, H. 540. lag. beſt mint. 

d. 68. Alle Beamte des Staates, welche zum 
Militairſtande niche gehdren, find unter der allge⸗ 
meinen Benennung von Elvilbedlenten begriffen. 

9. 69. Dergleichen Beamte ſtetzen entweder in 
unmittelbaren Dienſten des Staats, oder gewiſſer 
demſelben untergeordneter Collegien, Corpotatio⸗ 
nen und Gemeinen. 

F. 70. Es joll niemanden ein Amt aufgetragen 
werden, der ſich dazu nicht hinlänglich qualift 
ee, und Proben ſeiner Geſchicklichkeit abge⸗ 
legt hat. 

F. 71. Wem die Beſetzung der verſchiedenen Ar 
ten bon Cibilbedienungen zukomme? wer zu der⸗ 
gleichen Bedienungen gelangen koͤnne? und was 
für Vorbereitungen und Prüfungen dazu vorherge⸗ 
ben müͤſſen ? iſt nach Verſchiedeutzeit der Faͤcher 
und Stufen ſolcher Bedienungen, durch ſpeclelle 
Geſetze und Inſtructionen beſtimmt. 

H. 72. Wer ſich durch Beſtechungen oder andere 
unerlaubte Wege in ein Amt eindringt, ſoll deſſel⸗ 
ben ſofoct wiede en. 

F. 73. Alle Verträge und Verſprechungen, wo⸗ 
durch ſemanden, gegen Zuwendung eines Amts, 
Pelvalborthelle zugeſagr, “oder wirklich eingeräumt 
worden, ſind null und nichtig. 


2334 „ 9. 74. 


m. 


Civile 


beamle. 


Be 
der 


aun 
lber. 
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F. 74: Auch Verabredungen zwiſchen einem abs 
gehenden Beamten, und deſſen Nachfolger, wo⸗ 
durch dem erſtern von den Einkuͤnften des Amts er⸗ 
was vorbehalten werden ſoll, find nur fo weit guͤl⸗ 
tig, als fie von der vorgeſetzten Behörde ausdrück⸗ 
lich genehmigt worden, 

„75. Wer wiſſentlich eine Bedienung einer 
dazu nicht tauglichen Perſon anvertraut, muß dem 
Staate, und den einzelnen Buͤrgern deſſelben, fuͤr 
allen durch die Unwiſſenheit und Untauglichkeit ei⸗ 
nes ſoſchen Bedienten entſtandenen Nachtheil gerecht 
werden. (Tit. XX. Abſchn. VIII.) 

$. 76, Niemand ſoll ſich cigenmächtig der Vers 
waltung eines Amts anmaßen, wozu er von der 
vorgeſetzten Behörde nicht angewieſen worden. 

9. 77. Wer dieſes thut, und vermöͤge eines ſol⸗ 
chen Amts Handlungen vornimmt, zu welchen er 
nach den Geſetzen uberhaupt nicht qualiſſcirt iſt, 
deſſen Handlungen ſind unkraͤftig. 

9. 78. Mangelt es ihm nicht an den erforderli⸗ 
chen Eigenſchaften zu Handlungen dieſer Art uͤber⸗ 
haupt; fo können zwar feine Handlungen, zum 
Nachtheile der Parteyen, in der Regel, und wo 
nicht beſondere Geſetze ein Anderes vorſchreiben, fuͤr 
nichtig nicht angeſehen werden. 

J. 79. Er hat aber, auch in biefem Falle, nach 
Verhältniß des Grades feiner Schuld, bey der uns 
gebährlichen Anmaßung des Amts; feiner aus den 
Umſtänden ſich ergebenden unerlaubten Abſicht das 
bey; und der aus der Anmaßung entſtandenen ſchaͤd⸗ 
lichen Folgen, wenn nicht beſondere Geſetze die 
Ahndung näher beſtimmen, willkührliche Geld⸗ 
oder Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

$. 80. Alles, was der unbefugte Anmaßer bey 
Gelegenheit der von ihm unternommenen Amts⸗ 
handlungen empfangen hat, muß er zurückgeben. 


sa 
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$. 91, Niemand ſoll, bey Zehn bis Dreyhun⸗ 
dert Thalern fiskaliſcher Geldſirafe, ſich eines 
Amts anmaßen, welches ihm nicht auf eine der 
eingeführten Ordnung gemaͤße Art übergeben 
worden. 

F. 82. Allen Schaden, welcher aus ſolchen uns 
gebührlichen Anmaßungen fuͤr den Staat oder eis 
nen Dritten entſteht, muß er erſetzen. 

9. 83. Wer einem Caffenbedienten die Caſſe 
uͤbergiebt, ehe und bevor die Amtscaution deſſel⸗ 
ben berichtigt worden, iſt fuͤr allen daraus entſtan⸗ 
denen Schaden verhaftet. 

F. 84. Titel und Rang, welche mit einem Amte 
verbunden ſind, werden, nebſt den davon abhan⸗ 
genden Vorrechten, ſchon durch die darüber ausge- 
fertigte Beſtallung verliehen. 

§. 85, Die Rechte und Pflichten der Civilbe⸗ echte un 
dienten, in Beziehung auf das ihnen anvertrauete Michten 
Amt, werden durch die darüber ergangenen beſon n ee 
dern Geſetze, und durch ihre Amtsinftructionen, be- dung ihres 
ſtimmt. l. 

H. 86. Niemand ſoll ſein Amt zur Beleidigung 
oder Bevortheilung Anderer mißbrauchen. 

$ 87. Was ein Beamter vermoͤge feines Amts, 
und nach den Vorſchriften deſſelben unternimmt, 
kann gegen ihn als eine Privatbeleidigung nicht ge⸗ 
tuͤgt werden. 5 

F. 88. Wer ein Amt übernimmt, muß auf die 
pflichtmaͤßige Führung deſſelben die genauefte Auf: 
merkſamkeit wenden. 

g. 89: Jedes dabey begangene Verſehen, wel⸗ 
ches bey gehöriger Aufmerkſamkeit, und nach den 
Kenntniſſen, die bey der Verwaltung des Amts er- 
fordert werden, hätte vermieden werden konnen und 
ſollen, muß er vertreten. 

H. 90. Vorgeſetzte, welche durch vorſchrifta⸗ 
mäßige Aufmerkſamkeit die Amtsvergehungen 

35 8 ihrer 
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ihrer Untergebenen Gärten hindern können, find 

1 fuͤr den aus Vernachläßigung deſſen entſtehenden 
Schoden, ſowogl dem Staate, als einzeſnen Pri⸗ 

1 vatbperſonen, welche darunter leide, ber haftet. 

| $. 91. Doch A RS allen (g, 39: 90) 


res geßwif 


N gen Folgen e 
den konte, m 
F. ter darf den zur Ausübung 


ſeines Amts ihm angewirſenen Wohnort ohne Vor⸗ 
it nigung ſeiner Vorgeſetten ver⸗ 


N 

| Er 
| K 93, In wie fern zu bloßen Reiſen und Ent⸗ 
nungen auf eine eite die Erkaubniß der un: 
eſetzten erforderlich 
jeden Claſſe von Beamten 
ern Geſeßen und Amtsin⸗ 
i beſtimmen. 


N Biß der enigen Inſtanz, von welcher die 
bung, B r, muß auch die Ente 
1 1 und Berab 
3 ng folf nur alsdann, wenn 
btheil für das "gemeine 
14 forgen iſt, verſagt werden. 
.d Kut Doch hat, auch in dieſem Falle, der B 


durch die Verſagung des Abſch 
des ne fi), Gilegenbeit zu feiner erlaubten V 
beſſerung entgeht, billige Entſchaͤdigung dafuͤr vom 
Staate zu erwarten.] 

F. 97. In keinem Falle aber darf der abgehende 
. Beamte feinen Poſten eher verlaſſen, als bis wegen 
Wiedetbeſe ung oder einſtweiliger Verwaltung deſ⸗ 
j ſelben Verfü; getroffen iſt. 
| §. 98. K oegeſetzter oder Depaktements⸗ 
Chef kann einen Civubedienten, wider feinen Wil⸗ 
hl len, einſeitig entſetzen oder verabſchieden. 


9. 99. 
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F. 99. Vielmehr muß er, wenn die Verabfchies 
dung nörhig gefunden wird, den Beamten mit ſei⸗ 
ner Erklarung oder Verantwortung darüber ord⸗ 
nung maͤßig hören, und die Sache zum Vortrage 
im verſammelten Staatsrathe befördern. 

$ 100: Was dieſer durch die Mehrheit der 
Stimmen beſchließt, dabey bat es lediglich fein Be 
wenden. 

$. 101. Doch muß bey Bedienungen, zu wel⸗ 
chen die Beſtaßung von dem landesherrn ſelbſt volle 
zogen wird, ein auf Entſetzung oder Entlaſſung 
ausgeſallner Beſchluß des Staateraths, jedesmal 
dem Sandesgeren zur unmittelbaren Prüfung und 
Beſtaͤtigung vorgelegt werden. 

H. 102. Amtsverbindungen, deren Daner durch 
die Natur des Geſchaftes, oder durch ausdrüͤckli⸗ 
chen Vorbehalt, auf eine gewiſſe Zeit eingeſchränkt 
iſt, erloſchen mit dem Ablaufs diefer Zeit von ſeſbſt. 

G. 97.0 

F. 103. Was bey Entſetzung oder Entlaſſung 
der Juſtizbedienten ſtatt finde, iſt im Siebenzehn⸗ 
ten Titel, und in der Prozeßordnung beſtimmt. 

H. 104. Civilbediente werden in ihren Pripatan Rechte der 
gelegenteiten nach eben den Geſetzen und Rechten, diane n, 
wie andre Bürger des Staats, beurthellt. ibren Pri, 

F. 108. Königliche Beamte hoben ſich, als ri Mini 
mirte, eines privilegirten Gerichtsſtandes zu er⸗ 8 
freuen. (Tit. XVII.) 

$ 1086. Sie ſtehen unter eben den Geſetzen, wel⸗ 
chen die ubrigen von der gemeinen Gerichtsbarkeit 
ausgenommenen Perſonen derſelben Provinz oder 
deſſelben Orts unterworfen ſind. 

F. 10% Sie behalten dieſe Rechte, wenn auch 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit über ſie einem 
Untergerichte aufgetragen (delegirt) worden. 

$. 108. Beamte, die nicht unmittelbar in den 
Dienſten des Staats, ſondern andrer demſelben 

unter: 


724 Zweyter Theil. Zehnter Titel. 


untergeordneten Collegien, Corporationen und Ge⸗ 
meinen ſtehen, haben in der Regel keinen priviles 
girten Gerichtsſtand, und werden nach den Geſetzen 
ihres Wohnorts beurtheilt. 

$. 109. In ſofern jedoch dergleichen Beamte ad⸗ 
lichen Standes, ober vom Landesherrn mit einen 
Charakter bekleidet find, genießen fie, gleich den 
Königlichen Beamten, die Rechte des privilegirten 
Gerichtsſtandes. 

$. 110. Ein Gleiches findet in Anſehung derjeni⸗ 
gen ſtatt, dir eine Königliche und eine ander Eivils 
bedienung zugleich verwalten. 

. 111. Ausnahmen von den §. 109. 110 feſtge⸗ 
ſetzen Regeln muſſen durch beſondere Privilegia 
und Verordnungen nachgewiesen werden. 

H. 172. Aich in Rücklicht auf bürgerliche Rechte, 
Saften und Pflichten, find Königliche Beamte als 
Erimirte zu betrachten. 

9. 113. Andre Civilbediente koͤnnen ſich einer 
ſolchen Exemtion nicht anmaßen, wenn ihnen die⸗ 
ſelbe nicht beſonders ausdrücklich verliehen worden. 


Bon gele- F. 114. Wenn mehrere Beamte in ein Collegium 


800 der. 
Lamten. 


„ zuſammen gezogen ſind: jo gilt wegen ihrer Ver⸗ 
ſammlungen, Berathſchlagungen und Schluͤſſe, in 
der Regel eben das, was im Sechſten Tırel von df- 
fentlichen Geſellſchaften und Corporationen vers 
ordnet iſt. 

F. 115. Doch können dergleichen Collegia, die 
von dem landesherrn, oder ihrer vorgeſetzten Ins 
ſtanz gemachten Einrichtungen, auch durch einmü⸗ 
thige Beſchluͤſſe, nicht ändern. 

9 116. Eben fo wenig können fie über Grund⸗ 
ſtuͤcke, Gerechtigkeiten, Eapitalien und Einkünfte 
des ganzen Collegii eigenmächtig Verfuͤgung 
weffen. 


. 117. 


Von den Dienern des Staats. 725 


$. 117. Ueber die Rechte des Collegit konnen 
ſie, ohne Genehmigung der vorgeſetzten Inſtanz, 
keinen Vergleich ſchließen. 

d. 118. Gegenſtaͤnde, welche zur Behandlung 
des Collegli gehören, muͤſſen nach der Mehrheit der 
Stimmen entſchieden werden. 

$. 119. Auch der unmittelbare Vorgeſetzte des 
Collegit muß in Sachen, die zur collegtaliſchen Be 
arbeitung gehoren, der Mehrheit der Stimmen ſich 
unterwerfen. 

$. 120. Dem Vorgesetzten des Collegii kommt 

nur das Recht zu, die Stimmen zu fammien, 
und den Schluß nach der Mehrteit derſelben abzu⸗ 
faſſen. 
f „ 128 Wenn aber die Stimmen der Mitalie: 
der uber einen Gegenſtand der Berathſchlagun⸗ 
gen gleich ſind: ſo giebt er durch die feinige den 
Ausſchlag. 

$. 122. Aeußere Ordnung bey dem Collegio, 
und was dahin gehört, Hänge lediglich von der Di⸗ 
rection des Vorgeſetzten ab. 

$. 123. Doch darf er von der bisherigen Orb: 
nung nicht abgeben, wenn durch eine Verönderung 
der lauf der Geſchaͤfte unterbrochen oder aufg hal⸗ 
ten wuͤrde. 8 

$. 124. Die dem Colegio ausdrücklich vorge 
ſchriebene Inſtruction darf er eigenmoͤchtig nicht 
ändern, 

. 125. Die FH. 120: 121. beſtimmten Verhoͤlt⸗ 
niſſe des Vorgeſetzten bey der Stimmenſammluug, 
kommen auch demſenigen zu, welcher bey der Ab⸗ 
weſenhelt des Erſtern deſſelßen Stele verteitt 

F. 126. Dagegen darf dergleichen bloß einſtwel⸗ 
liger Voraeſetzter in der bisher bey dem Collegie 
beobachteten Ordnung nichts ändern: 


6. 127. 


Aargeſedte 
folcher, 
Collien. 


Vertre⸗ 


kame 


r 
Sinti: 


keit. 
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$ 127. Geſchäfte, welche dem ganzen Cellegio 
obliegen, muͤſſen von allen Mitgliedern deſſelben 
vertreten werden. 

§. 128. In wie fern die Mitglieder für einen 
durch Vorſaß oder Verſehen entſtandenen Scha⸗ 
den, als Milſchuloner, oder ein jeder nur für . 
nen Antbeil, haften, iR nach allgemeinen geſe 
lichen Vorſchriften zu biſtimmen. (Th. J. Dit. M. 
§. 29. (ag) 


29, Kann in Fällen, wo ſedes Mitglied nur 
für ſeinen en l haftet, von einem oder dem an⸗ 
&digung nicht bey⸗ 
fo müffen die übrigen denſelben 
zu gleichen Theilen vertreten. 

$. 130. Der Einwand, daß ein Verſehen durch 
den unrichtigen Vortrag eines Mitglieds; oder 
durch die von demſelben geſche hene Arfaſſung einer 
dem Schluſſe des Collegti 


nicht gemäßen Verfü⸗ 
gung; oder durch andere Pflichtwidrigkeiten oder 
Gel ifigfeiten deſſelben entſtanden ſey, befreyt 
das Collegium nicht von der Einlaſſung auf die 
Klage. 
H. eh Findet ſich aber bey der Unterſuchung, 
daß dieſer Einwand feine Richtigkeit habe; fo muß 
der Kläger an dasjenige Mitglied, welches ſolcher⸗ 
geſtalt das Verſehen unmittelbar begangen hat, vor⸗ 
züglich fich halten. 

F. 132... Nächft dieſem haftet der Vorgeſetzte, 
wenn er durch Anwendung der ihm vermdge feines 
Amtes obliegenden Aufmerkſamkeit, (F. 900 das 
vorgefallene Verſehen hätte verhäten oder abwenden 
können und ſollen, 

$. 133. Die Übrigen Mitglieder haften nur, in 
Ermangelung bender, und nur in ſo fern, als beſon⸗ 
dre Geſetze ihnen eine vorzuͤglich eigne Aufın 
ſannkeit auf die Handlungen ihrer Collegen bey 
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Geſchäften dieſer Art, ausdrücklich zur Pflicht ger 
macht haben. 

H. 134, Hat der Vorgeſeßzte bas Geſchaͤft ohne 
Zuziehung des Collegif, oder nur 19 Zuziehung 
einiger Mitglieder vorgenommen: iſt derſelde 
nur allein, oder nur mit den en Mirglier 
dern verantwortlich. 

$ 135. Die nicht zugezogenen Mitglieder find 
nur alsdann zur Vertretung gehalten, wenn hier⸗ 
naͤchſt das G dem Collegio vorgetragen, 

und zu einer Zeit, da dem Verſoben noch abge⸗ 
bolfen werden konnte, von ſelbigem genehmigt 
worden. 

9. 136. 


36. Hat das Collegium die Beſorgung der 
verſchiedenen Ösichäfte unter fine Mic: 
glieder eigen ſo ‚ändert, Diefes 
nichts in der Dertretungsverkindlichfeit, der Mit⸗ 
glieder gegen die Partey. 

9. 137. Doch bleibt den übrigen der Regreß 
gegen diejenigen Mitglieder vorbehalten welche 
die Beſorgung des Geſchaͤfts ausſchließen 
nommen, und dabey das Verſehen begangen 
haben. 

F. 138. Sind aber durch Geſetze, Amtsinſtru⸗ 
ctionen, oder höhere Anweiſungen, gewiſſe Arten 
von Geſchaͤften einem oder etlichen Mitgliedern zur 
ausſchließenden Beſorgung angewieſen: fo muͤſſen 
dieſe für ein dabey begangenes Berſehen, und zwar 
wenn ihrer mehrere ſind, nach Vorſchrift H. 127. 128. 
129. haften. 5 

$. 139. Iſt dem einen die eigentliche Beſorgung 
des Geſchaͤfts, den übrigen aber eine beſondre U: 
ſicht über ihn foichergeftale angewiesen: jo werden 
letztere nue für Vernachläfigung viefer Aufſicht ver⸗ 
antwortlich. 

§. 140. Sind dergleichen zu einem gewiſſen 
Geſchäfte beſonders verordnete Mutzlieder oder 

0 Subal⸗ 
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Subalternen zum Schadenserſatze nicht vermögend, 
fo haften der Vorgeſetzte, und die Übrigen Mitglie⸗ 
der, nur in ſo fern, als bey der Auswahl oder Be⸗ 
ſtellung des Subjefts ein grobes oder mäßiges Ver⸗ 
ſehen begangen, oder die über das Geſchäft zu fuͤß⸗ 
rende allgemeine Aufſicht vernachläßigt worden. 

H. 143. In keinem Falle find Mitglieder eines 
Collegii zur Vertretung gehalten, wenn ihnen bey 
dem Geſchafte, worin das Verjehen vorgefallen ift, 
kein Votum zukam; 

§. 142. Auch alsdann nicht, wenn fie mit Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung des Vorgeſetzten abwe⸗ 
ſend waren; 

$. 143. Ferner alsdann nicht, wenn fie durch 
Krankheit der Verſammlung des Collegit beyzuwoh⸗ 
nen verhindert worden; 

$ 144. Endlich alsdann nicht, wenn fie übers 
stimmt worden, und ihr Votum ſchriftlich, unter 
Anführung det Gruͤnde, zu den Akten gebracht 

gaben. 

3 H. 145. Auch die Erben der Mitglieder haften 
für den dem Erklaffer obliegenden Erſatz eben fü, 
wie für andere Schulden deſſelben. 


Eilfter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Kirchen 
und geiſtuuchen Geſellſchaften. 


F. 2. Jedem Einwohner im Staate mufi eine 
vollkommene Glaubens und Ge wiſſensfreyheit 
geſtattet werden. 

$. 3. Niemand iſt ſchuldig, über feine Privat⸗ 
meinungen in Religionsſachen Vorſchriften vom 
Staate anzunehmen. 

$. 4. Niemand foll wegen feiner Religlonsmei⸗ 
nungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, vers 
ſpottet, oder gar verfolgt werden. 

H. 5. Auch der Staat kann von einem einzelnen 
Unterthan die Angabe: zu welcher Religionspartey 
ſich derſelbe bekenne, nur alsdann fordern, wenn 
die Kraft und Guͤltigkeit gewiſſer bürgerlichen 
Handlungen davon abhängt. 

$. 6. Aber ſelbſt in dieſem Falle können mit dem 
Geſtaͤndniſſe abweichender Meinungen nur diejeni⸗ 
gen nachthelligen Folgen für den Geftehenden vers 
bunden werden, welche aus feiner, dadurch, vers 
möge der Geſetze, begründeten Unfähigteit zu gemife 
fen buͤrgerlichen Handlungen oder Rechten von 
ſelbſt fliegen. 

$. 7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen 
Gottesdienſt nach Gulfiaden anordnen. 

H. 8. Er kann aber Mitglieder, die einer an: 
dern Religionspartey zugethan find, zur Beywoh⸗ 
nung deſſelben wider ihren Willen nicht anhalten. 

Altem. G. ſegb. IV. Band. Aaa 9. 9. 


Dom haus 
lichen Set 
tesbieuſte. 


Orundſatz. 


dellchasten. w 
w 


Defenttich 
auf en om 
wen. 
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$. 9. Heimliche Zufammenfünfte, welche der 
Ordnung und Sicherheit des Staats gefährlich 
werden konnten, ſollen, auch unter dem Vorwande 
des häuslichen Goltesdlenſtes, nicht geduldet 
werden. 

$. 10. Wohl aber können mehrere Einwohner 
des Staats, unter deſſen Genehmigung, zu Rell⸗ 
gionsuͤbungen ſich verbinden. 

$ 17. Religionsgeſellſchaften, welche ſich zur 
offentlichen F des Gottestienfies verbunden 
haben, werden Kirchengeſellſchaften genannt. 

§. 1e. Dirjenigen, welche zu gewiſſen andern 
beſondern Religionsübungen v. t ſind, führen 
den Namen der geiſtlichen Geſellſchaften. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Kirchengeſellſchaften überhaupt, 


§. 13. Jede Hirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, 
ihren Mitglte urcht gegen die Gottheit, 
Giehorfam gegen die Gesetze, Treue gegen den 
Staat, und ch gute Geſinnungen gegen ihre 
itbuͤrger ein, 


e, welche dieſem zu⸗ 
e nicht gelehtt, und 


Nur der Staat hat das Recht, derglei⸗ 
rundſatze, nach angeſtellter Prüfung, zu 
en, und deren A tig zu unterſagen. 
H. 16. wameinungen einzelner Mitglieder 
machen ein ſellſchaft nicht verwefflich. 
im Staale ausdrücklich aurgenom⸗ 
Kllichaften haben die Rechte privi⸗ 
lesitter Corporattonen. 

Kas. 
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$. 18. Die von ſhnen zur Ausübung ihres Got⸗ 
tetdienſtes gewidmeten Gebäude werden Kirchen 
genannt; und find als privilegirte Gebaͤude des 
Staats anzuſchen. 

$. 19. Die bey ſolchen Kirchengefellfchaften zur 
Feyer des Gottesdlenſtes und zum Religionsunter⸗ 
richte beftellten Perſonen, haben mit andern Beam⸗ 
ten im Staate gleiche Rechte. 

§. 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche der Geduldete 
Staat genehmigt, ihr aber die Rechte öffentlich auf, 
genommener SKırchengefillihafeen nicht beynelegt 
hat, genießt nur die Bejugniffe geduldeter Geſell⸗ 
ſchaften. (Tit. VI. H. 11. 404.) 

K. 21. Jede Kirchengeſellſchaft, dle als ſoſche 
auf die Rechte einer geduldeten Anſpruch machen 
will, muß ſich bey dem Staake gebührend melven, 
und nachweiſen, daß die von ihr gelehrten Meinan⸗ 
gen nichts enchalten, was dem Grundſatze des H. 13. 
zuwider läuft, 

$. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft iſt 
die freue Ausuͤbung ihres Privat Gottesdienſtes 
verſtattet. 

F. 23. Zu dleſer gehört die Anſtellung gottes⸗ 
dienſtlicher Zuſammenküͤnfte in geweſſen dazu ber 
ſummten ‚Gebäuden, und die Ausübung der ihren 
Meligtonegrundfatzen gemäßen Genräuche, ſowohl 
in dieſen Zuſammenkuͤnften, als in den Privatwoh⸗ 
nungen der Weicglieder. 

9. 24. Eine bloß geduldete Kirchengeſellſchaft 
kann aber das Eigenchum ſolcher Gebäude ohne 
beſondre Erlaubniß des Staats nicht erwerben. 

F. 23. Ihr iſt nicht gestattet, ſich der Glocken 
zu bedienen, oder Öffentliche Feherlichkeiten außer⸗ 
halb den Mauern ihres Verſammlungshauſes anzu⸗ 
ſtellen. 


Aaa 2 H. 28. 


Nerhälts 
hi ber 
Kirchenger 
feitfehafren 
San ben 
Staat; 
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$ 26. Die von ihr zur Feyer ihrer Religions, 
handlungen befiellten Perſonen genießen, als ſolche, 
keine beſondere perſdnliche Rechte. 

$. 27. Sowohl öffentlich aufgenommene, als 
bloß geduldete Religions: und Kirchengeſellſchaften 
muͤſſen ſich, in allen Angelegenheiten, die fie mit 
andern bürgerlichen Geſellſchaften gemein haben, 
nach den Geſetzen des Staats richten. 

$. 28. Dieſen Geſetzen find auch die Obern, 
und die einzelnen Mitglieder in allen Vorfällen des 
buͤrgerlichen Lebens unterworfen. 

$. 29. Soll denſelben, wegen ihrer Religions: 
meinungen, eine Ausnahme von gewiſſen Geſezen 
zu ſtatten kommen: ſo muß dergleichen Ausnahme 
dom Staate ausdrücklich zugelaſſen ſeyn. 

F. 30. Iſt dieſes nicht geſchehen; fo kann zwar 
der Anhänger einer ſolchen Religionsmeinung et⸗ 
was gegen feine Ueberzeugung zu tdun nicht gezwun⸗ 
gen werden; 

. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, 
welche die Geſetze mit ihrer unterlaſſenen Beobach⸗ 
tung verbinden, ſich gefallen laſſen. 

§. 32. Die Privat: und öffentliche Religions⸗ 
übung einer jeden Kirchengeſellſchaft iſt der Ober⸗ 
aufſſcht des Staats unterworfen. 

H. 33. Der Staat iſt berechtigt, von demjeni⸗ 
gen, was in den Verſammlungen der Kirchenge⸗ 
ſellſchaft gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß 
einzuziehen. 

F. 34. Die Anordnung öffentlicher Bete, Dank⸗ 
und andrer außerordentlichen Feſttage hänge allein 
vom Staate ab. 

$. 35. In wie fern die bereits angeordneten 
Kirchenfeſte mit Einſtellung aller Handarbeiten und 
bürgerlichen Gewerbe begangen werden ſollen, oder 
nicht, kann nur der Staat beſtimmen. 


$. 36. 
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F. 36. Mehrere Kirchengeſellſchaften, wenn fie gegen ans 
geih zu einerlen Religtonspartey gehören, ſtehen gen Kiel, 
ennoch unter ſich in keiner nothwendigen Verbin- schaften. 

dung. 

F. 37. Kirchengeſellſchaften duͤrfen fo wenig, als 
einzelne Mirglieder derſelben, einander verfolgen 
oder beleidigen. 

$. 36. Schmaͤhungen und Erbitterung verur⸗ 
ſachende Beſchuldigungen muͤſſen durchaus vermie⸗ 
den werden. gegen, ihre 

J. 39. Proteſtantiſche Kirchengeſellſchoften des Nitalier 
Angsburafhen Olaubensbefeunrnifiee follen ihren der. 
Dlrgfiedern wechſelſeitig die Theilnahme auch an 
ihren eigenthamlichen Religionshandlungen nicht 
verſagen, wenn dieſelben keine Kirchenanſtalt ihrer 
eigenen Religionspartey, deren ſie ſich bedienen 
konnen, in der Mähe haben. 

F. 40. Jedem Bürger des Staats, weſchen die 
Geſetze faͤhig erkennen, für ſich ſelbſt zu urthei⸗ 
len, ſoll die Wahl der Religionspartey, zu wel⸗ 
cher er ſich halten will, frey ſtehn. (Tit. 1. 
$. 74 faq.) 

F. 41. Der Uebergang von einer Religionspar⸗ 
tey zu einer andern geſchieht in der Regel durch 
ausdruͤckliche Erklärung. 

F. 42. Die Theilnehmung an ſolchen Reli⸗ 
gionshandfungen, wodurch eine Partey ſich von 
der andern weſentlich unterſcheidet, hat die Kraft 
einer ausdrücklichen Erklärung, wenn nicht das 
Gegentheil aus den Umſtaͤnden deutlich erhellet. 


. 39.) 

F. 43. Keine Religionspartey fol die Mitglie: 
der der andern durch Zwang oder fiftige Uleber⸗ 
redungen zum Uebergange zu verleiten ſich an⸗ 
maßen. 


Aaa 3 F. 44. 
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F. 44. Unter dem Vorwande des Religions⸗ 
eifers darf niemand den Hausftieden flören, oder 
Familienrechte kranken. 


$. 48. Keine Kirchengeſellſchaft iſt befugt, ihren 
Mitgliedern Glaubensgeſetze wider ihre Ueberzeu⸗ 
gung aufzudringen. 

F. 46. Wegen der äußern Form und Feyer 
des Gottesdienſtes kann jede Kirchengeſellſchaft 
dienliche Ordnungen einführen, 

H. 47. Dergleichen Anordnungen muͤſſen je⸗ 
doch dem Staate zur Prüfung, nach dem F. 13. 
beſtimmten Grundfatze, vorgelegt werden. 

F. 48. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit 
andern Poltzengeſetzen gleiche Kraft und Verbind⸗ 
lichkeit. 

F. 49. Sie koͤnnen aber auch ohne Genehmigung 
des Staats nicht verändert, noch wieder aufgeho⸗ 
ben werden. 

F. 50. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft 
iſt ſchuͤdig, ſich der darin eingeführten Kirchen⸗ 
zucht zu unterwerfen. 

$. 51. Derafichen Kirchenzucht fell bloß zue 
Abſtellung offentlichen Aergerniſſes abzielen. 

. 52. Sie darf niemals in Strafen an leib, 
Ehre, oder Vermdgen der Mitalieder ausarten. 

H. 53. Sind dergleichen Strafen zur Aufrecht⸗ 
haltung der Ordnung, Ruhe und Sicherheit in der 
Kirchengeſellſchaft nothwendig: fo muß die Verfie 
gung der vom Staate geſetzten Obrigkeit Übers 
laſſen werden. 

F. 84. Wenn einzelne Mitglieder durch öffent: 
liche Handlungen eine Verachtung des Gottesdien⸗ 
ſtes und der Neligionsgebräuche zu erkennen ge⸗ 
ben, oder andre in ihrer Andacht ſtöhren: fo iſt 
die Kirchengeſellſchaft befugt, dergleichen uns 
wuͤrdigen Mitgliedern, ſo lange ſie ſich nicht 

beſſern, 
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beſſern, den Zutritt in ihre Verſammlungen zu 
verſagen. x 

H. 55. Wegen bloßer von dem gemeinen Olıu: 
bensbekenntniſſe abweichender Meinungen, kann 
kein Mitglied ausgeſchloſſe 

F. 56, Wenn über die Rechtm. 
ſchlleßung Streit entſteht; ſo gebühr 
dung dem Staake. 

F. 87. So weit mit einer ſelchen Ausſchli, 
ſung nachthedtae Folgen für die buͤrgerliche Ehre 
des Ausgeſchleſſenen verbunden ſind, muß vor de⸗ 
ren Veromaſſung die Genehmigung des Staats 
eingeholt werden. 


Zweyter Abſchnitt. 


Von den Mitgliedern der Kirchengeſell 
ſchaften. 


H. 58. Die Kirchengeſeſchaft beſteht aus geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Mitgliedern. 

F. 59, Diejenigen, welche bey einer chriſtlichen geile 
Kirchengemelne zum Unterrichte in der Religion, Dit 
zur Beſorgung des Gottesdienſtes, und zur Ber- 
waltung der Sacramente beſtellt find, werden Geiſt⸗ 
liche genannt. 

F. 60. Niemand darf ohne Vorwiſſen und Ge- Erforder: 
nehmigung derjenigen, deren Einwilligung zur Ale 
Wel einer Sebensart erfordert wird, zu einem e 
geistlichen Amte ſich beſtimmen. (Tit. I. $. 10g. 
faq. Tie. XVIII. Abſchn. VI.) 

F. 61. Ohne vorhergegangene genaue Prüfung 
feiner Kenntniſſe, und feines bisher geführten Wan⸗ 
dels, ſoll niemand zu einem geiſtlichen Amte gelaſ⸗ 
ſen werden. 9 

$. 62. Die Übrigen Erforderniſſe zu einem 
geiſtlichen Amte bleiben, nach Verſchiedenheit der 
Religionsparteyen, den vom Staate genehmigten 

Aaa 4 Grund⸗ 


t die Entſchei⸗ 
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Grundgeſetzen und Verfaſſungen derſelben vor⸗ 
behalten. 5 

Delalung. H. 63. Die Befugniß zur Ausübung aller geiſt⸗ 
lichen Amtsverrichtungen wird durch die Ordina⸗ 
tion verliehen. 

$. 64. Landesunterthanen follen, ohne beſondere 
Erlaubniß, die Ordination zu geiſtlichen Aemtern 
bey auswärtigen Behörden nicht nachſuchen oder 
annehmen. 

$. 65. Die Ordination ſoll niemanden ertheilt 
werden, ehe er ein geiſtliches Amt, welches ihm 
feinen Unterhalt gewahrt, zu ubernehmen Gelegen⸗ 
heit hat. 

5 H. 66. Die beſondern Rechte und Pflichten eines 

in Ane, katholiſchen Prieſters, in Anſehung feiner geiſtlichen 

. Amtsverrichtungen, find durch die Vorſchriften des 
Canoniſchen Rechts; der proteſtantiſchen Geiſt⸗ 
lichen aber, durch die Conſiſtorial⸗ und Kirchenord⸗ 
nungen beſtimmt. 

F. 67. Alle Geiſtliche müffen ſich, bey Verluſt 
ihres Amts, eines ehrbaren und dem Volke unan⸗ 
ſtoßtgen bebenswandels vorzüglich befleifigen. 

F. 68. Auch in gleichgältigen Dingen muͤſſen fie 
alle Gelegenheit zum Anſtoße für die Kirchengemeine 
forgfältig vermeiden. 

H. 69. Aller zudringlichen Einmiſchungen in 
Privat- und Familienangelegenheiten müffen fie ſich 
enthalten. 

F. 70. Durch vorſichtiges und ſanftmüthiges 
Betragen müffen fie die Siebe und das Vertrauen 
der Gemeine zu erwerben ſuchen. 

$. 71. Ueberhaupt muͤſſen fie in ehre und Wan⸗ 
del ihren Zuhörern mit einem guten Beyſpiele der 
Sanftmuth und Verträglichkeit, ſelbſt gegen frem⸗ 
de Religlonsverwandte, vorgehn. 


9. 72. 
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F. 72. Auch die Perſonen, welche zu ihrer Ras 
milie gehören, müͤſſen fie zu einer ordentlichen, ſtil⸗ 
len und beſcheidenden Aufführung anhalten. 

$. 73. In ihren Amtsvortraͤgen, und bey dem 
offentlichen Unterrichte, muͤſſen fie, zum Anſtoße 
der Gemeine, nichts einmiſchen, was den Grund⸗ 
begriffen ihrer Religionspartey widerſpricht. 

F. 74. In wie fern fie, bey innerer Ueberzeu⸗ 
gung von der Unrichtigkeit dieſer Begriffe, ihr Amt 
dennoch fortſetzen koͤnnen, bleibt ihrem Gewiſſen 
uberlaſſen. 

§. 75. Auch außer der Kirche mäffen Geiſtliche, 
denen die Seelſorge bey einer Kirchengeſellſchaft 
anvertraut iſt, an der Belehrung und moralichen 
Beſſerung ihrer Mitglieder unermuͤdet arbeiten. 

$. 76. Zu Privatermahnungen, in fo fern die⸗ 
ſelben mit Sanftmuth und Beſcheidenheit geſche⸗ 
ben, ſind ſie berechtigt. 

$. 77. Wenn fie einem Mitgliede der Gemeine 
ſeine Vergehungen ins Geheim vorhalten: ſo ſind 
fie nicht ſchuldig, die Quelle ihrer davon erhaltenen 
Nachrichten anzugeben. 

$. 78. Dergleichen geheime Vorhaltungen fol 
len niemals für Injurien angeſehen werden. 

F. 79. Fehlen fie dabey aus Mangel an Sanft- 
muth und Beſcheidenheit: ſo muͤſſen die geiſtlichen 
Obern ſie deshalb zurechtweiſen. 

$. 80. Was einem Geistlichen unter dem Sie 
gel der Beichte, oder der geiſtlichen Amtsverſchwie⸗ 
genheit anvertraut worden, das muß er, bey Ver⸗ 
luſt feines Amts, geheim halten. 

F. 81. Auch zum gerichtlichen Zeugniſſe über 
den Inhalt ſolcher Eröffnungen kann ein Geiſtlicher, 
ohne den Willen desjenigen, der ihm dieſelben an⸗ 
vertrauet hat, nicht aufgefordert werden. 


Aa a 5 $. 82. 
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H. 82. So weit aber die Offenbarung eines fol: 
chen Geheimniſſes nothwendig iſt, um eine dem 
Staate drohende Gefahr abzuwenden; oder ein 
Verbrechen zu verhüten, oder den ſchäͤdlſchen Fol⸗ 
gen eines ſchon begangenen Verbrechens abzuhelfen, 
oder vorzubeugen, muß der Geistliche daſſelbe der 
Obrigkeit anzeigen. 

F. 83. In oͤffentlichen Vorträgen muß jeder 
Geiſtliche aller perſonlichen Anzuͤglichkeiten ſich 
enthalten. 

F. 84. Schilderungen der in einer Gemeine 
berrſchenden fafter find keine Anzuͤglichtetten. 

H. 85, Sie arten aber darin aus, wenn Perſo⸗ 
nen genannt, oder durch individuelle Nebenum⸗ 
fände kundbar gemacht werden. 

F. 86, Kein Göiſtlcher darf einenmächtig der 
gend ein Mitglied der Gemeine von Beywohnung 
des Gottesdlenſtes, oder von den Sacramenten 
aus ſchließen. 

H. 87. Findet er Bedenken, jemanden zuzulaß⸗ 
ſen; ſo muß er demſelben dies Bedenken in Zeiten 
mit vernuͤnftiger Schonung eröffnen. 

F. 88. Beſteht derſelde dennoch auf feiner Zur 
laſſung, fo muß der Geiſtliche den Vorfall, mit 
Verſchweigung des Namens, ſeinen geiſtlichen 
Obern anzeigen, und nach deren Vorbeſcheſdung 
ſich achten. 

H. 89. Nur in Fällen, wenn jemand zu einer 
gottesdienſtuchen Handlung in der Trunfenheit, 
in anftöfiger und uͤrgerlicher Kleidung, oder ſonſt 
in einem Zuſtande ſich darſtellt, in welchem er 
ohne offenbaren Anſtoß und grobes Arrgermiß der 
Gemeine, oder feiner Mitgenoſſen bey dieſer Hand⸗ 
jung, nicht zugelaſſen werden kann, mag der Ger 
liche einen ſolchen Menſchen, bis auf weitere Bits 
fuͤgung der Behörde, zuruͤckweiſen. 


b. 90. 
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F. 90. Der einmal zurückgewieſene (F. 87. 89.) 
muß die Vorbeſcheidung der geiſtlichen Obern 
abwarten. 

. 91. Kein Gelſtlicher kann ein Mitglied der 
Gemeine zur Beywohnung des Gottesdienſtes, und 
zum Gebrauche der Sacramente, durch äuſſern 
Zwang anhalten. 

F. 92. Auch zu Haus- und Krankenbeſuchen 
darf er ſich niemanden gegen deſſen erklärte Abnei⸗ 
e e Bär ber fir gi E 

93. Geiſtliche duͤrfen weder für ſelbſt, Rechte und 

nech d J n ee Aesense ur 5 57 


5 A bi 
lie, Kaufmannschaft oder „bürgerliche . Gewerbe Yrivarans 
treiben. N 


H. 94. Wenn ihnen der Genuß gewiſſer Geund⸗ 
ſtücke zu ihrem Untethelte angemiefen worden: fo 
mögen ſie deren Cultur und den Abſatz der darauf 
gewonnenen Erzeugniſſe ſelbſt beſorgen. 

9.95, Außerdem dürfen fie nur unter Geneh⸗ 
migung ihrer Obern, und nur in ſo fern, als es 
ohne Vernachlaßigung ihres Amtes geſchehen kann, 
ſich mit der kandwirchſchaft beſchaͤftigen. 

§. 96, Die Geiſtlichen der vom Staate privile⸗ 
girten Kirchengeſellſchaften ſind, als Beamte des 
Staats, der Regel nach, von den perſönlichen zaſten 
und Pfichten des gemeinen Bürgers fre. 

$ 97. Sie genießen, einen privilegirten Ge⸗ 
richts ſtand. 

$. 98. In den Angelegenheiten des bürgerlis 
chen lebens werden alle Geiſtliche, ohne Unters 
ſchied der Religion, nach den Geſetzen des Staats 
beurtheilt. 

F. 89. Nach dieſen Belegen behalten ſowohl alls 
proteſtantiſche, als die kathollſchen Weltgeiſtlſchen, 
die freye Difpofition über ihr Vermögen. 


K. 100. 


—— 


Wie das 
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$. 100. Auch dasjenige, was fie aus den Ein⸗ 
könften ihres geistlichen Amts erworben haben, ge⸗ 
hört zu ihrem freyen Eigenthume. 

F. 101. Nur da, wo Provinzialaefege, oder 
vom Staate gebilligte Statuten, der Kirche ein 
Erbrecht auf einen gewiſſen Theil dieſes Ermerbes 
beylegen, hat es dabey ſein Bewenden. 

$. 102. Seinem geiſtlichen Amte kann ein je 
der entſagen. 

$. 103. Cximinalverbrechen, und grobe Ver⸗ 
gehungen gegen die Kirchenordnungen, und die 
darin vorgeſchriebenen geiſtlichen Amtspflichten, 
ingleichen ein ärgerlicher kebenswandel, begränden 
die Entſetzung eines Geiftlichen. 

$. 104. Durch Öffentliche den geiſtlichen Obern 
angezeigte Entſagung des geiſtlichen Standes, fo 
wie durch Entſetzung eines Geiſtlichen von ſeinem 
Amte, gehen alle damit verbundenen äußern Rechte 
verloren. 

$. 105. Auch darf ein ſolcher geweſener Geiſt⸗ 
lichen, bey Vermeidung nachdrücklicher Strafe, 
ſich keiner Amtsverrichtungen mehr anmaßen. 

F. 106. Thut er es dennoch, fo haben die Amts: 
handlungen, deren er ſich anmaßt, keine buͤrger⸗ 
liche Gultigkeit, und er ſelbſt blelbt denen, welche 
dadurch Schaden leiden, verantwortlich. (Tit. X. 
$.76.82.) 28 j 

$. 107. Wenn und wie ein katholiſcher Prieſter, 
bey der Entſetzung, auch feines geiſtlichen Charak⸗ 
ters verluſtig werde, if nach den Grundſaͤtzen feiner 
Kirche zu beurtheilen. 

$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kir⸗ 
chengeſellſchaft haben das Recht, ſich der Anſtalten 
1 0 8 zu ihren Religionshandlungen zu 

dienen, 


$. 109. 
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109. Sie muͤſſen ſich aber daben den bey die ſer 
haft eingeführten Ordnungen und Berfafs 
unterwerfen. 

$. 110, So lange fie Mitglieder der Geſellſchaft 
blelden, muͤſſen fie zur Unterhaltung der Kirchen⸗ 
anſtalten, nach den Verfaſſungen der Geſellſchaft 
beytragen. 

$. 111. Nur der Staat kann beſtimmen, zu 
welcher der verſchiedenen Kirchengemeinen ſeiner 
eignen Religionspartey, jeder Einwohner als ein 
beytragendes Mitglied gerechnet werden ſoll. 

. 112. Auch iſt der Staat berechtigt, jeden 
Einwohner zur Beobachtung ſolcher aͤußern Kir⸗ 
chengebraͤuche und Einrichtungen derjenigen Reli⸗ 
gionspartey, zu der er ſich bekennt, in fo weit au⸗ 
zuhalten, als davon, vermoͤge der Geſetze, die 
Beſtimmung oder Gewißheit bürgerlicher Rechte 
abhängt. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Obern und Vorgeſetzten der 
Kirchengeſellſchaften. 


. 113. Die dem Staate über, die Kirchenge⸗ Won dem 
ſelſchaften nach den Geſeßen zukommende Rechte Pete 
werden von dem geiftlichen Departement in fo fern ment, 
derwaltet, als ſie nicht dem Oberhaupte des Staats 
ausdrücklich vorbehalten ſind. 

$. 114. Außerdem aber ſtehen die Kirchengeſell= 
ſchaften einer jeden vom Staate aufgenommenen 
Religionspartey, unter der Direction ihrer geiſt⸗ 
lichen Obern. 

$. 115. Bey den katholiſchen Glaubensgenoſ. Bon Br 
fen it der Biſchof der gemeinſchaftliche Vorgeſeßte dien. 
aller Kirchengeſellſchaften des ihm angewieſenen 
Diſtrikts. 


§. 116. 
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$. 116. Ohne ausdrückliche Genehmigung des 
Staats kann keine Kuchengeſellſchaft von dieſer 
Unterordnung gegen den Biſchof der Didzes aus⸗ 
genommen werden. 

§. 117. Kein Biſchof darf in Religions- und 
Kirchenangelegenbeiten, ohne Erlaubniß des 
Staats, neue Verordnungen machen, oder derglei⸗ 
chen von fremden geſſilichen Obern annehmen. 

H. urg. Alle pöbſtliche Bullen, Breben, und 
alle Verordnungen auswärtiger Obern der Geiſt⸗ 
lichkeit muͤſſen vor ihrer Publication und Voll⸗ 
ſtreckung dem Staate zur Pruͤfung und Genehmi⸗ 
gung vorgelegt werden. 

$. 119. Diejenige Gerechtſame über die Kir⸗ 
chengeſellſchaften, welche nach den Geſetzen dem 
Staate vorbehalten find, kann der Biſchof nur in 
fo fern ausuͤben, bis ihm eine oder die andre derſel⸗ 
ben von dem Staate ausdrücklich verliehen 
worden. 

$. 120. Ohne Zuthun und Approbation des 
Biſchofs der Didzes, oder deſſen Vicarien, ſoll 
niemand zum Prieſter aufgenommen, zu einem, 
geiſtlichen Amte befördert, oder auch nur zum of⸗ 
fentlichen lehrvortrage in einer Kirchengemeine zu⸗ 
gelaſſen werden. 

F. 121. Dem Biſchof gebührt die Aufſicht über 
die Amtsführung, Lehre und Wandel der feiner 
Did zes umetwotfenen Geiſtlichen. 

F. 122. Dieſe find ihm Ehrfurcht, und in Anz 
gelegenheiten ihres geiſtlichen Amts Gehorſam 
ſchuldig. 8 

$. 123. Der Bifchsfif berechtigt, bey den Kits 
chen feiner Dlöͤzes, fo oft er es nörhig finder, Biſi⸗ 
tationen vorzunehmen, 

* Die Rechte der Kirchenzucht gebuͤhren 
nur dem Biſchofe. 
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H. 125. Vermöͤge dieſes Rechts kann er die 
ihm untergeordneten Geiſtiichen durch geiſtliche 
Bußubungen, durch Meine den Betrag von Zwall⸗ 
nig Thalern nicht uͤberſteigende Geldbußen, oder 
auch durch eine die Dauer von Vier Wochen 
nicht überſteigende Gefaͤngnißſtrafe, zum Gehor⸗ 
ſame, und zur Beobachtung ihrer Amtspfſichten 
anhalten. 

$. 126. Geiſtliche katholiſcher Religion, die 
ſich in, üsrer Amtsführung grober Vergehungen 
ſchaldig gemacht haben, muſſen nach dem Etkennt⸗ 
niſſe des geiſtlichen Gerichts beſtraft werden. 

F. 127. bongwieriges Gefängniß (5. 12 50 
und andre körperliche Strafen, iſt weder der Die 
ſchof, noch ein geistliches Gericht, zu verhängen 
berechtigt. 

$. 128. In weltlichen Angelegenheiten der 
Geiſtlichen kann ſich der Biſchof nur in fo weit einer 
Gerichtsbarkeit, und eines Exkennentſſes anmaßen, 
als ihm das Recht dazu vom Staate ausdrücklich 
verliehen worden. 

H. 129. Auch über ein Privatintereſſe, weſches 
bey Gelegenteit einer Amtshandlung entſtanden 
iR, gebührt das Erkennen in der Regel den 
weltlichen Gerichten. 9 

$. 130. Der Biſchof kann in den verſchiedenen eloer⸗ 
Verrichtüngen feines Amts durch andre Geiſtliche, kreter. 
die ihin untergeordnet find, vertreten werden. 

§. 131. Diejenigen, welchen dergleichen Vers 
tretung, nach der beſondern Verfaſſung einer je⸗ 
den Diozes, vermöge ihres Amts zukommt und 
obliegt, werden zur höhern Geiſtlichkeit ges 
rechnet. — 

H. 132. Auch andern Geistlichen kann der Bi⸗ 
ſchof, bey einzelnen Votfällen ſeines Amts, nach 
Gurſaden Aufträge machen. 


$ 133, 
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$. 133. Die Beſtellunz eines biſchöflichen Ger 
neralvicarii kann ohne landes herrliche Genehmt⸗ 
gung nicht gefchehen. 

F. 134. Alle Obern der Geiſtlichkeit find dem 
Staate zur vorzuͤglichen Treue und Gehorſam ver⸗ 
pflichtet. N f 

F. 135. Kein auswärtiger Biſchof, oder andrer 
geiftlicher Obere, darf ſich in Kirchenſachen einer 
gesetzgebenden Macht anmaaßen. 

$. 136. Auch darf er irgend einige andre Ge 
walt, Direction, oder Gerichtsbarkeit in ſolchen 
Sachen, ohne ausdruͤckliche Einwilligung des 
Staats nicht ausüben. 

$. 137. Kein Unterthan des Staats, geiſtlichen 
oder weltlichen Standes, kann unter irgend einem 
Vorwande zu der Gerichtsbarkeit auswaͤrtiger 
geiſtlicher Obern gezogen werden. 

H. 138. Iſt dergleichen auswoͤrtigen Obern 
eine Direction oder Gerichtsbarkeit innerhalb der 
Graͤnzen des Staats zugeſtanden: fo muͤſſen fie, 
zu deren Verwaltung, einen vom Staate genchs 
migten Vicarius innerhalb Landes beſtellen. 

$. 139. Ein ſolcher Viearius muß nicht nur 
ſelbſt die den einlaͤndiſchen Biſchoͤfen vorge⸗ 
ſchriebenen Graͤnzen genau beobachten, ſondern 
auch nicht geſtatten, daß dieſe Graͤnzen von feinen 
auswärtigen Obern uͤberſchritten werden. 

H. 140. Vielmehr muß er, wenn etwas der⸗ 
gleichen, fo er nicht bintertreiben kann, unternom⸗ 
men wird, dem Staate davon in Zeiten getreue 
Anzeige machen. 

$. 141. Zu Kirchenderſammlungen innerhalb 
landes darf die Geiſtlichkeit ohne Vorwiſſen und 
ae des Staats nicht berufen; vielweniger 
önnen die Schlüffe ſolcher Verſammlungen ohne 
Genehmigung des Staats in Ausübung gebracht 
werden. 


F. 142. 
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F. 142. Den Einladungen zu auswärtigen Kir⸗ 
chenderſammlungen dürfen inländische Geiſtliche 
ohne beſondere Erlaubniß des Staats nicht Folge 
5 

„143. Bey den Proteſtanten kommen die Rechte Protekanz 
und pflichten des Biſchofs in Kirchenſachen, der e. 
Regel nach, den Conſiſtoriis zu. 5 
$. 144. Der Umfang der Gefchäfte derſelben iſt 
durch die Conſiſtorial? und Kirchenerdnungen, 
nach den verſchiedenen Verfaſſungen der Provinzen 
und Departements, näher beſtimmt. 

$. 145. Soͤmmtliche Conſiſtoria der Proteſtan⸗ 
ten ſtehen unter der Oberdirection des dazu verord⸗ 
neten Departements des Staatsminiſterii. 

H. 146. Ohne deſſelben Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung kann in Kirchenſachen keine Veränderung 
vorgenommen, noch weniger koͤnnen neue Kirchen⸗ 
ordnungen eingefuͤhrt werden. 

H. 147. Mediateonſiſtoria, wo dergleichen vor⸗ Metiats 
banden find, ſtehen der Regel nach unter der Auf; cvuſiſtoria. 
ſicht des Oberconſiſtoril der Provinz. 

H. 148. Ausnahmen davon, und unmittelbare 
Unterordnung unter das geiſtliche Departement, 
muͤſſen beſonders dargethan werden, 

9. 149. Es ſollen aber auch die Oberconſiſtoria 
den untergeordneten Mediateonfiftoriis in Ausübung 
ihrer Gerechtſame keinen Eintrag thun. 

. 180. Superintendenten, Inſpectoren, und Guperine 
Erzprieſter, find untergeordnete Aufſeher einzelner 8 
Dideeſen oder Kreiſe. Gen ung 

$. 151. Sie ftehen unter der Dirertion des Bi- Eriprieker, 
ſchofs oder der Conſiſtorien, und werden von den⸗ 
felben, unter Genehmigung des Staats, ausge⸗ 
wählt und beftellt. 

$. 152. Ihr Amt beſteht eigentlich nur in der 
Auſſicht über die zu ihrem Kreiſe geſchlagenen Kir⸗ 
chen und Geiſtlichen. 

Allgem. Seſetzb. IV. Band. Bb b . 153. 
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$. 153. letztere ſind ihnen von ihrer Amtsfüͤh⸗ 
rung, lehre und Wandel, auf fedesmaliges Ver⸗ 
langen, Mechanſchaft zu geben ſchuldig. 

§. 154. Beſonders müffen dieſe Aufſeher die 
Kirchenvlſttationen ordentlich und forgfältig vor⸗ 
nehmen; dabey auch von der Beſchaffenhelt und 
Verwaltung des Kirchenvermogens, fo wie von 
dem Bauſtande der chen und Pfarrgebäude, 
genaue Erkundigung einziehn; und davon ſowohl, 
als von der Amtsführung der Prediger und übrigen 
Kirchenbedienten, ihren vorgeſetzten Obern treulich 
berichten. 

H. 155. Zu entſcheidenden Verfügungen, ſo 
wie Überhaupt zu andern Geſchaͤften, find fie ohne 
beſondeen Auftrag ihrer Obern nicht befugt. 

Kichenen, H. 156. Die Collegia einzelner Kirchen beſtehen 
ksia. aus den Geiſtlichen, und den ihnen zugeordneten 
Vorſtehern. 

$ 157. Dieſen kommt die Verwaltung der dus 
ßern Rechte der Kirchengeſellſchaft zu. 

F. 158. Sie find der Aufſicht der Erzprieſter oder 
Inſpectoren untergeordnet. 

F. 159. In außerordentlichen Fellen und Ange⸗ 
legenheiten, muͤſſen von der Gemeine Bevollmäche 
tigte oder Repräſentanten gewählt, und mit der er⸗ 
forderlichen Inftruction verſehen werden. 


Vierter Ab ſchnitt. 


Von den Gütern und dem Vermögen 
der Kirchengeſellſchaften. 


Was Kit, F. 160. Zu dem Vermögen der Kirchengeſellſchaf⸗ 
Seth. ben gehören die Öebäude , liegende Gründe Capitas 
wee eo, Ten, und alle Einfänfte, weſche zur anſtändigen 
Unterhaltung des zußern Gottesdienſtes für jede Kir⸗ 
chengemeine nach deren Verfaſſung beſtimmt, 75 
167. 
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$.161, Das Kirchehvermögen ſteht unter der Barpitt- 
Oberaufſicht und Direction des Staats. lun gate 
H. 152. Der Staat iſt berechtigt, darauf zu fe? den Staat, 
ben, daß die Einkuͤnfte der Kirchen zweckmaͤßig ver⸗ 
wendet werden. 
9. 163. Ihm kommt es zu, dafür zu ſorgen, 
daß nuͤtzliche Anſtalten aus Mangel des Vermögens 
nicht zu Grunde gehen. 
F. 164. Fur den Unterhalt der bey einer Kirchen⸗ 
geſellſchaft angeſeßten Beamten muß die Geſellſchaft 
ſelbſt ſorgen. 
$ 165. Kirchen, welche, gleich andern Geſell⸗ 
ſchaften im Staate, den Schutz deſſelben bey ih⸗ 
rem Vermögen genießen, ſind auch von dieſem Merz 
mögen, fo weit ihnen nicht aus beſondern Geſetzen 
und Verfaſſungen gewiſſe Frepheiten zu ſtatten kom⸗ 
men, zu den $faften des Staats beyzutragen ver⸗ 
bunden. ? 
9.166. Sind Kirchengeſellſchaften, vermöͤge 
beſonderer Privilegien oder Verordnungen, von 
gewiſſen Saften in Anſehung ihrer liegenden Gründe 
frey: fo kann doch dieſe Befreyung, wofern das 
Privilegium, oder die Verordnung es nicht aus⸗ 
drücklich feſtſetzt, auf nachher erſt erworbene Grund⸗ 
ſtuͤcke nicht ausgedehnt werden. 
§. 167. Das Kirchenvermoͤgen ſtetzt unter der Gegen die 
Auſſicht der geiſtlichen Obern. . 
$. 168. Dieſe find ſchuldig, für die Unterhal⸗ 5 
tung und zweckmaͤßige Verwendung deſſelben, nach 
der Verfaſſung einer jeden Kirchengeſellſchaft, zu 
ſorgen. A 
$.169; Keinem auswärtigen geiſtlichen Obern 
ſoll erlaubt ſeyn, ſich irgend einer Aufiicht oder Di⸗ 
rection über das Vermögen inländiſcher Kirchen 
unmittelbar anzumaßen. 
$. 170. Kirchen und andere dahin ‚gehörige Lirchengeg 
Gebäude find ausſchließend das Eigenthum der dlüde. 
Bob 2 Kirchen⸗ 


EEE 
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Kirchengeſellſchaft, zu deren Gebrauche ſie be⸗ 

ſtimmt ſind. 

| §. 171. Auch durch Veranderung ihrer Reli⸗ 

0 gionsgrundſätze verliert eine Kirchengeſellſchaft 

| nicht das Eigenthum der ihr gewidmeten Kirchen⸗ 
gebäude: 

F. 172. Wenn aber die Kirchengeſellſchaft ganz 
aufhört: fo gilt von dieſen Gebäuden alles das, 
was von dem Vermoͤgen erloſchner Geſellſchaften 
uͤberhaupt im Sechſten Titel F. 189. [gg. verord⸗ 
net iſt. 

F. 173. Kirchengebäude, fo weit fie zur Feyer 
des Gottesdienſtes und zu gottesdienſtlichen Hand⸗ 
lungen beſtimmt find, dürfen ohne die Einwilli⸗ 
gung der Gemeine zu andern Zwecken nicht gebraucht 
werden. 

F. 174. Die Kirchengebäude find von den ge 
meinen laſten des Staats frey, und genießen alle 
Vorrechte der dem Staate zuſtehenden öffentlichen 
Gebäude. 

F. 178. Sie ſollen zu keinen Frenftätten für Ver⸗ 

ö brecher dienen; fondern die weltliche Obrigkeit ift 
berechtigt, diejenigen, welche ſich dahin geflüchtet 
haben, heraus holen, und ins Gefaͤngniß bringen 
zu laſſen. 

Von Er; F. 176. Neue Kirchen koͤnnen nur unter 
nher ausdrücklicher Genehmigung des Staats erbauet 
Kirchen. werden. 

$ 177. Eine Kirchengeſellſchaft kann auf dieſe 
Erlaubniß nur alsdann Anſpruch machen, wenn 
fie erhebliche Gründe der Mothwendigkeit oder des 
Nutzens, und zugleich hinlaͤngliche Mittel zum 
Baue und zur Unterhaltung eines ſolchen neuen 

Kirchenſyſtems, ohne beſorglichen Ruin der gegen⸗ 

1 wörtigen und kuͤnftigen Mitglieder, nachwei⸗ 

ſen kann. 


9.178. 
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$. 178. Durch Errichtung neuer Kirchen follen 
die Rechte, oder vom Staate genehmigten Verfaſ⸗ 
ſungen anderer ſchon vorhandnen Kürchengeſellſchaf⸗ 
ten, nicht beeinträchtigt werden. 5 

$.179. Kucchengefäße, und andre zum unmit: gau 
telbaren“ gotteedienſtlichen“ Gebrauche gewidmete zes hel 
Sichen, haben mit den Kirchengebaͤuden der Regel 
nach gleiche Rechte. 

$. 180. Solche Geraͤthſchaften können in der 
Regel nur wegen einer dringenden Nothwendigkeit, 
unter Genehmigung des Staats, und der geiſtli⸗ 
chen Obern, veraͤußert werden. 

. 181. Doch konnen der Staat, und die geiſt⸗ 
lichen Obern, dergleichen Veräußerung überfläfie 
ger Kirchengeräthſchaften, auch wegen eines für die 
Kirchengeſellſchaft zu hoffenden ſichern und aberwie⸗ 
genden Nutzens zulaſſen. 
„ . 182. Wenn aber ſolche Geräthſchaften aus 
Stiftungen herrühren: fo finden dabey die Vor⸗ 
Schriften des Sechſten Titels §. 73. lad. Ans 
wendung. 

H. 183. Kichhöfe, oder Gottesaͤcker und Be Sirhhöft. 
gräbnifpläße, welche zu den einzelnen Kirchen ges 
hören, find der Regel nach das Eigenthum der Kir⸗ 
chengeſellſchaften. 

$. 184. In den Kirchen, und in bewohnten Ge⸗ 
genden der Städte, follen keine feichen beerdigt 
werden. 

$. 185. Bey Verlegung der Begroͤbnißplätze 
koͤnnen diejenigen, welche bisher erbliche Familien⸗ 
begräbniffe in den Kirchen beſeſſen haben, die une 
entgeltliche Anweiſung eines ſchicklichen Platzes 
dazu auf dem neuen Klrchhofe fordern. 

F. 186. Ohne Anzeige bey den geiftlichen Obern 
ſollen keichen anderswo, als auf einem öffentlichen 
Kirchhofe, nicht begraben werden. ' 


Bbb 3 F. 187. 
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§. 187. Niemand kann, durch Veranſtaltung 
eines folchen Privatbegröͤbniſſes, der Kitchencaſſe 
und der Geiſtlichkeit die ihnen zukommenden Abga⸗ 
den entziehn. 

F. 188. Ohne Erkenntniß des Staats ſoll nie 
manden das ehrliche Begraͤbniß auf dem offentli⸗ 
chen Kirchhofe verſagt werden. 

$. 189. Auch die im Staate aufgenommenen 
Kirchengefellichaften der verſchledenen Meligionss 
partepen, dürfen einander wechſelsweiſe, in Er⸗ 
mangelung eigener Kirchhöfe, das Begrͤͤbniß nicht 
verſagen. 

K. 190. Wo der Kirchhof erweislich nicht der 
Kitchengeſellſchaft, ſondern der Stadt oder Dorf⸗ 
gemeine gehört, da kann jedes Mitglied der Gemel⸗ 
ne, ohne Unterſchied der Religſon, auch auf das 
Begröbniß daſelbſt Anſpruch machen. 

Dellute. §. 191. Das bey einer Kirche befindliche Geläute 
iſt in der Regel als ein Eigenihum der Kirchenge⸗ 
ſellſchaft anzuſehen. 

$. 192. Wo nach Verträgen, oder hergebrach⸗ 
ter Obſervanz, auch eine andere Gemeine oder Re⸗ 
liglonspartey auf den Gebrauch deſſelben Anſpruch 
machen kann, da kann dennoch dieſer Mitgebrauch 
während des Gottesdienſtes der Kirchengeſellſchoft, 
welcher die Glocken gehören, nicht verlangt 
werden. 

Uebriges . 193. Die vom Staate ausdruͤcklich aufgenom⸗ 

wermögen menen Kirchengeſellſchaften find, auch bey Erwer⸗ 
bung, Verwaltung, und Veräußerung ihres Ver⸗ 
moͤgens, andern prioilegirten Corporatſonen gleich 
zu achten. (Tit. VI. H. 70. 71. 72. 81. qq.) 

F. 194. Keine Kirchengeſellſchaft kann ohne aus⸗ 
drückliche Bewilligung des Staats liegende Gruͤnde 
an ſich bringen. 

K. 195. Ohne Vorwiſſen und beſondere Er⸗ 
laubniß des Oberhaupts im Staate, darf, bey 

Strafe 
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Strafe doppelten Ecſaßes, keiner aueländiſchen 
Kirche etwas verabfolgt werden. 

F. 195. Dieſe Strafe trifft denjenigen, auf deſſen 
VBeranſtaltung die Sache oder Summe der auslaͤn⸗ 
diſchen Kirche ausgehaͤndigt worden. 

9. 197. Auch inländiſche Kirchen durfen, 
ohne beſondere Einwilligung des Staats, Ge⸗ 
ſchenke und Vermaͤchtniſſe, welche die Summe 
von Fuͤnftundert Thalern überſteigen, nicht ans 
nehmen. 

$. 198: Geſchenke und Vermäͤchtniſſe von höher 
rem Werthe erhalten erſt durch die Gemehmigung 
des Staats ihre Gültigkeit, 

$. 199. Erſt mit dem Tage, da dieſe Beftäriz 
gung dem Geſchenkgeber oder Erben bekannt ge⸗ 
wacht worden, nimmt deſſen Verbindlichkeit zur 
Entrichtung des Geſchenks, oder Vermoͤchtniſſes, 
ihren Anfang. 

$. 200. Dergleichen Geſchenke oder Vermaͤcht⸗ 
niſſe zur zodten Hand können nur in ſo fen auf 
die Genehmigung des Staats Auſpruch machen, 
als fie die Summe von Fuͤnfzundert Thalern nicht 
uberſteigen. 

$. 201, Mehrere Zuwendungen von einerley 
Geſchenkgeber oder Erblaſſer werden, wenn ſie auch 
zu verſchledenen Zeiten beſtimmt worden, in Eine 
Summe zuſammengezogen, und auf obigen Betrag 
berabgeſctzt. 


„ 202. Beſteht die Zuwendung in einer jähr⸗ 


lichen fortwoͤhrenden Präſtation: fo foll der Bez 
trag derſelben mit Vier vom Hundert zu Capital 
gerechnet, und wenn er alsdann die erlaubte 
Summe überſteigt, bis auf fo weit herabgeſetzt 

werden. 
H. 0g. Iſt das herabgeſeßte Geſchenk mehr 
rern Kirchen gewidmet: ſo haͤngt die Vertheilung 
Bbb 4 der 


Geschenke 
und Vers 


mäch tniſſe. 
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der von dem Staate gebilligten Summe von dem 
Gutfinden des Gebers ab. 

§. 204. Hingegen muß, bey einem fir mehrere 
Kiechen beſtimmten und herabgeſetzten Vermacht⸗ 
niſſe, die Vertheilung der gebilligten Summe vom 
Staate, nach der wahrſcheinlichen Abſicht des Erb⸗ 
laſſers, beſtimmt werder. 

$. 205. Auch kann der Staat, wenn es dieſer 
Abſicht nicht offenbar entgegen iſt, die ganze ger 
billate Summe, der unter mehrern derufenen 
Kirchen befindlichen unvermoͤgenden, mit Aus⸗ 
ſchließung der hinlänglich verſorgten Kirchen, zu⸗ 
wenden. 

H. 206. Unter dem auf Fuͤnfhundert Thaler ein⸗ 
geſchraͤnkten Betrage der Geſchenke und Vermaͤcht⸗ 
niſſe ſoll dasjenige nicht mit begriffen ſeyn, was für 
Scelenmeſſen, die gleich nach dem Tode zu leſen find, 
den katholiſchen Prieſtern auf die Hand vertheilt 
worden. 

H. 207. Doch darf auch ein ſolches Vermaͤcht⸗ 
niß die Summe von Fuͤnfgundert Thalern nicht 
uber ſteigen. 


$. 208. Wenn ein Geſchenk oder Vermaͤcht⸗ 
niß zur Verbeſſerung des Auskommens der bey 
einer Kirche angeſtellten, und noch nicht hinlang⸗ 
lich verſorgten Prediger, oder andrer Beamten, 
gewidmet iſt: fo foll darüber auch auf einen höhern 
Betrag, bis zur wirklichen Nothdurft, die Eins 
willigung des Staats in der Regel nicht verſagt 
werden. 
$. 209. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn das Ge⸗ 
ſchenk oder Vermaͤchtniß zur Wlederherſtellung eder 
Reparatur eines ſchon vorhandenen kirchlichen Ge⸗ 
baͤudes beſtimmt iſt. 
H. 210. Dem Staate allein aber gebührt die 
Beurtheilung: ob die Unterhaltung eines ſolchen 
Ge⸗ 
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Gebäudes für die Kirchengeſellſchaft, der es ger 
widmet iſt, nothwendig und nützlich ſey. 1 

F. 211. Zum Baue neuer Kirchen finden Ge: 
ſchenke und Vermaͤchtuiſſe nur in ſo fern ſſatt, 
als der Staat nach F. 176. [gg. den Bau ſelbſt ger 
nehmigt. 

$. 212. Was jemand an Sachen und Effekten, 
aus eignem Vorrathe, zur Auszierung einer Kirche 
ſchenkt, oder vermacht: dazu fol die Beflärigung 
in der Regel, wenn aus den Umfländen eine Ab⸗ 
ſicht, das Geſetz zu vereiteln, nicht erhellet, nicht 
verſagt werden. 

F. 21g. Liebrigens finden eben die Grunde zum 
Widerrufe, welche bey Schenkungen überhaupt 
eintreten konnen, auch bey beflätigten Schenkun⸗ 
gen an Kirchen Anwendung. (Th. I. Tit. XI. 
F. 1089. d.) 

F. 214. Kirchenvorſteher, welche, den obigen 
Vorſchriften zuwider, Schenkungen und Vermächt⸗ 
niſſe annehmen, ohne davon dem Staate zur Be⸗ 
ſtaͤigung Anzeige zu machen, haben ſiskaliſche 
Strafe verwirkt. 

$. 215. Die Strafe ſoll, nach Bewandniß der 
Umftände, und je nachdem das Geſchenk oder Ber: 
möchtniß an ſich auf die Beſtätigung Anſoruch 
machen könnte, oder nicht, von der Hälfte bis zum 
doppelten Betrage des Werths der angenommenen 
Sache oder Summe beſtimmt werden. 

§. 216. So weit das Geſchenk oder Vermaͤcht⸗ 
niß nicht beftätiat wird, fällt erſtetes an den Geber, 
oder deſſen Erben; fo wie letzteres in den Nachlaß 
zuruck. 


F. 217. Die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens Verwal⸗ 
liegt den Kirchencollegien, unter Auſſicht der geiſt⸗ Fe 
lichen Obern, ob. vermögens. 


Bbb 5 F. 218. 
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$ 218. Von dieſen gilt, der Regel nach, alles, 
was wegen der Beamten privilegirter Corporatio⸗ 
nen verordnet iſt. (Tit. VI. F. 147. ig.) 

$. 219. Grundſfäcke und Gerechtigkeiten, die 
einer Kiſche gehören, können, e ausdrück⸗ 
liche Geneßmigung des Staats, nicht veraͤußert 
werden. 

H. 220. Bey ganzen Landgütern oder Häuſern 
iſt die Genehmigung des geiſtlichen Departements 
nothwendig: bey einzelnen Grundſtücken oder bloſ⸗ 
fen Gerechtigfeiten hingegen iſt der Conſens der uns 
mittelbaren geiſtlichen Obern hinreichend. 

K. 221. Die Genehmigung kann nur alsdann 
nachgeſucht werden, wenn die Veräußerung zum 
Beſten der Kirche nothwendig, oder von erhebli⸗ 
chem Mutzen iſt. 

. 222. Die öffentliche Subhaſtation iſt zur 
Guͤlkigkeit einer folchen Veräußerung nicht weſent⸗ 
lich nothwendig. 

F. 223. Die ohne den erforderlichen Conſens ges 
ſchehene Veräußerung eines ſolchen Eigenthums 
der Kirche iſt nichtig. 

$. 224, Dagegen kann dieſelbe, wenn die Ein⸗ 
willigung der Behoͤrde hinzu gekommen iſt, unter 
dem Vorwande, daß fie unnöthig, oder nicht nutz 
lich geweſen ſey, nicht angefochten werden. 

$- 225. Vielmehr finden dagegen nur eben die 
e und Rechtsmittel, wie gegen jede 
andere Veräußerung, ſtatt. 

$. 226. Doch bleibt derjenige, welcher durch 
unrichtige Vorſoiegelungen, oder ſonſt, vorſetzlich, 
oder A grobem Verſehen, die Einwilligung zu 
einer nicht nothwendigen oder ſchoͤdlichen Berduße⸗ 
rung bew hat, der Kirche zur vollſtaͤndigen 
Schadloshaltung verhaftet. 

$. 227. Zu Verpfändungen des unbeweglichen 
Kirchenvermoͤgens iſt die Einwilligung des Bi⸗ 

of, 
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ſchofs, und bey proteſtantiſchen Kirchen, des Eon⸗ 
ſiſtorii, nothwendig. 
K. 228. Die Kiechengeſellſchaften genießen, in Befentre 
bung der mit ionen felbft, oder mit ihren Re⸗ Maurer, 
pröfentanten und Vorſtehern, uber ihr Vermdgen vermögens, 
verhandelten Gefchäfte, und geſchloſſenen Verträge, 
die Rechte der Minderjährigen. 5 
K. 229. Wegen ſolcher zum Kirchenvermö⸗ a 
gen gehörenden beftändig fortlaufenden Abgaben 
und Proͤſtationen, welche, nach Geſetzen und 
Verfaſſungen, auf allen Grundſtücken gewiſſer 
Ar in einem Orte oder Diſtriete haften, geburt 
den Kirchen, bey entftandenem Concurſe der Ber 0 
ſiher, ein vorgägfiches Recht in der Zweyten 
Claſſe. 
9. 


dergleichen Vorzugsrecht komme 

5 solcher beſtändig ſortlau⸗ 

aben zu, welche in einene 

en Einwohnern einer 

ſen Claſſe zu enteichten find. 

31. Doch iſt beyderley Vorzugsrecht, nach 
f curserdnung, nur auf 


$ 
näherer Vorſchrift de 
den Ruͤckſtand zweyer Jahre eingeſchränkt. 

$. 232. Haften dergleichen beſtändig fortlaufen⸗ 
de Dräflationen auf liegenden Gründen nur vermd⸗ 
ge beſonderer Contrakte, oder letztwilliger Verord⸗ 
nungen: ſo gebührt den Kirchen deswegen, bey ers 
mangelnder gerichtlichen Eintragung, nur ein Vor⸗ 
recht der fünften Claſſe. 

§. 233. Eben dergleichen Vorrecht kammt den 
Kirchen in dem Vermögen derjenigen zu, mit wel⸗ 
chen fie Contrakte geſchloſſen, oder ihnen Vorſchüͤſſe 
gegeben haben. 

F. 234. Hingegen gebührt ihnen das in der 
Concutsordnung näher beſſimmte Vorrecht der 
Vierten Claſſe, in dem Vermögen ihrer Vorſle⸗ 
ber und Administratoren, welchen die Verwallung 

oder 


Werbälte 
ga der 
Malie. 
der. 


Bari. 
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oder Aufbewahrung ihrer Gelder, oder anderer 
Vermdoͤgensſtücke, anvertraut worden. 

$. 235. Die Verhältniffe zwiſchen den Kirchen, 
geſellſchaften, und deten Mitgliedern, in Anſehung 
der Guter und des Vermögens der erſtern, find 
nach den allgemeinen Grundſatzen von Corporatio⸗ 
nen überhaupt, und demnaͤchſt nach der unter Ge⸗ 
nehmigung des Staats bergebrachten Verfaſſung 
einer jeden einzelnen Kirchengeſellſchaft beſtimmt. 

F. 236. Bey eigentlichen Parochialkirchen find 
nähere Beſtimmungen geſetzlich vorgeſchrleben. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von Parodien. 


$.237. Derjenige Diſtrikt, in welchem Glau⸗ 
bensverwandte einer vom Staate Öffentlich a 
nommenen Religionspartey zu einer gemeinſcha 
lichen Kirche angewieſen ſind, wird eine Parochie 
genannt. 


Errichtung F. 238. Meue Parochien können nur vom Staate, 


und Grän 


ien. 


unter Zuzietzung der geiſtlichen Obern errichtet, 
und die Graͤnzen derſelben beſtimmt werden. 

9. 239. Bey Veränderungen in ſchon errichteten 
Porochien, muß der Staat alle diejenigen, welche 
ein Intereſſe dabey haben, rechtlich hören, und die 
um etwa zukommenden Entſchaͤdigungen feſt⸗ 
ſezen. 

$. 240: Alle dergleichen Streitigkeiten, fo wie 
diejenigen, welche über die Gränzen zwiſchen Zwey 
oder mehr Parochien entſtehen, muͤſſen von der 
weltlichen Obrigkeit durch den ordentlichen Weg 
Rechtens entſchieden werden. 1 

K. agr. Sind die Gränzen eines Kirchſpiels in 
Öffentlichen Urkunden deutlich beſtimmt: ſo fin⸗ 

det 
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det dagegen die gewöhnliche Verjährung nicht ſtatt, 
(To. J. Tit. IX. $. 660.663.) 

K. 242. Fehlt dergleichen deutliche Beflimmung: 
fo muß die bisherige Gewohnheit, zu welcher Kir⸗ 
che die Bewohner der ſireitigen Grundſtuͤcke ſich in 
den letzten zehn Jahren gleichförmig gehalten has 
ben, den Ausſchlag geben. 

H. 243. Kann keine ſolche gleichförmige Obſer⸗ 
vanz ausgemittelt werden: fo iſt keine der ſtreiten⸗ 
den Parochlen zum Pfarrzwange uber dergleichen 
Einwohner berechtigt, ſondern es finden die Vor⸗ 
ſchriften H. 29 3. (gg. Anwendung. 


F. 244. Zum Gebrauch einer Parochie können Von Mut, 


ber 


mehrere Kirchen errichtet, fo wie mehrere Pa Tochter, 
rochien zu Einer Kirche, oder unter Einem "ge: insleihen 


do 


meinſchaftlichen Pfarrer zuſammen geſchlagen . 
werden. terkirchen. 


5.245. Wenn in einer Parochle, außer der 
Haupt- und urſpruͤnglichen Pfarrkirche, mehrere 
Mebenkirchen in entlegenen Gegenden, zur Be 
quemlichleit der daſelbſt wohnhaften Eingepfarrten 
errichtet worden: ſo werden biefelben Tochterkirchen 
genannt. 

$. 246. Wenn aber, nach Erforderniß der Um⸗ 
flande, und um die Koften zur Unterhaltung des 
Öffentlichen Gottesdienſtes zu erleichtern, mehrere 
Parochien und deren Kirchen zuſammen geſchlagen 
werden: fo heißen dieſelben vereinigte Mutter 
kirchen. 

9.247. Von dergleichen zuſammen geſchlagenen 
Mutterfirchen behält jede ihre urſprüngliche Rechte, 
und fie konnen, nach Beſchaffenheit der Umftände, 
unter Genehmigung der geiſtlichen Obern wieder 
getrennt werden. 

. 248. Es andert darunter nichts, wenn 
gleich derjenigen Kirche, bey welcher der Pre 
diger 


Von ns 
märtigen 
Datochien. 
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diger nicht wohnt, im gemeinen Sprachgebraucht 
der Name Tochterkirche beygelegt worden. 
9. 249. Eigentliche Tochterkirchen abet find von 
der Haupt- oder Mutterkirche abhängig, und kön 
nen ſich von ihr ohne Einwilligung der Hauptge⸗ 
meine nicht trennen. 
$.250. Im jmeifelhafien Falle ſtreitet die Ver⸗ 
r Tochter 


mutbung gegen die Eigenſchaft 
kirche. 
$. 


F. 281. Wenn erhellet, daß die eine Kirche aus 
den Mitteln der andern errichtet oder dokirt wor⸗ 
den: fo iſt dies zum Beweiſe, daß jene eine Toch⸗ 
terkirche von dieſer ſey, wenn nicht das Ge 
aus den vorhandenen Urkunden klar erhell 
teichend. 

F. a2. In wie fern die vereinigten Kirchen zum 
Unterhalte des gemeinſchaftlichen Pfarrers und dei- 
aͤlfen beytragen mäffen, beruht Hauptfach 
lich auf Verträgen, und iſt in deren Ermangelung 
durch die hergebrachte Verfaſſung einer jeden Kirche 
beſtimmt. 

$. 283. Mach eben dieſer Vorſchrift iſt auch, 
wenn dieſſeitige Unterthanen zu einer auswärtigen 
Kirche ſich halten, oder inländiſche Kirchen durch 
auswärtige benachbarte Pfarrer mit beſorgt werden, 
das Verhältniß der inlaͤndiſchen Unterthanen oder 
ihrer Kirche mit der auswärtigen Kirche, oder 
deren Pfarrer, zu beurtheilen. 

9. 24. In fo fern aber die Zulößigkelt einer 
kirchlichen Handlung, oder deren rechtliche Folgen, 
durch bürgerliche Geſetze beſtimmt find, muſſen die 
Lieſſeitigen Unterthanen lediglich nach Kiefigen Ge⸗ 
ſetzen beurtheilt werden. 

$. 235. Weigert ſich der auswärtige Pfarrer, 
eine Handlung nach hieſigen Geſetzen zu vollzie⸗ 
hen; ſo ſtetzt den Intereſſenten frey, bey ihrer 
landes. 


„ 
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landesregierung den Auftrag zur Vollziehung an 
einen inländiſchen Geistlichen nachzuſuchen⸗ 
$. 256. Auch die Rechte der inländischen mit 
einer auswärtigen verbundenen Kirche, werden, ſo 
welt fie nicht durch Verträge oder Herkommen nach 
252. beflimmt find, nach bieſigen Geſetzen ber 


urtheilt. 
F. 257. Bey Amtshandlungen, welche auswäͤr⸗ 
tige Pfarrer in hieſigen Kirchen vornehmen, muͤſſen 
fie ſchlechterdings die hiefigen kandesgeſtte befolgen, 
und nach den in hieſigen landen vorgeſchriebenen 
Beſtimmungen weten der Pforrgebühren ſich 
richten. 

er 258. Der aus läͤndiſche Geitliche ift wegen 
derſenigen Amtehandlungen, die er innerhalb Landes 
verrichtet, der Aufſicht der Kiefigen geistlichen Oberin 
unterworfen. 

$ 259. Den Befehlen derſelben muß er, auch 
Fo weit fie in die Kirchen- oder allgemeine Lanbespos 2 
lizey einſchlagen, gebührend Folge leiſten. 

F. 260. Wer innerhalb eines Kirchspiels feinen Wer zur 
ordentlichen Wohnfig aufgeſchlagen hat, iſt zur Pa . 
rochlalkirche des Bezirks eingepfarrt. 8 

$. 261. Doch fell niemand bey einer Parochial⸗ 
kirche von einer andern, als derjenigen Religions. 
partey, zu welcher er ſelbſt ſich bekennt, zu Laſten 
oder Abgaben, welche aus der Parochialverbindung 
fließen, angehalten werden; wenn er gleich in 


$. 262. Wer noch feinen beſtaͤndigen Wohn 
16 bat, wird als Eingepfarrter derjenigen Paro⸗ 
= zu welcher feine Aeltern gehört haben, be⸗ 
trachtet. 

9. 263. Wer den Wohnst ſeiner Aeltern aufge⸗ 
geben, und keinen andern erwählt hat, iſt nüugends 
eingepfarrt. 

1 F. 264. 
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§. 264. Wer einen doppelten Wohnſiß hat, iſt 
bey der Parochialkirche eines jeden derſelben als Eins 
gepfarrter verpflichtet. 

$. 255. In Anſehung feiner Grundstücke trägt 
er die Laſten der Parochtalverbindung nur ben ders 
jenigen Kirche, in deren P farrbejirte die Grundſtücke 
liegen. 

$. 266. Bey Trauungen, Taufen, und andern 
kirchlichen Handlungen, die zu gleicher Zeit nur an 
Einem Orte vorgenommen werden konnen, hat er die 
Wahl, welcher von beyden Kirchenanſtalten er ſich 
bedienen wolle. 

$. 267. Hat jemand an einem Orte, wo mehrere 
Parochien ſeiner Religionsparteh find, feinen Wohn⸗ 
ſitz aufgeſchlagen: ſo beſtimmt die kage des Hauſes 
in dem er wohnt, die Parochie zu welcher er 
gehört: 

F. 268. Durch den bloßen Aufenthalt in einem 
Kirchſpiele, fo lange der Vorſatz, feinen Wohnſitz 
darin aufzuſchlagen, noch nicht erhellet, wird dle 
Einpfarrung nicht begründet. 

H. 269. Die Frau gehort zur Parochie des Man⸗ 
nes nur in ſo fern, als ſie mit ihm einerley Glau⸗ 
bensbekenntniſſe zugethan iſt. 

$. 270. Iſt fie von einer verſchiedenen Reli⸗ 
gionspartey! ſo gehort fie der Regel nach in dieje⸗ 
nige Parochie, welcher die übrigen Mitglieder 
ihrer eigenen Religionspartey, in dem Bezirke, 
wo der Mann feinen Wognſitz hat, unterwor⸗ 
fen ſind. 

F. 271. Sind dieſe zu keiner Parochie geſchla⸗ 
gen: ſo iſt auch eine ſolche Frau von dem Pfarr⸗ 
zwange frey. 

F. 272. Kinder, die noch unter der Aeltern Ge⸗ 
walt ſtehn, gehören zur Parochte desſenigen von 
den Aeltern, in deſſen Glaubensbekenntniſſe fie 

unter⸗ 
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unterrichtet worden, oder deren Religlonspartey fie 
gewahlt haben. 
$ 273 Sind dergleichen Kinder von einem an⸗ 
dern Glaubensbekenntniſſe als beyde Aeltern: fo 
finden die Vorſchriften $. 270. 271. Anwendung. 
F. 274. Wo es durch beſondre Geſetze oder wohl⸗ 
hergebrachte Gewohnheiten zwiſchen den verſchlede⸗ 
nen proteſtantiſchen Gemeinen bisher eingefuͤhrt 
geweſen, daß die Parochialeigenſchaft der ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitglieder einer Familie nach der Religions- 
partey, zu welcher das Haupt derſelben ſich be 
kennt, beurtheilt worden, hat es auch ferner dabey 
ſein Bewenden. 
$. 275. Das Geſinde gehört zu der Parochie 
feiner Neligionspartey an dem Orte, wo es im 
Dienſte der Herrſchaft ſich aufhält. 
ü. 276. Eben das gilt von Handwerksgeſellen 
und lehrburſchen, in Beziehung auf den Wohnort 
des Meiſters. 
$. 277. Aus der Befreyung von der ordentlichen Erentige 
Gerichtsbarkeit des Orts folgt noch nicht die Aus⸗ s der 
nahme von der Parochie. 1 
K 278. Sämmtliche zum Milltairſtande gehd⸗ 
rende Perſonen find der ordentlichen Parodie 
ihres Wohnorts oder Standquartiers nicht unter⸗ 
worfen. 
H. 275. Vielmehr gehören dieſelben, nach n&s 
herer Beſtimmung der Milttair Conſiſtortalord-⸗ 
nung, zu der Parochie des Regiments oder der 
Garniſon, zu welcher ſie in Abſicht ihres Dienſtes 
gewieſen find, 
H. 280. Beſitzen fie aber Grundſtücke: fo muͤſſen 
von dieſen die Parochiallaften an die Kirche ihrer 
Religionspartey, in deren Bezirke die Grundſtuͤcke 
liegen, entrichtet werden. 
281. Wo an einem Orte ein Feld⸗ und ein 
Garniſonprediger ſich befinden, da hat Erſterer 
Allgem. Oeſeth. IV. Band. Cce nur 
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nur auf diejenigen als ſeiue Eingepfarrten Anspruch, 
weſche zu dem Regimente oder Bataillon, bey wel⸗ 
chem et angeſetzt iſt, gehören. 

9. 282. Wo aber kein beſonderer Garnlſonpre⸗ 
diger iſt, da geboren alle am Oꝛte befindliche, un⸗ 
ter Militaurgerichtekarkeit fichende Perſonen, zu 
der Gemeine des Feldpredigers; und unter meh⸗ 
rern desjenigen, welchem der Gouverneur oder 
Commendant die Geſchaͤfte des Garniſonpredigers 
aufgetragen hat, 

H. 283. Sͤmmtliche zum Civilſtande gehörige 
Königliche, in wirklichen Dienſten ſtehende, oder 
Titularraͤthe, und andre Bediente, find der Regel 
nach von der ordentlichen Parochie ihres Wohnorts 
ausgenommen. 

H. 284. Wo jedoch dergleichen Civilbediente un: 
ter der ordentlichen Gerichtsbarkeit des Orts ſtehen, 
da gilt die Vermuthung, daß ſie auch zur Parcihie 
deſſelben gehören, 

F. 288. Dagegen wird durch bloße Uebertragung 
(Delegation) der Gerichtsbarkeit von dem Ober an 
die ordentliche Gerichte des Orts, die Befreyung 
von der Parschie nicht aufgehoben. 

$. 286. In ſo fern kandesunterthanen, welche 
einen auswärtigen Charakter erhalten haben, von 
der ordentlichen Gerichtsbarkeſt ausgenommen wor⸗ 
den, find fie auch von dem bisherigen Pfarrzwange 
befreyt. 

. 287. Sind gewiſſe innerhalb der Gränzen 
des Kirchſpiels gelegene Häufer von der Parochle 
ausgenommen: fo kommt dieſe Exemtion allen Bes 
wohnern zu ſtatten. 

F. 288. Alle vom Pfarezwange Ausgenommene 
haben in jedem einzelnen Falle die Wahl, welcher 
Kirchenanſtalt ſie ſich bedienen wollen. 

§. 289. Doch muͤſſen fie ſich, bey ſeder ſolchen 
Handlung, aller Anordnungen und Abgaben der⸗ 

jenigen 
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jenigen Kiechenanſtalt, deren fie ſich bedienen, gleich 
den wirklich Eingepfarreten unterwerfen. 

H. 290. Bey den Heyrathen derſelben muß das 
Aufgebot nothwendig in der Pfarrkirche des Wohn⸗ 
orts gefchehen, 

9.29 1. In allen Faͤllen, wo bey einer ihrer kirch⸗ 
lichen Handlungen, Ausnahmen von gewiſſen die 
Civilperſon überhaupt bindenden Geſetzen gemacht 
werden ſollen, muß die Diſpenſation dazu, wenn 
gleich die Handlung ſelbſt von einem zum Mllltaie⸗ 
ſtande gehbrigen Gelſtlichen verrichtet wird, den⸗ 
noch bey der gehörigen. Eivilinftanz nachgeſucht 
werden. 

$.292. An Orten; wo kein ordentlich eingerich⸗ 
teter Garniſon⸗Gottesdienſt if, können auch 
Erimirte vom Civilſtande ſich eines Feldpredi⸗ 
gers zu wirklichen Parochialbandlungen nicht ber 
dienen. 

H. 293. Einzelne Einwohner des Staats, wel- Borna 
che nach obigen Grundſaͤtzen weder zu einer Pa⸗ en 
rochſe gehoren, noch vom Pfarrzwange ausdruck; un Eins 
lich exſmirt find, muͤſſen eine Kirche ihrer Reli: wohner. 
gionspattey waͤhlen, zu welcher fie ſich halten 
wollen. 

F. 29 3, Auch ganze Gemeinen, welche noch zu 
keinem Kirchſoiele gewieſen find, moͤſſen ſich, un⸗ 
ter Vorwiſſen und Genehmigung der geiſtlichen 
Obern, zu einer benachbarten Kieche schlagen. 

9. 29 5. Der Regel nach hängt die Beflimmung, 
ſcher Kirche ſie ſich halten wollen, von der 
ehrheit der Summen einer ſolchen Gemeine ab. 

9.295. Doch können, wenn keine Vereinigung 

hart findet, die geiſtlichen Obern, nach Bewand⸗ 

niß der Umſtände, einen Theil der Gemeine zu dies 

fer, und die Uebrigen zu einer andern Kirche \ 
weiſen. 


Cee a $. 297. 


— 


Verlaſſun⸗ 
Ber Male 
che 
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$. 297. Bey der Zuſchlagung ſolcher Gemei⸗ 
nen zu benachbarten Kirchen, mäffen die Abgaben 
und Beytraͤge derſelben, fo wie ihre Theilnehmung 
an einem der Gemeine bey Beſetzung der Pfarr⸗ 
ſtelle zukommenden Wahlrechte, unter Ditection 
der geiſtlichen Obern, durch Vertrage beſtimmt 
werden. 5 

F. 298. Sind damals keine Verträge geſchloſſen 
worden: fo muß die fehlende Beſtimmung, in vor⸗ 
kommenden fireitigen Fallen, von den geistlichen 
Obern, nach der Billigkeit, und nach dem, was 
unter ähnlichen Umftänden im Kreiſe oder in der 
Provinz üblich iſt, erganzt werden. 

$. 299. Dergleichen Zuſchlag hat zwar nicht die 
Wirkung einer beſtaͤndigen Einpfarrungz 

F. 300. Es konnen aber die zugeſchlagenen Ge⸗ 
meinen nur aus erheblichen Urſachen, und nur un⸗ 
ter Approbation der geiſtlichen Obern, von der ein⸗ 
mal gewählten Kirche wieder abgehen. 

$. 301. So lange der Pfarrer, welcher für 
dieſe zugeſchlagene Gemeine mit berufen worden, 
noch im Amte ſteht, kann zu feinem Nachtheile 
eine Abtrennung dieſer Gemeine nicht geſtattet 
werden. 

. 302. Dagegen hat der Prediger, während 
deſſen Amtsfuͤhrung die Zuſchlagung geſchehen 
iſt, gegen eine von den geiſtlichen Obern ge⸗ 
nehmigte Wiederabtrennung kein Recht zum Wir 
derſpruch. 

H. 303. Wer von einer Rellgionspartey zur ans 
dern übergeht, verläßt feine bisherige Parochie. 

$. 304. Wer feinen Wohnſit außer den Grän⸗ 
zen ſelner bisherigen Parochie verlegt, wird das 
durch zugleich von dem Pfarrzwange derſel⸗ 
ben rey. 

$. 305. Ein Gleiches geſchieht durch Erlan⸗ 
gung eines Standes, Amts, oder Titels, mit mel: 


chem 
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chem die Befrenung von der ordinairen Parochie ge: 
ſetzlich verbunden iſt. 

$. 306. Die unter Genehmigung des Staats Anfbebung 
einmal beſtebende Parochien, können ohne der- gie, as 
gleichen Genehmigung nicht wieder aufgehoben 
werden. 

$. 307. Dadurch, daß aus Mangel an Einge⸗ 
pfarrten in einer Kirche eine Zeitlang Feine gottes⸗ 
dienſtliche Handlungen haben vorgenommen wer⸗ 
den können, verliert dieſelbe noch nicht die Rechte 
einer Parochialkirche. 

$. 308. Wenn aber, aus Mangel an Einge⸗ 
pfarrten, die Stelle des Pfarrers länger als Zehn 
Jahre hindurch unbeſetzt geblieben iſte ſo kann der 
kandesherr, wo nicht beſondere landes verfaſſun⸗ 
gen oder Traktaten entgegen ſtehen, fiber die va⸗ 
kante Kirche verfügen; und. alsdann erloͤſchen auch 
die etwanigen Parochialrechte derſelben. 

$. 309. Wenn zwey Gemeinen verſchiedener Ne Vom Si⸗ 
figionspartenen zu Einer Kirche berechtigt find: fo Multanen, 
müffen die Rechte einer jeden hauptſͤchlich nach den 
vorbandnen beſondern Geſetzen oder Verträgen bes 
urtheilt werden. 

$. 310. Mangelt es an ſolchen Beſtimmungen: 
ſo wird vermuthet, daß eine jede dieſer Gemeinen 
mit der andern gleiche Rechte habe. 

$ 3r1. Die nähern Maaßgaben wegen der Aus⸗ 
uͤbung dieſer Rechte muͤſſen, bey entſtehendem 
Streite, nach dem Einverfländniffe der beyderſei⸗ 
tigen Obern, und wenn dies nicht ſtatt findet, 
durch unmittelbare Sandesherrlihe Entſcheidung 
feſtgeſetzt werden. 

. 312. Dabey iſt jedoch auf dasjenige, was 

bisher üblich geweſen, hauptſächlich Ruͤckſicht zu 
nehmen. 


Cee 3 F. 313. 


Begriff. 


Erſorder, 
wie und 
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F. 313. Wird aber darüber geſtritten: od eine 
oder die andere Gemeine zu der Kirche wirklich be⸗ 
rechtigt fen: fo gehört die Entſcheidung vor den or 
dentlichen Richter. 

$. 314. Wenn nicht erhellet, daß beyde Gemel⸗ 
nen zu der Kirche wirklich berechtigt ſind: ſo wird 
angenommen, daß diejenige, weiche zu dem gegen⸗ 
wärtigen Mitgebrauche am fpäteften gelangt iſt, den⸗ 
ſelben nur bittweiſe, d. h. als eine widerrufliche Ges 
falligkeit erhalten habe. 

$ 315. Selbſt ein viehähriger Mitgebrauch 
kann, für ſich allein, die Erwerbung eines wirkli⸗ 
chen Rechts durch Verjährung in der Regel nicht 
begründen. (Th. 1. Tit. X. . 589.) 

$. 316. Wenn jedoch, außer dieſem Mitgebrau⸗ 
che, auch die Unterhaltung der Kirche von beyden 
Genneinen gemeinſchaktlich beſtritten worden: fo ber 
gruͤndet dieſes die rechtliche Vermuthung, daß auch 
der ſpaͤter zum Mitgebrauche gekommenen Gemeine 
ein wirkliches Recht darauf zuſtehe. 

$. 317. So lange eine Gemeine den Mitgebrauch 
nur bittwelſe hat, muß fie bey fedesmaliger Aus⸗ 
uͤbung einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienſt⸗ 
lichen Handlung die beſondere Erlaubnif der Vor⸗ 
ſteher dazu nachſuchen. 


Sechster Abſchnitt. 
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$. 318. Derjenige Geiſtliche, welcher zur Di 
reetion und Verwaltung des Gottesdienſtes bey 
einer Parochialkirche beſtellt worden, wied der Pfar⸗ 
rer des Kirchſpiels genannt. 

$. 319. Ein Pfarrer muß die von einem geſchick⸗ 
ten und tugendhaften Geiſtlichen erforderten Eigen⸗ 
ſchaften im vorzuͤglichen Grade befigen, 

§ 320. 
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F. 320, Er muß ſich den Woßlſtand der Kirche, 
den Unretticht der Gemeine, und die Beförderung 
eines guten moraliſchen Verhaltens ihrer ſommt⸗ 
11 5 Mitglieder , beſonders angelegen ſeyn 
aſſen. 

$. 321. Die Sorge für die Gebäude und das 
Vermögen, der Kirche hat er mit den Vorſtehern 
gemein. 

F. 322. Wenn letztere in ihren Pfichten nach⸗ 
Tafig find, iſt er feiner geifllichen Behörde davon 
Anzeige zu machen ſchuldig. 

F. 323. Dagegen find aber auch die Vorſteher 
verbünden eben diefer Behörde es anzuzeigen, 
wenn der Pfarrer feine UAnepflichten vernachläſ⸗ 
ſigt, oder in feinem ſittlichen Verhalten zu gegennz 
derem Tadel und Aergernſß der Gemeinen Veran⸗ 
laſfung giebt. 2 

H. 3274. Ob die Wahl des Pfarrers von dem 
Biſchofe, dem Conſiſtorio, einem Privatpa⸗ 
ttone, oder den Gliedern der Gemeine abhange, 
wird durch die beſondern Verfaſſungen jeder Pro⸗ 
vinz und jedes Orts näher beſtimmt. 

K. 325. Miemals ſoll ein Subjekt, welches mit 
der Gemeine in Streit und Feindſchaft lebt, oder 
gegen deſſen Grundſätze, oder moraliſches Verpal⸗ 
ten, die Gemeine erhebliche Einwendungen hat, 
derſelben zum Pfatrer aufgedrungen werden. 

0 326. In allen Fällen muß daher das Subjefr, 
welches zum Pfarrer beſtellt werden fol, der Ge⸗ 
meine zuvor bekannt gemacht werden. 

F. 327. Hat die Pfarrkirche ihren eignen Patron: 
fo gebührt dieſem der Regel nach die Berufung ei⸗ 
nes neuen Pfarrers. 

$. 328: Auch Patronen können, bey ihrer an 
zuſtellenden Auswahl, nur auf ſolche Subjekte 
Maͤckſicht nehmen, die entweder ſchon in einem 
geiſtlichen Amte ſtehn, eder doch als Condida⸗ 

Cec 4 ten 


Allgsnteine 
lichten 
deſſelben. 


Wahl des 
larrers 
berhaupt. 


Safonders 
heit der 
Patronat, 
kuchen. 


— — — 


768 Zweyter Theil. Eilfter Titel. 


ten, von den geiſtlichen Obern ihrer Provinz, nach 
angeſtellter vorläufiger Prufung, die Exlaubniß 
zum Predigen erhalten haben. 

F. 329. Das von dem Patrone ausgeroählte 
Subjekt muß der Gemeine vorgeſtellt, und zur Hal 
| tung einer Probepredigt und Eatechiſation angewie⸗ 

ſen werden. 

$. 330. Hat der Gewählte ſchon vorhin in einem 

| geiſtlichen Amte geſtanden: fo muß er dennoch, wenn 
dle Gemeine ihn nicht ſchon hinlänglich kennt, eine 
Gaſtpredigt und Catechiſalion halten. 

H. 331. Der Tag der zu haltenden Probe: oder 
Gaſlpredigt muß der Gemeine wenigſtens Vierzehn 
Tage vorher bekannt gemacht werden. 

H. 332. Sind Zwey oder mehrere Kirchen 
unter Einem Pfarrer zuſammen geſchlagen, 
ſo muß in jeder eine Probepredigt gehalten 
werden. 

| F. 333. Ob auch in eigentlichen Filialkirchen die 
0 Haltung einer Probepredigt nörhig ſey, oder ob 
die Mitglieder einer ſolchen Tochtergemeine zu deren 
Anhörung in der Mutterkirche ſich einfinden muͤſſen, 
bleibt der hergebrachten Verfaſſung bey einem jeden 
Kirchen ſyſteme uͤberlaſſen. 


$ 334. Die Gemeine muß, nach Verlauf von 
wenigftens Acht Tagen, mit ihrer Erklärung über 
das von dem Patrone ausgewählte Subjekt vernom⸗ 
men werden. 


$. 335. Iſt der Candidat aus einer andern Did⸗ 
zes oder Confiſtorialdepartement: ſo kann die G. 


meine eine längere Ftiſt, allenfalls bis Bier W. 
chen, zu ihrer Erklarung verlangen. 

F. 336. Iſt die Gemeine mit dem Patrone über 
die Wuͤrdigkeit des von letzterem ausgewählten 
Subjekts uneins: ſo mͤͤſſen die vorgeſetzten geiſt⸗ 
lichen Obern, ohne prozeſſualiſche Weitläͤuftig⸗ 

keiten, 
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keiten, über die Erßeblichkeſt der Einwendungen 
entſchelden. 

9. 337. Wer rechtlich überführt wird, daß er 
ſich durch Beſtechungen, oder andere unerlaubre 
Wege, in ein geiſtliches Amt einzufchleichen ger 
15 babe, wird eines ſolchen Amts auf immer un⸗ 
aͤhig. 

F. 338. Auf den bloßen, mit keinen erheblichen 
Grunden unterſtuͤgten Widerſpruch einzelner Mit⸗ 
glieder der Gemeine ſoll keine Rüuͤckſicht genommen 
werden. 

9. B28 Wenn aber ein Subjekt wenigſtens 
Zwey Drittheile der Stimmen ſämmtlicher Gemein⸗ 
glieder gegen ſich hat, fell er zu der Pfarrſtelle nicht 
anders gelaſſen werden, als wenn ſich bey der Un⸗ 
terſuchung findet, daß der Widerſpruch durch bloße 
Verhetzungen und Aufwiegeleyen veranlaßt 
worden. 

$. 340. Iſt der Patron dem roͤmiſch katholiſchen, 
die Gemeine aber dem proteſtantiſchen Glaubens: 
befenneniffe zugethan, oder umgekehrt: fo muß der 
Patron wenigſtens Drey Subjekte zur Probepre⸗ 
digt zulaſſen. 5 

H. 341. Demjenigen unter dieſen, welcher bey der 
Gemeine, nach der Mehrheit der Stimmen derſel⸗ 
ben, den vorzuͤglichſten Beyfall hat, kann er die 
Vocatjon nicht verſagen. 

F. 342. In dieſem ſowohl, als in allen uͤbrigen 
Fällen, wo es hergebracht iſt, daß der Patron der 
Gemeine mehrere Subjekte zur Auswahl vorſchlage, 
muß die Gemeine nothwendig eins derſelben wäh: 
len, in ſo fern ſie nicht allen Dreyen erhebliche Ein⸗ 
wendungen nach Vorſchrift $. 336. 337. 338. ent⸗ 
gegenſetzen kann. 

F. 343. Eben dies findet, im umgekehrten 
Falle, in Anfchung des Patrons ſtatt, wenn nach 
mohlhergebrachter Verfaſſung demſelben mehrere 
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Subjekte zur Auswahl von der Gemeine vorgeſchla⸗ 
gen werden. 

F. 344. Nehmen mehrere Patronen mit gleichem 
Rechte an Beſetzung der Pfarten Theil: fo entſchei⸗ 
det, wenn ſie ſich nicht vereinigen konnen, die 
Mehrheit der Stimmen, 

F. 343. It feine äberwiegende Mehrheit der 
Stimmen vorhanden: fo müſſen die geiſtlichen 
bern den Patronen aufgeben, ſich binnen einer 
gewiſſen nach den Umſtänden zu beſtimmenden 
N Friſt, über ein vorzuſchlagendes Subjekt zu verei⸗ 
N nigen. 

$. 346. Erfolgt in der beſtimmten Friſt kein Ein⸗ 
verſländniß: fo fällt die Beſetzung der Stelle für 
diesmal den geiſtichen Obern anheim. 
F. 337. Dieſe müſſen aber die Stelle in der Re⸗ 
gel einein Dritten, welcher von keinem der uneini⸗ 
gen Patronen vorgeſchlagen worden, verleihen. 
F. 348. Hat eine eigentliche Tochterkirche einen 
beſondern Pakron: ſo muß dieſer in der Regel dem 
| Patrone in der Mutterkirche beyereten, wenn er 
nicht gegen das bon letzterem ausgewählte Subjekt 
N erhebliche Einwendungen nach §. 336. 337. zu mas 
chen vermag. 

$. 349. Wenn in dem Falle des . 340. 342. 
der Gemeine von den mehrern Patronen drey 
| Subjekte vorgefchlagen werden ſollen: fo finden, 


| wenn die Patronen ſich über dieſe Auswahl nicht 
vereinigen können, die Vorſchriften $. 344 : 347. 
Anwendung. 


| $. 350. Wenn alfo die mehrern Patronen chne 
ein vorhandenes Uebergewicht von Stimmen auf 
mehr als Drey Subjekte Nädficht nehmen: fo müf⸗ 
ſen die geiſtlichen Obern der Gemeine drey andere 
vorſchlagen. 

N F. 351. Wenn jedoch alle oder die meiſten 
N Patrone ſich über Ein oder zwey Subjekte verei⸗ 
| nigt 
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nige hatten: ſo moͤſſen dieſe auch von den geiſtli⸗ 
chen Obern mit vorgeſchlagen; und nur ſtatt derſe⸗ 
nigen, wegen welcher kein ſolches Einverſtoͤnd⸗ 
niß getroffen werden kann, andre genommen. 
werden. 

F. 352. In allen Jollen, wo es auf die Stim⸗ 
menmehrheit unter den Patronen ankommt, wer⸗ 
den die Stimmen, wenn das Patronatrecht bloß 
verlönlich iſt, nach den Perfonen, wenn es aber auf 
Gütern haftet, nach den Gütern, ohne Rüͤckſicht 
auf den Weeth oder die Größe derſelben, gezahlt; 
in ſofern nicht, vermöͤge vorhandener Vertrage, 
oder einer rechtsverjührten Gewohnheit, ungleiche 
Antheile für die mit dem Patronatrechte verfehenen, 
Gutet beſtimmt find. 

F. 353. Bey Kirchen, welche keinen eigenen Pas Bed Kil⸗ 
tron haben, gebührt der Regel nach die Wahl des go mer 
Pfarrers der Gemeine . Patron dag 

9. 354. In dieſem Falle muͤſſen die Kirchenvor; en. 
ſteher der Gemeine Drey Subjekte vorſchlagen. 

9. 353. Bey dieſem Vorſchlage aber muͤſſen fie 
nur auf ſolche Subjekte, die der Gemeine durch 
Probepredigten, oder ſonſt, hinlaͤnglich bekannt 
fir, Ruckſiche nehmen und beſonders ſolche, von 
welchen fie Urſache haben zu glauben, daß mehrere 
Mitglieder der Gemeine Zuneigung und Vertrauen 
gegen ſie hegen, nicht übergehen. 

9. 356. Bey der Wahl ſelbſt hat in der Regel 
jedes Mitglied der Gemeine, weſches nicht einem 
mittwäblenden Famillenhaupte untergeordnet iſt, ein 
Slummrecht. „ 8 

H. 357. Durch Streitigkeiten über die Befug⸗ 
niſſe zum Stimmrechte ſoll die Wahl niemals auf⸗ 
gehalten werden. 

358. Wer entweder ſelbſt ſchon in einem 
ähnlichen Falle ein Stimmrecht bey der Gemeine 
ausgeübt hat; oder wer zu einer Claſſe ane 

eren 
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deren Mitglieder iu vorigen Afnfichen Fällen zum 
Stimmen zugelaſſen worden, dem muß auch bey 
der gegenwärtigen Wahl die Abgebung ſeiner 
Stimme verſlattet werden. 

d. 359. Ein Gleiches gilt von demjenigen, der 
ein Gründſtuͤck beſitzt, deſſen vorige Inhaber, als 
Glieder der Gemeine, in ähnlichen Fällen zur Wahl 
gelaſſen worden. 

$. 360. Niemand aber kann ein Stimmrecht ſich 
anmaßen, der zu einer andern, als derjenigen Re⸗ 
ligionspartey gehort, für welche der Pfarrer ger 
wählt werden ſoll. 

$. 351, Die Feſtſezung: wie nach diefen Grund⸗ 
fügen ein ſtreitig gewordenes Stimmrecht in dem 
ge zenwaͤrtigen Falle ausgeübt werden fell, kommt 
den geiſtlichen Obern zu. 

$: 362. Die Entſcheidung über das ſtreitige 
Stimmrecht ſelbſt aber gehört vor den ordentlichen 
weltlichen Richter. 

9.363. Die nach der Feſlſetzung der geiſtlichen 
Obern vorgenommene Wahl (F. 361.) verliert für 
den gegenwoärägen Fall nichts von ihrer Gültigkeit, 
wenn auch hiernächft durch richterliches Erkenntniß 
jemanden das ausgeuͤbte Stimmrecht ab-, oder 
wenn daſſelbe einem Ausgeſchloſſenen zugeſprochen 
wird. 

H. 364. Was vorſtehend §. 357 363. wegen ei⸗ 
nes uͤber das Stimmrecht gewiſſer Gemeinglieder 
entstehenden Streits verordnet iſt, gilt, jedoch 
mit Ausſchließung des F. 360., auch in Fällen, 
wo unter mehrern Patronen das Berufungsrecht 
ſtreitig wird. 

$. 365. Uebrigens findet bey der von einer Ger 
meine 8 Pfarrwahl, dasjenige ſtatt, 
was wegen Verhandlung und Encſcheidung gemein⸗ 
ſchaftlicher Angelegenheiten bey Gemeinen übers 
haupt verordnet iſt. (Tit. VI. H. 167. 168.) 

$. 366. 
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9.366. Nehmen mehrere Gemeinen an der Pfarr 
wahl Theil; jo find, wenn nicht ein Vertrag, oder 
eine feit rechtsvetjahrter Zeit wohl hergebrachte Ge⸗ 
wohngheit etwas Anderes beſtimmt, die Mitglieder 
der Filialgemeine ihre Stimmen unter der Haupt⸗ 
gemeine abzugeben befugt. 

F. 367. Sind mehrere Pfarrgemeinen unter 
einem gemeinſchaftlichen Pfarrer vereinigt: ſo hat 
Jede ſolche Gemeine nach der Regel ihre eigne 
Stimme. 

F. 368. Entſteht durch Zählung der Stimmen 
dieſer vereinigten Kirchengemeinen keine überwie⸗ 
gende Mehrheit: fo müſſen die einzelnen Stimmen 
der Mitglieder, ohne Nücficht auf die verſchiedenen 
Gemeinen gezählt werden. 

H. 369. In allen Fällen, wo keine entſchei⸗ 
dende Wiehrbelt der Stimmen zu finden iſt, ges 
buͤhrt den geiftlichen Obern die Ernennung, uns 
ien den mit gleich viel Stimmen gewaͤhlten Per⸗ 
ſonen. 

F. 370. Mitglieder bloß zugeſchlagener Gemei⸗ 
nen nehmen, wenn nicht bey der Zuſchlagung nach 
$ 297, ein Anderes ſeſtgeſetzt worden, au der Pfarr⸗ 
wahl keinen Theil. 

F. 371. Doch iſt, wenn von den übrigen Ges 
meinen ein Pfarrer gewaͤtzlt worden, zu welchem 
der größere Theil der Gaſtgemeine kein Vertrauen 
hat, dieſes für einen erheblichen Grund, aus wel⸗ 
chem letztere auf die Wiederabtrennung antragen 
kann, zu achten. 

F. 372. Ulebrigens kommt es, auch bey Pfarr⸗ 
wahlen, der Gerichtsobrigkeit des Kirchſoiels in 
allen Foͤllen zu, die Wahl zu dirigtren, und auf 
Ruhe und Ordnung dabey zu jehen. 

$ 373. Sind in dem Kirchſpiele mehrere G. 
richtsobrigkeiten vorhanden: fo gebührt die Wa 
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direction der Gerichtsobrigkeit des Orts, wo jede 
Stimmenſammlung geſchieht. 

F. 374. Demjenigen, welcher von dem Patron, 
oder der Gemeine, zu der erledigten Pfarrſtelle 
rechtmäßig gewählt worden, muß eine ſchriftliche 
Wocation zugefertigt werden. 

$. 375. Wo es bisher gebräuchlich geweſen, daß 
die Vöcation erſt nach erfolgter Pruͤfung ertheilt 
worden, da muß dem gewählten eine ſchriftliche 
Bekanntmachung, welche die Bedingungen zur 
kuͤnftig zu ertheilenden Voration enthält, ge⸗ 
ſchehen. 

F. 376. Die Ausfertigung der Vocation gebührt 
dem Patrone, und in deſſen Ermangelung den Kir⸗ 
chenvorſtehern. 

F. 377. Die Beſtimmung der Zeit, binnen wel: 
cher der Berufene ſich über die Annahme der Voca⸗ 
tion erklaren muß, iſt willkuͤhrlich; und hänge von 
dem Gutfinden der Waͤhlenden ab. 

$. 378. Kommt binnen dieſer Friſt die Erklarung 
des Berufenen nicht ein: fo find der Patron, oder 
die Gemeine, zu einer neuen Wahl zu ſchreiten ſo⸗ 
fort berechtigt. 

F. 379. Iſt keine Zeit zur Erklarung beſtimmt: 
ſo kann der Berufene die Vocation ſo lange anneh⸗ 
men, als ihm nicht ein geſchegener Widerruf ders 
ſelben bekannt gemacht worden. 

$. 380. Hat er ſich aber binnen Vierzehn Tagen, 
nach erhaltener Vocation, uͤber die Annahme der⸗ 
ſelben nicht erklart; und find, nach Verlauf dieſer 
Friſt, der Patron und die Gemeine zu einer neuen 
Wahl geſchritten: ſo har eine fpärer erfolgte Annah⸗ 
me keine rechtliche Wirkung. 

H. 381. Uebrigens gelten von der Annahme der 
Vocationen, die von der Annahme bey Vertragen 
uberhaupt vorgeſchriebenen Geſehe. (Th. I. Tit. V. 
H. 78. 99) 

9. 382. 
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F. 382. IA die Vocgtion von Mehrern ausge: 
fertigt, fo iſt es hinlänglich, wenn die Annahme 
auch nut gegen Einen derſelben erklart worden. 

F. 383. Die von dem Berufenen einmal gültig 
angenommene Vocation kann ohne erhebliche Ur⸗ 
ſachen nicht widerrufen werden. 

$ 384. Nur aus eben den Grͤͤnden, aus wel⸗ 
chen ein ſchon beſtellter Pfarrer feines Amts entſetzt 
werden kann, iſt auch der Widerruf einer zu rech⸗ 
ter Zeit angenommenen Vocation zuläßig. 

H. 385. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob 
dieſe Gründe ſchon vor Etlaſſung der Wocation vot⸗ 
handen und bekannt geweſen, oder ob ſie erſt nach⸗ 
ber entſtanden, oder zur Wiſſenſchaft des Pateons 
oder der Gemeine gelangt ſind. 

$. 386. Sobald der Berufene die Vocatlon an⸗ priſenteß 
genommen hat, muß er den geiſtlichen Obern der fon, 
Dioͤzes, oder des Departements, zur Beflätigung 
präfentiet werden. ? 

$. 387. Die Praͤſentation muß von dem Patrone, 
und wo deren mehrere ſind, von allen geſchehen, 
welche zur Theilnehmung an der Wahl und Voca⸗ 
tion berechtigt ſind. 

$. 388. In Ermangelung von Patronen, ge⸗ 
ſchieht die Praͤſentation durch die Vorſteher. 

$. 389. Der Präfenrarion muß eine Abſchrift 
der ertheilten oder noch zu erthellenden Vokation, 
ingleichen das Protokoll uͤber die Probe- oder Gaſt⸗ 
predigt, beygelegt werden. 

$ 390. In allen Fällen, wo eine Wahl der Ge 
meine ſtatt gefunden hat, iſt auch die Beylegung 
des Wahlprotokolls erforderlich. 

. 391. Wird von den geiſtlichen Obern der 
Praͤſennirte untauglich, oder die Wahl unregelmäͤ⸗ 
ßig befunden: jo muß eine neue Wahl und Proͤſen⸗ 
tation erfolgen. 
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F. 392. IR der Patron, weſcher ein untau, 
ches Subjekt vorgeſch. lagen bat, ſelbſt ein Geiſt 
cher: jo verliert er für dieſen Fall ſein Praͤſenta⸗ 
tionsrecht, und die Beſetzung der Pfarre geſchieht 
durch die geiſtlichen Obern. 

F. 393. Die Präfentation zu einem erledigten 
Pfarramte muß innerhalb Sechs Monaten von 
Zeit der Erledigung geſchegen. 

394. Iſt der Pfarrer auswärts verſtorben: 
ſo le uff die Friſt von der Zeit an, wo ſein Tod 
dem Patrone oder den Kirchenvorſtetern bekaunt 
geworden. 

$. 395, Während der Vakanz muß der Gottes⸗ 
dienſt in der Pfarrkirche, auf Veranſtaltung des 
Erspriefters oder Kreisinſpectors, durch dazu gua⸗ 
lifieirte Perſonen verſehen werden. 

F. 395. In der Regel ſind bey Pfarrkirchen, wo 
nur Ein Geiſtlicher angeſetzt iſt, die benachbarten 
Pfarrer derſelben Inſpeetion, nach der Anweiſung 
des Erzprieſters oder Inſpectors, gegen die herge⸗ 
brachte Verzuͤtung aus den Einkünften der erledig⸗ 
ten Pfarre, dazu verpflichtet. 

$. 397. Auch bey Kirchen, wo mehrere Geiſtli⸗ 
che find, findet eine ſolche Vertretung der vafanten 
Stelle ſtatt, wenn nach dem Befinden des Inſpe⸗ 
ctors, die übrigen Geiſlichen die Arbeit allein nicht 
beſtreiten können. 

F. 398. Kommt die Präfentation innerhalb 
Sechs Monathen nicht ein; und iſt auch vor Ab⸗ 
läuf dieſer Friſt eine Verlängerung derſelben nicht 
geſucht, oder nicht zugeſtanden worden: fo fällt die 
Beſetzung der Pfarre für dieſen Fall den geiſtlichen 
Obern anheim. 

F. 399. Wenn ein hiernäͤchſt bey der Prüfung 
untauglich befundenes Subjekt praͤſentirt worden; 
und darüber die gefeßmäßige Friſt verlaufen iſt: 


fo kommt, außer dem Falle des F. 392:, dem Prä⸗ 
ſenti⸗ 
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ſentirenden noch eine Nachftiſt von Sechs Wochen 
zu ſtatten. 


F. 409. Muß nach §. 343. die Gemeine dem 
Patron Subjekte zur ERSTE vorſchlagen; oder 
muß, nach h. 340. 342., ein ſolcher Vorſchlag der 
Gemeine von dem Patron geſchehen; ſo fälle nur 
das Recht desjenigen, welcher in ſeiner Obliegen⸗ 
heit ſäͤumig geweſen iſt, den geiſtlichen Obern 
anheim. 

$. 401. So lange die geiſtlichen Obern von ih⸗ 
ren Anfallsrechten noch keinen Gebrauch gemacht 
haben, koͤnnen der Patron oder die Gemeine das 
Verſaͤumte nachholen. 


$. 402. Auch die geiſtlichen Obern muͤſſen, fo 
oft ihnen die Ernennung des Pfarrers anheim fällt, 
wegen Auswahl eines tauglichen Subjects, die all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Votſchriften beobachten. 

„ 40g. Iſt der Praͤſentirte beſtaͤtigt; fo muß Ording 
ihm die Ordination, wenn er ſelbige nicht wegen kon. 
eines vorher bekleideten geiſtlichen Amts ſchon er⸗ 
halten hat, verliehen werden. 

$. 404. Der erwoͤtzlte und beſtaͤtigte Pfarrer Eines 
muß in fein Amt, und zu allen Verrichtungen deſ⸗ ſung. 
ſelben, ordentlich eingewleſen werden. 

$. 405. Die Einweiſung wird der Regel nach 

durch den Erzprieſter oder Kreisinſpector voll⸗ 
zogen. 
a F. 406. Die Koſten der Voeation, Praͤſenta⸗ 
tion, und Einweifung, wozu auch die Reiſekoſten 
der zur Einweiſung nöthigen Perſonen gehören, 
müſſen, wo nicht beſondere Provinzialverordnun⸗ 
gen ein Anderes feſtſetzen, aus den Einkünften der 
Kirche, und in deren Ermangelung, von der Ges 
meine beſtritten werden. 

$. 407. Die Koſten der Prüfung und Ordina⸗ 
tion hingegen muß der neue Pfarrer tragen. 

Allgem: Geſeäb, IV. Band. Dod H. 408. 
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F. 408. Auch muß der Megel nach der neue 
Pfarrer ſich auf feine eigene Koſten an den Ort ſei⸗ 
ner Beſtimmung binbegeben. 

. 409. Wo es aber durch Peovinzialgefeße, 
oder nach einem ununterbrochnen Herkommen, ein⸗ 
geführt iſt, daß die Reifefoften aus der Caͤmmerey⸗ 
oder Gemeinecaſſe gegeben, und daß die Fubren 
von den Mitgliedern der Gemeine unentgeltlich 
verrichtet werden: da hat es noch ferner dabey fein 
Bewenden. 

F. 410. Doch foll in keinem Falle der Gemeine 
zugemutpet werden, einen Prediger, welchen fie 
nicht ſelbſt gewählt bat, weiter, als in einer Ente 
fernung von zwey Tagereifen, abzuholen. 

F. 477. An Orten, wo die Gemeine den Pre⸗ 
diger zu holen ſchuldig iſt, muß ſie auch die zu ſei⸗ 

er Familie gehörenden Perſonen, und was er an 
Kleidung, Waſche, Hausrath, und Büchern mit⸗ 
bringt, herben fuhren. 

F. 412. Die Berufung der Feld oder Garni⸗ 
ſonprediger geſchieht von dem Regimentschef oder 
Gouverneur; und dieſer ſteht dabey gegen die 
geiſtlichen Obern des Militairftandes in eben dem 
Verhäaͤltniſſe, wie der Patron gegen das Confie 

forium. 
f F. 413. Die Pfarrer muͤſſen fich bey ihren Kir⸗ 
chen beſtaͤndig aufhalten, und duͤrfen die ihnen ans 
vertrauete Gemeine, felbit bey einer drohenden Ges 
fahr, eigenmächtig nicht verlaſſen. 

$ 414. Wenn fie zu verreisen genöthigt ſind: 
fo kann es nur mit Vorwiſſen und Erlaubniß des 
Inſpectors oder Erzprieſters geſchehen. 

$. 415. Dieſer muß die Genehmigung der 
geiftlichen Obern einholen, wenn die Zeit der 
Abweſenheit mehr, als Einen Sonntag, unter 


ſich begreift. Fa 
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9.416. In allen Föllen muß der Pfarrer, unter 
Direction des Erzprieſters oder Inſpectors, ſolche 
Verauſtaſtungen treffen, daß die Gemeine bey eis 
ner Abweſenheit nicht leide. 8 

F. 417. Bey ferner Amte fuͤhrung muß der Pfar⸗ 
rer alle den Geiſtlichen überhaupt vorgeſchriebenen 
Pflichten ſorgfältig beobachten. 

H. 418. Dagegen hat er das Recht, von den Vomp ar 
Eingepfarrten zu fordern, daß fie ſich in ihren Me: zwanle. 
ligionsbandlungen, zu deren Vollziehung es der 
Miervirfung eines Pfarrers bedarf, nur feines 
Amts bedienen ſollen. 

$. 419. Diefer Verbindlichkeit können auch eins 
zelne Eingeofartte, ohne beſondere Etlaubniß der 
geiſtlichen Obern, ſich nicht entziehen. 

$. 420. Dergleichen Erlaubniß ſoll nur aus 

erheblichen Gruͤnden, befonders aber alsdann er⸗ 
theilt werden, wenn aus den Umfländen erhalt, 
daß die Ants handlungen dieſes Pfarrers den 
Eingepfarrien den Zweck der moraliſchen Beſſerung 
verfehlen duͤrften. 
. 421. Auch ſoll, wenn nicht nachgewieſen 
iſt, daß die Schuld davon auf der Seite des Pfar⸗ 
ters ſey, für die Entſchaͤdigung deſſelben gehörig 
geſorgt werden. 

$ 422. Auch in einzelnen Fällen dürfen Ein⸗ 
gevfarrte ihre Trauungen, Taufen, und Begrab⸗ 
niſſe, durch einen andern, als den in ihrer Parochie 
beſtellten Pfarrer, ohne deſſen Einwilligung nicht 
vornehmen laſſen. 

$. 423. Der Pfarrer hat fur dergleichen Hand⸗ Srolg bb 
Yungen bie feſtgeſetzten Gtofgebühren zu fordern; ten, 
und der Richter muß ihm dazu, nöthigenfalls, auf 
gebuͤhrendes Anmelden verhelfen. 

. 424. Er kann aber dieſe Gebühren niemals 
voraus fordern, noch deshalb die von ihm begehrte 
Amtshandlung We 
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$. 425. Das Recht, eine Tarordnung für die 
Stolgebühren vorzuſchreiben, ſelbige zu erhöhen, 
oder ſonſt zu ändern, gebuͤhrt allein dem Staate. 

H. 426. Kirchenbediente, welche ſich mit den ih⸗ 
nen angewieſenen Gebühren nicht begnügen, ſollen 
um den drey⸗ bis zehnfachen Betrag des zu viel ge: 
forderten ſiskaliſch beſtraft werden. 

8.427. Kein Geiſtlicher darf dergleichen Hand⸗ 
lungen, die einer andern Parochie zukommen, ohne 
ausdrückliche Bewilligung des gehörigen Pfarrers 
vornehmen. 

$: 428. Diefer aber darf, gegen Empfang der 
ihm zukommenden Gebuͤhren, die Einwilligung 
nicht verſagen. 

$. 429. Dieſe Einwilligung muß ſchriftlich er⸗ 
theilt, und es duͤrfen dafuͤr keine beſondere Gebüh- 
ren gefordert werden. 

F. 430, Eine dergleichen Einwilligung berechtigt 
jeden zu dergleichen Handlungen überhaupt befug⸗ 
ten Geiſtlichen, die Handlung vorzunehmen. 

$. 431. Soll aber bey einen proteſtantiſchen 
Eingepfarrten die Handlung von einem katholt 
ſchen Geiſtlichen, oder umgekehrt, verrichtet wer: 
den: fo iſt dazu die Erlaubnif des Staats erfor⸗ 
derlich. 

9.432. Soll ein Pfarrer eine an ſich ihm gebüh⸗ 
rende Handlung in dem Sprengel eines andern 
Pfarrers von feiner Religionspartey vornehmen; fo 
muß dazu die Einwilligung des dieſem Sprengel 
vorgeſetzten Pfarrers eingeholt werden. 

§. 433. Dieſer leßtere iſt ſchuldig, die Einwil⸗ 
ligung gegen Empfang der halben Gebuͤhren zu er⸗ 
theilen; dem die Handlung ſelbſt vollziehenden 
Pfarrer aber darf deswegen an feinen Gebühren 
nichts abgezogen werden. 

F. 434. Ein Pfarrer, welcher, obigen Vor⸗ 
ſchriften zuwider, eine vor einen andern . 
1 geht 
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gehörende Handlung ohne deſſen Einwilligung 
vornimmt, ſoll um den doppelten Betrag der er⸗ 
baltenen Gebühren fiskaliſch beſtraft; der geh 
rige Pfarrer aber von dem Eingepfarrten entſcha⸗ 

digt werden. 

$. 435. Die Trauung gebührt der Regel nach dem Trauungen. 
Pfarrer der Braut. 

9. 436. Wenn ein Theil der Verlobten zur 
deutſch⸗ reformirten, und der andere zur franzö⸗ 
fc) = reformirten Kirche gehört: fo kommt die 
Trauung dem Pfarrer des Bräutigams zu. 

H. 437. Gehört der Bräutigam zur Milftairge⸗ 
richtsbarkeit; fo muß die Trauung von dem Feld⸗ 
oder Garniſonprediger gefchehen: und zwar ohne 
Unterſchied, zu welcher Religionspartey der Brau⸗ 
tigam ſich bekenne. 

H. 438. Gehört der Bräutigam zum Civil⸗, die 
Braut aber zum Milltairſtande: fo gebührt die 
Trauung dem Pfarrer des Orts, zu deſſen Kirch⸗ 
ſprengel der Bräutigam gehort. 

F. 439. Soll jedoch die Trauung an einem are 
dern Orte, als wo der Pfarrer des Braͤutigams 
wohnt, geſchehen: ‚fo iſt auch in dieſem Falle der 
Pfarrer der Braut dazu berechtigt. 

H. 440. Jeder Pfarrer, welcher ein Aufgebot 
oder eine Trauung verrichten ſoll, muß die darüber 
vorhandenen geſeßlichen Vorſchriften genau beob⸗ 
achten, und ſorgfältige Erkundigung einziehen: ob 
die rechtlichen Erforberniffe einer gültigen Ehe vor⸗ 
handen, oder ob Ehehinderniffe im Wege find, 

(Tit. I. Abſchn. J. II.) B 

$ 441. Wenn mit Erlaubniß des ordentlichen 
Pfarrers die Trauung durch einen andern Geiſt⸗ 
lichen verrichtet, und dieſem der gehörige Auf⸗ 
gebotsſchein vorgelegt worden: fo wird der trauen⸗ 
de Pfarrer nur wegen ſolcher Mängel und Ehe⸗ 
hinderniſſe verantwortlich, von denen es über 

Ddd 3 fuͤhrt 
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führt werten kann, daß fie ihm wirklich bekannt 
geweſen ſi d. 

H. 442. Wenn ein katholiſcher Pfarrer Anſtand 
nimmt, eine Ehe, welche nach den Landesge⸗ 
ſetzen erlaubt iſt, um deswillen, weil die Diſpen⸗ 
ſation der gelſtlichen Obern nicht nachgeſucht, 


je, ſo wie auch alsdann ſchon, wenn 
der katholiſche Pfarrer das Aufgebot aus einem 
ſolchen Gr verſagt, wohl befugt, beydes 
einem ande farrer, allenfalls auch von einer 
verſchiedenen Religlonspartey, aufzutragen. 

$ 444. Uebrigens find dle katholiſchen Pfarrer 
bey ſiskaliſcher Ahndung verbunden, die von ih⸗ 
ren geiſtlichen Obern ihnen zukommenden Diſpen⸗ 
ſationen, ehe ſie davon Gebtauch machen, dem 
Landes- Juſtizcolleglo der Provinz vorzulegen. 

F. 445. Kein Pfarrer darf, ohne beſondere Er⸗ 
laubniß des geiſilichen Departements, fremde 
Offtciere, die in den hiefigen fanden heirathen wol⸗ 
len, aufbteten oder trauen, 

Dom Tau- F. 446. Die Taufe ehelicher Kinder gebührt 
fen- in der Regel dem Pfarrer des Vaters. 

F. 447. Sind die Aeltern von verſchiedener Re⸗ 
ligionspattey: fo gebührt die Taufe, bey Söhnen, 
der Regel nach dem Pfarrer des Vaters; fo wie 
bey Töchtern dem Pfarrer der Mutter. 

H. 448. Die Taufe der unehelichen Kinder 
kemmt dem Pfarrer der Mutter zu. 

$. 449. Steht in beyden Fällen der Vater un⸗ 
ter Milltairgerichtsbarkelt? fo muß die Taufe von 
dem Feld⸗ oder Garniſonprediger, ohne Unter⸗ 
ſchied der Religionspattey des Vaters verrichtet 
werden. 


$. 450. 
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$. 450. Iſt die Niederkunft nicht an dem Orte 
geſchehen, wo der gehörige Pfarrer ſich aufhält: 
ſo kann auch der Pfartet des Orts der Niederkunft 
die Taufe ohne weitere Rückfrage verrichten. 

F. 45 7. Hat eine Nothtaufe geſchehen muͤſſen: 
ſo muß dem ordentlichen Pfarrer davon unver⸗ 
zuͤgliche Anzeige gemacht werden. 

$. 452. Für die Handlungen oder Gebrauche, 
welche hiernächft, nach Verſchiedenheit der Re⸗ 
ligionsparteyen, bey einem ſolchen am leben 
bleibenden Kinde vorgenommen werden, hat der 
Pfarrer eben die Gebühren, wie für eine Taufe, 


zu fordern. 8 
$. 453. Jeder Eingepfarrte muß der Regel Ton Ber 
nach in feiner Parochie begraben werden. aräbniffen, 


F. 454. Stirbt jemand außer feiner Parochie, 
jedoch an eben demſelben Orte: fo hat der Pfar⸗ 
rer feines Kirchſpiels das Recht, in fordern, daß 
die Beerdigung in feiner Parochie geſchehe. 

F. 455. Stirbt er aber an einem andern Orte: 
fo haben die Hinterlaſſenen die Wahl, ob fie ihn 
da, wo er geſtorben iſt, begraben, oder in feine 
ordentliche Parochie zuruͤckbringen laſſen wollen. 

F. 456. Ueberhaupt kann jeder Eingepfarrte 
fein und der Seinigen Begraͤbniß auch außerhalb 
feiner Parochie wählen. 

F. 457. Hat der Verſtorbene ſelbſt gemählt: fo 
iſt es ride wenn nur feine Willensmei⸗ 
nung mit genugſamer Gewißheit bekannt iſt. 

458. Außer den Fallen des F. 484. 458. 
muͤſſen aber nicht nur dem Pfarrer und der Kirche, 
wo die Beerdigung geſchieht, ſondern auch dem 
Pfarrer und der Kirche, denen ſie eigentlich zu⸗ 
kommt, die Gebühren entrichtet werden. 

9. 459. Doch haben letztere, wenn nach $. 

57. der Verſtorbene ſelbſt gewählt bat, nur 
boch. Gebuͤhren zu fordern, die, nach der Ver⸗ 
Ddd 4 faf⸗ 
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faſſung jedes Orts, von allen Begräbniffen derjeni⸗ 
gen Claſſe, zu welcher die feiche gehört, nochwen⸗ 
dig zu entrichten ſind. 

$: 460. Soll eine feiche, auf bloßes Verlan⸗ 
gen der Hinterlaſſenen, außer der gehörigen Pas 
rochie begraben werden: fo muͤſſen letztere dem 
Pfarrer und der Kirche dieſer Parochte, außer 
den nothwendigen Gebühren, auch diejenigen 
Handlungen und Feyerlichkeiten, welche fie bey 
der fremden Kirche vornehmen laſſen, tarmäͤßig 
bezahlen. 

H. 461. Wer ein Erb⸗ oder Familienbegröbniß 
außerhalb des Kirchſpiels hat, kann verlangen, daß 
fein und der Seinigen Leichname dahin abgeführt 
werden. 

F. 462. Doch find auch alsdann der Kirche und 
dem Pfarrer, für welche das Begräbnif eigentlich 
gehören wurde, der Regel nach, die ihnen nach 
$. 459. zukommenden Gebühren ohne Abzug zu ent⸗ 
richten. 

F. 463. In allen Fallen, wo eine Leiche durch 
einen andern Gerichtsbezirk gefuhrt werden ſoll, 
muß bey dem Obergerichte der Provinz ein Lei⸗ 
chenpaß geſucht werden. 

$. 464. Kann ein ſolcher Paß nicht vorgezeigt 
werden: ſo hat die ordentliche Obrigkeit jedes 
Orts der Durchfuhre das Recht, zu verlangen, 
daß der Sarg geöffnet, und ihr die Beſichtigung 
der Seiche geſtattet werde. 

$. 465. Die Pfarrer, durch deren Kirchſpiel 
die keiche gebracht wird, konnen davon weder fuͤr 
ſich, noch für die Kirche, Gebühren fordern. 

F. 466. Jeder Pfarrer, von welchem, bey G. 
legenheit der Durchfuhre, gewiſſe Amtshandlun⸗ 
gen oder andere Feyerlichkeiten ausdruͤcklich 
verlangt werden, hat davon die Gebühren, für 

ſich 
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ſich und die Kirche, nach der Taxe des Orts zu 
fordern. 

F. 467. Iſt der Todte an einer anſteckenden 
Krankheit verſterben; ſo, daß durch Wegbrin⸗ 
gung der leiche die Anſteckung verbreitet werden 
konnte: jo muß die ſeiche ſchlechterdings, und oh⸗ 
ne Unterſchied der Fälle, da, wo fie iſt, beerdigt 
werden. 

§. 468. Alsdann find aber auch die Gebühren 
nur dem Pfarrer und der Kirche der Parochie, 
wo die Beerdigung wirklich geſchehen iſt, zu ‚ent 
richten. 

F. 469, Iebee Todesfall muß dem Pfarrer des 
Kirchſpiels, in welchem er erfolge iſt, angezeigt 
werden. 

F. 470. Eben das gilt auch bey Perſonen, die 
ſonſt keiner Parochie unterworfen ſind. 

F. 471, Auch von todtgebohrnen, oder vor der 
Taufe geſtorbenen Kindern, muß die Anzeige dem 
Pfarrer geſchehen. N f 

. 477. Auch ſoſche Kinder dürfen ohne Vor: 
wiſſen des Pfarres nicht außerhalb dem oͤffent⸗ 
lichen Kirchbofe begraben werden. 

H. 473. Der hinterlaſſenen Familie, und in des 
ren Ermangelung dem Wirthe des Hauſes, in 
welchem der Todesfall erfolgt iſt, liegt es ob, den⸗ 
ſelben anzuzeigen. 

F. 474. Der Pfarrer muß ſich nach der Todes⸗ 
art erkundigen, und dem Todtengräber aufgeben, 
bey der Einlegung der Leiche in den Sarg, und 
bey deſſen Zuſchlagung gegenwärtig zu ſeyn. 

F. 475. So lange es noch im geringſten zwei⸗ 
felhaft iſt: ob die angebliche Leiche wirklich todt 
fen, muß das Zuſchlagen des Sarges nicht geſtat⸗ 
tet werden. f 

H. 476. Die nähern Beſtimmungen wegen der 
zur Verhuͤtung des kebendigbegrabens noͤthigen 
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Vorſichten, bleiben den beſondern Polizeyverorb⸗ 
nungen vorbehalten. 

$. 477. Alle gewaltſame Todesarten, fo wie 
deren bey Beſichtigung der eiche ſich ergebende 
Vermuthungen, muß der Pfarrer der ordentlichen 
Obrigkeit ſchleunigſt anzeigen, und vor erfolgter 
Unterſuchung weder das Begroͤbniß, noch die Abs 
fuhr geſtatten. 

H. 478. Iſt dem Pfarrer bekannt, daß der Ver⸗ 
ſtorbene minderjaͤhrige, wahn ⸗ oder blöͤdſinnige, 
oder aus andern geſetzlichen Gründen unter Vor⸗ 
mundſchaft zu ſetzende Kinder, oder ſonſtige Er⸗ 
ben binterlaſſe: fo muß er der Obrigkeit davon 
Anzeige machen. 

$. 479. Dieſe Anzeige muß der Regel nach 
derjenigen Behörde, unter welcher der Verſtor⸗ 
bene ſeinen berſonlichen Gerichtsſtand hatte; 
wenn aber dieſe dem Pfarrer unbekannt, oder 
außerhalb der Provinz iſt, dem naͤchſten Gerichte 
geſchehen. 

$. 480. Sowohl der Pfarrer des Kirchſpiels, 
in welchem der Todesfall erfolgt, als der, wo die 
Beerdigung geſchehen iſt, find zu diefer Anzeige 
verpflichtet. 

$. 481. Die Pfarrer find ſchuldig, richtige 
Kirchenbuͤcher zu halten, und darin alle von ih⸗ 
nen beſorgte, ingleichen alle die Eingepfarrten 
betreffende und ihnen angezeigte Aufgebote, 
Trauungen, Geburten, Taufen, und Begraͤb⸗ 
niſſe deutlich und leſerlich einzuſchreiben. 

H. 482. Die Eintragung muß ſogleich nach 
vorgenommener Handlung oder geſchehener Ans 
zeige erfolgen, und das Datum muß mit Buch⸗ 
ſtaben ausgedrückt werden. 

9. 483. Bey Trauungen muͤſſen die Vor⸗„ Zus 
und Geſchlechtsnamen, ingleichen das Alter beys 
der Verlobten; auch ob fie ſchon verheirathet 

gewe⸗ 
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geweſen, oder nicht; ob fie noch unter Aeltern der draw 
und Vormündern fiehen, oder nicht, verzeichnet ungen 
werden. 


F. 484. Stehen die Verlobten, oder einer von 
ihnen, noch unter Aeltern, oder Vormündern: fo 
muß der Pfarrer dabey bemerken: wie ihm die 
Einwilligung derſelben nachgewieſen worden. 

F. 485. Bey Geburten und Taufen muß der per Tan 
Pfarrer den Vor⸗, Zu“, und Geſchlechtsnamen, ſen; 
und den Stand der Aeltern, ingleſchen den Mas 
men und Stand der gegenwärtig geweſenen Tauf⸗ 
zeugen, nebſt den Namen, welche dem Kinde ſelbſt 
beygelegt worden, mit eintragen. 

F. 486. Auch muß er dabey die Angabe der 
Aeltern, oder in deren Ermangelung, der Heb⸗ 
amme, von dem Tage und Stunde der Geburt, 
bemerken. 

$. 487. Giebt die Mutter eines unehelichen 
Kindes den Vater nicht an: fo muß es der Pfarrer 
zwar dabey bewenden laſſen; zugleich aber ſich 
forgfältig erkundigen: ob auch die Mutter das 
Kind zu verpflegen und zu erziehen hinlängliche 
Mittel habe. 

H. 498. Findet er dabey ein Bedenken: fo muß 
er ſelbiges der Obrigkeit des Orts anzeigen. 5 

$. 489. Wird der Vater des unehelichen Kin⸗ 
des angegeben: fo muß der Pfarrer denſelben 
darüber vernehmen; und wenn er ſich dazu bes 
kennt, den Namen deſſelben, fo wie die Art, wie 
dies Bekenntniß an ihn, den Pfarrer, gelangt iſt, 
in das Kirchenbuch mit eintragen. 

F. 490. Widerſpricht der genannte Vater der 
Angabe der Mutter: oder kann derſelbe, weil 
fein Aufenthalt entfernt oder unbekannt iſt, nicht 
vernommen werden: I darf der Pfarrer feinen 
Namen in das Kirchenbuch nicht Allee 

. 491. 
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F. 491. Er muß aber den Fall der Obrigkeit des 
Orts, zur Untexſuchung und Obſorge für das Beſte 
des Kindes ſo fort anzeigen. 

der Tode 6. 492. Bey Todesfällen muß der Name, der 

fäl. Stand, und das Alter des Verftorbenen, der Tag 
des Todes, die Krankheit oder ſonſtige Todesart, 
nach der dem Pfarrer geſchehenen Anzeige einge 
ſchrieben werden. 

$. 493. Hat der Pfarrer den Verſtorbenen nicht 
perſönlich gekannt: fo muß er ſich durch die Aus⸗ 
ſagen glaubwürdiger Perſonen ſo viel als möglich 
verſichern, daß derſelbe wirklich derjenige geweſen 
fen, für den er ihm angegeben worden. 

F. 494. Wie er zu dieſer Verſicherung gelangt 
ſey, muß in dem Kirchenbuche mit vermerkt 
werden. 

495. Den Tod und die Beerdigung eines 
Fremden muß der Pfarrer, wenn ſonſt niemand 
vorhanden iſt, welcher davon in die Heimath deſſel⸗ 
ben Nachricht geben konnte, zu dieſem Behufe dem 
I} naͤchſten Gerichte anzeigen. 

Eintragung H. 496. In allen Fällen, wo dem Pfarrer eine 
ir Handlung, die in einer andern Parochie vorgenot 
chen vorge, men werden foll, blos angezeigt wird, muß er den⸗ 
wommenen noch dieſe Anzeige, mit Bemerkung des Orts, wo 
gen. die Handlung ſelbſt erfolgen ſoll, in ſein Kirchen: 

buch einzeichnen. 

F. 497. Von ſolchen bloßen Anzeigen aber muß 
er, bey Fertigung der jährlichen kiſten, keinen Ge 
brauch machen. 

9.498. Diejenigen, welche einer bloß gedulde⸗ 
ten mit keiner eignen Kirchenanſtalt verſehenen Re⸗ 
ligionspartey zugethan find, muͤſſen die unter ih⸗ 
nen vorkommenden Geburten, Heirothen, und 
Sterbefälle, dem Pfarrer des Kirchspiels, in deſſen 
Bezirk fie wohnen, zur Eintragung in das Kir 
chenbuch anzeigen. 


IH g. 499, 
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F. 499. Dergleichen Anzeigen gehören mit in 
die jährlichen liſten. 5 
„F. 890. Wenn bey einer Kirche mehrere Geiſt⸗ 
liche angeſetzt fd: fo muß dennoch nur der eigent- 
liche Pfarrer das Kirchenbuch führen. 

$. 50 f. Der Küſter muß ein Dupliegt des Kir Dunlieat 
chenduchs halten, und darin die von dem Pfarrer chenlüche. 
eingetragene Vermerke getreulich abſchreiben. > 

H. 502. Am Ende eines jeden Jahres muß der 
Pfarrer dies Dupficat mit feinem Kirchenbuche 
vergleichen, und die befundne Richtigkeit darunter 
bezeugen. 

$. 503. Sodann muß dieſes Duplieat bey 
den Gerichten des Orts verwahrlich niedergelegt 
werden. 

F. 504. Kirchenzeugniſſe muͤſſen jedoch aus Kirchen, 
dem von dem Pfarrer geführten Originale, und Senne: 
nur in deſſen Ermangelung aus dem Duplicate 
ertheilt werden. 

F. 505. Auch in dieſen Zeugniſſen foll, zur Ver⸗ 
meidung aller Zweifel und Berfälfchungen, das 
Datum, worauf es ankommt, nicht blos mit Zad⸗ 
len, ſondern zugleich mit Buchſtaben ausgedrückt, 
und die Zeugniſſe ſelbſt müffen mit dem Kirchenſie⸗ 
gel beſtaͤrkt werden. 5 

H. 506. Ein Pfarrer, der nur bey einer einzel; Vertretung 
nen Handlung, oder nur auf kurze Zeit, fein Amt l 
ſelbſt zu verrichten gehindert wird, kann ſich da: nem Ante. 
bey durch einen andern Geistlichen, welcher zu ſol⸗ 
chen Handlungen an und für ſich befugt iſt, vers 
treten laſſen. 8 

H. 507. Soll die Vertretung länger als Drey 
Tage dauern: Jo muß dem Erzprieſter oder dem 
Kreisinſpecror Anzeige davon geſchehen. 

$508. Iſt die Vertretung auf länger als Vier⸗ 
zehn Tage erforderlich; fo muß der Erzprieſter 
oder Inſpector es an das Conſiſtorium Wc 
um 
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und die genommenen Maaßregeln zur Geneh⸗ 
migung anzeigen. 
F. 509. Verrichtet der Stellvertreter eine Amts⸗ 
handlung, die ins Kirchenbuch eingetragen w. 
den muß: fo iſt er ſchuldig, feinen eignen Namen, 
mit der Angabe ſeines Amts, und der Urſache der 
Vertretung, zu unterzeichnen. 
Capelane. $. 510. Ein katholiſcher Pfarrer kann, unter 
Approbation feines vorgeſetzten Conſiſtorii, einen 
beſtaͤndigen Amtsgehuͤlfen oder Capellan annehmen. 
F. 5717. Er muß aber dazu ein Subject wählen, 
gegen deſſen Perſon, kehre, und Wandel, der Pas 
tron fo wenig, als die Gemeine, etwas Erhebli⸗ 
ches einwenden konnen. 
Ik) $. 512. Der Pfarrer kann einem ſolchen Capel⸗ 
MU - lan, wenn derſelbde die Ordination erhalten hat, 
I) alle Arten ſeiner Amtsgeſchaͤfte ohne Unterſchied 
auftragen. 

F. 513. Die Vertheilung der Gefhäfte ſelbſt, 
die Dauer der Vertretung, und die dem Cap. 
lane dafur zukommende Belohnung, wird ledig⸗ 
lich durch den zwiſchen ihnen, unter Approba⸗ 
tion der geiſtlichen Obern, geſchloſſenen Vertrag 
beſtimmt. 

H. 514. Ein ſolcher Capellan kann jedoch, 
wenn die Pfarrſtelle ſelbſt erledigt wied, auf 
die Nachfolge darin keinen rechtlichen Anſpruch 
machen. 

pfartgehül⸗ 8. 515. Ein proteſtantiſcher Pfarrer kann, mit 
5 Vorwiſſen des Conſiſtoril, einen Candidaten zu ſei⸗ 
ner Vertretung, jedoch nut bey dem Unterrichte 
der Gemeine, nicht aber bey andern Amtshandlun⸗ 
gen annehmen. 
‚516. Wird er durch Krankheit, Schwach⸗ 
heit, oder Alter verhindert, fein Amt nach d 
ſen ganzen Umfange ſelbſt gehörig zu verwalten: 
und 
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und verlangt er daher einen beſtaͤndigen Gebülfen 
zu allen feinen Anitsverrichtungen: ſo muß er 
dleſes demjenigen, welchem bey einer erfolgen 
den Erledigung der Pfarre das Wahlrecht zusteht, 
anzeigen. 

F. 577. Alsdann muß, bey der Defiellung eines 
ſolchen Amtsgehälfen, alles das beobachtet werden, 
A0 f. der Wahl eines neuen Pfarrers erforder- 
lich iſt. 


J. 518. Ehe jedoch zur Wahl geſchritten wird, 
muß dem zu beſtellenden Subſtituten fein austömm⸗ 
licher Unterhalt aus den Einfünften der Pfarre ber 
ſtimmt werden. 

5.519. Diefer Ausſatz darf niemals in einem 
Antheile der einzelnen Prarreinfünfte (pars quota) 
beſtehen; ſondern er muß auf einen gewiſſen Be⸗ 
trag an Gelde oder Naturalien, welche der Pfar⸗ 
rer dem Subſtituten, oder dieſer jenem abzugeben 
bat, beſtimmt werden. 

F. 520. Ein ſolcher Subſtitut tritt, wenn die 
Pfarre erledigt wird, ſofort an die Stelle und in 
alle Rechte eines wirklichen Pfarrers. 

9. 52 1. Dagegen hat ein nicht förmlich gewaͤtl⸗ 
ter, ſondern nur von dem Pfarrer ſelbſt, mit Er« 
laubniß der geiſtlichen Obern, wenn auch unter 
Einwilligung des Patrons oder der Gemeine, ans 
genommener Subſtitut kein Recht zur Nachfolge 
in die erledigte Pfarre. 5 

F. 522. Auch ohne das Geſuch des Pfarrers 
kann demſelben ein Subſtitut gegeben werden, 
wenn aus der Anzeige des Patrons, der Vor 
ber, oder der Gemeine, oder auch des Kreis 
ſpectors, bey einer deshalb von den geiſtlichen 
Obern zu veranlaſſenden Ulnterſuchung ſich 
giebt, daß der Pfarrer, aus einem der $. 516. an⸗ 
geführten Gründe, feinen Amte vollſtaͤndig vorzu⸗ 
ſiegen, nicht mehr vermögend ſey. 

9. 53. 


Niederler 
gung des 
Amis. 


Bergehuns 
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F. 523. Wenn ein Pfarrer fein Amt niederle⸗ 
gen will: ſo muß er dem Patrone und der Gemei⸗ 
ne davon Anzeige machen, und die Genehmigung 
der geiftlichen Obern nachſuchen. 

F. 524. Binden dieſe dabey nichts zu erinnern, 
ſo gebührt weder dem Patrone noch der Gemeine, 
ein Recht zum Widerſpruche. 

„ 525. Nimmt jeboch ein Pfarrer, innerhalb 
Zehn Jahren von Zeit feiner Beſtellung, einen 
anderweſtigen Ruf an: fo iſt er ſchuldig, der Kir⸗ 
chencaſſe, und der Gemeine, alle bey ſeiner An⸗ 
ſetzung und feinem Anzuge verwendete Koſten zu 
erſtatten. 

$. 526. Auch nach erhaltener Genehmigung der 
geistlichen Obern darf der Pfarrer fein Amt nicht 
eher verlaſſen, als bis fein Nachfolger beſtellt und 
eingewieſen worden. 

$. 527. Sind erhebliche Gruͤnde vorhanden, 
warum dieſes nicht abgewartet werden kann: ſo 
muß der Erzprieſter oder Inſpector, unter beſon⸗ 
derer Approbation des Conſiſtorit, für die Verſe⸗ 
bung des Amts in der Zwiſchenzeit ſorgen. 

528. Einem Pfarrer, der ſein untadelhaft 
geführtes Amt wegen Alters oder Krankheit nie⸗ 
derlegen muß, gebührt ein lebenswleriger Gna⸗ 
dengehalt. 

529. Bey ermangelnder Vereinigung über 
den Beleg und Fond deſſelben, muß das Gehalt 
auf ein Drittel der ſaͤmmtlichen Pfarreinkuͤnfte, 
nach einem gemäßigten Anſchlage feſigeſezt, und 
der Amtsfolger zu deſſen Entrichtung auf die h. 519. 
beſtimmte Art angewieſen werden. 

$. 530. Geringere Amtsvergehungen der Pfar⸗ 
rer mäflen von den geiſtlichen Obern auf die H. 125. 

beſtimmte Art geahndet werden. 

$. 531. Hat ein Pfarrer, ohne. böfen Vorſatz, 
durch unvorſichtiges Belragen, das Vertrauen 

ſeiner 


Von dem Pfarrer und deſſen Rechten. 793 


feiner Gemeine verloren; ſo müͤſſen die geistlichen 
Obern feine Verſezung an einen andern Ort veran⸗ 
ſtalten. N 

F. 532. Hat ein Pfarrer in feinem Amte grobe 
Exceſſe begangen: fo muren die geiftichen Obern 
ihm die Führung feines Amts vorläufig unterfages 
wegen deſſen Wahtmehmung die erforderlichen A 
ſtalten treffen; die nähere Unterſuchung verkängenz 
und nach dem Befunde derſelben ihm vie Entſetzung 8 
andeuten. 

5. 533. Will ſich der Pfarrer babey nicht beru⸗ 
Bigen, ſo ſtetzt ihm frey, auf foͤrmliche gerichtliche 
Unterſuchung und Egtſcheidung anzutragen. 

$. 534 Er muß ſich aber binnen Bier Wochen 
nach angedeutkter Entſetzung melden, 

$. 535. Bey fathellihen Pfarren gebührt das 
Erkennen; dem geistlichen Gerichte; bey pro⸗ 
teſtantiſchen aber dem Landes- Juſtizcollegio der 
Provinz. 5 

F. 536. Hat ein Pfarrer ſich bürgerlicher Ver⸗ 
brechen, die eine Criminalunterſuchung nach 
Sich ziehn, ſchuldig gemacht: fo maͤſſen die geiſtli⸗ 
chen Obern ihn ſuſpendiren, und die Sache der or⸗ 
dentlichen Obrigkeit zur weitern Verfugung 
anzeigen. 8 

F. 537. Es kann aber auch die bürgerliche 
Obrigkeit, ohne erſt die Anzeige abzuwarten, ſich 
des Verbrechers ſofort bemächtigen, und ihm den 
Prozeß machen. 5 

H. 538. Doch muß fie den geiſtlichen Obern das 
von Nachricht geben; damit dieſe wegen der Amts⸗ 
verſehung das Mötbige verfügen konnen. 

$. 539. Die bey größern Parochialkirchen beſtell Neben 
ten Mebengeiſilichen machen mit dem Pfarrer ein geiühhe 
Collegium aus, worin dem letztern der Vorſitz und 
die Direction gebühtr, 


Allgem, Seſetzb. IV. Band. Eee F. 540. 
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F. 546. Die Vertheilung der Geſchaͤfte und 
e unter ſie; ſo wie ihr Verhaltniß gegen 
den Pfarrer und die Gemeine, iſt nach den Ver⸗ 
faſſungen einer jeden ſolchen Kirche beſonders ber 
ſtimmt. 

F. S4 7. Der Regel nach find die Nebengeiſtli⸗ 
chen der Aufſicht und der Anweiſ des Pfarrers 
in allen ihren Amtsgeſchäften unterworfen. 

9. 542. Weltgeiſtiiche, die zur Abwartung des 
Gottesdienſtes bey einer Capelle oder bey einem At 
tar beſtellt find, dürfen ſich keiner Parochialverrich⸗ 
tungen aumaßen. 

. 543. Auch mehrere dergleichen bey einer Kir 
che beftellte Capellane machen dennoch unter ſich kein 
Collegium aus. 

F. 544. Uebrigens aber haben fie die allgemei⸗ 
nen Rechte ne, ob heiten der G. 

F. 545. Weltg e, die kein bef 
liches Amt 8 einer Gemeine oder Kirche haben, 
ſellen von den Biſchöfen nicht ohne erhebliche Urſa⸗ 
chen beſtellt, oder in ihre Didces aufgenommen 
sberden. n 

F. 546. Sie fiehen in Anfehung ibrer geiſtlichen 
Funktionen unter dem Biſchofe; und dieſer muß 
dafür ſorgen, daß fie weder Unordnung oder Aer⸗ 
gerniß anrichten, noch ſonſt dem Staate zur Saft 
fallen. 

F. 547. Sc lange fie bey einer Gemeine oder 
Kirche nicht wirklich angeſetzt ſind, haben ſie auf 
die aͤußern Vorrechte der Geiſtlichen H. 98. 97. kei⸗ 
nen Anſpruch. 

F. 548. Schiff orediger flehen unter den geiſt⸗ 
lichen Obern der Prohnz, wohn das Schiff ge⸗ 
hört; und Geſandſeh, viger unter den geif 
chen Obern derfenigen winz, deren. landes Ju 
ſtigeollegi der Geſandte in ſeinen perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten unterworfen if, 

9. 549. 
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$. 599. Beyde haben, in Anfehung der ihnen 
angewieſenen Kiechengeſellſchaft, die Rechte und 
die Glaubwürdigkeit eines wirklichen Pfarrers. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von weltlichen Kirchenbedienten 


9. 580. Perſonen, welche zwar zum Dienfte 
der Kirche, aber nut in mechanischen Bertich⸗ 
zungen, oder weltlichen Angelegenheiten be⸗ 
105 find, haben nicht die Rechte der Geiſt⸗ 
lichen. 

$ 551. Infonderheit werden fie durch ihre Kir⸗ 
chenbedienungen von der ordentlichen Gerichts bar⸗ 
keit nicht ausgenommen. x 

$. 552. Kirchenvorſteher werden der Regel nach Küchen 
von dem Patron beſt lit; wo aber dergleichen nicht Porficheh, 
vorhanden iſt, von der Gemeine, unter Genehmi⸗ 
gung der ordentlichen Gerichtsobrigkeit, ger 
wählt. 

H. 553. Wo nach bisheriger Obſervanz die Ber 
ſtellang der Vorſteher von andern Perſonen oder 
Behörden abgehangen, hat es deshalb, fo wie in 
Anjebung der Dauer des Amts, bey dieſer herge⸗ 
brachten Gewehnkeit fein Bewenden. 

H. 554. Nur Mitglieder der Gemeine koͤnnen zu „ 
Kirchen vorſtehern beſtellt werden. 

H. 555. Von det Verbindlichkeit des ausgewoͤhl⸗ 
ten Mirglieds, dergleichen Amt zu übernehmen, 
und von den ihm dagegen zu ſtatten kommenden 
Entſchuldigungsurſachen, gilt alles das, was we⸗ 
gen der Beamten der Corporotionen uͤberhaupt, und 
der Bürgergemeinen inſonderheit, oben verordner 
iſt. (Tit. VI. H. 161. 162. Tit. VIII) 


Eee 2 H. 556, x 
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H. 886, Kuͤſter, und andere dergleichen niedere 
Kirchenbediente, werden der Regel nach von dem 
Patron beſtellt. 

H. 557. Dieſer muß zwar den Pfarrer mit ſei⸗ 
nem Gutachten über das zu beſtellende Subject hör 
ren; er iſt aber an deffelben Vorfchläge nicht ge⸗ 
bunden. 

F. 558. Doch darf dem Pfarrer kein Subject aufs 
gedrungen werden, welches mit ihm in offenbarer 
Feindſchaft lebt, oder ſich groͤblich wider ihn ver⸗ 
gangen hat. 

§. 559. Iſt der Küſter zugleich Vorleſet oder 
Vorſänger: jo muß er eine Probe vor der verſam 
melten Gemeine ablegen. 

F. 560. Die Gemeine hat in dieſem Falle ein 
Recht zum Widerſpruche, wenn fie den geiſtlichen 
Obern erhebliche Gründe gegen die Tüchtigkeit oder 
Wuͤrdigkeit des vorgeſchlagenen Subjekts anzeigen 
und nachweiſen kann. 

9. 56 1. Iſt der Küͤſter zugleich Schulhalter: fo 
finden wegen feiner Pruͤfung und Beſtellung die 
Vorſchriften des folgenden Titels Antvendung. 

H. 562. Bey Kirchen, welche keinen eignen Pas 
tron haben, gebührt. die Beſtellung der nledern 
Kirchenbedienten dem Pfarrer und den Kirchenvor⸗ 
ſtehern; in ſo fern nicht dieſelbe, nach wohlherge⸗ 
brachter Gewohnheit des Orts, letztern allein, oder 
auch der ganzen Gemeine zukommt. 

F. 563. In allen Fallen muß der Pfarrer die 
geſchehene Beſtellung eines ſolchen Kirchenbe⸗ 
dienten dem Erzprieſter oder Kreisinſpector arts 
zeigen. „ 
§. 864. If von einem Köͤſter die Rede: fo muß 
derſelbe, ehe er in das Amt wirklich eungeſetzt wird, 
dem Erspriefier oder Inſpector zur Prüfung vorge 
ſtellt werden. 


§. 868. 
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” Die Pflichten und Verrichtungen der 
niedern Kirchenbedienten find in den Pisvinzial⸗ 
Kirchenerdnungen, und durch die beſondern Merz 
faſſungen einer jeden Parochialkirche beſtimmt. 

$. 866. Sie ſtehen in ihren Amte zunächft une 
ter der Aufficht und Direction des Pfarrers, und 
Dill, den Anweiſungen deſſelben bereitwillig Folge 
ſeiſten. 

K. 567. Uebrigens gilt von der Aufſicht der 
geiſtlichen Obern über fie, von ihrer Beſtratung bey 
vorkommenden Amtsvergehungen, ingleichen von 
ihrer Entſetzung, alles, was im vorigen Abschnitte 
in Anſehung der Pfarrer verordnet ift. ($. 530-538.) 


Achter Abſchnitt. 


Von Kirchenpatronen. 


$. 568. Derjenige, welchem die unmittelbare 
Aufücht über eine Kirche, nebſt der Sorge für de⸗ 
ren Erhaltung und Vertheidigung obliegt, wird 
der Kirchenpacron genannt. 

$. 569. Wer eine Kirche baut, oder binlönglich 
dotirt, erlangt dadurch ein Recht zum Patronat. 

F. 570. Eben dergleichen Recht erlangt derſe⸗ 
nige, welcher eine verfallene oder verarmte Kirche 
wieder aufbaut, oder von neuem dotirt. 

$. 577. Hat eine ſelche Kicche bereits einen Pas 
tron? ſo erlangt der neue Wohfrhärer mit demſelben 
gleiche Rechte; doch nur in fo fern, als der bishe⸗ 
rige Patron die Köften des Aufbaues, und der Do: 
tation, nicht hat Übernehmen koͤnnen oder wollen. 

H. 572. Auch durch den Auftrag einer Kirchen⸗ 
geſellſchaft, die bisher unter keinem beſondern Pa⸗ 
trone geſtanden hat, kann jemand ein Recht zum 
Patronat erhalten. 

Eee 3 9. 573. 
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$. 574. Außerdem kann das Kirchenpattonat 
auch durch Verjährung erlangt werden. 

$. 575. Soll eine dergleichen Erwerbung deſſel⸗ 
ben, gegen den Staat, oder die Kirchengeſellſchaft 
nachgewieſen werden: ſo muͤſſen die Erforderniſſe 
der ben Regalien ſtatt findenden Verjährung vor⸗ 
banden fenn. 

F. 576. Wenn aber zwey oder mehrere Privat⸗ 
perſonen über den Beſitz des Patronatrechts mit 
einander ſtrelten: fo iſt die gemeine Verjährung 
hinreichend. 

F. 877. Alle dergleichen uͤber die Zuftändiafeit 
des Palronatrechts eutſtehende Streitigkeiten gehs⸗ 
ren zum Erkenntniſſe des ordentlichen weltlichen 
Richters. 

J. 578. In wie fern das Patronatrecht nur der 
Perſon des Erwerbers und ſeinen Erben, oder 
einer gewiſſen Familie zukomme; oder mit einem 
Amte, oder mit dem Beſitze eines Guts verbun⸗ 
den ſey? iſt in vorkommenden „Fallen nach den 
Darüber ſprechenden Erwerbungsurkunden zu be⸗ 
ſtimmen. 

$ 579. Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, 
daß das Kirchenpatronat auf einem Gute oder 
Grundſtuͤcke hafte. 

§. 580. Dergleichen Patronat kann von dem 
Gute, auf welchem es bisher gehaftet hat, ohne 
ausdruͤckliche Einwilltgung der geiſtlichen Oberg, 
nicht abgeſondert werden. 

H. 881. Mit dem Gute zugleich aber geht dafs 
ſelbe auf jeden Beſitzer, ohne Unterſchied der Reli⸗ 
gions partey, wozu er ſich bekennt, ober. 

F. 882. Doch können Perſonen, welche zu 
keiner don den im Stagte aufgenommenen oder 

gedul⸗ 
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geduldeten chriſtlichen Neligionsparteyen gehd⸗ 
ren, das Patronatrecht uber eine Kirche nicht 
aus uͤben. 

H. 583. Es flieht ihnen zwar frey, dleſe Aus⸗ 
übung einem: Andern während ihrer Beſihzeit zu 
uͤberagen; die Beyttͤge und leiſtungen aber, 
welche aus dem Patronate fließen, muͤſſen in al 
len Fällen aus den Einfünften des Guts beſtritten 
werden. 

b. 584: Die dem Patrone obliegende Sorge für 
die Erhaltung der Kirche, begtelſt die Pflicht, 
dazu, bey Ermangelung eines hinlänglichen Ki 
chenvermögens, aus eignen Mitteln beyzutragen, 
unter fich- 

F. 585: Dagegen iſt aber auch der Patron ber 
rechtigt, die Verwalter des Kirchenvermoͤgens zu 
beſtellen, und Rechnungslegung von ihnen zu 
fordern. 

9. 586. Dem Patrone, als Wohlthaͤter und Er; 
halter der Kirche, kommen in Anſehung derſelben 
gewiſſe Ehrenrechte zu. 

$. 587. Er hat das Recht, bey Erledigung 
der Pfarrſtelle den neuen Pfarrer zu praͤſentiren. 
G. 327. (d) 5 ? 5 

F. 588. Er iſt befugt, feinen Kirchſtußl im 
Choke „ oder ſonſt in einem vorzüglichen Orte der 
Kırche zu haben. 

F. 589. Der Patronen und ihrer Familien muß 
im öffentlichen Kirchengebete beſonders gedacht 
werden. 

F. 590. Auch bey der Beerdigung gebührt dem. 
Patrone, feiner Ehefrau, ehelichen Abkoͤmmlin⸗ 
gen, und bey ihm wohnenden Seitenverwandten, 
ein Plaß in dem Begraͤbnißgewölbe. 

J. 59 1. Konn in dieſem die Beerdigung nach 
den Geſetzen des Staats t finden: ſo kann 
der Patron die unentgelt fung einer vor⸗ 

€ 5 
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zuͤglichen Stelle auf dem der Kirchengeſellſchaft zus 
ſtebenden Begräbiriöplaße fordern. (F. 185.) 
„592 Au iſt er berechtigt, Ehremnäter ‚für 


ſich in der Kirche zu errichten. 
§. 52 Bey ſeinem und ſeiner en Ab⸗ 
ſterben findet, durch den nach jedes Orts Ger 


IM wohngelt beſtimmten Zeitraum, das Trauerge⸗ 

14 laute flott. 

M $ 594. Wo die Kirchentrauer für den Patron 

1 und ſeine Familie bey deten Abſterben herges 

| bracht iſt, bat es dadey auch fernerkin fein Be 

| menden, 

| F. 595. Verarmte Patronen genugſam dotirter 
Kirchen haben aus dem Kirchenſchatze nothdürfti⸗ 

| gen Unterhalt zu fordert 


| 
1 F. 596. Doch iſt die Kirche zu dieſer Competeng 
0 nur in ſo fern verpflichtet‘, als die Einkünfte des 

I} 

! 

| 


Vermoͤgens, womit fe dotirt worden, nach Abzug 
aller zur Ulnterhaltung ihrer Anſtalten erforderli⸗ 
chen Ausgaben, dazu hinreichen, 

H. 597. Auch teitt die Verbindlichkeit der Kite 
che nur alsdann ein, wenn außer ihr niemand 
mehr vorhanden iſt, der zur Ernährung des ver⸗ 
armten Patrons nach den Geſetzen verpflichtet 
wäre. 


N x 2 
! Wem die H. 598. Die Ausͤbung des auf einem Gute haf⸗ 
I Yusabuna d * Ye jones 
ij ines Neal, kenden Patronatrechts gebührt demjenigen, wel⸗ 


Datronat: chem das buͤcgerliche Eigenifum (Dominium eivile) 


bes Guts zukommt. 

N . 599: Wem die Geſetze die Verwaltung des 
Inbegriſfs der Güter und Gerechtſame eines An⸗ 
dern übertragen haben, der iſt auch das dazu geho⸗ 
rende Kirchenpatronat in deſſen Namen auszuüben 
berechtigt. 

F. 600. Ein bloßes Verwaltungs“, Mutzungs⸗ 
eder Erbpachtrecht an dem mit dem Patronate 
verſe⸗ 
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verſehenen Gute, giebt noch keine Befugniß zur 
Ausübung des letztern. 

. 601. Dagegen iſt die leſbgedings Frau 
zu ſolcher Ausübung während ihres Berges ber 
rechtigt. 

F. 602. Wenn ein Gut Schulden halber in Be 
ſchlag genommen worden: ſo bleibt die Ausübung 
des Patronatrechts dennoch dem Eigenthuͤmer; und 
nur dieſenigen Befugniſſe und Pflichten, welche 
auf das Kirchenvermdgen Beziehung baben, muͤſſen 
von dem gerichtlich beſtellten Adminiſtrator wahr⸗ 
genommen werden. 0 

H. 603. Dagegen muͤſſen die faften des Patro⸗ 
nats, auch in dieſem Falle, aus den Einkünften 
des Guts getragen werden. 

. sog. Verfällt ein mit dem Patronatrechte 
verſehenes Gut, aus andern Urſachen, als Schul⸗ 
den halber, auf den Antrag des Fiskus in gericht⸗ 
lichen Beſchlag: To kommt es, woͤhrend deſſelben, 
dem Staate zu, für die Ausübung der diesfälligen 
Rechte und Pflichten zu ſorgen. I 

$. 605. Wenn das Patronatrecht über eben die⸗ 
ſelbe Kirche auf mehrern Gütern mit gleichem Rechte 
haftet; fo find die Beſißer dieſer Güter, in Ayſe⸗ 
bung der damit verbundenen Befugniſſe und Pflich⸗ 
ten, als Inhaber eines gemeinſamen Rechts, oder 
einer gemelnſamen Verbindlichkeit, zu betrachten. 

$. 606. Doch kann jeder von ihnen die H. 886. 
bis 394, beſchriebenen Ehrenrechte für feine Perſon 
fordern und ausüben. 

F. 607. Hat Eine Kirche mehrere Patrone: fo 
kann derjenige, in deſſen Gute die Kirche liegt, in 
gemeinſchaftlichen Geſchoͤſten das Ditectorinm, 
und den dahin gehörenden Vorzug in der Unker⸗ 
ſchrift verlangen. 


Eee 5 $. 608. 
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H. 60g. Sind mehrere Kirchen unter gemein⸗ 
schaftlichen Geiſtlichen und Patronen vereinigt: jo 
kommt das Directorium in gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenhelten dem Patrone des Orts zu, ws der 
Pfarrer wohnt. 

H. 6o9. In Angelegenheiten aber, welche nur 
eine einzelne Kirche betreffen, finder die Vorſchiift 
H. 60, ebenfalls Anwendung. 

$ 610, Niemand kann, ohne ausdrückliche Ein: 
willigung der Gemeine, und ohne Genehmigung 
der gelſtlichen Obern, des Patronatrechts, und 
der damit verbundenen Obliegenßeiten ſich ber 
geben. 

H. 611. Dagegen verliert aber auch der Patron 
feine Rechte keinesweges durch den bloßen Nicht 
gebrauch. 

b. 612. Hat er aber geſchehen laſſen, daß ein⸗ 
zelne unter dem Patronatrechte begriffene Befug⸗ 
niſſe von der Gemeine, oder deren Vorſtehern, 
oder auch von einem Dritten, durch eine zur ges 
wohnlichen Verjährung hinreichende Friſt, als ein 
ihnen zukemmendes Recht ausgeübt worden: jo 
hat er dieſe Befugniffe verloren. 

H. 613. Wer um Beſtechung, oder andrer un⸗ 
erlaubten Privatvortheile willen, jemand zu einer 
Pfarrſtelle präfentirt, verliert füt feine Perſon dag 
Wahl und Praͤſentationsrecht bey dieſer und allen 
folgenden Vakanzen. 

$. 614. In dieſem und allen übrigen Fällen, 
wo der Patren das Wahl- und Praͤſenkationsrecht 
für feine Perſon verliert, kommt die Beſetzung der 
vakannten Pfarrſtelle den geistlichen Obern zu. 
(F. 398. 
0 F. 615. Auch einem Collegio, Corporation, 
eder Commune, kann das Kirchenpatronat zur 
dommen. 
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$. 616. Ein ſoſches Collegium u. f. f. kann zwar 
die Ausübung deſſelben jemanden aus feinem Mits 
tel Übertragen, oder ſelbige mit einem gewiſſen 
Amte verknuͤpfenz 

H. 617. Es kann ſich aber dadurch der zum Pas 
ttonate gehörigen Pflichten, zum Nachtheile der 
Kieche, nicht entledigen. 


Neunter Abſchnitt. 


Von der Verwaltung der Güter und des 
Vermögens der Pfarrkirchen. 


9.618. Von den Götern und dem Vermögen Algewei, 
der Patochſalkirchen gilt alles, was vom Van ed, 
gen der Kirchen überhaupt im Vierten Abschnitte ll 
verordnet iſt. 

K. 619. Die Verwaltung des Kirchenvermöͤgens Art der 
gebührt in der Regel den Kirchenvorſtehern. Berwal⸗ 

$. 620. Auf die Amtsführung derſelben findet 
alles das Anwendung, was von den Vorſtehern der 
Kirchengeſellſchaften überhaupt $. 156. [d. ingleichen 
F. 882. (gg. verordnet iſt. 

F. 621. Doch find fie, bey Patronatkirchen, in 
Ruͤckſicht auf dieſe Verwalkung, auch der beſondern 
und unmittelbaren Auſſicht des Patrons unten 
worfen. 5 

$. 622. Ein Gleiches gilt bey ſtͤdelſchen und an⸗ 
dern größer Kirchen, welche keinen beſondern Pas 
tron haben, in Anfehung eines, noch außer den 
adminiſtrirenden Vorſtehern, angeordneten Kir⸗ 
chencollegli. 5 

H. 623. Sie muͤſſen, bey ihrer Verwaltung, Rechte aud 
eben die Aufmerkſamkeit anwenden, und eben den de au 
Grad der Schuld vertreten, wozu Vormuͤnder cenvers 
nach den Geſetzen verpflichtet find: walter 

5. 624. Bey einer jeden Pfarrkirche muͤſſen we⸗ 
nigstens Zwen Vorfteher beſtellt werden. 


kung, 
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5.625.) Sie muͤſſen die der Kirche zuſtehenden 
Gelder, Schuloinſtrumente, und andere Urkunden, 
dergeſtalt unter gemeinſchaſtichem Beſchluſſe bal⸗ 
ten, daß keiner von Ihnen einſeitig, und ohne die 
ubrigen, darfber verfügen könne. 

9 626. Wo der Kaften, in welchem die Kir⸗ 
chengelder und Urzunden unter ſolchem gameinſa⸗ 
men Beſchſuſſe aufzubewahren find, am fiherfien 
untergebracht n könne, muͤſſen die Vorſteher 
mit dem Patrone und Pfarrer in Ueberlegung neh⸗ 
men; allenfalls aber muß dieſes von dem Inſpeetor 
oder Erzprieſter nach den Unmſtänden beſtimmt 
werden. 

H. 62. Wo es, beſonders auf dem Lande, an 
tauglichen und im Nee ſchnungsweſen hinlänglich ge⸗ 
übten Subjekten zu Kirchenvorſtehern ermangelt, 
da kaun der Wfarter ſich nicht entbrechen, dieſes 
Geſchäft mit zu übernehmen, und die Schreibe⸗ 
reihen, nebſt denn Rechnungsweſen, zu beſorgen. 

H. S528. Was alſo bier von Kirchenvorſtehern 
überhaupt verordnet wird, giſt in dieſem Falle auch 
von dem Pfarrer, und den ihm an die Seite geſetz⸗ 
ten Mebenvorfichern. 

F. 629. Ausftchende Kirchencapitalien können 
die Vorſteher, ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
des Patrous oder Kirchencollegii, wo dergleichen 
vorhanden iſt, nicht aufkuͤndigen. 

9. 630. Geſchieht die Aufkuͤndigung von dem 
Schuldner: fo müͤſſen fie dem Patrone oder Kirchen⸗ 
cellegio davon ſofort Anzeige machen. 

H. 631. Wo weder ein Patron, noch ein Kir⸗ 
chendollegſum vorhanden ſind, da möͤſſen Auffünz 
digungen nicht anders, als mit Zuziehung des In⸗ 
ſpertors oder Gezprieſters, geiban oder angenom⸗ 
men werden 


F. 632 
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$ 632. Der Patron, das Kirchencollegium, 
oder der Inſpector, müſſen den Zahler anweſſen: 
ob die Zahlung an die Vorſteher allein geleiſtet, 
oder wer noch außer ihnen dabey zugezogen werden 
ſolle. 

5.633. Nach dieſer Anweiſung muß ſich der 
Zahler richten; und nur eine derſe ben gemuͤß aus⸗ 
gestellte Quittung kann gegen die Kirche die Zah⸗ 


N Sobald aus den Einkünften der Kirche 
ein Beſtand von Funfzig Thalern oder mehr er⸗ 
Übrigt werden kann, müſſen die Vorſteher für deſ⸗ 
fen ſichere und ziusbare Unterbringung zum Beſten 
der Kieche ſorgen, 

H. 635. So lange fi zu einer ſolchen Unter⸗ 
bringung gegen höhere Zinſen, unter geſetzmaͤßiger 
Sccherheit, keine Gelezenteit finder, muͤſſen der⸗ 
gleichen aufgeſammelte Eapitalien bey der Koͤnigli⸗ 
chen Bank belegt werben. 

$. 636. Kirchencapitalien follen in der Regel 
nicht anders, als gegen gerichtliche Sicherheit, 
und Eintragung auf unbewegliche Güter, ausge⸗ 
llehen werden. 

$. 637. Die Ausleihung muß mit Vorwiſſen 
und Genehmigung des Patrons oder Kirchencollegii, 
in deren Ermangelung aber mit Zuziehung des 
Pfarrers geſchehen. 

9.638. In allen Föllen muß die vorhabende 
Ausſeihüng, und die dagegen der Kirche zu vers 
ſchaffende Sicherheit, dem Erzprieſter oder Inſpee⸗ 
tor angezeigt werden. 

$. 639. Bereägt das auszuleihende Capital 
mehr, als Funfzig Thaler: fo muß er bey den an⸗ 
geſetzten geiſtlichen Obern darüber anfragen. 

F. 640. Ein Gleiches muß geſchohen, wenn der 
Inſpector, auch bey einer minderen Summe, die 
Sicherheit bedenklich findet. 

9.641. 
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H. 6gr. Dem Patrone ſelbſt dürfen das Kirchen 
collegium, der Pfarrer und die Vorſteher, bey 
eigner Vertretung, ohne beſondere Genehmigung 
der geiſtlichen Obern, keine Kirchengelder zum 
Darlehn geben, oder ſonſt überlaffen. 

H. 642. Ein Gleiches gilt von Darlehnen, die 
einem Vorſteher, oder einem Mitgliede des Kir⸗ 
cheneollegti, oder auch dem Pfarrer gemacht wer⸗ 

1 den ſollen. 

| 9. 643. Die geiſtlichen Obern machen ſich der 

Kirche verantwortlich, wenn ſie ohne eine ſolche 
Sicherheit, als die Geſetze bey Verleihung der 

Mündelgelder aus dem gerichtlichen Depoſito er⸗ 

fordern, in dergleichen Darlene (F. 641. 6420 

willigen. 

F. 644. An Perſonen, welche zu den geiſtlichen 
Obern gehbren, duͤrfen weder die Vorſteher, noch 
N der Patron oder die Kirchencollegia, bey eigner 

Vertretung, Darlehne aus dem Kirchenvermoͤgen 
machen. 

Von Schu, . 648. Sollen Capitalien für die Kirche aufge⸗ 

Ache nommen werden: ſo iſt dazu der Beytritt des Pa⸗ 

tons oder Kirchencollegii, oder in bender Erman⸗ 
gelung, der Gemeine, oder deren O:präfentanten, 
nebſt der Genehmigung der geiſtlichen Obern erfor 

derlich. 8 

F. 646. Wer ohne dieſe Erforderniffe in ein fol: 
ches Darlehnsgeſchaͤft ſich elulaͤßt, der erlangt dar⸗ 
aus ein Recht an die Kleche und deren Vermögen 
nur in ſo weit, als er die geſchehene Verwendung 
in ihren Nußen nachtweiſen kann. 

Brands N 647. In die Veräußerung eines Kirchenguts 
muß, außer dem Patrone, wo dergleichen vorban⸗ 
den iſt, auch die Gemeine durch ihre zu beſtellende 
Repraͤſentanten einwilligen. 


K. 64s. 
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F. 648. Keine Veräußerung aber kann ohne 
vorhergegangene Unterfuchung und Approbation 
der geiftlichen Obern, und ohne Erlaubniß des geiſi⸗ 
lichen Departements im Staatsminiſterio, gültig 
geſchehen. 

F. 649. Zu Erbderpachtungen, oder Austhuung 
gegen Erbzins, iſt die Einwilligung der geistlichen 
Obern hinreichend. 

$. 650. Wenn die Kieche wegen ihrer Güter grogefe. 
und Vermögens in Prozeſſe verwickelt wird: fo 
liegt der Betrieb derſelben den Vorſtehern ob. 

$. 651. Der Patron muß die Worſteher in Aus⸗ 
führung und Verthetdigung der Kirchengerechtſame 
unterſtuͤtzen. 

H. 652. Soll die Kirche Klägers Stelle vertre⸗ 
ten: fo muͤſſen der Potron und die Vorſteher, noch 
vor dem Anfange des Prozeſſes, die Approbation 
der geiſtlichen Obern darüber einholen. 

H. 653. Unterlaſſen fie dieſes: fo wird der Pros 
zeß auf ihre Gefahr und Koſten geführt, und der 
Kirche kann daraus kein Machtheil erwachſen. 

. 654. Auch wenn die Kirche von andern recht⸗ 
lich belangt wird, müffen der Patron und dle Vor⸗ 
ſteher den geiſtlſchen Obern davon ſofort Anzeige 
machen. 

F. 653. Das Approbationsdekret der geiſtlichen 
Obern iſt zwar zur Einlaſſung auf die Klage nicht 
nothwendig. 

F. 686. Wenn aber die Vorſteher dergleichen 
Dekret nicht nachbringen: fo geht der Prozeß auf 
ihre Gefahr und Koſten. 

$. 657. Die Koſten konnen jedoch ſowohl in 
dieſem, als in dem Falle des h. 553. aus dem Kir⸗ 
chenvermdgen zurückgefordert werden, wenn durch 
einen günſtigen Ausgang des Prozeſſes ein die 
Koſten üperfleigender Nutzen für die Kirche ver⸗ 
ſchafft worden. 

. 688. 


Vergleiche. 
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F. 658. Die Vollmacht zum Betriebe eines Pros 
zeſſes muß, außer den Vorſtehern, von dem SP 
trone, dem Kirchencollegio, oder in deren Er 
mangelung, von dem Pfarrer mit unterſchrieden 
werden. 

9. 659. In Fällen, wo die Vorſteher, der Pas 
tron, oder dle Kicchencollegia, wirkſiche Rechte 
der Kirche in Gerichten auszuführen oder zu v. 
theidigen bebarelich verweigern, muͤſſen die geiſt 
chen Obern der Kirche einen Bevollmä gegten dazu 
von Amtswegen beſtellen. 

F. 660. Die durch die ungegruͤndete Weigerung 
entſtandnen mehrern Koſten muß der Weigernde 
aus eignen Mitteln erſetzen. 

§. 661. Auch wenn gegen den Patron oder das 
Kirchencollegium ſelbſt ein gerichtliches Verfahren 
erforderlich iſt, muß der Kirche von den geiſtlichen 
Obern ein Bevollmaͤchtigter dazu von Amts wegen 
beſtellt werden. 

F. 662. Ohne Genehmigung der geifilichen 
Obern kann uber Kirchenzuͤter und Rechte kein Vers 
gleich geſchloſſen werden. 

§. 663. Enthält der Vergleich eine Art von Ver⸗ 
aͤußerung ſolcher Guͤter und Rechte; fo müſſen noch 
außerdem die F. 648. vorgeſchriebenen Erforderniſſe 
einer gültigen Veräußerung von Kirchengutern uͤber⸗ 
haupt hinzukommen. 

F. 664. Die Kirchenvorſteher muͤſſen inſonder⸗ 
heit die ordentliche und prompte Einziehung der 
Kircheneinküͤnfte beſorgen. x 

§. 665. Der Srirag des Kllngebentels, oder 
ausgeſtellten Beckens, gehört der Regel nach zu den 
Kircheneinkuͤnften, und muß, nach vollendeter Ein⸗ 
ſammlung, von den Vorſtehern, mit Zuziebung 
des Pfarrers, uͤbernommen werden. 

H. 666. Ein Gleiches gilt von den perfönlichen 
Abgaben, weiche von Eingepfarrten oder andern, 

die 
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die ſich dieſer Anſtalt bedienen wollen, für ger 
wiſſe kirchliche Handlungen, nach einer vom 
Staate genehmigten Taxe an die Kirche ſelbſt zu 
entrichten ſind. 

H. 667. Desgleichen von den Stellgeldern, die 
nach Gewohnheit des Orts, für die Begräbnißplär 
de auf den Kirchhöſen entrichtet werden müſſen. 

$. 668. Grundſtücke der Kirche kdunen die 
Vorſteher, unter Genehmigung des Patrons oder 
Kirchencollegti, verwiethen oder verpachten, 
und die Miethen oder Pachtgelder davon ein 
ziehen. 

$. 669. Die Ausbietung eines ſolchen Grund⸗ 
ſtͤckcs zue Misthe oder Pacht, muß allemal öf⸗ 
fentlich gefchehen, 

$ 670. Hat die bisherige Miethe oder Pacht, 
oder der bisherige Ertrag, Funfzig Thaler nicht 
überſtiegen, und fell die Austhuung nicht auf 
längere Zeit als Sechs Jahre geſchegen; fo iſt es 
hinreichend, wenn die Bekanntmachung, und die 
Aufforderung der Mierh oder Pachtluſtigen, ſich 
an einem beſtimmten Tage in der Wohnung des 
Patrons, oder der Kirchenvorſteher zu melden, 
Drey Sonntage hintereinander von der Kanzel 
geſchieht. 

$. 67 r. Alsdann kann der Contrakt mit dem 
Meiſtbiethenden, unter Genehmigung des Patrons 
oder Kirchencollegii, von den Vorſtehern, ohne 
Dazwiſchenkunft der Gerichte, oder der geiſtlichen 
Obern, gültig abgeſchloſſen werden. 

$. 672, Soll das Grundſtuͤck auf langer als 
Sechs Jahre ausgethan werden, oder überfteigt 
der Ectrag deſſelben Funfzig Thaler: ſo muß, 
außer der Bekanntmachung von den Kanzeln, 
eine dͤffentliche gerichtliche Aufforderung der 
Mieth⸗ oder Pachtluſtigen vorhergehn. 

Augen. Gefehd» IV, Gand. Sf 9. 673. 
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F 673. Dabey moͤſſen die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften von freywilligen Subhaſtationen beob⸗ 
achtet, und es muß vor dem Zuſchlage die 
Genehmigung der geiſtlichen Obern eingeholt 
werden. 

F. 674. Sollen Grundſtuͤcke dem Kirchenpa⸗ 
trone ſeſbſt vermiethet oder verpachtet werden: 
fo iſt allemal die Genehmigung der geiſtlichen Obern 
dazu nothwendig. 

§. 675. Kann ein Kirchengut zum Beſten ber 
Kirche nicht verpachtet werden: ſo ſind die ein⸗ 
gepfarrten Gemelnen, wo nicht ein Andres herge⸗ 
bracht iſt, nur ſchuldig, die innerhalb der Kirch 
ſpielsgraͤnzen gelegenen Grundſtücke, gegen V. 
guͤtung der in der Gegend uͤblichen Beſtellungs⸗ 
und Erndtekoſten zu bearbeiten, und die Früchte 
davon einzuſammeln. 

F. 676: Wo die Vermierhung der Kiechſtellen 
hergebracht iſt, da gebuͤhrt ſelbige den Vor⸗ 
fiehern. 

8. 677. Sie können die Stelle an Eingepfartte 
und an Fremde zum Gebrauch überlaffen ; doch 
haben die erſtern den Vorzug. 

$ 678. Die Vorſteher können die gergebrach⸗ 
ten Kirchenſtelen⸗Gelder ohne Bewilligung der Ein- 
gepfartten nicht erhöhen. 

§. 679. Das Vermiethen der Klechſtellen fell 
niemals nach Art einer Öffentlichen Verſeigerung 
geſche hen. 

§. 680. Bey neu errichteten Kirchen muß die 
g der Stellen von den Vorſtehern, un 


enflimmung des Patrons oder Kirchencolle⸗ 
gii, und Geneymizung der geiſtlichen Obern, nach 
Klaſſen, oder durch das toos beſorgt werden. 

§. 651. Wo nach beſondern Verfoſſungen 
Kurchſtellen gewiſſen Perfonen oder Familien erb⸗ 
lich verliehen ſind, da koͤnnen die Eigenthümer 
dieſelbe 
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dieſelbe an Andre vermiethen, und zum Gebrau⸗ 
che einräumen; auch ‚fie auf ihre Nachkommen 
vererben. 

9.682. Dagegen konnen fie das Eigenthum 
weder unter Lebendigen, noch von Todes wegen, 
an Andre übertragen. 

§. 683. Wenn der Eigenthuͤmer einer ſoſchen 
Stelle ohne Nachkommen ſtirbt, oder die Parochie 
verläßt; ſo fallt die Stelle an die Kirche zuräd, 

F. 684. Kirchſtuͤhle, die jemanden in Rückſicht 
feiner Würde oder jeines Amts ansewieſen find, 
können von ihm an Andre auf keine Weiſe uberlaf⸗ 
ſen werden. 

F. 685. Kirchſtͤͤhle, die einem Haufe oder 
Gute für beſtaͤndig zugeſchlagen find, getzen mit 
dieſem Grundſtäcke zugleich auf jeden Beſier deſ⸗ 
ſelben, auch wenn er einer andern Rellgionspar⸗ 
ten zugethan iſt, über. 

9. 686. Die bey der Kirche vorkommenden dr: Au aken 
dentlichen und beſtimmten Ausgaben, find die Ache. 
Vorſteher, ohne weitere Ruͤckfrage, aus den Kir: vermögen, 
chenmitteln zu entrichten befugt. 

F. 667. In Anſehung der aufersrbentlichen 
Ausgaben hingegen, follen bey jeder Kirche ge: 
wiſſe Summen, nach Bewandniß der Umftände, 
von den geiſtlichen Obern beſtimmt werden, 
welche die Vorſteher nicht ohne Genehwigung des 
Patrons oder Kirchencollegii, und dieſe nicht ohne 
Approbation der geistlichen Obern, überſchreiten 
duͤrfen. 

ke 688. Bey jeder Parochialkirche find gewiſſe Ned 
Termine zu beſtimmen, in welchen die Vorſte⸗ li 
her von ihrer Adminiſtration Rechnung legen 
muſſen. 

F. 689: Bey Patronatkiechen gebühtt die Ab⸗ 
nahme der Rechnung dem Patron; und muß auf 
deſſen Verlangen in feiner Behauſung geſchehen. 

Sfr 9. 69 0 
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F. 690. Iſt der Patron nicht ſelbſt am Orte 
wohnhaft: fo hänge die Beſtimmung, wo die 
Rechnung am Orte abgenommen werden ſolle, 
von ihm ab. 

8.691. Die Kirchengemeine At det Rech⸗ 
nungsabnahme durch ihre Repraͤſentanten oder 
Bevollmaͤchtigte beyzuwohnen berechtigt. 

8.69 2. Hat die Kirche keinen Patron: fo muͤſ⸗ 
fen die Vorſteher dem Kirchencollegio die Rech⸗ 
nung ablegen, und findet auch dabey die Vor⸗ 
ſchrift F. 69 1. Anwendung. 

F. 693. Iſt auch kein Kirchencollegium vor⸗ 
handen: fo muß die Rechnung den von der Kits 
chengemeine dazu ernannten Deputirten abgelegt 
werden. 

H. 694. In allen Fällen iſt der Pfarrer, auch 
wenn er nicht Vorſteher wäre, bey der Rechnungs⸗ 
abnahme zuzuztehen. 

9.69 3. Die geiſtlichen Obern muͤſſen von 
Amts wegen darauf halten, daß die Rechnungs⸗ 
legung zur beftimmten Zeit gehörig erfolge. 

9.696. Bey Gelegenheit einer jeden Kirchen: 
diſitation muß der Erzprieſter oder Inſpector die, 
feit der letztvorhergehenden, gelegten Rechnun⸗ 
gen nachſehen, und einen Extrakt, in Anſehung 
der verſchiedenen Rubriken von Einnahme und 
Ausgabe, den geiſtlichen Obern einſenden. 

F. 697. Findet er bey den abgelegten Rech: 
nungen noch Zweifel oder Bedenken: ſo muß er 
die Vorſteher darüber vernehmen, und die Sache 
den geiſtlichen Obern zur weitern Beurtheilung 
und Verfugung anzeigen. 

9. 698. Die Rechnungen von Königlichen Pas 
tronarfirchen ; ingleichen von denſenigen, wor⸗ 
über Magifträten oder Communen in den Städten 
das Patronatrecht zuſteht, muͤſſen an das Conſſſto⸗ 
rium zur Reviſion; und wenn dle jährliche Ein 

kuͤnfte 
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nahme über Fuͤnfbundert Thaler beträgt, von dem 
Conſiſtorio an die Oberrechencammer eingeſendet \ 
werben. 

F. 699. Fur die Unterhaltung ber Kirchenge: Pan und 
böude und Gerathe müffen dle Kirchenvorſteher, vu kung 
nebſt dem Pfarrer, vorzuͤgliche Sorge tragen. chengebäu⸗ 

$. 700. Bey vorfallenden Bauen und Nepara: e. N 
turen muß dem Patron oder Kirchentollegio jedes⸗ 
mal Anzeige gemacht werden. 

H. 701, Wo fein Patron oder Kirchencollegium 
vorhanden iſt, mögen die Vorſteher kleine Repara⸗ 
turen, welche Zehn Thaler nicht uͤberſteigen, bloß 
mit Zuziehung des Pfarrers, ohne weitere Ruͤck⸗ 
frage, veranſtalten. 

$. 702. Iſt eine hohere Summe erforderlich: 
fo muß dem Inſpector oder Erzprieſter davon Ans 
zeige gemacht werden. 

F. 703. Dieſer kann, wenn die Koften unter 
Funfzig Thalern betragen, und er bey augeſtellter 
Prufung kein Bedenken findet, den Bau oder die 
Reparatur ohne Ruͤckfrage genehmigen. 

$. 704. Sollen aber zu einem Baue, oder zu 
einer Reparatur mehr als Funfzig Thaler aus dem 
Kirchenvermoͤgen verwendet werden: fo wird aller 
mal, auch wenn ein Patron oder Kirchencollsgium 
vorhanden find, die Genehmigung der geißtlichen 
Obern erfordert. 4 

9. 705. Diefen muß der Erzprieſter oder In⸗ 
ſpector, nach angeſtellter Unterſuchung, daruͤber 
berichten, und einen von Sachverſtaͤndigen aufge⸗ 
nommenen Koſtenanſchlag beylegen. 5 

9. 706. Iſt von einem neuen Anbaue, oder 
von einer Erweiterung der Kirchengebäude die 
Rede: fo muß, ohne Unterfchied der File, die 
Approbation der geiſtlichen Obern eingeholt 


werden. 
Fff 3 $ 707. 
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F. 707. Die geiſtlichen Obern muͤſſen, die Noth⸗ 
wendigkeit des Baues prüfen, und die Art deſſel⸗ 


Digfrit und ben beſtimmen. 


Erforders 
nit des 
Baus. 


Woher die 
Roten zu 
nehmen, 


F. 708. In allen Fällen, wo über die Noth 
wendigkeit oder Art des Baues, oder der Menaras 
tur, oder wegen des dazu zu leiſtenden Bey tages, 
unter den Intereſſenten Streit eneſteht, wuſſen die 
geiftlichen Sbern, die Sache gültig zu regulicen, 
ſich anastegen ſeyn laſſen. 

J. 709. Findet die Güte nicht ſtatt; ſo muͤſſen 
fie die rechtliche Entſcheidung des Streits an die 
weltliche Obrigkeit verweiſen; zugleich aber feſt⸗ 
ſetzen, wie es inzwiſchen mit dem Baue oder der 
Reparatur gehalten werden ſolle. 

9. 710. Wo in Anfehung der Koſten zum Baue, 
und zur Unterhaltung der Kirchengebäude, durch 
Verträge, rechtskräftige Ertenneniffe, ununter⸗ 
brochene Gewohnheiten, oder beſondere Provinz 
zialgeſetze, gewiſſe Regeln beſtimmt ſind, da gat 
es auch ferner dabey fein Bewenden. 

F. 711. In fo weit aber, als es an dergleichen 
beſondern Beſtimmungen ermangelt, finden nach⸗ 
ſte gende allgemeine Vorſchriften Anwendung. 

$. 712. Die Koſten zum Baue und zur Unter⸗ 
haltung der Kirchengebäude moͤſſen baupeſachlich 
aus dem Kirchenvermoͤgen genommen werden. 

$. 713. Es darf aber davon nicht mehr verwen⸗ 
det werden, als ohne Nachtheil der aus der K 
chencaſſe zu beſtreitenden jährlichen Ausgaben ges 
ſchehen kann. 

$. 714. Auch muͤſſen, bey landkirchen, die 
Eingepfarrten in jedem Falle, ohne Unterſchied, 
die nöchigen Hand = und Spanndienſte unentgelt⸗ 
lich leiſten. 

9. 715. Die Vertheilung der Hand und Spann: 
dienſte unter die Eingepfarrten muß nach eben 
dem 
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dem Berhältniffe geſchehen, wie bey Gemeindien⸗ 
fien. (Tit. VII. F. 37. 100.) 

$. 716. Eingepfarrte, welche nicht zu der Ger 
meine des Dorfs, wo die Kieche liegt, gehören, 
oder aus irgend einem Grunde von den Gemein⸗ 
dienſten frey find, muͤſſen dennoch zu den Hand⸗ 
und Spanndienften bey Kirchenbauen und Repara⸗ 
turen beytragen. 

$ 717. Jbr Verhoͤltniß dabey wird, in Anſe⸗ 
hung der Handdienſte, nach der Zahl der Fammen, 
ſo wie in Anfehung der Spanndienfte, nach deu auf 
ihren Stellen angeſchlagenen over gewöhnlich ge⸗ 
haltenen Geſpanne beſtimmt. 

§. 718. Zu unentgeltlicher Leiſtung von Arbei⸗ 
ten, welche kunſt⸗ oder handwerksmäßige Kennen, 
erfordern, iſt, auch bey Kirchenbauen und Repara⸗ 
turen, kein Eingepfarrtet verpflichtet. 

9. 719. Bey Stadtkirchen werden die erforder⸗ 
lichen H. und Spanndienſte zu den übrigen Kos 
ſten geſchlagen. 

g. 720. Iſt das Kirchenvermögen zur Beſtrei⸗ 
tung der Koſten ganz oder zum Theil nicht hin⸗ 
reichend: ſo muß der Ausfall von dem Patron 
und den Eingepfarrten gemeinſchaftlich getragen 
werden. 

H. 7a. Kein Eingepfarrter kann ſich dieſer Ver⸗ 
bindlichkeit entziehen, und wer eine doppelte Pa⸗ 
rochie hat, iſt in beyden dazu verpfſichtet. 

§. 722. Auch diejenigen, welche nur vermdge 
eines beſondern Privilegii vom Pfarrzwange der 
Parochlalkircht ihrer Religionsparten befteyt find, 
muͤſſen dennoch von ihren im Kirchspiele eigentlich 
inne habenden Grundſtücken zum Baue und Unter⸗ 
haltung der Pfarrkirche beytragen. 

9. 723. Auch Gaſtgemeinen, welche zu einer bes 
nachbarten Kirche gewieſen worden, ($. 294. Lag.) 
muͤſſen dazu Beytrag leiſten. 

Fff 4 $. 724. 
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F. 724. Iſt die notwendige Reparatur wäh 
rend der Zeit ihrer Verbindung entſtanden: jo 
konnen fie fich dieſer Pficht durch Wiederabtren⸗ 
nung von der Kirche, auch bey ſonſt vorwaltenden 
erheblichen Gründen elner ſolchen Trennung nicht 
entziehen. 

9. 725. Sind mehrere Kirchen nur unter Einem 
gemeinſchaftlichen Pf. rer vereinigt: fo dürfen der 
Patron und die Eingepfarrten einer jeden folchen 
Kirche nur zur Unterhaltung ihrer eignen Gebäude 
beytragen. 

F. 726. Sind aber mehrere Haupt: oder Filial⸗ 
gemeinen zu Einer gemeinſchaftlichen Kirche ge⸗ 
schlagen: fo find ſaͤmmtliche Patrone und Einge⸗ 
pfarste zu deren Unterhaltung verpflichtet. 

$. 727. Hat der Patron einer zugeſchlagenen 
Mutter oder Fillalgemeine, bey der Zuſchla⸗ 
gung, mit Einwilligung des Hauptpatrons, ſich 
ſeines Patronatrechts zu Gunſten dieſes letztern 
gänzlich begeben: fo kann er auch bey vorfallenden 
Bauen und Reparaturen, als Patron, zum Bey⸗ 
trage nicht gezogen werden. 

$. 728. Iſt einem Theile der Gemeine die Errich⸗ 
tung einer beſondern Capelle, oder eines Bethauſes 
in einer entlegneren Gegend des Kirchſpiels verſtat⸗ 
tet worden: ſo muß dennoch dergleichen Capelle, 
ſo wie die Hauptkirche, von denjenigen, die zu 
letzterer verpflichtet find, unterhalten werden. 

729. Baumaterialien, welche der Patron oder 
die Kirchengemeine ſelbſt hat, müuͤſſen von ihnen 
zum Baue geliefert werden. 

$. 730. Doch wird jedem Theile der ans 
Klasen Preis derſelben auf feinen Geldbey⸗ 
trag zu gute gerechnet. 

9. 731. Der Geldbeytrag wird, bey Landkir⸗ 
chen, zwiſchen dem Patrone und der Kirchen⸗ 
gemeine dergeſtalt vertheilt, daß der Patron 

Zwey 
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Zwey Drittel, die Eingepfarrten aber Ein Drittel 
entrichten. 

9. 732. Beſitzt der Patron Ruſtikalbufen im 
Kiechſpiele; fo trägt er davon noch beſonders, wie 
ein andrer Eingepfarrter, mit bey. 

$. 733. Wenn mehrere Patronen zum Beytra⸗ 
ge verpflichtet find: fo tragen die Patronen die ihs 
nen obliegenden Zwey Drittel unter ſich, nach Ver⸗ 
haͤltniß ibres Antheils am Patronatrechte. 

$. 734. Der nach H. 731. beſtimmte Beytrag 
der Eingepfarrten wird unter fie nach dem Contri⸗ 
butionsfuße vertheilt. 

$. 735. Kirchen! Pfarr- Schul: und Hofpitals 
aͤcker werden zu keinem Beytrage gezogen. 

9.736. Eingepfarrte, deren Grundſtuͤcke der Con⸗ 
tribution nicht unterworfen find, müſſen ihren Bey⸗ 
trag dennoch nach Verhoͤltniß des Maaßes und Erz 
trages dieſer Grundſtuͤcke entrichten. 

$. 737. Zu dem Ende werden dieſe Grund⸗ 
ſtuͤcke, nach den im Steuercataſtro für die contri⸗ 
buablen Aecker der Feldmark angenommenen Claß⸗ 
fen und Saͤtzen, durch Sachverſtäͤndige gewürdigt, 
und ſolchergeſtalt das Verhältniß des zu leiſtenden 
Beytrages gegen die ſteuerbaren Grundſtuͤcke be⸗ 
ſtimmt. 

$. 738. Eingepfarrte Gemeinglieder, die keine 
Grundſtuͤcke beſißen, fondern nur von ihren Nah⸗ 
rungen und Gewerben beytragen ſollen, werden dazu 
nach eben dem Verhaͤltniſſe angeſchlagen, nach wel⸗ 
chem fie zu andern Gemeinlaſten mit den angeſeſſe⸗ 
nen Mitgliedern Beytrag leiſten muͤſſen. 

$ 739. Wer in Zwey Kirchſpielen eingepfarrt 
iſt, träge in jedem nur nach Verhältniß der in dem⸗ 
ſelben befigenden Grundſtücke, oder des in demſel⸗ 
ben treibenden Gewerbes bey. 

$. 740. Bey Stadtkirchen geſchieht die Vers 
theilung zwiſchen dem Patrone und den Einges 
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pfarrten dergeſtalt, daß Erſterer Ein Drittel, Sch 
tere aber Zwey Drittel beytragen. 

$. 741. Die Vertheilung unter den Eingepfarr⸗ 
ten geichicht auf eben die Art, wie andre gemeine 
perſon iche taften und Abgaben nach eines jeden 
Orts Verfaſſung aufgebracht werden. 

H. 742. Sind Silial- oder auch Mutterkirchen 
gangen, und die dazu eingepfarrt geweſenen 
Gemeinen zu einer andern benachbarten Kirche 
ſchlagen word ſo werden in der Regel die 2 
glieder de en nach einerley Grundſätzen, wie 
die Mitglieder der Haupkgemeine, zum Beytrage 
gezogen. 

9. 743. Die einzelnen Mitglieder bloßer Gaſt 
gemeinen entrichten jeder den vierten Theil deſſen, 
was ein Contribuent von eben der Claſſe aus der 
eigentlichen Pfarrgemeine zu leiſten hat. 

§. 744. SR ihnen aber bey der Zuſchlagung die 
Theilnezmung an dem Wahlrechte zur Belegung 
der Pfarrſtolle zugeſtanden worden: fo müſſen fie 
auch zu den Bau und Reparaturkoſten der Kirche, 
gleich den Mitgliedern der eigentlichen Pfartgemel⸗ 
nen beytragen. 

9. 745. Einwohner des Kirchſpiels, die zu einer 
andern Meligionsparren gehbren, muͤſſen dennoch 
nach eben dieſen Grundsätzen beytragen, ſebald 
fie ſich der Kirche zu ihrem Gottesdienſte mit bes 
dienen. 

F. 746. Außer dieſem Falle find fie zwar zu Bey 
tragen in der Regel nicht verpflichtet; 

F. 747. Es duͤrfen aber auch, wegen ihres Au 
falles, die Beyträge der übrigen, wider deren 9 
len, nicht erhöher werden; ſondern die geiſtlichen 
Obern muͤſſen für die Uebertragung eines ſolchen 
Ausfalles auf andre Art ſorgen. 

$. 748. Gleiche Grundſäͤtze gelten auch bey 
der Vertheilung der Hand- und Spanndienſte. 

9. 749 
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F. 749. Auf die Ausfälle, welche durch den 
zurückbleibenden Beytrag ſolcher nicht einge⸗ 
pfartten Gemeinglleder entfiehn, muß bornäm: 
lch der von der Kirche, nach Maßgabe ihres Vers 
mögens, zu entrichtende Zuſchuß gerechnet 
werden. 

9. 750. Kann der Ausfall dadurch nicht ges 
derden: fo koͤnnen die geiſtlichen Obern, 
ewilligung einer Collekte bey dem Staate. 
chen. 

. 751: Sind gar keine andre Mittel, den Aus⸗ 
fall zu decken, verhanden; fo muß derſelbe von. 
den Eingepfarkten, ſo weit es ohne ihre ertebli⸗ 
che Bedrͤckung geſchehen kann, übertragen 
werden. 

g. 752. Hat aber die Zahl der Eingepfarrten 
dergeſtalt abgenommen, daß die noch ubrigen den 
ihnen obliegenden Beytrag, ohne ihren zu beſor⸗ 
genden Muin nicht mehr aufbringen können: fo 
muͤſſen die geiflichen Obern, unter Genehmigung 
des Staats, eine ſolche Parochie zu einer andern 
benachbarten ſchlagen. 

$. 733. Dergleichen zuſammengeſchlagene Paz 
rochien ſtehen in dem Verhaͤltutſſe gegen einander 
als Mutterkirchen. 

9. 784. Wie weit der Patron und die Einge⸗ 
pfarkten der zugeſchlagenen Parochie, auch im 
Anſehung der Beſtellung des Pfarrers und der Un⸗ 
terhaltung der Kirche, fo wie in Auſehung der 
übrigen Rechte und Pflichten, zur Theilnehmung 
mit dem Patrone und den Eingepfarrten der Kir⸗ 
che, bey welcher fie vereinigt find, gelangen ſol⸗ 
len, muß in dem Einigungsverttaze, unter Ver⸗ 
mittelung der geistlichen Obern, deutlich beſtimmt 
werden. 

$. 755. So weit dergleichen Beſtimmung nicht 
erfolgt, treten die Regeln des Geſetzes über dis 
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Verhältniffe vereinigter Mutterkirchen, ihrer Par 
tronen und Eingepfarrten ein. 

9. 756. Das Vermögen jeder Parochie wird 
in der Regel nach wie vor beſonderz verwaltet; 
doch muf jedes derſelben zur Unterhaltung der ges 
meinſchaftlichen Kirche, fo lange die Vereinigung 
dauert, in gleichem Vertälentſſe beytragen. 

9. 757. Die Aufſicht über den Bau, und die 
Einſommlung der Beyrräge dazu, liegt den Kir⸗ 
chenvorſtehern ob. 

$ 75g. Der weltliche Richter kann denſel⸗ 
ben, zur Beytreibung den letztern, die rechtli⸗ 
10 Huͤlfe auf gebuͤhrendes Anmelden nicht ver⸗ 
jagen. 

8. 759. Auch wöͤhrend eines über die Verbinb- 
lichkeit, oder das Quantum des Beytrages entſtan⸗ 
denen Prozeſſes, muß letzterer nach der Feſtſetzung 
der geiſtlichen Obern entrichtet werden. 

$. 760. Wenn aber der klagende Intereſſent 
durch Urtel und Recht von dieſem Beytrage ganz 
oder zum Theil freygeſprochen wird: fo muß dem⸗ 
ſelben das Gezahlte, nebſt Zinſen, von den uͤbri⸗ 
gen Contribuenten zurücgegeben werden. 

$. 761. Die Unterhaltung der Begräbnißplä⸗ 
tze iſt gemeine daſt, und liegt allen ob, die an 
dem Kirchhofe Theil zu nehmen berechtigt find. 
($- 183. lag.) 

F. 762. Erhäft jedoch die Kirche Bezahlung für 
die Grabſtellen: ſo muß der Kirchhof aus der Kir⸗ 
chencaſſe auf eben die Art, wie die Kirche ſelbſt, 
unterhalten werden. 

$. 763. Der Patron iſt der Regel nach zur Uns 
terhaltung des Kirchhofes beyzutragen in keinem 
Falle verpflichtet. 

$. 764. Die Anlegung neuer Begraͤbnißplätze 
ſoll nur aus erheblichen Urſachen, und nur unter 
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Einwilligung der geiſtlichen Obern, fo wie der 
Polizeyvorgeſetzten des Orts, ſtatt finden. 

9.765. Durch dergleichen neue Anlagen fol 
dem Pfarrer und Kirchenbedienten an ihren bis: 
berigen Gebühren nichts entzogen werden. 

$. 766. In wie fern eine Kirchengeſellſchoſt, 
welche ſich des Geläutes einer andern Kirche be 
dient, zur Unterhaltung deſſelben, imgleichen des 
Glockenſtubls und Thurmes, beytragen muͤſſe, 
paͤngt hauptſächlich von Verträgen, und der bier 
derigen ununterbrochenen Gewohnheit eines jeden 
Orts ab, 

9.767. Fehlen dergleichen Beſtimmungen: fo 
kommt es darauf an: ob die fremde Kirchenge⸗ 
ſellſchaft derjenigen, welcher die Glocken gehö⸗ 
ten, für den Mitgebrauch derſelben etwas ent⸗ 
richte, oder ob fie ſich dieſes Mitgebrauchs unent⸗ 
geltlich zu erfreuen habe. 

$. 768. Entrichtet die fremde Kirchengeſell⸗ 
ſchaft etwas für den Mitgebrauch: fo kann dieſe⸗ 
nige, welcher das Gelaͤute gehört, zur Unterhal⸗ 
rung deſſelben keinen Beytrag fordern. 

$. 769. Eben das finder ſtatt, wenn auch mie 
die Mitglieder der fremden Kirchengeſellſchaft 
fie den Gebrauch der Glocken, in einzelnen Fal, 
len mehr, als die Mitglieder derjenigen, welcher 
das Gelaͤute gehört, zur Kirchencaſſe entrichten 
muͤſſen. 

H. 770. Iſt der Mitgebrauch ganz unentgeltlich; 
oder zahlen die Mitglieder der fremden Geſell⸗ 
ſchaft dafür in einzelnen Fällen nur eben fo viel, 
als die eigentlichen Eingepfarrten: fo muͤſſen er⸗ 
ſtere zur Unterhaltung des Gelaͤutes nach eben 
dem Verhältniſſe, wie letztere, beytragen. 

$. 771. Werden in dieſem Falle die Koften 
aus der Kirchencaſſe genommen; alſo, daß die 
eigentlichen Eingepfartten nichts beytragen duͤr⸗ 

fen: 


unterbal⸗ 
kann des 
Gebäudes. 
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fen: fo muß dennoch die fremde Kicchengefell- 
ſchaft einen von den geiſtlichen Obern billig zu 
beſtimmenden Beytrag leiſten. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von Pfarrgütern und Einkünften. 
wur n 6. 773. Von dem Kirchenvermögen müffen bie 


mien be. unmittelbar zur Unterhaltung des Pfarters und 


döre. der übrigen Kirchenbedienten beſtimmten Güter 
und Einkünfte unterſchleden werden. 


9.773. Zu leßtern gehören auch die von den 
Parochialverrichtungen zu erlegenden Gtolger 
bühren. 

Rechte def, 9 Pfarrguter haben eben die äußern 
Keane: Rechte, als Kitchengüter, 

$. 5255 Sie find der Regel nach von allen T 
ſtationen und Abgaben an die Gutsherrſchaft oder 
Stadtcämmerey, ſo wie von den gemeinen La⸗ 
fen frey. 

$. 776. Zu ſolchen Ausgaben der Gemeine, 
wovon der Pfarrer und die Gemeine unmittelbaren 

etheil ziehen, muͤſſen fie mit beytragen. 

$. 777. Pfarr- und Kuͤſtergütek find, gleich den 
Kirchenguͤtern, von der ordentlichen Realgerichts⸗ 
barkeit des Orts ausgenommen. 

Die Verwaltung und der Nießbrauch 
rgüter gebührt dem Pfarrer. 

F. 779. Der Patron und die Kirchenvorſteher 
find ſchuldig und befugt, darauf zu jehen, daß der 
Pfarrer die Wiedmuttsſtuͤcke ordentlich verwalte, 
und wirtbichrttich nutze. 

. 780. Beſonders müͤſſen fie dafür ſorgen, 
daß ein richtiges und vollſtaͤndiges Wohnungs⸗, 
Wirthſchafts⸗, Garten- und Feldinventarium ge⸗ 
halten werde. 


9.78 r. 
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$. 781. Wenn Streit entſtetzt, was an Grund⸗ 
ſtͤͤcken, Gebäuden, Juventarien, Capitallen, oder 
jährlichen Hebungen, zur Kirche oder Pfarre ger 
köre: fo muß bey deſſen Entſcheidung auf die vor⸗ 
bandenen Kirchenmatrikeln vorzüglich Ruͤckſicht ge 
nommen werden. N 

H. 782. Der Pfarrer kann feine Wohngebäube 
nur mit Einwilligung des Patrons und der Kir⸗ 
chenvorſteher vermischen; dieſe aber dürfen ihm 
die Einwilligung ohne erhebliche Gründe nicht 
verſagen. 

$. 783. Bey Aufnebmung der Fremden iſt der 
Pfarrer den Polizeygeſetzen, gleich je em andern 
Einwohner, unterworfen. 

$. 784. Die Unterhaltung der Zäune und Ger uaterbal, 
bege, fo wie kleine Reparaturen an den Gebäuden, Ee 
muͤſſen die Pfarrer und Kirchenbedtenten aus eig. de. 
nen Mitteln beſorgen. 

H. 785. Fuͤr kleine Reparaturen find diejenigen 
zu achten, die entweder gar keine baaren Auslagen 
erfordern, oder wo die Koften, von jeder einzeln 
genommen, für den Pfarrer nicht über Drey, und 
für den Kirchenbedienten nicht uber Einen Thaler 
betragen. 

H. 786. Thuͤren, Fenſter, Oefen, Schiöſſer, 
und andere dergleichen inuere Pertinenzſtucke der 
Gebäude, muͤſſen von dem Mießbrancher, mit eig⸗ 
nen Koſten, ohne Rückſicht auf den Berrag derſel⸗ 
ben, unterhalten werden. « 

F. 787. Auch zu groͤßern Reparaturen der Pfark⸗ 
gebäude, fo wie zu neuen Bauen, muß der Pfar⸗ 
rer die Materialien, ſo weit als dieſelben bey der 
Pfarre über die Wirthſchaſtsnothdurft befindlich 
find, unentgeltlich hergeben. 

F. 788. Woher die übrigen K in Erman⸗ 
gelung eines eignen dazu beſtimmten Fonds, zu 

nehmen 
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nehmen ſind, iſt nach den vorhandenen verſchlede⸗ 
nen Provinzialgeſetzen zu beſtimmen. 

789. Wo darüber keine beſondere geſetz⸗ 
liche Beſlimmung vorhanden iſt, da mäͤſſen dieſe 
Koften, gleich den Bat: und Reparaturkoſten der 
Kirche ſelbſt, aus dem Kirchenvermoͤgen genom⸗ 
men; bey deſſen Unzulänglichkeit aber, von dem 
Patron und den Eingepfarrten getragen werden. 

$. 790. Wegen Aufbringung und Vercheilung 
der Behttäͤge finden eben die Grundsatze wie bey 
Kirchengebauden fratt. 

$. 791, Doch find Filiale und zugeſchlage⸗ 
ne Gemeinen von allen Beytraͤgen zu Pfarr- 
und Küſtergebaͤuden bey der gemeinſchaftlichen 
Kirche frey, wenn fie eigne dergleichen Gebäude 
zu unterhalten haben. 

. 792. Dagegen iſt eine ſolche Filial⸗ und zur 
geſchlagene Gemeine von dem Beytrage zur Un⸗ 
terhaltung des Küftergebäudes bey der gemeine 
ſchaftlichen Kirche nicht frey, wenn ſie gleich ei⸗ 
nen eignen Schulmeiſter hat; ſobald dieſer das 
Käſteramt bey dem Gottesdienſte nicht zugleich 
mit verſieht. 

$. 793. Predigerwittwenbaͤuſer ift in der Re⸗ 
gel weder die Kirchencaſſe, noch der Patron, oder 
die Gemeine, zu unterhalten verbunden. 

F. 794. Vielmehr muͤſſen die Koſten aus dem 
von dem Erbauer dazu ausgeſetzten Fond genoms 
men; und bey deſſen Ermangelung oder Unzu⸗ 
länglichkeit, von der Wittwe, gegen den ihr zu 
gute kommenden Genuß der freyen Wohnung, 
getragen werden. 

$. 795, Iſt aber das Haus von dem Patrone und 
der Gemeine ſelbſt errichtet; oder ſonſt mit ihrer 
ausdrücklichen Einwilligung zur Pfarre geſchla⸗ 
gen worden: jo gilt von deſſelben Unterhaltung 

alles, 


um. ˙ EEE 
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alles, 
verordnet 

$: 796. Den Kirchenvorſtehern liegt vorzuͤg⸗ 
lich ob, darauf zu fehen, daß der Pfarrer, und 
die ubrigen zu kleinen Reparaturen verpflichte⸗ 
ten Perfonen, den Schaden nicht großer wer⸗ 
den laſſen. 

$. 797. Die geiſtlichen Obern müffen, bey Ge⸗ 
legenheit der Viſttattonen, die Pfarrer und K 
chenbedienten zu ihrer Schuldigkeir, auch in vier 
ſem Stücke, ernſtlich anhalten laſſen. 

$. 798. Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter 
durch Vernachlaͤßtgung der kleinen Reparaturen, 
oder durch ſchuldbar unterlaſſene Anzeige eines 
vorhandenen beträchtlichen Schadens, zur Ver⸗ 
groͤßerung deſſelben Anlaß gegeben: fo muß die 
Wiederherſtellung auf deſſelben eigne Koſten ges 
ſchehen. 

$. 799. Fur die Unterhaltung des Garten , unterhal⸗ 
Feld und Wirthſchaftsinventarti muß der Pfar⸗ wink. 
rer als Nießbraucher ſorgen. e 

H. 800. Pfarräcker kann der Pfarrer ohne wei. Benutzung 
tere Ruͤckfrage verpachten; ſein Amtsfolger iſt ka Dior 
aber an den von ihm geſchloſſenen Vertrag nicht “ 
gebunden. 

F. gor. Doch muß der Amtsfolger, wenn die 
Aecker in gewiſſe Felder getheilt find, den Paͤch⸗ 
ter fo lange dulden, bis derſelbe mit der Nutzung 
wenigſtens Einmal, von Anfang der Pacht an, 
durch alle Felder herumgekommen iſt. 

F. 802. Trift die Anftellung des Nachfolgers 
in eine Zeit, da der Pächter die Benutzung der 
Felder nach der Reihe bereits von neuem wieder 
angefangen hat: ſo muß der Nachfolger ſich die 
Fortſetzung der Pacht fo lange, bis dle Reihe wie⸗ 
der herum ist, gefallen laſſen. 

Augem. Befens. IV, Band. G93 F. g03. 
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F. 803. Iſt der Pachteontrakt mit Zuziehung 
des Patrons und der Vorſteher, und unter aus⸗ 
druͤcklicher Beſtätigung der geiftlichen Obern ger 
ſchloſſen worden: fo iſt auch der Amtsfolger dar⸗ 
an gebunden. 
|| Benisung H. 804. Gehört ein Wald zur Pfarre: fo kann 
N den Watts der jedesmalige Pfarrer denſelben nach den Ne 

geln der Forſtordnung nuten. 
| F. 805. Er iſt aber Bauholz daraus zu verkau⸗ 
| fen nicht berechtigt. 
| $. 806. Dergleichen Bauholz muß, fo weit es 
| ohne Abbruch des bendrhigten Brennholzes für 
| den Pfarrer gefchehen kaun, geſchont, und zu 
| 


vorkommenden Bauen und Reparaturen an den 
Pfarrer und Kuͤſtergebaͤuden aufbewahrt werden. 

F. 907. Iſt überflüßiges Bauholz vorhanden: 
fo können die Vorſteger, unter Genehmigung 
des Pattons oder Kirchencollegü, oder in deren 
N) Ermangelung, der Gemeine, oder ihrer Nepräfen- 
tanten, daſſelbe verkaufen, und das gelöfete Geld 
zinsbar belegen. 2 

H. 808. Dergleichen Capital gehört zum Pfa 
vermögen, und muß vorzuͤglich zu vorkommen⸗ 
den Bau und Reparaturkoſten an den Pfarr- und 
Kuͤſtergebaͤuden verwendet werden. 

$. 809. So lange es aber zu dieſem Behufe 
| noch nicht gebraucht wird, kommen die Zinjen 
| davon dem jedesmaligen Pfarrer zu gute. 
1 $. 810. Auch Brennholz iſt der Pfarrer nur fo 
| weit zu verkaufen berechtigt, als entweder der 


E 


Pfarrwald in gewiſſe Schläge eingetheilt, und ihm 

ſolchergeſtalt zum NMiekbrauche eingeräumt, oder 
ihm ein gewiſſes Depntar daraus angewieſen iſt, 
und er von dieſem etwas erübrigen kann. 

9. 871. Außer dieſem Falle finder bey Brenn⸗ 
holz, wenn etwas davon ohne Abbruch der Noth⸗ 
durft des Pfarrers verkauft werden kann, eben das 

ſtatt, 
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fatt, was . 807 90g, wegen des Baußolzes vers 
ordnet iſt. 

9. 81 
der Pfarre fo kan 
gender Pfarrer zwar verlangen, daß daſſabe ent: 
weder auf Koſten desſe der eine ſolche Ver⸗ 
Anderung in der urſpr— inglichet nung des 
Grundes eigenmächtig vorgenommen har, oder auf 
Koften der Pfarr- oder Kircheneaſſe, weggeſchafft 
und geradet werde. 

9. 913. Er kann aber weder an dos geſchla⸗ 
gene Holz, noch an das dafür geloſete Geld An: 
ſpruch machen; ſondern dieſes verbleibt dem 


nigen, welcher die Koſten der Radung getra- 
gen hat. 


F. 814. Die Frͤchte und wirthſchaftlichen Mu: 
tungen von einzelnen auf dem Felde 
Obſt⸗ und andern Bäumen, gehören dem Pfarrer; 
an die Subftanz der Baͤume hingegen hat er kei⸗ 
nen Anſpruch. 

H. 815. Wo gewiſſe Dienſt⸗ oder Frohnleute zur 
geschlagen find, hat der Pfarrer, in Anſchung 
ihrer Dienfte, eben die Rechte, wie ein Gutsherr 
gegen ſeine Unterthanen. 

$. 816. Gerichtsbarkeit und andre gutsherrli⸗ 
che Rechte ſtehen dem Pfarrer über fie nur alsdann 
zu, wenn er dergleichen Gerechtſame durch Belei- 
bung vom Staate, oder durch Verjährung, beſon⸗ 
ders erworben hat. 

§. 91. Sind dergleichen Rechte in der Matri⸗ 
kel mit aufgeführt: fo ſtreitet die Vermuthung für 
den Pfarrer, daß dieſelben auf eine rechtoguͤltige 
Weiſe zur Pfarre erworben worden. 

H. 81g. Die Nutzung des Kirchhofs gehört der 
Regel nach nicht dem Pfarrer, ſondern zu den Kir- de 
cheneinkuͤnften. 


sy 3 9.819: 
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F. 819. Wenn jedoch ein Pfarrer den Kirchhof 
mit Maulbeerbaͤumen bepflanzt, und für deren Abs 
wartung und Cultur gehörig forat: fo gebührt dem⸗ 
ij ſelben die ganze Nutzung des Kirchhofs, ſowohl an 
| Gras als Früchten. 
| F. 820. Will der Pfarrer ſich mit der Anpſtan⸗ 

zung und Cultur der Maulbeerbäume ſolchergeſtalt 
nicht befaſſen: fo fteht dieſes dem Küfter frey; wel⸗ 
cher dagegen eben diefeiben Vorteile von dem 
Kirchhofe zu genießen hat. 
. 821. Ob und in wie fern den Pfarrern, und 
andern Kirchenbedienten, die je: oder Abſchoß⸗ 
ftreyheit, das Recht zum Haustrunke, und andre 
dergleichen beſondre perſönliche Vorrechte zukom⸗ 
men, wird in den Provinzialgeſetzen näher be⸗ 
1 ſtimmt. 
Augeinon · $. 822. Bey der Einweiſung eines neuen Pfar⸗ 
weichen pers, muß demselben Wohnung und Wirtschaft 
dem au, von den Vorſtehern, unter Aufſicht und Direc⸗ 
| benden“ tion des Pattons, oder des Erzpriefiers, oder 
Marrer. Kreisinſpectors, nach dem Inventario übergeben 
werden. 
H. 823. Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben, und der 
1 Kirche, in Anſehung der Subſtanz; ſo wie mit 
dem neuen Pfarrer, in Anſehung der Nußungen, 
geſchieht nach den in der lehre vom Nießbrau⸗ 
| che vorgefhriehenen Geſehen. (Th. I. Tü. XXI. 
| $. 111. fag.) 

H. 924. Wo daſelbſt zu Verbeſſerungen, die 
dem Mießbraucher vergütet werden müffen, die Ein: 

willigung des Eigenthümers erfordert wird, da ift 
bey einem Pfarrer die Einwillioung des Patrous 
| oder Kuchencollegil, und die Genehmigung der 
| geiſtlichen Obern erforderlich. 
| 


H. gas. So weit dergleichen Verbeſſerungen 
dem abgebenden Pfarrer, oder deſſen Erben, ver⸗ 
guͤtet 
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guͤtet worden, werden dieſelben der Pfarre einver⸗ 
leibt; und es gilt davon, in Anfehung der folgen⸗ 
den Falle, alles das, was von Pfarrgütern übers 
haupt verordnet iſt. 

F. 826. Hat der neue Pfarrer die Vergütung 
ſolcher Perbeſſerungen aus eignen Mitteln gelei⸗ 
ſtet: fo können er, oder feine Erben, bey feinem erfol⸗ 
genden Abgange, die Vergütung des dafür Ges 
zahlten von dem Machfolger fordern. 

$ 827. Dergleichen einem Vorgänger von ſei⸗ 
nem Nachfolger zu leiſtende Vergütung dauert, 
auch bey nachberigen Amtsveraͤnderungen, fo 
lange fort, als nicht etwa auch dieſer Werth det 
Verbeſſerung, fo wie die Verbeſſerung ſeloſt, der 
Pfarre einverleibt worden. 

$ 828. Hat aber der neue Pfarrer dem abge⸗ 
henden, oder deſſen Erben, Verbeſſerungen, für 
welche dieſelben Feine Vergütung. fordern, ſon⸗ 
dern fie nur zurücknehmen konnten, bezahlt: fo 
werden dieſelben dadurch der Pfarre nicht einver⸗ 
leibt, der Pfarrer kann aber auch dafuͤr, bey ſei⸗ 
nem demnächſt erfolgenden Abgange, keinen Erſatz 
fordern. 

H. gag. Vielmehr tritt er, in Anfehung der Ber 
fugniß zur Zurücknahme, nur in die Rechte des 
urſpruͤnglichen Verbeſſerers. 

$. 830. Soll gegen dieſe Regeln etwas durch 
Vertrag, zwiſchen der Kirche und Pfarte an einer, 
und dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben, 
ingleichen dem neuen Pfarrer, an der andern Seite, 
feitgefeßt werden: fo iſt dazu die Genehmigung der 
geiſtlichen Obern nothwendig. 5 

$ 831. Auch wegen der Auseinanderfeßung 
Über die Nutzungen gelten, fo weit ausdrückliche 
Provinzialgeſetze nicht ein Andres beſtimmen, die 
bey dem Mießbrauche vorgeſchriebenen Regeln 
(Te. I. Tit. XXI. $ 143. lag) 

89 3 $. 833. 
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F. 932. Doch kommen die Stolgebuͤhren nur 
demjenigen zu, welcher die Handlung verrich⸗ 
tet har. 

F. 833. Das Sterbequartal kommt der Wittwe 
und den Kindern des im Amte gefiorbenen Pfar⸗ 
rers zu gute. 

F. 34. Doch wäſſen dieselben davon die Be 
groͤbnißfoſten, ſo weit die Eintänfte dazu hinrei⸗ 
chen, beſtreiten. 

K. 8. Zum Machtheife det Gläubiger des 
verſterbenen Pf konnen auch feine Wittwe 
Kinder auf das Sterbequartal keinen Anſpruch 


836. Dagegen kann ihnen der Mann und 
dieſen Genuß durch letztwillige Verordnung, 
zu Gunften andrer Erben, nicht entziehn. 

. 87, Sowohl das Amtsjahr, als das Ster⸗ 
bequartal, werden von dem erſten Tage desjenigen 
Monaths, in welchem der Pfarrer eingewieſen 
worden, berechnet. 

$. 938. Das Gnadenjahr, oder die Gnadenzeit, 
ſindet mir bey den proteſtantiſchen Pfarrern, und 
nur an Orten ſtatt, wo es durch Provinzlal⸗ 
chenordnungen eingefuͤhrt, oder durch Gewohn⸗ 
heit hergebracht iſt. 

§. 839. Es gebührt nur der hinterlaſſenen 
Wittwe, und ſolchen Kindern des Pfarrers, die 
ſich bey ſeinem Abſterben noch in feiner vaͤterlichen 
Gewalt befunden haben. 7 

F. dae. Enkel und bloß angenommene Kinder 
des verftorbenen Pfarrers konnen darauf nur in fo 
fern Anſpruch machen, als ſie ſich zur Zeit ſeines 
Ablebens in feinem Haufe und in ſeiner Verpfle⸗ 
gung befunden haben. 

F. 841. Wittwen, welche nach der Verfaſſung 
des Orts einen Wittwengehalt empfangen, konnen 
in der Regel kein Gnadenjaßr fordern. 


$. 842. 
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F. 842. Den Wittwen und den Kindern eines 
Pfarrers, der fein Amt gänzlich niedergelegt, und 
nur noch ein Gnadengetalt davon genoſſen hat, 
gebührt kein Gnadenjahr. 

H. 843. War aber der Pfarrer noch im Amte 
geblieben, und war ihm nur ein Subſt tut zu⸗ 
geordnet worden: fo genießen ſeine Wittwe und 
Kinder die ihm borbehaltnen Einkünfte während 
der Gnadenzeit. 

$. 844. Die Dauer der Gnadenzeit iſt nach 
jedes 25 5 beſtimmt. 

Das Sterbequartal wird in die Gna⸗ 
denzelt uch mit eingerechnet. 

H. 846. Das Gnadenfahr bleibt der Wittwe 
und den Kindern, wenn ſie auch ihres Mannes 
und Vaters Erben nicht geworden ſind. 

F. 847. Doch konnen rechtmoͤßig enterbte Kin⸗ 
der keinen Anſpruch darauf machen. 

$. 848. Iſt eine Witkwe vorhanden, fo gebührt 
derſelben allein das Gnadenſahr; ſie muß ader 
dagegen fuͤr den Unterhalt der Kinder unentgelt⸗ 
lich ſorgen. 

H. 849. Stirbt die Wittwe während des Gina: 
denjahrs, ſo wird der Genuß von den nach H. 
939. 840. dazu berechtigten Kindern des Pfarrers 
fortgeſetzt. 

H. 850. Genießen nur Kinder das Gnadenſahr; 
und ſtirbt während des Genuſſes eins derſelben: 
fo wächſt deſſen Portion den übrigen zu. 

F. 851. Andre als die $. 839. 840. benannte 
Wittwen und Kinder des verſtorbenen Pfarrers, 
koͤnnen auf eine Gnadenzeit niemals Anſpruch 
machen. 

852. Was von den Einfänften der Pfarre 
woͤhrend der Vakanz, nach Abzug der Vertretungs⸗ 
koſten, übrig bleibt, mächft, wo kein Gnadenjahe 
ſtatt findet, dem Pfarrvermoͤgen zu. 

G99 4 9. 853. 


Grunde 
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$. 853. Die Stolgebuͤhren gehören der Regel 
nach weder zum Önadenjahre, noch zum Pfarr⸗ 
vermögen ; ſondern fie kommen demjenigen zu, 
der die Handlung, wofuͤr fie erlegt werden muͤ⸗ 
ſen, verrichtet hat. 

F. 853. Wo es bergebracht iſt, daß auch die 
Stolgebühren zum nadenfahre gehören, da 
miffen die im Genuſſe des letztern befindliche 
Mirwe und nder diejenigen, welche die 
Hondlung verrichtet haben, für die dabey vor⸗ 
gefallenen Reiſe- und Zehrungsfoften ſchadlos 
halten. 

ges. Sowohl im Sterbequartale, als im 
Gnadenjahre, muͤſſen diefen gen, welche die Pfarr⸗ 
einkuͤnfte genießen, denfenigen, welche den Got⸗ 
tesdienſt verſchen, die in der Provinz oder im 
Kreiſe gewöhnliche Entſchädigung, ſo weit fie 
nicht durch di“ Stolgebühren erfolgt, gewähren. 

F. 856. Kommt das Sterbequartal und Gna⸗ 
denſahr verſchiednen Perſonen zu: fo müſſen die 

Nutzungen unter fie nach Verhältniß der Zeit ge⸗ 
theilt werden. 


Eilfter Abſchnitt. 
Von Zehnten und andern Pfarrabgaben. 


$. 857. Der eigentliche Zehnte iſt eine Abgabe 
von Früchten, die auf der zur Parochie gehörigen 
Feldmark erzeugt werden. 

H. 858. Ur wrunglich iſt der Zehnte zur Unter⸗ 
haltung des Prarrers beſtimmt; er kann aber auch 
von der Kirche, ſo wie von jedem Andern erwor⸗ 
ben und beſeſſen werden. 

$. 859. Bey Zehnten, die ſich in den Händen 
eines weltlichen Gutsbeſitzers befinden, hat, wenn fie 
auch urſpruͤngliche Pfarrzehnten find, die Verſchieden⸗ 

heit 
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heit des Glaubens bekenntniſſes auf das Recht, fie 
zu fordern, keinen Einfluß. 

F. 860. Daraus, daß eine Kirche die Eigen⸗ 
ſchaft einer Parochialkirche hat, folgt noch nicht, 
daß die Eingepfarrten zur Entrichtung eines Ze⸗ 
henten verbunden find. 

F. 861. Der Pfarrer und die Kirche konnen das 
Zehntrecht auf eben die Art, wie jedes andere 
Recht, auch durch die ordentliche Verjährung er⸗ 
werben. 

$. 862. Wenn ein laye den durch Verjährung 
geſchehenen Erwerb eines urfpränglichen Pfarr⸗ 
oder Kirchenzehnten gegen den Pfarrer oder die 
Kirche bezaupt en will: fo müſſen alle Exforderniffe 
der Klechenverjaͤhrung vorhanden ſeyn. 

H. 863. Zwiſchen kayen, die über den Beſitz ei⸗ 
nes urſprünglichen Kirchen oder Pfarrzehenten un⸗ 
ter einander reiten , if die gewöhnliche Verf 
rung zur Entſcheidung hinreichend. 

F. 964. Alle, auch über Pfarr und Kirchenze⸗ 
henten eniſtehende Streitigkeiten, gehören zur Ent⸗ 
ſcheivung des weltlichen Richters. 

$ 865. Sobald ausgemittelt iſt, daß dem Ze⸗ 
hentberechtigten, der einen urſprünglichen Pfarr⸗ 
oder Kirchenzehent beſitzt, das Zehentrecht über 
eine gewiſſe Feldmark zustehe, gilt die Vermuthung, 
daß alle in dieſer Feldmark gelegene Grundſtuͤcke 
demſelben unterworfen ſind. 

F. 866. Zeheniſteine beweiſen kein allgemeines 
Zehentrecht: ſondern nur,, daß derjenige, deſſen 
Zeichen darauf befindlich iſt, ein Zehentrecht in 
dem innerhalb der Steine gelegenen Bezirke auszu⸗ 
üben befugt ſey. 

F. 867. Wer zehentfreye Aecker neben ze⸗ 
hentpflichtigen erwirbt, oder zehentfteye Wie⸗ 
fen, Weiden, und Helzungen, in Saatland vers 
wandeln, und mit zehentpflichtigen Laͤndereyen 

G39 5 ver⸗ 


Etwertung 
des Schenke, 
rechts. 


une 
deſſelben. 
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vereinigen will, muß dem Zehentherrn davon 
Anzeige machen, und in Gegenwart deſſelben, 
oder deſſen Bevollmdchtigten, das zehentfreye 
tand von dem zehatpflichtigen durch Graͤnzmale 
abſondern. 

H. 868. 


Hat er dies nicht beobachtet: ſo iſt die 
| Vermuthung wider ihn, und er muß bey eniſte⸗ 

bendem Streite, die Gränzen des zehentfreyen 
| Landes vollftändig nachweiſen. 


ers / F. 869. Die ſonſtigen Eigenſchaften Bi Vor⸗ 
| un des gechte eines innerhalb des Zehentbezirks gelegenen 


rechts. Grundſluͤckes begruͤnden noch nicht die Befreyung 
vom Zchenten. 
$ 870. Wenn jedoch der Inhaber ſich feit 
Zehn Jahren im ruhigen Beſitze der Zehentfrey⸗ 
beit befindet: ſo wird dadurch die aus der lage 
| des Grundftifs entſtandene rechtliche Vermu⸗ 
| {hung gehoben. 
871 Kann aber die Zehentpflichtige Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtücks auf andre Art nachgewie⸗ 
| fen werden: ſo geht die Befugniß, den Zehen⸗ 
ten zu fordern, für die Kirche oder den Pfarrer 
| nur durch einen Vier und vierzigjährigen Nicht⸗ 
gebrauch, unter den im Titel von der Verjährung 
| enthaltenen Beſtimmungen verloren. (Tit. VII. 
| $. 509. 510. 511.) 
| . 872. Wenn der Beſitzer eines an ſich ze⸗ 
| hentbaren Grundfkides, für ſeine Perſon, wegen 
| 
| 
II 


Verſchiedenheit des Nel glonsbekenntniſſes, von 

Entrichtung des Zehenten frey iſt: fo ruht inzwi⸗ 

ſchen das Zehentrecht; und es kann, woͤheend bie: 

1 ſes Befißes , keine Verjährung wider die Kirche 
| ober den Pfarrer anfangen. 

$. 873. Auch werden die Jahre eines ſolchen 

| Beſitzes von dem Zeitraume, in welchem die 

Verjährung gegen die Kirche oder den Pfarrer 

ge 


n TEE 
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gehörig angefangen und fortgeſetzt worden, abge⸗ 
rechnet. 

F. 874. Der Zehenke beſteht, der Regel nach, 
in dem Zehnten Theile der auf dem zehentpflichti⸗ 
gen lande gewachſenen, und dem Zehentrechte uns 
terworfenen Fruͤchte. 

H. 875. Wo der Zehente überhaupt und ohne 
weitere Beſtimmung hergebracht iſt, wird dar⸗ 
unter nur der fogenannte Großzehente verſtanden. 

F. 976. Dieſer muß von allen Erzeugniſſen der 
zebentpftichtigen Aecker und Wieſen, welche der 
Halm trägt, entrichtet werden. 


$. 877. Der Zehentberechtigte kann dem Ze 
hentbflichtigen nicht vorſchreiben: wie derſelbe das 
Grundſtüͤck beſtellen und nutzen ſolle. 

F. 878. Baut aber der Zehentpflichtige eine an 
dre Art von Erzeugniſſen, als wozu das Grundſtück 
bisher gewöhnlich genutzt worden? fo muß er auch 
davon den Zehenten entrichten. 5 


§. 879. Kann dieſe Art der Berichtigung, 
nach der Natur und Beſchaffenheit des anderwei⸗ 
tig gebaueten Erzeugniſſes, oder aus andern Urſa⸗ 
chen nicht ſtatt finden: fo muß der Zehentpflichtige 
eben fo viel, als der Zehente von einem Acker glei⸗ 
cher Große in demſelben Felde beträgt, in dem 
Erzeugniſſe der gewöhnlichen Art entrichten. 

F. 880. Fruͤchte, die im Brachfelde gebauet 
werden, ſind der Regel nach zehentfrey. 

$. 881. Hat aber der Zehentpflichtige das 
Brachfeld fo genutzt, daß dadurch der Ertrag 
der kuͤnſtigen Erndte offenbar geſchmaͤlert wird: 
fo muß er den Zehentberechtigten deshalb ent⸗ 
ſchaͤdigen. 

$. 882. Sowohl, ob eine ſolche dem Zehent⸗ 
berechtigten ſchaͤdliche Brachnützung N 

ſen, 


Von Orot, 
axbenten, 
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ſey, als wie viel der demſelben daraus entſtande⸗ 
ne Ausfall betrage? muß, wenn kein gütliches Abs 
kommen ſtatt findet, nach dem Gutachten vereide⸗ 
ter Sachverſtaͤndigen beſtunmt werden. 

H. 883. Dieſe müſſen dabey auf das Verhäͤlt⸗ 
niß des Ertrages benachbarter Aecker von eben der⸗ 
felben Beſchaffengeit, bey welchen die Brache land⸗ 
üblich genutzt worden, Ruͤckſicht nehmen. 

F. 884. läßt der Zetentpflichtige die zum Win; 
ter- oder Sommerfelde gehörigen fändereyen, aus 
Nachloͤßigkeit, oder unordentſicher Wirthſchaft, 
ganz oder zum Theil unbebauet liegen: fo tk der 
Zebentberechtigte befugt, dieſelben in Cultur zu 
nehmen; und der Eigenthuͤmer hat auf die davon 
gewonnenen Früchte gar keinen Anspruch. 

§. 88 5. Nimmt der Zehentoflichtige eine Art 
von Cultur vor, wodurch die Geſtalt und Beſtim⸗ 
mung des Geundſtuͤcks gänzlich verandert wird: 
ſo muß er den Zehentberechtigten, wegen des 
dadurch erleidenden Verluſtes, auf andre Art 
ſchadlos halten. 

F. 886. Zum Maaßſtabe dieſer Entſchädigung 
muß der Durchſchnitt des Zetentertrages von den 
lezten Sechs Jahren vor der Veränderung ange⸗ 
nommen werden. 

§. 887, Können die Parteyen ſich über dieſe Art 
der Eniſchadtgung nicht vereinigen: fo muß dieſel⸗ 
be, für jedes Jahr, nach der Vorſchrift des F. 879. 
beſtimmt werden. 

F. 888. Eine bloße Veränderung in der Ein⸗ 
thellung der Felder, oder in der Act der Bedun⸗ 
gung, oder die Verminderung der Aus ſaat durch 
Anlegung Fünfticher Wieſen, geben dem Ze⸗ 
hentberechtigten keinen Anſpruch auf Schadlos⸗ 


haltung. 
$. 889. 
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F. 989. Auch von ſolchen Aeckern, welche nicht 
gewöhnlich, ſondern nur zuweilen gebauet werden, 
iſt der Zehente, fo oft fie wirklich beſtellt find, zu 
entrichten. 

g. 890. Kirchen⸗ und Pforrzehente können zwar Tom Pens 
auch von ausgetrockneten Sümpfen, geradeten Made, 
Wäldern und Wiefen, und andern ganz neu in 
Cultur gebrachten Aeckern, in fo fern dieſelben im 
Zehentdiſtriete liegen, gefordert werden. 

$. 891... Es kommt aber den Beſitzern eine 
zwölfjährige Befreyung, von der Zeit au, wo der⸗ 
gleichen Neuland zuerſt wirklich beſtellt worden, zu 
ſtatten. 

F. 892. Zehentberechtigte weltlichen Standes 
konnen den Zehenten von ſolchem Meulande nur 
alsdann fordern, wenn er ihnen ausdrücklich mit 
verliehen worden. 

F. 893. Für Neuland iſt es nicht zu achten, 
wenn der Zehentpflichtige Hecken, Bäume, Geſtrau⸗ 
che oder Graben, welche an ſich auf dem zehentba⸗ 
ren kande befindlich find, auf eine oder die andre 
Art zu Acker einrichter, und beftellt, 

9. 893. Der Zehente muß von den Früchten, Art der 


obne Atzug der Deftellmgstoften aud Abgaben, une, 
entrichtet werden. Gtoßze⸗ 
. 895. Der Empfänger muß denſelben auf beuten. 


dem Felde, aus den aufgeſezten Garben oder 
Haufen, wie ſie folgen, annehmen; doch kann 
er mit dem Abzählen da, wo er ſelbſt will, den An⸗ 
fang machen, 

$. 896. Auch kaun er von Einem Acker, auf 
einen andern des nämlichen Beſitzers, die Garben 
oder Haufen fortzählen. i 

§. 897. Bey dieſem Fortzöhfen ſteht es ihm frey: 
ob er an dem obern oder untern Ende des folgen 
den Ackers den Anfang machen will. 

H. 898. 
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H. 898. Bleiben zulet 
| keine Zehentgarbe ausmachen: fo werden dieſelben, 
90 zur Wlitzählung auf das folgende Ja abe, dem Der 

techtigten vos behalten. 
30 die Feldfrüchte in Mandeln oder 
t werden, da kann der Zchenrt 
rechtigte verlangen, daß die bey der Ab; 
| übrig gebliebenen einzelnen Mandeln oder Hocken 
| auseinander genommen, und ihm von den darin 
enthaltenen Garben der Zehnte verabfolgt werde. 


F. 900. Der Zehentberechtigte muß, wenn er 
zur Zeit der Erndte nicht felbft gegenwärtig ſeyn 
kann oder will, einen Abzehentner in der Mähe ber 
IN ſtellen, und denſelben dem Zehentpflichtigen zeitig 
bekannt machen. 

F. 901. So bald dem Zehentberechtigten, oder 
| deſſen Abzebntner, gemelder worden, daß die Früch⸗ 
| te zum Abzablen in Bereitfhaft ftehen, möſſen ſich 


ch Fr 52 7 uͤbrig, die 


dleſelben dazu unverzuͤglich einfinden. 

„902. Der Zehentpflichtige iſt nicht ſchuldig, 
länger als Zwölf Stunden nach der Anzeige auf 
das Abzahlen zu warten. 

F. 90g. Vielmehr kann er alsdann, in Gegen: 
wart oder mit Zuziehung der Dorfgerichte, oder 
zweyer an ſich glaubwürdigen Zeugen, auf Koſten 
des Berechtigten den Zehenten ſelbſt ausſtoßen, 
| und auf dem Felde liegen laſſen. 

il F. 904. Möthige die Witterung den Zehent⸗ 

pflichtigen, mit der Einführung der Fruͤchte zu el⸗ 
N fo iſt es genug, wenn die Anzeige dem Zehent⸗ 
| herrn, oder deſſen Abzehntner, nur Sechs Stun⸗ 
| den vor dem Einfahren geſchieht. 


| F. 905. Dagegen ift aber auch der Zehent: 
| pflichtige ſchuldig, wenn der Zehentfammier auf 
der Flur mit der Abzählung ſchon wirklich bes 

ſchaͤftigt 
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ſchaftigt ift, fo lange zu warten, bis derſelbe auf 
ſeinen Acker kommen kann. 

F. 906. Säumt der Zebentſammler geſtiſſent 
lich:? jo haftet er dem Zehen pflichtigen für allen 
dadurch erweislich entſtandenen Schaden. 

$. 907. Sind aber, mit Vernachlößſgung obi⸗ 
ger Vorſchriften, die Früchte vor Ausſtoßung des 
Zehenten eingeführt worden: fo muß derſelbe dem 
Berechtigten noch aus der Scheune verabfolgt 
werden. 

H. 908. Sit die zu frühe Einführung von dem 
Verpflichteten vorfaͤtzich, oder durch elgnes gro⸗ 
bes Verſchulden geſchehen: fo muß er, wenn ber n 
ſondere Provinzialgeſetze nicht ein Anderes ber 
ſtimmen, dem Berechtigten auf Zehn Gorben 
Eine; bey einem obwaltenden nur maͤßigen Ver⸗ 
ſehen aber, auf Zwanzig Garben Eine Garbe mehr 
abliefern. 

$. 909. Die Einfuhre des auf dem Felde abge⸗ 
zahlten Zehenten muß der Empfänger, der Mes 
gel nach, und wo nicht ein Anderes durch unun⸗ 
terbrochene Gewohnheit bergebracht iſt, ſelbſt 
beſorgen. 

$. 910. Wo der Klein- Zehente ausdrücklich Ven Klein. 
eingeführt it, muß; berfelbe in der Regel von al. Jeden. 
len Garten: und Baumftͤͤchten, ohue Unterſchied 
ob fie im Garten, oder auf dem Felde gebauet 
worden, entrichtet werden. 

F. 971. Weder am Groß: noch Klein Zehens 
ten kann der Zehentpflichtige, wegen erlüttener 
Ungluͤcksfaͤle, Erlaß fordern. 

$. 912. Weder bey dem Verkaufe der Zehent⸗ 
früchte, noch bey Verpachtungen des Zehenkrechts, 
gebührt dem Zehentpflichtigen ein Vorkaufs oder 
Moberrecht. 


9.913. 
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F. 913. Eben das gilt, wenn das Zehentrecht 
mit dem Gute oder Grundſtücke, worauf daſſelbe 
haftet, verkauft wird. 

$. 914, Wenn hingegen das Zehentrecht über 
eine ganze Feldflur, oder auch uͤber einzelne in 
derſelden gelegene Grundstücke, für ſich allein ver⸗ 
kauft werden foll: fo kommt im erſten Falle der 
Gemeine, fo wie im letzteren dem Beſttzer des 
pflichtigen Grundſtuͤcks, das Vorfaufs- und Ni 
herrecht zu. 

$. 915. Die Befugniß, Fleiſch- oder Blutze⸗ 
henten zu nehmen, erſtreckt ſich auf alle Arten 
von Vieh, welches zur Haus- und Feld wirtpſchaft 
gehort. 

§. 916. Der Regel nach muß das zehenthare 
Vieh von einem Jahre ins andre aufgezählt, und 
darnach das zehente Stuͤck geliefert werden. 

$. 917. Die vor der wirklichen Aufzählung ger 
ſtorbenen Stucke werden bey Berechnung des Ze⸗ 
benten nicht mitgezählt. 

$. 918. Die Zeit der Abzählung iſt nach jedes 
Orts Herkommen beſtimmt. 

F. 919: Koͤlber, Lammer, und Schweine iſt 
der Zehentberechtigte nicht eher, als bis fie zum 
Verkaufe tauglich; Fohlen nicht eher, als bis ſie 
abgeſogen find; und Federvieh erſt, wenn es bes 
ſiedert iſt, anzunehmen verbunden. 

$. 920. Von allen Sorten dürfen nur Stücke 
mittlerer Güte zum Zehenten gegeben und ange⸗ 
nommen werden. 

$. 921. Ein Perſonalzehent von dem, was durch 
bloßen menſchlichen Fleiß erworben worden, ſoll 
nirgend weder gefordert, noch gegeben werden. 

F. 922. Wenn der Zehente auf gewiſſe Quanti- 
täten oder Maaße von gedroſchnem Getreyde oder 
gewonnenen Früchten beſtämmt iſt: fo heißt derſel⸗ 
be ein Sackzegente. 


9. 923. 
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H. 923. Wenn erhellet, daß der Berechtigte ei⸗ 
nen Naturalzehnten zu fordern habe: ſo hat ders 
ſelbe fein Recht, dieſen Zehnten in Natur zu zie 
ben, nicht verloren, wenn er gleich ſeit langer als 
rechtsverjährter Zeit ſelbigen in gedroſchenen Koͤr⸗ 
nern angenommen hätte. 

H. 924. Hat aber der Berechtigte fein Recht zum 
Zugzehnten ausüben wollen; der Verpflichtete dem⸗ 
ſelben widerſprochen; und erſterer ſelt dieſem Wi⸗ 
derſpruche, durch rechtsverjaͤhrte Zeit, den Zehen⸗ 
ten in gedroſchnem Getreyde angenommen: ſo iſt 
eine Verwandlung des Zug- in einen Sackzehnten 
durch Verjährung erfolgt. 8 

$ 925. Der Sackzehente muß gleich durch, wie 
der Zehenkpflichtige die Früchte gewonnen hat, ent⸗ 
richtet und angenommen werden. 

F. 926. Doch iſt der Zehentpflichtige in jedem 
Falle marktgaͤngiges Getreyde abzuliefern ver⸗ 
bunden. a 1 

927. Die Ablieferung muß in der Regel nach 
geftrichenem Maafie geſchehen. 

F. 928. Die Abfuhre in die Wohnung, oder 
auf den Boden des Empfängers, muß der Zehent⸗ 
pflichtige beſorgen. 4 

$. 929. Iſt der Zehentpflichtige in der Abliefe⸗ 
rung fäumig geweſen: jo finden die Vorſchriften des 
Siebenten Titels, §. 479. 480. Anwendung. 

$. 930. Hat der Zehentpflichtige totalen Miß⸗ 
wachs erlltten; fo kann der Empfänger den Sackze⸗ 
henten nur in fo fern fordern, als die gewonnenen 
Fruͤchte, nach Abzug der Wirthſchaftsnothdurften, 
an Saamen, Brod, Speiſung des Geſindes, und 
Futterung, dazu noch hinreichen. 

F. 931. Hat ſich der Mißwachs nur in einer 
oder der andern Getreydeſorte, z. B. nur in den 
Winter oder nur in den Sommerftuͤchten, ereig⸗ 

Augen, weſenb. IV, Band. Hob net: 
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net: ſo muß der Zehenmpftichtige den in der mißra⸗ 
thenen Sorte zu entrichtenden Sackzehnten, ent⸗ 
weder nach den in der Provinz oder Gegend üblichen 
Anſchlagspreiſen bezahlen, oder denſelben in einer 
andern Getreydeſorte, nach Verhältniß eben dieſer 
Preiſe, abliefern. 

H. 932. Der Zehentpfſichtige, welcher von einem 
dieſer Befugniſſe Gebrauch machen will, muß we 
gen der dem Berechtigten von dem vorhandenen 
Mißwachſe in Zeiten zu machenden Anzeige, die eis 
nem Pächter ertheilten Vorſchriften beobachten. 
(Tb. J. Dit. XXI. §. 480.483.) 

H. 933. Auch findet keine von dieſen Befugniſſen 
ſtatt, wenn der Zehenkpflichtige allen Remiſſtonen 
ausdruͤcklich entſagt hat. 

F. 934. Was hier von dem Erlaſſe bey geiſtli⸗ 
chen Sackzehenten verordnet iſt, findet auf andere 
Naturalabgaben, welche nicht als Pfarr- oder Kir⸗ 
chenzehnten entrichtet werden, keine Anwendung. 

Von Geld . 935. Wenn der Zehentberechtigte ſtatt des 

iehenten Naturalzehnten, eine beftändig gleichfoͤrmige Abs 
gabe in Gelde durch rechtsverjährte Zeit angenom⸗ 
men hat: fo finden die Vorſchriften F. 923. und 
924. Anwendung: 

§. 936. Ein ſolcher Zehentpflichtiger kann, we⸗ 
gen erlittener Unglädsfälle, nur in jo weit Mache 
ſicht oder Erlaß fordern, als dergleichen einem Erb⸗ 
zinsmanne wegen ſchuldigen Canons zu ftatten 
kommt. (Te. J. Dit. XVII. H. 758. faq.) 

Von an- $. 937. Offertoria, Pröven, Oſtereyer, Wet⸗ 

apud. fergarben, und andere dergleichen Pfarr - und Ku⸗ 

ſterabgaben, muͤſſen lediglich nach jedes Orts Ges 
mohnpeit beſtimmt werden. 

9. 938. Für dergleichen Präftationen kann nie: 
mals Erlaß gefordert werden. 4 


§. 935. 


Von geiſtlichen Gefellfchaft, überhaupt, 843 


Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von geiſtlichen Geſellſchaften überhaupt. 


H. 939. Unter geiſtlichen Geſellſchaften, deren Bearifund 
Mitglieder ſich mit andern Religtonsüͤbungen, als Grundiüte, 
der Seelſorge, hauptſaͤchlich befchäftigen, werden 
die vom Staate aufgenommenen Stifter, Kloͤſter, 
und Orden verſtanden. 

. 940. Dieſe haben, unter den Namen der Ca⸗ 
pitel und Convente, mit andern Corporationen im 
Stake gleiche Rechte. (Tit. VI.) 

K. 947. Sie ftehen unter der Direction ihrer 
beſondern Vorgeſetzten, welche, nach Verſchieden⸗ 
heit der Verfaſſung, entweder von den Mitglie⸗ 
dern gewählt, oder von einem Dritten beſtellt 
werden. 

$. 942. Sie find in ihren geiſtlichen Beſchäfti 
gungen, der Regel nach, der Aufſicht des Biſchofs 
der Diozes unterworfen; und muͤſſen, wenn fie 
davon befreyt zu ſeyn behaupten, eine beſondre vom 
Staate genehmigte Exemtion nachwelſen. 

$. 943. Sie dürfen den Pfarrern in ihren Amts⸗ 
verrichtungen keine Eingriffe thun, und ſich auch 
einzelner zur Seelſorge getzoͤrigen Handlungen, ohne 

ſchofs, nicht aumaßen. 


beſondre Erlaubniß des % 
9.944. Doch find fie ſelbſt vom Pfarrzange 
ausgenommen, und konnen für ſich einen eignen 


Gottesdienſt unterhalten. 


$ e Geſellſchaft Paro⸗ 
chialrechte über einen gewiſten Diſtritt erehen 
ſind; da muß dieſelbe die altung des Pfarr⸗ 
amts einem dazu geboͤrig qualificirten Eubjelte aus 
ihrem Mittel Übertragen, 
5,946. Geiftliche Geſellſchaften find berech⸗ 
tigt, ſhre Mitglieder durch geiftlihe Bußuͤbungen 
Hb 2 zur 
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zur Erfüllung der Pflichten ihrer Verbindung, und 
zur Vermeidung alles Aergerniſſes anzuhalten. 

F. 947. Körperliche oder Geldſtrafen gegen ihre 
Mitglieder zu verhängen, find fie nur fo weit ber 
rechtigt, als ihnen die Befugniß dazu durch beſon⸗ 
dere Geſetze, oder in ihren vom Staate beftätigtet 
Statuten, ausdrücklich eingerdzumt worden. 

9.949. Die Rechte des Staats über ſolche geiſt⸗ 
liche Geſellſhaften, und deren Vermögen, 
bauptſachlich nach den von ihm beftätigten Grun 

en Stadt. verfaſſungen, nach den vorhandenen Rereſſen un! 
Vertragen, und nach den die Angelegenheiten dei 
ſelben betreffenden Friedensſchluͤſſen und andern 
Traktaten zu beurtheilen. 

H. 949, In der Regel kommen dem Staate eben. 
die Rechte Über fie zu, wie über die Kirchengeſell⸗ 
ſchaften. 

F. 950. Sie genießen, gleich dieſen, in ihren 
Mechtsangelegenheſten einen privilegirten Ge⸗ 
richtsſtand. 

in Hufe? F. 987. Das ihnen vom Staate zugewendete 

bung ihre oder uͤberlaſſene Vermögen muß zur Auftechthaltung 

aan über geiftichen Anstalten, nach des vom Stare 
gebilligten Verfaſſung, und zum Unterhalte der 
Mitglieder verwendet werden. 

9.952. Sie ſind daben eben den Einfchränfun- 
gen unterworfen, und genießen eben die Vorrechte, 
wie Kirchengeſtliſchaften. 

9.953, Doch haben fie, in Anſehung ihrer be⸗ 
ſtündig fortlaufenden järlihen Hebungen, auf 
das den Kirchengeſellſchaften F. 229. verliehene be⸗ 
ſondre Privilegium keinen Anſpruch. 

9.954. Die Verwaltung des gemeinfhaftlis 
chen Vermögens kommt dem Capitel zu, wel⸗ 
ches, zur Beſorgung der dabey vorfallenden Ein⸗ 

nahmen 
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nahmen und Ausgaben, Unterbediente zu beſtellen 
berechtigt iſt. 

F. 935. Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten Junere 
der geiſlichen ae werden in ihren Zus Tertalung: 
ſammenkünften oder Capiteltagen verhandelt. 

. 955. Dem Vorſteher gebührt der Vorſitz und 
die Direction in dem Capitelz er muß aber, bey 
Abfaſſung der Schluͤſſe, ſich nach der Mehrheit der 
Stimmen richten. 

H. 957. Die Schlüſſe ſelbſt muͤſſen nothwendig Berfaums 
im verſammelten Capttel abgefaßt werden. ande 

$.958. Die ordinairen Zufammenfünfte, oder 
Capiteſtage, find nach der beſondern Einrichtung 
einer jeden Corporation feſtgeſetzt, und zur Ver⸗ 
handlung desjenigen beſtimmt, was zur Verwal⸗ 
rung und Conſervation der Rechte und innern Ver⸗ 
faſſung der Corporation gehört. 

9. 959. So oft in der Grundverfaſſung des 
Stifts etwas geändert werden foll, wird eine außer⸗ 
ordentliche Zuſammenberufung des Capitels; die 
Einwilligung des Biſchofs der Didzes; und die 
Genehmigung des Staats erfordert. 

$. 950. Eben dies findet ſtatt, wenn unbeweg⸗ 
liche Güter, Koſtbarkeiten, oder Rechte der Stif⸗ 
tung vertauſcht, verpfändet, oder veräußert wer⸗ 
den follen. 

H. 961. Geistliche Geſellſchaften dürfen, ohne 
ausdrückliche Erlaubniß des Staats, weder Capi⸗ 
tafien außerhalb Landes verleihen, noch weniger 
auswärtigen geiſtlichen Obern oder Stiftungen, er⸗ 
was von ihrem Vermögen, bey einer gleich hohen 
Geldſtrafe, zuwenden. 1 

9.968. Die Verwendung der aus dem Stifts⸗ 
vermögen den einzelnen Mitgliedern beſtimmten 
Hebungen zu andern Zwecken, kann nur in auf 
ferordentlichen Zuſammenkünften, mit einmütbi⸗ 

Hhb 3 ger 
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ger Bewilligung ſaͤmmtlicher Mitglieder, beſchloſ⸗ 
ſen werden. 

9. 953. Auch die Wahl eines neuen Vorgeſetz⸗ 
ten, Beamten, oder Mitglieds der Corporation, 
kann nur in ſolchen außerordentlichen Zuſammen⸗ 
kuͤnften geſchehen. 

$. 964. Abweſende Mitglieder des Capitels, 
oder Eonvents, muͤſſen zu dergleichen außeror⸗ 
dentlichen Verſammlungen beſonders eingeladen 
werden. 

9.965. Iſt dieſes unterlaſſen worden: fo kön⸗ 
nen fic vieſer Ulebergehung wegen (ob contemtum) 
auf Vernichtung des von den uͤbrigen Mitgliedern 
gefaßten Schluſſes antragen. t 

9.966. Es iſt aber genug, wenn die Einladung 
nur in die gewöhnliche Wohnung oder Curie ſolcher 
abweſenden Mitglieder inſinuirt wird. 

. 957. Ein Mitglied des Capitels, welches 
perſönlich zu erſcheinen verhindert iſt, kann feine 
Stimme nur einem andern Mitgliede auftragen. 

§. 968 Wer auf gehörige Einladung weder 
ſelbſt erſcheinet, noch einen qualificirten Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellt, muß ſich dasjenige gefallen lafe 
fen, was von den übrigen Mitgliedern beſchloſſen 
worden. 


$ 969. In gewoͤhnlichen Angelegenheiten und 
Zufammenfünften entſcheidet die Mehrheit der 
Stimmen der gegenwärtigen Mitglieder. 

$. 970. In wie fern, und bey welchen Geſchͤͤf⸗ 
ten, die Mehrheit der Stimmen ſaͤmmtlicher Mit⸗ 
glieder, oder eine gewiſſe überwiegende Mehrheit 
erfordert werde, iſt nach der beſondern Verfaſſung 


einer jeden Corporation beſtimmt, und wird unten 
vorkommen. 


$. 971.. Eben fo beſtimmt die Verfaſſung einer 
jeden geiſilichen Corporation, was der Vorſteher 
ohne 
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obne Ruͤckfrage an das Capitel zu beſchließen und 
vorzunehmen berechtigt ſey. 

. 972. Uebernimmt er außerdem eine Verbind⸗ 
lichkeit ohne Zuziehung des Capitels: fo haftet dies 
ſes nur ſo weit dafür, als etwan aus elnem ſolchen 
Geſchaͤfte in den Nuten der Geſellſchaft wirklich 
verwendet worden. 

9.973. Welchen Perſonen die Verwaltung der 
Rechte und Obliegenheiten eines abweſenden, oder 
ſonſt verhinderten, ingleichen eines ‚gänzlich abge⸗ 
gangenen Vorſtehers, vermoͤge ihres Amts zukom⸗ 
me, muß nach den beſondern Stiftsverfaſſungen 
beurtheilt werden. 

974: Der Regel nach fallen die Rechte des Rege des 
mit Tode abgegangenen Vorflehers; an das Capitel en 
zurück. tem Vorſte, 

975, Das Capitel kann dieſelben entweder berate. 
ſelbſt ausüben, oder deren Verwaltung inzwiſchen 
andern übertragen. 2 

F. 976. Doch ift das Capitel die an die Perſon 
des Vorſtehers beſenders gebundnen Rechte, ohne 
dringende Nothwendigkeit auszuüben, oder an an⸗ 
dere zu übertragen, nicht berechtigt. 

$.977. Während der Vacanz darf keine Meut⸗ 
rung in den Angelegenheiten des Stifts vorgenom- 
men werden. RR} 

9.978. Die befondern Einkünfte des Vorſte⸗ 
bers müſſen während der Vacanz aufbewahrt, und 
ſeinem Nachfolger uͤbergeben werden. 

H. 979, Wo die Wahl des Vorgeſetzten dem Ca- Wohn und 
pitel oder Convente zuſtetzt, muß dieſelbe innerhalb Poſlulatton 
Dreyer Monathe nach dem Abgonge des vorigen, 
bey Berluſt des Wahlrechts, erfolgen. 

$.980. Der zu woͤhlende Candidat muß alle 
zu ſoſchem Amte nach dem canonifchen Rechte und 
den Statuten des Stifts erforderlichen Eigenſchaf⸗ 


ten beſitzen. 
bb $. 981. 
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§. 981. Wem eine oder die andere derſelben er: 
mangelt, der kann nur nach vorhergegangener Po⸗ 
ſtulation, und erfolgter Difpenfarion des geifllichen 
Obern zu der vacanten Würde gelangen. 

§. 982. Das Wahlgeſchaͤft iſt der Landesherr 
durch dazu beſtellte Commiſſarien zu dirigiten be: 
rechtigt. 5 

9.983. Wo nicht beſondere Statuten entgegen 
ſtehn, werden die Stimmen von dieſen Commiſſa⸗ 
rien als Serutatoren eingeſammelt. 

$. 984. Die Stimmen werden mittelſt verſchloſ⸗ 
ſener Zettel abgegeben. 

H. 988. Finden ſich nach geendigter Stimmen: 
ſammlung mehr oder weniger Wahlzettel, als wäh⸗ 
lende Perſonen find: fo müfjen die ſaͤmmtlichen Zet⸗ 
tel uneroͤffnet verbrannt, und die Stimmen aufs 
neue geſammelt werden. 7 

F. 986. Nach richtig befundenen Wahlzetteln 
werden dieſelben eröffnet, und die Stimmen, fo 
wie ſie ſich hinter einander finden, in das Wahlpro⸗ 
tocoll eingetragen. 

§. 987. Nur der iſt für regelmöͤßig gewählt zu 
achten, welcher wenigſtens Eine Stimme über die 
Halfte der Stimmen fämmelicher Mitglieder des 
Capitels oder Convents fuͤr ſich hat. 

$.988. Wenn ein Candidat, welcher nur poſtuliet 
werden kann, mit einem völlig NBahlfähigen zu⸗ 
ſammen kommt: fo kann die Poſtulation des erſten 
nur alsdann erfolgen, wenn er mehr als Zwey 
Drittel ſaͤmmtlicher Wahlſtimmen für ſich hat. 

F. 989. In deſſen Entſtehung wird der Wahlfa- 
hige vorgezogen, wenn auch nur Ein Drittel ſämmt⸗ 
licher Stimmen ſich für ihn erklärt hätte, 

9. 990. Wenn aber fümmtliche Candidaten 
nur poſtulirt werden können: fo muß die Poſtu⸗ 
lation 
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lation für denjenigen erfolgen, der mehr als die 
Hälfte der ſaͤmmtlichen Wahlſtimmen für ſich hat. 

F. 991. Hat keiner der Candidaten fo viel Stim- 
men, als nach obigen Vorſchriſten zu einer güͤlti⸗ 
gen Wahl oder Poſtulation erfordert werden: ſo iſt 
der ganze Wahlactus ohne Wirkung. 

H. 992. Die Wahl kann auch durch Compromiß 
auf ein oder mehrere Mitglieder des Capltels ges 
ſchehen. 

H. 993. Auch die Errichtung eines ſolchen Com: 
promiſſes muß unter Direction der landesherrlichen 
Commiſſarien erfolgen. 

F. 994. Zu dergleichen Compromiß iſt die Ein: 
willigung ſömmtlicher Wiitglieder erforderlich. 

$: 995. Mur durch gleichmaͤßige allgemeine 
Einwilligung kann das Compromiß, wenn es ein⸗ 
mal zu Stande gekommen iſt, wieder aufgehoben 
werden. 

H. 996. Diejenigen, auf welche compromittirt 
worden, müſſen ſich nach dem Juhalte des ihnen 
von dem Capitel geſchehenen Auftrages genau 
achten. 

$. 997. Iſt in dieſem Auftrage nicht ein Ande⸗ 
res beſtimmt: fo iſt derjenige für gewahlt oder por 
ſtulirt zu achten, welcher die Mehrheit der Stim⸗ 
men der Compromiſſarien für fich hat. 

$. 998. Haben die Compromiſſarien einen ganz 
Unwürdigen gewahlt: fo fällt das Wahlrecht an 
das Capitel oder Convent zuruͤck. 

F. 999. Das Capitel oder Convent kann mit Karitul 
dem gewahlten oder poſtulirten Vorſteher eine Ca. Nom 5 
pitulation errichten. 

F. 1000. Dadurch Finnen aber klare und ent⸗ 
schiedene Rechte des Vorgefegten nicht geſchmälert, 
noch die Grundverfaſſungen des Stifts geändert 
werden. 


Hb s $. 100 . 
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F. 1001. Auch die Capitulatlon, wenn derglei⸗ 
chen errichtet wird, muß dem landesherrn zur Ger 
nehmigung vorgelegt werden. 

F. 1002. Der Gewaͤhlte oder Poſtulirte muß, 
bey Verluſt feines Rechts, innerhalb Monathsfriſt 
über die Annahme der ihm zugedachten Würde ſich 
erklären, und hiernächft innerhalb Dreyer Monathe 
die Confirmation oder Zulaſſung desjenigen geiſtli⸗ 
chen Obern, dem das Stift unmittelbar unterge⸗ 
orbnet iſt, nachſuchen. 

H. 1003. Die einmal geſchehene Wahl kann von 
dem Capitel niemals, die Poftularion aber nur jo 
lange, als ſie den geiſtlichen Obern noch nicht an⸗ 
gezeigt iſt, zuruͤckgenommen werden. 

H. 1004, Einem regelmäßig gewahlten, welchem 
die nach F. 980. erforderlichen Eigenſchaften nicht 
ermangeln, darf der geiſtliche Obere die Conſirma⸗ 
tion nicht verſagen. 

$ 1005. Auch die Poſtulation muß er zulaſſen, 
wenn der Mangel des Erforderniſſes denſelben des 
zugedachten Amtes nicht unwuͤrdig, oder zur Aus⸗ 
übung der damit verbundenen Pflichten ganz unfä⸗ 
hig machen. 

$. 1006. Die Zulaſſung einer Poſtulation hat 
mit der Beſtaͤtigung einer Wahl gleiche Wirkung. 

F. 1007. Wird die Wahl unregelmaͤßig, oder 
die Poſtulation unzuläßig befunden: fo verliert das 
Capitel für dieſen Fall ſein Wahlrecht. 

F. 1008. Der Beſtaͤtigte oder Zugelaſſene ge 
langt durch die Einweihung zum Befige feines geiſt⸗ 
lichen Amts. 

$. 1009. Es darf aber kein Gemählter oder Po⸗ 
ſtulitter die Beſtaͤtigung oder Zulaſſung der geiſtli⸗ 
chen Obern eher nachſuchen, als bis er dazu die 
Genehmigung des Landesherrn erhalten hat. 

$ 1010. Vor dem Erfolge dieſer Genehmi⸗ 
gung fol die Einweihung nicht ſtatt finden; noch 

der 
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der Gewählte oder Poſtulirte zur Ausübung der 
Functionen feines Vorſteheramts, oder zum Be⸗ 
fiße und Genuſſe der damit verbundenen weltlichen 
Rechte und Einkuͤnfte gelaſſen werden. 

H. 1011. Wenn der kandesherr, aus Gruͤnden 
des gemeinen Wohls, oder der Erhaltung der Auf 
fern und innern Ruhe des Staats, das präfentitte 
Subject verwirft; fo muß eine neue Wahl veran⸗ 
laßt werden. 

H. 1012. In Fallen, wo das Capitel oder Con⸗ 
vent wegen ſelner ſchuldbaren Saumſeligkeit, oder 
wegen der bey der Wahl oder Poftulatien vorgefal⸗ 
lenen Unregelmaͤßigkeiten, ſeines Wahlrechts ver⸗ 
luſtig wird, fällt die Beſetzung der Stelle für die⸗ 
ſesmal, nach Veſſchiedenheit der Verfaſſungen in 
den Provinzen, entweder dem Lanpesherrn, oder 
den geiftlichen Obern anheim. 

F. 1013. Aber auch letztere müſſen, bey ihrer 
Ernennung, die geſeszlichen Vorſchriften wegen der 
Tüchtigfeit des zu beſtellenden Subjects beobachten, 
und daſſelbe dem landesherrn zur Genehmigung 
vorſchlagen. 

F. 1014. Wo es hergebracht iſt, daß dem lan⸗ 
desherrn mehrere Subjecte zur Ernennung vorge⸗ 
ſchlagen werden müffen, da iſt das Capitel oder 
Convent, bey der Auswahl dieſer Subjekte, die 
$. 979. [ag. enthaltenen Vorſchriften ebenfalls zu 
beobachten ſchuldig. 5 

H. 1015. Einem Stiftsvorgeſezten, der durch Von Code 
Alter, Krankheit, oder andre Urſachen, an gehö- teren. 
riger Verwaltung feines Amtes verhindert iſt, kann 
ein Coadjutor beſtellt werden. 

9. 1016. Die Wahl eines ſolchen Coadjutors 
kommt dem Capitel oder Convent in ſo fern zu, als 
ihm die Wahl des Vorgeſetzten ſelbſt gebührt, 

$. 1017. Die Grunde zur Beſſellung eines Coad⸗ 
jutors muͤſſen von den unmittelbaren geiſilſchen 

Obern 
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| Obern des Stifts, und von dem Landesherrn, ger 
| prüft und genehmigt werden. 
$. org. Es hängt von dem Vorgeſetzten ab, 
| N in wie fern er ſich feines Coadfutors bedienen will; 
ö und dieſer darf ſich wider ſeinen Willen kelner Amts⸗ 
| vetrichtungen anmaaßen. 
| $. 1019. Dagegen darf aber auch der Vorge⸗ 
| ſetzte diejenigen Amtsgeſchaͤfte, die er ſelbſt nicht 
| verrichten kann, oder will, einem andern, als ſei⸗ 
nem Edadjutor, nicht auftragen. 
$. 1020. Soll der Coadjutor Verrichtungen vor⸗ 
nehmen, die bey bloßer Abweſenheit, oder tempo⸗ 
| reller Verhinderung des Vorgeſetzten, gewiſſen Mit 
I} gliedern des Capitels vermöge ihres Amts zukom⸗ 
men: ſo wird zu deren Uebertragung der Conſens 
des Capitels erfordert. 
§. 10a 1. Bey gänzlichen Abgang des Vorge⸗ 
ſetzten trite der ihm zugeordnete Coadjutor ſoſott an 
deſſen Stelle. 


Dreyzehnter Abſchnitt. 


| Bon katholiſchen Domſtiftern und 
| Capiteln. 


§. 1022. Domcapitel find geiſtliche Corporatio⸗ 

Dunger nen, deren Mitglieder zur Abwartung des feyerli⸗ 

55 chen Gottesdienſtes in der Hauptkirche der Didzes 

beſtimmt, und dem Biſchofe, in wichtigen Ange⸗ 

5 legenheiten des Bißthums, und der Didzes, zur 

6 Seite geſetzt ſind. x 

t Rechte der H. 1023. Nur diejenigen find als Mitglieder 

1 fich bes dieſes Cellegi zu betrachten, welche bey dem Stifte 

Rei er eine Pfruͤnde oder ein Canonieat besthen. 

. . 1024. Der Biſchef bat alſo darin weder Sitz 
noch Stimme, als in ſo fern er zugleich mit einem 
Canonicat bey dem Stifte verſehen iſt⸗ 

. 1028. 


FFF 
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$. 1025. Alle gemeinſchaftliche Rechte des 
Stiſts werden alſo, mit Ausſchluß des Biſchoſes, 
durch das Capitel allein ausgeüßt. 
K. 1026, Inſonderheit gebührt dem Capitel die 
alleinige Verwaltung des Sliftsvermoͤgens. 
$. 1027. Das Eapitel fleht in dieſen gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten unter der Direction des 
Dechanten. 

9. 1028. Die übrigen Würden und Aemter im 
Capitel find, nebſt ihren Rechten und Obliegentzei⸗ 
ten, nach den beſondern Verfaſſungen eines jeden 
Stifts beſtimmt. 

F. 1029. Das Capitel if, zur Vertheidigung 
feiner Rechte einen Syndlcum; und andre Unterbe⸗ 
diente, zur Beſorgung feiner Vermdgensangele⸗ 
genheiten, ohne Zuziehung des Biſchofes zu beſtel⸗ 
len berechtigt. 

F. 1030. Das Capitel if} dem Biſchofe ſubordi⸗ Berbättnig 
niet, welcher berechtigt iſt, Viſitationen key dem Bie. 
Eapitel vorzunehmen, und die dabey vorgefundenen 
Mißbräuche abzustellen. 

K. 1031. Der Biſchof ſoll in allen wichtigen Anz 
gelegenheiten des Bißthums, und der Dibzes, das 
Domrapitel mit feinem Rache und Gutachten vers 
nehmen. 

$. 1032. Die Einwilligung des Domcapitels 
iſt nothwendig, wenn unbewegliche Güter oder Ger 
rechtigkeiten des Bißthums, oder einer Kirche in 
der Dioͤzes, verpfuͤndet oder veräußert; Pfarren 
und Pfründen, die zur gemeinſchaftlichen Collatur 
des Biſchofs und Capitels ſtehen, vergeben; und 
Kirchen oder Pfruͤnden zuſammengeſchlagen oder 
aufgehoben werden ſollen. 

$. 1033. In welchen Fällen es außerdem, zur 
Guͤltigkeit einer von dem Biſchofe vorgenomme⸗ 
nen Handlung, der Einwilligung des Domcapl⸗ 
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tels bebürfe, iſt nach der beſondern Verfaſſung einer 


jeden Didzes beſtimmt. 

F. 1034. Zur anderweitigen Verleihung von 
Sehne und Erbzinsgütern, die ſich an das Bißthum 
eröffnen, iſt die Einwilligung des Capitels in der 
Regel nicht erforderlich. 

$. 1035. In gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
des Biſchofs und Capitels, geſchieht die Zuſam⸗ 
menberufung von Seiten des erflern; und ihm ge 
buͤhrt alsdann die Direction der Berathſchlagung. 

$. 1036. Der Regel nach wird die Verſamm⸗ 
lung in der Capitelsſtube gehalten. 

$. 1037. In allen Fällen, wo zu einem Geſchaͤfte 
die Einwilligung des Capitels nothwendig iſt, hat 
der Biſchof fuͤr ſich Eine, und das Capitel zuſam⸗ 
men genommen die Zweyte Stimme. 

H. 1038. Es kann alſo nichts beſchloſſen werden, 
als worin der Biſchof von einer, und die Mehrheit 
der Stimmen des Domtapitels von der andern 
Seite willigen. 

$. 1039. In fo fern der Biſchof zugleich Cano⸗ 
nicus iſt, muß ſeine Stimme auch unter den 
Stimmen der Mitglieder des Capitels mitgezählt 
werden. 

$. 1040. Das Capitel kann in Angelegenheiten 
des Bißthums und der Didges, ohne den Biſchof, 
oder gegen deſſelben Gutbefinden, auch durch eins 
belligen Beſchluß, nichts entſcheiden. 

H. 1041. Wenn der biſchöfliche Stuhl entwe⸗ 
der gänzlich, oder auf eine Zeitlang erledigt; oder 
deſſen Wiederbeſetzung, ohne die Schuld des Capi⸗ 
tels, verzoͤgert wird: fo kommt die Verwaltung 
der biſchoͤflichen Rechte dem Domcapitel zu. 


F. 1042. 


Von kathol. Domſtiftern u. Capiteln. 853 


$. 1042. Dieſes muß dabey alles beobachten, 
was $. 974. ad. bey der Vacanz eines geiſtlichen 
Vorſtehers überhaupt vorgeſchrieben iſt. 

$ 1043: Die Verwaltung der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten des Bißthums kann das Capitel ei⸗ 
nem Vicarius auftragen; wenn aber dergleichen 
Vicarius von dem abgegangenen Biſchofe ſchon 
beſtellt worden: fo muß das Eapitel denſelben be⸗ 
ſtaͤtigen. 

H. 1044. Functionen, die mit der Perſon und 
Wurde des Biſchofs untrennbar verknüpft find, 
kann weder das Eapitel, noch der von ihm geſetzte 
Vicarius ausüben. e 

$. 1045. Zur Verwaltung der weltlichen Ge 
richtsbarkeit, in fo fern dergleichen mit dem Biß⸗ 
thume verbunden iſt, muß ein Offleial beſtellt; 
oder der von dem Biſchofe geordnete bejintige 
werden. 

$. 1046. Rechte, weſche nach den Gefeken und 
Verfaſſungen, für den Biſchof und das Capitel ges 
meinſchaftlich gehoren, können, waͤhrend der Bar 
tanz, von dem Capitel alleln nur in dringenden 
Notfällen ausgeübt werden. 

H. 1047. Eigne Angelegenheiten des Capitels, 
zu deren Rechtsbeſtaͤndigkeit die Einwilligung des 
Biſchofs nothwendig it, muͤſſen der Regel nach 
während der Vacanz ausgeſetzt bleiben. 

$. 1048: Pfruͤnden, welche zur alleinigen Vers 
leihung des Biſchofs ftehen, koͤnnen von dem Capi⸗ 
tel, während einer gänzlichen Vacanz, nicht ver⸗ 
geben werden; ſondern es muß deren Beſetzung dem 
neuen Biſchofe aufbewahrt bleiben. 

$. 1049. Wird aber die Wiederbeſetzung des 
biſchöflichen Stuhls ohne Schuld des Domcapitels 
verhindert: fo kann letzteres uͤber dergleichen Pfruͤn⸗ 
den in fo fern verfugen, als das Wohl der Kirche 
deren baldige Verleihung erfordert; 

$. 1050, 
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$ 1050. Zum Beſten des Bißthums kann das 
Domtapitel, wahrend einer Vacanz, Verträge 
ſchließen, welche zur Conſervation der Gerechrſame 
deſſelben nothwendig find. 

. 2051. Wo die Ernennung des Biſchofs dem 
Landesherrn nicht vorbehalten iſt, da kommt die 
Wahl deſſelben dem Domcapitel zu. 

. 1032. Dieſes muß dabey alles beobachten, 
was im vorigen Abſchattte von der Wahl eines 
Stiftsobern verordnet iſt. 2 
1053; Ein Gleiches findet ſtatt, wenn dem 
Biſchofe ein Coadjutor beſtellt werden ſoll. 


Vierzehnter Abſchnitt. 
Von Collegiatſtiftern. 


$. 1054. Geiſtliche Corporationen, die bey einer 
andern, als der Hauptkirche der Did zes, zur fey⸗ 
erlichen Begehung des Gottesdienſtes verordnet 
find, werden Collegiatſtifter genannt. 

F. 1055. Sie unterscheiden ſich von den Dem⸗ 
füftern nur darin, daß ihre Mitglieder an den Anz 
gelegenheiten des Bißthums und der Didzes keinen 
Theil nehmen. 

§. 1056. Die dem weiblichen Geſchlechte gewid⸗ 
mete welkgeiſtlichen Stifter haben mit den Colle⸗ 
giatſtiftern gleiche Rechte. 


Funfzehnter Abſchnitt. 
Von Kloſtergeſellſchaften. 


§. 10857. Kloſtergeſellſchaften find geiſtliche Cor⸗ 
porationen, deren Mitglieder zu gemelnſchaftlichem 
sehen und gemeinſchaftlicher Religionsübung, nach 
gewiſſen von der Kirche beflätigeen Regeln, durch 

feyerliche Geluͤbde ſich verpflichtet haben. 
9. 1058: 


Von Kloſtergeſellſchaften. 857 


$. 1058. Den einzelnen Kloſtergeſellſchaften Beirtige 
find eigne Obern, unter dem Rahmen der Ab bte, Ober. 
Prioren, Proͤbſte, Guardiane, oder Recloren 
vorgeſetzt. 

3 $ 1089. Alle Stoflergefellichaften einer Pro⸗ 
Binz, welche zu einerley Ordensxegel ſich beken⸗ 
nen, ſtehen unter dem Provinzial und ſammt⸗ 
lichen Provinzen iſt der General des Ordens vor⸗ 
geſetzt. 

$. 1060. Diefe Ordens Obern durfen den Bir 
ſchöͤfen der Dioces in ihre Gerechtſame nicht eine 
greifen. 

. 1061. Wenn fie außerhalb Landes wob⸗ 

nen; fo it von ihnen alles das was von ausmär- 
ligen . der Kirchengeſellſchaften verordnet 
g- 
Auch da, wo bie Beſetzung der vatan⸗ 
ten Stelle eines Kloſter-Obern von einem hoͤhern 
Ordens Obern abhängt, muß Über das von dieſem 
ausgewählte Subject , vor deſſen Einsetzung und 
Annahme, die Approbation des Stagts eingeholt 
werden. 

H. 10630 Viſſtationen bey einloͤndiſchen Kld⸗ 
fern durfen auswärtige Ordens Dbern ohne 
ausdröckliche Erlaubniß des Staats nicht vor⸗ 
nehmen. 127 75 8 
F. 1064. Ob und iu welchen Angelegenheiten Cepitel 
dem Kloſter; Obern ein Capitel oder Convent an und, Eon 
die Seite geleßt fen, iſt durch die Regeln eines ſe⸗ ie. 
den Ordens beſtimmt. 

H. 1065, Mur wirkliche Kloſtergeiſtliche, nicht 
aber bloße kayenbruͤder, haben in dem Capitel oder 
Convent Sitz und Stimme. 

H. 1066. Die Kloſter⸗Obern muͤſſen die ihnen gloßer, 
zukommende Kloſterzucht nach den H. 946. 947. lch. 
vorgeſchriebenen Geſetzen ausuͤben, und machen 

Allgem. Oeſeßb. IV. Band. zit ſich 


858 Zbweyter Theil. Cilfter Titel, 


ſich durch deren Uebertretung dem Staate verant⸗ 
wortlich. 
$. 1067. Kloſter Obern, welche dieſen Vor⸗ 
ſchriften zuwider handeln, haben vom Staate eben 
die Strafen zu etwarten, welche gegen Eigen⸗ 
maͤchtſge Privatgewalt im Criminaltechte verord⸗ 
net find, 
be. H. 1068. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
n ber des Staats, dürfen fie keine Mitglieder außerhalb 
lie“ fandes verſchicken, oder in auswärtige Klöſter ver⸗ 
ſetzen, oder auswärtige. Mitglieder in einlaͤndiſche 
Klöfter aufnehmen. 
$. 1069. Kloſter Obern, welche dieſem zuwi⸗ 
der handeln, ſollen in ihrem Amte nicht fe 
duldet, und noch außerdem verhaͤltnißmößig be⸗ 
ſtraft; auch zur Zurückſchaffung des aus dem lande 
gebrachten Mitglieds durch rechtliche Zwangsmittel 
angehalten werden. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Von geiſtlichen Ritterorden. 


$. 1070. Der Deutſche, und der Maltheſer⸗ 
oder Johanniterorden, genießen bey ihren inner⸗ 
balb der Königlichen Staaten zu betreibenden Go 
ſchäften oder Angelegenheiten, die Rechte der geiſt⸗ 
lichen Corporationen. 4 

F. 1071. Die innern Verfaſſungen der Capitel 
dieſer Orden, ſo wie die Rechte und Pflichten ihrer 
Obern und Beamten, muͤſſen in vorkommenden 
Fallen lediglich nach den Statuten des Ordens ber 
urtheilt werden. 

$. 1072. Die Verſammlungen der zur Alwar⸗ 
tung des Gottesdienſtes bey den Ordenskirchen bes 
ſtimmten Mitglieder der geiſtlichen Ritterorden find 
den Kloſlergeſellſchaften gleich zu achten. 


9. 1073. 


Von weltgeiftlihen-Canonicid. 859 


Siebzehnter Abſchnitt. 
Von weltgeiſtlichen Canoniels. 


. 073. Die Mitglieder der Dom: und Col Was emo 
Tegiarftifter führen beyde den Namen Canoniel. e 


H. 104. Mur diejenigen Canonici, welche ine 
nerhalb der bey jedem Stifte nach der Fundarion 
beſtimmten Anzahl aufgenommen ſind, haben Sitz 
und Stimme im Copitelz und werden bey Cathe⸗ 
draſſtiftern Domcapitularen genannt. 

9. 1078, Diejenigen, welche nach der Obſet⸗ 
vanz eines Stifts über die urſprüngliche Zahl ans 
“gefeßt worden, heißen mindere Canonici, oder bey 
Donmſtiftern, Domicellaren. 

$. 1076. Sogenannte regulirte Cononici find 
nach den Vorſchelften des folgenden Abſchnitts zu 
beurthellen. 

F. 1077. Wer bey einem Stifte Canonicus wer⸗ Eerorters 
den will, muß derjenigen Religionspartey, zu mel: un nee 
cher das Stift ſelbſt gehört, zugelhen ſeyn. erg 

. 1078. Bey vermihten Stiftern muß, in . 
den zum deutſchen Reiche gehötenden Provinzen, 
der Beſitſtand des Erſten Januars des Jahres 
1624 beobachtet werden. 

F. 1079. Das Alter, welches erforderlich iſt, 
wenn jemand befugt ſeyn fol, um ein Canonicat 
ſich zu bewerben, Sitz und Stimme im Copal zu 
verlangen, und auf die höhern Würden ln Stifte 
Anſpruch zu machen, muß hauptſäch ich nach den 
Statuten und woblbergebrachten Gewohnheiten eines 
jeden Stifts beurtheilt werden. 

H. 1080. Der Regel nach kann nur derfenige, 
welcher das Vlerzehnte Jahr zurückgelegt hat, um 
ein Eanonſtat ſich bewerben. 

$. 1081. Eben fo kann in der Negel niemand, 
welcher das Zwey und zwanzizſte Jahr noch 
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nicht zurückgelegt hat, Sitz und Stimme im Ca⸗ 
pitel haben. 

$. 1082. Zur Beffeivung höherer Würden im 
Stifte wird ein Alter von Fünf und zwanzig, und 
zum Bißthume von Dreyßig Jahren erfordert. 

$. 1083. Wer Canonicus werden will, muß 
wenigſtens die erſte Tonſur erhaſten haben. 

K. 1084. Sitz und Stimme im Capitel kann nur 
der erlangen, welcher zum Subdiaconat einge⸗ 
weiht iſt, und Drey Jahte hindurch den Studien 
auf hohen Schulen obgelegen hat. 

H. 1085. Zu höhern, Wurden im Capitel iſt der⸗ 
jenige Ordensgrad erforderlich, den die damit ver⸗ 
bundene geiſtliche Verrichtungen vorausſetzen. 

F. 1086. Wo nach den Statuten des Stifts ad⸗ 
liche Herkunft zur Aufnahme erfordert wird, muß 
dieſelbe gehörig nachgewieſen, (Tit. IX. H. 17. bis 
20.) und ein darüber entſtandner Streit vor dem 
weltlichen Richter entſchieden werden. 

F. 1087. Wem die Verleihung der Canonicate 
gebühre, beſtimmen die Statuten und Gewohn⸗ 
heiten eines jeden Stifts. 

F. 1088. Wo die Verleihung zwiſchen dem Ca⸗ 
pitel und dem Landesherrn, oder dem geiſtlichen 
Obern, nach Monathen abwechſelt, wird der As: 
lauf des Monats auf die Mitternachtsſtunde des 
letzten Tages feſtgeſett. 

$. 1089. Die Wahl des Capitels geſchieht durch 
die Mehrheit der Stimmen ſaͤmmtlicher Eapitula⸗ 
ren, mit Ausſchluß des Biſchofs. 

$. 1090: Wo es hergebracht iſt, daß gewiſſe 
Praͤbenden, nach einer feſtgeſetzten Ordnung oder 
Reihe, von einzelnen Canonicis vergeben werden, 
da uͤbt derjenige, an welchem die Reihe ſteht, nur 
ein Recht des Capitels aus. 2 

$. 109 1. In der Regel kann alſo derfenige, 
welcher zur Zeit der Erledigung noch nicht Sitz 

2 und 
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und Stimme im Capitel batte, auf dieſes Recht 
keinen Anſpruch machen. 

F. 1092. Wo die Reihe mit jedem Monathe 
abwechſelt, geht das Verlelhungstecht mit Ablauf 
jedes Monaths ſofort an den Folgenden über. 

9. 1093. Wenn aber das Capftel, oder die ein: Devotu 
zelnen Canonici, welche an die Reihe kommen, lienrecht. 
mit Verleihung der Praͤbende über Sechs Mona⸗ 
the zögern: fo füllt das Recht dazu dein Biſchofe 
anheim. 


F. 1094. Bey Stiftern, wo das Recht der er⸗ Recht der 


ſten Bitte hergebracht iſt, wird ſelbiges von dem⸗ 
jenigen, welchem es zukommt, auf die erſte zur 
i e des Capitels ſtehende Vakanz aus⸗ 
euͤbt. 
2 $. 1095. Dem Preciften bleibt fein dadurch er⸗ 
langter Anſoruch, wenn auch derjenige, von wel⸗ 
chem er vorgeſchlagen worden, vor wirklich entſte⸗ 
hender Wacanz verſtirbt. 

F. 1096. Durch die Anskbung des Rechts der 
erſten Bitte wird übrigens die abwechſelnde Ord⸗ 
nung der Eollation an ſich nicht geandert. 

$. 1097. Der Precift iſt, bey Verluſt ſeines 
Rechts, ſchuldig, ſich fpäteftens innerhalb Vier 
Wochen, nach entſtandener Vacanz, bey dem, 
welchem das Verleihungsrecht zukommt, zu 
melden. 5 

5. 1098. Sein durch den Vorſchlag erlangtes 
Recht kann er nur unter ausdruͤcklicher Bewilll⸗ 
gung desjenigen, welcher ihm daſſelbe verliehen hat, 
einem Andern abtreten. 

. 1099. Durch Mefignation kann jemanden greſgua⸗ 

eine Präbende Übertragen werden. tion, 

$. 1100. Doch muß der, zu deſſen Gunſten die 
Reſignatlon geſchietzt, alle zu einem Canonico er⸗ 
forderlichen Eigenſchaften befigen. 
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F. 1101. Außerdem findet bey der Reſignation 
alles ſtatt, was die Geſetze von Abtretung der 
Rechte uͤberbaupt verordnen. 

K. Arca. Der Reſignant kann ſich eine Penſion 
auf die Revenüen der Präbende zu feiner Mothe 
dunft vorbehalten. 

H. 4103. Die Reſignation muß in die Hände 
desſenſgen geſchehen, der dem Reſignanten die 
Präbende verliehen hat. 

$. #104. Elſt durch die Genehmigung des vor 
maligen Collators erhält die Nefignation ihre Gll⸗ 
tigkeit; und kann alſo noch bis dahin zurückgenom⸗ 
men werden. 

$. 1105. Eben fo finder die Zurücknahme ſtatt, 
wenn der Reſignatarius die Praͤdende nicht anneh⸗ 
men kann oder will; oder wenn der Collator nicht, 
alle Bedingungen der Reſignation genehmigt. 

. 1106. Wo es hergebracht iſt, daß die Mes 
ſignation auch der von einem einzelnen Canonico 
erholtenen Pröbende in die Hände des Capitels 
geſchehen muß, bat es auch ferner dabey fein Bes 
wenden. 

g. 1107. Stirbt der Reſignirende binnen Ein 
und zwanzig Tagen, von dem Tage an gerechnet, 
da die Neſignation dem Collator angezeigt wor⸗ 
den: fo ift dieſelbe für nicht geſchehen zu achten. 

$. 1199. Jeder neu beſtellte Canonicus wird 
der letzte im Capitel, und tritt alſo, auch bey Mes 
ſignatlonen, nicht in die Stelle und den Rang ſei⸗ 
nes Vorfahren. 

F. 1109. Nur bey Prälaturen erhölt der neue 
Prälat denjenigen Rang, welchen die Woͤrde mit 
ſich bringt. 

$. 1110, Bey Stiftern, wo mehrere Ordnungen 
von Canonicis ſind, wird der neue Canonicus der 
letzte in derjenigen Ordnung, zu welcher fein Vor⸗ 
fahr gehort Vat. 


F. 1111. 
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g. 1131. Wo aber das Einrücken aus einer nie⸗ 
dern in eine höhere Ordnung hergebracht iſt, da 
muß die Art und Weiſe dieſes Einräcens, lediglich 
nach den Statuten und Gewohnheiten des Stifts 
beurtheilt werden. 

. 1118. Dee Regel nach können mindere Cas 
monici in eine höhere Ordnung nur in, ſo fern ein 
rücken, als die in diefer Ordnung bacante Stelle 
zur Collatur desjenigen ſteht, von welchem ihnen 
das mindere Canonicat verliehen worden 

$. 1113. Wenn der kandesberr ein Canonicat, Von Ernos 
an ein Su iekt verleiht, dem es an den perſönlichen de ger 
Eigenſchaften mangelt: fo ‚erhäle derſelbe dadurch ft 
nur das Recht, dieſe Stelle an ein andres fähiges den. er 
Subject abzutreten. ar 

§. 1114. letzterer aber erkangt dadurch die 
Präbende mit vollem, Rechte, und in eben der 
Qualität, wie ſich dieſelbe an den landes herrn er 


ledigt hatte. 

$. 111g. Niemand ſoll zwey oder mehrere geiſte in mie fern 
liche Pfränden bey einem und eben demſelden fu melee, 
Stifte befigen. te Camoı 


5. 1116. Wohl aber kann ein Canonieus zu- fag 
gleich eine geistliche Würde bey eben demſelben 
Stifte bekleiden. 

$. 1117. Auch bey verſchiedenen Stiftern kann 
Eine Perſon mehrere Pfründen zugleich alsdann 
nicht beſitzen, wenn dieſe Pfründen die Verbind⸗ 
lichkeit zur Reſidenz bey ſich führen. 

$. 1176. Wenn alſo die verſchiedenen Stifter 
an Einem Orte, oder zwar an verſchiedenen Orten. 
jedoch ſo gelegen, oder befchaffen find, daß die Reſi⸗ 
denzzeit in jedem derſelben gehörig abgewartet wer⸗ 
den kann: ſo iſt der Befiß ſolcher mehrern Pfruͤnden 
in Einer Perſon erlaubt. 

F. 1119. Wer von der Mefideng bey dem 
Stifte, wo er dieſelbe nicht abwarten kann,, ber 
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ftepet iſt: (J. 1731.) auf den findet in fo weit die 
Vorſchrift des F. 1717. nicht Anwendung. 

H. 1130. Ein Gleiches gilt, wenn bey einem 
Stifte die Reſidenz ncht nothwendig, ſondern nut 
eine ſtatutenmaßige G-tvftrafe, oder die Einbuſſe 
gewiſſer Arten von Einkünften, mit deren Unter⸗ 
laſſung verbunden iſt. 

$. zı21, Jeder neue Canonicus muß ſich vor 
ſeiner Aufnahme der nach den Statuten des Stiſts 
beſtimmten Pru ung, an dem Orte, wo das Stift 
ſeinen Sitz hat, unterwerfen. 

$. 1122, Doch genießt er, auch während der 
Probezeit, der Regel nach alle zu feiner Stelle ge⸗ 
boͤrigen Hebungen. 

. 1123. Erſt nach geendigter Probezeit erfolgt 
die fenerliche Aufnahme, bey welcher der neue Ca⸗ 
nonicus auf die vom Staate genehmigten Statu⸗ 
ten verpflichtet wird. 

H. 1124. Vor der Aufnahme muß jeder neue 
Canonſcus, wenn er nicht vom Landesherrn ſelbſt 
beſtellt worden, demſelben zur Genehmigung und 
Beſtätigung präfentirt werden. 

$ 1125; Die allgemeinen Pflichten der Geiſt⸗ 
lichen, fo weit biejelben nicht auf das Lehramt 
Beziehung haben, liegen auch den Canonicis ob. 
($. 67. faq.) 

$. 1126. Ihre Amtsverrichtungen find durch 
die Statuten des Stifts, und durch die Vorſchrif⸗ 
ten des Canoniſchen Rechts beſtimmt. 

$. 1127. Inſonberheit find fie ſchuldig, den Got⸗ 
tesdlenſt im Cbore durch die geordneten Stunden 
regelmaͤßig abzuwaften. 

H. 1128. Sie find verpflichtet, an dem Sitze 
des Stifts ordentlich Reſidenz zu halten. 

$. 1129. Eine beharrliche Unterlaſſung dieſer 
Pflicht wird mit dem Verfuſte der Stelle; eine 
Vernachſaͤßigung aber, mit einer verhaältnißmäͤßi⸗ 

gen 
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gen Geldbuße; und zwar, wenn die Statuten 
nichts Mäheres feſt atzen, mit dem Verluste des 
Vierten Theils, oder der Hälfte der Emtünfte, 
geahndet. 

$. 11307 Die Art und Dauer der Reſidenz iſt 
nach den Statuten eines jeden Stifts zu beurtheilen. 

$ 1131. Wer durch öffentliche Bedienungen, 
durch Reiſen in Angelegenheiten des Staats, oder 
der Kirche, Studirens halber, durch Alter, Krank: 
beit, oder aungefähren Zufall, an der wirklichen 
Reſidenz verhindert iſt, nimmt dennoch auch an 
ſolchen Hebungen Theil, die nur für die Reſidiren⸗ 
den beſtimmt ſind. . 

$. 1132, Dagegen kann er auf die ſogenannten 
Praͤſentiengelder keinen Anſpruch machen. 

§. 1133. Wer aus bloßer Gnade von der Reſt⸗ 
denz diſpenſirt iſt, muß ſich mit den Nutzungen ſei⸗ 
ner Pfruͤnde begnügen. 

F. 1734. Die Canonici können ſich in ihren Bicarlen 
geiſtlichen Verrichtungen, an deren eigenen Abs 
wartung ſie verhindert find, durch Vicarien vertre—⸗ 
ten laſſen. 

$. 1135. Solche Viearien mäffen diejenigen 
Eigenſchaften beſitzen, welche zu den Functionen, 
die fie übernehmen ſollen, nach dem canenifchen 
Rechte erforderlich ſind. i 

$. 1136, Der Regel nach kommt die Beftellung 
eines ſolchen Bicarli demjenigen Canonico zu, def 
fen Stelle derſelbe verteeten ſoll. 

$. 1137. Dieſer muß ſich mit feinem Bicario 
wegen einer billigen Abgabe für die Vertretung ei⸗ 
nigen; er kann aber auch ſeinen Auftrag, wenn 
nicht ein Anderes ausdruͤcklich verabredet worden, 
nach eigenem Gutfinden zurücknehmen. 

$. 1138. Bey Stiftern, wo beſtändige Vica⸗ 
rien beſtellt find , bekleiden dieſelben ein eigenes 
geiftliches Amt, und können nur aus eben den 

is Gruͤn⸗ 
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Grunden, wie andere Geiſtliche, wieder entſetzt 
werden. Er F 

$. 1739. Canoniet genießen, in Anfehung ihrer 
Perſon und eigenen Vermögens, alle aͤußere Vor⸗ 


Bin Ge, rechte der Geiſtlichen uberhaupt; ſind aber auch 
alcorum dabey eben denſelben Einſchränkungen unterworfen, 


(. 53. 40 r 

$. 1140. Sie behalten, des Einteſtts in den 
geiſtlichen Stand ungeachtet, alle Familienrechte ; 
und find der Succeſſion in Lehne und Fideicom⸗ 
aniffe fähig. 

$. 1141. Katholische Canonlei nehmen und hin⸗ 
terlaſſen kein Heergeraͤche; wo aber Niftelgerade 
hergebracht iſt, da ſind ſie dergleichen von ihren 
weiblichen Verwandten in aufſteigender finie zu 
erben fähig. 

$. 1142. Auf ihre Praͤbenden haben die Cano⸗ 
8 alle mit dem Mießbrauche verbundene Rechte 
und Pflichten. 

F. 1143. Inſonderheit muͤſſen fie die dazu gehöri⸗ 
gen Gebäude aus den Einkünften der Präbende in 
baulichen Weſen unterhalten. 

F. 1144. Bey vorfallenden Hauptreparaturen 
kann, mit Einwilligung des Capitels, ein Capital 
aufgenommen werden, welches aus den Einkünf; 
ten verzinſer, und in gewiſſen beſtimmten Termi⸗ 
nen zuruͤckgezahlt werden muß. 

$. 1145. Dergleichen Zinſen und Terminszah⸗ 
lungen muß auch der Nachfolger in der Präbens 
de, fur die Zeit, wo er die Nutzungen hat, uͤber⸗ 
nehmen. we 
. 1146. Die Gläubiger eines Canoniei find 
berechtigt, aus den Einkünften der Praͤbende Bes 
friedigung zu ſuchen. 

$. 1747. Doch muß daraus dem Präbendaten, 
in Ermangelung eigenen Vermögens, eine Com⸗ 

petenz 
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petenz, nach näherer Vorſchrift der Prozeßord⸗ 
nung, gelaſſen werden. 2 

$ 1748. Auch über das aus der Praͤbende er⸗ 
worbene Vermögen konnen Canonici letztwillig vers 
fügen; ohne daß es eines paͤbſtlichen oder biſchöfli⸗ 
chen Indults dazu bedarf, 

F. 1149. Keinem auswärtigen geistlichen Obern 
ſoll erfaubt ſeyn, ſich eines Spollenrechts auf in⸗ 
läͤndiſche Pröbenden antumaaßen. 

. 1150. Den Etben eines Canonkel gebüh⸗ 
ten auch die Nutzungen des Sterbejahrs (annus 
defevvkus), sie der Erblaſſer noch nicht erho⸗ 
ben bat. 

d. cr. Der Anfang und die Dauer dieſes 
festen Jahres ‚richten ſich nach dem Capiteljahre, 
fo rote dieſes an dern Orte hergebracht iſt. 

$. 1152. Welche Nutzungen zum Sterbejahre 
gehören, iſt ebenfalls nach den Statuten und Vers 
faſſungen der einzelnen Stifter beſtimmt. 

$. 1153. Hebungen, die nicht zu einer beſon⸗ 
dern Pröbende gehören, kommen den Erben nur 
alsdann zu, wenn der Erblaſſer die Mitternachts⸗ 
ſtunde vor dem Tage, wo fie fällig fine, uͤber⸗ 
lebt hat. 

F. 1154. Gehoͤrt ein kandgut oder anderes 
Grundſlͤͤck zur Präbende: fo erfolgt die Ausein⸗ 
anderſetzung, wegen der Nutzungen, Verbeſſerun⸗ 
gen, Verſchlimmerungen u. ſ. w., nach den im 
Titel vom Nießbrauche ertheilten Vorſchriften. 
(Tb. I. Sit. XXI. f. ar, fag.) 

$ 1155. Die Verwaltung aber während des 
Ueberreſtes des letzten Wirchſchaftsjahres, gebührt 
der Regel nach dem neuen Präͤbendaten. 

$. 1156. Die Nutzungen des letzten Jahres bes 
Bäle auch der, welcher eine Praͤbende reſignirt; 
es wäre denn die Reſignation darauf ausdruͤcklich 
mit gerichtet worden. 


& 1157. 
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H. 1157. Gnaden⸗ oder Nachjahre finden bey 
Canonicaten der Regel nach keine Statt. 

$. 1158. Bey Silftern, wo fie eingefuhrt find, 
muß alles nach den Statuten, und in deren Er⸗ 
mangelung, nach der hergebrachten Obſervanz be⸗ 
ſtimmt werden. 

$. 1189. Von den Mitgliedern weltgeiſtlicher 
Frauenſliſtet gilt der Regel nach alles das, was 
von weltgeiſilſchen Canonieis mannlichen Ge⸗ 
ſchlechts verordnet iſt; außer wo Abweichungen 
davon durch den Unterſchied des Geſchlechts be⸗ 
gründet werden. 


Achtzehnter Abſchnitt. 


Von Moͤnchen und Ordensleuten. 


$. 1160. Niemand darf ohne Vorwiſſen und 
Genehmigung derjenigen, deren Einwilligung zur 


50 n N 1 
und Non, Wahl einer febensart nach den Geſetzen erforders 
nenſtaude. lich iſt, zum Kloſterleben ſich beſtimmen. 


. 1161. Kein Königlicher Unterthan, maͤnn⸗ 
lichen oder weiblichen Geſchlechts, ſoll ohne Vor⸗ 
wiſſen und Erlaubniß des Staats in ein Kloſter 
aufgenommen werden. 

. 1162. Vor zuruͤckgelegtem Fuͤnf und zwan⸗ 
zigſten Jahre darf keine Mannsperſon, und vor 
zurüͤckgelegtem Ein und zwanzigſten Jahre keine 
Perſon weiblichen Geſchlechts, zur Ablegung des 
Kloſtergeluͤbdes zugelaſſen werden. 

$. 1163. Ein obigen Vorſchriften ($. 1160. 
1161. 1162.) zuwider abgelegtes Geluͤbde iſt von 
Anfang an nichtig. 

$. 1164. Ein Stift oder Kloſter, welches die 
fen Vorſchriften entgegen handele, fell mit fiska⸗ 
licher Geldſtrafe, allenfalls bis zu Hundert Du⸗ 
toren, delegt; und bey beharrlicher Wiederbo⸗ 

lung 
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lung ſolcher Uebertretungen, bewandten Umſtäͤn⸗ 
den nach, ganz aufgehoben werden. 

5 $. 1165. Aeltern oder Vormünder, welche ihre 
Kinder over Pflegebeſohlnen, gegen die Vorſchrif⸗ 
ten F. 1761. 1162, das Kleſtergelübde ablegen 
laſſen, haben ffskaliſche Geldſſrafe, allenfalls bis 
zu Hundert Dukaten; oder verhältnißmoͤßige Ge⸗ 
faͤnguußſtrafe verwirkt. 

§. 1166. Verehelichte Perſonen dürfen gar nicht, 
und Verlobte nur mit ertheilter, oder von dem 
Richter erganzter Einwilligung des andern Theils, 
in ein Kloſter aufgenommen werden. 

9. 1167. Veirſchuldete konnen durch Ergrei⸗ 
fung des Kloſterſtandes die Rechte ihrer Glaubi⸗ 
ger auf ihre Perſon oder iht Vermögen nicht ver⸗ 
eiteln. 
9.1168. Perſonen, welche fremde Güter ver⸗ 
waltet, und die Rechnung daruber noch nicht 
abgelegt baben, können durch den Eintritt in das 
Kloſter weder dieſer ihrer Verbindlichkeit, noch 
dem Erkenntniſſe des „gehörigen weltlichen Rich⸗ 
ters ſich entziehen. 

9. 1169. Die innere Tüchtigkeit eines Candi⸗ 
baten zu ſolchem Stande iſt nach den Regeln des 


Ordens zu beurtheilen. 5 
$: 1170. Der wirklichen Aufnahme in das Ko: Yropsjapr, 


fer muß das Probejahr vorangehn, welches unter 
keinerley Borwande abgekürzt werden kann. 

$. 1171. Nach geendigtem Probeſahre geſchieht Gelände, 
die Aufnahme durch die feyerliche Ablegung des 


Kloſtergeluͤbdes. 
F. 1172. Alles, was die Rechtsgältigkelt einer 


Willenserklaͤrung vereitelt, benimmt auch dem 


Kloſtergelͤbde ſeine Kraft, 
F. 1173. Auch die geiſtlichen Obern ſind nicht 


berechtigt, irgend jemanden, auch nicht einen. 


Welt⸗ 


| 
f 


Oeiſhiche 
Obtiegense 
delten. 
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Weltgeiſtlichen, unter dem Vorwande einer geist 
lichen Zuͤchtigung, zum Kloſterleben zu noͤthigen. 

$. 1173, In allen Fällen, wo nach vorſtehen⸗ 
den Grundfüßen, die Ablegung des Kloſtecgelͤͤb⸗ 
des richtig und ungültig iſt, kann deſſen förmliche 
Aufhebung bey dem Biſchofe der Diözes zu allen 
Zeiten nachgeſucht werden. 

§. 1175. Wird von dieſem das Gehör verſagt: 
fo hat der Staat das Recht, die Sache zu unter⸗ 
ſuchen, und befundenen Umſtaͤnden nach, die 
Michtigfeitserflärung in Anſehung der aͤußern Fol 
gen des Geluͤbdes zu erkennen. 

§. 1176. Der ‚geroefene Kloſtergeiſtliche tritt 
alsdann in alle Rechte und Ver haͤltniſſe eines an⸗ 
dern Stagtsbürgers zurück. 

§. 1177. Wird das Geluͤbde von Anfang an 
für nichtig erklaͤtt; ſo erſtreckt ſich die Wirkung 
dieſer Erklͤrung bis auf den Zeitpunkt des nichtig 
abgelegten Geluͤbdes zurück. 

$. 1178. Wird aber jemand nur aus andern 
Urſachen von feinem Gelübde durch die geiſtlichen 
Obern entbunden: fo nehmen die buͤrgerlichen Witz 
kungen dieſer Difpenfation nur von dem Tage; an 
welchem ſie erfolgt iſt, ihren Anfang. 

F. 1179. Die geiſtlichen Obern find nicht bes 
rechtigt, unter dem Vorwande des abgelegten 
Geluͤbdes, irgend jemanden einen Gewiſſenszwang 
anzulegen; ihm die freye Wahl der Religions- 
paztey, zu welcher er ſich halten will, zu ver⸗ 
ſchraͤnken; oder ihn wider feinen Willen im Kloſter 
zurückzuhalten. 

8.1180. Die geiſtlchen Öbliegenheiten und 
Verrichtungen der Mönche und Nonnen, ſind durch 
die Ordensregeln beſtimmt. 

§. 1181. Dieſe Regeln konnen ohne Vorwiß⸗ 
ſen und Genehmigung des Staats nicht geändert 
werden. 


$ 1182. 


Von Mönchen und Ordensleuten. 871 


. 182. Perſonen, die ſich dem Moͤnchs⸗ oder Kechte l 
Nonnenſtande widmen wellen, können, ſo lange der hen 


fe im Peebeſahxe stehn, ber ihr Vermögen, gleich zus elde 
andern Bürgern des Staats, frey verfügen. ja) 


F. 1183. Sie können dem Klofter, in welches abe. 
fie treten wollen, nach Verhältniß der Nothdurft 
ihres Unterhalts, einen Theil ihrer Einkünfte, jer 

doch nicht uber Vier Prozent von dem Betrage Ihe 

rer geſammten Vermdͤgensſubſtanz, auf ihre fer 
benszeit verſchreiben. 

. 1184. Wenn fie aber ihren Vorſatz wegen Abs 
legung des Kleſtergeläbdes ndern ſo find ſie be⸗ 
rechtigt, alle während des Probejahrs über ihr Vers 
mögen getroffenen Verfügungen, welche: mit dem 
intendirten Kloſterleben Verbindung oder Bezie⸗ 
bung darauf haben, zu widerrufen. 5 

F. 1185, Wo bey dem Eintritte in ein Kloſter gen gel“ 
die Beſtellung eines geiſtlichen Brautſchatzes ge Ka 
wöhnlich iſt, mag es dabey auch ferner ſein Be⸗ fwägen. 
wenden haben. y f 

$. 1186. Es muß aber dieſe Gewohnheit weder 
auf genugſam dotirte, noch auf Klöfler der Bettel⸗ 
moͤnche ausgedehnt werden. 

F. 1187. Auch ſoll dergleichen Brautſchatz die 
Summe von Fuͤnftzundert Thalern nicht übers 

eigen. 

8 8 1188. Höhere Summen können nur unter 
ausdrücklicher Genehmigung des Staats, auf vor⸗ 
hergegangene Unterſuchung der Umftände, nach der 
beſondern Nothdurft des Kloſters, und der zur Un⸗ 
terhaltung des Conventualen erforderlichen mehrern 
Kosten, ausgeſezt werden. 

§. 1789. Den zue Wortung der Kranken ber 
ſtiminten geiſilichen Orden können höhere Braut⸗ 
ſchöge, ingleichen Bermächtniffe und Schenkungen, 
ohne Einſchtaͤnkung auf eine gewiſſe Summe, zus 
gewendet werden. 0 


§. 1190, 
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§. 1190. Aber auch bey dieſen iſt, wenn bie 
Summe mehr als Fünfhundere Ttzaler betragt, 
die ausdrückliche Genehmigung des Staats noch⸗ 
wendig. 

F. 119 7. Unter dem geiſtlichen Brautſchatze 
find die Koſten der ſogenannten geiſtlichen Hoch⸗ 
zeit und Ausſtatrung nicht mit begriffen. 

. 1192. Doch dürfen auch dieſe die Summe 
von Fuͤnfhundert Thalern niemals uͤberſteigen. 

$. 1193. Der Werth der Sachen und Effekten, 
welche der in das Kloſter tretenden Perſon zu ig⸗ 
rem eignen Gebrauche mit gegeben werden, ſind un⸗ 
ter keiner der obigen Summen begriffen. 5 

. 1194. Doch fallen die darunter befindlichen 
Juwelen und Koſtbarkeiten nach dem Abgange der 
Kloſterperſon, nicht dem Kloſter, ſondern deren 
alsdann vorhandnen nͤchſten Erden zu. 

$. 1195. Hat ein Kloster höhere Einkönfte, als 
nach H. 1183. zulaßig find, oder einen höheren 
Brautſchatz, oder ein mehreres zur Ausſtattung 
und Hochzeit, als Fonfbundert Thaler, ohne 
Vorwiſſen und Genehmigung des Staats ange⸗ 
nommen: ſo verfällt der ganze Betrag dem Fis⸗ 
kus: und das Kloſter muß, noch außerdem, den 
doppelten Betrag des zu viel genommenen als 
Strafe entrichten, 

K.rigs. Haben weltliche Verwalter der Klo⸗ 
ſterguͤter, dergleichen uͤbermäßigen Braurſchatz, 
oder Ausſtattung und Hochzeitskoſten angenom⸗ 
men: ſo trift fie die Strafe, und das Kloſter vers 
liert nur das Empfangene. 

9. 1197. ze dergleichen Verwalter den 
Betrag ſolcher Zuwendungen in den Rechnungen 
verſchwiegen, oder verheimlicht: jo müflen fie bie 
dreyfoche Summe zur Strafe entrichten. 

H. 1198. Kann die verwickte Summe und Strafe 
von dem Kloſter oder deſſen Verwaltern nicht 

bey⸗ 
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beugerrieben werden: fo haften dafür dieſenigen, 
von welchen die geſetzwidrige Zahlung geleiſtet 
worden. 8 

$. 1199. Nach abgelegtem Kloſtergelͤbde wer⸗ augen 
den Mönche und Nonnen, in Anfehung aller welt ach ane, 
lichen Geſchuͤfte, als verftorben amgefehen. item Des 

$. 1200. Sie find unfähig, Eigenthum oder de 
andre Rechte zu erwerben, zu befihen, oder daruber 
zu verfugen. 

$. 1201. Bey Erb und andern Anfällen treten 
diejenigen an ihre Stelle, denen ein ſolcher Anfall 
zukommen würde, wenn jene gar nicht vorhanden 
waren. 8 7 

H. 2202, Sie find, auch vor Ablegung des Klo⸗ 
ſtergeläbdes, über dergleichen Aünitigen Anfall zu 
verordnen, und ſich etwas davon für die Zeit 
ihres Kloſterlebens vorzubehalten, nicht be⸗ x 
rechtigt. . 

$. 1203. Aeltern find nicht schuldig, ihren Kin⸗ 
dern, welche das Kloſtergelübde abgelegt haben, 
etwas zu hinterlaſſen; und dieſe ſo wenig, als das 
Kloſter, können aus dem Nachlaſſe der Aeltern ei⸗ 
nen Erb- oder Pflichttheil fordern. 

F. 1204. Haben Aeltern ſolchen Kindern in 
einer an ſich zu Recht beſtaͤndigen letztwilli⸗ 
gen Verordnung etwas ausgeſetzt: fo erhält: das 
Kloſter, fo lange der Geeiſt iche lebt, die Zinfen 
davon mit Vier vom Hundert; nach deſſen Able⸗ 
ben aber’ fälle von dem Hauptſtuhle fo viel, als 
geſetzmaͤßig einem Kloſter vermacht werden kann, 
an dieſes, und der Ueberreſt an die Erben des 
Teſtators. 

F. 1205. Doch fieht den Aeltern frey, den Ruͤck⸗ 
fall der fonft geſetzmaͤßig erlaubten Summe an 
das Kloſter, in ihrer letztwilligen Verordnung zu 
unterſagen. 


Allgem. Geſehb. IV. Band. Kkk $. 1206. 
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Keufere F. 1206. Wenn ein Kleſtergelübde, als von 
9 Anfang an nichtig, aufgehoben wird: ſo kann der 
jehobenens geweſene Kloſtergeiſtliche dasjenige, was bey ſei⸗ 
Slide. nem Eintritte an das Kloſter aus feinem Vermd⸗ 
gen entrichtet worden, jedoch ohne Zinſen, zuruͤck⸗ 
fordern. 
$. 1207. Auch kann er die Heraue gabe der 
“während feines Kloſterſtandes an ihn ſich ereigue⸗ 
ten Anfälle von denjenigen, welche dieſelben in Er— 
mangelung feiner, nach F. 1201. überkemmen ha⸗ 
ben, verlangen. 
$. 1208. In ſo fern aber dieſen keine Theil⸗ 
nehmung oder Mitwirkung an den bey feiner Auf⸗ 
nahme vorgefallenen Michtigkeiten beygemeſſen wer⸗ 
den kann, iſt die geweſene Kloſterperſon nicht bes 
rechtigt, Erſatz der genoſſenen Fruͤchte und gezeg⸗ 
nen Nutzungen zu fordern; und muß vielmehr mit 
dem, was von dem Haug ſtuble noch wirklich vor: 
handen, oder fo weit der Inhaber davon noch wirk⸗ 
lich reicher iſt, ſich begnügen. 
$. 1209. Wird aber jemand von einem an ſich 
gültigen Kloftergelübpe aus andern Urfachen encbun⸗ 
den: ſo kann er weder das dem Kloſter Gezahlte 
Di zuruͤckfordern, noch auf die Unfälle, welche während 
feines Kloſterſtandes ſich ereignet haben, Anſpruch 
machen. 


Neunzehnter Abſchnitt. 


Von den Mitgliedern der geiſtlichen 


Ritterorden. 

| F. 1210. Die Deutſchen und Maltheſerordens⸗ 
El Mitter werden als Geiftliche betrachtet, und find 
; durch Geluͤbde verpflichtet. 


$. 1211. Sie find aber zu einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Kloſterleben nicht verbunden. 
$. 1212. 
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$Gr2ra. Die beſondern Pflichten und Dblie: 
genheiten ihres Standes find durch die Ordens⸗ 
ſtatuten beſtimmt. 

H. 1213. Es kann aber kein Königlicher Unter: 
than, durch den Eintritt in einen Ritterorden, 
Verbindlichkeiten übernehmen, welche den Geſetzen 
des Staats zuwider ſind. 

H. 7214. In Anfehung ihrer zußern perſönli⸗ 
chen Rechte und Vermoͤgens gilt von ihnen alles, 
was im Siebzehnten Abschnitte von den weltgeiſt⸗ 
lichen Canonicis verordnet iſt. 

F 1215. Doch nehmen und verlaſſen fie Heer⸗ 
geräthe, in Provinzen, wo daſſelbe uͤblich iſt; fie 
ſuccedlren aber nicht, wie die Canonici, in die 
Gerade. 

H. 1216. Auf ihre Commenden und deren Ein: 
kuͤnfte, haben fie gleiche Rechte, wie die weltgeiſt⸗ 
lichen Canoniei auf ihre Pfränden. 

F. 1217. Die zu den Matterorden gebdrigen 
Prieſter find andern Mönchen und Ordensleuten 
gleich zu achten. 


Zwanzigſter Abſchnitt. 
Von proteſtantiſchen Stiftern, Klöſtern, 
Ritterorden und deren Mitgliedern. 


$. 1218. Die proteſtantiſchen Stifter und Kld. Kuhte, ars 
fer haben, bermdge ihres Urſprungs und ihrer ade 
Fundation, die Rechte der geiftfichen Geſell⸗ schaften. 
ſchaften. 
5 5 1219. Als Corporationen werden fie haupt- ats Curve; 
fählich. nach ihren Statuten und hergebrachten rationen. 
Obſervanzen; demnoͤchſt aber nach eben den 
Geſetzen, wie katholiſche Stifter gleicher Art, 
beurtheilt. 

$. 1220. Der Sandesherr hat, in Beziehung gechte des 
auf dieſelben, alle 9 welche den Biſchöfen, de 

Nee 3 oder 2 


Rechte der 
einzelnen 
Mitglivder. 


on An 
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oder andern geiſtlichen Obern, auf katholiſche Slif⸗ 
tungen gleicher Art eingeraͤumt worden. 

$. 1221. Dagegen konnen proteſtantiſche Stif⸗ 
ter, wenn ſie auch an ſich die Wuͤrde der Cathedral⸗ 
ſtifter haben, dennoch einiger Theilnehmung an den 
Angelegenheiten der Kirche oder der Didzes ſich 
nicht anmaßen. 

K 1222. Bey den einzelnen Mitgliedern der pro: 
teſtantiſchen Stifter, Klöſter, und Ritterorden, 
werden die aͤußern perfönlichen Rechte und Pflich⸗ 
ten derſelben, ſowohl in Beziehung auf den Staat, 
als auf die übrigen Einwohner, durch die Aufnah 
me in eine ſolche Geſellſchaft nicht verändert. 

$. 1223. Auch find dieſelben weder an Gelübde, 
noch an andre auf den Gottesdienſt ſich beziehende 
Regeln und Vorſchriften ähnlicher Farholifchen Stif⸗ 
tungen gebunden. 

$. 1224. Was fie aber in dieſer Mückſicht bey 
einem oder dem andern Stifte beſonders zu beob⸗ 
achten haben, iſt lediglich nach den Statuten und 
Gewohnheiten deſſelben zu beſtimmen. 

$. 1225. Wegen der Art, zu einer Präbende 
oder Stelle zu gelangen, und der in Anſehung der⸗ 
ſelben dem Praͤbendaten zukommenden Rechte und 
Pflichten, finden, der Regel nach, die bey kalho⸗ 
liſchen Stiftern von gleicher Art ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung. 

. 1226. Bey den Erforderniſſen zur Aufnahme: 
wegen der Probezeit; Verbindlichkeit zur Reſidenz; 
und Vereinigung mehrerer Pfründen in Einer Pers 
fon, kommt dem fanbesheren das Diſpenſations⸗ 
recht in allen Fällen zu, wo nicht beſondre Geſetze 
oder Verträge entgegen ſtehn. 

$ 1227. Sowohl der kandeshere, als das Ca⸗ 
pitel, können auf Präbenden und Stellen, die künf⸗ 
tig zu ihrer Verlelhung erledigt werden, Anwart⸗ 
ſchaften erchellen. 5 

7 $. 1228. 
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§. 1238. Unter mehrern Anwartern, gebuͤhrt 
der Regel nach die erſte zur Verleihung des Colla⸗ 
tors derſelben vaegnten Stelle demjenigen, welcher 
die Altefte Anwartſchaft hat. 

. 1229. Iſt in den Statuten eine Zeit beſtimmt, 
binnen welcher, nach Entſtehung der Vacanz, 
der Anwarter ſich melden muß: fo geht durch 
deren Verabſäumung ſein Recht für dieſen Fall 
verloren. 

$. 1230. So lange ber Anwarter noch nicht ü 
matrikulirt worden, kann die Anwartſchaft zuruͤck⸗ 
genommen werden. 

$. 1231. Uebrigens gilt von dem Falle, wenn 
mehrere Anwarter auf eine zur Verlelhung deſſel⸗ 
ben Collators erledigte Vräbende Anſpruch machen, 
eben das, was in einem gleichen Falle bey kehns⸗ 
anwartſchaften verordnet iſt. (Th. I. Tit. XVIII. 
H. 458. ag.) . ; 

K. 1232. Die Immatrleulation vertritt dabey 
die Stelle der Eventualbelehnung. 


Zwoͤlfter Titel. 
Von niedern und hoͤhern Schulen. 


F. 1. Schulen und Univerſitäten find Veranſtal Begriff 
tungen des Staats, welche den Unterricht der Ju: 
gend in noͤtzlichen Kenntniſſen und Wiſſenſchaften 
zur Abſicht haben. 

. 4. Dergleichen Anſtalten follen nur mit Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung des Staats errichtet 
werden. 5 0 
F. 3. Wer eine Privaterziehungs oder foge Von Prir 
nannte Penſionsanſtalt errichten wil, muß bey der: lin. 
jenigen Behörde , welcher die Auſſicht über das falten. 
Schul und Erziehungsweſen des Orts aufge⸗ 

Kk 3 tra⸗ 


878 Zweyter Theil. Zwoͤlfter Titel. 


tragen iſt, feine Tuͤchtigkeit zu dieſem Geſchäfte 
nachweisen, und feinen Plan, ſowohl in Anſetung 
der Erziehung, als des Unterrichts, zur Genehmi⸗ 
gung vorlegen. 

K. 4. Auch ſolche Privat Schul und Erzies 
bungsanſtalten find der Aufſicht dieſer Behörde un⸗ 
terworfen; welche von der Art, wie die Kinder 
gehalten und verpflegt, wie die phyſiſche und mora⸗ 
liſche Erziehung derſelben beſorgt, und wle ihnen 
der erforderliche Unterricht gegeben werde, Kennt⸗ 
niß einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. 

H. 5. Schaͤdliche Unordnungen und Misbraͤuche, 
welche ſie dabey bemerkt, muß ſie der dem Schul⸗ 
und Erziehungsweſen in der Provinz vorgeſetzten 
Behbrde zur nähern Prüfung und Abſtellung an⸗ 
zeigen. 

$.6. Auf dem Sande und in kleinern Städten, 
wo Öffentliche Schulanſtalten find, follen keine Mes 
benz oder ſogenannte Winfeljchulen ohne beſondere 
Erlaubniß geduldet werden. 

Don der H. 7. Aeltern ſtetht zwar frey, nach den im Zwey⸗ 

et ten Titel enthaltenen Befmmungen, den Unter: 

x richt und die Erziehung ihrer Kinder auch in ihren 
Haͤuſern zu beſorgen. 

9.8 Diejenigen aber, welche ein Gewerbe dar: 
aus machen, daß fie behrſtunden in den Häufern 
geben, muͤſſen ſich wegen ihrer Tüchtigkeit dazu, 
bey der H. 3. bezeichneten Behörde ausweiſen, und 
ſich von derſelben mit einem Zeugniſſe darüber ver⸗ 
feben laſſen. 

Von ö. F. 9. Alle öffentliche Schul - und Erziehungs⸗ 
Sone ansſalten ſtehen unter der Auffiche die Staats, und 
miaͤſſen ſich den Prüfungen und Viſitationen deſſel⸗ 

ben zu allen Zeiten unterwerfen. 

$. 10. Niemanden ſoll, wegen Verſchiedenbeit 
des Glaubensbekenntniſſes, der Zutritt in öffent 
liche Schulen verſagt werden. 

9. rr. 
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$. 11. Kindern, die in einer andern Religion, 
als welche in der öffentlichen Schule gelehrt wird, 
nach den Geſetzen des Staats erzogen werden ſollen, 
konnen dem Religlonsunterrichte in derſelben bey⸗ 
zuwotnen nicht angehalten werden. 

F. 12. Gemeine Schulen, die dem erſten Uns 1. Bon ge, 
tetrichte der Jugend gewidmet ſind, ſtehen un. Schulen. 
ter der Direction der Gerichtsobrigkeit eines Aufücht 
jeden Orts, welche dabey die Geiſilichkeit eines Milan der, 
Gemeine, zu welcher die Schule gehoͤrt, zus ſelben. 
ziehn muß. 

$. 13. Die Kirchenvorſteher einer jeden Ge: 
meine, auf dem fande und in kleinen Stäbten, 
fo wie in Ermangelung derſelben, Schulzen und 
Gerichte, ingleichen die Polizeymagiſtraͤte, find 
ſchuldig, unter Direction der Obrigkeit und der. 
Geistlichen, die Aufſicht über die äußere Verfaſ⸗ 
fung der Schulanſtalt, und über die Aufrechrhals 
tung der dabey eingeführten Ordnung zu übe 
nehmen. 

H. 24. Alle dabey bemerkten Mängel, Verſäum⸗ 
niſſe, und Unordnungen, muͤſſen fie der Obrigkeit 
und dem Geiſtlichen, zur nähern Unterſuchung und 
Abſtellung anzeigen. 

F. 15. Die Obrigkeit und der Geistliche muͤſſen 
ſich nach den vom Staate ertheilten oder genehmig⸗ 
ten Schulordnungen achten: und nichts, was den⸗ 
ſelben zuwider iſt, eigenmächtig vornehmen und 
einführen. 

$ 16. Finden fie bey der Anwendung der er⸗ 
gangenen allgemeinen Vorſchriften auf die ihrer 
Aufſicht anvertrauete Schule, Zweifel oder Bedenk⸗ 
lichkeiten: ſo muß der geiſtliche Vorſteher der dem 
Schulweſen in der Provinz vorgeſetzten Behörde 
davon Anzeige machen. 

$ 17. Eben diefer Behörde gebähts die Ent- 
scheidung, wenn die Obrigkeit ſich mit dem geiſt⸗ 
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lichen Schulvorfteher Über eine oder die andere bey 
der Schule zu treffende Anſtalt oder Einrichtung 
ſich nicht vereinigen kann. 

$. 19. Schulgebaͤnde genleßen eben die Vor⸗ 
0 Kon wie die Kirchengebäude. (Tit. XI. H. 170, 

9.0 

a 19. Auch von den Grundſtuͤcken und uͤbrigem 
Vermögen der Schulen gilt in der Regel alles das, 
was vom Kirchenvermdgen verordnet iſt. (Ebend. H. 
192. faq. Sect. IX.) 
N $. 20. Doch find Vermoͤgen und Geund⸗ 
ſtäcke, die zu einer gemeinen Schule gehören, 


von der ordentlichen Getichtebarkeit nicht aus⸗ 
genommen. 

$ 21. Auch find inländifche Schulen, bey 
Schenkungen und Vermaͤchtniſſen, den Einſchraͤn⸗ 
4 kungen der Kirchen und geiſtlichen Geſellſchaften 

wicht unterworfen. (Th. I. Dit. XI. $. 1075.) 

F. 22. Die Beſtellung der Schullehrer kommt 
in der Regel der Gerichtsobrigkeit zu. 
F. 23. Durch wen dieſe Befugniß in Anſehung 
| der auf Domainen- oder andern Königlichen 
| 


| 

| 

0 Gotern zu beſtellenden Schulmeiſter ausgeübt 

| werde, iſt nach den Verfaſſungen einer jeben 

Provinz beſtimmt. 

F. 24. Ueberall aber ſoll kein Schulmeiſter bes 

ſtellt und angenommen werden, der nicht zuvor, 

| nach angeſtellter Prüfung, ein Zeugniß der Tuͤch⸗ 

(N tigkeit zu einem ſolchen Amte erhalten hat. 

0 H. 25. Es muß alſo jeder neu anzunehmende 

| Schulletzrer dem Rreislkeitse oder Erzpriefler 

| angezeigt, und wenn er noch mit keinem Zeugniffe 
feiner Tächrigkrie verſetzen iſt, demſelben zur Pruͤ⸗ 
fung voraritellt werden. 

Koche unn F. 26. Gemeine Schullehrer haben keinen privi⸗ 

deiſelbel, legirten Gerlchtsſtand, ſondern find der ordentlichen 
Grrichtsobrigkeit des Orts unterworfen. 

$ 27. 
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F. 27. Diefer gebührt, mit Zuziehung des geift- 
lichen Schulvorftehers, auch die Aufſicht über ihre 
Amtsführung; und fie hat, wegen Ahndung der 
ſolchen gemeinen Schullehrern in ihrem Amte zur 
Saft fallenden Vergehungen, eben die Rechte, wel⸗ 
che in Anſetzung der Kirchenbedienten den geiſtlſchen 
Obern beygelegt ſind. 

H. a8. Dagegen finden auch in Anſehung der 
Schullehrer, wenn dieſelben ihres Amts entſetzt 
werden ſollen, die Vorſchriften des vorhergehenden 
Titels Anwendung. 

F. 29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen 
Schulen vorhanden find, liegt die Unterbaltung 
der lebrer den ſämmtlichen Hausvaͤtern jedes Orts, 
ohne Unterſchied, ob fie Kinder haben, oder nicht, 
und ohne Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes ob. 

F. 30. Sind jedoch für die Einwohner ver⸗ 
ſchiedenen Glaubensbekenntniſſes an Einem Orte 
mehrere gemeine Schulen errichtet; jo iſt jeder Ein- 
wohner nur zur Unterhaltung des Schulleh⸗ 
rers von ſeiner Religionspartey beyzutragen ver⸗ 
bunden. 

$ 31. Die Beytroͤge, fie beſtehen nun in 
Gelde oder Maturalien, maͤſſen unter die Haus: 
väter nach Verhaͤltniß ihrer Beſizungen und Naß⸗ 
rungen billig vertheilt, und von der Gerichtsobrig⸗ 
keit ausgeſchrieben werden. 8 

H. 32. Gegen Erlegung dieſer Beyträge find 
alsdann die Kinder der Contribuenten von Entrich⸗ 
tung eines Schulgeldes für immer frey. 

$. 33. Gutsherrſchaften auf dem Lande find ver⸗ 
pflichtet, ihre Unterthanen, welche zur Aufbringung 
ihres ſchuldigen Beytrags ganz oder zum Theil auf 
eine Zeitlang unvermögend find, dabey nach Noth⸗ 
durft zu unterſtuͤtzen. 
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$ Auch die Unterhaltung der Schulge⸗ 
baude und Schulmeiſter Wohnungen muß, als 
gemeine Saft, von allen zu einer ſolchen Schule ger 
wieſenen Einwohnern ohne Ulnterſchied getragen 
werden. 

$. 35. Doch trägt das Mitglied einer fremden 
zugeſchlagenen Gemeine zur Unterhaltung der Ge⸗ 
baͤude nur halb fo viel bey, als ein Einwohner von 
ee Claſſe an dem Drte, wo die Schule befind⸗ 
lich aſt. 

. 36. Bey Bauen und Reparaturen der Schul⸗ 
gebäude müͤſſen die Magifträte in den Städten, und 
die Guts herrſchaften auf dem Lande, die auf dem 
Gate oder Cammereyeigentbhume, wo die Schule 
ſich befindet, gewachſenen oder gewonnenen Mate⸗ 
rialien, ſo weit ſelbige hinreichend vorhanden, und 
zum Baue nothwendig ſind, unentgeltlich verab⸗ 
folgen. 

§. 37. Wo das Schulhaus zugleich die Kuͤſter⸗ 
wohnung iſt, muß in der Regel die Unterhaltung 
deſſelben auf eben die Art, wie bey Pfarrbauen vor⸗ 
geſchrieben iſt, beſorgt werden. 

F. 38. Doch kann kein Mitglied der Gemeine, 
wegen Verſchiedenheit des Religionsbekenntniſſes, 
dem Beytrage zur Unterhaltung ſolcher Gebäude 
ſich entziehen. 

F. 39. Die Gemeinen find in der Regel vers 
bunden, einen neuen Schulmeiſter herbenzuholen. 

F. 40. Dieſe Verbindlichkeit erſtreckt ſich auch 
auf die zur Familie des Schulmeifters gehörenden 
Perſonen, und was derſelbe an Kleidung, Waͤſche, 
Hausrath und Büchern mitbringt. 

$ 41. Doch finder dabey , in Anſehung der 
Entfernung, eben die Einſchraͤnkung auf Zwey 
Tagereiſen, wie bey Abholung der Pfarrer durch 
die Kiechengemeine ſtatt. 


§. 42. 
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F. 42. Auch findet die Vorſchrift des Eilften 
bels H. 525. auf Schulmeiſter ebenfalls An- 
wendung. 

9.43. Jeder Einwohner, welcher den nothlgen Michtter 
Unterricht für feine Kinder in feinem Haufe nicht ie 
beſorgen kann, oder will, iſt ſchuldig, dieſelben ver ; 
nach zurückgeleztem fünften Jahre zur Schule ehen. u 
zu ſchicken. 5 

F. 44. Mur unter Genehmigung der Obrigkeit, 
und des geiſtlichen Schulvorſtehers, kann ein Kind 
langer von der Schule zuruͤckgehalten, oder der 
Schulunterricht deſſelben, wegen vorkommender 
Hinderniffe, Für einige Zelt ausgeſetzt werden. 

$. 45. Zum Bellen derjenigen Kinder, welche 
wegen häuslicher Geſchafte die orbinaicen Schul: 
ſtunden, zu gewiſſen nothwendiger Arbeit gewid⸗ 
meten Jahreszeiten, nicht mehr ununterbrochen be⸗ 
ſuchen konnen, ſoll am Sonntage, in den Feyer⸗ 
ſtunden zwiſchen der Arbelt, und zu andern 
ſchicklichen Zelten, beſondrer Unterricht gegeben 
werden. 

F. 46. Der Schulunterricht muß ſo lange fort: 
geſeßt werden, bis ein Kind, nach dem Befunde 
ſeines Seelſorgers, die einem jeden vernünftigen 
Menſchen feines Standes nothwendigen Kenntniſſe 
gefaßt hat. 

L. 47. Die Schulaufſeher muͤſſen darauf Acht Dichten 
haben, daß der Schulmeister fein Amt mit Treue e 
und Fleiß abwarte. 5 

$ 48. Innen liegt es ob, unter Beyſtand der 
Obrigkeit, darauf zu ſeten, daß alle ſchulfdhige 
Kinder, nach obigen Beſtimmungen (H. 43. faq. 
erforderfichen Falls durch Zwangemittel, und B. 
ſteafung der nachläfigen eltern, zur Beſuchung 
der behrſlunden angehalten werden. 

9.49. Der Prediger des Orts iſt ſchuldig, nicht 8 
nur durch Aufſicht, ſondern auch durch na et 

nter. 
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Unterricht, des Schulmelſters ſowohl, als der Kin⸗ 
der, zur Erreichung des Zwecks der Schulanftalten 
hang mitzuwitken. 

sk H. so. Die Schulzucht darf niemals bis zu 
nicht Mißbandlungen, welche der Geſundheit der Kinder 
| auch nur auf entfernte Art schädlich werden koͤnn⸗ 
ten, ausgedehnt werden. 
$. 51. Glaubt der Schullehrer, daß durch ge: 
tingere Zuͤchtigungen der eingewurzelten Unart ei⸗ 
nes Kindes, oder dem überwiegenden Hange deſſel⸗ 
ben zu laſtern und Ansſchweifungen nicht binlaͤng⸗ 
lich geſteuert werden könne: ſo muß er der Obrig⸗ 
keit und dem geistlichen Schulvorſteher davon Ans 
zeige machen, 
§. 52. Dleſe muͤſſen alsdann, mit Zuziehung 
der Aeltern oder Vormünder, die Sache näher 
IN prüfen, und zweckmäßige Beſſerungsmittel ver⸗ 
| fügen: 
ji ” H. 53. Aber auch baben-dörfen die der älterlichen 
N Zucht vorgeſchriebenen Gränzen nicht uͤberſchritten 
| werden. 
m. Pen ge- F. 84. Schulen und Gymnaſia, in welchen die 
ale Jugend zu höhern Wiſſenſchaften, oder auch zu 
und Gum Rünſten und bürgerlichen Gewerben, durch Bey: 
aße. Heingung der dabey nothigen oder nützlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſe vorbereitet werden ſoll, ha⸗ 
ben die aͤußern Rechte der Corporationen. 

F. 55: Dieſe Rechte werden durch die Schul⸗ 
collegia, nach der eingeführten Schulordnung je⸗ 
des Orts, ausgeübt. 

§. 55. Dergleichen Schulen ſtehen unter der 
nähern Direction der dem Schul⸗ und Erziebungs⸗ 
weſen vom Staate vorgeſetzten Behoͤrde; welche 

beſonders darauf ſehen muß, daß der Unterricht 
| zweckmaͤßig eingerichtet, und die Schule unter bes 


ſtaͤndiger Aufſicht gehalten werde. 


9. 57. 
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F. 37. Von den Gebäuden, Grundſtöcken, und 

Vermögen ſolcher Anſtalten gilt alles, was in Anz 
fehung der Kirchen und deren Vermögen im vorigen 
Titel verordnet iſt. 
F. 88. Doch find Gymnoſig und Realſchulen, 
in Anſetung der Schenkungen und Vermäͤchtniſſe, 
den Einſchränkungen der Kirchengeſellſchaſten eben 
ſo wenig, wie die gemeinen Schulen, unter: 
worfen. 

F. 59. Wo dle Beſtellung der lehrer und Schul⸗ 
auffeher nicht etwa gewiſſen Perſonen oder Corro⸗ 
rationen, dermöge der Stiftung, oder eines beſon⸗ 
dern Privilegüi zukommt, da gebührt dieſelbe deim 
Staate. 

F. 60. Auch da, wo die unmittelbare Aufſicht 
uͤber dergleichen Schulen, oder die Beſtellung der 
Sehrer, gewiſſen Privarperfonen oder Eorporatior 
nen überlaffen iſt, konnen dennoch, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung der dein Schulweſen in der Pros 
vinz vorgeſetzten Behörde, weder neue lehrer be⸗ 
ſtellt, noch weſentliche Veränderungen in der Ein⸗ 
richtung des Schulweſens, und der Art des Unter⸗ 
richts vorgenommen werden. 

F. 61. Zu Aufjehern müffen deute von hinloͤng⸗ 
lichen Kenntniſſen, guten Sitten, und richtiger 
Beurtheilungskraft gewählt werden. 

H. 62. Dieſe müffen junge zeute, welche ſich eis 
ner lebensart, die gelehrte Kenntniſſe erfordert, 
widmen, und zu dem Ende die Univerſität beziehen 
wollen, gleichwohl aber ſich durch Geiſtesfoͤhiglei⸗ 
ten und Anlagen zu einer gründlichen Gelehrſam⸗ 
keit nicht auszeichnen, vom Studlren ernſtlich ab⸗ 
mahnen, und deren Aeltern oder Vormuͤnder dahin 
zu vermögen ſuchen, daß fie dergleichen mittelmöͤßli⸗ 
ge Subjecte zu andern nützlichen Gewerben in Zei⸗ 
ten anhalten. 7 


H. 63. 
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F. 63. Dagegen ſollen junge leute, welche vor⸗ 
zägliche Fahigkeiten und Anlagen zeigen, zur Fert⸗ 
ſezung ihrer Studien aufgemuntert und unterstützt 
werden. 

F. 64. Kein Landeseingebohrner, welcher eine 
öffentliche Schule beſucht hat, fol ohne ein von den 
lehrern und Schuſaufſehern unterſchtiebenes Zeuge 
niß über. die Beſchaffenheit der ſich erworbenen 
Kenntniſſe, und feines ſittlichen Verhaltens von 
der Schule entlaffen werden. 

H. 68. Die lehrer bey den Gymnaſſis und an- 
dern hoͤhern Schulen, werden als Beamte des 
Staats angeſehen, und genießen der Regel nach 
einen pribileairten Gerichts ſtand. 

$: 66. Ruͤckſtaͤndig gebliebenes Schulgeld, fo 
wie ben gemeinen Schulen, der zum Unterhalte des 
Schullehrers zu leiſtende Beytrag, genießen, ben 
einem über das Vermögen der Aeltern entſtandenen 
Concurs, das in der Concursordnung näher bes 
ſtimmte Vorrecht. 

F. 67. Univerfitäten haben alle Rechte privile⸗ 
girter Corporationen. 

H. 68. Die innere Verfaſſung derſelben, bie 
Rechte des geademiſchen Senats, und jeines jedes 
maligen Vorſtehers, in Beſorgung und Verwaltung 
der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, find durch 
Privilegien, und die vom Staate genehmigte Sta⸗ 
tuten einer jeden Univerſitäͤt beftimmt, 

. 69. Zur nachdruͤcklichen Aufrechthaltung der 

Ruhe und Ordnung auf Academien, iſt dem 
academiſchen Senate die Gerichtsbarkeit . über 
15 ſowohl lehrende als lernende Mitglieder vers 
liegen. « 
. 70. Dieſe Gerichtsbarkeit erſtreckt fich auch 
auf die Officianten der Untwerſitäͤt, ſo wie auf die 
Familien und das Geſinde aller derer, die für ihre 
Perſonen derſelben unterworfen find, 
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F. 71. Sie iſt aber nur eine perfönlihe Ges 
richtsbarkeit, und kann auf Grundſtuͤcke, welche 
dieſe Perſonen befigen, in der Regel nicht ausge⸗ 
dehnt werden. 

F. 72. Soll fie auch auf die Grundſtcke ſich 
erſtrecken, oder ſollen noch andere als die vorbenann⸗ 
ten Perſonen derſelben unterworfen ſeyn: ſo muß 
dergleichen Ausdehnung durch ausdrückliche Privi⸗ 
legia, oder aus andern Rechtsgruͤnden, beſonders 
nachgewieſen werden. 
9. 73. Alle ſowohl ordentliche als außerordent Richte der 
liche Profeſſores, kehrer und Officlanten auf Uni⸗ ne 
verſitäten, genießen, außer was den Gerichtsſtand 
betrifft, die Rechte der Königlichen Beamten. (Tit. 
X. §. 104. faq.) 

$ 74. Die Aufnahme der Studierenden unter Aufahmne 
die Mitglieder der Univerfität, geſchleht durch das Fer Flut 
Einſchreiben in die Matrikel. es 

75. Wer einmal eingeſchrieben worden, 
bleibt ein Mitglied der Univerſitat, fo lange er 
ſich am Sitze derſelden aufhält, und daſelbſt kei⸗ 
nen beſondern Stand oder lebensart, die ihn 
einer andern Gerichtsbarkeit unterwerfen, ergelf⸗ 
fen hat. 

$. 76. Wer ſich Studierenshalber auf eine Uni⸗ 
verſiköt begiebt, iſt ſchuldig, bey dem Vorſteter des 
academiſchen Senats ſich zur Einſchreibung zu 
melden. 

F. 77. Der Einzuſchreibende muß fein mitge⸗ 
brachtes Schulzeugniß (F. 64.) vorlegen. 

F. 78. Wenn er dergleichen, well er Privatun⸗ 
terricht genoſſen, nicht mitgebracht hat: iſt der 
Rector denſelben, an die zur Prüfung ſolcher neuen 
Ankoͤmmlinge verordnete Commiſſion zu verweiſen 
ſchuldig. 

F. 79. Wer bey dieſer Prüfung noch nicht reif 
genug in Anfehung feiner Vorkenntniſſe befunden 

wird, 
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wird, muß entweder zurückgewieſen, oder mit der 
noͤthigen Anleitung zur Ergänzung des ihm noch 
fehlenden verſehen werden. 

$. 80. Der Rector muß einem jeden ankomm 
den Studenten die academiſchen und Poltzeyge 
des Orts bekannt machen, und ihn zu deren gehöͤ⸗ 
rigen Beobachtung anweiſen. 

Auſſicht F. 81. Nach geſchehener Immatriculation muß 

Olpe der Student feine Matrikel dem Decanus der Fa⸗ 

und Le, cultät vorlegen. 

Ventart. F. 8a. Bemerkt der Decanus an einem zu feiner 
Facultät gehörenden Studenten Unfleiß oder unor⸗ 
dentliche debensart: fo. muß er davon dem academi⸗ 
ſchen Senate Anzeige machen. 

H. 83. Dieſer muß den Studirenden durch nach⸗ 
druͤckliche Ermahnungen zu beſſern ſuchen, und 
wenn dieſelben fruchtlos find, feinen Aeltern oder 
Vormuͤndern, fo wie denjenigen, von welchen fie 
Stipendia genießen, davon Nachricht geben. 

Von der F. 84. Alle Studirende müſſen den allgemeinen 

Ge Site, Poltzengeſetzen des landes und Orts ſowohl, als 

plin. den beſondern die academiſche Zucht betreffenden 
Vorſchriften und Anordnungen, die genaueſte Fol: 
ge leiſten. 

H. 85. Beſonders muͤſſen Schlägereyen, Schtvel. 
gerehen, und andre zum öffentlichen Aergerniß 
oder zur Stoͤhrung der gemeinen Ruhe und Sicher: 
beit gereichende Exceſſe der Sludenten, nachdrüͤck⸗ 
lich geahndet werden. 

F. 86. Der Rector oder Prorector if vorzug⸗ 
lich, und nach ihm der academiſche Senat, für alle 
entſtandene Unordnungen, welche durch ge⸗ 
nauere Aufmerkſamkeit und Sorgfalt hatten ver⸗ 
mieden werden konnen, dem Staate verant- 
wortlich. 
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F. 87. Gefaͤngnißſtraſe muß an Studirenden 
nur zu ſoſchen Zeiten und Stunden, wo fie dadurch 
an Beſuchung der Cellegien nicht verhindert ſind, 
vollzogen werden. 

91.88. Sie mußb mit gönzlicher Entfernung aller 
Geſellchaft, und Entziehung der gerößnüichen Ber 
quemlichkeiten des lebens verbunden ſeyn. 

F. 89. Wiederholte grobe Exceffe, W 
keit gegen den aeademiſchen Senat, und 
Ausübung der academiſchen Zucht beron 
diente; Auſwlegeleyen, Nottenſti zungen 
Verfüßrung Anderer, müſſen mit Relegation ber 
ſtraft werden. 

F. 90. Ven der erkannten Relegation muß den 
Aeltern oder Vormuͤndern des Stroffelligen fofore 
Nachricht gegeben; er ſelbſt aber ſo lange in ge⸗ 
faͤnglicher Haft behalten werden, bis dieſelben ſel⸗ 
netwegen weitere Verfügungen treffen. 

„91. Von feder erke 
dem der Univerſttaͤt vorgeſe 
Beyleguf 


ſegation muß 


Anzeige ge 
damit di heit der Umf 
die übrigen Univerſitöten gegen die Aufnahme eines 
ſolchen Subjects, vor Kinlänglich nachgewlefener 
Beſſerung, warnen; auch dem Departement, von 
welchem der Relegirke, nach der Facultär, zu wel⸗ 
cher er gehört, eine känftige Befdrberung zu erwar⸗ 
ten hat, davon Nachricht geben loͤnne. 

F. 93. Ein Relegirter ſol weder am Orte, noch 
in der Machbarſchaft, unter irgend einem Vorwan⸗ 
de geduldet werden. 1 

$. 93. Jede anaränjende Gerichtsobrigkeit iſt 
schuldig, ihn auf Requiſſtion des gcademiſchen 
Senats aus ihrer Botmaßigkeit fortzuſchaffen. 


Agent, Geſeb. IV, Band. Al F. 94. 
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F. 94. Grobe Exceſſe, wenn ſie ſich auch noch 
nicht zue Relegation qualiſteiren, ſollen dennoch 
mit Gefängniß⸗, niemals aber mit bloßer Geld⸗ 
ſtrafe ‚geahndet werben. 

So wenig die Stelegation, als eine nach 
den Ge ben verwirkte Gefäͤngnißſtrafe, kann mit 
Gelbe abgekauft werden. 

F. 96. In Anfehung wirklicher Verbrechen der 
Studirenden hat es bey den Vorſchriften der Cri⸗ 
minalgeſetze fein Bewenden. 

Kechte der H. 97. In ihren Privatangelegenheiten bleiben 
de Studirende der Regel nach den Geſeßen ihres Ge⸗ 
ren itwat burtsorts, oder ihrer Heimath unterworfen. 

ang legen F. 98. So lange Studirende noch unter Aeltern 


Dtm. ade Vormändern ehr, bleibt es, wegen ihrer 
Unfähigkeit, für ſich allein verbindliche Verträge 
zu ſchließen, bey den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. 

Heſonders un Studirender, er mag der voͤterli⸗ 


EEE 
in Aude Se oder vorm schaftlichen Gewalt noch unters 


oder kann übernehmen. 

F. 100, Kofigeld, Waſchgeld, Perukenmacher⸗ 
und Barbierlohn, fell nicht über Einen Monathz 
Stubenmlethe, Bettzins und Aufwartung nicht 
über Ein Vierteljahr; Arzeneyen und Arztlohn 
nicht über ein halbes Jahr; und das Honorarium 
für die Collegia hoͤchſtens nur bis zum Ende des 
Eollegii geborgt werden. 

$, 101. Schneider und Schuſter konnen nur auf 
Zehn, fo wie Buchbinder nur auf Drey Thaler 
Eredit geben; und muͤſſen dieſen Credit auf länger 
als Einen Monarch nicht ausdehnen, 


$. 102. 
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F. 102. Das Honorarium für den Unterricht in 
Sprachen und feibesäbungen darf nicht über Drey 
Monathe creditirt werden. 

$. 103. Alle vorſtehend (F. 100. or. 102.) bes 
nannte Gläubiger muſſen, wenn die Zahlung mit 
Ablauf der deſimmten Fiiſt nicht erfolgt, ihre Kor 
derungen längftens binnen Acht Tagen, bey Ver⸗ 
luſt derſelben, gerichtlich einklagen. 

H. 104. Alle andre Privalſchulden eines Studie 
renden ſind nichtig, und begründen keine Klage. 

$. 108. Auch die Verträge, wodurch Sicherheit 
oder Bürgſchaft dafur beſtellt worden, find un⸗ 
krͤͤftig. 

F. 106. Die dafur eingelegten Pfänder muͤſſen 
unentgeltlich zuruͤckgegeben werden. 

$. 107. Iſt auf eine ſolche ungültige Schuld 
von dem Studenten etwas bezaßlt worden; fo koͤn⸗ 
nen die Aeltern oder Vormünder daſſelbe unter ſis⸗ 
kaliſcher Aſſiſtenz zurückfordern. 

9. 108. Hat jemand einem Studirenden Geld 
oder Geldeswerth zu unnützen Ausgaben, oder gar 
zur Uleppigkeit oder Schwelgerey geliehen, oder 
ſonſt creditirt; fo ſoll er, außer dem Verluſte der 
Schuld, auch noch um den ganzen Betrag derſel⸗ 
ben, fiäkaliſch beſtraft werden. 

F. 109, Hat der Schuldner ein ſolches Darlehn 
ganz oder zum Theil bezahlt: fo iſt der Fiskus, 
außer der Strafe, auch das Gezahlte von dem 
Gläubiger beyzutrelben berechtigt. 

H. 110, Wenn aber ein Studirender, durch 
das Außenbleiben der ihm zu feinem Unkerhalte 
ausgeſetzten Gelder, oder durch andere für ihn uns 
bermeibliche Zufälle, in die Notthwendigkeit, ein 
Darlehn zu ſeiner Subſiſtenz aufzunehmen, geſetzt 
iſt: fo muß er ſich mit feinem Gläubiger bey dem 
academiſchen Gerichte melden, und deſſen Einwilli⸗ 
gung nachſuchen. 

a 2 5.111. 
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F. 111. Das Gericht muß die angebliche Noth 
wendigkeit und Beduͤrfniß des Schuldners, fo wie 
die übrigen Umflände der Sache, genau prüfen; 
und wenn ſich hes daben zu erinnern findet, den 
Conſens unter das auszuſtellende Inſtrument ver⸗ 
zeichnen. 

§. 172. Beſonders muß darauf geſehen werden, 
daß die Summe des aufzunehmenden Darlehns 
die wirkliche gegenwärtige Bedürfniß des Schuld 
ners nicht uͤberſteige. 

F. 1g. Der Regel nach darf das ocademiſche 
Gericht für einen Studirenden nicht medr an Schub 
ntiren, als der Vierte Theil der ihm zu 
ſeinem jährlichen Unterhalte beſtimmten Summe 
belt 


ein Studirender dergleichen 
muf er zuvörderſt glaubhaft ange⸗ 
ben, wie viel ihm zu feinem Unter halte auf der Aca> 
demie beſtummt worden. 

. 115. Findet ſich das academiſche Gericht 
durch befondre Umſtände veranſaßt, den Credit des 
Studirenden auf ein höheres Quantum zu erſtrecken; 
fo muß biefes, und die Gründe davon, in dem Con⸗ 
ſens aus drücklich bemerkt werden. 


H. 176. Gleich nach ertheiltem Conſens muß das 
Gericht den Aeltern oder Vormündern des Schuld⸗ 


ners davon Nachricht geben. 
$. 117. Der Conſens ſelbſt muß allemal nur 

auf eine gewiſſe Zeit: und zwar nur auf ſo lange 
gegeben werden, als nöchig iſt, um den Aeltern 
oder Vormündern zu Treffung der nörkigen Zah 
lungsauſtalten Raum zu laſſen. 
F. 118. Mit dem Ablaufe dieſer Friſt muß der 

zlaͤubiger, wenn er inzwiſchen nicht befriedigt wor 
den, es dem academifchen Gerichte, bey Verluſt 
feines Rechts, anzeigen. 


9. 119. 
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$. 119. Das Gericht muß alsdann die den Ael⸗ 
tern oder Vormändern des Schuldners vorgeſetzte 
Obrigkeit, mit Zufertigung des Inſtruments, ‚tes 
quiriten, dieſe zu Abtragung der Schuld allenfalls 
executiviſch anzuhalten, 

$. 120. Alle Gerichte in Königlichen Landen ſol⸗ 
len gebalten fen, dergleichen Neauifitionen, we⸗ 
gen Beytreibung einer gefeßmäßig conſenrirten 
Schuld, ohne Geſtattung prozeſſualiſcher Weit⸗ 
läuftigkekt Folge zu leiſten. 

H. 121. Glauben die Aeltern oder Vormuͤnder, 
erhebliche Einwendungen gegen die Schuld zu ha 
ben: fo mäffen fie den Betrag bey dem regutrirten 
Gerichte niederlegen, und die Einwendungen gegen 
den Gläubiger vor dem geademiſchen Gerichte aus⸗ 
führen. 

$.122. Gegen dieſe den conſentirten Gläubi⸗ 
gern zu verſchaffende prompte Rechtshuͤlfe, duͤr⸗ 
fen fie den Schuldner ſelbſt, wahrend des lau⸗ 
0 feiner Studien, mit Exkeutionen nicht beuvru⸗ 
gen. 

$. 123. Steht der Studirende nicht mehr unter 
Aeltern oder Vormuͤndern: ſo kann der Gläuf 
fh auf die Perfon und das Vermögen des S 
ir ſelbſt, der geſetzmuͤßigen Erecutionsmittel bes 

enen. 

$.124. Hat ein ſolcher Schuldner die Untere 
Fität ohne Befriedigung feiner conſentirten Glaͤu⸗ 
biger verlaſſen, fo ſteht dieſen frey, ihn uberall, 
wo er ſich betreten laͤßt, mit Perſonalarreſt zu ver⸗ 
folgen. V 

$. 125. Fuͤr die dem academlſchen Gerichte in 
dergleichen Angelegenheiten zufallenden Bemoͤhun⸗ 
gen, ſoll demſelben eine billige Belohnung in der 
ihm vorzuſchreibenden Srortultare beſtimmt 
werden. x 


1 3 F. 128. 
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$. 126. Dagegen ſell aber auch das academiſche 
Gericht, wenn es oflichrwidriger Weiſe in unnütze 
und uͤbermäßtge Schulden gewillist, oder ſonſt, 
durch Colluſſon mit einem Studirenden, jemand 
zun Borgen an denſelben vetlettet hat, einem ſol⸗ 
chen Gläubiger für ſeine Forderung felbſt haften. 
Ven dende. $. 127. Jeder Eiudisende muß, wenn er die 
Beugeiffen LUniverfirät derlaffen will, bey feinem lehrern Zeuge 
> niſſe ſeines Fleißes und feiner Ordnung in Abwar- 
| tung der kehrſtunden nachſuchen, und felbige dem 
N Vorſteher des academiſchen Senats uflellen. 
. 128. Diefer muß die Richtigkeit derſelben uns 
| ter dem Siegel der Unlverſität befräftigen, und zu⸗ 
gleich bemerken: ob gegen das ſittliche Betragen 
| des Abgehenden, während feines Aufenthalts auf 
I } der Academie, etwas Nachtheiliges bekannt gewor⸗ 
den fen. 
| K 129. Jeder kandeseingebohrne, welcher ſich zu 
1 Uebernehmung eines Amts, oder ſonſt zur Aus⸗ 
| 


bung feiner Wiſſenſchaft quafiffeiren will, muß 
dergleichen Zeugniß von einer infändifchen Acade- 
mie vorlegen. 


Drey · 
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Von den Rechten und Pflichten des Staats 
überhaupt, 


F. 1. Are Rechte und Pflichten des Staats gegen ne 
feine Borger und Schusverwandten vereinigen ſich wandſte. 
in dem Oberhaupte deſſelden. 
F. 2. Die vorzuͤglichſte Pflicht des Oberhaupts 
im Staate iſt, ſowohl die zußere als innere Ruhe 
und Sicherheit zu erhalten, und einen jeden bey dem 
Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu ſchͤͤtzen. 
$. 3. Ihm kommt es zu, für Anſtalten zu ſor⸗ 
gen, wodurch den Einwohnern Mittel und Gelegen⸗ 
heiten verſchafft werden, ihre Fählgfeiten und 
Keäfte auszubilden, und dieſelben zur Befoͤrde⸗ 
rung ihres Wohlſtandes anzuwenden. 
F. 4. Dem Oberhaupte im Staate gebuͤhren das 
her alle Vorzüge und Rechte, welche zur Errei⸗ 
chung dieſer Endzwecke erforderlich ſind. 
K. 5. Die Vertheidigung des Staats gegen aus⸗ mel 


wärtige Feinde anzuordnen; Kriege zu führen; rechte. 
Frieden zu ſchließen; Bündniſſe und Vertrage mie 
fremden Staaten zu errichten, kommt allein dem 
Oberhaupte des Staats zu. 

F. 6. Das Recht, Geſetze und allgemeine Poli⸗ 
zeyverordnungen zu geben, dieſelben wieder aufzu⸗ 
heben, und Erklärungen darüber mit geſezlicher 
Kraft zu ertheilen, iſt ein Majeftätsrecht. 

F. 7. Prioilegia, als Ausnahmen von derglei⸗ 
chen Geſetzen zu bewilligen, Standes erhoͤhungen, 
Staatsaͤmter und Wurden zu verleihen, gebüuͤhret 4 
nur dem Oberhaupte des Staats. 1 

F. 8. Todesurtel, lingleichen ſolche, die eine 
Zehnjährige Gefaͤngniß⸗ oder noch längere oder 
Grtete Strafe feſtſetzen, konnen ohne auosdrück⸗ 

1114 liche 
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liche Beftätigung des Oberhaupts im Staate nicht 
vollzogen werden. 

9.9. Das Recht, aus erheblichen Gruͤnden Ver⸗ 
brechen zu verzeihen: Unterſuchungen nlederzuſchla⸗ 
gen; Verbrecher ganz oder zum Thell zu begnadi⸗ 
Zuchthaus, Feſiungs⸗ oder andere härter 
leibesſtrafen in gelindere zu verwandeln, kann nur 
von dem Oberhaupte des Staats unmittelbar aus⸗ 

Abt werden; jo weit er nicht daſſelbe, für gewiſſe 
von Verbrechen oder Serafen, einer ihm une 
tergcord sten Behörde ausdrücklich uͤbertragen hat. 

$. 10. Durch dergleichen Aufhebung eines Ver⸗ 
brichens, oder durch die erfolgende Begnadigung 
des Verbrechers, ſollen aber die aus der That ſelbſt 
wohl erworbenen Privatrechte eines Dritten nie⸗ 
mals 1 werden. 

$. Vielmehr bleibt dieſem, wenn auch die 
Pipi u rſuchung gegen den Angeſchuldigten 
fiedergeichlagen werden, dennoch fren, die Nich⸗ 
tigkeit der Tharfache , ſo weit es zu Begrundung 
ſeines Rechts erforderlich iſt, im Wege des Civil⸗ 
progeffes nach zu werſen. 
§. 12. Das Recht, Münzen, Maaß und Ge 
wicht zu beſtimmen, gehort zu den Majeftärss 
rechten. 

F. 13. Alle in Staate vorhandene und entſte⸗ 
hende Geſellſchaften, und oͤffentliche Anſtalten, 
find der Auffiche des kandesherrn, nach dem Zwecke 
der allgemeinen Ruhe, Sicherheit, und Ordnung 
unterworfen. 

H. 14. Damit das Oberhaupt des Staats die 
ihm obliegenden Pflichten erfuͤllen, und die dazu 
erforderlichen Koſten beſtreiten konne, ſind ihm 
seit Einkünfte und nutzbare echte bey 
gelegt. 
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$..15. Das Recht, zur Beſtreitung der Staats⸗ 
beduͤrfniſſe, das Privatvermögen, die Perſonen, 
ihre Gewerbe, Produkte, oder ſumtion mit 
Abgaben zu belegen, iſt ein Maſeſtätskecht. 

. 16, So weit die Beſorgung gewiſſer zu den 
Rechten und Pflichten des Staats gehörender Anz 

gelegenheiten und Gefchäfte den Beamten des 
Staats vermoͤge ihres Amts obliegt (J. 70% muß 
dieſen, innerhalb der Gränzen ihres Auftrags, 
eben fo, wie dem Sandesheren ſelbſt, Folge: gelei: 
ſtet werden. 

H. 17. Rechts angelegenheiten, welche die Per⸗ Pest 
ſonen- und Familten rechte des Landesherrn und fer ehe d 
nes Hauſes betreffen „. werden nach den Hausver en 1 
faſſungen und Vertragen beſtimmt. ele Far 

$. 18. Andre Privathandlungen und Geſchöfte ne 
derſelben ſind nach den Geſetzen des landes zu be⸗ 
urtheilen. 


Vierzehnter Titel. 


Von den Staatseinkünften und ſiskaliſchen 
Nichten. 


H. x. Aue Arten der Staatseinkuͤnfte, welche aus Bexrif des 

dem Beſteurungsrechte, aus dem beſondern Staats- kus. 
eigentzume, den nutzbaren Negalien, und andern 
Staatsabgaben fließen, werden unter der Benen⸗ 
nung des Fiskus begriffen, und haben beſondre 

Vorzußsrechte. x 

H. 2. Dem Beſteurungstechte, als einem Hoheits⸗ 
rechte des Staats (Tit. XIIl. $. 15.), find alle dieje⸗ 
nigen unterworfen, die fuͤr ihre Perfonen, Vermdgen, 

oder Gewerbe, den Schutz des Staats genießen. 
$. 3. Welchen Claſſen von kandeseinwohnern 
oder Beſißungen die Befreyung von einer oder 
111 5 der 
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der andern Art der Staatsobgaben zukomme, iſt, 
nach Verſchiedenbtit der Provinzen, in den beſon⸗ 
dern Geſetzen dezſelben beſtimm 

4. Eiahelne zandesein wohner, Corporatio⸗ 
nen oder Gemeinen können die Befreyung von den 
Abgaben derjenigen Claſſe, zu welcher fie gehören, 
in der Regel nur durch Verträge oder ausdrückliche 
Privilegia erlangen. 

$. In wie fern dergleichen Befreyung durch 
Verſährung erworben werden könne, iſt gehörigen 
Orts beſtimmt. (Th. J. Tit. X. F. 656 659.) 

9. 6. Alle ſolche ausdrücklich eder ſtillſchwei⸗ 
gend erlangte Befreyungen find nach ben Vorſchrif⸗ 
ten der Einleitung H. 58 62. und H. 66 76. zu be⸗ 
urtheilen. 

$ 7. Durch dergleichen Ausnahmen ſollen die 
übrigen Mitglieder derſelben Claſſe mit hoͤtern la⸗ 
ſten nicht beſchwert werden. 

F. 8. Wer ein ſolches zur Belaſtung der uͤbri⸗ 

gen Mitglieder gereichendes Privilegium für ſich 
anföbtt, gegen den gilt die Vermuthung, daß er 
ſelbiges erſchllchen habe. 

F. 9. Streitigkeiten, welche über die Verthei⸗ 
lung der aus dem Beſteürungsrechte fließenden Ab⸗ 
gaben unter den Contribuenten entſtehn, werden, 
in Ermangelung hinlönglicher durch Vertrage, 
wohlhergebrachte Gewohnheiten, oder beſondere Ge⸗ 
ſetze begruͤndeter Beſtimmungen, nach den Regeln 
einer ohne ausdtuͤcklichen Vertrag entſtandnen Ge: 
meinſchaft (Th. J. Tit. XVII. Abſchn. I.) beur⸗ 
theilt. 

H. 10. Streitigkeiten über Befreyungen ſollen 
nach obigen Gtſetzen (F. 2 80, übrigens aber nach 
denjenigen, welche über den angeführten Grund 
der Exemtion ergangen ſind, entſchieden werden. 


gr. 
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F. 11. Einzelne Grundſtücke, Gefälle, und Domainen, 
Rechte, deren beſondres Eigenthum dem Staate, 
und die aus ſchließende Benutzung dem Oberbaupte 
deſſelben zukommt, werden Domainen: eder Cam⸗ 
mergüter genannt. 

F. 1a. Auch diejenigen Guͤter, deren Einkünfte 
zum Unterhalte der Familie des Landesherrn gewid⸗ 
met worden, find als Domalnengüter anzufehen, 

F. 13. Was Perfonen aus der Kamille des lan⸗ 
desherrn durch eigene Erſparniß, oder auf andere 
Art, guͤltig erworben haben, wird, ſo lange von 
dem Erwerber oder ſeinen Erben keine ausdrückliche 
Einverleibung erfolgt, und ſo weit darüber durch 
Familienverträge und Hausverfaſſungen nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt, als Privatelgenthum bes 
trachtet. 

F. 14. Eben das gilt von Gütern und Sachen, 
welche der Landesherr felbft aus eigenen Erfparniffen, 
oder durch irgend eine andere auch bey Prlvatper⸗ 
ſonen ſtatt findende Erwerbungsart, an ſich ge⸗ 
bracht hat. 

$ 18. Hat jedoch derjenige landesherr, welcher 
ein ſolcher erſter Erwerber war, uber unbewegliche 
von ihm auf dergleichen Art erworbene Sachen, 
weder unter lebendigen, noch von Todes wegen ver⸗ 
fuͤgt: fo find dieſelben für einverleibt in die Do; 
meinen des Staats anzuſehn. 

H. 16. Domainengüter können nur in ſo weit 
an einen Privatbeſitzer gültig gelangen, als der 
Staat dagegen auf andere Art ſchadlos gehalten 
worden. 

$. 17. Inſonderheit konnen fie gegen andere Gü⸗ 
ter vertauſcht, in Erbpacht ausgethan, oder gegen 
fortwährende Zinſen den Unterthanen zum erblichen 
Beſite vertheilt werden. 


$ 18. 


! 
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$. 18. Uebrigens gilt, wenn ein Domafnengut 
einer Privatperſon gegen Entſchaͤdigung uberlaſſen 
I} worden, die Vermuthung, daß die Schadlos hal⸗ 
N tung derhältnifimäfig geweſen fen. 

H. 19. Wer aber wiſſentlich den Beſitz eines Do⸗ 
mainenguts ohne dergleichen Schadlosgaltung an 
ſich gebracht hat, der iſt als ein unredlicher Be⸗ 
ſiter anzufehn. (Th. 1. Tie. VII. F. 10. faq. H. 40. 


2 
F. 20. lehne, welche dem Dberhlinpte des 


verleihen. 
21. Die : und Heerſtraßen, die von 
Natur ſchiffbaren Ströhme, das Ufer des Meeres 
und die Hafen, find ein gem Eigenchum des 
Staats. (Tit. XV. Abschn. J. 8 

F. 22. Eden dahin wird auch das ausſchließende 
Recht, gewiſſe Arten der hetrenloſen Sachen in Be⸗ 
fi zu nehmen, gerechnet. (Tit. VI.) 

H. 23. Ein Gleiches gilt, nach gemeinen Rech⸗ 
ten, von der Befuguß, verwirkte Guter einzu⸗ 
ziehn, große Geldſtrafen aufzuſegen, und Abzugs⸗ 
gelder zu fordern. (Tit. XW I.) 

Niedere $. 24. Die Nutzungsrechte vorſtehender Arten 
Regalien. des Staatseigenthums (5. ar. 22. 23.), werden 
niedere Regalien genannt. 

$. 25. Dies gemeine Staatseigenthum ſelbſt ift 
den Domainen voͤllig gleich zu achten. 

H. 26. Die einzelnen Nutzungsrechte oder nie⸗ 
dern Regalien aber können von Privatperſonen 
und Communen erworben und beſeſſen werden. 

27. IR ein dergleichen niederes Regale, zur 
Zeit der Verleizung, von dem Staate ſchon wirk⸗ 
lich benutzt wordent fo finden dabey die Vorſchrif⸗ 
ten F. 16 19., wie bey Domainen, Anwendung. 


$. 28. 
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$.28. Wem das Oberhaupt des Staats der⸗ 
gleichen Nutzungsrecht verliehen hat, der kann, 
zur Vertheldigung deſſelben, auf den Beyſtand des 
fiskaliſchen Amts gegründeten Anſpruch machen. 

9. 29. Es darf aber der Privarbefiger die Be 
nutzung der vom Staate ihm übertragenen Rechte 
nicht weiter ausdehnen, als der Staat ſeldſt der 
gleichen Regalien zur Zeit der Uebertragung ge⸗ 
nutzt hat. 

H. 30. Sind Art und Schranken der Benutzung 
bey der Verleihung ſelbſt ausdrücklich beſtimmt 
worden: jo kann der Privatbeſitzer fein Recht, um: 
ter leinerley Vorwande, auf andere Art, oder in 
einem weitern Umfange ausüben, 

H. 31. Ueberhaupt verſtaht ſich dergleichen Ver⸗ 
leihung allemal unter der Einſchrankung auf den 
beſtimmten Ott, oder auf die vorausgeſetzten Fälle 
oder Begebenteite 


„ 32. als dieſer beſtimmten Gränzen 
aber gilt die Vermuthung, daß das Regale dem 
Privatbeſitzer ausſchliaßend zukomme, und der 
Staat ſich der Mitausuͤbung begeben habe. 

F. 33. Sind die Gränzen des Rechts in der 
Verlelhungsurkunde nicht deutlich bestimmt: fo 
findet wegen deren Auslegung alles ſtatt, was von 
Auslegung der Privilegien verordnet iſt. (Einlei⸗ 
tung h. 59:62.) 

b. 34. Wenn der Staat einem Drivarbefißer ein 
Gut mit allen Regalien, oder mit Rega⸗ 
lien uberbaupt, ohne weitere Beflimmung, d 
darunter nur diejenigen nie⸗ 
n, welche andern Gütern 
derſelben Art, in derſelben Provinz, oder in eben 
dem Diſtriete, gewöhnlich beygelegt find. 

9. 35. Von der Verföhrung der Regalien gilt Pos der 
alles, was von der Verjahrung gegen den e 188 


HN 


Rraalien 
me) Dos 
Mahn, 
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kus überhaupt verordnet iſt. (Th. I. Tit. IX. 
$. 629. (et.) 

F. 36. Das Eigenthum der Domainen hingegen 
kann dem Staate auch durch eine ſolche Verjährung 
nicht entſogen werden. 

F. 37. Vielmehr muß derjenige, der eines ſol⸗ 
ms ſich anmoßt, des für ſich haben⸗ 
17 den Titel oder Rechtogrund, 
auf welchem Se jis beruhet, gegen den Fiskus 
angeben und nachweiſen. 

F. 38. Doch ſoll die Verjährung durch den Ber 
i& vom „Jab 1740 auch bey D mafnengürern ſtatt 
finden. (Th. I. Tir. IX. 5. 541. 1990 

39. Auch hat derjenige, welcher ſich in 
einem Bier und vierziajährigen ruhigen Beſitze 
eines Domainenguts befindet, die Vermuthung 
fuͤr ſich, daß er es aus einem rechtsguͤltigen Titel 
beſitz 
F. 40. Er muß alſo bey dieſem Beſitze fo lange 
geſchuͤtzt werden, als nicht ausgemittelt worden, 
daß bey der erſten Veräußerung entweder gar kein 
rechtsguͤltiger Titel zum Grunde gelegen habe, oder 
daß dabey die Vorſchrift des F. 16. nicht beobachtet 
worden ſey. 

H. 41. Wer nach Verlauf von Zwanzig Jahren, 
vom Tage der erfolgten Abtrennung von den Dir 
mainen an gerechnet, ein ſolches Gut redlicher Weiſe 
an ſich gebracht har, dem kommen, wenn auch 

Fiskus zur Nicforderung an ſich berechtigt IR, die 
Borfehiften des Funfzehnten Titels im Exften 
4 55 faq. zu ſtatten 

ird nicht über das Eigenthum eines 

s, ſondern nur über einzelne Per⸗ 
kinenzſtücke deſſelden, oder uber Dienſtbarkelts⸗ 
und andere Rechte, deren das Domainenamt ger 
gen einen Dritten, oder dieſer gegen das Amt, 
ſich anmaßt, geſtrirten: "fe finden auch bey Do⸗ 
mainen 


— 
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mainen die allgemeinen Grundſäze von der Ver⸗ 
jährung gegen den Fiskus Anwendung. (Tg. I. 
Tit. IX. F. 629. faq.) 

H. 43. Eben das gilt bey den zwiſchen einem Dos 
mainen und einem andern Privatgute entſtehen⸗ 
den Graͤnzſtreitigleiten. 

F. 44. Die Urt der Erhebung und Verwaltung Sistatifge 
der verſchledenen Gtaatseinfünfte bangt von dem e 
Oberhaupte des Staats ab. 

F. 4. Der Staat hat, zu feiner Sicherheit, .) Boreech / 
in dem Vermögen feiner Eaſſenbedienten, Domal⸗ Ser 
nenbeamten und Pächter, ein in der Concurs 
ordnung näher beſtimmtes geſetzlches Vor, 
zugsrecht. 

$. 46. Unter Coffenbebienten find bier Nendan- Sache, 
ten, Controlleur, Caſſirer, Caſſenſchrelber, und les und 
Diener oder Boten zu verſtehen. iber. 

H. 47. Das ſisfaliſche Vorrecht erſtreckt ſich auf 
das geſammte Vermögen des Schuldners, welches 
ſich zu der Zeit, wo er, wegen der ihm zur fat 
fallenden Vertretung, in rechtlichen Anſpruch 
genommen wird, in ſeinem Cigenrhume noch 
befindet. 

F. 48. Auf einen dritten redlichen Befißer einer 
zu dem Vermögen des Caſſenbedienten gehörig ge⸗ 
weſenen Sache, geht die Belaſtung mit dleſem 
Vorrechte, mit der Sache zugleich, nur alsdann 
uͤber, wenn es eine unbewegliche Sache, und 
wenn die Eigenſchoft des vorigen Beſſhers, als 
eines Caſſenbedienten, Domainenbramten, oder 
Paͤchters, im Hypothekenbuche ausdrücklich ver⸗ 
merkt iſt. 

F. 49. Dagegen haftet ein ſolcher Caſſenſchuld⸗ 
ner mit feinem geſammten in dem F. 47. bemerk⸗ 
ten Zeitpunkte vorhandenen Vermoͤgen, für ale 
les, was er aus ſeiner Amtsführung, oder aus jez 

nem 


len, 
5 
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nem Pachteontrafte, dem Fiskus zu leiſten oder zu 
erſetzen hat. 

$. 50. Nur dieſenigen Privatglöubſger gehen 
in dem Vermdgen des Schuldners dem Fiskus vor, 
welche ihr Eigenthum zurückfordern, oder die durch 
göltige DBerofänvung beweglicher, oder durch der⸗ 
gleichen Eintragung auf unbewegliche Vermoͤgens⸗ 
ſtücke, ein dingliches Recht erlangt haben. 

F. 51. Die Gultigkeit einer Verpfaͤndung, wel⸗ 
che vor angelegtem allgemeinen oder beſondern Be⸗ 
ſchlage auf das ganze Vermögen des Schuldners, 
oder auf gewiſſe Stucke deſſelben, von ihm vorge⸗ 
nommen worden, iſt nach eben den Grundſätzen zu 
beurtheilen, welche die Concursorvnung für den 
Fall vorſchreibt, wenn ein Gemeinſchuldner, vor 
oder nach erbffnetem Concurſe, Verfügungen über 
fein Wangen 1 bat. 
heliche Eintragungen find 
zum Nach worrechts gültig, welche 
geſchehen find, ehe noch der Caſſen⸗ oder Domals 
nenbeamte dus Amt, oder der Pächter die Pachtung 
übernonmen bat. 

F. 33. Ferner diejenigen, die auf eine unbeweg⸗ 
liche Sache vermerkt worden, ehe noch dieſelbe an 
den Beamten oder Wächter gelangt iſt. 

F. 54. Endlich diejenigen, welche der Beamte 
Poͤchter, bey leber nehmung eines während 
oder Pacht erworbenen Grund⸗ 
ugleich, in das Hy⸗ 

pothekenbuch bat eintragen laſſen. 
ch gilt Letzteres (§. 54.) nur von 
digen Kaufaeldern, oder andern aus dem 
un verirage entſoringenden Verbindlich 
keiten; ingleichen von Vermaͤchtniſſen, oder am 
dern Abgaben, Bedingungen und Leistungen, 
mit 


od 
feiner Amtefüh 
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mit welchen ein dem Beamten oder Pächter durch 
Erbgangsrecht zugefallenes Gut auf denſelben 
übergegangen if, 

$. 56. Was vorſtehend $. 52-55. von Grund⸗ 
ſtäcken ſelbſt verordnet iſt, gilt auch von deren Zur 
behörungen und Inventartenſtäcken. 

F. 57. Wenn die Krleges⸗ und Domainencante 
mer, oder andere dem Beamten oder Pächter in 
der Provinz vorgeſetzte hoͤchſte Behörde, in die 
Eintragung einer Schuld ausdrücklich gewilligt 
hat: ſo muß die Eaffe einem ſolchen Gläubiger mit 
ihrem Vorrechte in Anſezung dieſes Grundstücks 
nachſtehn. 

9. 38. Wenn für einen Beamten oder Pächter 
eine gewiſſe beſtimmte Caution feſtgeſetzt, und dies 
felbe auf feine Grundſtuͤcke eingetragen worden: 

ſo kann die Caſſe von ihrem Vorrechte, in Anſe⸗ 
bung dieſes Grundſtuͤcks, nur nach Höhe der bes 
ſtimmten Summe Gebrauch machen; und ſteht mit 
dem Ueberſchuſſe ihrer Forderung ſaͤmmtlichen ein⸗ 
getragenen Gläubigern nach. 

. 59. Wie die Mißbraͤuche des Caſſenvor⸗ 
rechts zu beſtrafen, und die dadurch veranlaßten 
Hintergehungen anderer Gläubiger zu ahnden, iſt 
im Zwanzigſten Titel verordnet. (Abſchn. VIII.) 

F. 60. In dem Vermögen desjenigen, welcher 
ein Finanz oder Caſſengeſchaͤft bloß als einen 
beſondern und außerordentlichen Auftrag zu be⸗ 
ſorgen hat, gebührt dem Staate, bey entſtehen⸗ 
der Unzulänglichkeit, nur das in der Concurs⸗ 
ordnung näher beſtimmte Vorrecht der Vierten 
Claſſe. 

F. 6r. Das Privilegium der Staatecaſſen kann 
nur auf ſolche Kreiscaſſen, in welche die Landes⸗ 
herrlichen Steuern entrichtet werden müffen, nicht 
aber auf Commun und andere Öffentliche Caſſen 
im Staate ausgedehnt werden, wenn gleich ein 

Allgem. Geſetb. IV. Band. M mi m Theil 
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Theil der Einkuͤnſte dieſer letztern in die Staats⸗ 
caſſe fließt. 
$. 62. Die Caſſenbedienten bey den Prinzlichen 
Cammern werden, auch in Anjehung des Caſſen⸗ 
N vorrechts, den kandesherrlichen Caſſenbedienten 
N gleich geachtet. . 


L. 63. Eben das gilt von den Verwaltern und 
Pächtern ſolcher Prinzlichen Güter, welche nach 
F. 12. zu den Domainen des Staats gehören. 

. 64. Hingegen find Beamte und Pächter auf 
ſolchen Prinzlichen Gütern, welche den Domainen 
des Staats noch nicht einverleibt worden, dieſem 
Caſſenvorrechte nicht unterworfen. 

„ indem 9. 65. Ja Anſehung der firirten beftändigen Abs 
} wenden, gaben gebüßet den Gtaatstaffen dae Vorzugsrecht 
ſenſchund vor allen andern Gläubigern, auf einen Rückſtand 
2 der beyden letzten Jahre, nach näherer Vorſchrift 
der Concursordnung. 

F. 66. Alle andere Forderungen des Fiskus, fie 
1 mögen entſpringen, woher fie wollen, Geldſtrafen 
| allein ausgenommen, genießen das in eben dieſem 
| Gefehe beſlimmte Vorrecht der Vierten Claſſe. 
1 §. 67: In Anfehung der erkannten Geldſtra⸗ 
| fen ſteht der Fiekus allen übrigen Gläubigern des 
} 
I 
I 
N 
1 


Schuldners nach. . 

H. 68. Kann jedoch nachgewieſen werden, daß 

eine Schuld bloß zur Vereitelung der Strafe ger 
macht worden, und dieſes dem Gläubiger bekannt 
geweſen ſey: jo muß der ſelbe dem Fiskus weichen. 

F. 69. Conſiscirte Sachen nimmt der Staat als 

ſein Eigenthum an ſich. 

H. 70, Doch geht auch eine ſolche Sache mit 
| den zur Zeit der Confiscation darauf haftenden la⸗ 
| fien an den Fiskus Über, 
| §. 71. Wo nad) beſondern Geſetzen der Werth 

an die Stelle der ſonſt zu confiscirenden Sache 
tritt 


6 ⁰ 
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tritt, bat der Fiskus dieſen Werth in der Vierten 
Claſſe zu fordern. 


$. 72. Die Bank, und andre dem Staate gehd⸗ 
rende Handlungsanſtalten, genießen die fiskali⸗ 
ſchen Rechte nur fo weit, als ihnen dieſelben 
durch ein beſondres Privilegium ausdrücklich bey⸗ 
gelegt worden. 


9.73. Eine minder privilegirte Caffe erhält bar 
durch, daß ihre Einkünfte zu einer mehr privlle⸗ 
girten beſtimmt und angewieſen worden, kein gröͤſ⸗ 
feres Recht. 

$ Wie weit eine Privatperſon, ber eine 
fiskaliſche Forderung cedirt worden, in die Rechte 
des Fiskus trete, und wie weit der Fiskus, der ei⸗ 
ne Privatforderung übernimmt, daben von feinen 
Vorrechten Gebrauch machen könne, iſt nach den 
allgemeinen Vorſchriften von Ceſſtonen zu beurthei⸗ 
len. (Th. J. Tit. XI. F. 402406.) 


H. 75. In wie fern beſonders die fiskaliſchen Vor⸗ 
rechte bey der Verjährung, in Anſehung der Sachen 
und Rechte, welche der Fiskus einer Privatperſon 
überlaſſen, oder von derſelben uberkommen hat, 
Fate finden, iſt am gehörigen Orte beſtimmt. (Tb. 1; 
Dit. IX. §. 635640.) 

$. 76. Bey dem Gebrauche, der Benußung 2) Yen ber 
und Verwaltung der Domainen und Regalten, ken 
kommen dem Staate der Regel nach, nur eben Bananen 
die Rechte zu, wie einem jeden Privateigen⸗ 
thuͤmer. 


. 77. Beſondre Vorrechte des Staats bey ge. ande 
wiſſen Angelegenheiten und Geſchaͤften müſſen durch 5 
ausdrückliche Geſetze beſtimmt fenn. 19 

. 78. Ueber die Verbindlichkeit zur Entrich ) 8% 
tung allgemeiner Anlagen, denen ſämmtliche Ein: Prsstien, 
wohner des Staats, oder alle Mitglieder einer ge⸗ 


M m m 2 wiſſen 
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e Cloſſe derſelben, nach der beſtehenden kandes⸗ 
g unterworfen find, (F. 2. 3.) findet fein 


ehauptet aber jemand aus beſondern 


$. 79. 
Gründen die Befreyung don einer ſolchen Abg 
be, (F. 4. 0 oder behauptet er in der Beſtimmung 


feines über die Gebühr belaſtet zu 85 
&: 9.) fo fi ku er darüber rechtlich gehört wer 
h muß der, welcher fi über eigene 
ert, in allen Sällen; fo wie der, wel⸗ 
r n bei haupt tet, wenn er nicht menige 
3 ſeit Jwey J ren im Beſitze der Freyheit ſich 
befin det, die von ihm geforderten Abgaben, waͤh⸗ 
rend des Prozeſſes, mit Vorbehalt ſeines Rechts, 
entrichten. 

F. gr. Alle Streitigkeiten zwiſchen dem Fiskus 
und "Peivatperfonen, tiber Befugniſſe und Oblle⸗ 
genheiten, welche nicht auf ſolchen allgemeinen An⸗ 
lagen berufen, follen im ordentlichen Wege Rech⸗ 
tens, nach den Geſetzen des Staats, erörtert und 
entſchieden werden. 

§. 82. Inſonderheit iſt jeder, mit welchem der 
Fiskus in Verträge oder andre einzelne Geſchöfte 
ſich eingelaſſen hat, bey entſtehendem Streite, 
rechtliches Gehör und Erkenntniß darüber zu ver⸗ 
langen befugt. 

§. 83. Auch die vermöge allgemeiner Anlagen 
zu fordern habenden Mückſtonde, muß der Fiskus 
durch feine Beamten, im Wege Rechtens einſor⸗ 
dern, fobald es daben auf ein Vorzugsrecht gegen 
einen Dritten ankommt. 

H. 84. Doch genießt der Fiskus in allen feinen 
Prozeſſen einen privilegirten Gerichtsſtand, und 
die Befreyung von den ſonſt gewöhnlichen Ge: 
richtsgebuͤhren. 

9.85. 
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Fiss. Wenn Diener des Staats, oder ſiskoli⸗ 
ſche Beamte, andre Privatperſonen mit ungegrün⸗ 
deten fisfalifchen Prozeſſen vorſätz ich beunruhigens 
fo muͤſſen fie denſelben die dadurch verurſachten Kos 
ſten aus eignen Mitteln erſetzen. 


Funfzehnter Titel. 
Von den Rechten und Regalien des 
Staats in Anſehung der Landſtraßen, 
Ströhme, Hafen, und Meeresufer. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Land und Heerſtraßen. 


* 
K. 1. Wege, die von einer Graͤnze des Landes Bearif. 
zu einer andern, oder von einer Stadt, von 
einem Poſt⸗ oder Zollamte, entweder zu einem 
andern, oder zu Meeren und Hauptſtroͤßmen 
führen, werden Sand.» oder Heerſtraßen ger 
nannt. 

H. 2. Otzne beſondre Erlaubniß des Staats Rechte der 
darf ſich niemand einer Verfügung über ſolche Staate 
Straßen anmaaßen. 

9. 3. Auch alsdann nicht, wenn die Verfü⸗ 
gung an ſich dem Gebrauche der Straße für die 
Reiſenden unſchoͤdlich wäre. x 

H. 4. Der Staat hingegen iſt berechtigt, die 
fand = und Heerſtraßen, fo wie er es zum ges 
meinen Beſten dienlich findet, zu verändern und 
zu verlegen. 

% 5. Doch muß er alsdann die Eigenchümer 
der Grundſtücke, äber welche die verlegte Straße 
geht, entſchaͤdigen. 

„. 6. Wird durch Verlegung einer Straße, die 
nicht aus unvermeidlicher Rothwendigkeit vorge⸗ 
Mm m 3 nom⸗ 


Mlicht des 
Staats. 


Unterhal⸗ 
tung der 
Wege. 


910 Zweyter Theil. Funfzehnter Titel. 


nommen worden, einem Privatbeſizer ein nutzba⸗ 
res Recht, welches ihm ausdruͤcklich in Beziehung 
auf dieſe Straße vom Staate verliehen war, ganz 
entzogen, oder beträchtlich geſchmälert; fo findet 
wegen feiner Entſchaͤdigung eben das ſtatt, was 
wegen Aufhebung der Privilegien verordnet iſt. 
(Einleit. F. 74. 75.) 

$. 7. Der freye Gebrauch der Sand: und Heer⸗ 
ſtraßen iſt einem jeden zum Neifen und Fortbrin⸗ 
gen feiner Sachen geſtattet. 

9.8. Alle andre Nutzungen aber, welche von 
ſolchen Straßen gezogen werden konnen, gehören 
nach gemeinen Rechten zu den niedern Regallen. 

$.9. Die Nutzungen der an den bandſtraßen ges 
pflanzten Bäume kommen in der Regel demjenigen 
zu gute, welcher die Baͤume gepflanzt hat. 

§. 10. Muß ein andrer, als der, welcher die 
Pflanzung zuerſt angelegt hat, dieſelbe unterhal⸗ 
ten: jo kommt dieſem die Nutzung der Baume zu. 

Kr. Gegen den Genuß der dem Staate von 
den Landſtraßen zukommenden Nutzungen, iſt er 
verpflichtet, für die Unterhaltung der Sicherheit und 
Bea nemlichkeit derſelben zu ſorgen. 

$. 12. Fur den aus Unterfaffung dieſer Pflicht 
entſtandenen Schaden ſind diejenigen, welche bey 
der vom Staate ihnen aufgetragenen Sorge dafür, 
ſich eines groben oder mäßigen Verſehens ſchuldig 
gemacht haben, verantwortlich. 

§. 13. Die Einwohner der an ber Straße lies 
genden Gegend find, nach gemeinen Rechten, zur 
Arbeit mit Hand⸗ und Spanndienſten bey Unter, 
haltung und Beſſerung der Wege, nach der Anord⸗ 
nung des Staats verbunden. 

F. 14. Dieſe Verbindlichkeit erstreckt ſich auf 
alle Einwohner, durch deren Diſtriet, Kreis, oder 
Kiechſpiel, dergleichen Landſtraße geht, und % 

na 
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nach den Geſetzen oder landesverfaſſungen zur Ge⸗ 
meinarbeit verpflichtet ſind. 

ens, Wo durch Peovinzialgefeße, oder beſon; 
dere Wegeordnungen, die Verbindlichkeit zu Un⸗ 
terhaltung der Landſtraßen näher oder anders be⸗ 
ſtimmt iſt, bat es dabey, auch in Zukunft, ledig⸗ 
lich ſein Bewenden. 

$ 16. Auch bey Anlegung neuer Wege kann der dualen, 
Staat von den nach Bir Tannesskefoffing zur Be ge. 
gearbeit überhaupt verpflichteten Einwohnern, wel⸗ 
che von dem neuen Wege Vortheil haben, Hand⸗ 
und Spanndienſte fordern. 

b. 17. Bey der Anlegung von Chauſſeen oder Beſender⸗ 
Dammftrafen , fiate orbinairer kanoſtraßen, find ber Dumm 
die zur Wegearbeit verpflichteten Einwohner nu 
nach dem Maaße zu helfen ſchuldig, nach welchem 
fie bey Anlegung einer gewohnlichen kandſtraße 
Dienſte thun muͤßten. 

K. 18. Den zur Anlegung, Verbreitung, oder 
geraden Führung einer ſolchen Dammſtraße er⸗ 
forderlichen Boden, ingleichen die dazu noͤthi⸗ 
gen, auf der benachbarten Feldflur befindlichen 
Materialien, iſt ein jeder dem Staate zu uͤberlaſſen 
verbunden. 

F. 19. Er muß aber dafuͤr von dem Staate ent⸗ 
ſchaͤdigt werden. 

H. ao, Zu dieſer Entſchaͤdigung iſt der Staat 
denſenigen Boden, oder deſſen Werth, vorzuͤg⸗ 
lich anzuwenden berechtigt, welcher dadurch ge⸗ 
wonnen wird, daß die neue Dammſtraße nicht 
die ganze Breite des bisher gewöhnlichen Weges 
erfordert, oder daß durch die geradere Führung 
der Dammſtraße ein Thell des bisherigen Weges 
liegen bleibt. 

$. 21. Doch kann uͤber ſolche Erſparniſſe des 
Bodens, die auf einer Feldmark ſich befinden, 

Mm m 4 nur 
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nur zu Entſchädigungen für Grundbeſitzer in eben 
der Feldmark verfügt werden. 


F. 22. Auch bleiben demjenigen, welcher nach⸗ 
weiſen kaun, daß der erſparte Boden zu ſeinem Ei⸗ 
genthume gehöre, und bloß mißbrauchsweiſe zu 
dem ehemaligen Wege gezogen worden ſey, ſeine 
Rechte darauf vorbehalten, 


9. 23. Von der gewöhnlichen Unterhaltung fol 


cher Dammſtraßen gilt alles, was von der Unter⸗ 
baltung der Wege verordnet iſt. (5. 13. 1. 18. 


F. 24. Zu Hauptreparaturen hingegen, die oh⸗ 
ne Verſchulden der zur Wegearbeit verpflichteten 
Einwohner entſtanden ſind, find dieſelben nur in 
eben den Maaße, wie bey der Anlegung, zu helfen 
verbunden. (F. 17.) 

$. 25. Den nach h. 7. einem jeden freyſtehenden 
Gebrauch der landſtraßen muß ein ſed 
ben, daß der Andere an dem gleicht 
brauche des Weges nicht gehindert, noch zu Zän 
kereyen oder gar Thatlichkelten über das Auswei⸗ 
chen Anlaß gegeben werde. 


F. 26. Alle Fuhr und landleute, auch andere 
Reiſende ohne Unterſchied des Standes, muͤſſen 
den ordingiren und Extrapoſten, wenn dieſe hins 
ter ihnen kommen, oder ihnen begegnen, aus 
dem Wege fahren, und ſie ohne Schwierigkeit 
vorbeylaſſen, ſobald der Postillion ins Horn ftößt. 

§. 27. Außer dieſen Fällen muͤſſen ledige oder 
bloß mit Perſonen beſetzte Wagen und Kuechen, 
allen mit Sachen und Effekten beladenen Wagen, 
wohin auch Kutſchen, die Koffer oder ſonſtige Ba⸗ 
gage fuͤhren, zu rechnen ſind, ausweichen. 

F. 28. Begegnen ſich zwey beladene oder zwey 
ledige Wagen: fo müſſen beyde auf der rechten 
Site zur Hälfte ausweichen. 

F. 29. 
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$. 29. Kann einer rechter Hand nicht auswei⸗ 
chen: ſo muß dieſes von dem andern ganz ge⸗ 


ſchehen. 

K. 30. Fehlt es auch dazu am Raumes fo muß 
in dem Falle des 9. 27. derjenige, welcher zum Aus⸗ 
weichen verbunden iſt, fo wie in dem Falle des g. 
28. der, welcher den andern zuerſt gewahr wird, an 
einem ſchicklichen Orte ſo lange il halten, bis der 
andere Wagen voruͤber iſt. 

$ 31. Kommt ein Wagen von einem Berge 
oder von einer ſteilen Anhöhe herunter, und ein an⸗ 
derer Wagen fährt pinguf; ſo iſt der letzters jeder⸗ 
zelt zum Ausweichen verbünden; er mag ſchwerer 
beladen ſeyn, oder nicht. 

H. 32. Bey hohlen Wegen, oder andern engen 
Paͤſſen, muß jeder zuvor flille halten, und nach ge 
gebenem deutlichen Zeichen mit dem Horne, mit 
der Peitſche, oder auf andere Art, ſo lange wa 
ten, bis er verſichert iſt, daß kein anderer Wagen 
ſich ſchon darin befindet. 

F. 33. Iſt der hohle Weg oder enge Paß von 
ſolcher Yünge, daß die gegebenen Zeichen von 
einem Ende bis zum andern nicht deutlich gehört 
oder wahrgenommen werden konnen: jo muß an 
ſolchen Platzen, wo Raum zum Ausweichen iſt, 
aufs neue gewartet, und das Zeichen wiederholt 
werden. 

F. 34. Außer den Poſten, muß jeder vorfah⸗ 
rende Wagen dem hinten folgenden und ſchneller 
fahrenden, wenn dieſer nicht anders vorbeykom⸗ 
men kann, und der Raum es erlaubt, auf ein 
gegebenes Zeichen, ſo weit ausweichen, als es 
könn iſt, damit letzterer ſeinen Weg fortſetzen 
konne. 

L. 35. Wer durch Verabſäumung dieſer Vor⸗ 
ſchriften dem andern Schaden zufügt, muß bene 

M i m s ſelben 
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ſelben nach Beſchaffenheit der ihm zur laſt fallen⸗ 
den Schuld erfegen. (Th. J. Tit. VI. §. 11. (gg) 
F. 36. Hat der Beſchädigte durch ſein eigenes 
Verſchen dazu Anlaß gegeben: fo treten die Vor⸗ 
ſchriften des Tit. VI. . 18. 4g. ein. 
F. 37. Fuhrleute haften le ihre Knechte nach 
Vorſchrift des Zweyten Theils Tit, VIII. Abſchn. 
V., ondere Dlenſtgereſchaften aber nur nach 
orſchrift des Erſten Theile Tit. V. . 61, 40. 


Zweyter Abſchnitt. 
Von Stroͤhmen, Hofen, und Meeresufern. 


F. 38. Die Nutzungen ſolcher Stroͤhme, die 
von Mazur ſchiffbar find, gehören zu den Rega⸗ 
lien des Staats. 

b. 29. Privatffäſſe können, zum Nachtheile der 
bisherigen Eigentuͤhmer, in ſchiffbare S 
nicht verwandelt werden. 

F. 40. Findet der Staat die Schiffbarmachung 
eines Privarfluffes dem gemeinen Beſten zutraͤg⸗ 
lich: fo muß er den bisherigen Eigenthümern für die 
dadurch verlohrnen Nutzungen, und vermehrten 
laſten, vollſtaͤndige Schadloshaltung anweiſen. 

F. 41. Uebrigens gehen durch die Schiffbar⸗ 
machung eines Privatfſuſſes die Eigenthumsrech⸗ 
te, ſo weit dieſelben mit der nunmehrigen Beſtim⸗ 
mung des Fluſſes beſtehen konnen, noch nicht 
verloren. 

F. 42. Der Staat kann zwar den Eigenthuͤmer 
eines auch nicht ſchiffbaren Privatſtuſſes noͤthigen, 
den Gebrauch deſſelben zum Holzfloßen zu ge⸗ 
ſtatten; 


§. 43. Er muß aber auch für die vollſtaͤndige 
Cuts cu eines folchen Eigenthuͤmers Br 
. 4 
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H. 44. Der Gebrauch des Flußwaſſers aus df: Slußwaſſtr. 
fentlichen Ströhmen, durch Schoͤpfen, Baden und 
Tränken, iſt einem jeden unverwehrt. 

. 45 Doch muß jeder, welcher Vieh aus einem 
Fluſſe tränken will, der dazu bereits vorhandenen 
Trank und Schwemmſtaͤtte ſich bedienen. 

9,46. Waſſerleitungen dͤͤrfen aus offentlichen Waſerla⸗ 
Stöhmen ohne beſondre Erlaubniß des Staats . 
nicht geführt, noch Walch; oder Badehäuſer daran, 
ohne dergleichen Erlaubniß, angelegt werden. 

F. 47. Die Schifffahrt auf ſolchen Fluͤſſen if, Schiffahrt. 
unter den vom Staate feſtgeſetzten Bedingungen, 
einem Jeden erlaubt. 

9.48. In Provinzen oder Orten, wo Schiffer⸗ 
gilden und Innungen eingeführt find, muͤſſen an⸗ 
dere Einwohner derſelben Provinz, oder deſſelben 
Orts, ſich der Frachtſchifffahrt enthalten. 

49. Unverbundnes Holz auf ſchiffbaren Fisfunge 
n zu flößen, iſt nach gemeinen Rechten Oh 
ein Vorbehalt des Staats; und darf, ohne Vor⸗ 
wiſſen deſſelben, von Privatperſonen nicht unters 
nommen werden. 

50. Fahren und Prahmen zum eignen Ge: lhnen und 
a an 0 A0 eines ſolchen Fluſſes Veabmen. 
alten. 

F. 51. Das Recht aber, Fähren und Prahmen 
zur Ueberfeßung für Geld zu halten, gehort zu den 
Regalien des Staats. 

F. 52. Neue Brücken uber öffentliche Stroͤhme Brüden 
darf niemand, auch auf eignem Grund und Boden, 
ohne beſondre Erlaubniß des Staats anlegen. 

. 53. Die Unterhaltung der Bruͤcken über 
Öffentliche Ströhme liegt in der Regel demjeni⸗ 
gen ob, welcher daſelbſt die Nutzung des 
Strohms hat. 7 


9. 84. 
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F. 54. Brücken über Privakfluͤſſe, welche bloß, 
ober doch haußtſächlich, zum LIebergange der Mei: 
ſenden beſtimmt ſind, muͤſſen von denjenigen, wel⸗ 
chen die Beſſerung des Weges obliegt, unterhal 
ten werden. 

H. 83. Die Ufer der offentlichen Fluͤſſe gehören 
der Hegel nach den Eigenthümern der unmittelbar 
daran ſtoßſenden Grundſtuͤcke. 

F. 56. Auch die Vergrößerung des Ufers durch 
angeichtes Sand waͤchſt den Eigenthümern des Ufers 
zu. (Th. J. Tit. IX. H. 225.241.) 

F. 57. Die, Eigenthüͤmer der Ufer „Öffentlicher 
Flaͤſſe können den Schifffahrenden nicht wehren, 
ſich des teinpfabs an ſelbigen zu bedienen; daran 
zu landen; die Schlffe zu befeſtigen: und die la⸗ 
dung, im Nothfalle, eine Zeitlang an das Ufer 
auszuſetzen. 

K. 88. Wito aber dadurch das Ufer ſelbſt, oder 
deſſen Befeſtigung beſchaͤdigt; oder wird dem Eis 
genchuͤmer die Nutzung des Ufers entzogen, oder, 
gefchmälget: ſo kann er von den Urhebern des Scha⸗ 
dens Erfaß fordern. 

H. 59. In wie fern er, zur Deckung dieſes Scha⸗ 
dens, gegen fremde oder unbekannte Schifffahrer 
zur Pfändung schreiten könne, iſt nach den allgemei⸗ 
nen Grundſätzen von Pfaͤndungen zu beurrgeifen, 
(Tb. I. Tit. NIV. Abſchn, IV.) 

F. 60. Was vorſtehend von dem den Schißffah⸗ 
renden zu geſtattenden Gebrauche des Ufers, und 
der dem Elgenthuͤmer dafuͤr zukommenden Schad⸗ 
loshaltung verordnet iſt, findet auf Holzfloͤße eben⸗ 
falls Anwendung. 

$. 6r. Niemand darf an ſeinem Ufer etwas an⸗ 
legen, wodurch der Lauf des Fluſſes zum Mache 
theile der Schifffahrt gehemmet, eingeſchraͤnkt, 
oder ſonſt verändert wird. 


F. 62. 
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8.65. Es fell daher auch niemand an, oder in öf⸗ 
fentlichen Fluͤſſen, Waſſerbaue führen, obne ſich vor⸗ 
ber bey dem Staate gemeldet, und die Geneh⸗ 
migung deſſelben erhalten zu haben. 

9.63. Ordinaire Beſeſtigungen der Uftr, in Dfnume, 
gleichen Dämme, wodurch nur die zundchſt dar⸗ N 
an ſtoßende Felder gegen Uleberſchwemmungen ger 
deckt werden follen, müuͤſſen der Regel nach von den 
Eigenthaͤmern der Ufer unterhalten werden. 

F. 64. Zur Anlegung und Unterhaltung von 
Hauptdaͤmmen, die einer ganzen Gegend zum 
Schuße gegen die ſieberſchwemmungen dienen ſol⸗ 
len, muͤſſen die Eigenthümer ſämmtlicher dadurch 
geſchuͤßter Grundſtuͤcke beytragen. 

9. 65. Die Art und das Maaß des Beytrags iſt 
nach den vorhandenen Verträgen oder Damm⸗ und 
Uferordnungen; in deren Ermangelung aber nach 
dem Verhaltniſſe des drohenden Schadens, wel⸗ 
cher durch den Damm abgewendet wird, zu be⸗ 
ſtimmen. 


H. 66. Entſteht die Nothwendigkeit, einen 
neuen Damm zu führen, aus einer von dem 
Staate zu feinem beſondern Vorthelle in oder 
an dem Fluſſe gemachter Veranſtaltung: ſo muß 
der Staat für die Koſten der Anlage und Unterhal⸗ 
tung des Dammes, ohne neue Belaſtung der Uns 
wohner ſorgen. 

$.67. In welchen öffentlichen Fluͤſſen die ent: Iuſeln. 
ſtehenden Inſeln dem Staate gehören, oder von 
den Eigenchuͤmern der Ufer in Beſiz genommen 
werden können, werd nach Verſchiedenheit der bis⸗ 
herigen Obſervanz, in den Provinzial. Geſetz bü⸗ 
chern beſtümmt. (Th. I. Tit. X. F. 242, ldd.) 

F. 68. Je nachdem die Inſeln in einem Fluſſe Flubbette. 
dem Staate oder den Uferbeſitzern gehoren, follt 

auch 
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auch das vom Fluſſe verlaſſene Bette jenem oder 
dieſen anheim. (Ebend. H. 270.) 

F. 69. Auch der Staat iſt, fo wie ein jeder 
Privarbeſitzer, ſchuldig, das ihm zugefallene 
Flußberte, oder deſſen Werth, zur Entſchoͤdigung 
derſenigen Unterthanen, welche durch den neuen 
Canal des Fluſſes an ihrem Eigenthume gelitten 
haben, anzuwenden. (Ebend. F. 271.) 

$. 70. Hat der Staat durch veranlaßte Durch: 
ſtiche dem Strohme einen andern kauf angewieſen: 
jo iſt er in allen Fallen berechtigt, Über das verlaſ⸗ 
fene Bette Verfügungen zu treffen. 

$. 71. Er muß aber auch in dieſen Fällen ſo⸗ 
wohl die Anwohner des verlaſſenen Canals, als 
diejenigen, über deren Grundſtuͤcke der neue Car 
nal geführt iſt, fo wie bey landſtraßen, vollſtaͤndig 
entſchaͤdigen. 

F. 72. Eine gleiche Entſchadigung haben auch 
die Fiſchereyberechtigten zu fordern, wenn der ver⸗ 
laſſene Canal von ihnen nicht mehr befifcht werden 
kann, und der neue Canal ihnen nicht eine Fiſche⸗ 
rey von gleicher Art gewähret, 

9. 73. Der Fiſchfang in oͤffentlichen Strömen 
gehort zu den Regalien. 

§. 74. Wem die Fiſchereygerechtigkeit, ohne 
Beſtimmung gewiſſer Graͤnzen, vom Staate ver⸗ 
liehen worden, der kann dleſelbe nur fo welt gus⸗ 
üben, als fein Beſiß am Ufer fich erſtreckt, 

. 75. Wem die Fiſcherey bloß zum häuslichen 
Gebrauche verliehen iſt, der kann fie weder ber: 
pachten, noch mit den gefangenen Fiſchen Handel 
treiben. 

§. 76. Iſt jedoch der Fiſchfang zum Hausge⸗ 
brauche nicht gewiſſen beſtimmten Perſonen, 
ſondern einem Grundſtͤͤcke und deſſen Beſitzern 
beyzelegt: for kann er dem Pächter des Grund⸗ 

ſtüͤcks 
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fü, mit dieſem zugleich, zu ſolchem Gebrauche 
uͤberlaſſen werden. 

. 77. Uebrigens finden die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen wegen der einer Perſon oder Familie 
beygelegten, oder mit einem Amte verbundenen 
Mußungsrechte, auch auf die ſolchergeſtalt verlle⸗ 
bene Fiſcherey⸗ Gerechtigkeit Anwendung. (Th. I. 

Dit. XIX. F. 12:28.) 

9. 78: Auch find der Umfang, die Gränzen, 
und Einſchraͤnkungen einer jeden Fiſchereygerech⸗ 
tigkeit, gehörigen Orts feſtgeſetzt. (Ih: J. Dit. IX. 

9. 170.1920 

. 79. Gegen die dem Staate zukommende Micht des 
Nutzung der ſchiffbaren Ströͤhme iſt derſelbe ver⸗ Stacks. 
pflichtet, fuͤr die zur Sichetheit und Bequemlich⸗ 

& der Satan nöthigen Anſtalten zu forgen, 

. 11. 12. 

6. 80. Die Hafen und Meeresufer, und was Hafen und 
auf dieſe von der See angefpült oder ausgeworfen 5 
wird, find nach gemeinen Rechten ein Eigenthum 
des Staats. 

F. Sr. Jedoch begiebt ſich derſelbe des foges 
nannten Strandrechts, zum Beſten der zur See 
Verunglückten. 

$. 82. Jedes Orts Obrigkeit, und die zur Ber 
obachtung des Strandes angeſetzten Beamten, ſind 
ſchuldig, dafür zu ſorgen, daß geſtrandete Sachen 
gerettet, erhalten, und den Eigenchuͤmera zuruͤck⸗ 
gegeben werden. 

F. 83. Auch keine Privatperſon darf ſolcher ger 
ſtrandeten von ihr gefundenen Sachen ſich an⸗ 
maßen. 

F. 84. Vielmehr find dabey die von gefundenen 
Sachen im Erſten Theile Tit. IX. $. 19. aq. gege⸗ 
benen Vorſchriften anzuwenden. 

F. 85. Die Eigenthuͤmer der geſtrandeten Sa⸗ 
chen find schuldig, außer den aufgelaufenen Ko⸗ 

ſten 
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ſten, ein billiges in den Strandungs ordnungen je⸗ 
der Provinz naͤher beſtimmtes Bergelohn zu ent⸗ 
richten. 

H. 86. Geſtrandete Sachen, zu welchen kein 
6 589 ſich meldet, - gehören dem Staate. 
6:39) 

$ 87, Gegen fremde Nationen, welche das 
Strandrecht noch ausüben, bepaält ſich der Staat 
eben dieſes Recht, zur Schadlosgaltung feiner ver⸗ 
unglädten Unterthanen, ausdrücklich vor, 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Zollgerechtigkeit. 


$. 88. Das Recht, von denjenigen, welche ſich 
der Hafen, Stroͤhme, Wege, Brücken und Füße 
ren bedienen, eine gewiſſe beſtimmte Abgabe zu 
fordern, wird die Zollgerechtigkeit genannt. 

9. 89. Der eigentliche Zoll wird von Sachen 
und Waaren; Brücken ⸗, Faͤhr⸗ und Wegegeld aber 
nur von den Perſonen, dem Wiebe und den Fuhr⸗ 
werken, welche die Brucke, die Fähre, oder den 
Weg paſſiren, entrichtet. 

H. 90. Zoll, Bruͤcken⸗ und Wegegeld darf nie⸗ 


mand erheben, als dem das Recht dazu vom Staate 


verliehen, oder aufgetragen worden. 

$, gr. Nur allein der Staat kann die Zollabga⸗ 
ben, das Hafen“ „Wege: und Bruͤckengeld beſtim⸗ 
men, und den, Tarif daruͤber vorſchreiben. 

H. 92. Es macht in der Art des Rechts keinen 
Unterſchied: ob die Abgabe im Tarif nach Geld, 
oder auf einen gewiſſen Theil der zellbaren Waa⸗ 
ren beſtimmt iſt. 

H. 93. Done einen vom Staate vorgeſchriebe⸗ 
nen Tarif kann weder Zoll, noch Wege: oder Bruͤk 
kengeld gefordert werden. 
§. 94. 
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F. 94. Wer nach H. St, cine Prahmgerechtig⸗ 
keit hat, muß die Beſtimmung der für das Ueber⸗ 
ſetzen zu nehmenden Abgabe vom Stagte er⸗ 
warten. 

$ 95: So lange der Staat noch keine Abgabe 
feſtgeſet hat, bangt die Beſtimmung berſelden in 
jedem einzelnen Falle, von dem Abkommen zwi⸗ 
ſchen dem Berechtigten, und denen, welche ſich 
des Prahms bedienen wollen, ab. 

F. 96. So lange ein Prabmberechtigter noch 
mit keinem Tarif vom Staate verſehen iſt, kann 
er den Rebenden, auch in derſelben Gegend, 
nicht wehren, ſich andrer Mittel zum Uederſetzen 
zu bedienen. 

F. 97. Ueber Privatbruͤcken und Wege darf 
niemanden ein Uebetgang, zum Nacheheile der 
Bolleintünfte des Staats, oder derer, welche von 
dieſem berechtigt find, geſtattet werden. 

F. 98. Die von dem Saite einmal beſtimmten Deränder 
Zrllacgaben, Wege, Prahm und Bruckengel vba 
der, Dirfen von Privalberechtigten eigenmächtig hen 
nicht erhöht werden. 

„99. Auch eine vom Staate vorgenommene 

Erhöhung ſolcher Abgaben ertyellt den Privarber 
ſitzern noch kein Recht zu einer gleichen Steige⸗ 
rung des ihnen verliehenen Privatzolls oder Brüs 
ckengeldes. 
„ F. 100. So welt jevoch dergleichen Erhöhung 
ſich bloß auf eine Veranderung des Münzfußes 
gruͤndet, bat der Prtwalbeſſtzer auf die Zugeſtehung 
gleichmaͤßlger Soze recht ichen An pruch. 

„ 101. Zollbefreyungen koͤnnen nur durch zaube⸗ 
ausdrückliche Provinztalgeſetze, oder durch bes ſiehängen. 
ſondere Privileglia oder Vertrage, begründet 
werden. 

$. 102. Allgemeine Zollbefreyungen, 
der Staat der Handlung zum 2 

Aigen. Srfenbı IV. Ban. Dan 
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derſelbe auch auf die Befreyung von Privatzollen 

aus zudehnen wohl befugt. 

N F. 403. Doch gilt, wegen der dem Privatbe⸗ 

rechtigten alsdann zukommenden Entschädigung, 

1: alles das, was wegen Aufhebung und Einſchraͤn⸗ 

kung der Privilegien Überhaupt verordnet iſt. (Ein⸗ 
leit. H. 74. 7. 

J §. 104. Alles, was zum eignen Gebrauche des 

f Staats, oder des Landesherrn, und feiner Hofpal⸗ 

tung tranſportirt wird, genießt in der Reg. 

nicht Provinzialgeſetze und beſondere Verfaſſungen 
ein Anderes mit ſich bringen, die Befrey 

von den Privatzöllen. 

F. 105; Dieſe landes herrliche Zollfreyheit ober 
kann an Privatperſonen, bloß zu deren Begünſti⸗ 
9 gung, mit dem Nachcheile anderer Privatzollbe⸗ 
I rechtigten, nicht abgetreten werden. 

1 §. 106. Eben ſo gelten einzelne Zollbefrenun⸗ 

0 gen, oder e upaͤſſe, nur in den Zoll⸗ 
ſtaͤtten des Staats; nicht aber zum Nacheteile der 
Privatzollberechtigten. 

Nebennölle. $. 107. Ein Zollberechtigter darf die ihm an⸗ 
gewieſene Zollſtaͤtte ohne Genehmigung des Staats 
nicht verlegen. 

F. a08. Zur Bequemlichkeit der Reiſenden koͤn⸗ 
nen, ſo weit es ohne Nachtheil eines Dritten ge 
ſchieht, Nebenzölle angelegt werden. 

$. tog. Doch find Privatberechtigte nicht ber 
fugt, dergleichen Einrichtungen ohne Vorwiſſen 
des Staats zu treffen. 

Briten F. 110. Niemand darf, zum Machtbeile des 

Der Wien, Zolles, die Meifenben von der Zollſtraße ableiten, 

Zoll uht oder ihnen, bey Bereiſung derſelben, Hinderniſſe 


IN au sera; E 
N — 7 in den Weg legen. 


1 K. 11. Miemand, der zollbare Waaren führt, 
darf, innerhalb des Zolldiſiriets, von der ordi⸗ 
naiten 
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nairen Zollſtraße abweichen, und Nebenwege zur 
Vermeidung des Zolles aufſuchen. 

K. 112. Wer jedoch auf dem gewöhnlichen 
zu feiner Wohnung führenden Wege zwar einen 
Theil der Zolfſtraße, nicht aber die Zollſtätte ſelsſt 
zaffiet, iſt die Zollabgaben zu entrieſen ncht 
ſchuldig. 

$. 113. Auch da, wo zu Unterhaltung der Sande 
ſtraßen ober Brücken, nur ein 1ege⸗ oder Beten: 
geld feſtgeſetzt iſt, darf, dem Staate, oder deſſen Bes 
liehenen zum Nacheheile, kein Nebenweg geſucht 
werden. 

H. 154. Wem alſo die Anlegung neuer Wege 
oder Bruͤcken zu feiner Beguemlichket arftarter 
worden, der darf nicht zulaſſen, daß dieſelben zum 
Nachtheile des Staats, oder eines Prlpatberech⸗ 
tigten, gemißbraucht werden. 

§. 115. Jeder Reiſende iſt ſchuldig, ſich an 
der Zollſtͤtte, zur Entrichtung des Zolles, auch un⸗ 
erfordert zu melden, und die bey ſich führenden 
Waaren getreulich anzuzeigen. 

H. 116. Auch derjenige, dem eine Beßreyung 
zu ſtatten kommt, iſt von der Meldung im Zobamte 
nicht ausgenommen; und muß auf Erfordern ſein 
Angeben befcheintgen. 

$. 117. Jeder Zollberechtigte muß ſolche An 
falten treffen, wodurch die Zollſtölte jedermann 
kenntlich gemacht werde; und die von den Reiſen⸗ 
den nicht leicht überfehen werden konnen. 

F. 118, Eben fo muß ver Zollberechtigte dafür 
ſorgen, daß diejenigen, weiche ſich zur Entrichtung 
des Zolles, Wege, Fͤͤhr⸗ oder Brückengeldes mel⸗ 
den, nicht ungebührlich aufgehalten, ſondern promt 
abgefertigt werden. 

9. 1719. Die Zollbedlenten, welche ihre Pficht 
darunter nicht beobachten, ſollen nicht nur nach 
Ingalt der Zolgeſetze betraf, ſondern auch 

Nun 2 zum 
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zum Erſatze alles aus der Verſaumniß durch ihre 
Schuld entſtandenen Schadens angehalten werden. 

$. 120. Niemand ſoll, zum Nachtheile des Zoll⸗ 
berechtigten, den Zoll verfahren, oder zollbare 
Waaren verſchweigen. 

F. 121. Wer innerhalb des Zelbifteiers, auf 
Nebenwegen, die Zollſtätte vorbeygegangen iſt, 
wird als ein Zolldefraudant angeſehn. 

J. 122. Damit ſich niemand mit der Unwiſſen⸗ 
beit entſchuldigen konne: fo ſollen auf den Steaßen, 
welche zu einer Zollſtaͤtte führen, die gewoͤhnli⸗ 
chen Zollſtangen errichtet, und beſtaͤndig unterhale 
ten werden. 

F. 123. Was von Verſahrung des Zolles vers 
ordnet iſt, gilt auch in Anſehung des vom Staate 
fefigefegten Wege, Fähre und Bruͤckengeldes. 

H. 124. Wie die zum Nachtheile des Staats 
vorſoͤtzlich begangenen Zolldefraudationen“, durch 
Confiscation und ſonſt, zu beſtrafen, iſt in den Eris 
minalgeſetzen verordnet. 

$. 125. Zolldefrauvationen zum Nachtheile eis 
nes Privarberechtigten, ſollen nach Vorſchrift ſei⸗ 
nes Privilegii geahndet werden. 

$. 126. Iſt in dieſem keine Strafe beſtimmt, 
und auch in Provinzialgeſetzen keine Vorſchrift 
enthalten; ſo muß der Zolldefraudant entweder 
den zehnfachen Betrag der zu entrichten geweſe⸗ 
nen Abgabe als Zoll erlegen, oder, nach eigener 
Wahl, die Sache, an welcher die Defraudation 
begangen worden, dem Zollberechtigten über 
laſſen. 

5 127. Iſt die im Privilegio beſtimmte Strafe 
härter, als diejenige, welche die allgemeinen 
oder Provinzialgefeße vorſchreiben: ſo muß das 
Privilegium, gleich einem Geſetze, gehörig. publi⸗ 
eirt werden, 


H. 128. 
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F. rag. Die Strafgefälle bey Zolldefrauda⸗ 
tionen kemmen allemal demjenigen zu, deſſen 
Rechte durch die Defraudation beeinträchtigt 
worden. 

$. 129. Wer, um dem Wege ⸗ und Bruͤcken⸗ 
gelde ſich zu entziehen, unerlaubte Nebenwege 
ſucht, fell, wenn nicht anderweitige rechtsguͤltige 
Strafbeſtimmungen vorhanden find, die ſchuldige 
Abgabe vierfach, nebft dem etwanigen Pfandgelde 
entrichten. 

$ 130. Jeder Prlpatberechtigte iſt befugt, die Wem dag 
Zolldefcaudanten innerhalb feines Zolldiſtricts an- 1 
zuhalten, zu pfänden, und zur geſetzmäßigen nefraunar 
Strafe zu ziehen. 1 

$. 131. Alle Obrigkeiten und Gerichte inner⸗ a 
halb ſolchen Diſtriets find ſchuldig, dem Berechtig⸗ 
ten die Pfändung der Zolldefraudanten in ihrem 
Gebiete zu verſtatten, und ihm gegen etwanige 
Widerſetzungen huͤlfreiche Hand zu leiſten. 

„132. Sobald der angebliche Uebertreter die 
Defraudation laͤugnet, oder ſonſt auf rechtliches 
Gehör ſich beruft, muß die Sache von den ordent⸗ 
lichen Gerichten des Orts, wo der Zoll ſich befin⸗ 
det, geſetzmaßig unterſucht, und darüber erkannt 
werden. 

$. 133. Auch außerhalb des Zolldiſtriets kann 
der Zollberechtigte die Uebertreter verfolgen, und 
ihre Verkümmerung bey den Gerichten des Orts, 
wo fie betroffen werden, nachſuchen. 

$. 134. Die Unterſuchung und Entſcheidung 
eines uͤber die Contravention entſtandenen Streits 
gehört alsdann vor die Gerichte des Orts, wo der 
Uebertreter betroffen worden. 

. 13g. Doch kann der Zollberechtigte verlan⸗ 
gen, daß die Sache vor ſeine Gerichte gezogen, 
und bey ermangelnder ſonſtigen Sicherheit, der 

Nun 3 Ueber⸗ 
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Uebertreter zur Verwahrung im Arreſte, an vieſel⸗ 
ben agusgeltefert werde. 

$. 136 Wild demjenigen, der das Recht eines 
oder Wegegeldes behauptet, das 
elpſt beſtritten: fo gehört die Untersuchung 
nd Entſcheldung vor das kandes⸗ Juſliztolleglum 
ber Provinz. 

137. Behauptet der, welcher einer Uebertre⸗ 
aber in Anfpruch genommen wird, eine Zoll⸗ 
auf den Grund eines beſondern, oder 
auch eines allgemeinen Privilrpit ſeiner Standes: 
fo muß die Suche gleichetgeſtolt bey dem 
Juſtizcollegio der Provinz erörtert und ent⸗ 
ſchieden wer 
b. 138. Jeder Privatinhaber einer Zoll⸗, Bro⸗ 
Fahr oder Wegegelds Gerechtigkeit, iſt 


e ſchuldig, die Straßen, Wege, Fahren, und Brü⸗ 


den, innerhalb des ihm angewieſenen Diſtricts, 
auf eigene Koſten in ſichetem und tauglichem 
Stande zu erhalten. 

§. 139. Für allen Schaden, der den Reiſenden 
aus der Unterlaffung diefer Pflicht entsteht, muß 
der Zoll⸗ oder Bruͤckengelds Berechtigte haften. 

F. 140. Doch kann ihm ein Schade, welcher 
durch bloßen Zufall, oder durch eigene Schuld und 
Unvorſichtigkeit der Reiſenden entſtanden iſt, nicht 
zugerechnet werden. 


Vierter Ab ſchnitt. 
Vom Poſtregal, 


F. 141. Der Staat hat die ausſchließende Bar 
fugniß, Poſten und Marktſchiffe anzulegen, und 
den lauf berfelben zu ordnen. 

. 142. Damit der Staat dieſe Anſtalten zum 
gemeinen Beflen, unterhalten konne, und wegen 
deren Benutzung gesichert ſey, darf niemand et⸗ 

was 
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was unternehmen, welches unmittelbar zur Schmä⸗ 
lerung der Poſteinkͤnfte gereicht. 

K. ng. Alle verſiegelte over verſchloſſene Brie⸗ Auefchtier 
fe, wohin auch die zugemäteren gehören, inglet (ide Arche 
chen alle Pakete von Vierzig Pfund und darunter, fen, wegen 
ſollen nur durch die Poſt verſchickt werden. et 

F. 194: Miemand'bacf Briefe von Andern eine Briefen 
ſammeln, und zum Nachtheile der Poſteinkünfte u. Sachtn. 
unter ſeinem Couvert verſenden. 

$ 145. Mur diejenigen werden davon ausge? 
nommen, welche ihrer eignen Gefchäfte wegen, 
oder aus andern beſondern und erheblichen Uirſa⸗ 
chen dergleichen fremde Briefe den ihrigen beyzu⸗ 
ſchließen genöthigt ſind. 

J. 146. Eben fo wenig duͤrfen mehrere an ver⸗ 
ſchiedene Empfänger, oder von verſchiedenen Barz 
ſendern an Einen Empfänger, beſtimmte Pakete 
von vorgedachtem poſtmaßigen Gewichte, unter 
Einen Umſchlag zuſammengepackt, und der Poſt 
ſolchergeſtalt entzogen werden. 

F. 147. Es ſteht zwar einem jeden frey, feine 
Briefe oder poſtmöͤßigen Pakele durch eigne Boten 
oder Fuhren abzuſchicken; 

$. 148. Miemand aber darf, bey ſolcher Gele⸗ 
genteit, fremde Briefe oder poſtmaͤßige Pakete 
zur Beſtellung annehmen. 

. F. 149. Eben ſo wenig iſt dies Neifenden 
erlaubt. 

F. 150, Will jemand beſondrer Umſtönde oder 
Urſachen wegen ſich eines Reiſenden, eines Fuhr⸗ 
manns oder Schiffers, zur Fortſchoffung feiner 
Briefe oder poſtmaͤßigen Pakete bedienen: fo muß 
er es dem Poſtamte anzeigen, und ſich mit ſelbi⸗ 
gem über das Porto abfinden. 

„151. Der Reiſende, der Fuhrmann, oder 
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uͤberzeugt hat, daß es mit Genehmigung der Poſt 
geſchehe. 

$. 132. Wer ſich zu einer Reiſe von mehr als 
Einer Meile aus einer Stadt, wo ein Poſtamt er⸗ 
richtet iſt, eines gedungenen Fuhrmannes bedies 
nen will, muß es dem Poſtamte anzeigen, und 
zu ſeiner kegitimation den gewöhnlichen Zettel 
löſen. 

$. 153. An Orten, wo die Poſt nur Boten hält, 
bedarf es zu gedungenen Futren keines ſolchen 
Sertels. 

$. 84. Auch iſt dergleichen nicht nöthig, wenn 
jemand mit eignen Pferden einen Andern, oder 
deſſen Sachen, umſonſt fortſchafft. 

9. 155: Bon Orten, wo eine Poſten find, fins 
det die Verſendung der Briete und Sachen ohne 
Unterſchied, durch jede ſelbſt gewahlte Gelegen⸗ 
heit, jedoch pur bis zum nächiten auf dem Wege 
e i ſtatt. 

H. 1 Wie die vorfallenden Poſtcontraventio⸗ 
nen zu RE iſt in den beſondern Poſtordnun⸗ 
gen feſtaeſeht. 

§. 157. Poflme nn r und Poſtworter ſtehen ge⸗ 
gen dlefenigen, welche ſich zur Fortſchaffung ih: 
rer Perſon oder Sachen der Poſt bedienen, in 
eben dem Berbältniffe, als die Schiffer gegen Rei⸗ 
ſende un Befrachter. (Tit. VIII. H. 1620. qq. und 
1742. faq. 

F. 158. Sie ſind ſchuldig, für tüchtige Pferde 
und Fuhrwerk, auch zuverlͤßige und verſtandige 
Schurmeſter und Poſtilong, zu ſorgen. 

$. 159. Fur die äußere Sicherheit der Poſten 
muͤſßen ſie bey der Behdrve die nöthigen Anſtalten 
bewirken. 

$. 160. Die commandirenden Dffiiere, und 
bürgerliche Obrigkeiten , müffen ihnen dazu noͤthi⸗ 
genfalls hälfreiche Hand leiſten. 


$. 161. 


Vom Poſtregal⸗ 929 


Kst. Die Poſtämter ſind zur Annahme und 
Fortſchaffung der ihnen vorſchriftsmäßig übetlie 
ferten Briefe und Sachen verbunden. 

H. 16. Waaren, die an Gewicht uͤber hun! 13 
dert Pfund wiegen, Schießpulver, und lebendige wabme; 

Deiere, find die Poſtämter anzunehmen nicht 
ſchuldig. 

. 163. Die Ablieferung muß auf dem Poſt⸗ 
amte, an den Poſtmeiſter, oder an die dazu be⸗ 
ſtellten Unterbedienten geſchehen. 

$. 164. An Orten, wo keine Poſtamter ober 
Poſtwörterenen find, können Briefe und Sachen 
den mut der Poſt durchgehenden Säyirrmeiftern, 
oder in deren Ermangelung, den Poflillions einge“ 
liefert werden. 

$ 165. Briefe und Sachen, die zu ſpät einge: 
liefert worden, find die Poſtaͤmter anzunehmen 
nicht verbunden. 

H. 166. Die Einlieftrung muß wenigſtens Zwey 
Stunden vor dem Abgange der Poſt, und wenn 
dieſe in der Nacht, oder am folgenden Morgen vor 
Neun Uhr abgeht, bis um Acht Mär des vorherges 
henden Abends geſchehen. 

F. 167. Briefe, die an Staateminiſter, Vor⸗ 
gefeite der Departements, und Geheime Cabinets⸗ 
rͤthe gerichtet ſind, duͤrfen von den Poſtamtern in 
nerhalb zandes nicht anders, als gegen Erlegung 
des Porto, angenommen werden. 

N 166. Eben dies findet ſtatt, wenn jemand 
in ſeinen Privatangelegenheiten an die landestolle⸗ 
gia Briefe und Pakete abſchickt. 

9. 169. Wer ein Öffentliches Siegel in feinen 
grivarangelegenfeiten zur Verſteckung von Poſt⸗ 
contraventioneu mißbraucht, bat willruͤhrliche 
Geld- oder beibesſtrafe verwirkt, (Tit. XX. 

. 350 
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§. 170. Briefe muͤſſen gehörig addreſſirt und 
verſiegelt; abzuſchickende Sochen gehörig be⸗ 
zeichnet, verpackt und verwahrt ſenn; widrigen⸗ 
falls die Poſtämter ſie anzunehmen nicht ſchul⸗ 
dig find. 

$. 121. Ueber baare Gelder, und über Briefe, 
worinn Geld oder Juwelen enthalten find, konnen 
die Abſender einen gedruckten vom Poſtmeiſter zu 
unterſchreibenden Empfangs ſchein fordern. 

H. 172. Die Poftämter muͤſſen für die unge; 
ſaͤumte und ſichere Fortſchoffung der von ihnen 
angenemmenen Briefe und Sachen, in der Jwi⸗ 
1 — aber fuͤr deren gehörige Aufbewahrung 
orgen. 

F. 173. Kommen Briefe oder Sachen, auf 
einer unterweges liegenden Station, eröffnet oder 
beſchaͤdigt an: ſo iſt das Poſtamt daſelbſt ſchul⸗ 
dig, weitern Schaden nach Möglichkeit zu vers 
hüten , und dergleichen Poſiſtücke durch beſſer es 
Einpacken, oder Beydruͤckung des Poſiſiegels, zu 
verwahren. 

F. 174. Die durch einen ſolchen Zufall noth⸗ 
wendig gewordene Eröffnung ‚neue Einpackung, 
und Verwahrung der Poſtſtuͤcke, muß in Gegen⸗ 
wart der Reiſenden, oder andrer Zeugen geſche⸗ 
hen; und die Koſten derſelben iſt der Empfänger 
zu erſtatten ſchuldig, ſobald nicht erhellet, daß die 
Beſchaͤdigung durch Verschulden der Poſtbedlenten 
geſchehen fey- 

$. 175. Es muͤſſen ferner die Urſachen der Erz 
oͤffaung oder Beſchaͤdigung in Gegenwart der P. 
ſagiers oder Zeugen genau unterſucht, und die 
Poſtämter, ſowohl der letztvothergehenden, als 
der noͤchſtfolgenden Station, davon benachrichtigt 
werden. 2 

$. 176. Haben beſchaͤdigte Briefe mit dem 
Poſtſiegel wieder verſiegelt werden müͤſſen: fo 

muß 
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muß der Poſtbediente auf der Außenſeite die Ur⸗ 
ſache, und die Zeugen, in deren Gegenwart es ger 
ſchehen iſt, eigenhändig. bemerken. 

$. 177. Die Poſtbedienten müſſen dafür ſorgen, 
daß die Briefe und Sachen an die benannten Em⸗ 
pfaͤnger richtig abgeliefert werden. 


$.178. Diejenigen, an welche Briefe oder Sa 
chen gerichtet find, muſſen dieſelden amverzüglich 
annehmen und auslöſen. 


§. 179. Kaun oder will jemand ſich dazu nicht 
verfiehen: fo liegen die Sachen auf ſeine Gefahr; 
und das Poſtamt iſt zu einiger fernern Aufſicht dar⸗ 
uͤber nicht verbunden. 

. 180. Vielmehr kann ſich daſſelbe, bey be⸗ 
harrlich verweigerter Ausköſung, wegen des ibm 
zukommenden Porto, ſowohl an den Abſender, als 
an die Sathen ſelbſt halten. 

$. 1g f. Kann ein Empfänger nicht ausgeforscht 
werden: fo muß das Poſtamt, nach Verlauf von 
Vierzehn Tagen, eine befondre Charte oder Anzei⸗ 
ge darüber anfertigen, und in oder vor dem Poſt⸗ 
bauſe öffentlich aus hangen. 

H. 182. Zugleich muß es den Verſuch anſtellen, 
durch Rückfrage an den Ort der Abſendung nahere 
Nachricht einzuziehn. 2 3 

$. 183. Iſt dies fruchtlos, und meldet ſich in⸗ 
nerhalb Dreyer Monathe nach dem Aushange kein 
Empfänger: „fo muͤſſen die Briefe oder Pakete dem 
General Poſtamte eingefender werden. 5 

$. 183. Sind aber die Sachen, deren Empfaͤn⸗ 
ger nicht ausgeforſche werden kann, der Foulniß, 
oder ſonſt einem ſchleunigen Verderben untetwor⸗ 
fen; 0 können die Poſtbedſenten ſelbige, nach Ver⸗ 
lauf von Acht Tagen, an die Armenanſtalt des Orts 
abliefern. 


. 1855 
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1 4) wegen $. 185. Die Poſtämter find für die zur Poſt 
We enzeas vorſchriſtsmaßig eingelieferten Briefe und Sachen, 
tenen gleich den Schiffern, zu haften ſchuldig. 
2 H. 186. Alle dabey begangene Verſehen der Poſt⸗ 
bedienten und Poſtilltons muͤſſen die Poſtämter 
| vertreten. 
| H. 187: Sie find aber von der Vertretung frey, 
{ wenn ausgemittelt werden kann, daß der Schade 
N oder Verluſt durch einen bloßen Zufall oder unges 
1 wöhnliche Begebenheit entſtanden ey, welche vor: 
j berzuſehen und zu verhäten den Poſtbedienten nicht 
moͤglich geweſen. 
. $ 188. Ferner bey einfachen unbeſchwerten 
Briefen, wenn dieſelben aus dem Poſihauſe abge⸗ 
|) fordert worden; und der Poſtbediente eidlich erhärs 
N ten kann, daß er feiner Seits mit gutem Glauben 
verfahren habe. 
| $. 189. Dagegen foll aber derjenige, welcher 
andrer Correſpondenten Briefe ohne deren Vorwiſ⸗ 
ſen abfordert, oder wohl gar unterſchlägt, mit 
einer Gelobuße von Funkzig bis Hundert Thar 
teen, oder verhaͤltnißmäßiger Leibesſtrafe belegt 
|| wel den. 7 
F. 190. Auch fällt die Vertretung der Köͤnig⸗ 
lichen Poſtämter weg, wenn ſich der Schade oder 
Verluſt auf einem auswärtigen Poſtamte, uͤber 
welches die Poſt paffleen müffen, erwelslich zuge⸗ 
| tragen hat. R 
| F. 191. Der Beſchoͤdigte muß ſich alsdann an 
das auswärtige Poſtamt und deſſen Vorgeſetzte 
| wenden; es wird aber das Generalpoſtamt dem⸗ 
11 ſelben feinen Beyſtand nicht verſagen. 
F. 192. Wenn ein Brief oder Pack dem Em⸗ 
pfänger wohl verwahrt und verſiegelt überlie⸗ 
1 fert, und das Gewicht uͤbereinſtimmend gefun⸗ 
den wird: ſo darf dasſenige, was bey der Eröff- 
1 nung an der auf dem Umſchlage bemerkten Gum: 
1 me 


| der 
non 
| Eu 
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me oder Zahl der Stöcke fehlt, von dem Poſtamte 
nicht vertreten werden. 2 

$. 193. Sind aber Geld oder Banknoten im 
Porhaufe,- in Gegenwart des Poſtmeiſters, oder 
des zur Annahme geſetzten Poſtbedienten verſiegelt, 
und das Poſtſiegel beygedrückt worden: fo haftet 
das Poſtamt für den ganzen auf dem Umſchlage 
vermerkten Betrag. „ 

$. 194. Alsdann muß jedoch auch die Er 
Öffnung des Briefes, oder Packs, in Gegenwart 
eines Poſibedienten des Ablieferungsorts geſche⸗ 

en ſeyn. 
8 N 195. Sind Geldföſſer, Beutel, oder Pakete 
von Werth, nach dem Gewichte übernommen wor⸗ 
den: jo mäffen fie vor der Ablieferung von dem 
Poſtamte nachgewogen werden. 

$. 195. Findet ſich dabey ein erheblicher Un⸗ 
terſchied am Gewichte: ſo muß das Faß, Beutel, 
oder Paket, auf dem Poſthauſe, in Gegenwart des 
Poſimeiſters und des Empfängers, oder einer von 
dieſem ernannten glaubwuͤrdigen Perſon, eroffnet 
und nachgeſehen werden. 

§. 197. Das bey dieſer Handlung von dem Poſt⸗ 
amte aufgenommene Protocoll iſt bey der Beutthei⸗ 
lung: ob und was zu vertreten ſey? zum Grunde 
zu legen. 9 

. 198. In jedem Falle duͤrfen die Poftämter 
nur fo viel vertreten, als bey der Aufgebung auf 
die Poſt wirklich declaritt worden. 

F. 199. Wer weniger angiebt, kann im Falle 
eines Verluſtes, nur den Erſatz des an der angege⸗ 
benen Summe Fehlenden fordern; und ſoll noch 
außerdem um den zehnten Theil des verſchwiegenen 
Werths fiskaliſch beſtraft werden. 

$. 200, Findet jemand aus einer oder der an⸗ 
dern Urſache Bedenken, den Werth verſendeter 
Juwelen oder Koſtbarkeiten auf dem Briefe oder 

Packe 


Terbätb 
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Packe ſelbſt anzuzeigen: ſo muß er denſelben dem 
Poſtmeiſter, zur Eintragung in das Poſtbuch, bey 
der Aufgebung befonders eröffnen. 

$. 201. Hat jemand vorjaßlich ſchlechte und ger 
ringe Sachen als Juwelen oder Kostbarkeiten de: 
clarirt: oder ſonſt durch unrichtige höhere Angabe 
die Poſt zu gefährden unternommen: ſo muß er bey 
erfolgtem Verluſte den Schaden allein tragen, und 
fol als Betrüger geſtraft werden. (Criminalrecht 
Dit. XX. Abſchn. X 

K. 202: fe oder Pakete, worauf blos ver⸗ 
merkt iſt, daß Juwelen, Kostbarkeiten, Geld, 
Banknoten, und dergleichen darin enthalten find, 
ohne daß zugleich ein beſtimmter Werth oder 
Betrag angegeben wird, ſollen, außer dem Falle 
des F. 200., bey den Poſtämtern nicht angenom⸗ 
men werden. 

$. 203. Iſt es dennoch geſchehen: fo muß, bey 
erfolgtem Verluſte, der Aufgeber den Betrag voll⸗ 
ſtändig nachweiſen, und kann zur bloßen eidlichen 
Beſtaͤrkung nicht gelaſſen werden. 

F. a0 4. Die Poſtbedienten müſſen die ankom⸗ 

mende und abgehende Correſpondenz berſchwiegen 
halten, und mit wem jemand Briefe wechſele, kel⸗ 
nem andern offenbaren. 
05. Ein Poſtbedienter, welcher eigenmoͤch⸗ 
tig Briefe erbricht, oder unterſchloͤgt, fell allen 
Schaden erſetzen; feines Amtes verluſtig, und zu 
allen fernern Bedienungen und Ehrenaͤmtern im 
Staate unfähig ſeyn; außerdem aber noch an 
Gelde oder am Leibe, nach Maaßgabe des durch 
die That an ſich beabsichtigten oder wirklich bes 
gangenen Verbrechens, und nach Vorſchrift der 
darauf ſich beziehenden Eriminalgeſetze, beſtraft 
werden. 

F. 206. Meifende, welche ſich der Poſt bedie⸗ 


Berker nen wollen, muͤſſen ihten Stand und Namen dem 


Poſt⸗ 
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Poſtamte des Orts, von welchem fie abgehn, rich 
tig anzeigen. 

9. 207. Wer ſich deſſen weigert, fell zur Peſt 
nicht angenommen werden. 

$. 208. Sie muͤſſen ſich zur beſlimmten Zeit 
zur Abreiſe fertig halten, und können nicht verlan⸗ 
gen, daß die Poſt auf ſie warten ſolle. 

H. 209, Bleiben fie durch ihre Schuld und Ver⸗ 
ſäumniß zurück: fo verlieren ſie das vorausbezablte 
Poſtgeld. 

$. 210. Bey der ordinairen Poſt haben die 
9125 eingeſchriebenen Reiſenden die Wahl der 
Platze. 

. 211. Diejenigen, welche mit der Poſt an⸗ 
kommen und weiter reiſen, gehen denen vor, 
welche am Orte des Durchganges eingeſchrieben 
werden. 

§. ala. Diejenigen, welche nur halbe Fracht 
bezahlen, muͤſſen allen übrigen, ohne Unter: 
ſchied der Zeit oder des Orts der Einſchreibung, 
nach ſtehn. 

. 213. Sind keine hinfänglihe Plͤͤße zue 
Aufnahme ſaͤmmtlicher ſich angebender Paſſagiers 
verbanden; ſo muß nach eben dieſen Vorſchriften 
beſtinumt werden, welche von denſelben zurückſtegn 
muͤſſen. 

. 214. Zum Nachtheile der Pofteinfünfte darf 
kein Reisender, bey der in den Poſlordnungen 
beitimmten Strafe, verſiegelte Briefe oder Pafere, 
Gelder oder Sachen, zur Beſtellung an Andere 
mitnehmen. 

$ 215. Während der Relſe muͤſſen ſich die Rei⸗ 
ſenden ruhig und ordentlich betragen, und nichts 
vornehmen, wodurch ein Aufenthalt oder Scha⸗ 
de an den geladenen Perſonen und Sachen entſte⸗ 

n könnte. 


$. 216. 


gegen die 
Relſeaden. 
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F. 27. Kein Reiſender kann verlangen, daß 
die Poſt um ſeinetwillen die Meile unterbrechen, 
oder einen andern, als den vom Poſtamte ihr ans 
gewieſenen Weg, nehmen ſolle. 

§. 217 er Poſtwagen ſoll unter dem Vor⸗ 
wande, daß eine der darauf befindlichen Perſonen 
zu artetiren ſey, auf ſeinem Wege nicht angehal⸗ 
' ten, fordern nur bis zur nächften Station, wo die 
| Arretitung mit Sicherheit geſchehen kann, beglei⸗ 
| tet werden. 
| F. 218. Auf der Station aber durfen die Poſt⸗ 
bedienten ſich den Anordnungen der Behörde we⸗ 
gen einer folchen Arretirung nicht widerſetzen; noch 
dieſelben zu vereiteln ſich unterfungen. 
|| 8 $. 219. J ider Relſende iſt ſchuldig, auf feine 
0 Sachen ſelbſt Acht zu haben. 
$. 220. Hat aber ein Poſtbedienter ſich zur 
Verwahrung ſolcher Sachen beſonders und aus⸗ 
drücklich angeiſchig gemacht: fo muß derſelbe dafür 
haften. 
Heſordere $. 221. Zu Zeiten, wo die ordentlichen Poſt⸗ 
| Ve nackte wege gar nicht, oder ſchwer zu paſſiren find, ſteht 
der voßen den fahrenden, reitenden, und Extrapoſten frey, 
ſich der Neben und Feldwege zu bedienen. 
| K. 222. Auch konnen fie in einem ſolchen Noth⸗ 
falle uͤber ungehegte Wieſen und unbeſtellte Aecker 
fahren; und niemand darf ſie durch Aufwerfung 
I eines Grabens, oder ſonſt, daran verhindern oder 
4 aufhalten. 
I $. 223. Doch ſteht den Eigenthümern der 
f Grundſtücke frey, ſich durch Haltung verſchlof⸗ 
ſener Schlagbaͤume gegen den Mißbrauch zu 
ſichern; fie muͤſſen aber dem vor⸗ und rück⸗ 
wärts liegenden Poſtamte Schluͤſſel dazu eintzaͤn⸗ 
In digen. 
$ 224. Fahren die Poſtillſons über gehegte 
In Wieſen oder beſtellte Aecker: fo möffen ſie die 
Eigen⸗ 
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legt werden. 

H. 228. Auch auf die Beſoldung der Poſtbedien⸗ 
ten findet nur wegen ſolcher Schulden, die zur An⸗ 
ſchaffung von Poſtpferden, Wagen, Gerälhſchaf⸗ 
ten, oder Futter gemacht worden, eine Verkuͤm⸗ 
merung ſtalt. 


4 
Fünfter Abſchnitt. 
Von der Muͤßlengerechtigkeit. 


$. 229. Das Recht, Waller: und Schiffs muh Pröblen ar 
len an und in öffentlichen Flüffen anzulegen, iſt ein Aan. 
Vorbehalt des Staats. 4 
H. 230. Wem der Staat die Muͤhlengerechtig⸗ 
keit auf einem ſchiffbaren Strohme verliehen bat, 
der muß bey Ausübung feines ts, nach dem 
Jugßalte feines Privilegli, und der vom Staate etz 
theilten allgemeinen oder Provinzial Muͤtlenord⸗ 
nungen, auf das genaueſte ſich achten. 
. 231. Will er von feinem Rechte durch Anle⸗ 
gung einer neuen, bisher noch nicht vorhanden ges 
weſenen Mühle Gebrauch machen: ſo muß er ſich 
bey der Landespolizey Juſtanz melden, und ben 
Anweiſungen derſelben Folge leiſten. 
F. 232. Ein Gleiches findet ſtott, wenn eine 
alte eingegangene Mühle dieſer Art wieder auf⸗ 
Allgem, Geſetb. . Band. Doo gebauel, 
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gebauet, oder in der gegenwärtigen Anlage ei⸗ 
ner wirklich vorhandenen etwas veraͤndert wer⸗ 
den ſoll. 

. 233. Mühlen an Privatfläſſen, ingleichen 
Wlndmüͤblen, mag zwar in Provinzen, wo nicht 
das Gegentheil durch beſondere Geſetze und Wer 
faſſungen bestimmt iſt, jeder Eihenthümer auf feis 
nem Grunde und Boden anlege 

F. 234. Er iſt aber dazu nus in fo fern berech, 
tigt, als es ohne Schmälerung der Befugmiſſe eines 
Dritten geſchehen kann. 

F. 235. Es muß daher jeder Möͤhlenberechtigte 
ohne Unter ſchied, welcher eine neue Mühle bauen; 
oder eine eingegangene wieder herſtellen; oder fie 
an einen andern Ort verlegen; oder in eine andere 
Garttung verwandeln; oder mit mehrern Gängen 
verſehen will, ſich ben der Landespelizey Inſtanz 
melden, derſelben den Plan der vorhabenden Eins 
richtung anzeigen, und die weitere Auweiſung der⸗ 
ſelben erwarten. 

$. 216. Die bandes poltzey Inſtanz muß, che 
fie die Approbation ertheilt, die benachbarten Müb- 
lenberechtigten, und Andre, welchen durch den 
neuen Bau, oder durch die Abänderung, Schaden 
erwachſen könnte, daruber vernehmen. 

F. 237 Zum Nachtheile der Zwangsgerechtig⸗ 
keit einer ſchon vorhandenen Mühle, ſoll der Bau 
einer andern, oder die Veränderung oder Exweite⸗ 
rung derſelben, nicht zugelaſſen werden. 

F. 238. Auch iſt ein neuer Müplenbau in fo fern 
unzulaͤßig, als daburch den ſchon vorhandenen 
Mühlen das zu ihrem Betriebe erforderliche Waſſer 
entzogen, oder ſelbiges zu ihrem Nachthelle zurüͤck⸗ 
geſtauet wird. 

F. 239. Wer aus einem dieſer gefeßmäfigen 
Grunde einem neuen Muhlenbaue widerspricht, 
dem 
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dem ſell Gehör daruber, im ordentlichen Wege 
Rechtens, veiſtattet werden. 

$. 240. Wer eine Zwangesgerechtigkeit hat, 
kann dennoch der Anlegung einer Mühle von ande: 
rer Art, als worauf fein Zwangsrecht gerichtet iſt, 
nicht widerſprechen. 

H. 241. Der vermeintliche Abgang freywilliger 
Mahlgäſte iſt kein hinlaͤnglicher Grund zum Wider⸗ 
ſpruche, gegen die Anlegung neuer Mühlen. 

. 242. Wenn jedoch in einem Dre und Diftzicte 
ſchon hinlaͤngliche Mätlen zur Verſorgung des Pu⸗ 
bliei vorhanden find: fo ſoll denjenigen, welche 
neue Muͤhlen nicht zum eigenen alleinigen Gebrau⸗ 
che, ſondern vielmehr zum Abbtuche der ſchon vor⸗ 
bandenen Muͤhlen anlegen wollen, die Erlaubniß 
dazu von der Landes polizey⸗ Inſtanz verſagt 
werden. 

H. 243, Erhöhungen des Fachbaumes, und Ver⸗ pollzepge⸗ 
änderungen, dee Secherpfoble, können nicht anders, hdl 
als unter Aufſicht der kandespolizey, mit. Zuzie fachen. 
hung der benachbarten Intereſſenten, und nur jo 
weit es dieſen unſchadlich iſt, vorgenommen 
werden. 

F. 244. Dagegen find bewegliche Aufſaͤtze auf 
dem Fachbaum bey kleinem Waſſer, fo lange erlaubt, 
als den ober- oder unterhalb liegenden Nachbarn, 
ſowohl Muͤllern, als Grundbeſißern, daraus kein 
Nachtheil ensteht. 

§. 245. Wer nicht ſelbſt die Mählengerechtig⸗ 
keit, ſondern nur die Erlaubniß zur Anlegung einer 
Mule, von dem Staate oder einem Privatmüh⸗ 
lenberechtigten erhalten hat, der darf, ohne auge 
druͤckliche Erlaubniß feines Concedenten, weder ei⸗ 
nen neuen Gang anlegen, noch ſeine Muhle in eine 
von andrer Art verwandeln. 

F. 246. Einer ſchon vorhandnen Mühle darf 
ein Nachbar, durch deſſen Grundſtücke das zu 
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ihrem Betriebe noͤthige Waſſer fließt, daſſelbe nicht 
entziehen. (Th. I. Tit. XXII. §. 3. 

9.247. Auch iſt niemand berechtigt, einer 
Windmühle, durch Anp fanzung hoher Bäume, da, 
wo dergleichen vorher nicht geweſen find, den nds 
chigen Wind zu benehmen. 


Sechszehnter Titel. 


Von den Rechten des Staats auf herren⸗ 
loſe Güter und Sachen. 


H. 1. Auf Sachen, welche noch in keines Men⸗ 
ſchen Eigenthume geweſen find, hat der Staat ein 
vorzuͤgliches Recht zum Beſitze. 

F. 2. Sachen dieſer Art, welche ſich der Staat 
ausdrücklich vorbehalten hat, konnen ohne Elnwil⸗ 
ligung deſſelden von keinem Andern in Beſitz ge 
nommen werden. 

H. 3. Unbewegliche Güter, auf welche noch nie⸗ 
mand ein Recht erlangt hat, oder die von ihren vo⸗ 
rigen Eigenthaͤmern wieder verlaſſen worden, find 


ein Vorbehalt des Sta 

§. 4. Ein Glei⸗ gilt m Verlaſſenſchaften, 
auf welche t keinem Andern ein Erb zuſtetzt. 

$- 5. Ferner von nutzbaren kandehieren, die noch 
in ihrer natürlichen Fteyheit lebe: 

. 6. Endlich auch von unterirdiſchen Schäßen 
der Natur, auf welche noch niemanden ein beſonde⸗ 
tes Recht bezfießen worden, 
fang an herrenloſe, oder in 

n gewordene Sachen, die ſich der 

Staat nicht ausdrücklich often hat, konnen, 
auch ohne beſondere E gung deſſelben, von 
Privarperſonen in Befig genommen werden. 


der Folge he 


H. 8. 
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Erſter Abſchnitt. 


Von den Rechten des Staats auf herren⸗ 
loſe Grundſtücke. 


F. 8. Grundſtuͤcke, welche noch niemandes Ei: w Bon 
genchum geweſen, kann der Staat für ſich felbft in Ender 
Beſiß nehmen; oder auch an Andere, ſowohl zum era ang 
Eigenthume, als zur Nutzung, uͤberlaſſen. ben d 

9.9. Wer das Eigenczum ſolcher Grundſtäcke 
durch eine ſtillſchweigende Einwilligung des Staats 
en behauptet, muß einen Vier und 
gen ruhigen Beſitz, oder den Beſißſtand 
des Jahres 1740 nachweiſen. 

F. 10. Wer ein ſolches Grundſtück auch nur 
durch eine kürz genutzt hat, behält die Nu⸗ 
bungen, ſo welt dieselben ohne Widerſpruch des 
Staats gezogen worden. 

F. 11. Er kann aber auch keinen Erſatz der auf 
r des Grundſtuͤcks verwendeten Koſten 


. 12. Wenn der Eigenthͤmer fein Grundſtüͤck 2) Mon 
verlaffen, und dabey feinen Wilen, ſich deſſelben ane 
begeben zu wollen, ausdrücklich oder ſtillſchweigend cken. 
geaͤußert hat: fo gilt von einem ſolchen Grundſtuͤcke 
eben das, was von urſpruͤnglich herrenloſen Guͤtern 
verordnet iſt. 

$. 13. Kann eine ſelche Willensdußerung nicht 
nachgewieſen werden; und iſt der Aufenthalt des 
bisherigen Eigenthuͤmers bekannt: ſo muß der Rich⸗ 
ter, auf das Anmelden des Fiskus, einen ſolchen 
Eigenthümer zur beſtimmten Erklarung: ob er ſich 
feines Eigenthums an das Geundſtäck begeben wolle, 
in einer nach den Umftänden feftzufeßenden Friſt 
auffordern. 

$.14. Verweigert der Eigenthuͤmer dieſe Er⸗ 
klärung ungehorſamer Weiſe, oder zoͤgert er da⸗ 
mit beharrlich: ſo muß das Grundfrid dem Fis⸗ 

Oos 3 Fuß, 
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kus, als herrenloſes Gut, durch rechtliches Erkennt⸗ 
niß zugeſchlagen werden. (Th. I. Tit. X. H. 16. 17.) 

$- 15. Iſt der Aufenthalt des bisherigen Eigen⸗ 
thuͤmers eines ſolchen verlaſſenen Geundſtuͤcks un 
bekannt; ſo findet in Anſetzung deſſelben eben das 
ſtatt, was wegen des Vermögens eines Abweſen⸗ 
den oder Verſchollenen überhaupt verordnet iſt. 
(Elk. XVIII. Abſchn. J. VII). 


Zweyter Abſchnitt. 


Von den Rechten des Staats auf erbloſe 
Verlaſſenſchaften. 


In welchen $. 16. Wenn ein Verſtorbener niemanden hin- 
Nallaß terläßt, dem aus techtagültiaen ABillenserflärungen, 
dem&taate oder vermoͤge der Geſetze, ein Erbrecht auf fein 
abe Mermögen zukemmt; ſo follt feine Erbſchaft dem 
falle. Staate anbeum. 

$. 17. Wenn der durch gültige Willenserklaͤrun⸗ 
gen ernannte Erbe nicht Erbe ſchn kann oder will, 
oder feines Erbrechts, als deſſen unmlirdig, verlu⸗ 
ſtig wird: und niemand vorhanden iſt, welcher nach 
der Verfügung des Erblaffers, oder nach Vorſchrift 
der Geſetze, an feine Stelle treten konnte: fo Fälle 
die Erbſchaft ebenfalls dem Fiskus anheim. 

F. 18. Die bloße Unfähigkeit oder Unwürdig⸗ 
keit des geſetlichen, oder durch Willenserklärur gen 
berufenen Erben, giebt alſo dem Staate auf den 
Nachlaß noch keinen gegruͤndeten Anſpruch. (Th. I. 
Tit. XII. §. 36. lag. H. 599 und 605. dg.) 

$. 19. In welchen Fällen der Nachlaß eines Ver⸗ 
brechers, mit Ausſchließung feiner Erben, von 
dem Staate eingezogen werde, beſtimmt das Cxi⸗ 
minalrecht. 


$.20. 


Von erbloſen Verlaſſenſchaften. 943 


$ 20. Das Erbrecht des Staats auf erledigte In wie fern 
Verlaſſenſchaften kommt moraliſchen oder andern hin ge 
Pribatperſonen nur in fo fern zu, als fie machmei- laflenihafr 
ſen können, daſſelde vom Staate auf eine rechts Hals 
gültige Weiſe erworben zu haben. von Pal 

$. 21. In wie fern jemand das Eigenthum einer Pros 
gewiſſen beſtimmeen Verloſſenſchaft, mittelſt der 
Verjährung durch Befiß, gegen den Fiskus erwer⸗ 
ben könne, iſt nach den allgemeinen Grundsätzen 
von der fiskallichen Verjährung zu beurthellen. 1 

. 22. Wilden St ftungen bleibt ihr Succeſſions⸗ von milden 
Er auf den erbloſen Machlaf der darin een 
oder bis an ihren Tod verpflegten Perſonen, gegen 
den Fiskus auch alsdann, wenn dem Verſtorbenen 
die vorgeſchriebene Bedeutung nicht geſchehen it. 
Tit XIX. 
8 5 Wenn der kandesherr eine Sache oder von einem 
Recht Mehrern gemeinſchaft ich verliehen hat, ſchlfter 
und die Begünſtigten in der (3 meinſchaft geblieben ausgeübt 
find: fo wͤchſt bey dem erbloſen Abgange des Ei nde. 
nen von ihnen, der Antheil deſſelben den uͤbri⸗ 
gen zu. 


ernannte Erbe, wenn derſelbe wirklich Erbe gewor⸗ 
den ware, nach den Geſetzen verpflichtet ſeyn 
wuͤrde. 


Ooo 4 $. 27. 


Rechte ei, 
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g. 27. Ein rechtmaͤßiger Erbe, welcher nach er 
folgtem Praͤcluſionsurtel, ſedoch innerhalb der ges 
wöhnlichen Verjährungefriſt, ſich noch meldet, hat 
mit einem Verſchollenen, der nach der Todeserfläs 
rung zurückkommt, gleiche Rechte. (Tit. XVIII. 
Abſchn. VIII. $. 847. faq.) 

K 28. Del der Wieden Vermögen an ver⸗ 
ſchiedenen Orten, wo verſchiedenen Behörden das 
Recht, erkloſt Verlaſſenſchaften in Beſitz zu neh⸗ 
men, zukommt: fo gebüßrt jedem Berecheigten das 
zur Zeit des Todes in ſeinem Bezirke befindliche be⸗ 
wegliche und unbewegliche Vermögen. 

$. 29. Ausfichende Capitalien aber gebühren 
demjenigen, welcher an dem letztern eigentlichen 
Wohnorte des Erblaſſers zur Einziehung erbloſer Ver⸗ 
laſſenſchaften berechtigt iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Jagdregal. 


$. 30. Das Recht, lagdbare wilde Thiere auf⸗ 
zuſuchen, und ſich zuzueignen, wird die Jugdge⸗ 
rechtigkeit genannt. (Th. I. Dit. IX. $. 107° 173.) 

$ Zr. Was zu den jagbbaren Thieren gehöre, 
oder eln Gegenſtand des fernen Thierfanges ſey, 
wird in den Geſetzen einer jeden Provinz ber 
ſtimmt. 

. 32. Im Mangel andrer Beſtimmungen ger 
hören vierfüßige wilde Thiere, und wildes Geſiä⸗ 
gel, in ſo fern beyde zur Speiſe gebraucht zu 
werden pflegen, zur ausſchließenden Jagdgerech⸗ 
tigkeit. 

F. 33. Andre wilde Thiere find in der Regel ein 
Gegenſſand des freyen Thlerfanges. 

F. 34. Dahin gehören auch Wolfe, Bären, und 
andre eite ſchͤdliche Raubthiere. 


935 
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$. 35. Doch dürfen dergleichen Thiere ($: 33. 
34. in Wäldern und Jagdrevieren, von denfeni⸗ 
gen, denen daſelbſt keine Jagdgerechtigkeit zukommt, 
nicht aufgeſucht, noch weniger Jagden darauf an⸗ 
geſtellt werden. 

6. 36. Was für Arten der wilden Thiere weder 
geſagt, noch ſonſt eingefangen werden koͤnnen, muß 
durch beſondre Geſetze und Verordnungen aus⸗ 
druͤcklich beſtimmt ſeyn. 

37. Zur hohen Jagd werden gewöhnlich nur Hobe, mitte 
Heeſche, wilde Schweine, Auerochſen, Elend Kr md 
thiere, Ppaſanen, Auerhähne und Hennen ges In. 
rechnet. “ 

J. 38. Wo die Provinzialgeſetze feine mittlere 
Jagd beſtummen, gehört alles übrige Wild zur nie⸗ 
dern Jagd. 

H. 39. Die Jagdgerechtigkeit gehort zu den Verleihung, 
niedern Regalen, und kann von Privatperfonen Sele 
nur fo, wie bey Regalien überhaupt verordnet Hrinarers 
iſt, erworben und ausgeübt werden. (Tit. XIV. fee, 

L. 28.35“) 
H. 40. Unter der Jagdgerechtigkeit, welche den 

Nittergätern gewöhnlich beygelegt iſt, wird in der 

Regel nur die niedere Jagd verſtanden. 

K. 41. Wer nur mit der Jagd überhaupt ber 

liehen iſt, der hat nur ein Recht zur niedern 

Jagd. 

8 F. 42. Wer ſich alfo der hohen Jagd anmaßen 

will, der muß die auf eine rechtsgülrige Art ges 

ſchetzene Erwerbung derſelben beſonders nach⸗ 

weiſen. 

9. 43. Wer aber mit allen Jagden, oder mit 

allen Arten der Jagden, oder auch nur mit Jagden 

in der mehrern Zahl beliehen worden, der hat auch 
auf die Jagd gegründeten Anſpruch. 

H. 44. So weit als jemand zur Jagd berechtigt Einchrdus 
iſt, kann er feine Befugniß auf alle an ſich er alen der 
Dee 5 laubte 


Zunge, 
kechlinfei, 
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laubte Arten, das Wild zu jagen, oder zu fangen, 
ausüben, 

9. 45 Die S Setz Schon⸗ und Hegezeit aber 
muß von jedem Jagdberechtigten genau beobachtet 
werden. 

$ 46. Die Beſtimmung der Schonzeit in An⸗ 
fehung der verſchtedenen Arten des Wildes, und 
die Ausnahmen in Anſehung einiger Arten deſ⸗ 
ſelken, bleiben den Provinzialgeſetzen votbe⸗ 
halten. 

F. 47. Die Beſtimmung dieſer Zeiten in un⸗ 
mittelbaren landesherrlichen Jagdrevieren, hänge 
lediglich von der Feſtſetzung der Landes polizey⸗ 
Inſtanz ab. 

§. 49. Im Mangel andrer Beſtimmungen, 
dauert die allgemeine Schonzeit vom Erſten Maͤrz 
bis zum 9 und zwanzigſten Auguſt. 
lte und tragende rothe Thiere find vom 
ber, bis zum Vier und zwanzigſten 


9. 49. 
Erſten N. 
Auguſt zu nen. 

$ 50. In Wäldern, wo hoch Wild ſteht, iſt das 
Jagen mit ſtarken Netzen und Je adbunden nur vom 
Vier und zwanzigſten Auguſt, bis zum letzten Oe⸗ 
tober zulaͤßi, 

9. 81, Hürſche, Rehboͤcke, hauende Schweine 
oder Keiler, Erpel oder Entriche zu ſchießen, iſt 
das ganze Jahr hindurch erlaubt. 

H. 32. Haſelbaͤhne koͤnnen bis zum letzten April, 
Auerhähne Bis zum letzten May, und Birfhähne 
bis zum Funfzehnten Junius geſchoſſen werden. 

F. 53. Wilde Enten und Gänfe, Schnepfen und 
andre Zugvögel, find nur in der Brutzeit, vom 
Erſten May, bis Vier und zwanzigſten Junius, 
zu ſchonen. 

$. 54. Das Schießen junger Hafen, und der 

tnfang junger Schwäne, ift nur vom Exfien März 
ie zwanzigſten Junius verboren. 


8 858. 
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§. 58. Bären, Wolfe, und andre fehäbfiche 
Maubtgiere, konnen zu allen Zeiten geſchoſſen 
werden. 

F. 56. Auf Bären und Wölfe iſt, auch in ger 
ſchloſſenen Zeiten, das Jagen mit Netzen und Durch⸗ 
treiben der deute zuläͤßig. 

$. 57. Die Eyer von jagdbarem Federwilde 
duͤrfen niemals ausgenommen werden. 

$. 58. Auch ein Jagdberechtigter darf kein 
Selbſtgeſchoß legen. 

F. 59. Fuchseiſen oder Schlingen duͤrfen nur an 
abgelegenen Dertern, und mit ſolcher Vorſicht, daß 
dadurch weder Menſchen noch Vieh, ohne eignes 
grobes Verſehen der erſtern, zu Schaden kommen 
konnen, gelegt werden. (Th. J. Sit. IX. 5. 152.153.) 

F. 60. Ohne beſondre Erlaubniß des Staats 
darf niemand verzaͤunte Gehege, zum Schaden 
der Nachbarſchaft, und Hemmung des Wildwech⸗ 
ſels, errichten; Einſpruͤnge anlegen; oder die 
Graͤnzen nächtlich verlappen. 

F. 61. Außer den Dohnen find Schleifen und 
Schlingen, auch Garnſacke, zur Einſangung des 
Federwildes, ‚gänzlich verboten. 

$. 62. Die Einfangung der Rebhuͤner durch for 
genannte Treibzeuge iſt erlaubt. 

F. 63. Doch muß von jedem Volke, oder von 
jeder Kerte Hühner, jo nur aus Neun Stuͤcken ber 
ſteht, die alte Henne und ein junger Hahn; wenn 
aber das Volk mehr als Reun Stück ausmacht, 
uͤberdem noch ein junges Huhn freygelaſſen 
werden. 2 

. 64. Niemand darf auf fremden Jagdrevieren 
Hunde laufen laſſen, die nicht mit einem Knoͤppel, 
welcher fie an der Aufſuchung und Verfolgung des 
Wildes hindere, verſehen find. 


$. 65. 
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9.65. Ungeknͤppelte gemeine Hunde, inglei⸗ 
chen Katzen, die auf Jagdrevieren herumlau 
kann jeder Jagdberechtigte tödten, und der Eigen⸗ 
thuͤmer muß das Schußgeld bezahlen. 

§. 66. Wenn Jagd⸗ oder Windhunde, 
rend der von einem Jagdberechtigten auf feinem R 
viere angefangenen Jagd, bloß überlaufen: ſo kön⸗ 
nen fie nicht getödter; fie muͤſſen aber ſofort zurüͤck⸗ 
gerufen werden. 

$. 67. Wenn Jagdhunde nicht mit Vorſaß an 
der Ghränze gelöfet worden, ſondern nur von unges 
fahr über die Gränze gelaufen find: fo koͤnnen fie 
aufgefangen, und muͤſſen dem Eigenthuͤmer, ge⸗ 
gen Entrichtung eines Pfandgeldes von Acht 
Groſchen für. das Stuck, zuͤruͤckgegeben werden. 

8. 68. Wie die Jagdcontraventionen zu beſtrafen, 
iſt im Criminalrechte vorgeſchrieben; und wird in 
den Provinzial⸗Jagdordnungen nager beſtimmt. 


Vierter Abſchnitt. 
Vom Bergwerksregal. 


$. 69. Alle Foſſilien, woraus Metalle und Halb⸗ 
metalle gewonnen werden koͤnnen, gehören, in Er⸗ 
mangelung beſonderer Provinzialgeſetze, ausſchlie⸗ 
ßend zum Bergwerksregal. 

H. 70. Desgleichen alle Edelſteine und andere 
Steinatten, welche nicht H. 73. und 74. ausgenom⸗ 
men ſind. 

H. 71. Ferner alle Salzarten mit den Salzquel⸗ 
len, vorzuͤglich Steinſag Salpeter, Vikriol und 
Alaun; fo wie auch Suflammabilien, als Schwefel, 
Keifblen, Erdpech, Stein: und Braunfohlen, 

F. 72. Andere Foſſüten hingegen, die in ihrer 
naturlichen Geſtalt foglı eich zum d konomiſchen 
Gebrauche, bey Künſten, Handwerken, oder zum 

Bauen 
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Bauen genutzt zu werden pflegen, gehören dem Eis 
genthümer des Grundes und Bodens; oder dem 
Gutsherrn, wenn derfelbe nach den Provinzial 
gefegen das Vorrecht darauf hat. Te. I. Tit. IX. 
§. 9 d.) 

9. 73. Beſonders werden Marmor, Poryhyr, 

Granit und Baſalt, Serpentinſtein, Kalk, Gips, 
Sandſtein, Torf, Thon, lehm, Mergel, Wal: 
ker, Umbra⸗, Ocker und andere Farbenerden, 
in fo fern aus litzteten keine Metalle oder Halbme⸗ 
talle gewonnen werden können, zu den Regalien 
nicht gerechnet. 

$. 74. Dies findet auch von den nach $. 70. zum 
Bergwerksregal gehörenden Steinarten Anwen⸗ 
dung, wenn fie entweder auf den Aeckern liegen, 
oder durch die Pflugſchar ausgetiſſen, oder bey 
Gelegenheit anderer ökdnomiſcher Arbeiten einzeln 
gefunden werden. 5 

§. 75. Foſſilien, dle keine Regale find, können Stechte in 
Birfenigen, welchen ſoſche nach h. 72. gehören, ohne uus 
beſondere Etlaubniß aufſuchen, und durch Verkauf 
oder auf andere Art benutzen. 

H. 76. Sie dürfen aber bey deren Benutzung 
nichts vornehmen, was den allgemeinen Berg: Pe 
lizeygeſetzen zuwider iſt. 

§. 77. Sollte jemand dergleichen Foſſilſen gänze 
lich unbenutzt laſſen fo kann er angehalten werden, 
fein Recht entweder dem Staate ſeloſt, oder an⸗ 
dern Bauluſtigen, gegen billige Abfindung zu 
uͤberloſſen. 

b. 78. Es muß aber ausgemittelt ſehn, daß da⸗ 
der dem Staate ſelbſt, oder andern Buͤrgern 
ben zu verſchaffende Vortheil, die Unbequem⸗ 
it oder den Nachtheil, welchen der Eigenthüͤ. 

mer durch dieſe Einſchraͤnkung feines Eigenthums⸗ 
rechts erleidet, beträchtlich überwiegen, (TB J. 
Tit. VIII. $. 30.) 
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erleibung . 79. Wer ein Stockwerk, Erzlager, Gang 
= 550 oder Flötz von ſolchen Foſſilten, welche nach H. 69. 
aus, und 70. und 7x. zum Bergwerksregal gehören, bauen 
daher. will, muß damit gehdtig bellehen fen 

H. 80. Waſch und Pochwerke, ingleichen Gra⸗ 
ben und Waſſerleitungen über Tage, find unter der 
Mutbung einer Grube nicht mit begriffen, ſondern 
muͤſſen beſonders gemuthet und verliehen werden. 

S. gr. Eben dies findet von Waſſern verlaſſeller 
Gruben oder Stollen ſtatt. 

H. 92. Jeder Beliehene muß fein Bergwerksei⸗ 
genthum den Grundjäßen der Bergwerkspolſzey 
gemäß benutzen, und kann ſich dabey der Aufſicht 
und Direction des Bergamtes nicht entziehen. 

50 F. 83. Das Bergamt aber iſt ſchuldig, ihn mit 
feinen Borſchlaͤgen zu hören, und bey Beſchlleß 
ſung wichtiger Vorrichtungen, welche mit erhebli⸗ 
chen Koſten verbunden find, jedesmal zuzuztehen. 

F. 84. Wegen der befonderen Aufſicht über die 
Gewerkſchaften ift nachher H. 272. [id. verordnet. 

duch 9:85 Hüttenwerke darf niemand ohne Erlaub⸗ 
genwerte, niß des vorgeſetzten Bergamtes anlegen. 

F. 86. Wo der Staat ſich den Erzkauf nicht vor⸗ 
behalten, oder ſonſt rechtlich erworben hat, da !ünz 
nen Haͤttenwerke auch an Privatperſonen verliehen 
werden. 

F. 87. So lange jedoch die in einer Gegend vor⸗ 
handenen Hüttenwerke hinreichend ſind, die in 
den umliegenden nicht über Drey Stunden 
oder anderthalb Meilen entfernten Gruben ge⸗ 
wonnenen oder zu gewinnenden Erze zu verar⸗ 
beiten, ſollen keine neue Belehnungen ertheilt 
werden. 


H. 88. 
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H. 88. Die Anlegung muß unter Aufſicht des 
Bergamtes geſchehen; und es muß darüber beſon⸗ 
dere Beleihung nachgeſucht werden. 

$. 89. Dem erſten Muther eines Huüͤttenwerks 
ſoll die Beleihung daruber vorzüglich erteilt 
werden. 7 

F. 90. Die Anlegung neuer Hüttenwerke findet 
auch nur in ſo fern ſtatt, als dadurch der Provinz 
das nöthige Brennholz, zum Bedarf der Einwoh⸗ 
ner, und zum Betrieb der darin ſchon vorhandenen 
Fabriken, nicht entzogen wird. 

$ 91, Doch iſt bey deſſen Beurtheilung auch 
auf die in der Provinz ſich befindenden Vorrärhe 
von Torf und Steinfohlen, weiche zu dem Bedarf 
der Einwohner, und dem Betriebe der Fabriken 
gebraucht werden konnen, Nüdficht zu nehmen, 

H. 92. Jeder Belichene, welcher kein eigenes 
Hüttenwerk hat, iſt ſchuldig, ſich zu demjenigen 
zu halten, welches ihm von dem Bergamte ange⸗ 
wieſen worden. 

9.95, Doch darf er ſich an kein Hüttenwerk wei⸗ 
fen laſſen, weiches über Drey Stunden, oder Ans 
derthalb Meilen, von feinen Gruben oder Pochwer⸗ 
ken entfernt iſt. 

$. 94. Findet dos Bergamt noͤthia, daß mehr 
rere, welche kein eignes Hüttenwerk haben, zuſam⸗ 
men ſchmelzen: ſo kommt es ihm zu, die Ordnung 
dabey zu beſtimmen, und die erforderliche Erztare 
einzurichten. 

$. 95. Auf alles von den beliehenen Bergwerks Mega 
eigenthuͤmern gewonnene Gold und Silber hat kauf, 
der Staat, wegen des ihm competirenden Münzre⸗ 
gals, den Vorkauf. 

$. 96. Bey andern Metallen und Mineralien 
haben die Eigenthuͤmer freye Hand, dieſelben 
nach ihrer Gelegenheit, inn“ oder außerhalb kan⸗ 

des 
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des zu verkaufen, in ſo fern die Provinzialgeſetze 
keine Ausnahme machen. 

. 97. Dagegen dürfen Erze, Eiſenſteine, 
und überhaupt rohe Bergwerksprodukte oder Mate⸗ 
rialien, aus welchen erſt durch Zubereitung und 
Werarbeitung, Metalle oder mineraliſche Fabrikate 
herausgebracht werden, ohne beſondte Erlaubniß 
des Staats, bey nachdruͤcklicher Strofe, außer⸗ 
halb Landes nicht verfahten werden. 

$. 98. Von allen zum Bergwerksregale geho⸗ 
renden Metallen und Mineralien, welche die Be⸗ 
liehenen gewinnen, gebührt dem Staate der 
Zehent. 

$ 99. Zu den Berggewinnungskoſten dieſer 
Metalle und Mineralien tragt der Staat wegen ſei⸗ 
nes Zehenten nicht bey. 

$ 100. Es muß alſo von Bergprodukten, wel⸗ 
che ſo, wie ſie aus der Erde gebracht worden, 
ohne weitere Zurichtung verkauft werden können, 
der Zehent in Natur, oder das dafür gelöſete Geld, 
ohne Abzug ſofort entrichtet werden. 

§. 101. Bey metalliſchen und mineraliſchen Wet⸗ 
ken hingegen, deren Produkte durch Feuer oder ans 
dere Zurichtung erſt verkäuflich gemacht werden 
muͤſſen, trägt der Staat zu den Poch⸗, Waſch ., 
Hütten- und ſonſtigen Zubereltungstoſten, nach 
Verhaͤleniß ſeines Zehent, mit bey. 

F. 103. In Ermangelung beſonderer Provinzial⸗ 
ordnungen, genießen die Bergbauenden auf Sechs 
Jahre die Zehentbefreyung: Steinkohlen ſevoch 
ausgenemmen, bey welchen dieſe Befreyung nicht 
Hart findet. 5 

H. 103. Außer dem Zehent, muͤſſen die Belie⸗ 
benen, von ihren gangbaren Gruben oder Stollen, 
ein in den Provinzialgeſetzen beſtimmtes Quatem⸗ 
bergeld, zur Unterhaltung des Bergamtes ent⸗ 


richten. 


$. 104. 
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$. 104. Auch muß von jeder Grube, fie ſey 
gangbar oder nicht, und von jedem andern Ber: 
werkseigenthume, alle Quartale das in eben vielen 
Geſetzen vorgeſchriebene Rezeßzeld an das Berge 
amt abgeführt werden. 

$. 905. Hot ein Beliehener die Rezeßßaelder, 
der einmal geſchehenen Erinnerung ungeachtet, 
durch Vier Quartale, und alſo durch Ein ganzes 
Jahr nicht bezahlt: fo Fülle fein Bergwertseigen⸗ 
thum an den Staat zurück, und kann wieder an 
einen Andern verliehen werden. 

F. 106. Das Bergwerksregal auf einen gewiß n Mann 
fen Difteitt, oder auf ein beftimmtes Objstr, kann dae 
gleich andern niedern Regalien, von Veiatperfos ever 
nen und Communen erworben und beſeſſen werden. vor ſon 
it, XIV. H. 24. 0 außihte 

$. 107. Wem das Bergwerksregal auf ſolche 
Art zuſteht, dem kommen alle darunter begriffenen 
Rechte des Staats zu, welche bey der Verleihung, 
oder durch Provinzialgeſetze nicht ausdruͤcklich aus⸗ 
genommen worden. 

$. 108. Doch bleibt er dabey allemal der Ober 
aufſicht des Staats, den allgemeinen Bergpol!zey⸗ 
Geſetzen, und den Entſcheidungen des Bergamtes 
unterworfen; iſt auch zu Entrichtung der $. 103. 
und 104, beftimmten Abgaben verbunden. 

$. 109. Der Grundeigenchämer muß an die c Mer 
Bergbauenden den Grund und Boden überlaffen, elne des 
welcher zur Grube ſelbſt, zu den Stollen, zu Hal re 
den und Wegen, und zu den Gebzuden über der zn 
Erde, nothwendig iſt, Änaleichen das zum Berries her de 
be der Kunſt⸗ Poch- Waſch⸗ und Hüttenwerke er- z. Bers 
forderliche Waſſer. keit des 

8. 110. Auch Leiche und Möͤhlen müſſen dem dae 
Bergbaue weichen, wenn es zur Fortſetzung deffek fuers. 
ben nothwendig iſt. 


Agent. Geſetb. IV. Bund. Pp p $ 117. 
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. 111. Bau- und Kohlenholz, in fo fern der 
Gründherr dergleichen aus feinen Forſten verkauft, 
muß er an die bauenden Gewerke vorzüglich, ſe⸗ 
doch nur fuͤr eben den Preis, wie an Fremde, 
uberlaſſen. 
$. 112. Dagegen muß für alles, was der 
Grundeigenthuͤmer zum Baue und Betriebe des 
Werks abgetreten oder verloren hat, demſelden 
vollſtäͤndige Entſchädig a nach Vorſchrift des Er 
„Dit. VI. F. 7. geleiſtet werden. 

F. 113. Fuͤr den kgetrefenen Grund und Bo⸗ 
den muß der Eigenthuͤmer ſich damie begnügen, 
daß ihm die nach gedachter Verſchehſte aus zumit⸗ 
telnde jähel liche Abnutzung in jedem Jahre ſo lan⸗ 
ge vergütet werde, bis der Boden wieder in ſol⸗ 
chen Stand geſetzt iſt, daß er gehörig genutzt wer⸗ 
den kann. 

F. 174. Im Mangel geſezlicher Veſtimmung, 
muͤſſen die Belichenen ſich mit dem Grundeigen⸗ 
thuͤmer wegen feiner Schadlostaltung beſonders 
vereinigen. 

. 118. Kann dergleichen Vereinigung in Güte 
nicht getroffen werden: ſo muß das Bergamt die 
Schadloshaltung, Sichtung ſachverſtändiger 
Taxatoren, der Billigkeit gemäß beſtimmen. 

H. 116. a) Will ein oder anderer Theil bey die⸗ 
fer Feſtſechung ſich nicht beruhigen: fo ſteht ihm 
frey, auf rechtliches G. d Erkenneniß dark 
ber bey den Berggerichten anzutragen. 

$. 116. b) Sat jemand Gelaude, Wafferlei 
tungen, Teiche, Bleichen, und deralsichen, in 
einem 18 wo ein Bergbau ſchon in ſolcher 

; eine weitere Ausdeh⸗ 


nuͤnftiger bah We hen werde 
dennoch angelegt, ohne ſich von d. 0 
die Stelle, wo es ohne feine Gefahr geſchehen 

kann, 


Vom Bergwerksregal. 955 


kann, anweiſen zu laſſen: fo iſt er, wegen der durch 
den fortgehenden Bergbau daran entftehenden Schi 
den, zu keiner Vergütung berechtigt. 

§. 117. Dem Grundeigenthümer wird ferner 
der Erbkux, ohne Unterſchied der Metalle oder Mi⸗ 
neralien gegeben. 

F. 118. Dieſer Erbkur kann von dem Grunde 
und Boden, auf welchem das Bergwerk betrie⸗ 
ben wird, nicht getrennt, noch befonders veräußert 
werden. 

$. 119. Wer bey getheiltem Eigenthume den 
Erbkur erhalte, iſt nach Vorſchrift des Erſten 
Theils, Tit. IX. H. 94., und in wie fern ein Guts⸗ 
here den Vorzug vor dem Grundegenthͤmer dar⸗ 
auf habe, nach den Provinzialgeſetzen zu beur⸗ 
theilen. 

. 120. Der Etbkur gebührt demjenigen, in 
deſſen Grunde und Boden die Fundgrube ſich be⸗ 
findet. 

H. 121. liegt die Fundgrube auf der Gänze, 
und alſo auf dem Grunde und Boden zweyer Nach⸗ 
barn zugleich? fo wird der Erbkur zwiſchen beyden 
Grundeigenthuͤmern verhaͤlemßmaͤßtg durch Er⸗ 
kenntniß des Bergamts geteilt. 

§. 122. Der Grundeigenthuͤmer iſt wegen des 

Erbkuxes zu irgend einigem Beytrage, wegen 
der Koſten oder Abgaben des Baues, nicht ver⸗ 
bunden. 
Heeg. Steht ihm ober das Recht des Withaues 
zur Hälfte zu, und übt er ſelbiges aus: fo muß er, 
nach Verhältniß feines Antheils an der Grube, den 
Erbkur übertragen helfen. 

F. 124. Das Recht des Mitbaues zur Hälfte 
findet jedoch nur alsdann ſtatt, wenn befondere 
Propinzialgeſctze dafleloe dem Grundeigentguͤmer 
aus druͤcklich beylegen. 7 


Pyp 2 


Erbkur. 


Nicht des 
Mit hannes 
zur Hüfte. 


D. Nechte 
und pflich 
ien der 


Beraſperke, 


Sigenthil, 


eigenthus 
me übers 
haupt. 
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F. 125. In folchem Falle muß er, noch ehe die 
Beleihung an einen Andern gefchıehet, vernommen 
werden: ob er davon Gebrauch machen welle. 

9. 126. Zur Erklärung darüber iſt ihm jedes⸗ 
mal eine hinlaͤngliche Friſt, jedoch niemals unter 
Drey Monatten, vom Tage da die Aufforderung 
ihm eingehaͤndigt worden, zu beſtimmen. 

F. 7127. läßt er dieſe, ohne ſich zu erffären, 
verſtroichen; oder thut er auf fein Recht zum Mit- 
baue Verficht: fo kann er ſich deſſen in der Folge, 
zum Nach eheile der bauenden Gewerkſchaſt, oder 
des Staats niemals wieder anmaßen. 

F. 128. Der Bergbau kann ſowohl von einzel 
nen Perſonen, als von Geſellſchaften betrieben 
werden. 

F. 129. Mehrere Perſonen, welche ihren Bau 
mit eigener Handarbeit betreiben, werden Eigen: 
löhner genannt. 

F. 130. Eine Geſellſchaft von Eigenlöhnern 
darf aus nicht mehr als Acht Perſonen beſtet en, 
und wenigſtens Vier derſelben müffen die Arbeit 
mit eigener Hand verrichten; widrigenfalls fie als 
Gewerke zu behandeln ſind. 

H. 131. Geſammteigenthuͤmer, welche ihre leh⸗ 
ne nicht ſelbſt bauen und verwalten, führen den 
Namen einer Gewerkſchaft. 

F. 132. Die einzelnen Mitglieder einer folhen 
Geſellſchaft werden Gewekke; und das Bergwerk 
ſelbſt, welches fie betreiben, wird Zeche oder Gru⸗ 
be genannt. 

F. 133. Jedes verliehene Bergwerkseigenthum 
wird in Hundert und acht und zwanzig Antheile 
oder Kuxe getheilt. 

F. 134. Außer dieſen werden Zwey dem 
Grundherrn als Erbkur; auch wenn die Provin⸗ 
zialgeſeze keine Ausnahme enthalten, Zwey der 

Kirche 


“ 
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Kirche und Schule, unter deren Sprengel die Zeche 
liegt; und eben fo viel der Knappſchafts und Ar: 
mencaſſe veaelegt, 
F. 245. Ein Intereſſent kann mehrere Kure bes 
ſſtzen; auch kann jeder Kur in mehrere Unterab⸗ 
thetlungen gerheift werden, die jedoch nicht unter 
einem Achtel betragen duͤrfen. 
9. 136. Fremde konnen fo gut, als Laudesein⸗ 
F ohne Unterſchied der Religlon, an dem 
Bergbaue Theil nehmen, und genießen dabey mit 
diesen völlig gleiche Rechte. 
9. 137. Inſondergelt find die Bergantheile der⸗ 
ſelben, fo wie deren Ausbeute, von eller Confisca- 
tion, Abſchoß⸗ und Abzugsgeidern from. 
F. 138. Bergbeamte hingegen ſollen, bey Stra⸗ 
fe der Conſiscation, nur unter ausdrücklicher Ge⸗ 
nehmigung des Bergwerks- und Huüttendeporte⸗ 
ments an dem Bergbaue als Gewerke Antheil 
nehmen. 
%. 139. Dieſe Genehmigung ſoll nur auf eine 
gewiſſe Anzahl von Kuren, welche den Vierten 
Theil einer Zeche niemals uͤberſteigen darf, erthelle 
werden. 
$. 140. Kein Bergbeamter CH fireitige Zechen, 
oder andere gebäude an ſich bringen, 
$. 141. Niemand hat das Recht auf die nach urmittel, 
K. 69. 70. und 71. zum Bergwerksregal grbdrenden gag nr 
Foſſilten zu ſchürfen, ohne von dem Bergamte ei alben 
nen Exlaubnißſchein dazu erhalten zu haben. Schl 
F. 142. Der Grundeigenthüͤmer kann demjenk- 1 
gen, aldi einen Schuͤrfſchein erhalten hat, das 
Schoͤrfen nicht wehren noch hindern; es ſey denn, 
daß er ſelbſt mit einem altern Schuͤrfſcheine verſe⸗ 
hen worden. 
b. 143. Schürffteine ſollen nicht auf ganze 
Aemter und Gerichte, ſondern nur auf gewiſſe 
nach Namen, lage, Gegend und Gränzen md. 
Pro 3 lichſt 
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lichſt genau beſtimmte Berge oder Thaͤler gegeben 
werden. 

6. 144. Sie gelten auf Ein Jahr und Sechs 
Wochen vom Tage ihrer Ausfertigung an; und 
verlieren ihre Kraft, wenn nicht vor dem Ablaufe 
dieſer Friſt ihre Verlangerung bey dem Bergamte 
nachgeſucht worden. 

H. 145. Wer einen Schürſſchein auf fremden 
Grund und Boden erhalten bat, muß ſich damit 
zuvor bey dem Eigenthuͤmer melden: dieſem den 
Ort, wo er ſchuͤrfen will, beſtimmt anzei 
wegen der Zeit mit ihm Abrede nehmen. 

§. 146. Können ſich beyde nicht vereinigen? 
fo muß der Inhaber des Schüͤrfſcheins zuvor die 
Entſcheidung des Bergamtes einholen und abs 
warten. 

$ 147. An ſolchen Orten, wo Wohn: oder 
Wirihſchaftsgebaͤude ſtehen, und Vier Fuß Rhein⸗ 
läͤndiſch vom Umkreiſe derſelben, darf nicht ger 
ſchuͤrft werden, es ſey denn, daß nach Anleitung 
des Erſten Theils, Tit. VIII. $. 30. der Grund⸗ 
herr, durch Eckenntniß des Bergamtes, zu deſſen 
Geſtattung, gegen erhaltene vollſtaͤndige Schad⸗ 
loshaltung, verurtheile wäre, 

$ 148. Bepflanzte Baum und Koffgärten find 
bey dem Schuͤrfen ganz zu verſchonen, wenn! 
nicht der Schuͤrfſchein ausdrücklich darauf gerich⸗ 
tet worden. 

$. 149. Das Schüͤrfen auf Aeckern und Wie 
fen muß zu einer ſolchen Zeit vorgenommen wer⸗ 


den, da die Feldfruͤchte dadurch keinen Schaden 
leiden. 


igen; und 


F. 150. Wird bey dem Schärfen nichts ent 
deckt: fo muß der Schürfer die aufgeworfene 
Grube wieder einfüllen, den Ort eben machen, 
auch allen durch das Graden verurſachten Scha⸗ 

den 
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den, und die entzogene Nutzung, allenfalls nach 
der Feſtſetzung des Bergomtes, erſetzen. 

§. 151. Iſt hingegen ein Stockwerk, lager, 
Gang oder Flötz wirklich entdeckt worden: jo muß 
der Schurf, wenn auch vor der Hand darauf nicht 
fortgebauet würde, dennoch offen bleiben. 

. 152. Hat der Grundeigenthuͤmer denſelben 
ohne Genehmigung des Bergamtes zugeworfen: 
fo muß die Wiedereröffnung auf feine Koſten ges 


ſchehen, und er bar außerdem eine Geldbuße 
von Zehn Thalern zum Beſten der Bergarmen 
verwikt. 


Der Gtundeigenthämer iſt befugt, we⸗ 
gung Sicherheit zu verlangen, 
unde zum Arreſtſchlage vor⸗ 


handen fin 

F. 154: Wer auf erhaltenen Schärfſchein ein Dom. An 
Stockwerk, Erzlager, Gang oder Flötz zuerſt er⸗ 
ſchuͤrft bat, iſt befugt zu ve Hangen, daß ihm der denz. 
Bau auf das enedeckte Werk, innerhalb eines ge⸗ 
wiſſen Diſtriets, vorzuͤhlich vor allen Andern, vers 
ließen Ne 

H. Von diefem Rechte aber muß er, bey, 
Valor deſelben, innerhalb Bier Wochen von Zei 
der wirklichen Entdeckung Gebrauch machen, und 
die ſchriftllche Muthung bey dem Bergamte gehö⸗ 
rig niederlegen. 

F. 156. Der Umfang des dem Bauenden anzu⸗ 
welſenden Feldes oder Diſtriets, worauf ſich das 
Recht des erſten Finders erfiredt, if in Erman⸗ 
gelung beſonderer Provinziafgefege, auf reis 
chenden Gängen, Stockwerken und Erzlagern, 
deren Fallen mehr als funfzehn Grad betragt, 
zwey und vierzig lachter Laͤngenmaaß; auf 
Gangen und Erzlagern, deren Fallen unter funf⸗ 
zehn Grad betragt, wen und vierzig. Lachter ins 
Geviezte, und auf n oder Selfenwerken, 

4 ohne 


a B, 


Dom Mu⸗ 
ihen. 


Verbote, 
nice meh 
tere Mu. 
ther unters 
einander. 


pflichten 
aus der 
Muthung. 
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ohne Unterſchied des Fallens, fünfzig lachter ins 
Gevierte. 


Doch ſollen dem Finder, auf ausdrück⸗ 
ußer feiner Fundgrube, vorzüge 

auf Gängen, Stockwerken 
und Erzlagern, deren Ballen mehr als funfzehn 
Grad beträgt, und welche gangweiſe oder nach 
gängenmaaf vermeſſen werden, zwölf Maaßen, 
jede zu acht und zwanzig kachtern Feldeslaͤnge; 
-ouf Gängen und Erzlagern, deren Fallen unter 
furfſehn Grad betraͤgt, und die nach geviertem 
Felde vermeſſen werden, zwanzig Maaßen, jede 
zu acht und zwanzig lachtern ins Gevierte; auf 
Flötzen oder Seifenwerken aber, ohne Unterſchied 
des Fallens, ſo viel, als füglich in einem zuſam⸗ 
genden Baue gefaßt werden kann, bis 
ndert Maaßen, jede zu vierzehn lachtern 
vierte. 

F. 158. Macht der Finder, nach F. 184. lag., 
von ſeinem Rechte keinen Gebrauch: fo tritt derjer 
nige, der am erſten den Gang oder das Flöz mu⸗ 
thet, an deſſen Stelle. 

$. 159. Der Finder des Ganges geht dem vor, 
der den Gang nur überfahren bat. 

. 160. Bey ausffigen Zechen wird derjenige, 
welcher fie frey gemacht hat, als Finder betrachtet. 

$. 161. Außerdem geht der altere Muther dem 
jaͤngern vor, und wird das Alter nach dem Präfen- 
tato des Bergamtes beurtheilt. 

$. 162. Der Finder ſowohl, als der Muther, 
muͤſſen mit Fleiß und unausgeſetzter Arbeit be⸗ 
möher ſeyn, den gemutheten Gang, das Flötz, 
oder die Bank zu entblößen; das iſt, ſelbige mit 
dem Stollen oder Schuͤrf in vollem friſchen An⸗ 
bruche zu zeigen. 


$. 163. 
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§. 163. Wer binnen Vier Wochen nach erfolgter 
Approbation die Arbeit nicht anfanat, oder fie nicht 
beftändig fortfeßt, wird feines Rechts verluſtig; 
und das Werk iſt ins Freye gefallen. 1 

$. 164. Mur wenn der Finder oder Muther 
erhebliche Umftände, welche den Anfang des 
Baues verhindern, dem Bergamte anzeigt und be⸗ 
ſcheinigt, kann ihm eine billige Frlſt nicht verſagt 
werden. 

H. 165. Doch iſt auch unter ſolchen Umſtaͤnden 
das Bergamt mehr als dreymal Friſten zu erthei⸗ 
len nicht berechtigt. 

$. 166. Sind mehrere Theilnehmer vorhanden: 
fo kann die Friſt nur ertheilt werden, wenn fie alle 
über deren Machſuchung einig find. 

§. 167. Wer von mehreren Theilnehmern ſei⸗ 
nen Beytrag zu den Koſten der Arbeit, nach ger 
ſchehener Aufforderung durch das Bergamt, nicht 
binnen Vier Wochen entrichtet, geht feines 
Rechts zu Gunſten der uͤbrigen Theilnehmer 
verluſtig. 

. 168. Sobald ein Gang, Flotz, oder fager ent⸗ 
blößt iſt, muß dem Bergamte davon Anzeige ger 
macht, und die Unterſuchung deſſelben über. die 
Bauwuͤͤrdigkeit des Werkes abgewartet werden. 

$. 169. Wenn hiernoͤchſt das Bergamt feſtge⸗ 
ſetzt hat, daß ein Gang, Stockwerk, Lager oder 
Sg, auch bauwuͤrdig und im Freyen gelegen 
fen; fo muß der Finder oder Muther binnen Vier 
Wochen, bey Verluſt drs Rechts, die Beleihung 
nachſuchen. 1 

$. 170. In der Beleihung muͤſſen die verliehe⸗ 
nen Stockwerke, Lager, Gänge oder Floͤtze, nach 
deren Graͤnzen, genau beſtimmt, auch ſelbige dem 
Beliehenen ordentlich angewieſen werden. 

Pp p 5 H. 171. 


Beleihung. 
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§. 171. Die über oder unter der Fundgrub, 
im langen oder im» Duadrarfelde liegenden 
fen, in fo fern der Finder oder erſte Muther darauf 
nach $. 156. und 157. kein Vorzugsrecht hat, iſt 
der Staat berechtigt, andern Bauluf Auf 
nahme einer neuen Grube zu verleihen. 

N 172. Wer beliehen f fein verlie⸗ 
henes Feld auf der Oberfläche vom Bergamte zur 
meſſen laſſen; und letzteres darf dieſes nicht ver⸗ 
weigern. 

$. 173. Wenn das Bergamt die Vermeſſung 
nöͤthig findet, muß der Belichene ſich dieſelbe ges 
fallen laſſen. 

F. 174. Auch angränzende Gruben find befugt, 
zu verlangen, daß der andern Grube das Vermeſ⸗ 
ſen aufgelegt werde, wenn fie ihr Intereſſe daben 
nachweiſen. 

H. 175: Dagegen hängt es bloß von dem Belies 
henen ab, auch das Erbbereiten, oder feyerliche 
Vermeſſen zu verlangen. 

H. 176. Steht die jüngere Grube in Ausbeute, 
und die ältere nicht: ſo kann jene zuerſt, jedoch 
dem Rechte der altern unbeſchadet, auf die Vermef⸗ 
fung antragen. 

§. 177. Die Fundgrube wird jederzeit vom 
Puncte des Fundes, und zwar bey Gängen nach 
deren Streichen, halb oberwaͤrts, halb unterwaͤrts; 
bey gevierten Feldern hingegen, uͤber das Kreuz, 
winkelrecht vermeſſen. 

$. 178. Das Bergamt kann nur alsdann von 
dieſer Regel abgehen, wenn nach deſſen Ermeſſen 
auf der einen Seite des Fundes kein nu 
zu veranſtalten iſt, und von der andern S. 
gegruͤndeten Widerſpruͤche der Feldnachbarn entge⸗ 
gen ſtehn. 

F. 179. Bey Maaßen ſteht es in dem Gutfinden 
B en: oh er fig oberhalb oder unter⸗ 


des 


Vom Bergwerksregal. 963 


balb, neben der zuerſt vermeſſenen Fundgrube 
verlange. 

H. 160. Bey dem Vermeſſen wird in der Regel 
da angehalten, wo der Gang oder Flötz zuerſt ent⸗ 
bloßt wurde, und der fehnträger muß den Ort 
zeigen. 

$. 182. Iſt daſelbſt Kübel und Seil eingewor⸗ 
fen: fo iſt die Mitte des Rundbaumes der Anhal⸗ 
tungs punct. 

$. 182. Entſtehen Zweifel: ob dieſer Schacht 
der wahre Ott des Fundes fen: fo wird der lehnträ⸗ 
ger, oder ein Vorsteher der Zeche, zur eidlichen 
Beſtaͤrkung auf den Rundbaum gelaſſen. 

$. 183. If ein Grubenbau mit einem Stollen 
angefangen worden; fo wird am Stollen. Mund⸗ 
loch angehalten. 

$. 184. Bey uͤberfahrnen Gängen und Flöten, 
bringt der Markſcheider den Ort des Fundes an den 
Tag, und bezeichnet ihn mit einem Lochſteine, der 
zum Anhalten dient. 

$. 185. Die Maaßen werden jederzeit an bie 
Fundgrube gemeſſen, und wer nur mit Maaßen be⸗ 
liehen iſt, muß diejenigen Gränzeß für richtig an⸗ 
nehmen, nach welchen die vorliegende Fundgrube 
vermeſſen worden. 


$. 186. Bey Meſſung der Vierung eines Gan⸗ 
ges wird an deſſen beyden Saalbaͤndern, und bey 
einem Flöze an deſſen Dach und Sohle ange⸗ 
balten. E 

$. 187. Theilt ſich der Gang in Truͤmme, und 
bleiben dieſe in der Vierung: fo iſt der Anhaltungs⸗ 
punkt in der Mitte zwiſchen den Trümmen, wenn 
ſie aber aus der Vierung fallen, an dem Trum, 
welches der lehntrͤͤger wählt, 


9. 188. Jede Bergwerksbeleihung geſchiehht augen 
unter der Bedingung, das uͤbernommene Der Mike 
werk 
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ten aus der werkseigenthum, bey deſſen Verluſt, zu dem beab⸗ 


ſichtigten Endzwecke zu benutzen. 

§. 189. Berggebaͤude muͤſſen daher ununter⸗ 
brochen fortaebauer, ſo wie verliehene Schmlede⸗ 
ſlaͤtte, Waſſerlaͤufe, und dergleichen, zu dem 
Zwecke angewendet werden, zu weichem fie verlie⸗ 
ben ſind. 

$. 190, Außerdem fallen die Beragebäude, die 
Räume u. fi w. welche dem Grundbeſizer zum 
Bergbaue abarkauft worden, in das landes herrliche 
rege, die nicht abgekauften Platze aber zurück an 
die Grundbeſitzer. 

$. 191. Zum Fortbaue der Gruben wird uͤber⸗ 
haupt beſtaͤndige Belegung mit Arbeitern ers 
fordert. 

$. 192. Fur gehörige Belegung iſt nur Arbeit 
in der Grube zu achten; nicht aber die Arbeit 
über Tage, außer wenn Waſſer zu gewaltigen, 
oder Wetter zu ſchaffen ſind, oder Abraum nb⸗ 
thig iſt. 

F. 193. Jede Fundgrube muß wenigſtens mit 
Einem Berghauer und Einem Schlepper belegt 
ſeyn, die täglich Acht Stunden Eine Schicht ar 
beiten, und eine srdnungsmäfige Aufficht haben. 

F. 194. undgrube fündig, und das 
Feld geöffnet, daß die Waſſer auf den Strecken 
fortgebracht werden: ſo kann der Belietene die 
Zeche durch tägliche Belegung irgend eines Theils 
feines Feldes, mit Einem Berghauer und Einem 
Schlepper, bauhaſt erhalten, 

6. 195, In Eigenlohnerzechen muß wenisſtens 
wöchentlich Drey Tage, jeden Tag Vier Stunden, 
gearbeitet werden 

F. 196. Pochwerke, in welchen weder Zapfen 
noch Eiſen gefunden wird, oder die Drey Jahre 
nicht als ſolche gebraucht worden, ſind in das 
Freye gefallen. 


$. 197. 
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F. 197. Desgleichen zum Bergbau verliehene 
Wuͤſſer, welche Ein 0 lang nach der Belehnung 
nicht gefaßt worden find. 

F. 198. Zum Verluſte des Eigenthums wegen 
unterlaſſener Belegung wird erfordert, daß das 
Bergamt die Zeche in Einer Woche dreymal, 
oder bey Sigenlöhnern eine ganze Woche hin⸗ 
durch, nicht geboͤrig belegt finde; uber dieſe 
Freyfahrung Regiſtraturen aufnehme; und in dem 
Bergbuche anmerfe, daß die Zeche in das Freye 
gefallen ſey. 

L. 199. Auf gleiche Weiſe wird in Anſehung 
der Waſſer⸗ und Pochwerke verfahren. 

F. 200. Ein neuer Muther kann das Bergamt 
um dieſe Freyfahrung bitten. S 

. 201. Wenn das Bergamt bey vorgängiger 
Unterſuchung gefunden hat, daß weſentliche Hin 
derniſſe, die nicht aus einer Verſchuldung des Ber 
lichenen entſtanden find, und die er nicht heben 
können, keine nußbare Belegung der Zeche, oder 
Benutzung der Pochwerke, Naͤume und Waſſer 
geſtatten: fo kann es demſelben auf fein Geſuch 
eine Friſt geben, bie zu welcher er, der unter⸗ 
laſſenen Benutzung ungeachtet, bey ſeinem Rechte 
verbleibt. 

H. 202. Dieſe Friſt, auch wenn fie auf beſtimm⸗ 
te Zeit gegeben iſt, muß das Bergamt zuvörderſt 
dem Beliehenen auffündigen, ehe ihm das Berg⸗ 
werkseigenthum entzogen werden kann. 

$. 203. Während des Laufens der Friſten muͤſ⸗ 
fen dennoch die geordneten Rezeßgelder nach h. 203. 
diertefjährig erlegt werden. E 

$.204. Wenn mährend des Laufens der Friſt 
ein Fremder ſich meldet, welcher den Bau, des 
Hinderniſſes ungeachtet, fortſezen will: fo muß 
die Feiſt dem Beliehenen aufgefündiger, und ihm 

ange? 


Raubbau. 


Verkärzen. 
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angedeutet werden, daß er nach deren Ablaufe 
915 Verlangerung mehr zu gewarten habe. 

8 Seßt der Beliehene nach diefer Auffün- 
de; und nach Ablauf der Friſt, den Bau nich 
fort: jo muß alsdann die Grube dem Bau 
gen, welcher ſich dazu gemeldet hat, ohne weitern 
Auſtand verliehen werden. 

§. a0. Niemand darf auf den Raub bauen; 

das iſt: durch unwirthſchaftliche Aushauung der 
oberen Mittel, und Wegnehmung der noͤthigen 
Bergfeſten und Stollenpfeiler, wenn fie gleich 
Erze enthalten, die Waſſerabfuͤhrung und Wet⸗ 
ter- auch Bergloſung erſchweren; die fernere re⸗ 
gelmoͤßige Fortſetzung des Baues hindern, oder 
gar unmöglich machen. 
„H. 207. Eben jo wenig dürfen die Sohlen un: 
ter der Stollenſtrecke ohne Erlaubniß des Berg⸗ 
amtes verbauen oder unterwerket werden; und es 
muß wenigſtens ein Vier bis Sechs lachter dickes 
Mittel unverritzt darzwiſchen liegen bleiben, oder 
die Sohle verflüdert werden. 

$. 208. Wer ſich eines Raubbaues ſchuldig 
macht, wird mit dem Verluſte der auf ſolche uners 
laubte Art erworbenen Mineralien beſtraft⸗ 

. 209. Wird nach geſchehener Welſung durch 
Bergamt, dergleichen Raubbau dennoch mies 
derholt: fo. zieht dieſes den Verluſt des aus der 
Beleihung erhaltenen Rechts nach ſich. 

F. 210. Wer in einer Zeche die tiefften Stol⸗ 
len oder Strecken, oder andere Oerter, fteben laf- 
ſen, verzimmern, 5 5 werſtätzen will, muß ſeinen 
Entſchluß zuvor dem Bergamte anſagen, und die 
Beſichtigung nachſuchen. 

F. 211. Wer außerdem eine Zeche, Stolle oder 
Strecke verbauet oder verſtuͤrzt, fell den hineinges 
ſtürzten Berg wieder heraus ſchaffen, und nach⸗ 
drücklich beſtraft werden. 

K. als. 
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F. 212. Ein Beliehener, welcher Anderer Gru⸗ 
ben oder Tagewerke zerſtöͤrt oder einwieft, koch⸗ 
ſteine verrückt, oder die in der Grube eingehaue⸗ 
nen Merkzeichen (Erbſtufen) vernichtet, fell au⸗ 
ßer dem Schadenserſatze nachdrücklich beſtraft, 
oder gar, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, feiner 
erwieſenen Bosheit, und der Größe des verurſach⸗ 
ten Schadens, feiner Bergtheile, zum Beſten des 
Fiskus, verluſtig erkläre werden. 

$. 213. Den Bergleuten muß ihr Lohn in baa 
rem Gelde, nicht aber in Erzen, Materialien, oder 
Lebensmitteln gereicht, und nach den Anſchnitten 
aus den bereiteſten Vorcätben der Grube, bey jer 
der kohnung, ohne Verzug gezahlt werden. 

b. ara. Die VBerzwerkeeigentbä mer find der 
in ihren Dienſten erkrankten oder beſchoͤdigten Berg⸗ 
leute ſich anzunehmen verbunden. 

$. 215. Einem ſolchen Arbeiter muß, in Er 
mangelung beſenderer Votſchrift der Provinzial⸗ 
geſetze, fein lohn von einer Zubußzeche, ingleichen 
von einer Freybau oder Verlag erſtattenden Zeche, 
auf Vier Wochen, und bey einer Ausbeute Zeche 
auf Acht Wochen, wenn die Krankheit fo lange 
dauert, gereicht werden. 

$. 216. Dauert die Krankheit länger: fo fälle 
die Verpflegung des Kranken oder, beſchäͤdigten 
Bergmannes der Knoppſchaftscaſſe zur Saft, 

F. 217. Die Eur und Begroͤbnißkoſten eines 
beſchädigten oder verunglöckten Ber, 3 muͤſſen 
aus der Knappſchaftscaſſe beftritten werden. 


H. 218. Auch die Wittwe reines Bergmanns hat 
das $. 218. beſtimmre Gaadenlohn zu fordern. 
219. Obige Vortheile der beſchadigten oder 
verunglͤͤckten Bergleute fallen hinweg, wenn ſich 
einer den Schaden oder Tod vorſatzlich, oder 
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durch grobes Verſehen, außer der Bergarbeit zu⸗ 
gezogen hat. 

H. 220. Iſt der Schade oder Tod durch Bosheit 
oder grobes Verſchulden eines Dritten verurſacht 
worden: fo muß dieſer die Knappſchaftscaſſe und 
Bergwerkseigenthümer entſchaͤdigen. 

H. aar. Bey Verleihung eines Stollen, zu Ib 
ſung fremder Zechen, wird nur der Ort, wo er 
angeſetzt, und das Gebirge, in welches er getrie⸗ 
ben werden ſoll, beſtimmt. 

§. 222. Ein ſolcher Stollner iſt befugt, feinen 
Stollen von dem in der Beleihung beſtimmten 
Punkte in das daſelbſt benannte Gebirge zu treiben, 
und kann denſelben nach Gefallen in mehrere Flügel 
theilen. 

$. 223. In der Regel muͤſſen alle Hauptftollen 
ſohlig betrieben werden; wenn nicht, in Abſicht 
des Anſteigens der Waſſerſeigen, beſondere Ab⸗ 

weichungen in den Provinzial-Bergordnungen bes 
ſtimmt find. 

$. 224. Der Stollner darf, bey Verluſt feines 
Stollenrechts, ohne ausdrückliche Genetzmigung 
des Bergamts feinen Stollen weder mit groͤßerm 
Anſteigen, noch auch die Waſſerſeige ſo treiben, 
daß in derſelben Abſaͤße oder Stufen (Geſprenge) 
bleiben. 

F. 225. Die Erlaubniß zu Geſprengen ſoll, auf 
fer beſondern Umſtänden, nur auf Fluͤgeldrter ges 
geben werden, die in einige wenige, und zwar ſol⸗ 
che Gruben gehen, welche entweder des Sıollens 
vorzuͤglich bedürfen, oder wenige, und höher lie⸗ 
gende Erzanbrüche haben. 

H. 226. Dieſe gegebene Erlaubniß wird vom 
Bergamte in den Bergbuchern angemerkt. 

F. 227. Das Feld des Stollners, in welchem er 
die daſelbſt brechenden Mineralien gewinnen 
kann, iſt Fünf Viertel lachter, von der Waſſer⸗ 

feige 
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feige feines Stollens in die Höhe, und Fünf Achtel 
lachter in die Breite, oder fo weit der Stollen von 
dem Diundloche an gefüger worben. 

H. 228. Außer dieſen Gränzen ſteht ihm kein 
Bergwerkseigenthum zu, als in jo fern er beſon⸗ 
ders damit belichen iſt. 

ö. 229. Will der Stollner außer dieſen Graͤn⸗ 
zen über, unter, oder neben dem Stollen ausb 
chen; fo muß er zuvoͤrderſt dazu vom Bergamte Erz 
laubniß erhalten, und leßztere in die Bergbüͤcher eins 
getragen werden. „ 

$ 230. Der Stollner hat das Recht, die Er⸗ 
laubnitz zum Ausbrechen, und zu lichtlochern, vom 
Bergamte zu fordern, wenn er außerdem durch 
Wertermangel, oder durch beſchwerliche Forderung, 
an Forttreidung des Stollens gehindert wurde. 

F. 231. Desgleichen wenn der Stollen in Ges 
baude kommt, die kein Tiefſtes haben, welches die 
Tiefe der Stollenſohle erteichet. 

H. 232. Vor Ertheilung der Erlaubniß zu Sicht 
löchern, muß das Bergamt das Bebürfnif des Stol⸗ 
1 5 durch Befahrung auf den Augenſchein unter⸗ 
ſuchen. 

$. 233. Hat der Stollner die Erlaubniß zum 
Auslenken und zu Lichtlöͤchern erhalten: fo muß 
er dieſelben, in Anſehung der Richtung und Weite, 
ganz nach der Votſchrift des Bergamts, und nie 
Über die Weile eines Schachts führen. 

„234. Der Stollner hat an den unverliehenen 
Gängen und Floͤtzen, die er gehörig uͤberfaͤhrt, die 
Rechte des erſten Finders. 

H. 235. Er iſt, bey Verluſt feines Stolleneigen- 
thums, verpflichtet, den Stollen nach irgend einer 
Richtung immer weiter zu treiben, wenn er nicht, 
nach vorhergegangener Unterſuchung, von dem 
Bergamte Friſt erhalten hat. 


Algen, Geſenb, IV. Band. 209 $. 236. 


—Z — 


970 Zweyter Theil. Sechszehnter Titel. 


F. 236. Doch kann er ſich im Eigenthume des 

Stollens erhalten, wenn er die anſtehenden Stoll⸗ 
Örter vom Bergamte verſtufen läßt. 
37. Durch dieſe Berflufung wird des Stoll⸗ 
ſugniß zum unbedingten Forttriebe des 
Süollars (§. 222.) an dieſem Orte aufgehoben; und 
er hat außer dieſen Graͤnzen kein Recht. 

$ Don den verfluften Stollenoͤrtern an 
1 ollen andern Gruben, oder neuen Mu⸗ 
thern verliehen werden. 

$. 239, Vorliegende Gruben haben ein Nͤͤher⸗ 
recht vor andern Muthern, die Verleihung des 
Stollens zu verlangen; und unter mehrern Gruben 
1 diejenige, welche dem verſtuften Stellorre am naͤch⸗ 
ſten liegt. 

F. 240. Vorliegende Gruben, welche den Stol⸗ 
len von den verſtuften Stollendrtern, oder von der 
Markſcheide der anliegenden Grube an, jede Grube 
in ihrem verliehenen Felde, unter ihre Gebaͤude füh⸗ 
ten wollen, bedürfen keiner beſondern Belehnung, 
ſondern find bloß ſchuldig, ihr Vorhaben dem Berg⸗ 
amte anzuzeigen. 

. a4, Wenn ein Stollenort verſtuft, und ent⸗ 
| weder auf Belehnung ($. 238.) oder auf vorzängige 
Anzeige bey dem Bergamte (F. 240.) weiter getries 
ben worden iſt, und weder der zweyte Stollner, 
) * noch die Gewerken entfeenterer Gruben, denſel⸗ 
| ben in weiter liegende Gruben fortführen wollen: 
ſo kann der Ort nochmals verſtuft werden. 

. az, Alsdann hat der erſte Stollner ein Naͤ⸗ 
herrecht zur Muthung. 

F. a3, Solche Belehnungen ($- 2385 fag ge⸗ 
N ben gleiche Nechte und Pffichten, als die erſte Ver⸗ 
leihung des Stollens. ® 


ß N 9. 442. 
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8.244. Unterläßt der Stollner / den Stollen in 
vorliegende Gruben zu treiben: jo find dieſe Otu⸗ 
ben, und andere neue Muther, berechtigt, beg dem 

Bergamte darauf anzutragen, daß der Stollen an 
dieſem Orte verfinft werde. 

9. 245. Das Bergamt muß alsbaun dem Stoll⸗ 
ner eine billige Friſt zur Forttreibung des Sroſlens 
in die deſſolben bedͤrfenden Gruben vorfhreiben 
und wenn auch dieſe nicht inne gehalten wird, mit 
der Verſtufung verfahren: 

$. 246. Aus der Verſtufung eines Stollenorts 
folgt noch nicht der Berluſt des Rechts auf die uͤbri⸗ 
gen unverſtuft gebliebenen Oerter. 

247: Unterläßßt der Stollner ganzlich, den 
Stollen fortzutreiben, oder verſtufen zu laffen fo 
befährt das Bergamt den Stollen; verſtuft vie an⸗ 
ſtegenden Stollorter; und erklart, durch Bemer⸗ 
kung im Bergbuche, den Stollner ſeines Eigen⸗ 
thums für verluſtig. 

H. 248. Der Stollen kann alsdann Andern ver⸗ 
liehen worden, welche in alle Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten des erſten Stollners tteten. 

F. 249. Vorliegende Gruben und neue Muther 
ſind befugt, um dieſe Freyfaßrung zu bitten. 

H. 250. Hierbey haben die vorllegenden Gruben 
eben die ben verſtuften einzelnen Silolleubetern 
H. 2 39. ihnen beygelegten Rechte. 

Kasi. Wenn ein ſolcher aufäffiger Stolen 
verbrochen ift: fo haben die Geuben, in welche der 
Stollen ſchon getrieben war, und welche alter als 
der neue Stollner belleben ſind, das echt, den 
Stollen in ihrem Felde ſelbſt zu gewölligenz und 
5 alsdann dem Stollner nue Waſſereinfall⸗ 

eld. 

H. 282. au Stollner iſt, hey Verluſt ſeines 
Eigenthums, a den Stollen in ſolchem 
Bufande zu erhalten, daß er nicht verbricht. 

Aq 2 9.253. 
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. 253. Jedes verliehene Bergwerkseigenthum, 
und alſo auch Bergeheile, oder Kuxe, werden zum 
unbeweglichen Vermögen gerechnet. 

§. 284. Ausbeute hingegen gehort zum beweg⸗ 
lichen Vermoͤgen, ſodaldſ ſie nach den Aniheilen: der 
Gewerke abgeſch oſſen aſt, wenn ſie gleich von den 
Gewerken noch nicht erhoben worden. 

. 255: Was un Erſten Theile Tit. X. H. 6. 20, 
von der mittelbaren Erwerbung des Eigenchumns 
der Grundſtücke überhaupt vorgeſchrieben iſt, gilt 
auch vom Bergwerkseigenthume. 

9,255. Es müͤſſen daher alle Beſißveraͤnderun⸗ 
gen bey dem Bergamte verlautbart; im Berggegen⸗ 
buche ab- und zugeſchrieben; und ein neuer Ges 
waͤcr ſchein darüber geldſet werden. 

$: 257. Bey dem Ab, und Zuſchreiben wird in 
der Regel alles dasjenige beobachtet, was in der 
Hypothekenordnung bey Eintragung des Beſitztitels 
verordnet iſt. 

F. 25. Sind jedoch nur einzelne Kuxe, oder 
gar nur einzelne Antheile eines Kures, von Einem 
Inhaber auf den andern zu übertragen: ſo iſt es ge⸗ 
nug, wenn ſich das Bergamt nur überhaupt die 
rechtliche Gewißheit der von den Partepen beſchloſ⸗ 
ſenen Uebertragung verſchafft hat. 

H. 289. Wee dieſes auf die ſchicklichſte, bequem⸗ 
ſte, und den Inkereſſenten am wenigſten läſtige 
Art geſchehen koͤnne, muß denſelben allenfalls, nach 
Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, von dem Bergamte 
an die Hand gegeben werden. 

F. 260. Ueberbaupt kann, wenn auch der Ver⸗ 
köufer ſich nicht meldet, der Mufer aber einen ges 
hörig beglaubigten Contrakt, worin ihm das Sigen⸗ 
thum des Kures übertragen worden, bepdtingt, 
das Abe und Zuſchreiben auch dene Zuziezung des 
Vertaufers erfolgen. 


§. 61. 
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5,261. Bey fregwilligen Weräuferungen von 
Bergtheilen, wovon noch Zubußen ruͤckſtandig find, 
kaun die Zuſchteibung nicht eher erfolgen, als wenn 
entweder der Verkäufer dieſelbe, vor Entſagung 
feines. Eigenthums, berichtigt, oder der Kau⸗ 
fer ſich erflärt hat, den Rüͤckſtand zu übers 
nehmen. 

F. 262. Wenn von Bergtheilen, die durch Erb⸗ 
folge verfällt werden, noch Zubuße rüͤckſtändig if: 
fo erhält der neue Beſitzer vor deren Berichtigung 
keine Zugewährung. 

§. 263. Bey jeder Uebertragung irgend eines 
Bergwerkseigenchums, welches nach den im Berg⸗ 
gegenduche vorhandenen Anmerkungen mit dingli⸗ 
chen Anſvrüchen behaftet iſt, muͤſſen dieſe im neuen 
Gewaͤhrſcheine volftändig ausgedrückt werden. 

F. 264. Was bergmoͤnniſch gemuthet und ver 
llehen wird, kann auch im Geſammteigenthume be: 
ſeſſen werden 

$. 245. Derjenige, welcher erweislich mit einem 
Bergwerkseigenthume beliehen iſt, (der Sehnträs 
ger), muß ſich vor dem Gegenbuche erklaren, daß 
er die mit Namen anzugebenden Perfonen in das 
Geſammteigenthum aufnehme. 

H. 266. Rechte des Geſammteigenthums es 
langt jeder Theilhaber nur durch Eintragung 
feines Namens in das Gegenbuch; und erhält 
darüber vom Bergamte einen Gewaͤhrſchein, 
der ihm zum Beweiſe der erfolgten Eintra⸗ 
gung dient. 

$. 267. Nur derſenige iſt als wahrer Eigenthü⸗ 
mer eines Bergtheils zu betrachten, der als folder. 
im Gegenbuche ſteht. 

$. 268. Die Verhoͤltniſſe der Geſammteigen⸗ 
thümer unter ſich, ſind nach dem unter ihnen be⸗ 
ſtehenden Vertrage, und in deſſen Ermangelung 
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nach den allgemeinen Grundſuͤtzen des Erſten Theils, 
Tit. XVII. zu beurthellen. 

H. 269. Der Leunstraͤger iſt Repräſentant der 
Gewerkſchaft, in allen Angelegenheiten, welche die 
Beleihung und die Bewahrung des Eigenthums 
betreffen. 

9. 290, Beſonders muß er bey der Anweiſung 
und Wermeffüng zugezogen werden. 

„271. Er m ber auch fuͤr die gehörige Her⸗ 

beyſchaffung der ße ſorgen. 
Gewerke ſind verbunden, dem 
De gamte Rechnung von ihrem Grubenhaushalte 
abzulegen; dieſelbe in zwölf monathliche Anſchnitte 
oder Sbezialcechnungen, und nachher in eine ſum⸗ 
mariſche Rechnung zu bringen; auch die ordnungs⸗ 
it u Gebuͤhren für die Reviſion derſelben zu 
entrichten. 

$. 273. Wie dieſe Rechnungen geführt, und in 
welchen Terminen fie abgelegt werden follen, it in 
den Provinzial, Bergordnungen enthalten. 

„ 474, Die Bubufe wird von dem Bergamte, 
nach Erforberniß des Baues, vierteljaͤhrig berech⸗ 
net und e 

F. 275. Die Ausſchreibung geſchieht nach Ver⸗ 
baͤltniß der Kure, die an Gewerke vertheilt find, 

F. 276. Eben fo wird es gehalten, wenn waͤh⸗ 
rend eines Quartals, wegen Unzulänglichkeit der 
eingekommenen Zubuße, eine neue Anlage zur 
Sortfehung, des Baues von dem Schichtmeiſter, 
unter Genehmigung des Bergamtes, gemacht wer⸗ 
den muß. 

$. 277. Doch dürfen von den F. 134 beſtimm⸗ 
ten Freykuren keine Zübufſen gefordert, ſondern die 
Antheile derſelben muͤſſen von den übrigen Inter 
eſſenten uͤbertragen werden. 

H. 278. Jeder Intereſſent ist schuldig, die von 
dem Bergamte auegeſchriebene Zubuße, 5 

bl 
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balb vier Wochen nach geſchehener Ausschreibung, 
unweigerlich zu entrichten. 

F. 279. Der Vorwand der Unwiſſenheit oder 
Entfernung, kann keinem Gewerken gegen die nach⸗ 
theiligen Folgen der verſäumten Zahlung zu ſtatten 
kommen. 

§. 280, Wer nach Ablauf des dritten Qusrtals 
von der Zeit an, da die Zubuße entrichtet werden 
ſollte, mehr als die Zubuße des letzten Quartals 
ſchuldig iſt, der wird ſeiner Kuxe, auf die Anzeige 
des Schichtmeiſters, oder ſonſtigen Zubußeinneh⸗ 
meta, ſofort verluſtig. 

$. 281. Dazu bedarf es keines förmlichen G. 
böͤrs des ſäumigen Gewerken, oder aus druͤcklichen 
Erkenniniſſes; ſondern nur eines vom Bergamte ab⸗ 
zufaſſenden Deerets. 

F. 282. Einen ſolchen angefallenen Kur kann 
das Bergamt, ohne Befragung der übrigen Inter⸗ 
eſſenten, zum Bellen der Gewerkſchaft verkaufen; 
oder auch, gegen Entrichtung der ruͤckſtaͤndigen Zur 
buße, einem fogenannten gehorſamen Gewerken, wel⸗ 
chem allemal der Vorzug vor einem Fremden gebüͤh⸗ 
ret, überlaſſen. 

F. 283. Der vorige Inhaber iſt nur mit Ein⸗ 
willigung der Gewerkſchaft, und gegen Erlegung 
der ruͤckſtaͤndigen Zubuße, wiederum zum Befibe 
des einmal verlornen Kurzes, zu laſſen. 

H. 284. So lange die der Gewerkſchaft zuge⸗ 
wachſenen Kure noch nicht wiederum an eigene In⸗ 
haber gebracht ſind, wird dle auf ſelbige kommende 
Zubuße auf die Übrigen Mitglieder der Gewerk⸗ 
ſchaft mit ausgeſchrieben. 

. 288. Wer von den übrigen Gewerken die ge⸗ 
hoͤrig ausgeſchriebene Zubuße eines angefallenen 
Kuxes nicht nach Vorſchrift des $. 280. zahlt, ver⸗ 
liert fein Recht darauf. 


Qqq 4 $. 286. 
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| $. 286. Wird eine Gewerkſchaft fo ſchwach, daß 
N fie die Beytraͤge der angefallenen Kuxe nicht entrich⸗ 
| ten kann oder will; und konnen dieſe angefallenen 
Kuxe nicht auf andere Art untergebracht werden: 
fo fällt die ganze Grube in das Sandesherrliche 
| Freye. 5 

$. 297. Eben dies findet ſtatt, wenn alle Ge 
werke ihren Antheilen entſagt, oder dieſelben durch 
| ihre Saumſeligkeit in Entichtung der Zubuße, 
(Netardat) verloren haben. 
| 9. 288. Alsdann muß das Bergamt die Namen 
il 0 bisherigen Gewerken im Gegenbuche loͤſchen 
afien. 
| $. 289. Mit dem Verluſte des Eigenthums det 
N Zechen und Bergtheile werden alle dinglichen Rechte 
| aufgehoben, welche die Gewerken daran gehabt 
1 haben. 
| F. 290. Den Gewerken aufläfiger Zechen ver⸗ 
bleiben jedoch die Vorroͤthe, welche von der Frey⸗ 
fahrt über die Haͤngebank geſtuͤrzt ſind; ingleichen 
alles Andere, was fie Über Tage an Mobiliarver⸗ 
moͤgen beſeſſen haben. 

H. 291. Aber auch dieſe Vorräthe und andere 
Mobilien fallen dem Landesherrn zu, wenn fie von 
den Gewerken nicht vor Ablauf Eines Jahres nach 
der Frenfahrung, von der Grube geſchafft find, 
oder deshalb beym Bergamte keine Friſt nachgeſucht 
und bewilligt iſt. 

H. 292. Grubenſchulden koͤnnen von Gewer⸗ 
ken, deren Bergwerkseigenthum aufgehoben iſt, 
durch perſönliche Klagen nicht zurückgefordert 
werden. 

$ 293. Jedoch muß der Verlag, welchen Vers 
leger, in Auftrag der Gewerken, auf ganze Berg⸗ 
und Hattenwerke oder Zechen, desgleichen durch 
Entrichtung der ausgeſchriebenen Zubuße, auf ein⸗ 
zelne Bergeheile, geleiſtet haben, von den Gr 

werfen 


Vom Bergwerksregal. 977 


werfen erfeßt werden, wenn fie auch nicht mehr 
Bertzwerkseigenthuͤmer find, 1 

H. 294. Ein Gleiches gilt in Anfehung derjeni⸗ 
gen Schulden, die Schichtmeiſter auf beſondere 
Vollmacht der Gewerken aufgenommen haben. 

$. 298. In wie fern Hypothekenglaͤubiger ſich 
an die Perfon und das übrige Vermögen ihres 
Schuldners halten können, iſt nach Vorſchrift des 
Erſten Theils, Tit. XX. H. 43. [q. zu beurtheilen. 


$. 296. Wenn die Koſlen des Betriebes, ganz Ju, e 
oder zum Theil; noch durch Zuſchöſſe der Gewer⸗ Duni dir 


ken aufgebracht werden müſſen: fo wird eine ſolche 
Grube eine Zubufzcche genannt. 

b. 297. Reicht das Einkommen aus den gewon⸗ 
nenen und verkauften Producten zur Beſtrei⸗ 
tung der Betriebskoſten, und zum weitern Forts 
baue der Grube: ſo iſt eine Freybauzeche vot⸗ 
handen. 2 

$. 298. Eine Grube, bey welcher, nach Ab: 
zug der zum kuͤnftigen Betriebe erforderlichen Ko⸗ 
ſten, ein Ueberſchuß verbleibt, heißt eine Verlags⸗ 
zeche, ſo lange aus dieſem Ueberſchuſſe noch die vor⸗ 
herigen Zubußen, und die zum Betriebe des Wer⸗ 
kes, mit Genehmigung des Bergamtes, etwa auf- 
genommenen Schulden nach und nach zuruͤckgezahlt 
werden. 

H. 299. Eine Grube hingegen, welche nach wies 
der erſtattetem Verlage, und nach Abzug der zum 
künftigen Betriebe nöthigen Koſten, einen reinen 
Ueberſchuß abwirft, wird eine Ausbeutezeche 
genannt. x ; 1 

$. 300. Die Beſtimmung, wann und wie viel 
an Verlag erſtattet, oder an Ausbeute bezahlt wer⸗ 
den ſolle, hängt von der Beurtheilung des Berg: 
amts ab. 

H. 301. So lange noch kein hinreichender Caſ⸗ 
ſenbeſtand, die Koſten des ſerneren Baues we⸗ 

Qa 5 nigſteus 


1 
I 


In Anfer 
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nigſtens auf ein Jahr zu beſtreiten, vorhanden iſt, 
findet weder Verſagserſtattung, noch Vertheilung 
von Aus beute ſtatt. 

9. 302. Auch ſoll eher keine Ausbeute vertheilt 
werben, als bis ſeldige wenigſtens Einen Thaler 
auf jeden im Gegen buche zugewährten Kur 
beträgt. 

F. 303. Eine höhere Ansbeute können die Ge⸗ 
werken erſt alsdann verlangen, wenn nach oflicht⸗ 
mäfigem Ermeſſen des Bergamts anzunehmen iſt, 
daß mit ſoſcher Vertheilung auch in der Folge, 
wenitzſtens Ein Jahr hindurch, fortgefahten wer⸗ 
den konne. 

F. 304. Uebrigens wird die Ausbeute unter 
ſaͤmmtliche Intereſſenten, nach Verhältniß der zu 
einer Zeche gehoͤrenden Kuxe, mit Inbegriff der 
Freykuxe vertheilt. 

H. 305. So lange hingegen eine Zeche nur noch 
den Verlag erſtattet, haben die Freykuxe auf irgend 
einigen Vortheil keinen Anſoruch. 

F. 306. Dagegen muß ihnen, ſobald Ausbeute 
geſchloſſen wird, davon durch das Bergamt Nach⸗ 
richt gegeben werden. 

H. 307. Die Annahme und Entlaſſung der Berg⸗ 
und Hüͤttenarbeiter, Steiger, und anderer Berg⸗ 


bedienten, kommt lediglich dem Bergamte zu. 
§. 308 ieder einer Gewerkſchaft follen fo 
wenig, als deten Aeltern, Kinder, Bruͤder, und 


Brudersſöhne, oder Dienſtboten, bey derſelben 
Zeche als Steiger oder Schichtmeiſter angeſetzt 
werden. 

$ 309. Auch müſſen Steiger und Schichtmei⸗ 
fer unser einander in keiner ſolchen nagen Der: 
wandſchaft, oder andern genauen Verbindung ſte⸗ 
ben, die den Gewerken, oder dem Bergbaue über⸗ 
haupt, Nachtheil bringen könnte. 


F. 310. 
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$ 310. Bey jedem Berg und Hüttenwerke 


Des, 


und bey jeder Grube, muß ein Schlchemeiſter an⸗ Keen 


geſtellt werden. 

$ 311. Die Gewerke haben das Recht, ein tuͤch⸗ 
tiges Subjekt dazu in Vorſchlag zu bringen, wel⸗ 
ches nach unterſuchter und befundener Tüchtigkeit, 
von dem Bergamte beſtaͤtigt und verpflichtet 
wird. 

§. 312. Das Bergamt iſt befugt, auch ohne Zu⸗ 
ziehung der Gewerken, einen Schichtmeiſter, we⸗ 
gen grober Machläfigfeit oder Untreue, ſeiner 
Stelle wieder zu entſetzen. 

H. 313. Gewerken können verlangen, daß ihre 
Schichtmeiſter wieder entſezt werden, wenn fie ſel⸗ 
bige einer groben Nachloßigkeit oder Untreue übers 
führen koͤnnen. 


. 314: Schichtmeiſter find als Generalbe⸗ 


vollmöchtigte der Gewerken, in allen Angelegen⸗ 
heiten, welche den Betrieb des Werks betref⸗ 
fen, zu betrachten, und es finden die Vorſchrif⸗ 
ten des Erſten Theils, Tit XIII. F. 37. fgg- Ans 
wendung. 

$ 318. Beſonders ſchſießen fie im Namen der 
Gewerke, unter Aufſicht der Geſchwornen, die 
Contrakte mit den Arbeitern, und über die ange⸗ 
ſchnittenen Bergmateriafien mit den Verkäufern 
erheben dlejenigen Gelder, welche zum Betriebe der 
Zeche angewendet werden ſollen; und verkaufen die 
Producte der Grube, ingleichen die unbrauchbaren 
Inventarienſtuͤcke, fuͤr die vom Bergamte feſtge⸗ 
ſetten Preiſe; in fo fernndie Gewerken nicht ſelbſt 
Darüber diſponirt haben. 

. 376. Ferner bezahlen fie von den Gewerken; 
geldern diejenigen Aue aben, welche das Bergamt 
devm Anſchuitte genehmigt; desgleichen die Gebüh⸗ 
ren, wozu die Gewerken aus der Belehnung ver⸗ 
pflichtet find. 


9. 317. 
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$: 317. Dagegen find ſie, ohne Spetialpoll⸗ 
macht, nicht befugt, dem Eigen chume eines Thells 
des gewerkſchaftuichen Fildes, der Räume, Waſ⸗ 
fer, u. ſ. w. zu entſagen, oder Schulden auf die 
Gruben zu machen. 

$ 318. Sie muͤſſen durch den Anſchnitt 
durch die Specialrechnumzen, nach Ds 
des Berzamtes, Rechnung ablegen; unden 
als Verfalſcher beſtraft, wenn fie eingenommene 
Gelder vorſatzlich nicht zum Anſchniſte im Mesifter 
bringen. 

F. 319. Dagegen find fie, aufier dem Falle des 
Betrugs, nicht ſchuldig, dasjenige zu vertreten, 
was fie in Anſchnitt und Rechnung gebracht haben, 
und im Anſchnitte ſchon genehmigt, oder bey den 
Specialrechnungen nicht defectiet iſt. 

$. 320. Vielmehr muͤſſen die Gewerke, wenn 
fie durch unnuͤtze oder übertriebene Ausgaben in 
Schaden geſetzt zu ſeyn glauben, an diejenigen 
Bergbeamten, welche bey dem Anſchnitte, oder bey der 
Durchſicht der Regiſter, dergleichen Ausgaben zu⸗ 
gelaſſen haben, sich halten. 

H. 321. Der Erlaß, welchen Schichtmeiſter über 
dasjenige, was fie zu erſetzen haben, durch Priwat⸗ 
patente von einzelnen Gewerken ſich verſchaffen, iſt 
unguͤltig. 

$. 322. Bey dem Verkaufe der Kuxe oder Berg: 
theile findet kein geſetzliches Vorkaufs oder Mär 
herrecht, noch eine Klage aus dem Grunde der Ver⸗ 
letzung am Werthe ſtatt. 

. 323. Wenn wegen der Zubuße im Eontrafte 
nichts ausdrücklich feſtgeſetzt worden: fo muß der 
Verkäufer die letzte vor der Zuſchreibung ges 
ſchloſſene Zubuße; der Käufer hingegen diejeni⸗ 
ge, welche nachher abgeſchloſſen worden, berich⸗ 
tigen. 


9. 324. 
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$. 324. Die vor erfolgter Zuſchreibung geſchloſ⸗ 
ſene Verlags Erſtattung oder Ausbeute, bleibt, 
wenn fie auch noch im Zehenten vorhanden iſt, im 
Mangel ausdrücklicher Verabredungen, dem Ver⸗ 
kaͤufer. 

F. 325. Die Zuſchreibung im Gegenbuche muß 
weniaſtens vier Wochen nach dem Vertrage ger 
ſchehen. 

F. 326. Hat der Kzufer binnen dieſer Friſt 
die Zuſchreibung weder erhalten, noch bey dem 
Bergamtt darauf geklagt: fo kann der Verkau⸗ 
fer zurücktreten; in ſo fern Erſterer nicht glaub⸗ 
bafı nachwelſen kann, daß er an Innehaltung 
der beſtimmten Friſt opne feine Schuld verhin⸗ 
dert worden. 

d. 327. Uebrigens finden, wegen verzögerter 
Zuſchrelcung, die Vorſchriſten des Erſten Theils, 

Tit. XI. §. 97. lag. Anwendung. 

d. gag. Das Berawerkseigenthum kann unter z) Von 
Beobachtung der Vocſchriften des Eriten Theils, . gige 
Tit. XX. F. 390. fg. gültig verpfaͤndet werden. Wergwerker 

H. 329. Soll der Gläubiger ein dingliches Recht eisentdumg. 
erhalten; ſo muß die Verpfaͤndung bey dem Berg: 
ante verlaurbart, und in das Berggegenbuch ein⸗ 
getragen werden. 

. 330. Bey dieſer Eintragung iſt nach Vor⸗ 
ſchrift der Hypothekenordnung zu verfahren. 

F. 331. Der Knpothefglänbiger verliert fein 
dingliches Recht, wenn das Berg: und Hütten: 
werk, oder die Zeche, in das Freye, oder der Berg⸗ 
theil in das Retardat verfällt. 

b. 332. Wenn es zum gerichtlichen Verkaufe 
eines verpfünderen Bergwerkseigenthums kommt, 
und ſich dazu kein Käufer finder: jo ſoll daſſelbe dem 
Gläubiger, für Zwey Drittel der Taxe, an Zah⸗ 
lungsſtatt zugeſchlagen werden. 


$. 333. 


Ben 
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9. 333. Der Gläubiger muß von dieſer Zu⸗ 


ſchlagsſumme zuvdederſt die kandesherrlichen Ge⸗ 
fälle, und die ihm vorſtehenden Bergſchulden be⸗ 
richtigen. 

H. 334 Verbleibt ſodann, nach Abzug feiner 
eignen Forderung, noch etwas übrig: ſo wiuß er 
dieſen Ueberreſt bey dem Bergamte gerichtlich mies 
derlegen. 5 

F. 335. Wegen Schulden, die das Berzwerk 
nicht angehen, findet keine Klage, noch Verküm⸗ 
merung bey dem Bergamte ſtatt. 

H. 336. Auch ein auf das geſammte Vermögen 
des Schuldners angelegter Arreſt erſtreckt ſich nicht 
auf deſſen Bergwerkseigenthum, und auf die noch 
nicht geſchloſfene Ausbeute. 

$. 337. Wenn aber der ordentliche Richter des 
verſchuldeten Gewerken das Bergamt um die Ver⸗ 
kümmerung des Bergwerkseigenthums erſucht: fo 
muß dieſer Requiſitton, jedoch ohne Nachthell der 
eigentlichen, auch ſpaͤtern Bergwerksglaudiger, 
Folge geleiſtet, und die Execution vollſtreckt 
werden. 

§. 338. Außerdem kann auf Bergwerkseigen⸗ 
thum, und die davon noch nicht geſchloſſene Aus⸗ 
beute, nur wegen Berghypotheken, und wegen an⸗ 
drer aus dem Bergbaue hetruͤhrender Schulden, 
Arreſt angelegt werden. 

. 339. Wenn dergleichen Arreſt angelegt und 
verſtattet worden: fo muß der Arreſtleger für die 
Bezaßlung der Zubuße, inglelchen der Quatem⸗ 
ber und Receßgelder ſorgen. 

H. 330. Uinterläßt er dieſes, und das verpfaͤn⸗ 
dete Bergwerkseigenthum verföllt dadurch: ſo ver⸗ 
liert er nicht nur ſein Recht, ſondern muß auch 7 
Eigenthuͤmer entſchaͤdigen. 


H. 348 


Vom Bergwerksrehal. 983 


F. 341. Wenn über das Vermögen eines Ge ) dem 
werken Eoneurs eniſteht: fo iſt dennoch deſſen Berz aber aer, 
werkseigenchum, und die noch nicht geſchloſſene chan 
Ausbeute, zue Maſſe nichr zu ziehen. chen 

d. 342: Vielmehr muß daräber ein besondere, 
kiquldationsprozeß unter den Bergglaͤubigern bey 
dem Bergarmte eröffnet werden. 

H. 343. Die Berggläubiger find dabey nach fol⸗ 
gender Ordnung auzuſetzen: 

1) das Lohn der Arbeiter; jedoch nur wegen 
eines zwepſäheſgen Ruͤckſtandes, vom Tage 
des ausgebtochenen Concurſes zuruͤckge⸗ 
rechnet; 

2) Poch- und Hüttenföften auf gleſche Artz 

3) der Zehent und andere landeshereſſche Gebüh⸗ 
ren, ebenfalls nur in Anſehung eines zweyſah⸗ 
rigen Muͤckſtandes, vom Tage des eröffneten 
Concurſes zurückgerechnet; 

40 der Meunte und andere Steuern, mit glei 
cher Einfchränfung ; 

5) die erweislichen Berlagfchulden, und die mit 
Genehmigung des Bergamts gemachten An⸗ 
lehne, jedoch nur in fo weit dieſe Forderun⸗ 
gen aus dem letzten Jahre entſtanden find; > 

6) die eingetragenen Höpotheken, nach der Zeit 
der erfolgten Eintragung; 

7) Diejenigen, welche erwelslſch zum Baue, 25 
zur Erhaltung des Berzwerkstigenthums, Mas 
terialien geliefett, Arbeiten gethan, oder Gel⸗ 
der vorgeſchoſſen haben, welche auch zu die⸗ 
ſem Behufe verwendet worden, nach der Zeit 
des gegebenen Vorſchuſſes, oder des geſchloſ⸗ 
ſenen Contrafts; 

8), die mehr als zweyjährigen Machſtönde der 
Ai No. 2 benannten bandesherrlichen Ge⸗ 
alle. 


9. 344. 


b) Verhalt⸗ 
niffe der 
Wergwerts, 
eigenchür 
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$. 344. Bleibt nach Befriedigung der Ba 
glaͤubiger von dem geloͤßten Werthe des Bergwerks- 
eigenthums noch etwas übrig: fo muß ſelbiges an 
den Richter des allgemeinen Concurſes, zur Ver⸗ 
theilung unter die andern Gläubiger abgeliefert 
werden. 

H. 345. Jede Grube und jeder Stollen find ver⸗ 
bunden, jeder andern Grube oder Stollen, auf 
Verordnung des Bergamts, den Gebrauch ihrer 
Schächte, Strecken, oder Stollen, zur Förderniß, 
gegen eiue bergamtlich beſtimmte Schacht⸗ Stre⸗ 
cken⸗ oder Stollenſteuer, zu verſtatten. 

g. 345. Waſſer, die mit Stollen in Bergwer⸗ 
ken erſchroten worden, konnen zwar von dem Berg⸗ 
amte demjenigen, welcher ſelbige muthet, verlie⸗ 
hen werden; 

F. 347. Jedoch verſteht ſich eine ſolche Verlei⸗ 
hung allemal unter dem Vorbehalte, daß ſie den 
1 8 und bauenden Gewerkſchaften unſchaͤd⸗ 
lich ſey. 

F. 348. Auch haben die bauenden Gewerkſchaften 
auf dergleichen Stollen und Grubenwaſſer, zur 
Zubereitung ihrer Erze, und zu ihren Kunſtzeugen, 
ein vorzuͤgliches Recht; und konnen ſelbige dazu, 
wenn ſie auch vorher einem Andern verliegen wor; 
den, zuruͤckfordern. 5 

F. 349. Jeder Beliehene iſt ſchuldig, bey dem 
Baue feines Ganges oder Flötzes, in den bey der 
Verleihung und Vermeſſung ihm angewieſenen 
Graͤnzen ſich zu halten. 

H. 350. Er darf die ihm angewieſenen Ober⸗ 
und Untermaaßen, weder zum Nachtheile der Rechte 
des Staats, noch zur Verkürzung andrer Bellehe⸗ 
nen, uͤberſchreiten. N 

. 351. Auch die bey der Beleihung beſtimmte 
Breite oder Vierung des Ganges muß er genau be⸗ 
obachten. 


H. 382. 


Vom Bergwerksxegal. 985 


„ . 382. Alle Bergwerksbelehnungen geſchehen den alen 
Altern Richten und schadet, und bie ſängern muͤß⸗ en Fete 
ſen den altern weich n. 

350, Das, Alter im Felde gebt beſonders 
den Worſug, ein mehrere Trumme aus dem 
Houdtgange herausgeben; in welchem Falle die 
Gewerkſchaft des Hguptzanges, und unter meh⸗ 
pern die ölteſte, einen derſeſden wählen, (erk. 
u und darauf vorzügſſch die Beleſgung ſu⸗ 

en kann. 

d. 354, Berner, wenn eine Gewerkſchaft mit 
dem auf tem Gange fortgetelebenen Baue in das 
Grubengeböube eit andern G derkſchaft kommt; 
(mit, lor Durchflägin geworden ift.) 

Beſonders alsdann, wenn Zwey Hu 


8. 55 Ye 
gänge der Slöge in Einen ſich zuſammen yerei 
gen; (ſchaaken). 


„ F. 338, Berner, wenn ein Haupfgang einen an⸗ 
dern auler dutchſtreſcht; (denselben überföhrt,) 
ſelbſt wenn die Arbeit in dem einen Gänge noch 
nicht bis auf den Punkt, wo ſelbiger von dem ans 
dern überfahren wörben, fortgeſetzt wäre 

9.387, Setner alsdann, wenn die Flächen 
Ztoeher Bande ſich gegen einander neigen, und 
einander berührenz (durchfallen). a 

9. 358, Auch entfcheibet das Alter im Felde, 
wenn Fischen Zen- Gewerkſchaften über den Für 
beybe icht Kinreichenden Gebrauch, des Waſſers 
Zur. Ciruben- und Pocharheie gelfeitten würd; in 
welchem Falle die jüngere von Waflerläufen nicht 
eher und anders Gebeguch machen kann, als in fo 
fern die Ältere des Waſſers nicht bedarf, oder es 
derſelben, ‚ohne Beiſezmung des Gefälles, wieder 
zugefuͤhet werden Fang. 
„ . 89% it, wird erfordert; daß det dme des 
Aeltere im tehrmaßigen und ältern Eigenchume Alters im 
des Ganges, oder Floͤtzes und Feldes ſey, woran 

Yuge. Heſenb. V. Band. Ner er 
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er das Alter verlangt; und daß der ſtreitige Gang 
erweislich ein Theil feines verliehenen Ganges oder 
Floͤtzes fen. 

F. 360. Das rechtmaͤßige Eigenthum beruht auf 
gehörig erlangter Belehnung, und erweislicher Er- 
fuͤlung derjenigen Obliegenheiten, welche bey Ver⸗ 
luft des Eigenthums vorgeſchrieben find. 

361. Das Alter des Eigenchums wird nach 
dem Tage der Belehnung berechnet. 

F. 362, Hatte Ein Theil ſchon gemurber, ehe 
der andere bellehen ward, und felt fpöter Befei: 
hung erhalten; 5 giebt das ältere Präfentatum der 
geboͤrig geſchezenen hung das After, 

363. Hatte Ein Theil Nindenschte, ehe der 
andere belichen ward, und erſt nachher elbit Ber 
leihung erlangt: ſo hat er, der fpäter n Muchung 
ungeachtet, das Alter. 

364. Das Alter erſtreckt ſich nicht weiter, 
als auf das in der Beleihung enthaltene und dar⸗ 
nach im Berggegenbuche verzeichnete Feld; und 
wenn der ſtreicige Punkt außer demſelben liegt: 
ſo hat der Aeltere kein Recht daran. 

. 365. Daß der Gang am ſtreitigen Puncte 
eben derjelbe, und kein anderer, als derjenige ſey, 
worauf dem Aeltern das Alter zuſteht, muß durch 
offene Durchſchlaͤge vom Funde her, nach ordentli⸗ 
chen hängenden und liegenden, auch Fenmtlichen, 
Saafbändern erwieſen werden. 

H. 368. Bloße offene Markicheiver: Durchſchlö⸗ 
ge, ohne Entbloßung richtiger Saaldaͤnder, geben 
keinen Beweis, 

. 367. Wenn der Chang verdrückt, und in der 
Die ung ſeiner Streichungslinie wieder gefunden 
worden ut: fo wird der wiedergefundene Gang für 
denſelhen gehalten, der vorker verdruckt war, und 
‚gehöre dem Aeltern. 


8. 358. 
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$. 368. Fällt der Gang des Jüngern in des 
Aeltern Vierung: fo hat der Letzte in derſelben das 
Alter darauf. 

$. 369. Iſt der Bau der Grube noch nicht fo 
weit gebracht, daß daraus obige Umſtände F. 359. 
aq. Hat find: fo muß befondere Beweiskraft ge⸗ 
führe werden. 

F. 370. Der Aeltere darf hierzu nur in feinem 
eignen Felde anſetzen. 

F. 371. Von der im Falle des $. 187. durch 
Fortſtellung der Beweisarbeit geſchehenen Wahl 
eines Trummes, kann nicht wieder abgegangen 
werden. 

F. 372. Auf die vom Jüngern in der Grabe 
uͤberfahrnen Gänge bewriſet der Aeltere fein Vor⸗ 
recht, wenn er fie in feinem Felde Sieben Lich⸗ 
ter vom Tage, wieder mit kenntlichen Saalbäns 
dern, auch ordentlichem Haͤngenden und Siegen: 
den austichtet, und durch des Markſcheiders Anz 
zeige bewelſet, daß der ausgerichtete Gang mit 
dem vom Jaͤngern uͤberfahrnen Gange gleiches 
Streichen habe. 

F. 373. Wenn der beweisfüͤhrende Theil ent⸗ 
weder nach dem vorherigen Baue, oder nach der 
geſchehenen Bewtiskroft, feinen Beweis für doll 
führt erachtet: jo muß er das Bergamt um Befuh⸗ 
rung bitten. "af 

8 374. Bey der Befahrung zeigt detſelbe in 
der Grube, daß die Erforverniffe F. 359. la. vor⸗ 
banden find; und der Gegentheil iſt ſchüldig, über 
die Nichtigkeit der angegebenen Umſtaͤnde ſich zu 
erklaren. x 7 

. 375. Findet das Bergamt noch mehrere Be · 
weisarbeit möthig, fo muß ſelolge nach deſſen An⸗ 
weiſung geführt werden 8 

$. 376. Sind die Eſgenchumsrechte des einen 
Theils erwieſen: fo muß dem andern Theile, wenn 

Rır 2 er 
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er im Beſiße des ſtreitigen Punktes iſt, der Bau 
an ſelbigem, auf Anſuchen des Gegentheils, vom 
Bergamte unterſagt werden. 

F. 377. In der Regel wird, waͤhrend der Un⸗ 


terfüchung, der Bau durch beſonders dazu ange⸗ 


ſtellte und verpflichtete Schichtmeiſter und Steiger 
fortgeſtelle; der dazu mörbige Vorſchuß, weſchen 
der obfiegende Theil hiernächſt erſetzen f 5 
beyden ſtreitenden Parteyen nach H. ag. 
zogen; und der Uleberſchuß beumm Bergamte nie⸗ 
dergelegt. 

F. 378. Jedoch kann ein ſolcher Bau, nach dem 
den des Bergamts, bis zum Austrage der 
iche ganz eingeſtellt bleiben, ohne daß dem Ge⸗ 
gentheile dabeg ein Recht zum Widerſpruche gas 
bühret. 


79. In ſo fern der Bau zur Beweisarbeit 
nöthig iſt, geſchieht derſelbe zwar nach Anleitung 
des bewelsfhrenden Theils; ſagoch nach Anord⸗ 
nung des Bergamtes, unter Beewaltung der H. 377: 
erwähnten beſondern Schichtmeſſter und Steig 
FH. 380. Die Erze, welche vor dem Verbote des 
Bergamts über die Hängebank geſtuͤrzt find, gehö⸗ 
fen demjenigen Theile, der ſie geſtörzt bat y wenn 
icher Beſitzer geweſen iſt; die nach⸗ 
en fallen dem zu, dem das Eigems 

zen Feldes zugeſprochen wied. 
= 388 „Ben Unterſachurg und Enscheitung 
ſeſcher Sgeilſghelten, müſſen Berger! 

ſterügen Zechen Anthe 
halten; in ſo fern zicht der Gegen⸗ 
Zulehung ausbrüflich-w 
Wld dodurch 
u, ſehe oe 


der zulögſgen 


ſo können die 


Pactehen auf Unterſuchung und Eatſcheidung durch 
ein dgenachgee Bergamt antragen, 
gm 10 
10 $. 383 
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& 393: Bey allem Ausſenken im verliehenen 5 der Grm 
Felde ſiehr den Grubenbeſitzern die Wabl zu, ob er enen 
fie diese Arbeit ſeldſt ͤbernehmen wollen, oder e. 
bas Bergamt dem Scollnet dazu Erlaubniß ge 


Srze und Mineralien, welche durch 
aue im verliehenen Felde gewonnen 
den, glpödren demſenigen, auf deſſen Koſten 
der Bau geſchleht, 

J. 388. lichtlocher, welche mit Erlaubniß 
des Bergamts in une rltehenem Felde getrieben 
werden, geben, bey Verleihung dieſes Feldes zum 
Grubenbaue, in das Eigenthum der Grudenbe⸗ 
fiber über 

6. 386, letztere ſind aber verbunden, dem 
Stone, deren frehen Gebrauch zu öberlaſſen, 
und fie fo lange gehörig zu unterhalten, als der 
Stoliner derſelben nach Erkenntniß des Bergamts 
beußehigt iſt. = 

H. 387. Jede Grube iſt verbunden, ſedem aungemeie 
rechtmäßig deſiehenen Stollner den Durchtrigb:ne * 
des Stolſens durch ihre Gebäude ungehindert zu 
verſtatten. 

H. 388. Desgleichen den freyen Gebrauch ibrer 

Schächte, zur Aus förderung der Erze und Berge; 
und zur Einpaͤngung des Holzes und anderer Berg⸗ 
metertalien, wenn er ſich dazu feines eignen Kübels 
und Seils bedient. “ 
. 389. Jede Grube, welche ſo weit nieder⸗ 
gebracht iſt, daß ein angefangener Stollen ohne 
Ueberbrechen in ihre Baue einſchlagen kann, 
muß dem Stollner geſtatten, in ihren Bauen an⸗ 
zuſitzen, und dem Stollen mit einem, Orte entge⸗ 
gen zu gehen 

$. 390. Sie kann dieſes Ort ſelbſt zutreiben; 
muß aber alsdann dem Stollnes die durch den 
Stollenhieb gewonnenen Etze und Mineralien, ge⸗ 
Reer 3 gen 
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gen Erſatz der Gewinnungskoſten, auf fein Ver⸗ 
langen überlaffen , in fo fern er zum Stollengiebe 
berechtigt iſt. 

H. 391. Gruben, welche ihre Baue nahe bey 
einem ſchon vorhandenen Stollen fuͤhren, ſind ver⸗ 
bunden, nach Erkenntniß des Bergamtes, entwe⸗ 
der die gehörigen Bergfeſten ſtehen zu laſſen, 
oder auf eigene Koſten ſolche Vorrichtungen zu 
verauſtalten, daß der Stollen vor Bruͤchen ſicher 
geſtellt werde. 

H. 392. In Anſehung der Grubenſchoͤchte bat 
der Stellner, auf feine Koſten, durch Gerinne, 
oder ſonſt, ſoſche Anſtalten zu treffen, daß wer 
der die Gruben in ihrem Baue gehindert werden, 
noch die Stollenwaſſer in die tiefſten der Gruben 
fallen. 

H. 393. Werden die Schoͤchte erſt nachher un⸗ 
ter dem Stollen abgeſunken, nachdem deſſen Waß⸗ 
e ſchon an dieſe Orte gehörig nachgebracht 
war: fo find die Gruben verpflichtet, jene Anſtal⸗ 
ten auf ihre Koſten zu treffen. 

9. 394. Jeder Stollner iſt verbunden, alle Waſ⸗ 
fer auf feinen Stollen aufzunehmen, die darauf 
kommen. 

9. 395. Jede Grube iſt berechtigt, in ihren 
Bauen ſolche Einrichtungen zu machen, daß ihre 
Waſſer auf den Siollen fallen, oder gehoben 
werden. 

F. 396. Keine Grube darf den Durchlauf der 
Waſſer anderer Gruben auf dem Stollen, und die 
dazu nöthigen Vorrichtungen, Einlegung von Ger 
rinnen u. ſ. w. verwehren. 

F. 397. Sie kann aber verlangen, daß vom 
Stollner ſolche Anſtalten getroffen werden, daß 
ihr Srubenbau dadurch kein Hinderniß lelde. 

$ 398. Jede dem Stollen vorliegende Grube 
iſt befugt, des Steollners Erklarung zu 9 55 

0 
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ob er den Stollen in ihre Gebäude bringen will, 
oder nicht. 

$. 399. Erflärt der Stollner, daß er den Stol⸗ 
len nicht in die Gebzude der vorliegenden Grube 
bringen wolle: jo kann dieſe den Stollenort verſtu⸗ 
fen laſſen. ($. 236. faq.) 

F. 400, Will aber der Stollner den Stollen in 
die Gebäude der vorliegenden Grube bringen: ſo 
kann dieſe, gegen beſondern Beytrag der Koſten, 
eine ſtaͤckere Belegung des Stollenorts zu deſſen 
geſchwinderem Forttriebe verlangen. 

$. gar. Der Stollner hat alsdann die Wahl: 
ob er den Stollen auf eigene Koſten, oder gegen 
die Beytrage der Gruben, geſchwinder forttrei⸗ 
ben will. 

H. 402. Nimmt er dieſe Beyträge an: fo geben 
ihm in der Folge dieſe Gruben nur ſo lange die 
Hälfte der Stoellengebühren, bis dadurch die Hälfte 
der erdaltenen Beyſteuern erſetzt iſt. — 

$. 403. Zcchen, die inzwiſchen ins Freye ger 
fallen, und neuen Aufnehmern verliehen find, 
können dem Stollner diejenigen Beytraͤge, welche 
die alten Gewerken zum Forttriebe des Stollens 
9 haben, nicht an den Stollengebühren 
ürzen. 

F. 40. Außer dieſen allgemeinen Stollenrech⸗ 
ten, erlangt der Stollner durch Erfüllung gewiſſer 
Erforderniſſe, das Recht, von den Gruben noch 
den Stollenhied, und das Meunte zu fordern. 

J. 408. Der Scollenhieb iſt das Recht des Stoll: 
ners, die in den Graͤnzen des Stollen $. 227. bre⸗ 
chenden Erze und Mineralien zu gewinnen, und in 
feinen Mutzen zu verwenden. 

F. 406. Ein Stollner, der feinen Stollen im 
verliehenen Felde einer Grube, in mehrere Fluͤ⸗ 
gelörter theilt, und in mehr als Einem Flägelorte 
beym Stollenhiebe Erz findet, hat die Wahl, von 


Stollenbieb. 
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welchem Fluͤgelorte et die Erze zum Stollentziebe 
nehmen will. 

$. 407. Die Etze, welche er von den übrigen 
Flögeld tern gewinnt, muß ee der Grube, guf ie 
Verlangen, gegen Erfag der Gewinnungskoſten 
Überloffen. 

K. 408: Hat aber hie Grube mehr als ein Tief; 
ſtes; koͤnnen die Waſſer durch einen Stollen 
ort nicht zugleich den übrigen Tieften abgeführt 
und weiter gebracht w. fo gekühet dem 
Stollner der Stollenhieb auch von den andern Fit 
gelbrtern, welche er nach den übrigen Tiefs 
ſten treibt 

H. 409. Gruben, in deren berlichenem Felde, 
wegen ermangelnder Anbruͤche, kein Stollen bied 
ausgeübt werden kann, geben dem Stollger dafür 
den Vierten Theil (Vierten Pfennig) der Kesten, 
welche er von dem erſten Durchſchlage in das Feld 
der Grube an, bis dahin, wo er es wieder verläßt, 
auf den Forttrleb des Stollens durch ite Gebäude 
verwendet. . 

F. 410. Dazu gehören auch die Koſten für licht⸗ 
löcher und Durchichläge in die Geubenbaue. 

$. Arr. Hingegen werden daben nur Steiger 
und Arbeirsföhne, Bergmaterialien und Echinies 
dekoſten; nicht aber die Koſten über Tage ange 
rechnet. 

412. In allen Gruben, wo der Stollner 
zum Stollenbiebe berechtigt iſt, hot er die Wahl: 
ob er den Stollengieb, oder den Vierten Pfennig 
fordern will, 5 

$. 413. Der Vierte Pfennig wird jederzeit erſt 
auf Anforderung des Stollners, mithin nicht auf 
diejenigen Koſten gegeben, welche der Stollner 
vor der Zeit des geforderten Vierten Pfennigs auf 
gewendet hat. 


F. 414. 
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Ar Es wird für eine ſuuſchwelgende Käß 
des Stollenhiebes geachtet, wenn det Stollner der 
Bieten Prehrig nicht; gefordert hat, und im Stok 
len Erze der Micherglten gewinnt. 8 

Sa Kar aber der Skolkner anfänglich den 
Vierten Pfennig genommen? fo tft ihm unver⸗ 
Webet denſeſben während des Stolleutriebs auf⸗ 
kündigen, un den Stobenhieb gus zunben. 

$ 416. Eſtuben milde dem Stilen den Bier- 

N ennig geben, find befugt, don demſelben die 
duch den Stollentrieß in ihrem Felde gewonnenen 
Erje ond Mineralien „, gegen Erſatz der Gewin⸗ 
Hangteſten, kürte ſufervern. 

H. 317. Die Neunte iſt der Neunte Theil aller Neunte. 
erten Erze, und anderer Mi⸗ 
‚sche nach Abzug des landes⸗ 
Ache verbleiben. r 

%% Das Neunte wird von allen denjenigen 
Eren und Min seralten gegeben, die nach erfolgtem 
Durchſchlage des Stollens in die vorgeſchriebenen 
Orte der Zeche (9. 423. 424.) ber die Hüngebank 
geſtoeſt werden, torun fie auch vorher in der Gru⸗ 
be gewonnen worden find, 

F. 419. Der Stoller erhälf das Neunte in 
Natur, oder in Gelde; je nachdem der Landes⸗ 
herzliche Zehent in Natur, oder in Gelde enttich⸗ 
tet wird, 

$. 420, Das Halbe Meunte witd uberall gleich 
dem ganzen Neunten berechnet. 

$. 421. In allen denſenigen Fallen, da ein Waffen, 
Stollen zum ganzen oder Kolben Neunten be⸗ leb. 
rechtizt Its dleſes aber wegen ermangelnder An: 

Brüche nicht gegeben werden kann; gebührt dem 
Stollner ein vom Bergamte zu beſtimmendes Waſ⸗ 
fereinfall: Geld. 

$. 422. Neuntes und Mafferdinfall: Geld er⸗ 

Hält der Stollner erſt von der Zeit an, da er fel- 
Rreg nen 
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nen Anſoruch, mit Beweis des wirklich erlangten 
Rechts Stollengebüheniffe zu fordern, ankündigt. 

$. 423. Um dieſer Gebuͤhrniſſe F. 405. [gg 
theilhaftig zu werden, muß der Stollen 

a) vom Bergamte gehörig verliehen, und 

5) geſetzmaͤßig getrieben ſeyn; 

e) mit der Waſſerſeige in diejenigen Tiefſten 
der Gruben einkommen, wo die Baue auf 
anſtehende Er zanbruche geführt werden; 

d) daſelbſt die Erbteufe einbringen: und 

e) den Gruben Waller ab „ und Wetter zu⸗ 
fuͤhren; mitzin vom Mundloche bis an jede 

„Grube, in ſolchem Stande ſeyn, daß die 

Waſſer ohne Hinderung zum Mundloche 
auslaufen. 

F. 424. Unverlichene Stollen, und folhe, wel⸗ 
che ohne Erlaubniß des Bergamtes anders, als 
nach Vorſchrift des . 223 : 252. getrieben find, 
haben kein Stollenrecht. 

F. 42 5. Es iſt nicht nöthig, daß der Stollen an 
den Orten, wo die Erzanbrüche find, in dem 
tiefſten Punkte einkomme, wenn er ſonſt nur die 
Erbteufe einbringt. 

H. 426. Ehe ein Stollen nicht an die gehörigen 
Orte (H. 423. c) und 424.) eingekommen iſt, er⸗ 
halt er kein Neuntes. 

$. 427. Ein Stollen, welcher einer ganzen Zeche 
Waſſer ad, und Wetter zuführt; aber nut an die 
Orte der Grube getrieben it, wo die Erzanbruͤche 
ſtehen, erhält dennoch von dem ganzen Felde der 
Gewerkſchaft das volle Neunte, fo weit als es 
durchſchlaͤgig iſt, und von dem Stollen Waſſer und 
Wetterloſung aefhicht. 

$. 428. Zur Erbteufe wird erfordert, daß der 
Stollen an den gehörigen Orten Zehn lachter und 
Eine Spanne tief einfomme: 
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$. 429. Dieſe Tiefe wird nicht von der obern 
Einfaſſung des Schachts (Hängebanf), ſondern 
vom Malen nieder, bis auf die Waſſerſeige des 
Stollens berechnet. 

$. 330. Ein Stollen, deſſen Mundloch nicht 
offen iſt, fo daß auf demſelben nicht mehr eins 
und ausgefahren werden kann; und deſſen Waſ⸗ 
ſerſeige nicht gehörig rein gehalten iſt, fo daß ſich 
die Waſſer dadurch zurückdämmen, erhält von den 
Gruben, wo dieſes geſchieht, fo. lange der Schade 
dauert, keine Stellengebuͤrniſſe. 

9. 431, Jedoch ſchadet es dem Stollner nicht, 
wenn ihm fein Munbloch abgeht, und feine Waſ⸗ 
fer, mit Genehmigung des Bergamtes, auf einem 
tiefeen Stollen zu Tage auslaufen. 

432. Gauben, die ſich des Stollens nicht 
zur Abführung der Waſſer bedienen, werden da⸗ 
durch nicht von Entrichtung derjenigen Gebuͤhr⸗ 
niſſe befreyet, zu welchen der Stollner an feiner 
Seite berechtigt iſt. 

F. 433. Ein Stollen, der gehörige Erfaubnig 
zu Geſprengen erhalten hat ($. 224.), iſt dadurch 
der Stollengel ührniſſe fähig. 

F. 434. Ein Stollen, der in das Feld einer 
Zeche eingeſchlagen hat, der ganzen Zeche die 
Waſſer abs, und Wetter zuführt; deſſen Waſſer⸗ 
fiige aber noch nicht an die Orte gebracht iſt, 
wo die Erzanbrüche ſtehen, erhalt fo lange nur 
das halbe Neunte, bis die Waſſerſeige dieſe Orte 
erreicht. 

$. 435. Hat eine Zeche in Zwey Tiefſten Erz⸗ 
baue, und hat der Stollen nur in Eines derſelben 
eingeſchlagen: ſo bekommt er nur von dieſem das 

eunte. 


$. 436. Benimmt er aber zugleich dem an⸗ 
dern Tieſſten die Waſſer, und ſchafft ihm Art: 
ler: 
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ter? fo gebührt ihm zugleich von dirſem das albe 
Neunte. 

5. 437 Wenn ein Stollen in das Feld einer 
Grube gebracht it; die Waſſer aber nicht durch 
offene Durchſchld ſondern durch Kluͤfte, eder 
tokten darauf fall fo erhalt er, bis zu er⸗ 
folgtem gebörigen Durchſchlage, nur das dalbe 
Meunte. 

39. Hat eln Stollen nicht in das verliehene 
Feld einer Grube eingeſchlagen ? führt ice aber den⸗ 
noch Waſſer ab, und 7 ; alle, daß die 
Wr D fofung mittelbar durch andere 
Guben ge ſo befomme det Stollen von je 
ner Grube Woſſereinfoll: Std, 

$. 439, Von ollen IB fer, die durch verſtufte 
und von andern weiter vetrishene Stollenzrter auf 
den Stollen fallen, wied gleichfhls dem Stollner 
von denjenigen, die ſeſche Stolltnörter getrteben 


haben, eteinfall- Geld entrichtet, 
8. 440. Auch derfenige, welcher derglelchen 


Stollenörter welter getrieben bat, 
Gruben, denen er Wuſſer ab*, und 
unter eben den Umftänden als der erſte Ste 
ganzes, oder halbes Meuntes, ober Waſſerei 
Geld fordern. 

F. 441, Auf gleiche Art giebt ein oberer Stol⸗ 
len dem giedern, der feine Waſſer abfährt, und 
nicht von dieſem enterbt iſt, ein. Waſſereinfall⸗ 
Geld. 

F. 442. Kann ein Stollen die vorher in einer 
Zeche eingebrachte Erbteufe wegen Abfall, des 
Bebirges vicht weiterhin erhalten: ſo bekommt 
er von dem Theile, wo er die Erbteufe verloren 
bat, die halben Stogengebͤheniſſe, 

$. 443. Iſ der Stollen vorger in der Erbteufe 
unter einem Schachte des Gebäudes eing' kom⸗ 
men, und hat, nach verlorner Erbteufe, das Tief⸗ 

fie 


— 
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ſte eines Zwenten Schachts oder Gebäudes er⸗ 
reicht; "führt auch am letztern Alte die Waſſer 
wieſlich ab; ſo kaun er auch da, wo er keine Erbe 
Laufe einbringt, volle Stollengebfiheniffe, fotdern. 

„ .d, Bringt ein Stollen in einer f 
gend Erbteufe eln; fuhrt ihr aber denne, 
ab, und Wetter zu; ſo ſſt er der gewöhnlichen 
Skollengebührniſſe unfähig; ‚erhält aber von die⸗ 
fer Zeche eine vom Bergamte zu beſtummende 
Stollenſteuer. 2 

„aas, Wenn Stuben durch eigen Stollen an 


Heſſen Für die Alſehebung der Waſſer, und Zu; 
foͤbrung friſcher Wetter beträͤchtch erlpore und 


ec entweder gar nichr, dder nur mit, beträchtlich 
Bherem Aufwande möglich ih, den Stollen in 
einer ſolchen Tiefe anzuſitzen h welche er 
a der Grube Elbteufe elnbri kann demſel⸗ 
ben duech Velordnung des Dstgamte, der, fehlen 
den Erbtrufe ungeachtet, volles Siellenrecht ge 
geben werden 8 

9.546. Wenn Stuben ſich mit Stellen, wel⸗ 
che keinen Ecbteufe Haben, wegen der Stollenrech⸗ 
te, überhaupt dergleichen, und die Vertrage von 
dem Bergamte bejlätigt werden: ſo gelten fie, auch 
apa künftige Yyfuchmer, in dad, Frepe gefallener 

uben. 

8.447. Geuben, weſche dem Stollen, ob ihm 
kleich die Eebteuft fehle, den Vierten Pfennig 
geben, gewähren ibm dadurch keine weitere. Slol⸗ 
lengebührniſſe; find, aber daßür befugt, zum Be⸗ 
ihres eigenen Örubenbaues auf, dem Stellen 
en. 
$. 448. Was vorſtehend vonn dem Verhöltniſſe 
ben gegen Stollen 10 iſt, H. 383. 
nder auch in den Fglle Ette wenn jema id 

ecken Nach oder aus Kaff ſchlotten treibe 
dat die Waſſer in gehöriger Erbteufe den vor, 
5 liegen⸗ 


e 
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liegenden Zechen löſet, und die übrigen Erſorder⸗ 
niſſe des Stollners hat. 


u Wal F. 449. Ferner, wenn Gruben mittelſt Feuer 


E 


Der 
en 
is 


oder andrer MWafferkaltungsmafdjirten getrocknet 
werden, und Wetterloſung in ihre Gebäude ges 
bracht wird. 

F. 480. Wer dergleichen Moſchinen auf feine 
Kofien erbauet und unterhält, auch mit von aus 
dem Kunſiſchachte getriedenen Grund 
ſerſtrecken die §. 428. (gg. beſtimmte 
den geloſeten Zechen einbringt, und die 
Etforderniſſe des Stollgers hat, wird dadurch zu 
den 5. 405423. beſtimmten Stollengebätren, nach 
jedes maliger Feſtſetzung des Bersamts, berechtigt. 

$. 451. Das Neunte darf in dieſem 5 i 
weniger als den neunten, und nie mehr 
fünften Theil der wirklichen Förderung, nach 2 
zug des kandeshertlichen Zehenten, betragen. 

452. Sollten auch entferntete und mit dem 
Kunſiſchachte nicht unmittelbar in Verbindung ſte⸗ 
hende Grubengebäude, di ab führende und dem 
Kunſiſchachte zuführ ende Klüſte erweſellche Waß⸗ 
ſerloſung erhalten: fo ſind fie zur Entrichtung des 
halben Neunten, ober einer von dem Oberberg⸗ 
amte verkuitnißmäßtg feſtzuſetzenden Beyſteuer vers 
bunden. 

H. 453. Das Verhoͤltniß mehrerer zuſammen⸗ 
treffender Stellen, ſowohl unter zich, 
die Gruben, wied ſo, wie das Be 
Stollens gegen jede Grube, lediglich darnach bes 
ſtimmt, mit welchen Eigenſch dem Fel⸗ 
de jeder Grube zuſammen tref 

454. Zwiſchen mehrern Stollen wovon nur 


Einer, nach den Erforverniffen des H. wife 
fer Stollenrechte fähig iſt, Kat dieſer jed ven 
Vorzug. 

9. 454 


Vom Bergwerksregal. 999 


K. 455. Erlangt ein Stollen ſolche Vorzuͤge, 
durch welche den andern ihre Rechte entzogen 
werden: fo find die andern nie zum Etſatze desje⸗ 
nigen gehalten, was ſie vorher genoſſen haben. 

$. 456. Einem Stollen, welcher zum Stollen 
hiebe oder Vierten Pfennige, und zum ganzen 
Meunten vollkommen berechtigt iſt, kann ein Zwev⸗ 
ter Stollen nur durch Enterbung feine Stollenge⸗ 
rechtigkeit entziehen. 

H. 457. Die Enterbung geſchleht dadurch, Von der 
wenn der Zweite Stellen dieſenigen Erforder- Enertung, 
niſſe, duech welche Stollen des Stollenhiebs, oder 
Vierten Pfennigs, ganzen oder halben Neuntens 
fähig werden, Steben lachter tiefer als der obere 
Stollen erfüllt. 

$. 458. Dieſe Sieben Lachter werden ſenkercht, 
von der Sohle des obern Stollen auf die Sohle 
des untern, und zwar aus den Orten gemeſſen, wo 
Stollen nach den Geſetzen einkommen ſollen. (F. 

423. ©) 427.) N 

H. 459. In allen Föllen, da ein Stollen Waſſer⸗ 
einfall : Geld oder Stollenſteuer ergält, iſt er deren 
verluſtig, ſobald ein andrer Stollen diefelben Waſ⸗ 
fer in einer mehrern Tiefe abfüher. 

$ 40. Zwey Stollen, die zugleich, gegen ein⸗ 
ander, in Eine Zeche getrieben werden, erhalten 
beyde, bis zu erfolgtem Durchſchlage, den Stol⸗ 
lentieb, oder Vierten Pfennig. 

F. 61. Kommen ſie unker einander ein; und 
iſt noch keiner an die gehörigen Orte gebracht: fo 
entzieht der tiefere dem obern den Stollenhleb und 
Vierten Pfeunig. 

H. 462.“ Wird der obere, auf Verlangen oder 
mit Beyträgen der Zechen, in ihr Feld getrieben: 
* kann er durch einen Zweyten Stollen nur enterbt 

erden. 


F. 463: 
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$..463., Wenn ein oberer Stollen in den Fällen 
des H. 434 und a 38, nur dag Hal e, Neuntt bekswurmtz 
der tiefere Stollen aber Ihle olle, ſolche Peäcgel 
eingekommen ber, niedere Seallner 
verlangen, daß dds , obern Stollner 
eine Friſt vorſchreibe, bingen welcher een, lu ſo 
8 Higbrraiſſe ab. 


Wenn mehrere. Stollen zugleich, und 
nicht gegen einander, in 
Eine Zeche. werken; ſo hat derſenige 
Überall den Bor zuß, der eher in das Feld der Ge 
werkſchaft einſchlagt, Pa 
466. Wen nach obigen Porſchriften weder 
mehrere Tiefe, noch ff es Einſchlagen in die 
Zeche entſcheiden; ſo kreten bie Voriechte des Al⸗ 


hieb, Vierten Pfennig, oder N 
verbleibt demjenigen, der ſeine 6 
les, was er bor der Zet, da der andere sin Vor⸗ 
echt wirklich age, durch den. S. 
am Vierſen, Pfennig 
et über die Häͤngebank der Zuchs 
n, an ganzem. dd 


bare 
840 biet 5. 453: lac ven bem Ver⸗ 
er, ſich verordnet Ist fing 
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F. 469, Durch folhe Maſchinen wird ein Stol⸗ 
len gleichfalls enterbt, wenn vermittelſt derſelben 
die Waſſer ſieben Lachter tiefer gehoben, und 
einer Grube dadurch in dieſer Tiefe Waſſer und 
W tterloſungen verſchafft werden; auch die öbri⸗ 
5 Erforderniſſe zu den Stollentechten vorhanden 
find. 

F. 470. Die fieben Lachter werden von der 
Stollenfople bis an die Firſte der aus dem Kunſt⸗ 
ſchachte getriebenen Grund- oder Waſſerſtrecken ges 
meſſen. 

b. 471. Wenn ein Stollen die Waſſer der Feuer⸗ 
maſchine abnimmt und fortfußrt: fo erhält derſelbe 
eine von dem Dber Bergamke feſtzuſctzende Stol⸗ 
lenſteuer oder Waſſereinfall-Geld. 

$. 472. Jedes Huͤͤttenwerk genießt von allen 
auf der Huͤtte zu gute gemachten Erzen, oder Schli⸗ 


chen, eine von dem Bergamte zu beſtimmende Hüt: 
3 


tenpacht oder einen Huͤttenzins. 

% 473. Die Hüttenwerke ſollen einander bie Ar⸗ 
beiter nicht abwendig machen, noch das Holz und 
andere Beduͤrfniſſe im Preiſe uͤberſteigern. 

H. 474. Jeder kann ſeine Schlacken in der Hütte, 
darin ſie gemacht worden, ſchmelzen, oder zum Zu⸗ 
ſatz gebrauchen. 

F. 475. Wenn aber dergleichen Schlacken von 
dem Eigenthuͤmer verlaſſen werden: fo fallen fie 
in das landesherrliche Freye; und niemand darf 
ohne Genehmigung des Bergamtes ſich deren an⸗ 
maßen. 

F. 476. Den Eigenthuͤmern ſteht frey, ihre Zus 
ſchlaͤge, Holz, und Kohlen, wenn fie ſich darüber 
mit den Huͤttenwerken nicht einigen konnen, felbſt 
anzuſchaffen. 

H. 477. Wie viel die Huͤtte von den zum Schmel⸗ 
zen eingelieferten und zugewogenen Erzen oder 
Schlichen, an Metall auszubeingen, und den Eis 

Aügem. Geſeub. IV, Band. Sss gen⸗ 
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genthuͤmer zu liefern ſchuldig fen, muß 
vor Anfang des Schmelzens augeſtellten Pr 
fünme werden. 
F. 478. Wenn der Hüttenſch iber, als Probi⸗ 
N rer der Hütte, und der Bergprobirer im Gehalte 
mit einander übereinſtimmen: ſo wird der gefun⸗ 
dene Gehalt zur Berechnung angenommen. 
$. 479. Wenn dieſe Proben, auch nach ange⸗ 
ſtellter Wiederholung, von einander abweichen, fo 
muß in beyder Gegenwart, mit einer dazu beſon⸗ 
ders aufbewahrten Portion der zur Härte geliefer⸗ 
I ten Erze oder Schliche, eine dritte oder ſogenannte 
| Schiedsprobe, welche zwiſchen beyden den Aus⸗ 
ſchlag giebt, vorgenommen werden. 
IH F. 480. Weicht auch dieſe Probe von den andern 
IF} beyden ab: fo muß der Gehalt, welchen die Hütte 
IN auszubringen verbunden iſt, nach einem Durch⸗ 
ſchnitte der beyden am nächften uͤbereinſtimmenden 
Proben feſtgeſetzt werden. 


0 Sieben 


1003 


Siebenzehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten des Staats 
zum beſondern Schutze feiner Unter⸗ 
thanen. 


H. . Der Staat iſt für die Sicherheit feiner Unter; Allgemeine 
thanen, in Anſehung ihrer Perſonen, ihrer Ehre, Mumie, 
ihrer Rechte, und ihres Vermögens, zu ſorgen 
verpflichtet. 

$. 2. Dem Staate kommt es alfo zu, zur Hand⸗ 
habung der Gerechtigkeit, zur Borſorge für dieje⸗ 
nigen, welche ſich ſelbſt nicht vorſtehn konnen, und 
zur Verhuͤtung ſowohl, als Beſtrafung der Merz 
brechen, die nöthigen Anſtalten zu treffen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsbarkeit. 


F. 3. Die Pflicht des Staats, für die Sicherheit Berichtse 
ſeiner Einwohner, ihrer Perſonen, und ihres Ver: BE it 
mögens zu ſorgen, iſt der Grund der demſelben zu⸗ 5 
kommenden allgemeinen und oberſten Gerichts⸗ 
barkeit. 

9. 4. Die bürgerliche Gerichtsbarkeit hat die Bürgerlis 
Unterſuchung und Entſcheidung der Streitigkeiten, be. 
welche über Rechte und Eigenthum eniſtezn, zum 
Gegenſtande. 5 

H. S. Doch gehört zur Eivilgerichtsbarfeit auch 
das Recht, Handlungen, die nicht ſtreitig ſind, ge⸗ 
richtlich zu vollziehn, zu beftätigen, und zu be 
glaubigen. . 5 

H. 6. Zur Eriminalgerichtsbarkeit gehört die Un: Eriminal⸗ 
terſuchung und Beſtrafung der Verbrechen. 

6. 7. Die Graͤnzen bender Arten von Gerichts 
barfeit find nach den verſchiedenen Provinzialver⸗ 
faſſungen näher beſtimmt. 

Sss 2 9. 8. 


Woltzenter 
rihtsdar 
keit, 


1004 Zweyter Theil. Siebenzehnter Titel. 


F. 9. Spmboliſche und geringe Realinjurien ges 
hören der Regel nach vor die bürgerliche Gerichts 
barkeit. (Tit X X. §. 5.9. 571. 628.) 

9 Strafbare Breintraͤchtigungen nutzbarer 
Rechte des Staats bleiben den darüber beſonders 
een Gerichten vorbehalten. 

. 10. Die nörbigen Anſtalten zur Erhaltung 
der Ffaanlchen Ruhe, Sſchertzeit, und Ordnung 
und zur Abwendung der dem Pubfies, oder ein 
nen Mitgliedern deſſelben, bevorſtehenden Gefahr 
zu treffen, iſt das Amt der Polizey. 

H. 11. Die Unterſuchung und Beſtrafung der 
gegen ſoſche Poltzeygeſcze begangnen Ueberresfüins 
gen kommt, ſobald damit kein vorfäßliches oder 
ſchuldbares Verbrechen verbunden if, der Polizey⸗ 
gerichtsbarkeit zu. 

$. 12. Bey einem jeden Vorfalle, wodurch 
die unter der beſondern Obſorge der Polizey ſte⸗ 
hende öffentliche Ruhe und Sicherheit geſtoͤrt 
worden, hat die Poltzeygerichtsbarkeit das Recht 
des erſten Angriffs, und der vorläufigen Unter⸗ 
ſuchung. 

F. 13. Findet ſich aber bey dieſer Unterſuchung, 
daß außer der Urbertretung des Polizeygeſetzes, zu⸗ 
gleich ein vorfäßliches oder ſchuldbares Verbrechen 
begangen worden: fo muß die Polizey die fernere 
Verfügung der ordentlichen Gerichtsbarkeit übers 
laſſen. 

K. 14. Auch müffen in allen Fällen, da ein 
Menſch gewaltſamer Weiſe ums leben gekommen 
iſt, und uberhaupt ſobald zur Begruͤndung einer 
künftigen Criminalunterſuchung, das Daſeyn und 
die Beſchaffenheit einer gemaltthätigen Handlung, 
durch Einnehmung des Augenſcheins, oder Beſich⸗ 
tigung der Sachverſtaͤndigen, rechtlich feſtzuſetzen 
find, die ordentlichen Gerichte von der Polizey zu⸗ 
gezogen werden. 

9.15, 
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§. 18. ı Eigentliche.fist: Prozeſſe und Un⸗ 
terſuchungen gehoren nicht zur Polizeygerichts⸗ 
barkeit. 

Hä. 
zwiſchen 
gerlichen 
dia 


ungen. der Grͤͤnzen 
peinlichen oder bur⸗ 
ben den Provin⸗ 
Holigehordnungen vor⸗ 


0 


1 


behalten 
Ude 
barteit, 
niß in o 

§. 48, Die allgemein Ihle 
ei Staate b ichts⸗ 
keit im Staate . 


ſelben, und al, als ein Hoheitsrecht, unper⸗ Staats. 
äußerlich, 

§. 9. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über Berleibung 
beſtimmte Diſtricte, Sachen, Perſonen, oder En 
Handlungen, kann auch Anbern übertragen werden. _ feitan pri, 

H. 20. Dergleichen Privargerichisbarkeit. kön . 
nen Perſonen, Familien, Corporationen und Ge⸗ 
meinen, gleich andern niedern Regalien, vom 
Staate erlangen. 

H. 21. Auch kann dieſelke mit dem Beſitze ges 
wiſſer Grundſtuͤcke verbunden ſeyn. 

F. 22. Kein Privarberechtigter kann ſich, bey 
Ausübung ſeiner Gerichtsbarkeit, der Oberaufſicht 
des Staats entziehen. 

F. 23. Wo das Recht der Gerichtsbarkeit mit patrimo⸗ 
dem Beſitze einer gewiſſen Art von Guͤtern übers Ae 
haupt verbunden, oder gewiſſen Guͤtern beſonders keſt. 
beygelegt iſt, heißt daſſelbe die Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit. 

F. ag. Die Patrimonialgerichtsbarkeit geht mit 
dem See des Grundſtuͤcks, welchem fie bey⸗ 
gelegt iſt, auf jeden folgenden Beſißer Über. 


Sss 3 925: 
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$. 25. In wie fern bürgerliche Befiger adlicher 
Güter der mit der Gerichtsbarkeit verbundenen Eh⸗ 
rentechte ſich bedienen können, iſt nach dem In⸗ 
halte ihrer zum Befiße erhaltnen Conceſſionen zu 
beurcheilen. (Tit. IX. . 59.) 

$. 26. Die nutzbaren Rechte der Gerichtsbar⸗ 
keit koͤnnen von einem jeden Beſitzer ſolcher Grund⸗ 
ſtuͤcke ausgeübt werden. 

. 27. Die Ehrenrechte bleiben dem im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragnen Beſißer ſo lange, als der 
Beſitztitel des Guts noch nicht auf einen Andern 
uͤberſchrieben worden. 

K. 28. Eine Wittwe, welche das Gut ihres Man⸗ 
nes als feibgedinge beſitzt, wird aller Ehrenrechte, 
welche mit dieſem Beſiße verbunden find, tteil⸗ 
haftig. 

F. 29. Ueberhaupt gilt von dem Beſitze, und 
der Uebertragung der mit dem Beſitze verbun⸗ 
denen Ehrenrechte, eben das, was von dem 
dinglichen Patronatrechte verordnet if. (Tit. XI. 
H. 598. faq.) 5 . 5 

F. 30. Wer nur mit der Gerichtsbarkeit übers 
haupt beliehen iſt, der dat in der Regel nur die Eis 
vilgerichtsbarkeit. 

F. 31. Wer aber mit den Ober⸗ und Nieder⸗, 
oder mit allen Gerichten beliehen worden, der hat 
auch die Criminalgerichtsbarkeit, und die damit 
verbundenen Rechte. 

. 32. Perſonen von Adel, Beamte des Staats, 
und Geiſtliche, find der Privatgerichtsbarkeit in 
der Regel nicht unterwerfen. 

H. 33. Auch erſtreckt ſich die Privatgerichtsbor⸗ 
keit in der Regel nicht auf adliche, Kirchen 
und Pfarrguͤter, und die mit dieſen gleiche Rechte 
haben. 

F. 34. Angelegenheiten und Geſchaͤfte, bey 
welchen der Fiskus als Partey oder Theilnehmer 

anzu⸗ 
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anzusehen iſt, find der Privatgerichtsbarkeit nicht 
unterworfen. 

$ 35. Ein Privatgerichtsherr, welcher ſich über 

egleichen Perſonen, Sachen und Gefchäfte einer 
Gerichtsbarkeit anmaßen will, muß eine rechts⸗ 
gültige Erwerbung derſelben beſonders nach⸗ 
weisen. 

H. 36. Ueberhaupt finden die Porſchriften der 
Prozeßordnung, im Titel vom Gerichtsſtande, 
auch auf die Befreyungen gewiſſer Perſonen, Sa⸗ 
chen, oder Geſchäfte, von der Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit Anwendung. 

F. 37. Wo die Patrimonialgerichtsbarkeit un. Ven mehr 
ter mebrere Veſſzer Eines Guts gethellt if, da waere 
hat, bey entſtehendem Streite über die Gränzen an der War 
einer jeden Jurisdietion, detfenige Theil, wel, timorlal 
cher mit den Ober⸗ und Niedergerichten zugleich barkelt. 
55 iſt, die Vermuthung eines beſſern Rechts 

r ſſch. 

1 Sind alle Theilnehmer mit der Gerichts⸗ 
barkelt zu gleichem Rechte, und ohne naͤhere Der 
ſtimmung beliehen: fo find fie der Regel nach ſchul⸗ 
big, zur Verwaltung derſelben ein Geſammtgericht 
zu beftellen. J 

F. 39. Iſt aber in der Verleihungsurkunde aus⸗ 
druͤcklich beſtimmt, daß die Prävention unter ih⸗ 
nen ſtatt finden ſolle: fo hat es dabey fein Ber 
wenden. 8 

$ 40, Wenn die Gerichtsbarkeit Über Ein Gut 
mehrern Beſitzern, jedoch in verſchiedenen Diſtrie⸗ 
ten, verliehen worden: fo find leßtere als fo viele 
verſchiedene Gerichtsſprengel anzuſehen. 

$, 41. Der Gerichtsherr kann feine Gerichts: Ju mie fern 
geſeſfenen in feinen eigenen Gerichten belangen; Ne lalge⸗ 
er muß ſich aber alsdann alles Einfluffes auf die intesar, 
Direction und Entſcheidung des Prozeſſes ent⸗ 8 
halten, 8 eint, 
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$ 42. Wos von einzelnen Gerichtsgeſeſſenen 
verordnet iſt, gilt auch von ganzen Gemeinen; in 
ſo fern nicht Provinzialgeſeze ein Anderes be⸗ 
ſtimmen. 

F. 43. Die Gerichtsgeſeſſenen find, wenn wi⸗ 
der ſie bey ihrer Gerichtsobrigkeit geklagt wird, 
ſich außer ihrem Serichtsſrengel zu ſtelen nicht 
ſchuldig. 

$. 44. Der Gerichtsherr kann wider feinen 
Willen in ſeinen eigenen Gerichten nicht belangt 
werden. 

$. 48. Auch kann er feine Gerichtsgeſeſſenen 
nicht zwingen, ihre Klagen wider ihn bey ſeinen 
Gerichten anzubringen. 

§. 46. Was von dem Gerichtsherrn verordnet 
iſt, findet auch auf deſſen Kinder, Ehegatten, und 
andere zu feiner Familie gehörende Perſonen An⸗ 
wendung. 

$. 47. Haus und Witehſchoftsbediente, Ger 
finde und Pächter find, wo nicht Provinzialgeſetze 
oder beſondere Vertrͤͤge entgegen ftehn, der Patei⸗ 
monialgerichtsbarkeit unterworfen. 

$. 48. Handlungen und Rechtsangelegenheiten, 
bey welchen es auf eine bloße Beglaubigung ans 
kommt, können, nach Gutfinden der Parteyen, bey 
einem jeden Gerichte vollzogen werden. 

$. 49. Doch find Gerichte, weſche nur für ges 
wiſſe Arten der Gefchäfte beſtellt worden (Fora ſpe⸗ 
cialia caulie), von der Vollziehung ſolcher Handlun⸗ 
gen in ſo welt ausgeſchloſſen, als die Handlung 
nicht ein Geſchaͤft derſelben Art unmittelbar zum 
Gegenſtande hat, 

$. 50. Wer die Befugniß hat, ſolche nicht freie 
tige Handlungen zu vollziehen und zu beglaubigen, 
der hat deswegen noch keine Gerichtsbarkeit. 
(Tit. VIII. H. 82. 83. 84.) 


. St. 


Ol a 
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K. 51. Wie weit Juſtizcommiſſarii Handlungen, 
die eine öffentliche Beglaubigung erfordern, vor⸗ 
nehmen können, iſt in der Prozeßordnung bes 
ſtimmt. 

F. 82. Nur ſolche Handlungen, bey denen es 
die Geſetze ausdrücklich erfordern, muͤſſen vor Ge⸗ 
richten vollzogen werden. 

Lan dlungen, welche die Veräußerung 

dung eines Grundſtuͤcks, oder die Bes 
legung deſſelben mit einer bleibenden Reallaſt be⸗ 
treffen, muͤſſen vor dem Gerichte, unter welchem 
die Sache gelegen ist, verlautbart werden.] 
54. In wie fern Handlungen, welche Schiffe 
hıffsaefäfe betreffen, vor den beſondern Sees 
und Schifffahrtegerſchten vollzogen werden muͤſßen, 
iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. J. Dit. XX. 
H. 300. lad. Db. II. Tit. VIII. Abſchn. XI. 

$. 55. Handlungen, die zwae an ſich keinen 
Rechtsſtreit beireffen, dennoch aber vor ihrer Voll 
ziehung eine richterliche Unterſuchung erfordern, 
können nur vor dem ordentlichen Richter vollzogen 
werden. 

F. 56. Beſonders gehören Bevormundungen, 
Erbſonderungen, und Errichtung von Einkind⸗ 
ſchaften, ingleichen Ausſetzungen von Altentheis 
len, nur vor den ordentlichen Richter der Perſon; 
freywillige Subhaſtationen und Adjudicationen 
unbeweglicher Guͤter aber, vor den Richter der 
Sache. 


Verträge, wodurch eine Gemeinſchaft 
der Guter unter Eheleuten eingeführt, oder an Or⸗ 
ten, wo ſie nach Provinzialgeſetzen und Statuten 
ſtatt ſindet, ausgeſchloſſen werden ſoll, gehören vor 
den ordentlichen perſönlichen Richter. (Th II. Tit. I. 
Abſchn. VI.) 

K. 58. Schenkungen, wenn dieſelben die Kraft 
der gerichtlichen haben ſollen, muͤſſen vor dem 
Sss 5 ordent⸗ 


and derb. 
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ordentlichen Richter des Geſchenkgebers vollzo⸗ 
gen werden. (Th. I. Tit. XI. $. 1089. 1092. 1094 
1095.) 

$. 59. Handlungen, die flatt gerichtlich, nur 
vor einem Juſtizeommiſſario (F. 52.), oder die ſtatt 
des gehörigen vor einem andern Richter (5. 53: 59.) 
vorgenommen worden, werden als ſolche, die gar 
nicht öffentlich beglaubigt, oder gar nicht gericht: 
lich vollzogen ſind, angeſehen; und gelten nur ſo 
weit, als die Handlung, von welcher die Rede iſt, 
als eine bloße Privathandlung rechtliche Wirkun⸗ 
gen hervorbringen kann. 

$. 60. Hat ein Richter eine Handlung, zu wel⸗ 
cher er an ſich befugt iſt, außer ſeinem Gerichts⸗ 
ſprengel vorgenommen: ſo iſt nach den Vorſchriften 
des Zwoͤlften Titels im Erſten Theile H. 73. 4. zu 
verfahren. 

$. 67. Wo keine beſondre Polizeygerichte vor⸗ 
handen find, liegt dem mit der bürgerlichen Gerichts⸗ 
barkeit Beliehenen auch die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung der geringeren Polizeyvergehungen oder 
Verbrechen ob. 

$ 62. Geringere Verbrechen dieſer Art find bier 
jenigen, auf welche die Geſetze nur hoͤchſtens Vier⸗ 
zehntaͤgiges Gefaͤngniß, oder Strafatbeit; oder 
bis Fuͤnf Thaler Geldſtrafe verordnen. 

F. 63. Auch andere Ulebertretungen gemeiner 
zeute, welche nach den Geſetzen nur mit mäfiger 
Zuͤchtigung, oder Öffentlicher jedoch nicht entehren⸗ 
der Ausſtellung, geahndet werden ſollen, gehoren 
zur bürgerlichen Gerichtsbarkeit. 

F. 64. In wie fern geringere Vergehungen des 
freyen oder unterthaͤnigen Geſindes, oder der 
Dienſtleute, von jedem Hausvater oder Guts herrn 
geahndet werden können, iſt gehörigen Orts be 
ſtimmt. (Dit. V. Tit. VII. H. 77. 80. 81. Dit. VIII. 
K. 227. [dd) 

$. 65. 


rl 
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$. 65. Auch in Anfehung wichtigerer Verbrechen 
iſt, in der Abweſenheit oder bey der Entfernung 
des Eriminalrichters, ein jeder Gerichtsinbaber 
verpflichtet, alle keinen Verzug leidende Verfüͤ⸗ 
gungen zu treffen, welche zur Erforſchung der 
Wahrheit, und Feſtmachung des Thaͤtets erforder 
lich ſind. 

H. 66. Weiter aber darf kein Civilrichter, ohne 
ausdruͤcklichen Auftrag, der peinlichen Gerichts⸗ 
barkeit ſich anmaßen; ſondern er muß den Inquiſi⸗ 
ten an die Brhörde ſofort abliefern. 

. 67. Ein jedes Urtel, in welchem auf eine Einfhräns 
wirkliche Crimimalſtrafe erkannt worden, muß vor fenen 


der Publication und Vollftredung an vas Oberge. e 
richt der Provinz eingeſendet werden. Se 


$. 69. Wirkliche Criminalftrafen heißen hier 
dlejenigen, welche das Maaß der F. 62. beſtimmten 
Polizeyſtrafen uͤberſteigen. 

$. 69. Die Einſendung der Erkenntniſſe muß 
nach Vorſchrift des F. 67. auch alsdann erfolgen, 
wenn die Geſetze auf die That ſelbſt, welche den 
Gegenſtand der Unterſuchung ausgemacht hat, 
Zuchthaus», Feſtungs⸗, oder eine noch härtere Cri⸗ 
minalſtrafe verordnen; obgleich gegen den Ange⸗ 
ſchulpigten eine geringere oder gar keine Strafe 
wirklich erkannt worden. 

9. 70. In Injurienprozeſſen, wo uͤber die Pri⸗ 
vatgenugthuung und öffentliche Ahndung zugleich 
erkannt wird, iſt die vorläufige Einſendung des 
Urtels nicht erforderlich. 

F. 71. Wenn ein todter Körper gefunden wor⸗ 
den: jo muß die Einſendung der Atten erfolgen; 
ſelbſt wenn keine gewaltſame Todesart ausgemittelt, 
oder niemand, gegen welchen eine Untſrſuchung 
deshalb ſtatt fände, vorhanden iſt. 

F. 72. In welchen Fällen Eriminalurtel dem 
Oberhaupte des Staats vorgelegt werden myͤſſen, 

U 


| 
| 
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iſt am gehoͤrigen Orte vorgeſchrieben. (Tit. XIII. 
H., 


Bee hen §. 73. Aus der Belehnung mit der Gerichtsbar⸗ 
richter, leit folge noch nicht das Recht zur eignen Ausübung 
keit. Verſelben. 

§. 74. Wer die ihm verliehene Gerichtsbarkeit 
in eigner Perſon ausüben will, muß ſich dazu auf 
noie in den Geſetzen zur Erlangung eines richterlichen 
Amtes überhaupt vorgeſchriebens Ast geſchickt mas 
chen, und nach überſtandener Prüfung, zur Zah⸗ 
rung deſſelben dem Staate beſonders verpflichtet 
werben. 

5. 75. Wer ſeine eigne Gerichtsbarkeit durch 
ſich ſelhſt ausübt, kann in ſeinen eignen Sochen 
niemals Richter ſeyn; ſondern muß ſolche Rechts⸗ 
fireitigteiten bey welchen er felbit, oder Perſonen 
uus Seiner Familie ein. Jutereſſe haben, der linter 
chung und Entſcheidung des Obergerichts der 
Provinz üäberlaſſen. (F. 41. fag.) 

76. Wer feine Gerichtsbarkeit nicht ſelbſt 
verwalten kann oder will, muß einen vom Staate 
zu dergleichen richterlichen Amte gepruften und 
tüchtig befundenen Gerichte halter beſtellen. 

$. 77. Einem ſolchen Gerichts halter muß die 
Merwaltung der Jurisdletion uberhaupt durch eine 
ordentliche Bestellung aufgetragen, und er nicht 
blaß in vorkommenden einzelnen Fällen gegen Dia⸗ 
ter zugezogen werden, 

9.78. Der Gerichtsherr muß ihn den Gerichts. 
ges eſſenen ordentlich vorſtellen, und in ihrer Ge⸗ 
genwart auf rechtſchaffene unpartpeyiſche Rechts⸗ 
pfſege, nach den Geſetzen des Staats, verpflichten 
laſſſen. 5 

5.70. Jider Privars Gerichtsherr iſt ſchuldig, 
dem Obergerichte der Provinz denjenigen, wel⸗ 
chen er zum Gerichtshalter gewählt hat, anzuzel⸗ 
gen, und entweder die Tuͤchtigkeit deſſelben nach 


76. 
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$. 76, nachzuweiſen, oder ihn zu der erforderlichen 
Prüfung zu ſtellen. 

H. 50. In Gegenden, wo es an tauglichen Suß⸗ 
jekten zur Uebernehmung der einzelnen Gerichts 
verwaltungen mangelt, muͤſſen die Jurisdiekions⸗ 
Herren zur Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Ges 
richts haltets ſich vereinigen. 

F. 81. Gerichtsbandlungen, welche von einem, 
nicht gehörig qualificirten Richter vorgenommen 
worden, ſind nichtig. 

H. 82 Ein Gerichtsherr, der feine Pflichten in 
gehbriger Beſtellung feiner Gerichte vernachläfisie, 
oder ſonſt in Ruͤckſicht derſelben unbefugte Hane- 
lungen unternimmt, macht ſich ſtrafbar, und muß 
allen verurſachten Schaden erſetzen. 

$. 83. Auch iſt das Obergericht der Provinz be⸗ 
fugt und ſchuldig, wenn ein Privatgerichtsherr die 
Belegung ſeines Gerichts mit einem gehörig quall⸗ 
ficirten Gerichtsbolter vernachlaßigt, ihn dazu durch 
Strafbefehle anzuhalten. 

F. 84. Sind dieſe fruchtlos: fo muß das Ober 


gericht einen ſolchen Gerichtahalter felöft ernennen, 


und deſſen Beſoldung nach Verhäftniß des Umfan⸗ 
ges der Geſchaͤfte beſtimmen. 
F. 85. Wer feine Gerichtsbarkeit zum Druck der 


Gerichtsgeſeſſenen mißbraucht, foll, außer der fonft . 


ver wirkten Strafe, derſelben für feine Perſon auf 
immer verlustig erklart werden. 
$. 86. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit fälle 
alsdann auf ſo lange, als der Schuldige noch im 
bürgerlichen Beſitze des Guts, mit welchem die Ge⸗ 
richtsbarkeit verbunden it, ſich befindet, dem Staate 
anheim; und bird durch einen von dem Obergerichte 
der Provinz biftellten Gerichts halter beſorgt. 
F. 87. In fo fern die Nutzungen der Gerichts⸗ 
barkeit zur Tragung der laſten derſelten nicht 
binreichen, 
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binreichen, muß der entſetzte Gerichtsherr das Feh⸗ 
lende aus eignen Mitteln zuſchieße 

§. 88. Sind mehrere Theilnetmer an der Ge: 
richtsbarkeit vorhanden: fo tritt der Staat nur an 
die Stelle desjenigen, welcher nach H. 85. der Ges 
richtsbarkeit verluſtig erklärt worden. 

$. 89. Mitglieder einer Corporation, oder Ges 
meine, welche ſich eines ſolchen Mißbrauchs der Ge⸗ 
richtsbarkeit ſchuldig gemacht haben, verlieren ihr 
Stimmrecht zur Richterwahl. 

F. 90. Ein Gerichtsherr, welcher feine Gerichte 
nach den Vorſchriften der Geſetze gehörig beſtellt, 
iſt für die Handlungen oder Unterlaſſungen derſel⸗ 
ben zu haften nicht ſchulvig. 

F. 91. Er macht ſich aber den Parteyen, mer 
gen entſtehenden Schadens verantwortlich, wenn 
er den Gerichten in ihren Verfügungen vorgreift, 
oder dieſelben an Erfüllung ihrer Pflichten vers 
hindert. 

H. 92. Ferner, wenn er die zur ordentlichen Ver⸗ 
waltung der Zuftiz erforderlichen Koſten herzuge⸗ 
ben, und die dazu noͤthigen Anſtalten zu treffen, 
auf geſchehene Erinnerung der Gerichte weigert, 
oder verabſaumt. ($. 102. 103.) 

$. 93.- Inſonderheit, wenn er zur Haltung des 
Gerichts, zur Aufbewahrung der Akten, der Hy⸗ 
pothekenbücher, und der in gerichtliche Verwah⸗ 
rung niederzulegenden Gelder, Urkunden und an⸗ 
derer Sachen, den erforderlichen anftändigen, und 
nach gefeßlicher Vorſchrift hinlänglich ſichern Gelaß 
nicht anweiſet. (F. 104. 

H. 94. Ferner, wenn er nicht für taugliche Ges 
faͤngniſſe zur Aufbewahrung der Civil- und Crimi⸗ 
nalarreſtanten ſorgt. (H. 105.) 

§. 95. Desgleichen, wenn er bey der ihm zu⸗ 
ſtehenden Auswahl der Perſonen, denen das De⸗ 
poſitorium und die Schluͤſſel dazu anvertraut wer⸗ 

den 
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5 ſollen, ein auch nur mäßiges Verſehen be⸗ 
gehet. 

$. 96. Auch wenn er in Fällen, wo die Depo⸗ 
ſitoria nicht unter der unmittelbaren Aufſicht des 
Landes = Juſtizcollegii ſteben, die Caſſenviſitat onen, 
und Rechnungsabnahmen, gehörig zu veranſtalten 
unterlaͤßt. 

H. 97. Ueberhaupt in allen Fällen, wenn Une 
ordnungen, Unregelmaͤßigkeiten, oder ungebüuͤhr⸗ 
liche Zögerungen bey der Juſtizpflege zu feiner Wlſ⸗ 
ſenſchaft erweislich gelangt find, und er davon dem 
Sandes = Juſtizeollegio nicht in Zeiten Anzeige ge⸗ 
macht hat. 8 

H. 98. Uebrigens ſteht jeder Unterrichter in An⸗ Tertiinie 
ſehung feiner Amtsgefchäfte unter der Direction Di wer 
des Staats, und des von ſelbigem ihm vorgeſetzten gen den 
Obergerichts. Wat 

H. 99. Wer ein richterliches Amt bekleidet, 
kann nur bey den vorgeſetzten Gerichten oder Jans 
descolleglis wegen feiner Amtsfuͤhrung belangt, in 
Unterſuchung genommen, beſtraft, oder ſeines 
Amts entſetzt werden. 

$. 100. Die verſchiedenen Arten der Oberge⸗ Oherge⸗ 
richte, und derſelben Graͤnzen, find in den Reſſort⸗ dichte. 
reglements beſtimmt. 

F. 101. Der Umfang der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit, und die Fälle, wo Ausnahmen von derſel⸗ 
ben ſtatt finden, find in der Prozeßordnung vorge⸗ 
ſchrieben. 

$ 102. Wer das Recht zur Gerichtsbarkeit aus: fasten der 
übe, muß auch die zur Unterhaltung wohl befielter harte. 
Gerichte erforderlichen Koſten tragen. 7 

H. 103. Ein jeder Juſtizbedienter ſoll, nach Ver⸗ 
baͤltniß feiner Geſchäfte, mit einer beſtimmten Be⸗ 
ſoldung verſehen; niemals aber auf die Gerichtsge⸗ 
buͤhren angewieſen werden. 


$. 104. 
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$. 104. Der Ort, welcher zu den gerichtlichen 
Verhandlungen beſtimmt iſt, muß mit allen Erfor⸗ 
dermiſſen, nach Vorſchrift der Regiſtratur⸗ und De⸗ 
poſitalordnungen, verſeten ſeyn. 

$ 105. Wem die Eriminalgerichtsbarkeit zu⸗ 
ſteht, der muß ſichere und der Geſundheit der Ger 
fangenen unſchädliche Gefängniſſe bejorgen. 

F. 106. In fo fern ein Inquifit kein eignes Vers 
mogen hat, fallen dem Gerichtsbelehnten der noth⸗ 
bürfeige Untethalt deſſelden, fo wie alle übrige Pro- 
zeß und Executionskoſten zur Saft. 

$. 107. Die Unterhaltung der Familie des In⸗ 
quiſiten gehört nicht zu den faften der Eriminalge⸗ 
richtsbarkeit. 

§. 108. Zur Erleichterung vorſtehender Koft 
und laſten der Gerichtsbarkeit durch gemeinſchaftli⸗ 
che Uebertragung, flieht mehrern Gerichtsbelehnten 
frey, mit Vorwiſſen des Landes: Juſtizcollegii der 
Provinz, Verbindungen und Aſſociationen unter 
ſich zu errichten. 

F. 109. Zur Bewachung der Gefangenen, wo 
dieſelbe noͤchig iſt, find die Gerichtseingeſeſſenen 
verpflichtet: 

$. 110. Wenn aber der Gerichtsbelehnte für 
taugliche Gefaͤngniſſe, nach Vorſchrift $. vos. nicht 
geſorgt hat, und bloß dadurch die Bewachung der 
Gefangenen durch längere Zeit, als Acht Tage, 
nothwendig geworden iſt: fo muß er die Gerichts⸗ 
eingeſeſſenen entſchaͤdigen. 

$. 111. Die Gerichtseingeſeſſenen muͤſſen den 
Richter und Inquiſitor, fo oft es die Noth erfor: 
dert, herbeyholen und zurückführen. 2 

F. 112. Wenn aber der Gerichrsherr feinen Ge⸗ 
richtohalter aus einem entlegenen Orte ohne Noth 
gewahlt hat: fo muß er die Fuhren aus eigenen 
Mitteln beſorgen. ai 


9. 113.1 
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§. 113 Zur Uebertragung der Jurisdictionsla⸗ Nugzungen 
ſten, ſind den Gerichtsbelehnten, nach den verſchie- der Gr 
denen Verfaſſungen der Provinzen, beſtimmte kale 
Rechte und Nutzungen beygelegl. 5 

. 114, Gerichtsſporteln, Verſchreibungs⸗ und 
Beſtäͤtigungs Gebühren, ingleichen Geſdſſeafen, 
weiche die Summe von Fünf Talern nicht übers 
ſteigen, gehören zu den Einkünften der Civilge⸗ 
richtsbarkeſt. 

$. 115. Wo keine beſondre Polizeygerichte ver⸗ 
ordnet ſind, da fallen die durch bloße Polizeygeſetze 
beſtimmte Geldſtrafen, ohne Unterſchied der Sum⸗ 
me, den Civilgerichten anheim. 

$ 116. Schußgelder und Saudemien gehören 
gewohnlich zu den Nutzungen der Civilgerſchts⸗ 
barkelt. 

$. 117. loslaſſungsgelder von Perſonen und 
Vermögen fließen aus dem Grundberrſchaftlichen 
Rechte. 

F. 118. Zu den Einkuͤnften der Eriminalge⸗ 
richtsbarkeit gehört, außer den gewöhnlichen Ge⸗ 
richtsgebühren, auch der Zehent oder ſogenannte 
Gerichtshafer, und der Anfall des geſtohlnen Guts, 
in fo fern deſſen Eigenthuͤmer nicht ausfindig ges 
macht werden kann. 5 

$. 119. Geloſtrafen, die in den Geſetzen auf ge⸗ 
wiſſe Arten der Verbtechen verordnet ſind, und die 
der Staat feinen Straf- oder den Armencaſſen nicht 
beſonders vorbehalten hat, gehören dem Inhaber 
der Criminalgerichtsbarkeit. 

H. 120. Wenn das Geſetz die Wahl zwiſchen 
einer Geld und Leibesſtrafe dem Ermeſſen des 
Richters uͤberlaͤßt; fo fällt erſtere, wenn auch erſt 
in einer höhern Inſtanz darauf erkannt worden, 
dem Criminalgerichtsbern der erſten Inſtanz 
anheim. 


Allgem, Geſenb. W. Band. Ttt $. rar. 
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F. 121. Wenn aber das Geſetz nur feibesftrafe 
beſtimmt, und dieſelbe blos im Wege der Begna⸗ 
digung in eine Geloſtrafe verwandelt wird: jo ges 
buͤhrt dieſe dem Fiskus. 

$ 122. Geſchieht bingegen die Verwandlung 
der im Geſetze vorgeſchriebenen Leibes in eine 
Geloſttafe, aus dem Grunde, weil der Uebertreter, 
nach ſeiner beſondern körperlichen Beſchaffenheit, 
mit der leibesſtrafe nicht belegt werden kann: jo 
ſoll die Geldſtrafe der Armencaſſe feines Wohnorts 
zu gute kommen. 

$. 123. In wie fern die Pächte von den Scharfe 
richtern und Abdeckern zur Etiminal⸗ oder zur Sans 
des herrlichen Obergerichtsbarkeit zu rechnen find, 
beruhet auf den beſondern Verfaſſungen einer jeden 
Provinz. 

F. 124. Ueberhaupt iſt kein Gericht befugt, ans 
dere oder mehrere Gebühren zu fordern, als der 
Staat ausdruͤcklich gebilligt und feſtgeſetzt hat. 

$. 125. Alle Gerichtsgebühren, und dahin ger 
hörende Einnahmen der Landes: Juſtizeollegien, 
ſollen dem Staate berechnet, und beſonders zu den 
beſtimmten Beſoldungen, auch andern Nochdurf⸗ 
ten der Rechtspflege, angewandt werden. 


$. 126. Zu den dem Staate vorbehaltnen 1 5 
baren Rechten der oberſten Gerichtsbarkeit, gehö⸗ 
ren beſonders die eines Verbrechens wegen eingezo⸗ 
genen Güter; die fisfalifihen Strafen; und die 
Abfahrtsgelder von außer landes gehenden Ver⸗ 
mögen und Erbſchaften. 


Zwey⸗ 


Von Auswanderungen u.f.w, 1019 


Zweyter Abſchnitt. 
Von Auswanderungen, Abfahrts- und 
5 Abſchoßgeldern. 


$. 127. Kein Unterthan des Staats darf ſich, 


ohne Vorwiſſen deſſelben, feiner oberſten Ge. © 
richtsbarkeit durch Auswanderung aus dem N 


entziehn. 

F. rag. In Anſehung der den Regimentern vers 
pflichteten Cantoniſten hat es bey den Vorſchriften 
des Zehnten Titels $. 48. (gg. fein Bewenden. 

. 129. Vaterloſe Wayſen dürfen, ohne beſon⸗ 
dere Einwilligung des Staats, in auswärtige Sans 
de nicht gebracht werden. 

H. 130. Welche Claſſen der Staatseinwohner, 
außer den vorſtehenden, einer beſondern Erlaubniß 
des Staats zu ihrer Auswanderung beduͤrfen, 
wird in den Provinzialgeſetzen beſtimmt. 

$. 131. Fremde, die in hieſigen fanden ſich 
zwar aufgehalten, aber darin weder ein Amt uͤber⸗ 
nommen, noch Grundſtücke angekauft, noch buͤr⸗ 
gerlihe Gewerbe getrieben haben, koͤnnen das 
Land zu allen Zeiten nach eigener Willkühr wieder. 
verlaſſen. 

F. 132. Auch ſolchen Ausländern, die ſich im 
Lande wirklich niedergelaſſen haben, ſteht es frey, 
innerhalb der erſten Zehn Jahre nach ihrer Ankunft 
wieder auszuwandern, fie wnüffen aber ihren dazu 
gefaßten Entſchluß dem Staate anzeigen. 

F. 133. Denfenigen, die ſich den Wiſſenſchaf⸗ 
ten und freyen Künſten gewidmet haben, ſollen, 
wenn fie auch ſonſt einer beſondern Erlaubniß 
zum Auswandern beduͤrfen, die Gelegenheiten, 
ſich durch ein auswaͤrtiges Unterkommen zu ver⸗ 
beſſern, durch Verſagung dieſer Erlaubniß nicht 
benommen werden. 


Ttt 2 F 194 
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F. 134. Auch den Perfonen weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, welche zu dieſer einer beſondern Er⸗ 
laubniß bedürfenden Claſſe gehören, ſoll dieſelbe, 
wenn fie durch eine auswärtige Heyroth ihre Ver⸗ 

den fönnen, nicht verſagt werden. 
$. 135. Auch Andern aus dieſer Claſſe, welche 
mit ihrem erlernten Gewerbe ihren Unterhalt im 
Sande nicht finden zu können behaupten, muß 
der Staat entweder Gelegenheit dazu anweiſen, 
oder ihnen die gebetene Etlaubniß zum Auswan⸗ 


= 


9. 5985 In allen Fällen, wo dem Haupte der 
Familie das Auswandern frey ſtetht, oder erlaubt 
wird, kann er ſeine Frau, dle noch unter ſeiner 
Gewalt befindlichen Kinder, und das von ihm 
mit ins land gebrachte, noch wirklich in ſeinen 
Dienſten ſtehende Geſinde mitnehmen. 

$. 137. Einheimifches Geſinde nimmt an der 
dem H ſtehenden Freyheit, oder gege⸗ 
benen Erlaubniß zum Auswandern, keinen Theilz 
ſondern wird nach feiner eigenen perſonlichen Qua 
lität beurtheilt. 

Ausländerinnen, die an bieſige Ein⸗ 
wobner verheitathet geweſen find, koͤnnen, nach 
der Männer A 188 allemal, und ohne Unter⸗ 
ſchied der Vaterland zurückkehren. 
139. 
und die erforderliche Erlaubniß des Staats, "ande 
zuwandern. unternimmt, hat willführliche Geld⸗ 
rafe verwirkt. 
Wer dem Staate das demſelben zu⸗ 
fahresgeld zu entzi ſucht, muß 
den vierfachen Betrag deſſelben zur Strafe ent⸗ 
richten. 

H. 141. Wer von feiner Freyheit, oder erhalter 
nen Erlaubniß zum Auswandern, Gebrauch ma⸗ 
chen will, muß von feinem inlaͤndiſchen Vermd⸗ 

gen 
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gen dem Staate in der Regel Zehn vom Hundert, 
als 9 5 42 entrichten. 

Wo mit auswärtigen Staaten dieſerhalb 
Befoubere Wende und Obſervanzen beſtehen, hat 
es bey ſelbigen noch ferner jein Bewenden. 

F143. Von dem Vermögen, welches nur aus 9 
Einer Königlichen Provinz in die andere gehet, ar 
wird dem Staate kein Abfahrtsgeld bezahlt. 

H. 144. Einkünfte liegender Grande, J 
fen, Alimentgelder, und andere jahrli 

gen, find dem Abfahrtsgelde nicht unterworfe 

$ 143. Wenn jedoch angeſeſſene V. 
Staats ohne ausdrückliche Erlaubniß deſſelben 
auswandern, und die Einkünfte ihrer liegenden 
Gruͤnde außerhalb Landes verzehren: fo müſſen 
fie auch von dieſen Einkünften das Abfahrtsgeld 
entrichten. 

H. 46. Sind auch daruber mit demjenigen 
Staate, wahin der Ausgewanderte ſich begeben 
bat, beſondere Verträge oder wohlhergebrachte 
Gewohnheitorechte vorhanden: fo hat es dabey fein 
Bewenden. 

H. 147. Wenn auswöttige Unterthanen Capi⸗ 
talien in hieſige Lande verliehen haben: fo wied 
von dieſem ſolchergeſtalt ins Sand gekommenen 
Gelde, bey deſſen Ruͤckkehr, kein Abſchoß ent⸗ 
richtet. 

H. 1 48, Haben Auswärtige, ohne ſich im fans 
de wirklich niederzufaffen Grundftäde daſelbſt 
angekouft, und in der Folge wieder veraͤußert: 
ſo können fie von dem erhaltenen: Kaufzelde fo 
viel, als fie zu dem Ankaufe, und zu den an der 
Subſtanz gemachten Verbeſſerungen, von ihrem 
auswärtigen Vermögen pee verwendet ha: 
ben, frey zurüſcknehn 

$. 149. Freude, die in hetzen Landen ſich 
nur aufgehalten, oder noch nicht Zehn Jare da. 

tt 3 ſeloſt 
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ſelbſt ihren Wohnſitz gehabt haben ($. 131. 1320, 
find von ihrem mitgebrachten Vermögen Abfahrts⸗ 
gelder zu entrichten nicht ſchuldig. 

K. 150. Auch Ausländerinnen, die in hieſigen 
Landen vertzeyrathet geweſen find, erlegen bey ihrer 
Rückkehr nur von demjenigen, was ſie innerhalb 
Landes erworben haben, die Abfahrtsgebübren. 

9. 151, Alles, was ein Landes inwohner mit 
feinem inländiſchen Vermögen außerhalb Landes er⸗ 
worben hat, wird zu dem inlaͤndiſchen Vermögen 
deſſelben gerechnet. 

. re. Auch der Gewinn auswoͤrtiger mie 
inlaͤndiſchem Vermögen errichteter Handlungen 
kann dem Aus wandernden mit in Rechnung ge, 
bracht werden. 

H. 153. Behauptet der auswandernde Inlaͤn⸗ 
der, daß er feine auswoͤrtigen Beſitzthümer (F. rar. 
152.) anders woher, als aus inlaͤndiſchem Bermdͤ⸗ 
gen erworben habe: fo muß er die Richtigkeit die⸗ 
ſer Behauptung nachweiſen. 

$. 154. Hoölzernes und andres gemeines Haus⸗ 
und MWirchfchaftegerärhe; Kleider und Waäſche; 
Eßwaaren und Getraͤnke, die zum eigenen Ge 
brauche des Auswandernden beſtimmt find, kom⸗ 
men bey Berechnung des Abfahrtsgeldes nicht mit 
in Anſchlag. 

§. 155, Ein Gleiches gilt von den zum eige⸗ 
nen Gebrauche des Auswandernden beſtimmten 
Büchern, Bibliotheken, Kunft: und Naturalien⸗ 
fammlungen, 

$. 156. Der Auswandernde iſt ſchuldig, fein 
Vermögen getreulich, allenfalls eidlich, anzugeben. 

$. 157, Endet der Fiskus Bedenken, den mit 
angegebenen Werth aller oder einiger Vermoͤgens⸗ 
ſtücke für richrg anzunehmen: fo ſteht ihm frey, auf 
deren gerichtliche Abſchaͤßung anzutragen. 


F. 188. 
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$. 158. Von dem aus dem lande gehenden Vers 
mögen mäffen die davon zu entrichtenden wahren 
und wirklichen Schulden, bey Berechnung des Ab⸗ 
fahrtsgeldes, in Abzug gebracht werden. 

$. 150. Hat der Auswandernde ouswörtiges 
dem Abzuge nicht unterworfenes Vermögen, fo 
gilt die Vermuthung, daß die auswörtigen Schul⸗ 
den in Ruͤckſicht auf dieſes Vermögen gemacht 
worden. 

$. 160. Das Abfahrtsgeld iſt der Auswandern⸗ 
de ſofort, wenn er für feine Perſon das Sand ver⸗ 
läßt, zu entrichten verbunden; und es hänge bloß 
von dem Gutfinden des Staats ab, die Erlegung 
deſſelben fo lange, bis auch der Reſt des Vrrmd⸗ 
gens ausgeführt wird, gegen hinlängliche Sicher⸗ 
heit zu ſtunden. 

$. 161. Eebſchaften eines Landeseinwohners, 
welche einem auswärtigen Unterthan zufallen, find 
wenn fie aus dem lande gehen, dem Abſchoſſe um: 
terworfen. 

F. 162. Ein Gleiches gilt von Brautſchätzen, 
Vermaͤchtniſſen, und Schenkungen aller Arten, die 
aus dem Vermögen eines Inlaͤnders einem Aus⸗ 
laͤnder zugewendet worden. 

„ 163. Wenn das inländiſche Vermdgen 
eines verſtorbenen Ausländers einem andern Aus⸗ 
länder durch Erbschaft oder Vermaͤchtniß zu⸗ 
fälle, und aus dem Lande gezogen werden fell: 
fo iſt daſſelbe dem Abſchoſſe nut in fo fern un⸗ 
terworfen, als der Ecblaſſer ſelbſt, wenn er der⸗ 
gleichen Vermoͤgen hätte herausziehen wollen, 
Abfahrtsgeld davon zu entrichten ſchuldig gewe⸗ 
fen wäre. 

$. 164. Wie es zu halten fen, wenn eine dem 
Abſchoſſe unterworfene Erbſchaft verkauft worden, 
Ttt 4 iſt 
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iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. I. Tit. XI. §. 
57 5100 

F. 165. Was von dem Abfahrtsgelde $. 141. 
141. 143. 144. 151. 152, 153. verordnet iſt, gilt 
in der Regel auch von dem Abſchoſſe. 

F. 168. Dagegen find die nach F. 184. 188. 
dem Abfahrtegelde nicht unterworfene Vermd⸗ 


e von dem Abſchoſſe in der Regel kei⸗ 
rey. 


$ Wenn ein infändifher Erbfaffer eins 
oder d er, noch woͤtrend feiner 
5 lebens en Landen etablirt hat: fo 


haftet diſcher Nachlaß jedesmal, und ohne 
Unterſchied der Fälle, für den Abzug oder Abſchoß, 
welchen der at von den zu einem ſolchen aus⸗ 
wärtigen Etabliſſement verwendeten Geldern zu 
fordern hat. 


F. 168. Wenn zu einem Nachlaffe inländifches 
8 und auswaͤrtiges dem Abſchoſſe nicht unterworfenes 
Vermögen gehort; und inländische ſowohl, als 
auswärtige Miterben, daran Theil nehmen: fo 
ſteht den Erben frey, ſich wegen der Auseinander⸗ 
ſetzung fo zu vereinigen, daß das auswärtige Ver⸗ 
N mögen den Ausländern, und das infändiiche den 
Inlaͤndern, auf ihren Erbtheil angewieſen werde. 
| $. 169. Alsdann {ft der inlaͤndiſche Nachlaß dem 
I Abſchoſſe nur fo weit unterworfen, als davon noch 
| etwas, zur Ausgleichung mit den auswärtigen Er⸗ 
| ben, aus dem Sande verabfolgt werden muß. 
| 4 $. 170. Der Abſchoß muß ſogleich entrichtet 
werden, als der auswärtige Erbe feinen Willen, 
ſich nicht in hieſigen landen nieder zu laſſen, er⸗ 
! klärt hat. 
| H. 171. Bis dahin, und fo lange noch nicht 
| der ganze Nachlaß ausgeführt wird, muß der 
| 


aus⸗ 
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auswärtige Erbe auf den ganzen Betrag des Ab⸗ 
ſchoßgeldes Sicherheit beſtellen. 

$. 172. Wie andere Staaten bey den in hieſige 
lande zu verabfolgenden Erbſchaften, Vermaͤcht⸗ 
niſſen, Btautſchaͤzen, und Schenkungen fih vers 
halten, eben fo ſollen biefige dahin ziehende Unter⸗ 
thanen, oder dahin fallende Erbſchaften u. ſ. w. ber 
handelt werden. 

F. 173. In fo fern fremde Staaten ſich des in 
ihren landen befindlichen Nachlaſſes hieſiger da⸗ 
ſelbſt verſtorbener Unterthanen anmaaßen, ſoll 
von Seiten des hieſigen Staats die Exwiederung 
ſtatt finden. 

5. 174. Was von der Erwerbung und dem in. Verlei, 
Gebrauche der niedern Regalien uberhaupt, in dena des 
3 der 9 d n e ae 55 

indet auch von dem Abfahrts- und Abſchoß⸗ Ihnsrchte 
ce ber bc 
$. 175. Die Gegenſtaͤnde und Gränzen des den 
Magiſtraͤten und Gerichtsobrigkeiten verliehenen 
Abſchoßrechts, find nach dem Inhalte ihrer Privi⸗ 
legien, und dem ſelt rechtsverjährter Zeit herge⸗ 
brachten Beſißſtande zu beurtheilen. 
$. 176. Mur Diejenigen Magifträte und Ger 
hesobrigkeiten, welche ſich vor dem Jahre 1777 
in einem auf Privilegia oder auf rechtsgüͤltige Ver⸗ 
jaͤhrung gegründeten Beſitze, von dem aus ihrer 
Gerichtsbarkeit an andere Orte innerhalb der Kd⸗ 
niglichen Sande gehenden Vermögen, Abfahrts oder 
Abſchoßgelder zu fordern, befunden haben, ſollen 
dabey noch ferner geſchützt werden. 

H. 177. Uebrigens find die Fälle und Arten des 
Vermögens, die von dem an den Staat zu entrich⸗ 
tenden Abſchoſſe oder Abfahrtsgelde frey find, nach 
eben dieſen Geſetzen, auch in Anfehung der Privat 
berechtigten, in der Regel zu beurteilen. 


Dt 8 $. 178. 
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$. 178. Wenn jedoch der Staat mit auswaͤrti⸗ 
gen Mächten über eine gegenfeitige Abzugs oder 
Abſchoßfreyheit Verträge ſchließt: ſo fell dabey je⸗ 
derzeit auf die Befugniſſe der Privarberechtigren 
die erforderliche Ruͤckſicht genommen werden. 

$. 179. Wenn an demſelben Orte, wo der Eine 
mit den Sber⸗, der Andere aber nur mit den Nie⸗ 
dergerichten belichen iſt, beyde Gerichtsherren über 
die Befugniß zum Abfahrts- oder Abſchoßgelde mit 
einander ſtreiten: ſo hat der Erſtere die Vermu⸗ 
thung für ſich. 

$. 180. Eine Privatgerichtsokrigfeit kann den 
Abzug oder Abſchoß nur von ſolchem Vermoͤgen 
fordern, was ſich unter ihrer Gerichtsbarkeit wirk⸗ 
lich befindet. 

$. 181. Doch werden zu dieſem Vermögen auch 
Capftalien gerechnet, welche der Auswandernde 
oder Erblaffer, wenn gleich unter einer andern Ge⸗ 
richtsbarkeit, ausgeliehen hat. 

$. 182. Von ſolchem Vermögen aber, wovon 
in den Faͤllen des $. 151. 152. und 167, der Staat 
bey Auswanderungen, oder Ausführungen von 
Erbſchaften, Abzug oder Abſchoß fordern kanu, iſt 
der Privatberechtigte dergleichen, wenn der Juris⸗ 
dictionsgeſeſſene, oder ſein Nachlaß, nur unter 
eine andere inlaͤndiſche Gerichtsbarkeit geht, zu for⸗ 
dern nicht befugt. 

9. 183. So weit Abfahrts- oder Abſchoßgel⸗ 
der an ſich ſtatt finden, und der Privatberechtigte 
dieſelben nach vorſtehenden Grundſätzen nicht zu 
fordern hat, müffen dieſelben dem Staate entrich⸗ 
tet werden. 


Acht · 
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Achtzehnter Titel 
Von Vormundſchaften und Curatelen. 


S. 1. Mertenen, welche für ſich ſelbſt zu ſorgen Algemeine 
nicht im Stande find, fiehen unter der beſondern Örundiine, 
Aufficht und Vorſorge des Staats. 
F. 2. Dieſe Vorſorge erſtreckt ſich jedoch auf 
dergleichen Perſonen nur in ſo fern, als dieſelben 
außer väterlſcher Gewalt und Aufſicht find, oder 
bie värerfiche Vorſorge ihnen nicht zu ſtatten kom⸗ 
men kann. 
F. 3. Diejenigen, welchen der Staat die Sor⸗ 
ge für feine Pegebefohlnen in Anſchung aller ihe 
rer Angelegenheiten aufgetragen hat, werden Vor⸗ 
muͤnder genannt. 
F. 4. Diejenigen, welche denſelben entweder 
bloß zur perſönlichen Aufſſcht oder Erziehung, 
oder nur zur Beſorgung gewiſſer Gefchäfte und 
Angelegenheiten vom Staate beftelle worden, fühs 
ren den Namen der Curatore 
F. 5. Beyſtaͤnde aber en dieſenigen, weh 
che jemand bey gewiſſen Geſchaͤften, die er für 
ſich allein vorzunehmen nach beſondern geleklis 
chen Vorſchriften nicht fähig iſt, ober fie ſolcher⸗ 
geſtalt vorzunehmen ſich nicht getrauet, zu Huͤlfe 
nimmt. 


Erſter Abſchnitt. 
Won den Perſonen, welchen Vormuͤnder oder Cu⸗ 
ratoren beſtellt werden muͤſſen. 

F. 6. Zu den Pflegebefohlnen des Staats gehd⸗ Warna, 
ten zuodrberft Kinder, iamändige und Minder en 
Jährige. (Th. 

a 


. den 
H. 7. n 
Staate beſtellt werden. 


und 


H. 25. 26. 
zeſen müſſen Vormuͤnder vom ar 
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F. 8. Die Anordnung der Vormundſchaft über 
ſolche Perſonen muß geſchehen, wenn diefelbe 
entweder gar nicht in die vaͤterliche Gewalt Fom- 
men, oder ſobald dieſe Gewalt durch den Tod ihre 

N Endſchaft erreicht. 

$ Was Rechtens fen, wenn die väterliche 
Gewalt vor erreichter Volljäßrigkeit des Kindes, 
durch vaͤterliche Willenserklärung, oder durch 
das Gefeß aufgehoben wird, iſt im Vierten Ab⸗ 
ſchnitte des Zweyten Titels verordnet. (Tit. II. 
9.255. 4g 


nen Menſchen wegen Unmüͤndigkeit ein Vormund 
zuzuordnen iſt, muß der noch ungebornen Leides⸗ 
frucht ein Curator beſtellt werden. 

$ 11. Dies muß geſchehen, ſobald eine vor⸗ 
bandene oder auch nur vermuthete Schwanger: 
ſchaft angezeigt worden. (Dit. II. H. 26. fgq. F. 


614. [a.) 3 
O ben $. 12. Wahn: und Blödſinnige, weiche nicht 
Wahn, unter der Auffiche eines Vaters oder Ehemannes 


5 Sd 5 Ey; 
ae ſtehen, müffen vom Staate unter Vormundfchaft 


genommen werden. 
$. 13. Wer für wohn: oder blödſtnnig zu ach⸗ 
ten ſey? muß der Richter, mit Zuziehung Sach⸗ 
verſtändiger Aerzte, prüfen und feſtſetzen. (Th. 1. 
Tit. I. $. 29. 30.) 
2) den Ber §. 14. Auch den Verſchwendern, welche ge 
ſchwendern; richtlich dafür erklart werden, muß der Staat Vor⸗ 
n. (Ebend. $. 33.) 


H. den . Taub und Stummgeborne, ingleichen 
Menz an, dieſenigen, welche vor zurückgelegtem Vierzehn⸗ 
ten Jahre in dieſen Zuſtand gerathen find, muͤſ⸗ 
fen, ſobald ſie nicht mehr unter vöterllcher Auf: 

I ſicht ſtehen, vom Staate bevormundet werden. 
0 $. 16. Disjenigen , welche erſt in ſpaͤtern Jahr 
1 ten taubſtunm geworden find, muͤſſen nur als⸗ 
dann 


Wem Bormünder zu beftellen find, 1029 


dann unter Vormundſchaft genommen werden, 
wenn fie ſich durch allgemein verſtaͤndliche Zei⸗ 
chen nicht ausdrucken können, und daher ihre 
Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen ganz unfä⸗ 
big find. 

. 17. Denjenigen bingegen, denen der Man⸗ 
gel der Sprache und des Gehörs den Ausdruck ih⸗ 
rer Gedanken und die Beſorgung ihrer Angelegen⸗ 

heiten nur erſchweret, ſoll wider ihren Willen kein 
Vormund beftelit werden. 

H. 18. Doch find fie bey gerichtlichen Vethand⸗ 
lungen einen Beyſtand zuzuziehn verbunden. 

§. 19. Abweſenden, deren Aufenthalt unbe⸗ 
kannt iſt, muß der Staat zur Erhaltung ihres zu⸗ 
ruͤckgelaſſenen Vermdgens, und zur Beſorgung 
ihrer uͤbrigen Angelegenheiten, Vormünder be⸗ 
ftellen. 

F. 20. Die Bevormundung muß alsdann ges 
ſchehen, wenn ein ganzes Jahr hindurch von dem 
Abweſenden keine Machricht eingegangen iſt. 

§. 21. Doch muß auch vor Ablauf des erſten 
Jahres die Bvormundung geſchehen, wenn fi) 
Falle von Wichtigkeit ereignen, wobeh die Beſor⸗ 
gung der Angelegenheiten des Abweſenden keinen 


Aufſchub leidet. 
$. 22. Iſt der Aufenthalt des Abweſenden zwar 


bekannt; es ſind aber Nachrichten, oder wahr⸗ 
ſcheinliche Vermuthungen vorhanden, daß der 
Abweſende wider feinen Willen an der eignen 
Beſorgung ſeiner Angelegenheiten verhindert 
werde: fo iſt ihm ebenfalls ein Vormund zu 
beſtellen. y 
.23, Wer einen Bevollmächtigten zur Be 
forgung feiner Angelegenheiten beſtellt bat, der be⸗ 
darf keines Vormundes. 
F. 24. Doch muß bey Vorfällen und Anger 
Irgenheiten, auf welche die ertheilte Sr 
nicht 


5 den Al 
weſenden. 
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nicht gerichtet iſt, dem Abweſenden ein Curator 
beſtellt werden. 
925 Wenn der Bevollmaͤchtigte inner halh 
Dreyer Jahre keine Nachricht von ſeinem Machtge⸗ 
I 5 ber erhalten he ſo kann von den Verwandten des 
N Anweſenden auf Anordnung einer Vormundſchaft 
N für den letztern angetragen werden. 
H. 26. Hiervon findet eine Ausnahme nur als: 
dann ſtatt, wenn der Bevollmaͤchtigte durch einen 


rechtsgültigen Vertrag zum Erben des Abweſenden 
ernannt worden. 

9. 27. Wenn der Bevollmächtigte ſtirbt; die 
Vollmacht aufkuͤndigt; das Vermögen übel ver⸗ 

waltet; oder ſonſt in ſolche Verfaſſung oder Um⸗ 
fände gerärh, die den Abweſenden, wenn ihm die⸗ 
| ſelben bekannt wären, zur Zurücknahme der Voll⸗ 
0 macht wahrſcheinlich veranlaſſen würden: fo finden 
die Vorſchriften H. 25. 26. ebenfalls Anwendung. 
Curatores $. 28. Sind die vorbenannten Perſonen noch in 
A 0® odteriſchee Gewalt fo iſt der Staat nur in ſelchen 
N 1) Verde. Fällen und e e en für fie zu ſorgen ver⸗ 
bunden, wo ihe Beſtes mit dem eignen Vorcheile 
mean de des Vaters in Collfien geröch. . 
fo der Vater mit ſolchen Kin⸗ 
e. en, oder andere Geſchaͤfte, 
1 wodurch die Kinder ihm verpflichtet, oder gewiſſer 
} Rechte gegen ihn verluſtig werden ſollen, mit ih⸗ 
| nen vornehmen will: jo muß der Staat den Kin⸗ 
dern dazu einen Curator beſtellen. 

H. 30. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn mit 
dem für die Kinder ausgeſezten Erbſchaße eine 
Veränderung getroffen werden ſoll. 

$. Zr. Desgleichen alsdann, wenn mit Fidei⸗ 
commiffen, wozu die Kinder von dem erſten Stifs 
ter mitgerufen ſind, Veränderungen oder Verpfaͤn⸗ 
dungen vorgenommen werden ſollen. 


+ 


| 9. 38. 
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$. 32. In welchen Fällen auch noch ungebor⸗ 
nen Fideicommiß; Intereſſenten Curatorcs b ſtellt 
Den 7 95 iſt gehörigen Orts verordnet. (Tit, 

„ 5 + 

. 33. Wenn zwiſchen den Aeltern noch mins 
berfähriger Kinder ein Egeſcheidungs Prozeß 
entſteht: fo muß den Kindern ein Curator beſtellt 
werden. 

H. 34. Beſonders aber iſt den noch unter vaͤter⸗ 
licher Gewalt ſtehenden minderjährigen Kindern 
ein Curator zu beſtellen, wenn zwiſchen ihnen 
und dem Vater eine Auseinanderſetzung, wegen 
des mütterlichen, oder des font den Kindern 
eigenthämlich zuſtehenden Vermögens, erfol⸗ 
gen ſoll. 

$. 35. Der Vater muß angehalten werden, ſich 
mit den Kindern auseinander zu ſetzen, wenn er 
zu einer anderweitigen Ehe ſchreiter. 

F. 36. Ferner in allen Füllen, wo er nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze für das Vermögen der Kinder 
Sicherheit zu beſtellen verbunden iſt. (Tit. II. 

F. 179. lad. 

F. 37, Wenn ſolchen Kindern etwas unter der 
ausdrücklichen Bedingung, daß der Vater von deſ⸗ 
ſen Verwaltung ausgeſchloſſen ſeyn ſolle, vermacht, 
oder ſonſt zugewendet worden: ſo muß denſelben, 
wegen eines ſolchen Unfalls, ein beſonderer Cura⸗ 
tor beftellt werden. x 

H. 38. Auch diejenigen, welche den Kindern eis 
nen Pflichttheil ſchuldig find, koͤnnen dem Vater 
die Berwaltung daruͤber entziehen. 

F. 39. Volljährige Ehefrauen bedürfen der Ne: ) Por / 
gel nach keiner Bevormundung vom Staate, wenn Ban 
fie auch in Umſtände gerathen, da ben andern besten 
Perſonen die Beſtellung eines Vormundes noth⸗ 
wendig waͤre. 


F. 40. 


2 fon 
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F. 40. Alsdann iſt der Mann, ſo lange er fer 
nen eigenen Sachen vorſtehen kann, in Anſehung 
des vorbehaltenen Vermögens einer ſolchen Frau, 
als ihr Vormund anzufehen. 

F. A1. Sollen aber wegen des Eingebrachten 
Verfügungen getroffen werden, wozu die Geſetze 
die ausdrückſſche Einwilligung der Frau erfor 
dern: fo if derſelben dazu ein beſonderer Curator 
zu beſtellen. (Tit. J. 5. 232. faq.) 

. 42. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn bey 
einer Diſpoſttion über das vorbehaltehe Vermögen, 
das Intereſſe des Mannes mit den Vortheilen der 
Frau in Colliſſon kommt. 

$. 43. Das Vermögen einer Hausfrau ſſeht 
nicht unter Verwaltung des Mannes. 

$. 44. Es muß ihr alſo in allen Fällen, wo ans 
dere Perſonen unter Vormundſchaft zu nehmen 
find, ein beſonderer Vormund vom Staate beſtellt 
werden. 

F. 45. Bey der Auswahl des zu beſtellenden 
Vormunds kann das vormundſchaftliche Gericht, 
nach Bewandniß der Umfiände, auch auf den 
Mann Nädficht nehmen. 

F. 45. Einem Bevormundeten wird nur als⸗ 


besormum dann ein Curator beſtellt, wenn zwiſchen dem 


deten Pers 
ſonen; 


Pflegebefohlnen und dem Vormunde, in den ei⸗ 
genen Angelegenheiten des Letztern, etwas zu vers 
handeln iſt. 

F. 47. Auch kann der Staat dem Pflegebefohl⸗ 
nen zu Angelegenheiten, welche eine vorzuͤgliche 
Sachkenntniß, die von dem Vormunde nicht zu er⸗ 
warten iſt, vorausſezen, einen beſondern damit 
verſehenen Curator beſtellen. 

F. 48. Wenn zwiſchen mehrern Pflegebefohl⸗ 
den, die nur einen gemeinſchaftlichen Vormund 
haben, wegen eines erheblichen Jutereſſe Colli⸗ 
ſion entſteht: fo muß jedem von beyden Thei⸗ 

len, 


Wem Vormuͤnder zu beſtellen ſinds 18 


len, zur Beſorgung dieser AngäbgenGeitz;) 
ratox beſtellt werden. 

H. 49. Wenn Fälle vonfonmen,; wo man ach 
nicht weiß / wer es ſey, ber bey einer Sache, oder 
bey einem Gheſchäfte ein Intereſſe babe: ſo muß ER 
den unbekanuten-Intereſſenten ein Eurokor - befkellen ale Tun 
werden. 

§. 50. Ein Gleiches muß gebn, wenn bey 
einem Geſchͤfte, welches keinen Aufſchub ſei⸗ 
det y ein un ſich bekannter Intereſſent feine Nechte⸗ 
Ve genus ſeleſt ebe verhip⸗ 

ert *. 

F. Fr. Unter die Perſonen, welche gewiſſe Auge: f. 
legenheiten nur mit Zuziehung eines Beyſtandes Vor- 0 
nehmen können, gehbren: 

A 1 volljahrige unveegeitatere 

ſonen 2= 5 

* =) diejenigen serfeientheten Frauen, wache. 1 
weder eines Vormundes noch eines Curatols 1. 
bedͤrfen; 

9) Bliade, oder beſtndig Eranfe Paschen 

40 Taubſtumme, welche keines Rormunbes be⸗ 

dürfen, ($ 17.) 

5) Perſonen, welche gar micht, aber nicht Gen 
ſchriebenes leſen, oder nicht ‚test ſchreiben 

N dieren 

78, 8. In welchen Aingelegenfeitem dergleichen 
Nes ne Ants Beyſtaudes bedürfen, D iſt bey den 
dahin gehbrenden einzelnen Kuchen in han Ge⸗ 
ſehen beſtimmt. * 

Fig ie Gefiße ai einem Tote Hen Bee 
ſtande einen Mechtskundigen nicht ausdruͤcklich era, 
ferdern wa- ann ſede Mannsperſon, die ihren 
Sachen Halbe vorzuſtegen fatig und berechiigt iſt, 
db, 


E 
2 


un wenn 


Wem die 
Buer 
mum ung. 


der Unariih 
dean und 


Mader 
düorineng 
ungleichen 
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wenn dieſer nicht wahlen kann oder will, von dem 
Richter, bey welchem die Handlung zu vollziehen; 
iſt, ihm zugeordnet werden. 

40. 58, Uebrigens bedalf die Auswahl oder Alte: 
neßihunng eines Beoſtandes keiner kichtetlichen Be⸗ 
ſtälizung, noch anders beſondrer Feyerlichkeiten. 


en 1 8 ig 

ice uhr 

Wu denjenigen, welchen die Bestellung 

der Vötmönder und Cutatsren zu⸗ 
kommt und obliegt. 


F. s. Wenn Kinder wegen noch nicht erreich 
ten vollfahrigen Alters bevormundet werden ſollen a 
fo iſt' ver Richter; unter welchem der Vater feinen 
perſdulichen Gerichtsſtand entweder zur Zeit feines 
Abſobens gehabt, oder zur Zeit des eincretenden 
Falles wirklich bat dafür zu ſorgen verpflichtet. 

F. 57. Hot der Vater zur Zeit ſeines Ablebens 
einen doppelten perfönlichen Gerichtsſſand unter ei 
nem Ober und Untergerichte gehabt, ſo gebührt 
die Bevormundung dem erſtern. 

K. 5. Sind beyde Gerichte von gleicher Qua⸗ 
lirät, ſo iſt dasjenige zur Beſtellung des Vormun⸗ 
des befugt und verpflichtet, unter welchem der Va⸗ 
ter zuletzt bey ſeinem Ableben wirklich gewohnt hat. 

F. 89. Iſt in dieſem Falle (5. 58.) der Vater; 
deſſen Kindern ein Curator beſſellt werden ſoll, 
noch am beben, fo muß die Beſtellung von demſe⸗ 
nigen feiner beyden Gerichtsſtaͤnde geſchehen , bey 
welchem zuerſt darauf angetragen worden. 

H. 60. Soll der Curator zur Verwaltung eines 
Grundſtäcks beſtelt werden, welches unter einem. 
der beyden Gerichte ($. 58.) belegen iſt, ſo gebührt 
diejem Gerichte der Sache der Vorzug. 


8.61. 
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. . 61. Beo minderjährigen Kindern; welche der 
Eigenſchaft von Kindern aus einer Ehe, zur rechten 
Hand nicht cheilhaft worden find, beſtunnnt det perz 
ſonliche Gerichtyſtand der Mutter das Recht und 
Pflicht gur Bevormundung. dn 
F. 62. Die Bevormundung ausgeſetzter Kinder, 
deren Aeltern unbekannt find, liegt dem. Unterge⸗ 
richte des Orts od, wo ſioggef unden Mord ir 
9.63. Inn Fällen, we Junandene nicht wegen derer, die 
Minderſabelskelt, ſondeben aus andern agisplichen: G enen 
Urſachen, en Vormund den; Curator beſtellt wers ute 
den mf, iſt der dichter ſeines perſönlüchen Ge n 
richtoſtandes dazu lichtet. 5 dad 
564, Hat, ein ſolcher Menſch einen doppelten 
persönlichen Genchte tand, ſo gebͤͤhrt die Bevor⸗ 
mundung dem Obeegerechten 
. 65. Sind beyde Gerichte von gleicher Quali⸗ 
taͤt: ſo kommt bie Bevormundung demjenigen zu, 
unter welchem er zur Zelt des eintretenden Falles 
wirklich wohnt. nen 
9. 660 Hat er ſich damals an einem drirten Orte 
aufgehalten, ſo finden pie Vorſchriften . 59. 60. 
Anwendung. rs ir 1 
FH. 67 Iſt die Austizung der Gerichtsbarkeit; 
uͤber Perſonen, die an ich einen pw ile / ten pers) 
ſonlichen Gerichtsſtaud baben, elnem Untergerichte; 
für beſtäͤndig aufgetragen, ſo gebührt demſelben 
auch die Bevormundung 08 
F. 68. Fremde, die, in, bisſſgen landen ſich mies der gem. 
derzülaſſen in- Begriff lichen aber darin noch kei- den. 
nen beſtimmten Wohnſitz haben, miſſen, ſo wie die 
bey ihrem Absterben etwa zurückgebliebnen Kinder, 
erforderlichen Falls von dem Obergerichte der Pros 
vinz bevormundet werden, 
F. 69. Doch ſtehe dem Obergerichte frey, die 
Bevormundung, nach Bewanpniß. der Amftände, 
auch einem Untergerlchte zu übertragen n span 
Uun 2 5. 70. 


. 
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5. 70. Hatte ein Fremder, welcher nach ſeinem 
Skande nicht unter dle Erimirten gehört, uͤber den 
Ott, wo er in hieſigen landen feinen Wohnſitz aufe 
fhfagen wolf, eh schon deutlich geußeck: fo 
gebührt die Ge ed den her dieſts 
Orts. 

I F. 71.“ Anderer Fremden, vie entweder ſelbſt 

in Umſtande gerathen, wo ſie eines Vormundes 
bedürfen, oder welche Kinder, die ſich in dieſen 
= Umfäuven befinden, zurücklaſſen, muß von dem 
u Gerichte des Orts, wo ſie oder ihre Kinder ſich 
= alsbaun wirklich aufpalten, ein Eirator beſtellt 

„werden. 1 

„ . 7. Die Pflicht eines ſolchen Eutators er⸗ 
ſtreckt fü fh jeboch uur auf eine einſtweillge Obſorg 
1 für die Perſon dieſel Pflegebefohlnen, und ihr bey; 
| ſich habendes Vermögen, fo lange, bis den Gerich⸗ 
ten ihres auswärtigen Wohnorts von dem Morfalle 
Nachricht gegeben, und von dieſen weltere Verfu⸗ 
gung getroffen werden kann. 
N. 73 -Getzbrt ein ſolcher fremder Reſſender 
ö (F. 5 N unter die Erimirten; ſo muß zwar das 
Liatergericht ſeines hieſigen Te Won 
nicht das Obetgeriche ſich an eben demſelben Orte 
beftadet, fur die Bebsemadung feld f uinversßalich 
borgen, al 
9. 74. Es muß aber dem Obergerichte der Pro⸗ 
vinz den Vorfall ſofort anzeigen, und dapſaben die 
a weitere Verfügung öderlaſſen ? 7” 
| der Mill 5.75, Nach dem Tode eines Makers vom Mill⸗ 
e tairſtande, gehört die Vormundſchaft über "feine 
} ww. binterlaſſene Kinder vor die Eivilgerichte 
5. 76. Demjenigen Gerſchte, welhem der Va⸗ 
| ter, wenn er feine Dimiſſton erhaftamkärte, nach 
näheren Beſtimmung der Prozeßordnang unterwor⸗ 
} \ fen geweſen wäre, liegt auch die Beſtellung der Mors 
enundfehaft uber ſeine Kinder ob. 


77 
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6.77, Zur Beſtellung eines Curators für Kinder 
von Milttalrperſonen, die ſich noch unter väterlicher 
Gewalt befinden, find die Kriegesgerichte ver⸗ 
pflichtet. . 

H. 78. Sobald jedoch mit Führung der Cura⸗ 
tel eine Vermögensabminiftrarion verbunden iſt, 
muͤſſen die Stollgerichte, vor welche, wenn der 
Vater geſtorten wäre, die Bevormundung gehöoͤ⸗ 
ren würde (F. 76.), die Direction der Curatel über⸗ 
nehmen. RR: 

F. 79. Dieſen ſteht aber frey, zur Führung 
der Abminiftration einen befondern Curator, ſtatt 
desjenigen, welchen das Militairgericht zur Mer 
gulitung der Sache A hatte, aus zuwöhlen 
und denſelben dem Militairgerichte zur Wer: 
pflichtung vorzuſchlagen. 7 

F. 80. Wenn eine Militairperſon im Felde mit 
Tode abgeht: fo konnen ſich die Kriegsgerichte 
der Sorge fir das mit ins Feld genommene Dior 
biliarvermögen fo lange nicht entziehen, bis ſelbi⸗ 
ges, oder der daraus geldſete Werth, dem Civilge⸗ 
richte, welchem die Bevormundung obliegt, mit 
Stcherhelt abgeliefert werden kann. 

F. 81. Derjenige Richter, welcher den Vormund Welchem 
bestellt, bat die Direction der Vormundschaft Alan ie 
über das ganze Vermögen, in und außer feiner Che: der Vor, 
richesbarkeit. Falk ver 

F. 82. Beſitzt der Pflegbefohlne Güter und bäber. 
Vermögen in einer andern Königlichen Provinz: 
ſo muß der Richter der Sache, auf Anſuchen des 
vormundſchaftlichen Gerichts, einen beſondern €: 
ratr beſtellen, und die unmittelbare Aufſicht über⸗ 
nehmen. 

9. 83. Beſitzen inländiſche Pflegebefohlne Gü⸗ 
ter und Grundſtuͤcke in fremden landen: fo 
muß der auswärtige Richter der Sache erſucht 
werden, dieſelben in Verwaltung zu nehmen, 

Yun 3 und 
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und die Einkünfte davon dem inlaͤndiſchen Vor⸗ 
munde zur Berechnung und Ablieferung einhaͤndi⸗ 
gen zu laſſen. 5 

984. Ein gleiches Verfahren muß im umge⸗ 
kehrben Falle, wen nämlich ausländische Pflegebe⸗ 
fohlne in hieſſgen Lunden Güter und Grundſtäcke 
lien, von dem inlaͤndiſchen Richter der Sache, 
jedoch mit Vordenalt des Retorſionsrechts, beobach⸗ 
tet werden. 


tung in dem Wohnorte 
ihrer Aeltern, wirkt keine 
Direction der Vormund 
F. 85. Erfordert es 
bed aen, daß die D 
dem 3 r des v. 
gen werde; ja tft diſſer fie 

5.87. Auch muß ji 
Kindern noch bey des Bot 
tor ‚bejtelle worden, 
ratel demjenigen 
vormundung dieſer K. 
ben oblteg⸗ 

F. 8g. Iſt jemanden vom Militairſtande, oder 
deſſen dern, ein Vormund oder Curator bey 
dem Kriegsgerichte beſtellt worden; ſo muß, 
wenn demnächſt die Viitttairgerichtsbarkeit auch 
auf andere Art, als durch den Tod, gänzlich aufs 
hört, dasjenige Cvilgericht, unter welches der 
Vater nach F. 76, zutückfällt, auch die fernere Di⸗ 
rection der Vormundſchaft oder Euratel "über: 
nehmen: 

KH. Wenn außer dieſem Falle der Vater der 
Pflegebefeblaen, während deſſen Leben denſel⸗ 
ben ein beſonderer Eurator hat beſtellt werden 
muͤſſen, ſeinen Wobnſitz oder Gerichtsſtand vers 

an⸗ 


is übertra⸗ 
übernehmen ſchuldig. 

Gericht, von welchem 
Leben nur ein Cura⸗ 
Direction dieſer Eu⸗ 
eilaſſen, welchem die Ber 
nach des Vatets Abſter⸗ 
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ändert: ſo bleibt dennoch die Direction der Curatel 
bey demjenigen Gerichte, wos ſie angeordnet, wor⸗ 
den; wenn der Vater nicht die Abgebung de ſelben 
an das Gericht feines nunmehrigen Wogſites aus⸗ 
druͤcklich verlongt. 5 2 2 
F. 90. Für die Bevormundung ſolcher ; Perſo 
nen, die ſich ſelbſt nicht vorſt hen können . iſt 
ſowahl der Richter des Orts, wo ſie ſich b. 
den, als das Gericht, welchem die Bevormun 
bung zukommt, von Amtswegen zu ſorgen ver 
bunden. 5 

F. 91. Iſt der Richter des Orts nicht zualelch 
der Vormundſchaftsrichter, und ſind beyde Gerichte 
micht an Euem Orte befindlich: ſo muß Erſterer 
dem letztern von dem vorgekommenen Falle ſofort 
Anzeige machen. £ n 
F. 92. Die Verwandten ſolcher Perſonen , die 
Ehegatten, der übertedende Teil der Aeltern, 
ſollen dem Richter die Eintretung des Falles, wo 
nach den Eheſetzen eine Vormundſchaft angeordnet 
werden muß z anzeigen, und deren wirkliche Anord⸗ 
nung betreiben. 

F. 93, Prediger, Dorfgerichte, und andere, 
welchen die Anzeige der vorkommenden Todrs falle 
zur Pflicht gemacht iſt, find ſchuldig, wenn 
der Berſtorbene Perſonem ; die der Bevorinunz 
dung bedürfen, künterlaßt, ber Obrigkeit davon 
e geben. (Tit. VII. F. 67. Tit. XI. §. 

78 480. 

4788494 Auch die Zarftölteſten und andere Mit: 
bürger, die mit dem Vater des Pflegebefohlnen, 
oder mit dem Pflegebefohlpen ſeloſt, als Hand⸗ 
lungsgeſellſchafter, oder ſonſt, in nähern Verbin⸗ 
dungen geſtanden haben, können ſich dieſer Oblie⸗ 
genheit nicht entzieben. 

9. 95. Iſt demjenigen, welchem dergleichen 


Anzeige zu machen obliegt, das Gericht, wel⸗ 
: chem 


Uun 4 


Wer auf 
Hor 
ung 
Arab 
valve 


v. 


se 
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chem die Bevormundung zukommt, nicht be⸗ 

kannt: ſo iſt es genug, wenn nur die Anzeige ir⸗ 

N gendſeinem am Orte, oder in der Nätze 5 
Michter geschah 

. 26, Weiß auch dieſer nicht, wohin die 

Mosch ‚gehöre: fo muß er von dem Vorfalle 

ſofort an das Obergericht der Provinz berichten. 

F. 97. Verwandte von Minderjährigen, Wahn⸗ 

oder Blödſinnigen, welche, nachdem der Fall zu 

ihrer Wiſſenſchaft gelangt iſt, die ihnen davon 

1 obliegende Anzeige verabſaͤumen, haften den 

1 Pflegebefohnnen Für allen dadurch erlittenen 


Frl chaden. 2 

1 . 98. Der Maͤhere haftet vorzuͤglich vor den 

U Entfernteren und mehrere gleich Nahe haften zu 
gleichen Theilen. 


9. 99. In gleicher Art haften Verwandte, 
welche die Pflicht, fuͤr die Bevormundung eines 
»Wahnſlunigen zu ſorgen , vernachläßlgen, auch 
einem Dritten fuͤr den, nach dieſer Vernachlaͤßi⸗ 

gung, von dem Wahn ſinnigen ihm zugefügten 
Schaden, in fo fern der E deſſelben ber 
haupt ſtatt finder, und den Beſchädigten dazu auf 

andre Art nicht verholfen werden kann. (Th. I. Tit. 
VI. §. 444.0 
100. Verwandte, die entweder weiter, als 
im vierten Grade, mit dem Pflegebefohluen ſtehen, 
oder! die mit ihm nicht an einem Orte leben, haf⸗ 
ten nur alsdann, wenn ſie die Anzeige worſätzlich, 
in der Abſicht die Deüöchnaipuire zu hindern, un⸗ 
terlaſſen haben. 

§. 101. Wenn Minderjährige, wegen Ableben 
des Vaters bevormundet werden ſollenz ſo muß dle 
Mutter die erforderliche Anzeige davon längftens 
binnen Sechs Wochen nach dem W des Mannes 
machen. 1 
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F. 103. Verſäumt ſie dieſes: ſo haftet ſie nicht 
nur voczüglich vor allen Verwandten, wegen des 
den Kindern aus der unterbliebenen Bevormundung 
entſtandenen Schadent; ſondern ſie verliert auch 
allen Anſpruch auf die Vormuadſchaft. 2 

K. 10g. Was Rechtens fey, wenn ein Wittwer, 
oder eine Wutwe, zur fernern Ehe ſchreiten, ohne 
ſich mit den Kindern aus voriger Ehe auseinander 
geſetzt, und zu dem Ende auf Beſtelſung eines Vor⸗ 
mundes oder Curakors für fie angetragen zu haben, 
iſt gehörigen Orts bestimmt. (Tk. J. H. 18. faq. g. 
2013.0) 

„. 404. In Fallen, wo einer verheiratheten Pers 
> fon ein Vormund oder Curator beſtellt werden muß, 
iſt der andere Ehegatte, die erforderliche Anzeige 
zu machen, vorzüglich vor allen Andern ver⸗ 
‚licher, 5 

H. 205, Alle Uebrige, die nach H. 93. 94. zur 
Anzeige verbunden ſind, werden im Unterlaſ⸗ 
ſungsfalle, wegen dieſer Vernachlaͤßigung ihrer 
Amtspflicht, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, und 
nach Verhaͤltniß des daraus entſtandenen Scha⸗ 
dens, mit fiskaliſcher Strafe von Fuͤnf bis Funfzig 
Thalern belegt. 

H. 106. Wenn einer von den zur Anzeige ver⸗ 
*pflichteteit Perſonen dieſelbe wirklich macht: fo be⸗ 
freyt er dadurch die übrigen von aller Vertretung 
wegen des nachher entſtehenden Schadens. 

. 107. Ein jeder Richter, welcher in gehöriger 
Anordnung der Vormundſchaft über feine Pflege⸗ 
befohlnen feine Pflichten verabſoumt, hat jedesmal 
ſiskaliſche Strafe. verwirkt; und haftet uͤberdies 
dem Pflegebefohlnen fuͤr allen Schaden. 

F. 708. Gleiche Verantwortung und Strafe trifft 
den Unterrichter, der von einem in ſelner Jurisdie⸗ 
tion vorgekommenen Falle, dem Obergerich⸗ 

l Uu 5 te/ 


richt giebt. 


Allgemei⸗ 
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te, zu deſſen Beſorgung derſelbe gegött, keine Mach⸗ 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Perſonen, welche das Amt eines 
Vormündes zu übernehmen ſchulvig 

und dazu fähig find, 


$. 100, Kein Bürger des Staats kann ſich ei⸗ 
ner von der Obrigkeit ihm aufgetragenen Bormund⸗ 
ſchaft ohne beſondre und erhebliche Uiſachen 
entziehn⸗ 

. 110. Die Auswahl der Perſonen, welche zu 


Vo möndern oder Ertratoten beſtellt. werden ſollen, 


Gehör zut Beurtheilung desjenigen Richters, wel⸗ 
en die Anordnung der mundſchaft, oder Cu⸗ 
ratel obllent. (9. 86. (e BER 

$. 111. Dieſer iſt berechtigt, Vorſchſöge eines 
zu beit, Uenden Subjeets von den Underwanpten oder 
Zunftolteſten zu erfordern. 8 


F§. 412% Für nfehrere Seſchwiſter. iſt die Be⸗ 
ſtellung eines gemeinſchafilichen Votmunds hin⸗ 
reich / nd. 

% 113. dnnen aber auch mehrere Vormuͤn⸗ 
der einer erägelnen Perſon beſtellt werden, 


anf In degtern, Falle kommt es auf die An⸗ 
ordnung des Richters an: abend wie die Geſchͤͤfte 
unter dit mihtern Vor minder gechellt, oder gemein⸗ 
ſchaftlich von ihren beſongt worden ſollen. 

9. un. Wdebrere Vormünder, die zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Bſoraung der Angelegenheiten des Pfle⸗ 
gebefohlnen verordnet ſind, ſtellen Eine morallſche 
Perſon vor. e 5 

§ 116. Was alſo Einer, oder mehrerer ohne Zu⸗ 
ziehung der ubrigen vornehmen ‚ft für den Pfleger 
befohlaen eben ſo unverbindlich, als wenn es von 
Fremden geſchehen ware. 

§. 117. 
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K. 1 Können die Vormünder ſich uͤber das 
vorzunehmende Geſchaſp nicht vereinigen: ſo entſchei⸗ 
det nicht die Mehrheit der Stimmens ſondern die 
Sache muß dem vorwundſchaftlichen Gerichte zur 


Entſcheidung vorgetragen werden. 


K. rlg. Das Verdallniß folcher Vatmuͤnder (. 
215.) wird nicht geandert, wenn ſie gleich unterein⸗ 
ander in die Beſoraung der verſchiedenen vorkom⸗ 
menden Geſchäſte fuh-theileu: 

$. 119. Hat der Richter die efchäfte unter meh⸗ 
rere Vormünder getheiltz fo. üb keiner von ihnen 
zu einer Mitverwaltung bey den Geſchaften des an⸗ 
dern befugt 58 ſchuldig⸗ 

$. 120. Derjenige, welchem keine Bbeifnehmung 
an der wülichen Verwaltung der Vormund ſchaft, 


sfondern blos die Aufjiches über die verwaltenden 


Vormuͤnder angewieſen worden, wird Ebrenvor⸗ 
mund genannt. 

g. 121. Mehrere Vormünder, unter welche die 
Verwaltung von dem Richter gethel den, ſte⸗ 
ben gegen einander in dem Verhaleniſſe als Ehren⸗ 
vormunder. 

§. 122. Es fait olſo einem jeden ſelchen Vor⸗ 
munde die Pflicht, uͤber das Betragen der andern 
zu wachen, und wenn er etwas Verdächtiges 
wohrnimmt, davon Anzeige zu thun, gleich bey 
ſeiner Beſtelung beſonders bekannt gemacht 
werden. 

K.iag. Was vorſtehend (H. 115 122. von meh⸗ 
rern Vormuͤndern verordnet iſt, güt auch von me 
rern Curatoren, welche den Pflegebefohlnen zu ei⸗ 


nerley Art von Geſchöften, Angelegenheiten, oder 


Vermögen zugeordnet ſind. 

. 124. Hingegen ſtehen mehrere Curatores, die 
in Anſehung verſchiedener Angelegenheiten oder Ver⸗ 
mögensverwaltungen beſtellt worden, untereinander 
in keiner Verbindung. 

$. 125. 


Don der 
Defiellung 
eines Bor 
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F. 12. Vormüͤnder ſollen ohne Noth von dem 
Richter nicht bloß auf eine getolſſe beſtimmte Zeit 


munds auf beſtellt werden. 


ader von 
einer 


§. 126. Hat aber der Vater verordnet, daß 


wo 
willen Zeit. ein von ihm ernannter Vormund nur bis zu einer 


erfor, 
die jun 
Bebernehr 
mung von 
Pr 
schalten 
Base 
labs 
2) in A 
Tebuug 
A 


r 


gewiſſen Zeit oder Begebenheit die Vormund⸗ 
ſchaft führen folle: ſo kann der Richter nur aus er⸗ 
beblichen, zum offenbaren Beſten der Penebefohl: 
nen zureichenden Gruͤnden, von dieſer Vorſchrift 
abgehen. 

$. 127. Ein Gleiches gilt, wenn der Vater ver⸗ 
ordnet hat, daß die von ihm ernannte Perſon nur 
von einem gewiſſen Erfolge oder Zeltpunkte an, 
die Vormundſchaft führen folle: 

g. 128. Was hier (F125. 127) von der Ver⸗ 
ordnung des Vaters beſſimmt iſt, gilt auch von 
jedem, welcher den Pflegebefohlnen etwas zuwen⸗ 
det, und bey Ernennung eines Curators darüber, 
dergleichen Einſchränkungen befugt. 

$ 129. Oer Richter darf nur ſolche Perſonen 
zu Vormuͤͤndern auswählen, bey welchen wie: erfor 
derlichen Eigenſchaften, daß fie das Beſte der Pfle⸗ 
gebefohlnen gehörig beſorgen konnen und wollen, mit 
Grunde vorauszuſetzen find: 

H. 130. Wer feiner eigenen Sache vorzuſtehen 
nicht fähig iſt, der kann auch einem Andern nie⸗ 
mals, und unter keinerley Umſtaͤnden, zum Vor⸗ 
munde oder Curator beſtellt werden. 

9.131. Minderjährige find aus geſchloſſen, wenn 
ſie gleich in ihren eigenen Angelegenheiten für groß⸗ 
jährig erklört worden. 

§. 132. Auch wenn ſie von dem Vater der 
Pflegebefohlnen zu Vormündern ernannt worden, 
können ſie doch erſr nach erlangter Gir ſͤͤhrigkrit 
zur wirklichen Führung der Vormundſchaft ge aſſen 
“werden? * 


9.733. 
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F. 133. Geoßzätzrige, die aber noch unter eiter 
licher Gewalt ſtehen, können nur mit Einwilligung 
des Vaters Vocmundſchaften abernehmen.“ 

$: 134 Die in einem Kloſter ein wirkliches Or⸗ 
densgeliſbde abgelegt haben, konnen nicht oem 
der oder Curatores ſeyn. 

9135, leute, die wegen grobe erbrechen verur⸗ 
theilt worden, oder die bekanntlich rin ruchloſes und: 
ſchandlichts leben führem, find zu jeder QVormund 
ſchaft oder Curatel unfähig 

H. 136. Auch demjenigen, welche wegen Antkeue 
oder grober Fabrlößtakett einer Vormundſchaft enter 
ſetzt . — darf keine andere Rah Abeſrragen 
werden. 

$ 137. Ebriſten nn fuͤr Perfonen, die fei- 9 in An, 
ner der chriſtlichen Religionsparteven zugetlhan ſind, F 
und dieſe für jene, zu Vormandern nicht ec mu ds 
werden. len! 

138. Wohl aber iſt die Beſtellung ſolcher ver⸗ 7 
ſchirdeuer Glaubensgenoſſen zu Eurgtoren, in ein- 
zelnen bloß das Vermögen betkeffenden Angelegen⸗ 
beiten zulußig. 

$. 139. Stiefvater find in ber: Regel nicht, wohl 
aber in beſondern Fallen, wo nach eichterlichem Er⸗ 
meſſen ein erheblicher Boecheil. für die Pflegchefohle 
nen davon zu erwarten iſt, ihren Grieftindern zu 
Vormündern zu beſtellen. 

$. 140. Ehemänner konnen die Vormundſchaft 
ihrer noch nücht voljäßtigen Ehefrauen nut alsdann 
übernehmen, wenn der Fall der Bevormundung etſt 
nach vollzogener Heirgth eintritt, und das Vermoͤ⸗ 
gen der Frau ſicher geſtelft it. 

. 14 r. Wen der Vater der Wösesefoike 
nen von Pührnag der Vormundſchaft übe feine 

inder allsdruͤcklich ausgeſchleſſen hat, der 
1 7 2 7 wen dem Richter dazu nicht 1 J 

erden. N 


6.142 


f 
j 
. 


— — 


1046 Zweyter Theil. Achtzehnter Ditel. 


H. Taal! Auch ſteht jedem Andern / welcher dem 
Paegebefohluen mehr, als einen ithnen ſchuldigen 
Pflichcttheil hinterlaͤßt) das Macht zu, gewiſſe Perſo⸗ 
nen zu beſtümmen, die von der vormundſchaftlichen 
Verwaltung, ſolcher Zupendungen ausgeſchloſſen 
ſeyn ſollen. . 1 

F. rage Frautensperſonen, die leibliche Mutter, 
und die Großmutter der Pflegebefohlnen allein aus: 
genonunen, darf der Richter Bor munpſchaften oder 
Eucatelen nicht auftragen Sen 

F. 14%, Perſonen; welche mit den Pflegebefohls 
nen, oder deren Aeltern /in öffentlicher Feindschaft 
gelebt haben zu vder noch leben, koͤnnen von; dem 
Richter zu Bormündern oder Curatoren der erſtern 
nicht gewätzt werden. 1 2 

K ugs, hlrichtlüche Anſchuldigungen grober 
Verbrechen zu veruͤbte Thätlichkeiten geben; das fer 
ben oder die Geſundheit; ehrenrüheige Schmätzun⸗ 
gen; und Prrzeſſe uber einen belrächllichen Theil 
des Vermögens, begründen die rechtliche Vermu⸗ 
thung einer ſolchen Feindschaft. 5 

$. 146. Sind dergleichen Zwiſtigkeiten ſchon vor 
mehrern Jahten vorgefallen: fo hangt es vom rich⸗ 
terlichen Ermeſſen ab: in wie fern nach den Umſtan⸗ 
den angenommen werden konne, daß die feindſe⸗ 
ligen Geſinnungen durch eingetretene Wiederaus⸗ 
ſöhnung, oder durch den Zeitverlauf gehoben 
worden. 2 

F. 147. Gläubiger und Schuldner der Pflege⸗ 
befohlnen, und überhaupt alle dieſenigen, deren 
Recht mit dem Rechte oder Intereſſe der Pflege⸗ 
befohfnen in Widerſpruch ſtehen, kann der Richter 
zu Vormündern nicht wählen, fo lange uͤber die 
Richtigkeit der gegenſeiigen Anſpruͤche noch einiger; 
Zweifel vorhanden iſt. per: 

K. 148. Entſtehen dergleichen “Broelfeh erſt 
nach uͤbernommener Vormundſchaft? jo muß 

dem 


E 
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den Pflegebefoblnen, ſur Berichtigung einer fols 
besonder Eirarer ag 


749: 

meldet an fchnliguide und: fällige Sthuld! 
nicht brgablen kann ner will? darf ahn won dem! 
he um Worminde nicht bestellt twerten⸗ 2 

g. 150. Kein Rich er fall, ohne beſenners e ere 
beblichenduchache, jemaden aus eiter andern Ju⸗ 
risductipn feinen Vernes bm Verwende 
ee 2 

. 451 Se leben fin enn der 
fremde: Herichtsgeſeſſene mit bern priegebefopinem: 


durch Verwandſchafc / ander gemeinſfatült s Jutereſſeß 3 


in näherer VBerbindungefiehti) tm en hire 
F. 282, Oder wan es dem vormundſchaftlichen 
Gerichte an tauglichen — n feiner Aged 
Tune dirticn eemen gü. Fr 
„ Hong, In holen vu es Bache an 
Königlichen Tandem, auf gebührendes Anſuchen, 
feiner Gerichts geſeſſenen zur Urbeenrmung der 
Votmundſchaften auch unter Tat Wurithittie⸗ 
nent anhalten; sa 
Einf 
af 3 Nee 
ten und Anares 


en 5 in allen 
ſich add en Geſchaf⸗ 
dem vormunbfeg: jet Sen. 


Penig dſchaften duferbaſb landes 
darf niemand, ben Vermeidung eile nach den Um⸗ 
ſtaͤnden zu, beſtimmenden fiskallſchen, Selofirafe, 


ohne, Wotwiſſen und Genehmigung ſetnes in andi⸗ 


ſchen prpentlihen Richters übernehmen. 

„. 186. Fremde, die in Königlichen (anden 
keinen abe be Garichtsſtand haben, d nen 
inlandiſchen Pflegebefoy nen nur aus öbe migr 
genden Gründen des Beſiens derſelden, und nım 

unter 
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unter Genehmigung des Juſtizdepartements ur: 
Vormuͤnderm bestellt werden. nis n. l . 
H. 15). Auch muͤſſen dergleichen Wotmunder 
5 ſich, in allen die Urrmundſchaft betreffenden Ange⸗ 
legenheiten, der Jutiediction des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts aue drucklich unterwerfen, und die 
Einwilligung ihres eignen rene ame in. 
eg beybringen. 
1» Koͤnigliche und Peimjliche — 
** Dächer und Beamte, Verwalter und Empfänger: 
Koͤniglicher, Prinzlicher, oder andrer Öffentlicher, 
„ ingleichen der den prlvilegirten Corporationen und 
milden Stiftungen zugeboriget Güter, Gelder und 
4 Einkuͤnfte, konnen ohne ausdruͤckliche Einwilligung 
der Behoͤrde, welcher ſie wegen ſolcher Pacht oder 
Verwaltung untergeben ſind, zu Vormändern nicht 
bestellt werden: 

§. 159, Die Erlaubniß. soll nur alsdann von 
dem vormundſchaftlichen Gerichte angenommen 
| werden, wenn mit der Vormundſchaft gar keine 
| Vermögensadminiſtration verknüpft iſt; oder wenn 
für dieſe eine beſondere, hinſaͤngliche, und von aller 

Verhaftung für die Pacht oder die Caſſe ve Cau⸗ 
N tion geleiſtet werden kann. 

§. 160. Militairverſonen durfen ohne Conſens; 
ihres Chefs oder Commandeurs feine Votmund⸗ 
ſchaft übernehmen. 

F. 161. Civilbediente koͤnnen ohne Wottiſſen 
und Genehmigung ibter unmittelbaren Aintsvorge⸗ 
feßten zu -Vormänder nicht beſtellt werden. 

H. 162. Für Näthe e 
die Erlaubuiß des dem Eollegio vorgeſetten Depar⸗ 
tements; far Dirigenten und Burgemeiſter in den 
\ Stäbren aber muß ſelbige bey dem kandescollegio, 
} dem fie wegen ihres Amts untetgeben jinr e 
| ſucht werden. 5 
RT 


H. 163. 
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9.163. Curatelen zu einzelnen Handlungen 
und Gefchäften , womit keine Vermoͤgensadmini⸗ 
ſtrotion verbunden iſt, konnen die benannten 
Perſonen auch ohne beſondre Erlaubniß über: 
nehmen. 


F. 164. Wer nach vorſtehenden Geundſagzen Kat zer 
zu Uiebernehmung einer Vormundſchaft, entweder Parsenn, 
durchaus, oder unter gewiſſen Umftänden und pe! eh 
Verhäleniffen unfähig iſt, muß, wenn er dennoch mundihnft 
dazu aufgefordert wird, dem Richter den Grund 10 


feiner Unfähigkeit anzeigen. 


$. 165. Iſt er zum Vormunde wirklich beſtellt ken ae 


worden: jo muß ihm der Richter, fobald ſeine Un⸗ 
fahigkeit zu deſſen Kenntniß gelangt, die Vor⸗ 
mundſchaft fofort wieder abnehmen; und er muß 
alle dafür gezogne Vortheile oder Belohnungen zu⸗ 
ruͤckgeben. 

$: 166. Hat er feine Unfähigkeit, auf aus⸗ 
druͤckliches Befragen des Richters, oder ſonſt, 
vorſätzlich und gefliſſentlich verſchwiegen: fo haftet 
er dem Pflegebefohlnen für jedes, auch das geringe 
fie Verſehen. 

$. 167. Außerdem wird derjenige, welcher 
fein Verhaͤltniß als Gläubiger des Pflegebefohl⸗ 
nen dem Richter aus Gefährde verteimlicht, ſei⸗ 
ner Forderung zum Beſten des Pflegebefohlnen 
verluſtig. 

§. 168. Der Schuldner des Pfſegebefohlnen 
verliert in gleichem Falle feine Einwendungen, und 
muß eine der richtigen Forderung gleiche Summe 
als fiskaliſche Strafe entrichten. 

„ 169. Wenn nicht erhellet, daß ein ſolches 
Verhoͤltuiß vorfäglich und aus Geführde verſchwie⸗ 
gen worden: fo findet nur willkuͤhrliche Strafe bis 
zum zehnten Theile der Forverung ſtatt. 

. 170. Der Richter, welcher eine nach die⸗ 
fen Grundfüßen unfähige Perſon, wiſſentlich, oder 
Algen, Geſelb. . Band. Xxx aus 


gaben 
a 
Raten 
Bernie, 
125 


oder iu. 
einen Der 
ftamente 
befiskte, 
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aus grobem Verſehen, zum Vormunde beſtellt, muß 
fuͤr allen den Pflegebefohlnen daraus entſtehenden 
Schaden ſelbſt haften, 

H. 171, Wer dem Gerichte einen Unfähigen wiſ⸗ 
ſentlich zum Votmunde vorſchlaͤgt, der haftet «für 
denfelben als Bürge. 

H. 172. Bey der Auswahl des zu beſtellenden 
Vormundes muß der Richter auf diejenigen, welche 
von dem Vater derjenigen Pflegebefohlnen dazu ers 
anne) worden, votzuͤglich Nuͤck ſicht nehmen. 

$. 173. Der vom Vater ernannte Vormund hat 
die Wehen ung des geſammten Vermoͤgens der 
Pflegebefoolnen; es mag daſſelbe von dem Vater, 
ober auch von einem Andern herruͤhren. 

F. 17. Von einem Vormunde, welchen die 

Mutter für ihre noch nicht bevormundete Kinder 
ernannt hat, gilt eben das, was von einem. fol 
chen, den der Vater ausgewählt hat, verord⸗ 
net iſt. 
F. 155. Auch kann ein jeder, welcher den 
easbeiohinen elwas, es ſey unter lebendigen, 
oder von Todes wegen, zuwendet, denſelben, 
wenn ſie gleich ſchon bevormundet ſind, einen 
beſondern Curator zu deſſen Verwaltung ers 
nennen. 

§. 176, Die Ernennung eines ſolchen Vormun⸗ 
des oder Eurators ($. 173 175.) kann durch eine 
Erklärung unter lebendigen, oder auch durch eine 
letzuwillige Verordnung geſchehen. 

§. 1797. In bevden Fällen bedarf es keiner 
Feyerlichkeit; ſondern es iſt genug, wenn nur 
die Willensmeinung des Ernennenden dem Rich⸗ 
ter mit hinlänglicher Gewißheit bekannt gewor⸗ 
den iſt. 

F. 158. Ii die Ernennung des Vormundes nach 
Art eines Vertrags mit dem dazu ausgewählten 
Subjecte geſchehen, ſo kann dennoch der Ernen⸗ 

nende 
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nende einen ſolchen Vertrag auch einſeltig wider⸗ 
rufen. 

$. 179: Dagegen darf der Richter Pi 
welche von dem Erblaſſer zur Vormundſch eat“ bes 
rufen worden, blos um deswillen, weil ſie von 
einer verſchledenen Religton, einer andern Ge⸗ 
richtsbarkeit unterworfen, oder Gläubiger oder 
Schuldner der Pffegebefohlnen ſind, von der 
Vormundschaft nicht ausſchließen, ($ 137. 147. 
150. faq. 

158 9 Ausmakme bitten findet fat, 
wenn aus den Ulmſtänden erhefler, daß dieſe Ber⸗ 
haͤltniſſe eines ſoſchen Subjekts dem Ecblaſfet zur 
Zeit der Ernennung unbekannt geweſes € 

d. 181.5 Frauenspecſonen, eibliche Mutter 
und Großmutter des Pflegebefohlnen allein ausge⸗ 
nommen, können auch von einem Erblaffer ſo we⸗ 
nig, als von dem Richter, zu Vormündern erngnnt 
werden. a 

H. 182. Hat der Erblaſſer jemanden, wit wel⸗ 
chem er vorhin, in Feindſchaft gelebt, zum Vor⸗ 
munde gewählt, ‘fo beweiſt dieſes eine erfolgte Ver? 
Fonung, 

5. 183. Hat der Ertloſſer den Ehemann der 
Pflegebeſoblnen zu ihrem Vormunde ernannt; ſo 
kann derſelde nicht ausgeſchloſſen werden, wenn er 
gleich die $. 140. vorgeſchriedene Sicherheit zu Be 
ſtellen nicht vermochte. 7 

. 184. Doch iſt in allen Fällen der Richter 
befugt, die von dem Erblaſſer ernanagte Perfon 
zu üͤbergehn, ſobald er bey, gewiſſengoter Prü⸗ 
fung findet, daß die Beſtellung derſelben dern 
Pflegebefohlnen nachtheiltg oder gefaͤhrlich ſeyn 
könnte. 1 5 
F. 185. Bey dieſer Prüfung muß beſonders anf 
Einwendungen, welche die Mutter noch uners 
zogner Pflegebefohlnen gegen das von dem Gebe 

xx a laſſer 
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laſſer ernannte Subjekt zu machen hat, Ruͤckſicht 
genommen werden. 

„Mütter; F. 186. In Ermangelung eines vom Vater er⸗ 
nannten Vormundes, muß der Richter auf die 
Mutter, wenn fie zur Uebernehmung der Vormund⸗ 
ſchaft fähig, und dazu willig iſt, vorzuͤglich Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen. 

F. 187. Es findet jedoch daben eben das ftatt, 
was wegen eines vom Vater ernannten Vormundes 
verordnet iſt. (F. 184.) 

188. Auch kann eine Mutter, die zu einer an⸗ 
derweitigen Ehe ſchreitet, die Vormundſchaft uͤber 
ihre Kinder aus voriger Ehe nicht behalten. 

F. 189. An dieſer geſetzlichen Verordnung kann 
ſelbſt der Vater der Pflegebefohlnen durch ſeine 
Willenserklaͤrung, ſo wenig unter lebendigen, als 
von Todeswegen, etwas aͤndern. 

. $. 190. Auch nach getrennter ferneren Ehe kann 
die Mutter die Vormundſchaft über die Kinder aus 
einer vorigen Ehe nicht wieder übernehmen , fo: 
bald aus der ſpätern Verbindung Kinder vorhan⸗ 
den ſind. 

§. 191. Sind aber aus der andern wieder ge⸗ 
trennten Ehe keine Kinder vorhanden: ſo haͤngt es 
lediglich von richterlichem Ermeſſen ab: der Mut 
ter die Vormundſchaft der Kinder aus voriger Ehe 
anderweitig zu uͤbertragen. 

3) Ver; H. 192. In Ermangelung der Mutter, muß der 

wandte; Richter die Votmundſchaft den Blutsverwandten 
der Pflegebefohlnen vorzuͤglich Übertragen, 

F. 193. Doch kann ſich kein Verwandter dem 
Richter zum Vormunde über Pflegebefohlne aus 
ſeiner Familie aufdringen. 

9. 194. Auch iſt der Richter bey der Auswahl 
unter den Verwandten an die Nahe des Grades 
nicht gebunden. 


9. 195. 
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F. 198. Selbſt alsdann, wenn von der Curatel 
für einen Abweſenden die Rede iſt, bleibt es der 
pflichtmäßigen Beurtheilung des Richters uͤberlaf. 
fen: ob und welchen Verwandten er dazu beſtellen 
wolle. 

$. 196. Kinder können ihren Aeltern nur, wenn 
dieſelben wegen Wahn: oder Bloͤdſinnes; nicht aber, 
wenn fie wegen Verſchwendung unter Vormund⸗ 
ſchaft genommen werden müſſen, zu Vormuͤndern 
beſtellt werden. 

§. 197. Unehelichen Kindern find in der Regel 
Fremde, welche zur Familie der Aeltern nicht ges 
bören, zu Vormäͤndern zuzuordnen. 

9. 198. Doch iſt dem Richter unbenommen, auch 
Verwandten der Aeltern ſolcher Kinder, wenn ſie es 
verlangen, und der Vortheil der Plegebefoplnen 
dadurch befördert werden kann, zu Vormuͤndern 
über fie zu beſtellen. 

5. 199. Nächſt den Verwandten find die Mit⸗ H Zunft: 
glieder der Zünfte und Junungen, die Vormund⸗ Srofen, 
ſchaften uͤber ihre Zunftgenoſſen, oder deren 
binterlaſſene Kinder, zu ubernehmen vorzüglich 
verpflichtet. 

F. 200. Perfonen, welche durch Ernennung des Was Rech⸗ 
Erbloſſers, oder durch Bamilienvsrträge zur Füß: Kny ame 
rung einer Vormundſchaft vorzüglich verpflichtet zur Bor 
und berechtigt find, konnen, wenn ſie von dem Mic): cad berur 
ter uͤbergangen worden, auf rechtliches Gehoͤr und ka debe 
Erkenntniß, nach näherer Vorſchrift der Prozeß⸗ f 
ordnung en 

F. 201. ee dieſe Befugniß kommt auch der 
Mutter, und den zur Vormundſchaft berufenen 
Verwandten zu, wenn der Richter, mit deren Ue⸗ 
bergehung, einen Fremden dazu verordnet hat. 

$. 202. Ein jeder, welcher die Uebernehmung 
einer von der Obrigkeit ihm aufgetragenen Vor⸗ 
mundſchaft oder Curatel ohne erhebliche und ge- 
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gruͤndete Urſache verweigert, muß dozu durch Geld⸗ 
ſtrafe, nach Verhaͤltnuß feiner Vetmoͤgensumſtande, 
von a im Michter angehalten werden. 

Sährt, er geſckmößige „ Encfehulbis 
urſachen an: fo iſt ihm darüber rechtliches 
Wa Vorſcheift der Prozeßerdnung zu ges 


„ Werden aber dieſe Entſchuldigungsur⸗ 
en; und iſt duch den daraus in der 
fenhalt dem Pfle⸗ 
zugefügt worden: ſo muß 
en. 
§. 205. Kann der Weigernde auch durch mäßige 
strafen zur Uebernehmung der ohne rechtlichen 
und abgelehnten Vormundſchaft nicht vermocht 
werden: ſo iſt zwar den Pflegebefohlnen ein andrer 
Vormund zu beſtellen; 

$. 206. Der Richter iſt aber alsdann befugt, 
dieſem ein Honorarium aus dem Vermögen des 
Weſgernden auszusetzen, und auf deſſen Grund⸗ 
ſtüͤcke eine Caution für Ka neuen Vormund eintra⸗ 
gen zu laſſen. 

$. 207. Auch ohne en haftet der ungebüͤhr⸗ 
lich ſich Weigernde, für den an feiner Statt beftell- 
ten Vormund, als Bürge. 


Arber, . 208. Vermoͤge eines beſondern Privilegii 
Aae, knnen zue llebernehmung von Vormundschaften 
urn eher nicht geitoungen werden: 
scha ach 1) Alle in wirklichen Koͤniglichen Militairdien⸗ 
entſchüldl. ſten ſtehende Perſonen; 
den aen. 5) Mäche, die in Königlichen Colleglis Sit und 
Stimme haben; 
3) Ditizenten und Burgemeiſter in den Staͤdtenz 
4) Königliche Domainenpaͤchter und Beamte; 
5) Wirkliche Verwalter Königlicher oder ande⸗ 


rer Öffentlicher nicht unberrächtlicher 00 0 
7 6 
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6) Die in öffentlichen Angelegenheiten auſſer 
landes abweſend ſind; oder ſolchergeſtalt vers 
ſchickt zu werden in Begriff ſtehen; oder noch. 
nicht uber Ein Jatze von dergleichen Verſen⸗ 
dung zuruͤckgekom men finds ? 

7) Alle, die das Sechszigſte Jahr ihres Alters 
uͤberſchritren haben. 

H. 209. Eine gleiche Befreyung kommt denen 
zu gute, die durch anhaltende Krankheitszufölle 
dergeſtalt geſchwächt find, daß ihnen die eigene ges 
hörtge Beſorgung ber aufgetragenen Vormunbſchaft 
dadurch unmoglich wird. 

$. 210. Ferner denjenigen, welche fünf oder 
mehr aus einer Ehe zur Rechten oder linken Hand 
erzeugte, und noch, unter ihrer Gewalt ſtehende, 
oder unverſorgt in ihrem Hauſe lebende Kinder 
haben. 

g. 211. Sohne, die in Königlichen Mifitair⸗ 
dienſten ſtehen, oder darin ihr feben vor dem eins 
de verloren baben, muͤſſen zum Beſten des einer 
Vormundſchaft ſich weigernden Vaters allemal mit⸗ 
gezahlt werden. 

F. 213. Wer ſchon zwe wirkliche mit Vermö⸗ 
gensadminiſtrationen verknüpfte, oder zwar nut Eine, 
aber mit ſehr vielen und wichtigen Geſchaͤften ver⸗ 
bundene Vormundſchaft ber ſich hat, kana mehrere 
zu übernehmen, wider ſeinen Willen nicht gezwun⸗ 
gen werden. N 

F. arg. Ordentliche Sehrer bey Schulen, Gym⸗ 
naſien, und Uniberſitäten, ingleichen Geistliche, 
mit deren Amte eine Stelſorge verknüpft iſt, kon 
nen nur über Kinder ihrer Verwandten und Ants⸗ 
genoſſen Vormundſchaften zu ubernehmen angehal⸗ 
ten werden. 

F. 213. Hat eine von vorſtehenden privilegite 
ten Perſonen, des fur ſich habenden Privilegii 
Xxx 4 un⸗ 
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ungeachtet, zur Uebernehmung einer Vormundſchaft 
ſich ſchriftlich verbunden: fo kaun ſie daſſelbe zu 
N | ihrer Entſchuldigung nicht weiter vorfchüßen, 
| $. 215. Vielmehr find diejenigen unter ihnen, 
1 welche zur Uebernehmung einer Vormundſchaft der 
1 beſondern Erlaubniß ihrer Vorgeſetzten nach $. 158. 
fgq. bedürfen, dieſe Erlaubniß nachzuſuchen, und 
nach deren Erhaltung die Vormundſchaft wirklich 
anzutreten verbunden. 

F. 216. Die Befuanif, von einer durch den 
Richter aufgetragenen Vormundſchaft ſich zu ent⸗ 
ſchuldigen, kommt auch denjenigen zu ſtatten, wel; 
chen der Erblaſſer der Pflegebefohlnen zum Vor⸗ 
munde ernannt hat. 

$. 217. Ueberhaupt iſt ein jeder, welcher ſich in 
Umſtaͤnden befindet, um dererwillen er einer gewiſ⸗ 
fen ihm angetragenen Vormundſchaft gehörig vor⸗ 
zuſtehen ſich nicht getrauet, befugt und ſchuldig, 
dieſe Umftande dem Richter zur naͤhern Beurthel⸗ 
lung anzuzeigen. 

$, 218. Wenn einer im Teſtamente zum Vor⸗ 
munde beſtellten Perſon ein legat hinterlaſſen wor⸗ 
den; fo gilt die Vermuthung, daß ihr felbiges in 
Ruͤckſicht der zu uͤbernehmenden Vormundſchaft 
ausgeſetzt ſey. 

$. 219. Kann oder will ein ſolcher Legatarius 
ſich der Vormundſchaft nicht unterziehn: fo verliert 
er das in dieſer Ruͤckſicht ihm zugedachte Ver⸗ 
maͤchtniß. 


Vierter Ab ſchnitt. 
Von Verpflichtung und Beftärigung der 
Vormänder, 
Lerch F. 220. Der vom Richter gewählte oder geneh⸗ 
dae migte Vormund muß zu feinem Amte mittelſt 
munds. Handſchlags, an Eidesſtatt, verpflichtet en 
$. 221. 
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K. 221. Vor der Verpflichtung iſt derſelbe an 
ſeine Obliegenheiten zu erinnern, oder es find 
ihm dieſelben, wo es noͤthig iſt, wenigſtens im 
Allgemeinen, bekannt zu machen und zu ers 
klären. 

K. 222. Hiernächft muß der Vormund mit einer Beſaluns. 
ſchrifrlichen Beſtallung verſehen werden. 1 

9.223. In diefer Beſtallung muͤſſen die Urſachen 
der veranlaßten Vormundſchaft; der Name des 
Pflegebefohlnenz wenn derſelbe noch minderjäßrig 
iſt, ſein Alter nach dem beygebrachten Taufſcheine; 
die Hauptobliegenheiten des vormundſchaftlichen 
Amts; und die dem Vormunde bey deſſen Führung 
etwa gemachten beſondern Einſchraͤnkungen, aus⸗ 
gedruckt ſeyn. 7 

F. 224. Auch muß der Richter in Fällen, wo es 
einer Caution bedarf, für die Berichtigung derſel⸗ 
ben vor, oder doch bald moͤglichſt nach ausgeant⸗ 
worteter Beſtallung, von Amts wegen ſorgen. (§. 
424. ſad.) 

5 Br Erſt durch die Beſtallung erhält der Vor⸗ 
mund das Recht und die Pflicht zur Ausübung ſei⸗ 
nes Amts. 

F. 226. Doch iſt auch ſchon ein ernannter, ob⸗ 
gleich noch nicht foͤrmlich beſtellter Vormund, Ans 
gelegenheiten der Pflegebefohlnen, bey welchen Ger 
fahr im Verzuge ſeyn konnte, zu beſorgen ſchuldig 
und berechtigt. 5 

§. 227. Wer ohne richterlichen Auftrag gewiſe Bon Yer, 
fen Angelegenheiten der Pflegebefohlnen ſich unter Toner, die 


Au, hu lich 
zieht, der übernimmt bloß in Anſehung dieſer An⸗ Sachs 
gelegenheiten die Pflichten eines Vormunds. 8 55 


228. Er muß aber dem Richter fofort Anzeige Kaaftlide 
machen; und wenn der Pflegebefohlne noch nicht be: Mlichten 
vormundet iſt, auf Beſtaͤtigung zum vormundſchaft⸗ men. 
lichen Amte; oder auf Beſtellung eines andern Vor⸗ 
munds antragen. 


Err 5 9. 229. 
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„ F. ang. Umerläßt er die Anzeige; ſo haftet er 
fuͤr allen Schaden, welchen die Pflegebefohlnen bey 
dem von ihm angefangenen Geſchafte, und was da⸗ 
mit in Verbindung steht, durch den Mangel der 
vormundſchaftlichen Aufficht leiden. 

F. 230. Gehoͤrt er unter dieſenigen, welche 
nach $. go.tgg. auf Bevormundung anzutragen 
verpflichtet ſind: fo haftet er, bey unterlaſſener 
Anzeise, auch für den übrigen, aus Mangel der 
Bevormundung, den Pflegebefohlnen erwachſenden 
Nachtheil. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Bor 
muͤnder überhaupt, 


$ 231. Die Pflichten und Befugniſſe der Vor⸗ 
muͤnder haben ſowohl die Perfon, als die Rechte 
und das Vermögen ihrer Pflegebefohluen, zum Ge⸗ 
genſtande. 

. 233. Die Sorge derſelben für die Perſon 
muß ſowohl auf das körperliche, als auf das mora⸗ 
liſche Wohl der Pfegebefohlnen gerichtet ſeyn. 

F. 233. Die Sorge für das Vermoͤgen erſtreckt 
ſich auf die Sicherſtellung und Erhaltung, auf bie 
ordentliche wirthſchaftiiche Adminiſtration, und auf 
die Verbeſſerung deſſelben. 

F. 234. Die Sorge für das Vermoͤgen muß je⸗ 
doch, bey eintretender Collifiom, der Sorge für das 
kuͤnftige Wohl der Perſon nachſteh n. 

H. 435. In allen dieſen Beziehungen find die 
Wormuͤnder als Bevollmächtigte des Staats ans 
zuſehen. 

F. 236. Sie find alſo ſchuldig, ſich bey Führung 
ihres Amts nach den Vorſchriften der Geſetze, und 
855 beſondern Auweiſungen des vormundſchaftlichen 

Gerichte, forgfältig zu achten. 


9. 237. 
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5. 237 Das Gericht iſt, fie dabey zu dirigiren, 

und unter beſtaͤndiger Auffiche zu halten, befugt 
und verpflichtet. 
238. So oft in Anſehung der Perſon oder 
des Vermögens der Pflegebefohlnen eine erhebliche 
Veränderung vorgenommen werden ſoll, muͤſſen die 
Vormaͤnder dem Gerichte davon Anzeige machen, 
und deſſen Genehmigung oder nahere Anweisung 
einholen. 

§. 239. Vornehmlich aber muß dieſes alsdann 
geſchehen, wenn von einer Handlung oder einem 
Vorfalle die Rede iſt, woraus bedenkliche oder ger 
fährlihe Folgen fuͤr den Pflegebefohlnen, entſtegen 
könnten. 


$. 240. In Beziehung auf die Pflegebefohlnen, Vn pole, 
vertteten die Vormünder zunschſt die Stelle ber gal den 
Aeſtern. 

Fag. Der Pfeegebefehlne it’alfo feinem Bor, pe, 
munde Ehrerbietung, Gehorſam, und Folgſamkeit fobien. 
ſchuldig. 

§. 242. Der Vormund kann ſich aber auch uͤber 
die Perſon ſeines Pflegebefohlnen keiner mehrern 
Befugniſſe anmaßen, als die Geſetze einem Vater 
uͤber die noch unter ſeiner Gewalt ſtehenden Kinder 
beylegen. 

$. 243. Glaubt der Pflegebefohlne, daß der 
Vormund bey Ausübung der Rechte über ſeine Per⸗ 
fon die Schranken uͤberſchreite, oder etwas vorneh⸗ 
me, welches feinem Beſten zuwider ſey; fo iſt er 
befugt, dem vormundſchaftlichen Gerichte davon 
Anzeige zu machen. 

F. 24, Ein Pflegebefohlner, welcher das Acht⸗ 
zehnte Jahr zuruͤckgelegt bat, kann verlangen, 
daß der Vormund ihm von erheblichen Vorfal⸗ 
len, welche die Subſtanz feines Vermögens, oder 
Hauptveraͤnderungen in deſſen Verwaltung Er 

en, 
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fen, unterrichte, und ſeine Meynung daruͤber ver⸗ 
nehmen. 

F. 245. Der Vormund iſt jedoch an dieſe Mey⸗ 
nung des Pflegebefohlnen nicht gebunden. 

§. 246. Hat der Vormund die Meynung des 
Pflegebefohlnen nicht eingezogen, oder darauf keine 
Mäckſicht genommen: ſo ſtett letzterem frey, wo er 
glaubt, daß feinem Beſten zuwider gehandelt wer: 
de, dem vormundſchaftlichen Gerichte davon An⸗ 
zeige zu machen. 

$. 247. Der Pflegbefohlne kann ſich, ohne 
Zuthun des Vormundes, einem Dritten nicht ver⸗ 
pflichten. 

$ 248. Weigert ſich der Vormund, in eine 
Handlung zu willigen, die der Pflegebefohlne für 
ſich zuträglich Halt: fo kann Letzterer bey dem 
vormundſchaftlichen Gerichte auf mähere Prü⸗ 
fung, und auf Ergänzung dieſer Beyſtimmung 
antragen. 

H. 249. Von Verträgen der Pflegebefohlnen, 
von letztwilligen Verordnungen derſeſben, von 
Schadenszufuüͤgungen, und von ihren Heirathen, 
find die nöthigen Beſtimmungen gehörigen Orts 
vorgeſchtieben. (Th. I. Tit. V. H. 10. (gg. Dit. VI. 
F. 47. Dit. XII. H. 16. [ag. Ob. II. Tit. I. $. 49. ag) 

$. 280. Aus Handlungen, welche der Vormund 
für ſich allein, ohne den Beytritt des Pflegebefohl⸗ 
nen, unternimmt, entſtehen für letztern, gegen eis 
nen Dritten, Rechte und Pflichten nur in ſo fern, 
als der Vormund ausdrücklich in dieſer Eigenſchaft 
die Handlung vollzogen, oder den Vertrag geſchloſ⸗ 
ſen hat. 

$ 251. Hat jedoch der Vormund ein Geſchäft 
zwar nur in feinem eignen Namen abgeſchloſſen; 
es ergiebt ſich aber aus den damals ſchon vorhan⸗ 
denen und dem Dritten bekannt geweſenen Um⸗ 
ſtaͤnden, daß es wirklich ein N 

e⸗ 
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Geſchuͤͤft fen: fo hat der Dritte die Wahl: ob er an 
den Vormund, oder an das Vermögen des Pflege⸗ 
befohlnen ſich halten wolle. 

§. 252. Eben fo erlangt der Pflegebefohlne 
Rechte gegen einen Dritten, wenn zwar der Vor⸗ 
mund das Geſchuͤft nur in feinem eignen Namen 

abgeſchloſſen hat; aus den Umſtaͤnden aber klar ers 

heller, daß daſſelbe wirklich den Pflegebefohlnen be⸗ 
troffen, und daß dieſes dem Dritten bekannt gewe⸗ 
ſen ſey. 

K. 253. Mit dem Pflegebefohlnen ſelbſt kann 
der Vormund keine Verträge oder Handlungen, 
wodurch Erſterer ihm verpflichtet werden ſoll, vor⸗ 
nehmen. ö 

$. 254: Wenn daher ein Vormund etwas in ſei⸗ 
nen eigenen Angelegenheiten mit den Pflegebefohl⸗ 
nen zu verhandeln hat: fo muß er auf Beſtellung 
eines beſondern Eurators dazu antragen. 


H. 255. Einem Vormunde ſoll jedoch die pflicht Wergütun, 


maͤßige Führung ſeines Amts niemals zum Scha⸗ 
den gereichen. 
2 F. 256. Hat alſo der Vormund, bey Erfüllung 


feiner Pflichten, einen Schaden ohne ſein eigenes kommen. 


grobes oder maͤßiges Verſehen erlitten, der ihm 
außerdem nicht widerfahren ſeyn mürde: fo hat er 
Verguͤtung dafuͤr aus dem Vermögen des Pflege⸗ 
befohlnen zu fordern. 

$. 257. Muß der Vormund in Angelegen⸗ 
heiten des Pflegebefohlnen nothwendige Reiſen 
thun; und dadurch in ſeinem Gewerbe einen auf 
keine Weiſe zu vermeidenden Schaden erleiden; 
ſo kann er, außer dem Erſatze der Neiſekoſten, 
auch Diäten nach Verhältniß feines Standes 
fordern. 

9.2 58. Von Schaden, die der Vormund bloß 
bey Gelegenheit der Beſorgung vormundſchaftli⸗ 
cher Geſchäſte leidet, gilt eben das, was 4 55 
lichen 
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|) lichen Falten von dem Vefehädigungen eines Beo 
mächtigten verordnet iſt. (Te. I. Tit. XIII. F. 30. 
81.) 

agg, Alle für den Pflegebefohlnen und in 

deſſen Angelegenheiten nützlich verwendete Koſten 
| muſſen aus deſſelben Vermögen dem Vormunde ers 
| fest werden. 
! F. 260. Konnte der Vormund von der Ver⸗ 
wendung ſoſcher Koſten einen verhaltnißwäßßigen 
Vortheil Für den Pflegebefohlnen vernünftiger 
Weiſe erwarten; ſo kann er dafür ſelbſt alsdann 
Erſatz fordern, wenn der beabſichtigte Nutzen nicht 
erreicht werden eder ohne ſeine Schuld wieder ver⸗ 
loren gegangen iſt. 

F. 261. Von ſolchen Auslagen ($ 259: 260.) 
kann der Vormund for weit landübliche Zinſen 
9 fordern, als zu der Zeit, da ſie gemacht werden 

muͤſſen, kein dazu hinreichender Vorrat baaren 
Geldes in dem Vermögen des Pflegebefohlnen, 
| ohne des Vormundes Schuld vorhanden gewe⸗ 
0 0 fen iſt. 
| i \ N 262. Auch fur Dienſte, die er mit feiner ers 
ii * lernten Wiſſenſchaft, Kunſt, oder Profeſſion dem 
Pfiegebefohlnen geleiſtet hat, kann er, gleich Frem⸗ 
I den, Bezahlung fordern. 
1 9.263. Dagegen iſt er für feine vormundſchaft⸗ 
liche Arbeiten und Bemͤͤtungen ein Gehalt oder 
re zu verlangen nicht berechtigt. 

H. 264. Hat jedoch der Vormund, durch oer; 
lich kluge und mühſame Adminiſtration, das Vers 
mögen der Pflegebefoblnen vergrößert; oder die 
Einkuͤnfte derſelben bettͤchtlich veemehrt; ſo darf 
ihm der Richter ein verhölenißmäß iges Honora⸗ 
rium nicht verſagen. 

8.265. Auch kann ihm der Richter derglei⸗ 
chen Honorarium zubilligen, wenn die Vor⸗ 
mundſchaft mit einer weitläuftigen und beſchwer⸗ 
. lichen 
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lichen Verwoltung verknſtoft iſt, und von- den Ein⸗ 
Fünften, nach Abzug aller Abgaben und Erziebungss 
koſten ein Anſehnliches erübrigt wird, 

§. 266. Ob und auf wie boch nach dieſen 
Grundjägen, dem Vermunde ein Honorarium zu 
bewilligen, muß ervot mumtſſchafzlichen Ge⸗ 
richten einer Propinz durch eine, Nbermiegende 
Mehebeit von Zweh, Drittel der Stimmen ent ſchie⸗ 
den werden, 

H. 267. Iſt keine ſolche überwiegende Mehrheit 
der Stimmen vorhanden ſo iſt das Puplllencolle⸗ 
bean vor der Heſiſezung beh. Hofe Hifagen ver⸗ 

bunden. 

F. 268. Untergericht, follen den, Hormündern 
Honeraria, welche Fünf Sheler auß das Jahr über- 
ſteigen, ohne Genehmigung bes Pupifteneollegii‘ der 
Provinz, welches bey deren Biſtammung und Exe 
theilung die Vorſchrlft des H. 266. 267. zu beobach⸗ 
ten hat, nicht zubilligen, 

H. 269. Hat der Erblaſſer der Pffcgebefobinen 
dem Vormund ein Honorarium beſtunmt: fo par 
es dabey lediglich fin Bewenden. 

270. der Erbloffer dem Vormunde in 
Nädfiche auf die zu übernehmende Vormunoſchaft, 
ein Vermöchtniß ausgeſett; ſo kann 775 kein 
befondres ‚Honotarium Fotder, (5. 218. 

F. 271. In bepden Ballen feht es Joch dem 
Vormunde frey, die von dem Erblaſſer beftimmte 
Belohnung ben dem Antritte ſeines Auits auszu⸗ 
ſchlagen, und es dagegen, auf richterliche Beſſüm⸗ 
mung ankommen zu laſſen. 

$. 272, Dr Vormund eines Abweſenden kann 
ein verbälcuüffmaͤßtges Honorartum fordern, ſobald 
von den Einkünften des Vermögens, nach Abzug 
an Ausgaben, noch ein reiner Ueberſchuß ver⸗ 

eibt. N 


+ 


$ 273. 


Wertrer 
tunasvere. 
bindlichfeit. 
des Bor» 
imundes ges 
gen den 
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§. 273. Bey Guͤterverwaltungen kann dieſes 
Honorarium auf Eins bis Drey, und bey Cavi⸗ 
talsadminiſtrationen bis auf Eins vom Hundert 
der Einfünfte beſtimmt werden. 

F. 274. Der Vormund eines Wahn: und Bloͤd⸗ 
ſinnigen hat gleiche Rechte, (F. 292. 273.) und 
das vormundſchaftliche Gericht kann demielben, 
wenn beſonders die Vormundſchaft über Zehn 
Jahre dauert, noch ein höheres Honorarium zu⸗ 
billigen. 

F. 275. Jeder Vormund iſt ſchuldig, auf die 
Angelegenheiten feiner Pflegebefohlnen denjenigen 
Grad der Aufmerkſamkeit zu wenden, den ein or⸗ 
dentlicher Hausvater in ſeinen eignen Angelegen⸗ 
heiten gewohnlich anwendet. 

F. 276. Er muß alſo jedes dabey begangene ma: 
ßige Verfehen vertreten. 

$ 277. Für ein geringes Verſehen haftet der 
Vormund alsdann, wenn er Umſtaͤnde, die ihn 
nach den Geſetzen zur Uebernehmung der Vormund⸗ 
ſchaft unfähig machen, auf Befragen des Ri 
158 oder ſonſt, gefliſſentlich verſchwiegen hat. (F. 
166. 

F. 278. Ferner alsdann, wenn er Geſchoͤfte, bie 
eine beſondere Sachkenntniß erfordern, eigenmäch⸗ 
tig, ohne Zuziehung eines Sachverſtaͤndigen unter⸗ 
nommen hat. 

. 279. Auch alsdann, wenn er ſelbſt ein Sach; 
verftändiger iſt, und in dieſer Eigenſchaft Angele⸗ 
genheiten des Pflegebefohlnen beſorgt hat. 

$. 280, Endlich alsdann, wenn er in Fällen, 
da er nach ausbdruͤcklichen Geſetzen bey dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte anfragen ſollte, die An⸗ 
frage unterlaſſen hat. 

$. 281. Auch der, welcher vormundſchaftliche 
Angelegenheiten ohne Auftrag beſorgt, haftet 
von dem Zeitpunkte an, wo er dem Richter die 

H. a8. 
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F. 22g. vorgeſchrlebene Anzeige hätte machen kön⸗ 
nen und follen, für jedes bey der fortgefehten Be⸗ 
ſorgung ſolcher Angelegenheiten begangene geringe 
Verſehen. 

F. 282. Fur zufälligen Schaden darf ein Vor⸗ 
mund nur in ſo fern haften, als der Zufall dem 
Pflegebefohlnen nicht nachtheilig wuͤrde gewor⸗ 
den ſeyn, wenn nicht von Seiten des Vormundes 
ein grobes oder mäßiges Verſehen bey Beob⸗ 
achtung feiner Pflichten vorhergegangen ware. 
(Einleitung, $ 13.) 

K. 283. In fo fern der Vormund Geſchöfte, die 
der Vater oder Erblaſſer bereits angefangen bat, 
nur fortſetzt, baftet er nicht für den aus dieſer 
erſten Einleitung enitflandenen Schaden. 

$. 284. Sind aber nach dem Anteitte feiner 
Verwaltung Umſtände eingetreten, oder bekannt 
geworden, die zu einer Abänderung der genomme⸗ 
nen Maaßregeln vernünftiger Weile Anlaß geben 
konnten: ſo haftet der Vormund, welcher derglei⸗ 
chen Maaßregeln nicht genommen hat, dabey für 
ein grobes Verſehen. 

H. 285, Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Pffegebefohlne aus Handlungen und Geſchaͤften 
eines abgegangnen Vormundes Schaden erleidet. 

H. 286. Dagegen muß jeder Vormund für ſei⸗ 
nen Mitvormund haften, wenn er ſich in bie Ver⸗ 
waltung der Vermundſchaft nur durch ein Privat: 
Abkommen mit ihm gerheile har. 


. 89, Doch iſt er zur Schadloshaltung der 
Pflegebefoblnen nur ſo weit verbunden, als ſie 
denſelben von dem Mitvormunde, welcher eigent⸗ 
lich das Verſehen begangen hat, nicht berſchafft 
werden kann. 3 

6. 288. Mehrere Vormünder, welche die Ver⸗ 
waltung gemeinſchaftlich geführte haben, haften 

Algen. Oeſegb. W. Band, DIT) dem 


1066 Zweyter Theil. Achtzehnter Titel. 


dem Pffegebefohlnen, Einer für Alle, und Alle 
für Einen. 

$. 289. Es kann aber nicht nur der in Anſpruch 
genommene an den, welcher den Schaden eis 
gentlich verurſacht hat, ſondern auch, wenn kei⸗ 
nem von ihnen ein Uebergewicht der Schuld zur 
soft fallt, ein jeder an die Uebrigen, für ihre Anz 
tdeile, ſich halten, 

$. 290. Iſt die Verwaltung der Vormund⸗ 
ſchaft von dem Erblaſſer der PAcgebefohlnen uns 
ter mehrere Vormünder vertheilt worden: ſo hat 
ein jeder nur die ihm angewieſenen Gejchäfte zu 
vertreten. 0 

§. 291. Ehrenvormänder, ingleichen diejeni⸗ 
gen, unter welche der Richter die Beſorgung der 
vormundſchaftlichen Angelegenheiten vercheilt hat, 
haften ‚für die verw. den Vormünder, wenn fie 
bey Führung der Aufſicht über. dieſelben ein grobes 
Verſehen begangen haben. 

$. 292. In j dem Falle haften fie nur fo weit, 
als der Pflegebefohene von den verwaltenden Vor⸗ 
muͤndern nicht entſchaͤdigt werden kann. 

293. Die Erben eines jeden Vormundes find 
nur fur ein grobes von ihrem Erblaſſer begangenes 
Verſehen zu haften verbunden. 

294. Iſt aber die Klage noch bey der Ser 
benszeit des Erblaffers angent«Üt, und von dieſem 
b antwortet worden: fo müſſen die Erden eben den 
Grad der Schuld vertreten, wozu er ſelbſt verbun⸗ 
den geweſen wäre. 

F. 29 5, Pflegebefohlne haben in dem Bernd: 
gen ihrer Vormüͤnder, ſo wie derer, welche ſich 
dafur angegeben haben, wegen aller von der 
ſelben zu vertretenden Defekte, das in der Co 
eurscrhnung näher bestimmte Vorrecht der Funf⸗ 
ten Caſſe. 
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F. 296. Die ausgemittelten Defekte konnen 
auf die unbeweglichen Güter der Schuldner, 
auch ohne Einwilligung derſelben, eingetragen 
werden. 

§. 297. Dieſes Vorrecht nimmt bey wirklichen 
Wormuͤndern vom Tage ihrer Verpflichtung, bey 
andern aber von dem Tage, da fie fi der Ber 
ſorgung der vormundſchaftlichen Angelegenheiten 
angemaaßt haben, feinen Anfang, 

9. 298. Es erſtreckt ſich nicht auf das Vermö⸗ 
gen bloßer Ebrenvormuͤnder, in fo fern ſich dieſel⸗ 
ben nicht einer wirklichen Verwaltung unterzogen 

gaben. 

0 $.299. Handlungen, die das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht ohne ‚Qusiehung des Vormundes, oder 
gar wider deſſen Willen vorgenommen hat, iſt kein 
Vormund zu vertreten, ſchuldig. 

F. 300. Ein Gleiches gilt, wenn der Vormund 
zwar bach der Anwerfung des vormundſchaftlichen 
Gerichts die Handlung ſelbſt vorgenommen, dieſem 
aber vorher ſeinen Widerſpruch dagegen wirklich 
e hat. 

H. 301. Der Richter iſt ſchuldig, für ein mößl- Lertre⸗ 
ges Verſehen zu haften, welches er bey Be eftellung glg 
des Vormundes, oder bey Führung der Aufſicht 1 
und Direction über ihn begangen hat. vormund⸗ 

F. 302. Doch darf der Richter erſt alsdann Guide 
haften, wenn kein anderes geſezmäßiges Mit⸗ 

18 han Pflegebefohlnen zu entſchaͤdigen, e 
brig iſt. 

F. 30g. Der Richter kann alſo erſt dann in An⸗ 
ſoruch genommen werden, wenn weder die ver⸗ 
waltenden noch die Ehtenvormünder, noch de⸗ 
ren Erben oder Bürgen, den Schaden des Pfle⸗ 
gebefohlnen zu erſetzen ſchuldig oder vermd⸗ 
gend ſind. 


PYyy 2 $. 394. 
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K. zog. Die Erben des Richters find, wegen 
ihrer Vertretungs- Verbendlichkeit, nach eben den 
Geſetzen, wie die Erden des Vormundes zu beur⸗ 
theilen. (§. 293. 294.) 

F. 305. Wegen der Vertretungs⸗Verbindlich⸗ 
keit mehrerer Mitglieder eines vormundſchaftlichen 
Collegli, bleibt es bey den allgemeinen geſetzlichen 
Vorschriften. (Tit. X. F. 127. g.) 

$. 306. Die Nachfolger im Amte haften für ein 
Werſehen ihrer Vorgaͤnger nur ann, wenn ſie 
daſſelbe haͤtten entdecken, und die ſchoͤdlichen Fol⸗ 
gen davon abwenden koͤnnen, eins oder das an⸗ 
dere aber aus einem groben Verſetzen unterlafs 
ſen haben. 

F. 307. Auch haften Nachfolger in jedem Falle 
nur alsdann, wenn der Pilegebefehlne von ihren 
Vorgängern, oder deren Erben, nicht entſchädigt 
werden kann. 


Sechster Abſchnitt. 
Von der Sorge für den Unterhalt, und 
die Erziehung der Pflegebefohlnen. 


6. 308. Die Vormuͤnder find vorzuͤglich für den 
Unterhalt und die Erziehung ihrer Pflegebefohlnen 
zu ſorgen verpflichtet. 

$. 309. Iſt das Vermögen, oder der eigene Ver⸗ 
dienſt der Pflegebefohlnen nicht hinreichend fo 
muͤſſen die, vermoͤge der Familienverbindung, das 
zu geſeßlich verpflichteten Verwandten zutreten. 
(Tit. lil. 5. 14 44.) 

$. 310. Ermangelt auch deren Beyſtand: ſo ha⸗ 
ben dergleichen unvermoͤgende Pflegebefohlne auf 
die Unterſtützung des Staats du emeine Bey⸗ 
huͤlfe, oder aus den vorhandenen Armenanſtalten, 
vorzuͤglich Anſpruch. 


9. 311. 
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$. 311. Minderjährige mͤͤſſen durch eine ihrem Erziehung. 
Stande, Vermögen, und Faͤhigkeieen angemeſſene 
Erziehung, zu tugendhaften und brauchbaren Buͤr⸗ 
gern möglichft ausgebildet werden. 

H. 312. Haben die Aeltern beſondere Verfüͤ⸗ 
gungen deswegen getroffen: ſo dienen dieſe dem 
Vormunde und vormundſchaftlichen Gerichte zur 
Maaßregel. 

. 373. Glaubt jedoch der Vormund, daß der 
von Aeltern bey der vorgeſchriedenen Erziehung 
beabſſchtigte Zweck, wegen Mangel an Fütigkei⸗ 
ten oder Vermögen bey dem Pllegebefohlnen, oder 
wegen gönzlicher Abneigung deſſelben, nicht zu er⸗ 
reichen ſey; oder daß der Pffegebefohlne, wegen 
fein zͤglichen Fahigkeit, noch zu einem bef 
fi wecke erzogen werden koͤnne; fo liegt ihm ob, 
dem vormundſchaftlichen Gerichte davon Anzeige 
zu machen. 

H. 314. Dieſes muß alsdann, mit Zuziehung 
eines oder des andern der nächften, am Orte, ober 
in der Provinz ſich aufhaltenden Verwandten, die 
Umſtände forgfältig prüfen, und gewiſſenhaft feſt⸗ 
feßen: welche Asänderungen in den von den 
Aeltern vorgeſchriebenen Maaßregeln gemacht wer⸗ 
den können. 

9. 318. Nach dem Tode des Vaters gebührt der 
Mutter die Erziehung ihrer Kinder. ? 
$.316. Sie darf aber, fo wenig als der Vor⸗ 
mund, von den Vorſchriften des Vaters, ohne er⸗ 
hebliche Gründe, und one WMenehmigung des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts, abgehen. 

. 317. Die Erziehung der Kinder ſoll der 
Mutter bloß um deswillen, weil ſie nach vorher⸗ 
gegangener gehbriger Auseinanderſetzung zur 
fernern Ehe geſchritten iſt, nicht genommen 
werden. 


Dy 3 9.218. 


EEE 
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$. 318. Nach der Mutter haben die Grofältern, 
und nach dieſen die Seitenverwandten, das näͤchſte 
Mecht und die Pflicht zur Erziehung ſolcher Pflege⸗ 
befohlnen. 

J. 319. Das vormundſchaftliche Gericht aber 
behalt die Wahl unter den Verwandten, und iſt 
nicht ſchuldig, ſich an die Mähe des Grades zu 


N binden. 5 8 
N F. 320. Auch hängt es in allen Fällen von der 
N pflichtmaͤßigen Beurtheilung der Obrigkeit ab, die 


Erziehung der Unmündigen, mit Ausſchlteſſung 
der Mutter und der Verwandten, dem Vormunde 
oder einem Fremden aufzutragen. 

$ 321. Den Grund einer ſolchen Abweichung 
von der Regel, iſt der Richter nur feiner vorgeſet⸗ 
ten Behoͤrde, auf Erfordern, anzugeben ſchuldig. 

H. 322. Der blofie Unterſchied der Religionspar⸗ 
ten unter Ehriſten iſt kein hinreichender Grund, die 
Mutter, oder andere nahe Verwandten von ber 
Erziehung aus zuſchlieſten. 

$. 323. Sind jedoch die Kinder noch unmuͤn⸗ 

dig: ſo muß die Obrigkeit auf genaue Befolgung 
il der Vorſchriften des Zweyten Titels . 76:85. ſorg⸗ 
ji faltig Acht haben. 
| H. 324. In Fallen, wo jemand von den Vers 
1 wandten eines unvermoͤgenden Pflegebefoh nen 
die Verpflegung deſſelben nach F. 309, übernehmen 
muß, kann demſelben auch die Erziehung des Pfle⸗ 
gebefohlnen, wenn er fie verlangt, nicht entzogen 
N werden. 
I: F. 325. Nur wenn offenbar erhellet, daß die 
li körperliche oder moraliſche Erziehung des Pllegebe⸗ 
IH fohlnen bey einem folchen Verwandten geführdet 
Hl ſeyn würde, iſt das vormundſchaftliche Gericht 
in fugt, die Erziehung auch einem Andern, auf K 
ſten dieſes Verwandten, zu uͤbertragen. 


9. 323. 
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F. 326. Wenn gleich die Erziehung dem Vor⸗ 
munde ſelbſt nicht aufgetragen ıft: To liegt ihm dene 
noch ob, ein wachſames Auge darauf zu richten, 
und die bemerkten Fehler der Erzieher der Obrig⸗ 
keit anzuzeigen. 

H. 327. Ueberhaupt muß der Vormund von dem 
Aufenthalte, der Verpflegung, und der Erziehung 
des Pflegebefohlnen, dem vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte, wenigſtens einmal im Jahre, getreue und 
pflichtmaͤßige Anzeige machen. 

F. 328. Weder der Vormund, noch der Erzie⸗ 
her, dürfen von der einmal getroffenen Einrichtung 
der Obrigkeit, wegen der Art und des Orts der 
Erziehung, ohne deren Genehmigung abweichen. 

F. 329. Die bebensart, welcher die Kinder ge- Wahl der 
widmet, und wozu ſie vorbereitet werden follen, Lcbensatt. 
kann nicht anders, als unter Genehnngung der 
Obrigkeit, feſtgeſetzt werden. 

$. 330. Hat der Vater etwas darüber beſtimmt: 
fo finden, wegen einer darin zu treffenden Veroͤn⸗ 
derung, die Vorſchriften H. 312.314. ſtatt. 

F. 331. Hat der Vater niches beſtimmt: fo 
muß ſich das botmanßſchuftiche Gericht nach den 
Anmweifungen des Zweyten Titels 9. 109. [gg. ledig⸗ 
lich achten. S 

$. 332. Doch follen in allen Fallen der Vor⸗ 
mund und die Mutter, oder die Grofaͤltern, mit 
ihrem Gutachten darüber vernommen werden. 

F. 333. Bey Kindern von Zunftgenoſſen find 
die Zunftölteſten ſchuldig, dem Richter, auf Er⸗ 
fordern, mit ihrem Ratte und Gutachten an die 
Hand zu gehen. a 

F. 334. Wenn der Pilegebefohlne zum Stupi⸗ 
ren gewidmet werden ſoll: fo muß das vormund⸗ 
schaftliche Gericht die Vorſchriften des Zwolfte ! 
Titels . 62. 63. 64. genau beobachten. 


Y 9. 335: 


m — 
| 
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den“ der mit Rückſicht auf das Vermögen beſtimmten 


Art derſelben, und nach der lebensart, zu welcher 
der Pflegebefohlne vorbereitet werden ſoll, abge⸗ 
meſſen und feſtgeſetzt werden. 

$ 336. Der Vormund, welcher den feftgefeßs 

ten Betrag ohne Genehmigung des Gerichts über: 

ſchreitet, macht ſich verantwortlich. 
§. 337. Wenn die jährlichen Einkünfte des Ver⸗ 
moͤgens zur Erlangung des geſuchten Zwecks nicht 

. binrelchen: fo kann auch die Subſtanz des Vermb⸗ 

I! gens dazu verwendet werden. 

Nerheira / F. 338. Wegen der Verheirathung der Pflege⸗ 
thun. befoßlnen iſt das Erforderliche gehörigen Orts vor⸗ 
1 geſchrieben. (Sit. 1 § 49. 0d.) 

I H. 339. Mit Beſtimmung und Herbeyſchaffung 
der Ausſfattungskoſten, iſt es, wie mit den Erzie⸗ 
bungskoſten zu halten. 

$. 340. Doch find, bey unvermdgenden Pilege- 
befohlnen, nur Verwandte in aufſteigender Line, 
und Geſchwiſter, die bereits ausgestattet find, zum 

Beytrage verpflichtet. 

Seng f, F. 347. Wahn und Blödſinnige müſſen der⸗ 


ad Bits geſtalt unter beſtäͤndiger Aufſicht gehalten we 
| Anuiaen. den, daß fie weder ſich ſelbſt, noch Andern ſcha⸗ 
} den konnen. 


„342. Die Sorge für dieſe Aufſicht liegt dem 
Vormunde, die Fuͤhrung derſelben hingegen den⸗ 
jenigen ob, welchen die Pflicht der Erziehung zus 
kommt. 

H. 343. Doch kann, zur Uebernehmung der 
Aufſicht über Raſende, weder ein Verwandter, 
noch der Vormund, noch eine andere Privatperſon 
gezwungen werden. 

$ 344. Findet der Vormund oder die Ver⸗ 
wandten keine andere Gelegenheit, dergleichen 
Perſonen unterzubringen: ſo liegt dem Staate ob, 

die⸗ 
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dieſelben in eine Öffentliche Anſtalt zur Verwah⸗ 
rung aufzunehmen. b 

9.345, Bey bloßen Wahn⸗ und Bloͤdſinnigen, 
welche kein Vermögen beſizen, muͤſſen diejenigen, 
welchen deren Untechalt nach den Geſetzen obliegt, 
auch bie Koſten der Aufſicht, welche fie nicht ſelbſt 
ubernehmen wollen, hergeben. 

b. 346. Eben dies gilt von Taubſtummen, 
wenn dieſelben, wegen der mit ihrem körperlichen 
Mangel verbundenen Gemöthsſchwaͤche, einer be: 
ſondern Aufſicht bedͤrfen. 

9.347, So lange noch eine gegründete Hoff 
nung zur Wiederherſtellung ſolcher Perſonen vor⸗ 
banden iſt, moͤſſen fie mit den noͤchigen Heilungs⸗ 
mitteln nach Möglichkeit verſehen werden. 

$- 348: Die Heilungskoſten haben mit den Er⸗ 
ziehungskoſten gleiche Rechte. 12 

9. 349. Verſchwender, auch wenn fie grofjäh- 
rig find, muß der Vormund unter beſtaͤndiger Au 80 
ſicht haben; fie zur Arbeit und nützlichen Tpätige 
keit anhalten; und ſie von ihren Fehlern moͤglichſt 
zu beſſern bemuͤht ſeyn. 

H. 350. Bey beharrlicher Fortſetzung ihrer aus⸗ 
ſchweifenden Lebensart hat der Vormund, jedoch 
nur unter Direction und Genehmigung des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts, das Recht, den Pflege: 
befohlnen, auch durch zweckmuͤßſge Zwangsmittel, 
zu einer ordentlichen und regelmäßigen Aufführung 
anzuhalten. (Tit. U. F. 86, faq.) 


Siebenter Abſchnitt. 
Von der Vorſorge für das Vermögen 
der Pflegebefohlnen. 

F. 35120 In allen Fällen, wo eine Vormund. Sirene 
ſchaft anzuordnen iſt, muß vor allen Dingen auf ankalten 
die Ausmittelung und Sicherſtellung des Vermd⸗ 

Vyy 5 gend 
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gens der Pflegebefohlnen Rückſicht genommen 
werden. 

F. 352. Dieſe Vorſorge liegt jedem Richter ob, 
in deſſen Gerichtsbezitke dergleichen Vermögen 
ſich befindet; auch wenn der Erblaſſer feiner Ger 
richtsbarkelt nicht unterworfen war. 

H. 353. Befindet das Gericht, unter deſſen Ge 
richksbarkeit der Erblaſſer geſtanden hat, ſich an 
eben dem Orte: fo iſt nur dieſes zur Obſorge für 
das an demſelben Orte vorhandene Vermögen ber 
fügt, und verpflichtet. 

b. 354. Der Richter muß das bewegliche Ver: 
mögen, an welchem Pflegebefohlne Theil haben, 
ſogleich auf erhaltene Nachricht in gerichtliche 
Sperre nehmen. 

F. 358. Auch Dorfgerichte können, in Abweſen⸗ 
beit des Gerichtshalters, den am Orte befindlichen 
Nachlaß verſtegeln. 

H. 356. Sie muͤſſen aber davon dem Gerichts⸗ 
Kalter, zur weitern Beſorgung und Verfügung, 
ſofort Anzeige machen. 

$. 357. Motarien find, Siegelungen in Ster⸗ 
befallen vorzunehmen, nicht berechtigt; außer 
wenn ſich kein Richter in der Mühe befindet, und 
fie darum requirirt; oder wenn es ihnen von dem 
Richter aufgetragen worden. 

F. 358. Bey dem Abſterben ſolcher Perſonen, 
die unter Milttairzerichtsbarkeit ſtehen, muß der⸗ 
jenige Nachlaß, welchen fie bey und um ſich ge: 
babt haben, von den Kriegsgerichten verſiegelt 
werden. 


359. War der Verſtorbene im Felde oder auf 
Commando, an einem Orte, wo kein Kriegesge⸗ 
richt ſich befindet: fo liegt dem kommandirenden 
Officier ob, Für den Nachlaß, welchen er bey und 
um ſich hat, zu ſorgen. 


9.360. 
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F. 368. Iſt auch kein commandtrender Officier 
vorhanden: fo find die Civilgerichte des Orts zu 
dieſer Obſorge verpflichtete“ 


$. 361. Jeder, welcher eine Siegelung vorge: 
nommen hat, muß, wenn er nicht ſelbſt der vor: 
mundſchaftliche Richter iſt, dieſem unverzüglich das 
von Nachricht geben. 

F. 362. Er muß, wenn von einer in dem 
Nachlaſſe vorhandenen Abele Verordnung 
Anzeige geſchieht, oder Spuren ſich finden, 
diejelbe mit Zuziehung der im Sterbehauſe ge⸗ 
genwaͤrtigen Verwandten, Freunde, oder Haus⸗ 
officianten des Verſtorbenen aufſuchen, und dem 
gehörigen Richter zur Verfuͤgung der Publication 
einſenden. 

H. 363. Der ſiegelnde Richter darf ſich über den 
vorgefundenen Nachlaß in der Regel keiner Verfü⸗ 
gung aumaßen. 

H. 364. Er muß jedoch, wenn wegen Entfer- 
nung des vormundſchaftlichen Gerichts, oder aus 
andern Urſachen, die Verfügungen deſſelben nicht 
schnell genug erfolgen konnen, in ſchleunigen Foͤl⸗ 
len die nörhigen Vorkehrungen zum Beſten der 
Pflegebefohlnen treffen, und auch davon dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte Anzeige machen. 

$. 365. Er muß alfo Sachen, welche ben laͤn⸗ 
gerer Aufbewahrung verderben, oder außer Werth 
kommen wurden, ſofort Öffentlich veraͤußern. 

$. 366. Ein Gleiches liegt ihm in Anfehung 
ſoſcher Sachen ob, deren Aufbewahrung mit bes 
trͤͤchtlichen und offenbar unnützen Koſten verknuͤpft 
ſeyn würde. 

S. 367. Auch muß er dafür ſorgen, daß Ges 
ſchoͤfte, die ihrer Natur nach ohne augenſcheinli⸗ 
chen Nachtheil für den Pflegebefohlnen nicht nie 

tere 
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terbrochen werden konnen, in dem Gange, worin 
fie ſich wirklich befinden, ohne Veränderung fort 
geſetzt werden. 

K. 368. Eine zum Nachlaſſe gehörige Handlung 
darf der Richter nicht verſiegeln; ſondern er muß 
deren Fortführung dem von dem Erblaffer ange⸗ 
nommenen Disponenten übertragen. 

„ 369. Iſt kein ſolcher Diſponent vorhanden: 
ſo muß der Richter ſofort einen Auficher ber 
ſtellen. 

§. 370. Dieſer Aufſeher muß vereſdet, und 
ein Gleiches auch in Anſedung des Disponenten, 
wenn derſelbe nicht ſchon verpflichtet iſt, beobach⸗ 
tet werden. 

$. 371. Iſt ein Ehegatte des Echlaſſers im Ster⸗ 
behaufe vorhanden: fo darf mit der Siegelung nur 
auf deſſen eigenes Anſuchen, oder unter deſſen aus⸗ 
druͤcklicher Bewilligung verfahren werden. 

§. 372. Einem jeden ſteht frey, die Siegelung 
feines. künftigen Nachfoffes zu untersagen. 

$ 373. Die Erklarung muß jedoch ſchriftlich, 
oder gegen das Gericht mündlich zum Protocolle, 
geſchehen fipn- 

F. 374. Auch muß der Richter auf das Verbot 
der Siegelung keine Ruͤckſicht nehmen, wenn ſich 
Umſtaͤnde hervorthun, nach welchen der Nachlaß 
einer von dem Erblaffer nicht vorbergefehenen Ges 
fahr ausgeſetzt iſt. 

H. 375. Dies findet beſonders ſtatt, wenn der 
Erblaſſer die Siegelung mit ausdrücklicher Berier 
hung auf eine gewiſſe Perſon, welcher die Ob⸗ 
forge und Auffiche über den Nachlaß von ihm an- 
vertraut worden, verboten hat, und dieſelbe Per⸗ 
fon bey dem Ableben des Erblaſſers ſchon verſtor⸗ 
ben, oder nicht am Orte zugegen iſt. 

F. 376. Sobald dem Pflegebefohlnen ein Bor: 
mund beſtellt worden, muß derſelde ohne Zeit. 

verluſt 
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verluſt für die Aufnahme eines vollſtaͤndigen Vers 
zeichniſſes von dem Nachlaſſe ſorgen. 

F. 377. Zieht die Berichtigung der Vormund⸗ 
ſchaft ſich in die Länge; und kann die Aufnah⸗ 
me des Inventarii, ohne des Pfiegebefohlnen 
Nachtheil, nicht ferner ausgefißt werden: fo 
150 der Richter dazu einen beſondern Curator 
eſtellen. 

9. 378. Die Anordnungen wegen Aufnehmung 
des Inventarli gebühren allein dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte. 

d. 379. Dieſes muß jedoch wegen ſolcher Nach ⸗ 
laßſtücke, die an einem Orte ſich befinden, der mer 
der feiner unmittelbaren noch mittelbaren Gerichts 
borkeit unterworfen iſt, den gehörigen Richler des 
Orts um deren Inventirung erſuchen. 

9. 380. Es mäffen aber alle dergleichen Spe⸗ 
cialinventarien dem vormundſchaftlichen Gerichte 
mitgethellt werden. 

§. 381. Die Inventur des Nachlaſſes verſtor⸗ 
bener Militatrperſonen gebuͤhrt, nach geſchehenet 
Abnahme der Siegel, den Cioilgerichten in allen 
Fällen, wo denſelben die Bevormundung der bhin⸗ 
terlaſſenen Pflegebefohlnen oblirgt: 

F. 382. Von der bevorſtehenden Aufnehmung 
des Ii ventarli muß dem Vormunde, ungleichen 
den außer den Pflegebefohlnen etwa noch vorhan⸗ 
denen Miterben, in Zeiten Nachricht gegeben, 
und vieſelden miüſſen, wenn fie ſich melden, da⸗ 
bey zugelaſſen werben. 

F. 383. Einer gerichtlichen Inventur bedarf es Bon url 
nicht, wenn ein uberlebender Egegatte des Erblaßß dich. 
ſers ſich in dem Beſige der Erbschaft beſindet, und h 
ein Peivatverzeſchniß daruber aufzunehmen und 
vorzulegen erbörtg iſt. 

F. 364. Auſſerdem kann der Richter in Fͤllen, 
Ro entweder eins der Aeſtern, oder ſonſt ein 
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naher Verwandter der Pflegebefohlnen, im Beſitze 
des Nachlaſſes ſich befindet; oder wo man zum 
voraus weiß, daß der Nachlaß nicht beträchtlich fen, 
und der, welcher ihn hinter ſich hat, wegen ſeiner 
Verbindung mit dem Pflegebefohlnen, oder ſonſt, 
ein vorzügliches Vertrauen verdient, ſtatt des ger 
richtlichen Inventar, mit der Vorlegung einer 
Privarjpecifieasion ſich begnuͤgen. 

$. 383. Eine zum Machſaſse achörende Hand: 
lung darf, ſo lange deren Aufpebung nicht erfok 
gen ſoll, nicht gerichtlich inventirt werden. 

F. 386. Doch muß der Vormund oder Diſpo⸗ 
nent auch daruͤber ein vollſtͤndiges Privatindenta⸗ 
rium aufnehmen und vorlegen. 

$. 387. Der Richter iſt ſchuldig, dergleichen 
Handlungsinventarium dergeſtalt zu verwahren, 
daß das Innere der Handlung zum Machtheile der 
Pflegebefohlnen nicht öffentlich kund werde. 

. 388. Zum Behuf eines ſolchen Handlungs⸗ 
inventarii müffen die Buͤcher bis zum Sterbetage 
des Erblaſſers nachgetragen, und ſodann abge: 
ſchloſſen werden. 

9. 389. Ein eder, welcher zur Aufnahme es 
nes Privatinventarti verſtattet worden, iſt d * 
tigkeit deſſelben, auf Erfordern, eidlich zu 
ken verbunden. 

$. 390. Der Regel nach muß dieſe eidliche Des 
ſtaͤrkung ſofort erfolgen. 

9. 391. Bey Verwandten in auf: und abſtei 
gender Linie, ingleichen bey Seitenverwandten, 
die als Reſpectsperſonen fuͤr den Pflegebefonlnen 
anzujehen find, kann das vormundihaftliche (der 
richt die eidliche Beſtaͤrkung, nach Poſchaffe 
heit der Umſtande, bis zu einer näheren. Beranlaps 
ſung ausſegen. 


§. 392. 
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392. Winn eine Wittwe wieder heirathen 
will: fo muß die eidliche Beſtaͤrkung noch vor Voll⸗ 
ziehung diefer Ehe von ihr geleiſtet werden. 

F. 393. Mur ein Erblaſſer, welcher den Pfle: 
gebsfoginen mehr, als einen ibm ſchuldigen 
Pflichttpeil zugewendet hat, kann die eidliche Be⸗ 
ſtokung eines Pıwarverzeihniffes von feinem 
Nachlaſſe unterſagen. 

H. 394. Aber auch ein ſolches Verbot iſt ohne 
Wirkung, ſobald gegrundete Vermuthungen einer 
begangenen Uhrichtigteit dem Richter bekannt 
werden. 

9. 395. Jedem Erblaſſer ſteht es frey, die 
gerichtliche Inventur ſeines Nachlaſſes zu un⸗ 
terſagen. 

H. 396. Dergleichen Verbot bedarf keiner 
Feyerlichteit; ſondern es iſt genug, wenn nur 
der Erblaffer feinen Willen ſchriftlich, oder münds 
lich gegen die Gerichte zum Protscolle, geauſ⸗ 
ſert hat. R 

H. 397: Das Verbot der gerichtlichen Siege: 
lung begreift das Verbot der gerichtlichen Inven⸗ 
tur unter ſich. 

H. 398. Hat der Erblaſſer nur eine gewiſſe Per⸗ 
fon von der Herausgedung eines Jnventarli ber 
freyt: ſo kann ein Dritter, welcher zur Verwal⸗ 
tung des Nachlaſſes gelangt, ſich darauf nicht 
berufen. 

5 399. Die Aufnahme eines Privatverzeichniſ⸗ 
ſes fann von dem Erblaſſer nie verboten, noch durch 
irgend eine dem Pflegebefohlnen nachtheilige Be⸗ 
dingung eingelchränft werden. 

F. 400: Der Inhaber des Nachlaſſes muß alſo 
auch in dieſem Bulle das Verzeichniß aufnehmen; 
er darf aber ſelbiges nur verſiegelt in gerichtliche 
Verwahrung übergeben. 


$. ot. 
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F. 401. Die Einſiegelung des Verzeichniſſes 
muß in Gegenwart des vormundſchaftlichen Ge 
richts, oder wenigſtens eines Juſtizcommiſſarii und 
Motarii geſchehen. 

$ 302. Dieſe muͤſſen ſich davon überzeugen, 
daß in dem verfiegeltem Umſchlage wirklich ein 
Verzeichniß des Machfaffes enthalten fen. 

H. 403. Das vormundſchaftliche Gericht iſt bes 
rechtigt, von dem, welcher das verſiegelte Ver⸗ 
zeichniß uͤbergiebt, die Verſicherung an Eydes⸗ 
Matt, daß daſſelbe mit den geſetzlchen Erforder⸗ 
niſſen eines Nachlaß verzeichniſſes verſehen, und 
von ihm nach ſeiner beſten Kenntniß und Wiſ⸗ 
ſenſchaft treuſich aufgenommen ſey, zu fordern. 
(Lb, J. At, IX. $. 434. 435.) 

F. 404 Auch wenn Aeltern oder Gtofältern, 
die ihren Kindern eine beſtimmte Sache oder 
Summe zu ihrem Erbthell hinterlaſſen, die Auf⸗ 
nahme eines gerichtlichen oder Privatverzeichniß⸗ 
ſes von ihrem Nachlaſſe gänzlich unterſagt haben, 
muß dennoch der Haupterde zur kuͤnftigen Beur⸗ 
theilung: ob eine Verletzung im Pllichttheile vor 
handen ſey, ein Prwatverzeichniß aufnehmen, und 
bey dem vormundſchaftlichen Gerichte verſiegelt 
niederlegen. 

H. 405. Der Richter iſt ein verſchloſſenes Pei⸗ 
vatinventarium zu eröffnen berechtigt, wenn ein 
erheblicher Verdacht der Verkuͤrzung des Pflege⸗ 
beſobhlnen im Pflichttheile eintritt; oder ihm eine 
ſchlechte Verwaltung, oder gar Verſchwendung, 
von Seiten desſenigen, der den Nachlaß Hinter ſich 
bat, ae angezeigt wird. 

405. Ferner alsdann, wenn bie Göterge⸗ 
mel laſchaft zwiſchen den Pflegebefoylnen und dem 
überlebenden Ehegatten des Erblaſſers aufhört; 
mithin eine Auseinanderſetzung zwiſchen ihnen ers 
folgen muß. 


9. 407. 
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$. 407: Auch alsdann, wenn das Andringen 
der Glaubiger die Offenlegung des Vermögens zu⸗ 
ſtanves unvermeidlich macht. 

F. 408. Wina keiner dieſer Fälle ſich ereignet, 
fo bletbe das miedergelegte Berzeichniß fo lange ver- 
ſchloſſen in der Verwahrung des vormundſchaftlichen 
Gerichts, bis der letzte der Pflegebefohlnen der 
Vormundſchaft entlaſſen wird. 


. 409. Mach berichtistem Javentarlo muß Anseinan 
der Priegebefohlue mit denjenigen, welchen ein deiſezune. 


Mikelgenutzum an der Mafe, oder itgend einem 
Teile derſelben gebührer, auseinandergeſetzt 
werben. 

F. 410. Hat jedoch die überlebende Mutter det 
Pflegebefohlnen mit dem Vater derſelben in der 
Gottergemeinſchaft gelebt; To ſieht ihr frey, auf 
deren Fortſetzung mit den noch nicht abgefundenen 

indern anzurragen. (Tit. I. 5. 634. faq.) 

F. 411. Der Vormund it in dieſem Falle nur 
alsdann die Ausemanderſetzung zu verlangen bes 
rechtigt, wenn die Mutter der Pilegebefohlnen zur 
anderweltigen Ege ſchreitet. 

H. 42. Ferner, wenn die Töchter heirathen, 
oder die Söhne eine eigne Wirchſchaft anſtellen. 

$. 413. Endlich, wenn die Murter ſich der Ders 
ſchwendung, oder ſonſt einer ſchlechten Verwaltung 
verdächtig macht. 

„414. Wegen der Außseinanderſetzung des 
Vaters mir feinen Kindern aus voriger Ehe finden, 
auch bey der Gatergemeinſchaft, die Vorſchriften 
des . 38. 36. Anwendung. 

F. 415. Hat der Erblaffer dle Fortſezung der 
Gemeinschaft der Pflegebefohlnen unter ſich, oder 
mit einem Dritten verordnet: jo kann der Vormund 
davon einſeltig nicht abgeben. 

F. 418, Glaubt derſeſbe dennoch aus rechte 
lichen Gründen (Th. J. Tit. XVII. $ 80.) darauf 
Algen. Geſetzb. IV. Band. BIT ans 
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antragen zu können: ſo muß der andre Thel 

über ordentlich gehört, und bie Sache ducch ek 

terliches Erkenncniß entſchieden werden. 

$. 417: In Fällen, wo Erben überhaupt die 

| Gemeinſchaft fort zuſetzen ſchuldig find, kann 
| auch der Pflegebefoplne ſich derſelben nicht ent⸗ 

ziehen. 
| $. 418, Der Vormund kann auf Theilung eines 
. gemeinſchaftlichen Grundſtüͤcks nur in den Fallen 
N antragen, in welchen die Veräußerung deſſelben 
ſtatt finden wurde. 

F. 419. Die Auseinanderſetzung geſchieht in der 
Regel unter Direction des vormundſchaftlichen Ger 
richts. 

F. 420. Kann aber dieſelbe in Gute nicht zu 
Stande gebracht werden: ſo gebührt die rechtliche 

Entſcheidung dem Richter, unter welchem der 
Erblaſſer feinen lotzten perſönlichen Gerichtsſtand 
hatte. 
Eulen H. 421. Mach erfolgter Ausmittelung des Vers 
Bean mögens der Pfisgebefohinen, muß das Gericht für 
die ordentliche Einleitung der Adminiſtration, und 
für die Sicherheit der Pflegebefoblnen dabey Sor⸗ 
| ge tragen. 
| H. 402. Von dem Vermögen der Pflegebefohl⸗ 
| nen darf dem Vormunde in der Regel nur fo viel 
1 
| 


in Händen gelaffen werden, als zum Linterhalte, 
zur Erziehung, und zur Fortſetzung der Admins 
ſtration noͤthig iſt. 
423. Auch muͤſſen ſämmtliche den Pflegebe⸗ 
3 fohlnen gehörende Schuldinſtrumente, die Capita⸗ 
lien mögen ſchon von dem Erblaſſer, oder erſt mäh- 
rend der Vormundschaft ausgethan ſeyn, in gericht⸗ 
liche Verwahrung genommen werden. 


u Seim / H. 424. Nach Verhältniß desienigen Theils des 
1 Lauten Vermögens und der Einkünfte, welchen der Vor⸗ 


mund 
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mund von Zelt zu Zeit in Händen behält, muß von des Pe, 
ihm Caution bestellt werden. N 
$. 425. Die Beſtellung der Caution kann durch 

Burgen oder Pfänder, oder durch gerichtliche Ein⸗ 

tragung auf Grundſtücke geſchehen. 

9. 426. Der Richter iſt ſchuldig, dieſer Cau⸗ 

tion diejenige Sicherheit zu verſchaffen, die der 

Vormund, nach der Sage feiner Umftände, und. 

nach Beſchaffenteit feines Vermögehs, dafür ger 

währen kann. 

9. 427. Doch lann kein Vormund wider feinen 
Willen angehaften werden, die erſte Hälfte des 
Werihs feiner Grundſtuͤcke mit einer ſolchen Cau⸗ 
tion zu belaſten. 

. 428. Iſt die Caution innerhalb der erſten 
Hälfte ſchon beſtellt worden: fo muß fie den⸗ 
noch, auf Verlangen des Vormundes, zum Beſten 
anderer Eintragungen, bis auf dieſe Hälfte zurück 
treten. 

H. 429. Die Sicherheit der Aetioforderungen, 
mit welchen der Vormund die Caution beſtellen 
will, iſt nach denjenigen Grundsätzen zu beurthei⸗ 
len, welche bey Belegung der Pupillencapitalien 
ſelbſt unten . 466 (ag, vorgeſchrieben find, 

F. 430. Ein Buͤrge, der ſeine Bürsfchaft nicht 
innerhalb der erſten Zwey Drittel des Werths ſei⸗ 
nes Grundſtücks eintragen laſſen kann, oder will, 
ſoll in der Regel zur Caution nicht angenommen 
werden. 3 

9. 431, Mit Cautionen, die auf keine geroiffe 
Summen beſtimmt ſind, ſoll kein Vormund wider 
ſeinen Willen belaſtet werden. 

$. 432. In wie fern in der Zwiſchenzeit, bis die 
Caution beſtimmt werden kann, für die Sicher⸗ 
beit der Pflegebefohlnen durch Eintragung eines 
vorläuftgen Vermerks auf die Grundftäde des 
Vormundes, oder bey einem nicht angeſeſſenen 

355 2 Bor 
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Vormunde, auf andere Art, nach den Umſtaͤn⸗ 
den zu ſorgen fen, bleibt dem pflichtmaͤßigen 
Beſinden des vormundſchaftlichen Gerichts uͤber⸗ 


laſſen. 
F. 433. Vormuͤnder, die von dem Erblaſſer 
der Pllegebefohlnen erügant worden, find von 


aller Cautionsbeſtellung fo lange frey, als fie ſich 
nicht einer unordentlichen oder unwiethſchaftli⸗ 
chen Adminiſirgtion verdächtig machen; oder die 
Ablegung der Rechnungen laͤnger als Sechs Mo⸗ 
nathe nach dem dazu beſtimmten Termine ver⸗ 
nachlaͤßigen. 

F. 434. Auch andere Vermünder, die mit einer 
beſondern Cautionebeſtellung gar nicht aufzukom⸗ 
men im Stande ſind, können, wenn ſie nur ſonſt 
in dem Rufe unbeſcholtener Redlichkeit und ordent⸗ 
licher Wirthſchaft ſtehen, dennoch angenommen und 
beybehalten werden. 
| F. 435. Bey gleichem Grade der Tuͤchtigkeit iſt 
jedoch, unter Mehrern, derjenige, welcher Caution 
beftellen kann, vorzuziehen. 

436. Bey einem ohne Caution beſtellten 
Vormunde muß das Gericht, in Anſehung der 
Intereſſen, Pacht und Miethzinſen, und anderer 
firister Hebungen, fo. wie ſelbſt in Ansehung der 
ordinairen Gutseinkünfte, durch deren unmittelbare 
Einziehung in das Depoſicum, oder durch Anwei⸗ 
fung an diejenigen, welche aus dem Vermögen des 
] Piegebefohlnen Zahlungen zu erhalten haben, 
| noch genauere Maaßregeln feſtſetzen: damit dem 
0 Vormunde alle Gelegengeit zu nachtheiligen und 
ir willkuͤhrlichen Diſpoſttionen fo viel als möglich be⸗ 
nommen werde, 
| 8.437, Dergleichen beſondere Maaßregeln mif 
| fen in der vormundſchaftlichen Britallung ausge⸗ 
| druckt werden, 


9.438. 


U oo 
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6. 438. Bey Verwaltung des Vermögens der Germals 
Pilegebefohlmen, iſt der Vormund ſchuldig und be: tung bi 
fugt, alles zu thun und zu beſorgen, was einem der 
guren Hauswirthe in Anſehung feines, eignen. Ver betoblu 
moͤgens obliegt: in fo fern er darunter durch ande 
druͤckliche Ge durch den Willen des Erblaſſers, 
und durch beſondere richterliche Verordnungen nicht 
eingeſchräͤnkt iſt. 

6.439. Ob und was von den vorhandenen 1) der 
Modilien verkauft, aufbewahrt, oder dem Pflege: Mobliſen; 
befohlnen zum eigenen Gebrauche uͤberlaſſen wer⸗ 
den fell, muß hauptſächlich nach der vorhandenen 
Verfügung: des Erblaſſers beflimmt werden. 

F. 440. Bey deren Ermangelung muß der More 

mund ſowohl darüber, als über die Art des Ver⸗ 
kaufs und der Aufbewahrung, nach Lage der Um⸗ 
Hände, Beſchaffenheit des übrigen Vermögens, 
und Erforderniß des Beſtens der Pflegebefohlnen, 
Vorſchlage thun, und richterliche Vorbeſcheldung 
einholen. 

F. 441. Sachen, die ohne Machtheil der Sub⸗ 
ſtanz nicht fuͤglich aufbehalten werden können; 
oder bey deren laͤngern Aufbewahrung ihr Werth 
vermindert werden würde; oder bie der Pfiegebe 
fohlne entweder gar nicht, oder doch in mehrern 
Jahren noch nicht würde brauchen können, müſſen, 
und zwar in der Regel, durch Auction verkauft 
werden. 

F. 442. Das vormundſchaftliche Gericht kann 
aber 1 5 auf den Antrag des Vormundes, die 
vorhandenen Mobilien ganz oder zum Theil der 
Mutter, oder einem majorennen Miterben, aus 
freher Hand zuſchlagen laſſen, wenn Bedingun⸗ 
gen, die dem Pflegebefohlnen vorthellbafter find, 
als wahrſcheinkicher Weiſe ein Verkauf durch Aue⸗ 
tion ſeyn wurde, geboten werden. 


Bu 3 9.443. 
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F. 443. Ein folder Zuſchlag aus freyer Hand 
0 feße jedoch allemal eine gerichtlich aufgenommene 
. Taxe voraus. 


N $: 444. Auch an andre Perfonen, außer der 


Mutter und majorennen Miterben, kann der Zu⸗ 
ſchlag aus freyer Hand geſchegen, wenn wenigſtens 


| die volle Taxe geboten wird; und der Vormund, 
| nebſt den am Orte befindlichen nächfien Verwand⸗ 
ten, oder, in Ermangelung der letztern, andere 
| Sachverſlaͤndige, welche die Taxe nicht aufgenoms 
men haben, dieſen Verkauf dem Pflegebefoglnen vor⸗ 
theilhaft finden. 

$ 445. Juwelen, Koſtbarkeiten, Gold⸗ und 
Silbergeſchirr, muͤſſen auf den Antrag des Vor 
mundes verkauft werden, wenn das Vermögen des 
Pflegebefohlnen mit Schulden belaſtet iſt, die auf 
andere Art nicht getilgt werden konnen. 


F. 446. Auch kann der Vormund auf die Veraͤu⸗ 
Ferung antragen, wenn in ſolchen Koſtbarkeiten ein 
| beträchtliches Capital ſteckt: und voraus zu fehen 
| iſt, daß der Plenebefohlne entweder niemals, oder 
doch innerhalb Fünf Jahren noch nicht, davon werde 
Gebrauch machen können. 

$. 447. Ob der Verkauf ſolcher Sachen nur durch 
Auction, oder durch Subhaſtation geichehen ſolle, 
hängt, nach Beſchaffenheit und Berrächtlichteit des 
Werths, von dem Befinden des vormundſchaftlichen 
Gerichts ab. 

F. 448. Ein Zuſchlag aus freyer Hand finder 
nur in den Fällen des $. 442. und 444- ſtatt. 

§. 449. Wird die Aufbewahrung, ſolcher Mo⸗ 
j bilien (J 448.) den Pflegebefohlnen zuträglich bes 
j funden, fo muß dieſelbe der Regel nach in dem De⸗ 
1 ‚vofito des Vormundſchaftsamtes geſchehen. 
| F. 450. Hat jedoch der Vormund auf ben 
| ganzen Betrag der gerichtlichen Tore Caution 
bo⸗ 
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beſtellt: ſo kann ihm die Aufbewahrung unter dem 
Siegel des Gerichts uͤberlaſſen werden. 

§. 451. Das Gericht kann den Pflegebefohlnen 
ſolche Stucke, wovon fie nach ihrem Stande und 
Nange Gebrauch machen können, nach dem Gutach⸗ 
ten des Vormundes, und unter der beſondern Auf 
ſicht deffelben verabfolgen. 

$. 432. Beſonders iſt dieſes den Pfiegebefohl⸗ 
nen weiblichen Geſchlechts, dey ihrer Verheira⸗ 
tdung, nicht leicht zu verſagen. 

F. 453. Doch liegt alsdann, außer dem Vor⸗ 
mund, auch dem Ehemanne der Pfiegebefohlnen die 
Aufſicht über die Confervarion ſolcher Juwelen und 
Kostbarkeiten, wenn fie auch an ſich zum vorbehalt⸗ 
nen Bermögen der Frau gehören, gleich einem Vor⸗ 
munde ob. 

FJ. 453. Die in dem Nachloſſe vorgefundenen 
baaren Gelder muͤſſen, bis fie untergebracht, oder 
ſeuſt nützlich verwendet werden können, in gericht⸗ 
licher Verwahrung gehalten werden. 

9. 455. Sind ausſtehende Capitalien vorhan⸗ 
den: fo muß der Vormund die Sicherheit derſel⸗ 
ben prüfen, und ſein Gutachten, welche darun⸗ 
ter ſtehen bleiben können, oder aufznkündigen und 
einzuzichen ſind, dem Vormundſchaftsamte zur 
fernern Beurtheilung und Entſcheidung vor⸗ 
tragen. r 7 

$. 486. Forderungen, die weder durch Pfand 
noch Hypothek gedeckt ſind, muͤſſen ſofoet, oder 
doch nach Ablauf der etwa beſtimmten Aufkuͤndi⸗ 
gungsfriſt, eingeſogen werden. 5 

F. 437 Ein Gleiches gilt von Eapitalien, wel 
che von dem Erblaffer unzinsbar, wenn auch gegen 
gerichtliche Sicherheit, ausgeliehen worden. 

. 458. Hat der Erblaſſer ſchriftlich verordnet, 
daß dergleichen Capitalien ſtehen bleiben follens 
ſo muß dieſem Willen ſo lange Folge geleiſtet 

3334 wer⸗ 


2) der Dam 
ren Gelder. 


3) der Ce 
bitalfen. 


WFG 


1088 Zweyter Theil. Achtzehnter Titel, 


werden, als nicht eine offenbare Unſicherheit für die 
Palcgebefohlnen daraus entſteht. 
\ F. 459. Bemerkt der Vocmund Umflände, wel⸗ 
| che dergleichen Unſicherheit beſorgen laſſen: fo 
muß er ſelbige dein vor mundſchaftlichen Gerich⸗ 
| te zur Beurtheilung und weitern Verfügung 
IM anzeigen. 
0 F. 460. Erhellet aus der Verordnung des Etb⸗ 
laſſers mir hinlänglicher Gewißheit, daß nach ſel⸗ 
nem Willen das Capital bey dem Schuldner ſo lan⸗ 
ge, bis ſich deſſen Wermögensumftände beſſern, fies 
ben bieiben fol: fo find. der Vormund und das Vor⸗ 
mundſchaftsamt, fo lange keine Verletzung am 
Pflichttheile vorhanden iſt, daran gebunden. 

F. 451. Doch konnen alle ſolche Capitalien ($- 
458 460), die der Vater der Pflegebefohlnen den 
Schuldnern nicht gänzlich erlaſſen, ſondern nur 
eine längere Stundung derſelben vorgeſchrieben 
hat, eingezogen werden, ſobald es die eigne unum⸗ 
gaͤngliche Nochdurft der Kinder erfordert. 

F. 462: Bey Beurtheilung der Sicherheit ſolcher 
Capitalien, die der Erblaſſer auf Pfand oder ge⸗ 
richtliche Hypothek ausgeliehen hat, haftet der 
Vormund nur für ein grobes Verſehen. 

$. 463. Haben ſich aber die Umſtaͤnde des 
Schuldners, oder des Unterpfandes, ſeit der ange⸗ 
tretnen Vormundſchaft verſchlimmert: ſo muß der 
Vormund auch fuͤr ein bey der Einziehung und Bey⸗ 
treibung nach dieſer Zeit begangenes maͤßiges Ver⸗ 
ſehen haften. 

F. 44. Das vormundſchaftliche Gericht, wel⸗ 
ches die Sicherheit der von dem Erblaſſer ausgelier 
benen Capitalien nach da Grundſätzen zu 
beurtheilen har, haftet dabey, wenn der Erblaſſer 
felbft ein Nechtsverſtaͤndiger war, nur für ein gro⸗ 
bes, ſonſt aber für ein maͤßiges Verſehen. 


9. 465. 
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b. 465. In dem Falle des $. 453. muß auch 
das vormundſchaftliche Amt ein moͤßiges von 
ihm bey der Einziehung begangenes Verſezen ver 
antworten. 

$. 466. Die Vormünder find schuldig, für die 
ſichere und nutzbare Unterbringung der in dem Ver. 
moͤgen der Pilegebefohfnen vorhandnen, oder dahin 
eingehenden baaren Gelder, in ſo fern dieſelben nicht 
zu nothwendigen oder andern nüßlichen Ausgaben 
erforderlich ſind, nach beſtem Vermögen Sorge zu 
tragen. 0 
$. 467. Dergleichen neue Dahrlehne ſollen nie 
mals auf Wechſel oder bloße Schuldverſchrelbun⸗ 
gen gegeben werden. 

F. 468. Iſt es dennoch geſchehen: fo muß 
das vormundſchaftliche Amt, ſobald es davon 
Kenntniß erlangt, die Wiedereinzietung ver⸗ 
ordnen. 

9. 469. Gegen dieſe Verfügung kann der 
Schuldner, welcher wiſſentlich Pupillengelder auf 
Wechſel oder Schuldſchein zum Darlehne angenom⸗ 
men hat, durch einen mit dem Vormunde verabre⸗ 
deten längeren Zahlungs; oder Auftkündigungster⸗ 
min ſich niemals ſchuͤten. 

$. 470. Der Vormund haftet für allen Scha⸗ 
den, welcher den Pflegebefohlnen aus einer ſolchen 
geſetzwidrigen Ausſeihung eniſteht. 

F. 471. Auch gegen gerichtliche Sicherheit darf 
der Vormund Capftalien feiner Pflegebefohlnen, 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Obervor⸗ 
mundſchaft, nicht ausleihen. 

9.472: Bey Prufung der Sicherheit muͤſſen der 
Vormund ſowohl, als die Obrigkeit, die gewetzn⸗ 
liche Aufmerkſamkeit eines vernünftigen Hausva⸗ 
ters anwenden. 

F. 473. Auch nach geſchebener Aus 
muß der Vormund auf die Wirthſcha 

a5 Schul 
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Schuldners, und auf die mit dem Unterpfande ſich 
{ ereignende Veränderung aufmerkſam ſeyn, und, 
bey bekannt gewordener Verſchlimmerung, die 
Auftündigung und Wiedereinzietzung des Capitals 
betreiben. 

F. 474. Geht ein dergleichen Capital ganz oder 
zum Theil verloren: fo müſſen der Vormund, und 
das vormunpſchaftliche Gericht, ein dabey began⸗ 
genes mäßiges Verſehen vertreten. 
§. 478. Iſt das Verſehen bey Beurthellung der 
f Sicherheit gegen rechtliche Grumdjüße begangen 
worden: ſo haftet das Vormundſchaftsamt vor⸗ 
zuͤglich. 

$. 476. Aufer dieſem Falle iſt der Vormund 
N zuerſt verantwortlich, 

F. 477. Bey Beurtheilung dieſer Vertretung 
darf der Regel nach nur auf den Zeitpunkt, wo das 
Capital ausgeliehen worden, geſehen werden. 

§. 478. Hat ſich aber die Sicherheit nachher ver⸗ 
ſchlimmert: ſo haftet der Vormund, wenn ihm 
dieſe Verſchlimmerung aus Mangel der gewöhn⸗ 
lichen Aufmerkſamkeit unbekannt geblieben iſt; 
oder wenn er, nach erlangter Wlſſenſchaft davon, 
in der Aufkuͤndigung und Beytreibung ein mäßiges 
Verſehen begangen hat. 

$. 479. Einem Vormund, welcher für die Sub⸗ 
ſtanz des Vermoͤgens feiner Pflegebefohlnen voll⸗ 
ſtändige Sicherheit geleiſtet hat, kann die Ausleis 
hung ihrer Capitalien, auch ohne beſondre Rüͤckfra⸗ 
ge an das vormunsoſchaftliche Gericht, uͤberlaſſen 
werden. r 

F. 480. Wegen ſolcher Capitalien, die unmit⸗ 
telbar aus dem Depofito von dem Vormundſchafts⸗ 
amte ſelbſt, und auf deſſen Mamen ausgeltehen 
worden, bleibt es bey den Vorſchriften der Drpafis 
talordnung. 


| §. 487. 


ME 
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F. 487. Auch das Erbteil der Pfegebefohlnen, 
welches bey einem ihrer Miterben ſtehen bleiben ſoll, 
muß ſicher geſtellt werden. 

F. 482: Bey Beurtheilung dieſer Sicherheit fin 
den eben die Grundſaͤtze ſtatt, wie bey Ausleihung 
neuer Capitalien. 

H. 483. Wenn jedoch Aeltern mit ihren Kindern 
ſich aus einander ſezen, und das Vermögen derſel⸗ 
ben nicht herausgeben können, ohne dadurch zur 
Fortſetzung ihres Amtes, oder zum fernern Betriebe 
ihres Gewerbes auf den bisherigen Fuß, außer 
Stand geſetzt zu werden: fo müſſen der Vormund 
und das Gericht mit eiter ſelchen Sicherheit, als 
die Aeltern nach iheen Umſtaͤnden aufzubringen ver⸗ 
moͤgend ſind, ſich begnuͤgen. 

F. 484. Eden das gilt von majorennen Geſchwi⸗ 
ſtern, welche das wäterliche Gewerbe übernehmen, 
und die minderjährigen in ihrer Pflege und Erzie⸗ 
hung behalten. 

F. 485. Dem Vormunde und den Mitgliedern 
des vormundſchaftlichen Gerichts, darf aus dem 
Vermögen der Pflegebefohlnen kein Darlehn gege⸗ 
ben werden. 

$ 486, Hat der Vormund Gelder der Pflege⸗ 
befohlnen für ſich genutzt: fo muß er dieſelben 
ſoſort, bey wechſelmuͤßiger Execution, zurück⸗ 
zahlen, und Acht vom Hundert an Zinſen enk⸗ 
richten. 

$. 487. IR der Vormund, noch ehe er zu folz 
chem Amte beſtellt worden, dem Pftegebefoßlnen 
ſchuldig geweſen: ſo kann ihm das Capital gelaſſen 
werden, wenn die Schuld ohne Widerſpruch aner⸗ 
kannt wird; bereits vollkommen ſicher geſtellt iſt; 
oder hinreichende Sicherheit dafür, ohne Abbruch 
der geleiſteten Caution, noch verſchafft werden 
kann. 


§. 488. 
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F. 488. Nach Beſchaffeuheit der Umftände, und 
des höhern oder mindern Betrags eines ſolchen dem 
Vormunde zu überlafienden Capitals, muß der 
Richter vernünftig beurtheilen: ob dem Pflegebe⸗ 
foplnen wegen dieſes Geſchaftes ein beſonderer Eur 
rator zu beſtellen ſey. 

F. 489. Die Ausleihung der dem Pflegebefohls 
nen zuſteßenden Capltalien, ſoll nur gegen den bey 
dem Eapitalsverfehre auf Grundſtücke in der Pros 
vinz gewöhnlichen Zinsſaß geſchehen. 

F. 490. An Privatperſonen ſollen dergleichen 
Capitallen zu niedrigern Zinſen als Vier vom Hun⸗ 
dert, ohne beſondere Genehmigung der dem Ver⸗ 
mundſchaftsamte vorgeſetzten Behörde, nicht aus⸗ 
geliehen werden. 

$. 491. Eine beſſere Sicherheit iſt im zweifel⸗ 
haften Falle einem höheren Zinsſatze vorzuziehen. 

F. 492. Die Einziehung der Zinſen gehört in 
der Regel zu dem Amte des Vormundes. 

F. 493. Saumſelige Zins zahler muß der Vor⸗ 
mund ſofort, und ohne daß es dazu einer beſon⸗ 
dern Anweiſung bedarf, rechtlich belangen; zugleich 
aber dem Vormundſchaftsamte davon Anzeige 
machen, und fein Gutachten über die etwa erforder⸗ 
liche Aufkuͤndigung des Capitals beyfuͤgen. 

F. 494. Sollen die Zinſen nicht dem Vormunde, 
ſondern in das Depositum, oder an einen Dritten 
bezahlt werden: ſo muß die Obrigkeit dieſes den 
Schuldnern ausdrücklich bekannt machen. 

F. 495, Dem Vormunde liegt alsdann nur ob, 
bey Gelegenheit der Rechnunglegung, nach det 
Einzahlung ſolcher Zinſen ſich zu erkundigen, und 
wenn ſie zurückgeblieben ſind, die Obrigkeit an de⸗ 
ren Beytreibung zu erinnern. 3 

F. 496. Für die Einziehung der Zinſen von 
Capitalien, die unmittelbar aus dem Depo⸗ 

ſito 
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ſito verliehen worden, muß auch die Obrigkeit allein 
und unmittelbar ſorgen. 

F. 497. Copitalsgufköndigungen des Vormun⸗ 
des find, auch ohne beſondre obervormundſchaft⸗ 
liche Approbation, in Anfehung des Schuldners 
gültig. 

. 498. Der Obrigkeit aber muß der Vor⸗ 
mund die Grunde, die ihn zur Aufkündigung ver 
anlaſſen, vortragen, und deren Approbation, oder 
wenn wegen Gefahr im Verzuge die Aufkündigung 
ſchon geschehen iſt, ihre Genehmigung einholen. 

F. 499. Die Zahlung der Capitalien kann an 
den Vormund nur in fo fern geſchetzen, als ders 
felbe zu deren Erhebung, in feiner Beſtallung, 
5 beſondre Befehle, ausdrücklich berech⸗ 
tigt iſt. 

9. soo. Außer dieſem Falle muß die Obrigkeit 
jedesmal beſtimmen, wohin und zu teilen Händen 
die Zahlung geichehen fell. 

F. Sor. Außer dem Falle des F. 493. darf kein I in Are 
Vormund, weder als Kläger, noch als Wieder et 
klaͤger oder Intervenient, Prozeſſe ohne ausdrͤck⸗ 
liche Genehmigung des Vormundſchaftsamts an⸗ 
ſtellen. 

$, Sog. Hat er es dennoch gethan, und kann. 
auch die obervormundſchaftliche Genehmigung nicht 
nachgebracht werden: jo iſt die ganze Verhand⸗ 
lung nichtig; der Vormund muß dem Gegentheile 
alle Schäden und Koſten aus eignen Mitteln erſtat⸗ 
ten, und das Gericht, welches die Klage ohne Der 
rer angenommen hat, wird der Gebühren ver⸗ 
luſti, 


2 

$. 503. Mue in Arreſtſachen, und andern ſchleu⸗ 
nigen Foͤllen, kann die Klage eines Vormundes 
ohne Deeret angenommen; es muß aber ſelbiges 


unverzüglich nachgebracht, und eine ben Lime 
0 ſtaͤnden 
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ſtaͤnden gemäße Friſt dazu von dem Gerichte be 
ſtimmt werden. 

F. 50. Wird ein Vormund als Beklagter oder 
nient in einen Prozeß verwickelt: ſo bedarf 
ir Einlaſſung keines Decrets; und auch ohne 
be find feine Verhandlungen rechtsbeſtänd! 
508. Seine Pflicht aber gegen den Pf 
fohlnen erfordert es, dem wermundſchg en 
Gerichte den geruͤgten Anſpruch ohne Zeitverluft 
anzuzeigen, und deſſen Auweiſung darüber ein zu⸗ 
holen. 

$. 506. Sind die Perſonen, welche das vor⸗ 
mun Ichaftiche Gericht ausmachen, mit denen, aus 
welchen das den Prozeß dirigirende Gericht beſteht, 
nicht völlig eben dieſeſben: fo muß der beklagte 
Vormund bey letzterm die Befolgung dieſer einer 
Obliegenheit beſcheinigen. 

F. 507. Zur Einwendung und Fortjegung der 
in den Geſetzen vorgeſchriebenen Rechtsmittel 
bedarf es keiner beſondern richterlichen Appro⸗ 
batlon. 

$. 508. Doch muß der Vormund von dem Aus: 
falle des Erkenntniſſes, und dem dagegen einge⸗ 
wendeten Rechtsmittel, dem vormundſchaftlichen 
Gerichte ſofort Anzeige machen; und dieſes iſt, wenn 
es die Beſchwerde für ungegründer hält, deren Fort⸗ 
feßung zu unterſagen berechtigt. 

H. 509. Hat der Vormund die Anzeige unter⸗ 
laſſen: fo muß er die Koſten des ſolchergeſtalt eis 
genmächtig eingewendeten und fortgeſetzten Rechts⸗ 
mittels ſelbſt tragen. 

H. 510. Doch muß ihm ein dadurch dem Pflege⸗ 
befoßlnen wirklich verſchaffter Vortheil auf dieſe 
Koſten zu gute gerechnet werden. 

§. 511. Glaubt der Vormund, ſich bey einem 
wider die Pflegebefoßlnen ausgefallenen Urtel be⸗ 
ruhigen zu muͤſſen; "fo muß er dennoch dem vor⸗ 

mund⸗ 
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mundſchaftlichen Gerichte davon ſofort Anzeige 
machen. 

§. 512. Findet dieſes bey dem Antrags des Vor⸗ 
mundes ein Bedenken: fo muß es benjelben mit na 
herer Anwelſung unverzüglich verſehen. 

F. 513. Der Vormund, welcher den Anweiſun⸗ 
gen des vormundſchaftlichen Gerichts wegen Ans. 
ſtellung oder Fortſetzung eines Prozeſſes Folge lei⸗ 
fe wird für einen nachtheiligen Ausſchlag nur in 
jo fern verantwortlich, als er ben Einziehung der 
Nachrichten ein grobes Verſehen begangen, oder ihm 
bekannte Umſtände, von denen er bey einer gewöhn⸗ 
lichen Aufmerkſamkeit wiſſen konnte, daß fie auf die 
Beurtheilung der Sache Einfluß haben wurden, 
125 vormundſchaftlichen Gerichte verſchwiegen 
at. 

H. 513. Das vormundſchaftliche Gericht haftet 
bey der ihm obliegenden rechtlichen Beurtheilung 
fuͤr ein maͤßiges Verſehen. 

. 515. Ein Vormund, welcher wider den Wil⸗ 
len des vormundſchaftlichen Gerichtes einen Prozeß 
anfangen oder fortſetzen will, ſoll zwar dazu verſiat⸗ 
tet werden; 5 

F. 516. Er haftet aber alsdann dem Pflegebe⸗ 
fohlnen aus eignen Mitteln, für allen daraus ent⸗ 
ſtedenden Schaden. 

$. 517. Die Vormuͤnder und vormundſchaſt⸗ 
lichen Gerichte ſollen andere Buͤrger des Staates 
mit unnützen, oder offenbar ungegruͤndeten Prozeſ⸗ 
fen, oder mit Fottſetzung ſolcher Rechtsmittel nicht 
beluͤſtigen. 

H. 518. Werden fie deſſen von dem Richter, vor 
welchem der Prozeß gefuͤhrt worden, ſchuldig be⸗ 
funden; fo mäffen der Vormund, und das Gericht, 
welches einen ſolchen Prozoß gebilligt hat, Straße 
und Koſten aus eignen Mitteln entrichten. 


9.519. 


| 
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§. 319. Hat der Vormund die Genehmigung 
des Gerichtes durch unrichtige oder unvollſtäͤndige 
Anzeigen dei jo treffen dieſe nachtgeiligen Fol 
gen ihn allein. 

F. 520. Hat der Vormund durch ſolche Anzei⸗ 
gen zu den unnützen, oder ungegründeten Prozeſſen 
keinen Anlaß gegeben, ſo treffen dieſe Folgen nur 
das vormundſchaftliche Gericht. 


vnd der $. 521. Ohne Genehmigung des vormund⸗ 
Bergleiche. ſchaftlichen Gerichtes kann kein Vormund galtige 
| Vergleiche ſchließen, noch auf Comptomiſſe ſich ein⸗ 
il laſſen. 
9 in Ans $ 522. Auf die Bezahlung der Schulden, wor 


Bi der mit das Vermögen des Pilrgebefoplnen behaftet 
ſchuloen; iſt, muß der Vormund ſorgfaͤltig bedacht ſeyn. 

F. 523. Unter mehrern muß er vorzüglich dieſe⸗ 

f nigen adzuführen ſuchen, die durch wirklich ſchon 

geſchehene Aufkündigung, oder durch hohen Zins: 

ſatz, oder durch ſolche dem Gläubiger eingerdumte 

Rechte, welche eine wirthſchaftliche Vermögensad⸗ 

miniſtration hemmen, dem Pflegebefohlnen am 
meiſten läſtig find, 

H. 524. Findet ſich eine beträchtlihe Schulden⸗ 
laſt; fo muß der Vormund, ohne deſondere richter⸗ 
liche Approbation, ſich auf Zahlungen an einzelne 
Glaͤubiger nicht einlaſſen, ſondern die Vorbeſchei⸗ 
dung des Gerichtes, über die wegen Erdfnung eines 
Liquldationsprozeſſes, oder ſonſt, zu negmenden 
Maaßregeln, nachſuchen und abwarten. 

$. 525. Meue Darlehne darf kein Vormund 
ohne ausßrückliche Approbation des bormundfchaft: 
lichen Gerichtes aufnehmen. 

$ 526. Wer obne dergleichen Approbation 
dem Vormunde ein Darlehn macht, dem wird 


das Vermögen des Pflegebefohlnen nur jo weit 
verhaftet 
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verhaftet, als gu Geld in den Nutzen deſſelben er⸗ 
weislich verwendet worden. 

F. 527. Unter obrigkeitlicher Genehmigung kann 
der Vormund ſelbſt ſeinen Pflegebefohlnen Dar⸗ 
lehne machen, und ſich dafür eben die Verzinſung 
und Sicherheit verſchaffen, die, unter aͤhnlichen 
Umſtänden, auch einem Fremden waͤren zugeſtan⸗ 
den worden. 

F. 328. Wegen der Grundſtͤcke der Pflegebe⸗ 
fohlnen muß der Vormund vor allen Dingen for: Gun, 
gen, daß das Beſitzrecht des Pflegebefohlnen im füdes | 
Hypottekenbuche eingetragen werde. 

H. 529. Auch muß er um die feinen Pflegebe⸗ 
fohlnen auf Sehne oder andere Geundſtücke zuſtehen⸗ 
den Rechte ſich forgfältig befümmern, und deren 
Verlautbacung und Eintragung bey der Behoͤrde 
bewirken. 

F. 530. Alle auf den Grundſtüͤcken des Pflege⸗ 
befohlnen noch eingetragene Schulden, und andre 
Meallaſten, welche nach den vorgefundenen Mache 
richten getilgt find, muß er auf gefeßmäßigen We⸗ 
gen zur Loſchung befördern. 

9. 531. Auch die wirthſchaftliche Verwaltung, 
Verdacht und Vermiethung der Grundſtuͤcke des 
Pflegebefoblnen, gehdrt zu dem Amte des Vor⸗ 
mundes. 

H. 532. Einer Anfrage bey dem vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichte bevarf es nur alsdann, wenn in der 
Art der Bewirchſchaftung oder Benutzung eine 
Haupt⸗Veroͤnderung vorgenommen werden foll. 

. 533. Soll alſo z. B. die bisherige Admini⸗ 
ſtratlon in eine Pacht, oder umgekehrt, verwandelt, 
oder ein neuer Paͤchter angenommen, oder der ab⸗ 
gelaufene Contrakt mit dem bisherigen Pächter ver⸗ 
längert werden: ſo iſt der Vormund zur Anfrage 
verpflichtet. 


alem, Geſchb. IV, Sand, 100 $ 334. 
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F. 534, Auch wenn über den gewöhnlichen 
Wirchſchafts Etat ein außerordentlicher Holz chlag 
in den Forſten vorgenommen werden ſoll, muß der 
Vormund zuvoͤrderſt daruͤber anfragen. 
| $. 535. Ob die Verpachtung der Grundſtuͤcke 
N des Pflegebefohlnen aus freyer Hand, oder durch 
Subhaftatisn geſchehen ſolle, hangt nach Bewand⸗ 
1 niß der Umſtzade, nach der Beſchaffenheit und 
\ Große der Grundſtöckes, nach dem Verchältniſſe eis 
nes geſchehenen Privatgebots zu dem bisherigen 
Ertrage oder vorhandenen Pachtonſchlage, u. ſ. w. 
lediglich von dem pflichtmaßigen Gutachten des 
Vormundes, und dem vernünftigen Ermeſſen des 
Vormundſchafts amtes ab. 

F. 536. Wird eine freywillige Subbaſtation für 
gut befunden: ſo kann das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt dieſelbe für ſich ſelbſt verfünen, wenn es auch 
ſonſt nicht der gehörige Richter der Sache 
wäre, 

$. 537. Meue Baue, Hauptreparaturen, und 
beträchtliche Melrprationen darf der Vormund ohne 
richterliche Approbation nicht unternehmen. 

F. 538. Sobald die Summe der Koften Funfzig 
Thaler überſteigt, muß das Gericht die Notthwen⸗ 
digkeit oder Mützlichkelt der Auſtalt, fo wie dem- 
nächft die erfolgte zweckmͤͤßige Verwendung, durch 
Sachverſtöndige prüfen laſſen. 

$ 539. Remiſſionen kann der Vormund dem 
Pächter in der Regel eigenmaͤchtig nicht bewil⸗ 
ligen. 

F. 540. Gleich am Anfange einer jeden Vor⸗ 
mundſchaft, zu welcher Grundſtuͤcke gehoren, muß 
ein gewiſſes Quantum feſtgeſetzt werden, weſches 
der Vo mund für ſich, und ohne Anfrage, bey ders 
gleichen Ausgaben zu Bauen, Meliorationen, und 
Memiſſionen, nicht uberſteigen darf. 


. 541. 
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$. 541. Gutseinkuͤnfte, Pacht und Miethgel⸗ 
der einzuziehen, iſt der Vormund der Regel nach 
befugt und verpflichtet. 

$. 542. Ausnahmen von dieſer Regel muß der 
Michter ausdrücklich feſtſetzen, und ſelbige den 
Schuldnern gehörig bekannt machen. 

9. 541. Denjenigen, welche dergleichen Gefälle 
zu entrichten haben, iſt der Vormund damit ohne 
Noth, und beſonders erhebliche Grunde, nachzuſe⸗ 
ben nicht berechtigt. 

$. 544. Das vormundſchaftliche Gericht muß 
bey der Meviiton der Rechnungen die darin aufze⸗ 
führten Reſte, und die von dem Vormunde ange⸗ 
gebenen Gründe der verſtatteten Machficht forgfältig 
prüfen, und, wo dieſe Grände nicht hinreichend 
find, den Vormund zur Beytreibung der Ruͤckſtande 
mit Nachdruck anhalten. 

$. 545. Die Ueberſchuͤſe von dem Vermögen 
und Einkünften der Pflegebefohlnen, welche zur 
Fortſetzung der Admimſiration nicht nothwendig 
ſind, muß der Vormund in das gerichtliche Depo⸗ 
ſitum abliefern, aber dem Gerichte anzeigen, wie 
er ſelbige zinsbar unterzubringen, oder ſonſt nutz⸗ 
bar anzulegen gedenke. 

$. 546. Wie ein Vormund, welcher dergleichen 
Ueberſchüſſe ſelbſt nutzt, zu beſtrafen ſey, iſt oben 
verordnet. (5. 486.) 

$. 547. läßt der Vormund dergleichen Ueber⸗ 
ſchuͤſſe länger als Sechs Wochen bey ſich ungenutzt 
liegen; ſo muß er dieſelben, von dieſem Zeitpunkte 
an, lauduͤblich verzinſen. 

F. 848. Ein Vormund, der Gelegenheit hat, 
die im gerichtlichen Depoſito liegenden, oder nur 
gegen bankmaͤßige Zinſen ausgethanen Gelder 
feiner Pflegebefohlnen, ohne feinen eigenen Scha⸗ 
den, ſicher unterzubringen; und es dem Vor⸗ 

Aa aa 2 mund⸗ 


Lefendtes 
wegen d. 
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mundſchafsamte nicht anzeigt, haftet für den Aus⸗ 
fall an den Zinſen. 
§. 549. So wenig det Vormund ohne beſondere 


lichen Gerichts die 


nig darf er die 
Zung, mit Reallaſten 6 

F. 550. Undewegliche Güter der Pffegebef. 
nen, und was denſelben in Richten gleich geachtet 
wird, duͤrfen ohne wich en, ohne Um: 
terſuchung und Genehmigung d vormun 
ſchaſtlichen Gerichts, und ohne iche Sub⸗ 
haſtation nicht verkauft, over veraͤußert 
werden. 
§. 551. Wichtige U ſachen der Veräußerung 
find, wenn Gläubiger auf ihre Bezahlung dringen, 
welche weder aus dem Übrigen Virmbgen brfrier 
digt, noch zur Geſtattung eines Judults rechtlich 
angepalten werden loͤnnen; 

§. 552. Ferner, wenn dergleichen Güter in el: 
nen ſo großen Verfall gerathen ſind, daß zu ihrer 
Wiederherſtellung das übrige Vermdgen nicht hin: 
reichen würde, und das Grundſtüͤck ſelbſt über Zwey 
Drittel ſeines Werths werden 
mußte; 

85 553. Ucberheaupt, wenn erhelfet, daß durch 
deren fernere Beybehaltung das Vermögen der Pfle⸗ 
gebefohfnen in Zukunft einen beträchtlichen Abbruch 
erleiden würde. 5 

F. 554. Juwelen und 
außer den 5. 881533. bei 
wegen eines dem P 
ſchoffeuden erheb: 
des vormun 
werden. 

9. 555. Auch iſt Veräußerung wegen eines 
erheblichen Nutzens zulaßg, bey Hauſern; Lands 

guͤtern, 


barkelten können, 
ten Fällen, auch 
en dadurch zu ver⸗ 
ens, unter Genehmigung 
Gerichts, veedzͤußert 


aftlichen 
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gätern, die nicht adliche Rechte haben; Gärten, 
Weinbergen, Zetenen, Juen und andern Ge⸗ 
recheigfeiten, die nicht Pertinenzftürfe eines adli⸗ 
chen Gutes ſind; bey Bergantheilen, die noch 
keine Ausbeute tragen; ingleichen bey einzelnen 
Geundſtücken, die weder Pertinenzſtͤͤcke eines ads 
lichen Gutes ſind, noch mit der Bewirthſchaf⸗ 
tung deſſelben in einer natüͤrlichen Verbindung 
ſtehen. 


Doch muß bey ſolchen Veraͤußerungen, 
) außer dem Decrete des vormundſchaftli⸗ 
richts, zugleich die Genehmigung der dies 
fen Gerichte unmittelbar vorgeſeßten höhern In⸗ 
ſiau; hinzukommen. 

37: Diele Höhere Inſtanz haftet bey vers 
ſagter Genehmigung niemals, und bey ertheilter, 
nur für ein grobes Verichen. 

H. 558. Auch adliche Güter, und andere in dem 
F. 535. nicht mit begriffene Immobilien, können 
wegen eines erheblichen Nutzens fuͤr die Pflegebe⸗ 
fotinen veräußert werden. 

9. Es müffen aber alsdann die zwey naͤch⸗ 
fen Anverwandten des Pflegebefohlnen darüber mit 
ihrem Gutachten gehört, und die Genehmigung 

6 Juſtizdepartements nach Maaßzabe $. 556. 557. 
eingebeblt werden. 

H. 560. Hat der Pflegebefohlne das achtzehnte 
Jahr zurückgelegt: fo if derſelbe in allen Fallen, 
wo eine Veräußerung unbeweglicher Guter des 
bloßen Mutzens wegen erfolgen ſoll, mit feiner Er⸗ 
klärung zu vernehmen. (H. 538. 558.) 

F. 561. Widerſpricht ein folder Pflegebefohlner 
dieſer Veräußerung: fo kann dieſelbe nicht ſtatt 

nden. 
N F. 562. Zerfiädungen ganzer Güter, wegen ei⸗ 
s bloßen davon gehofften Nutzens, find in keinem 
Falle zuldßlg⸗ 


Aaaa 3 9. 863. 
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$. 563. Eine Veräußerung it alsdann für nuͤtz⸗ 
lich zu achten, wenn der dem Pflegebefohlgen da⸗ 
durch zu verſchaffende Vortheil, eine nach wirth⸗ 
ſchaftſichen Geunoſotzen aufgenommene Taxe 
des Geundſtücks wenigſtens um Ein Viertel uͤber⸗ 

igt. 

5 F. 564. Hat der Etblaſſer der Pflegebefotlnen 
die Veräußerung ſelbſt verordnet: ſo bedarf es kei⸗ 


ner weitern Unterfuchung über die Muͤtzlichkeit der, 


ſelben. 

§. 565. Hingegen macht die bloße Erlaubniß 

des Erblaſſers dieſe Unterſuchung nicht uͤber⸗ 
uͤſſig. 

8 $. 566. Einem vollſöhrigen Miteigenthhmer 

kann auf die Teilung, und zu dem Ende auf die 

Verdußerung des Grundſtäcks zu dringen, nicht gez 

wehrt werden. 

$. 567. Auch der Vormund iſt berechtigt, un⸗ 
ter obervormundſchaftlicher Approbation auf die 
Veraͤußerung des gemeinſchaftlichen Grundſtuͤcks 
anzutrogen; wenn erhellet, daß die Fortſetzung der 
Gemeinſchaft dem Pflegebefohlnen ſchadluͤch ſeyn 
wuͤrde. 

§. 868. Sobald das vormundſchaftliche Gericht 
die Veräußerung genehmigt hat, muß der Richter 
der Sache, auf Anmelden des Vormundes, mit 
der Taxe und Subhaſtation verfahren; chne daß 
es von feiner Seite einer beſondern Unterſuchung 
oder Approbation bedarf. 

F. 569. Hat der Erblaſſer verordnet, daß das 
Grundſtück einer gewiſſen Perſon für einen beſtimm⸗ 
ten Preis zugeſchlagen werden ſolle: fo bedarf es, 
wenn dieſe das Gut anzunehmen erbötig iſt, weder 
einer Taxe noch Subhaſtation. 

$: 570. Aeußert ſich aber eine nicht offenbar 
un gegründete Beſorgniß, daß unter einer ſolchen 
Verordnung eine Verkuͤrzung der Pflegebefohte 

nen 
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nen in einem ihnen zukommenden Pflichteheile ver⸗ 
borgen liegen möchte: jo muß mit Aufnehmung der 
Taxe verfahren werden. 

H. 57 T. Beſtätigt der Ausfall der Taxe dieſe Bes 
ſorgniß: fo muß der Beguͤnſtigte entweder fo viel, 
als zur Erganzung des Pflichttheils erforderlich iſt, 
zu dem vom Erblaffer beſtimmten Preiſe zulegen; 
oder ſich gefallen laſſen, daß das Gut durch Sub⸗ 
baſtation, bey der ihm bloß, gleich Andern, nit 
zu bieten frey ſteyt, dem Meiſtbietenden überlaffen 
werde. 

F. 572. Hat ber Erblaſſer den Verkauf befoh⸗ 
len, die Subhaſtation verboten, daben aber keien 
gewiſſen Werth des Grundſtücks beſtimmt: fo kann 
das Grundſtuck, aus freyer Hand, nicht unter der 
Taxe veraͤußert werden. 

§. 573. Steht dergleichen Gebot aus frener 
Hand nicht zu erhalten: ſo muß die Subbaſtatien 
erfolgen. 

$. 574. Die Subhaſtation iſt nicht nethwendig, 
wenn bey einer Theilung unter mehrere Miterben 
das Grundſtück von den Pflegebefohlnen ſelbſt, un⸗ 
ter richterlicher Approbation, übernommen werden 

6. 575. Dieſe Vorſchrift findet aber nicht An⸗ 
wendung, wenn unter den übrigen Miteigenthuͤ⸗ 
mern ebenfalls Pflegebefohlne find. 

$. 576. Ferner bedarf es keiner Subhaſtatjon, 
wenn ein Miterbe das Grnudſtlck für die Taxe an⸗ 
nehmen will; und dabey dem Pflegebefohlnen Vor⸗ 
theile anbietet, die derſelbe don einem Fremden 
nicht zu erwarten hat. 5 

$. 377. Auch ein Gebot unter der Taxe kann in 
dieſem Falle angenommen werden, wenn die dem 
Pflegebefohlnen angetragenen Vorthelſe den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Gebot und Taxe an Erheblichkeit 
überfleigen, 

Aa aa 4 S. 878. 
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$. 578. Der Vereinigung mehrerer majorennen 
Miterben, wornach das Grundſtuͤck einem unter 
ihnen, oder einem Dritten, aus freyer Hand zu⸗ 
geſchlagen werden ſoll, muß der Vormund der Re⸗ 
gel nach beytreten. 
79. Er kann und muß aber auf Subhaſta⸗ 
tion deingen, wenn das Gebot die Taxe nicht erreicht, 
oder beſondere Umftände die Beſorgniß eines Mach⸗ 
theils für den Pileschefohfnen begründen. 
f H. 580, Der Vormund muß alſo in einem fol: 

chen Falle (H. 378.) die Richtigkelt der aufgenom⸗ 

| menen Tore mit vorzuͤglicher Sorgfalt prüfen. 
! I $. 581. Sollte ſich in der Folge finden, daß der 
| 


Uebernehmer des Guts den übrigen Intereſſent en, 
außer dem gebotenen Preiſe, noch gewiſſe Neben⸗ 
vortheile heimlich zugeſtanden habe: jo muß er dem 
Mflegebefohlnen das doppelte von dem Betrage des: 
jenigen, was der am meiſten begünstigte Mitinter⸗ 
] eſſent an ſolchen Mebenvortheilen erhalten hat, vers 
guͤten. 8 
$. 582. Iſt er dazu nicht vermoͤgend: ſo werden 
die uͤbeigen Jutereſſenten ſolcher mit dem Schaden 
der Pflegebefohlnen ſich verſchafften Nebenvorthelle 
zu deren Beſten verlustig. 
$. 583. Hat der Erblaſſer ſelbſt einen Preis des 
Grundſtucks beſtimmt; fo darf der Vormund ein 
minderes Gebot niemals annehmen, ſo oft die Ver⸗ 
1 1 des bloßen Nutzens wegen geſchehen 
oll. 
| 
| 
| 


$ 584. Nothwendige Verzußerungen konnen 
durch eine von dem Etrblaſſer geſchehene Beſtim⸗ 
mung des Preiſes nicht aufgehalten werden. 

F., 88 5. Außer den $. 569+ 883. beſtimmten Faͤl⸗ 
len, iſt die Veräußerung unbeweglicher Güter der 
| Pflegebefohlnen, wenn fie ohne Subhaſtation ge 
| 
| 


ſchehen, nichtig. 
$. 386. 
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F. 386. Sollten jedoch außerordentliche Fälle 
vorkommen, wo den Pflegebefohlnen bey einem 
Verkaufe aus freyer Hund offenbare Vortheile, die 
bey einer gerichtlichen Subhaſtation nicht zu erwar⸗ 
ten ſtaͤnden, verſchafft werden könnten: fo fell das 
Juſlizdevartement, auf den Antrag des vormund⸗ 
schaftlichen Gerichts, nach gehörig gepruͤfter Sache, 
von der Nothwendigkeit einer Subhaſtation zu di⸗ 
foenfiren berechtigt feyn, 

$ 587. Der Käufer eines Pupillengutes, bey 
deſſen Subhaſtation die geſetzlich nothwendigen 
Forwlichkeiten beobachtet; oder dem das Gut in 
einem der vorſtehend beſtimmten Fälle, (F. 569. bis 
386.) unter Genehmigung der Behoͤrde aus freyer 
Hand zugeſchlagen worden, erlangt ein unwider⸗ 
rufliches Eigenthum; wenn gleich bey Beurthellung 
der Nothwendigkeit oder Nützlichkeit die Veraͤuße⸗ 
rung, bey Aufnehmung der Taxe, oder ſonſt, von 
dem Vormunde oder vormundſchaftlichen Gerichte 
‚gefehlt worden. 


F. 588. Vielmehr bleibt alsdann dem Pflegebe⸗ 
fohlnen, tegen des durch eine ſolche Veräußerung 
erlittenen Schadens, nur der Regreß an den oder 
dieſenigen, welchen, nach Maaßgabe eines ven ih⸗ 
nen zu vertretenden Verſehens, die Schuld davon 
zur Saft faͤlt, nach den oben beftimmten Grund: 
fügen vorbehalten. 

F. 589. Iſt aber die Veräußerung nach Vor⸗ 
ſchrift 8. 585. nichtig, fo iſt der geweſene Pflegebe⸗ 
fohine, gegen Zuruͤcknahme des Guts, dem Uleber⸗ 
nehmer das von ihm gezahlte Kaufgeld nur ſo weit, 
als daſſelbe in den Nutzen des Pflegebefohlnen wirk⸗ 
lich verwendet worden, zu erflatten verbunden. 

„590. Wie es wegen der Nutzungen, Ver⸗ 
beſſerunetn und Verſchlimmerungen zu halten 
fen, haͤngt daven ab: in wie fern derjenige, wel⸗ 

2 Aaaa 3 cher 
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cher das Gut an den Pfegebefohlnen zuruͤckgeben 
muß, nach allgemeinen Grundſaͤtzen für einen red⸗ 
lichen oder unredlichen Beſitzer zu achten iſt. 
H. 591. Wegen des dem Pflegebefehlnen aus 
der Veräußerung erwachſenen Schadens, den er 
| von dem Befißer nicht erlangen kann, bleiben 
demſelben feine Richte gegen den, welcher an 
ben: nichtigen Veräußerung. ſchud iſt, vorbe⸗ 
galten. 
3 H. 592. Die Verhältniſſe zwiſchen dem Inhaber 
9 der Sache, welcher ſie zurückgeben muß, und dem 
1 1 durch welchen die Veräußerung geſche⸗ 
„ſiad nach den allgemeinen Vorſchriften von 
9 und von Gewaͤhrsleiſtungen zu bes 
x urtheilen. 

F. 593. Das Recht des Pflegebefohlnen, die 
nichtig geſchehene Veraͤußerung zu widerrufen, 
geht verloren, wenn er dieſelbe, nachdem er der 
Vormundſchaft entlaſſen worden, ausdruͤcklich oder 
ſtillſchweigend genehmigt hat. 

$ 594. Für eine ſtillſchweigende Genehmigung 
iſt beſonders zu achten, wenn der Pflegebefohlne die 
Bezahlung der ruͤckſtaͤndigen Kaufgelder annimmt, 
oder wenn er die verkaufte Sache von dem Beſitzer 
pachtet; 

595. Ferner, wenn er die durch einen laͤſti⸗ 
gen Wercrag veräußerte Sache binnen Zehn Jahren 
nach aufgehobner Vormundſchaͤſt nicht zurück 
fordert. 

F. 596. Daß der Pflegebefohlne des veräußern: 
den Wörmundes Erbe geworden, ſchließt ihn von 
der Rückforderung nicht aus: ſondern verpflichtet 
ihn nur zur Schadloshaltung gegen den Ueber: 
nehmer, fo welt, als der Erblaſſer dazu verbun: 
den war. 


9. :97- 
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F. 397. Das Vermögen der Pflegebefohlnen wezen des 
kann auch zum Ankaufe unbeweglicher Güter ver: Bagel, 
wendet werden. des 

$. 898. Doch iſt daben eine vorzügliche ſorg⸗ 
fäftige Prüfung der durch dergleichen Ankauf dem 
Pflegebefoblnen zu verſchaffenden Vortheile, for 
wohl von Seiten des Vormundes, als des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichtes, erforderlich. 

F. 599. Eine ſichere zinsbare Unterbringung 
der Gelder des Pflegebefohlnen iſt dem Ankaufe 
von Grundſtücken vorzuziezn, wenn nicht von letz; 
terem beſondere Vorthelle mit überwiegender Wahr: 
ſcheinlichkeit zu hoffen find. 

$. 600. Wenn der Vormund einer verheirathe: 2) Wegen 
ten Frauensperſon, mit Genehmigung des Vor⸗ ee 
mumtjchafteamtes, rathſam finder, derſelben eine Peu nad 
Penſion aus einer öffentlich angeordneten Wittwen⸗ Venſtoven z 
veroflegungsanſtalt zu verfichern: fo muß ihr Ehe: 
mann fich die keiſtung des Beytrages aus den Ein⸗ 
fünften ihres Vermögens gefallen laſſen. 

§. 601. Kann und will er aber der Ehefrau 
eine gleich gute und ſichere Verſorgung auf andere 
Art anweiſen: ſo muß der Vormund von ſeinem 
Vorhaben abſtehn. 

$. 602. Pachtungen zu übernehmen, und eine 8) Wegen 
Handlung anzufangen, ſoll keinem Pfiegebefohlnen nager e 
geſtattet werden. Pachtun⸗ 

. 603. Iſt der Vater waͤhrend des Saufes einer dens 
Pachtzeit verſtorben: ſo darf der Vormund ſeiner 
binterlaffenen Erden die Pacht in der Regel nicht 
länger fortſezen, als er dazu nach dem Inhalte des 
Contracts, oder nach Vorſchrift der Geſetze ver⸗ 
pflichtet iſt. (Th. 1. Tit. XXI. F. 366. faq.) a 

F. 604. Binde der Vormund eine fortzufüh⸗ 
rende, oder auch eine neu einzugebende Pach⸗ 
tung vortheilhaft; und bat der zu Geſchäften die 
fer Ait erzogene Pflegebefohlne das . 

jahr 
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Jahr zuruͤckgelegt: ſo kann dadurch der Antrag auf 
Majorennitätserklaͤrung begründet werden. 


H wegen §. 605. Das Vermoͤgen der Pflegebefohlnen 

1 fol zur Anlegung einer neuen Handlung nicht ver⸗ 

eder fort, wendet werden. 

Kü n F. 606. Iſt eine ſchon ertichtere Handlung von 

Klon. dem Erblaſſer auf den Pflegebefohlnen gediehen: 
ſo muß, zur Beſorgung der dahin eluſchlagenden 

Angelegenheiten, ein handlungskundiger Vormund 


beflelit werden. 


$. 607. Ob dieſem Vormunde noch ein ſachkun⸗ 
diger Beyſtand zuzuordnen fen, bleidt nach der 
Beſchaffenheit und dem Umfange der Handlung, 
und nach Bewandniß der übrigen Umftände, 
dem Ermeſſen des vormundſchaftlichen Gerichts 
uberlaſſen. 

$. 608. Iſt eine Mutter vorhanden, welche 
ſelbſt dem Handlungegeſchäfte vorzuſtehen fähig 
und geneigt iſt: fo bedarf es, außer dem Sachkun⸗ 
digen Vormunde, keines weitern Beyſtandes. 

§. 609. Zu dersteichen Vormündern und Beh⸗ 
ſtaͤnden darf das Gericht keine ſolche Perſonen 
wählen, von denen ein Mißbrauch der Hard: 
lungsgeheimniſſe des Pflegebefohlnen zu befürch⸗ 
ten wäre. 
| $. 610. Sind taugliche Subfeete unter den 
i Verwandten des Pflegebefohlnen anzutreffen: fo 
muͤſſen dieſelben Fremden vorgezogen werden. 
1 . 611. Auch die Beyſtaͤnde müſſen, zur gewiſ⸗ 
| fenhaften Wahrnehmung des Beſtens der Pflege⸗ 
befohlnen in ihren Handlungsangelegenbeiten, 
feyerlich verpflichtet werden. 
at der Erblaſſer die Fortſetzung der 
g ausdrücklich verordnet: fo muß feinem 
in allen Stuͤcken fo lange nachgelebt wi 
ven, als nicht neue Ulnſtaͤnde, welche die Fe 

ſeßung 
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ſeßung fur den Pflegebefohlnen bedenklich machen, 
zum Verſchein kommen. 

F. 613. Hat der Erblaſſer den Pflegebefohlnen 
nur den ihnen ſchuldigen Pfiichtthell hinterlaffen; 
fo find der Vormund und das Gericht an feine 
Diſpoſition wegen Fortſetzung der Handlung nicht 
gebunden. 

9.614. Hat der Erblaſſer die Aufhebung der 
Handlung verordnet: fo muß feinem Willen in 
allen Fallen Folge geleiſtet werden. 

F. 615. Hat der Erblaffer Über die Fortſetzung 
oder die Aufhebung der Handlung nicht verfügt: ſo, 
muß das Vormundfhaftsamt Einen oder Zwey 
Sochverſtoͤndige ernennen, und beſonders ver⸗ 
pflichten, welche mit Zuziehung des Vormundes, 
und Eines oder Zweyer der nächſten am Orte 
oder in der Provinz befindlichen Verwandten, 
die Umſtände genau prüfen, und ihr Gutachten 
ob die Handlung fortzuſetzen, oder aufzuheben ſey, 
abgeben mͤͤſſen. 

9. 616. Bey der Auswahl dieſer Sachperſtaͤn⸗ 
digen muß der Richter die Vorſchrift des F. 609. 
beobachten. 

. 617. Bey der Prüfung muß ſowohl auf den 
Zuſtand und die Verfaſſung der Handlung ſelbſt, 
als auf das Alter und die Fähigkeiten des Pfleger 
befohlnen, je nachdem vermöge derſelben nd 
here oder entferntere, oder gar keine Ausſich⸗ 
ten, daß er die Handlung kuͤͤnftig werde über: 
nehmen können, vorhanden find, Ruͤckſicht ger 
nommen werden. 

9.618. Auch die Eigeuſchaften, Zuverläͤßig⸗ 
keit, und ubrigen Umſtände derjenigen Perfon, 
welche im Falle einer Fortſetzung den Geſchaͤften 
vorſtehen wurde, find dabey in Betrachtung zu 
ziehen. 


9. 619. 
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§. 619. Stimmen die Sachkundigen und der 
Vormund in ihren Gutachten überein: ſo dient 
dieſes Gutachten dem Vormundſchaftsamte ledig⸗ 
lich zur Richtſchnur. 

F. 620. Sind aber die Meinungen der Sach: 
kundizen und der Verwandten verſchieden: fo 
muͤſſen andre Sachkundige ernannt, und es muß, 
mit deren Zuziehung, die Prüfung von dem 
Vormunde und den Verwandten wiederholt 
werden. 

H. 621. Treten dieſe neue Sachkundige dem 
vorigen be ſo giebt die Meinung des Vormun⸗ 
des den Ausſchlag. 

$. 622. Stimmen aber die neuen Sachkundi⸗ 
gen mit den Verwandten überein: ſo muß die 
Sache nach dem Aatrage der letztern entſchieden 
werden. 

F. 623. Wenn auch hiernach die Fortſetzung 
der Handlung beſchloſſen worden: fo kann doch 
dieselbe zu allen Zeiten wieder aufgehoben wer⸗ 
den, ſobald aus der jährlich einzureichenden Bas 
lance ſich ergiebt, daß Schaden daben heraus- 
komme; und nicht etwa, nach dem Gutachten 
des Vormundes und ſeines Beyſtandes, ein den⸗ 
ſelben uͤberwiegender Vortheil in der Folge mit 
einem vorzuͤglichen Grade von Wagrſcheinlichkeit 
zu erwarten iſt. 

F. 624. Die Fortſezung der Handlung ges 
ſchieht durch einen Diſponenten, unter Aufſicht des 
Vormundes. 

H. 625. Hat der Erblaſſer einen Disponenten 
zur Fortietzung der Hanslung ausdrücklich er⸗ 
nannt: fo muß derſelbe beybehalten, und nicht 
ohne die erheblichſten Grunde verändert werden. 

H. 626. Außer dieſem Falle muß der Vor⸗ 
mund, wegen Beybehaltung der bisherigen, oder 
Beſtellung eines neuen Diſponenten, dem vor⸗ 

mund⸗ 
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mundſchaftlichen Gerichte pflihrmäßige Vorſchlaͤge 
machen. 

$ 627. Der Vormund muß durch fleſßige Re⸗ 
viſſon der Bücher, und Nachſehung der Correſpon⸗ 
denz, von dem redlichen, ordentlichen, und vor⸗ 
ſichtigen Betriebe des Diſponenten ſich übers 
zeugen. 

H. bag. Bey beſonders wichtigen und bedenkli⸗ 
chen Vorfällen muß der Vormund das Gutachten 
der Beuſtan de einholen, und die Genehmigung des 
Gerichts nach nchen. 

F. 629. Dies muß beſonders geſchehen, wenn 
die Perſon des Diſponenten oder der Gegenſtand 
des Handels verönverrz oder zur Erlangung eines 
beſondern Vortheils, ein ſonſt bey dieſer Art von 
Handlung nicht gewönnuches Riſico uͤbernommen; 
oder dos Haudlungscapttal aus dem ubrigen Ver⸗ 
mögen der Pflegebefotz nen verſtäͤrtt werden ſoll. 

$. 630. Credit zu geben und zu nehmen, iſt der 
Diſponent in fo weit ohne Ruͤckfrage berechtigt, als 
es zum ordinairen Betriebe der Handlung gehöre, 
und aus dem in der Handlung ſteckenden Capltale 
befteitten werden kann. 

F. 631. Sollen aber fremde Capitalien zum Bes 
hufe des Handlungsverkehrs aufgenommen werden; 
fo muß der Diſponent mit dem Vormunde und deſ⸗ 
ſen Beyſtande Rüͤckſprache nehmen. 

H. 632. Iſt keine Gefahr im Verzuge: fo muß 
zuvörderſt bie Approbation des Gerichts eingehohltz 
ſonſt aber demſelben von dem aufgenommenen Dar⸗ 
lehne Anzeige gemacht; und in einem, ſo wie in 
dem andern Falle, die Nätzlichkeit der Verwendung, 
nebſt der Art und Zeit der Wiederbezahlung nach⸗ 
gewieſen werden. 

$. 633. Soll die Handlung nicht fortgeſetzt 
werden: jo muß der Vormund ſich Mühe geben, 

jemanden 


— 
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jemanden a 
| > n 


Schu den 7 
Randi gemürbigt 
9. 635. Sonſt der 
116 laſſung, außer d. 
batlon, keiner Sol enn 
N H. 636, Auch Grundſtuͤcke, die mit der Hat 
i lung untrennbar verbunden find, können einem e 
chen Uebernehmer ohne foͤrmliche Subtaſtation zus 

geſchlagen werden. 


der Handlung im & Kr 0 muß der 
| Verkauf der Waden, und die Ei 
| Schulden, durch den Diiponenten unter Auf fſicht 
Hl des Vormundes beſorgt werden. 
§. 638. Dabey iſt Überall nach Faufmännifcher 
Handlungsweiſe zu verfi d neue Geſchaͤfte 
dürfen nur in fo fern, als ohne ſelbige die Beendi⸗ 
I gung der alten entweder gar nicht, oder nur mit ers 
heblichem Schaden des Pflegebefohnen zu bewir⸗ 
ken ſeyn wuͤrde, unternommen werden. 
$. 639. Hat der Erblaffer der Plegebefohlnen 
zur Zeit ſeines Ablebens mit einem Andern in eis 
ner Handlungsgeſellſchart geſtanden: fo beſtimmen 
| } der Inhalt feiner Ießtwiligen Verordnung, die 


Vorſchriften des Eonkracts, und in deren Erman⸗ 

gelung die Geſetze: ob und wie eine ſolche Come 

pagniehandlung fortgeſetzt oder aufgehoben werden 
muͤſſe. 

$- 640, Hängt die Fortſetzung oder Aufhebung 

von dem  freyen Entſchauſſe des Vormundes 

und 
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und vormunsdſchaftlichen Gerichts ab: fo müffen 
dieſe nach den Borſchrſten F. 617. lag. ih achten. 

H. 641, So weit durch rechtsbeſtandige Berab⸗ 
redungen, oder Verordnungen des Ecblaſſers, der 
Vormund von der Einmiſchung in die foetzußtzende 
Societärs handlung nicht auegeſchloſſen iſt, hat er 
daben eben die H. 627. Id. ihm beygelegten Rechte 
und Pflichten. 

$ 642. Eden fo muß der die Handlung fort⸗ 
ſetzende Geſellſchafter, in Rackſicht auf den Vor⸗ 
mund und das Gericht, dasjenige beobachten, 
was §. 628 632. dem Diſponenten vorgeſchrle⸗ 
ben if. 

F. 633. Erbſchaften, welche den Pflegebeſohle 10) weten 
nen waͤhrend des kaufes der Vormundſchaft zufafs dige m 
len, kann der Vormund ohne beſond re Appee 

tion, jedoch nur mit dem Vorbehalte der Recht 
wohlrhat des Indentarii, antreten. 
F. 64. Soll eine Erbſchaft ausdräcklich ohne 
Vorbehalt angetreten, oder ausbrädlich abgelehnt 
werden; ſo iſt dazu die Approbation des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts nothwendig. = 

$. 645. In jedem Falle muß der Vormund der⸗ 
gleichen Anfall dem Gerichte ſofort anzeigen, und 
biernachſt demſelben das aufgenommene Inventa⸗ 
rium vorlegen. 8 

$. 646. Wegen Ausmittelung, Regulirung, 
Sicherſtelung, und Verwaltung einer ſolchen 
Erbſchaft, ingleichen wegen Bezahlung der 
Schulden, finden alle wegen bes, urjpränalichen 
Vermögens der Pflegebefohlnen in dem gegen⸗ 
wärtigen Abſchnitte ertheilte Vorſchriften Ans 
wendung. 

F. 647. Jeder verwaltende Vormund iſt von Rech, 
feiner Verwaltung alläbrig Rechnung abzulegen, auge 
und dieſelbe ſpärſtens innerhalb Dreyer Monathe Vormundes, 

Allgem, Gefegd. V. Band. Bbb b nach 


rbſchaft. 
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nach dem Ablaufe des Nechnungejabres, bey dem 
vormundſchaftuchen Gerichte einzureichen ver⸗ 
bunden. 

$ 648: Wenn mehrere Vormünder gemeinſchaft⸗ 
lich adminiſtritt haben: fo muß von ihnen gemein⸗ 
ſchaftuch Rechnung gelegt werden; wenn fie auch 
die Verwaltung durch ein Privarabfommen unter 
ſich getheilt hätten, 

F. 649. It Einem von ihnen nur ein gewiſſes 
Fach der Adminiſtration von dem Erblaſſer, oder 
von dem Richter angemielen: fo iſt er auch nur dar⸗ 
Über Richnung zu legen verbunden. 

H. 650. IR zwar die Verwaltung unter meh⸗ 
tert Vormönder getheilt; Einem aber die Haupt 
direction übertragen: fo muß dieſer aus den Spe⸗ 
cialrechnungen der Nebenvormuͤnder die Hauptrech⸗ 
nung formiren, und einreichen. 

$. 651. Bey geringern Vormundſchaſten kann, 
wenn die Rechnung des erſten Jahres gelegt und 
abgenommen iſt, der Termin fuͤr die folgenden auf 
Zwey bis Drey Jahre beſtemmt werden. 

$. 652. Sind die Einkünfte des Vermoͤgens der 
Mutter, oder einem Dritten, oder auch dem Vor⸗ 
munde ſelbſt, gegen die Erziehungs- und De 
pflezungskoſten, in Pauſch und Bogen überlaffe 
ſo vertritt ein alljaͤhrig beyzubringender Nachweis 
von der Subſtanz des Vermoͤgens die Stelle der 
Rechnung. 

9. 653. Bey Handlungen dient die alliährig 
durch einen vereideten Buchhalter aus den Büchern 
gezogne, und von dem Vormunde, nach vorherge / 
gangener Reviſton, als richtig atteſtirte Balance 
ſtatt der Rechnung. 

. 654. Dergleichen Balance muß von dem Rich⸗ 
ter eben ſo verwaßrt werden, wie in Anſetzung des 
Inventaru verordnet it, 


9. 655. 
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$.635. Das Javentariun oder Verzeichniß, 
nach welchem dem Virwunde das Vermögen übers 
geben worden, iſt die Grundlage der Rechnung. 

F. 686. Da; ag deſſelben, und des et⸗ 
wonigen Thellungsteceſſes, muß bey jeder Rech⸗ 
nungslegung der Zuſtand des Vamdgeus, wie er 
ſich am Anfange, und beym Abſchluſſe der Rech⸗ 
nung verhalten bar, nachgewieſen werden. 

$. 65) Die Rechnung muß ein volltändiaes 
Verzeichniß aller in dem Richnungefahre vorgefalle⸗ 
nen Einnahmen und Ausgaben enthalten. 

F. 658. Auch die auf uamitt baren Befehl des 
Gerichts erfolgten oder durch das Deppfum- deſ⸗ 
ſelben gegangnen Einnahmen und Ausgaben, mäf 
ſen in der Rechnung mit aufgeführt werden. 

§. 659. Das Gericht muß daher dem Vor⸗ 
munde von dergleichen Zahlungen die erforderlichen 
Nachrichten und Extracte in Zeiten milth eilen. 

F. 660. Die Richtigkeit der Einnabme und Aus⸗ 

gabe muß durch Beläge, Quſttungen, oder ans 
dre Beſcheinigungen, nothdurftig nachzewieſen 
werden. 
FS. 661. Ueberhaupt hat der adminiſtrirende Vor⸗ 
mund, bey Führung und Ablegung der Rechnung, 
alles zu beobachten, was dabey einem Verwalter 
fremder Guͤter vorgeſchrieben iſt. (Th. I. Tit. XIV. 
Abſchn. ll) 5 

§. 66a. Das vormundſchaftſiche Gericht iſt ſchul⸗ 
dig, den Vormund zur Rechnungslegung von 
Amts wegen an zuhalten, und die gelegte Rechnung 
ſorgfaltig zu prüfen. 

9. 663. Dieſe Pruͤfung muß ſowohl auf die 
Richtigkeit der Rechnung noch den Regeln der 
Rechenkunſt, und der Belege: * auf den Inhalt, 
die Beſchaffengeit und Mützlichkeit der vorgefal⸗ 

Bbdb a lenen 


1116 Zweyter Theil. Achtzehnter Titel. 


lenen Geſchͤͤfte, in Einnahme und Ausgabe, ges 
richtet ſeyn. 

$. 664. Iſt ein Ehrenvormund beftellt: jo muß 
demſelben von Einlangung der Rechnung, und 
dem bevorſtehenden Termine zu deren Ab⸗ 
N nahme, von Amts wegen Nachricht gegeben 
werden. 

§. 665. Der Eghrenvormund iſt berechtigt, die 
Rechnung nachzuſehen, und Ausſtellungen dagegen 
zu machen. 

F. 666. Beſonders iſt er bey der Abnahme der⸗ 
ſelben ſchuldig, das Beſte der Pflegebeſohlneu zu 
beobachten. 

8.667. Für die Berichtigung der dem Vor⸗ 
| munde gezogenen und von ihm nicht gehobenen 

Defecte, muß der Richter von Amts wegen 
ſorgen. 

F. 668. Was wegen der Einziehung der Ueber⸗ 
ſchuͤſſe verordnet iſt, muß auch wegen der aus der 
Mechnung ſich ergebenden Caſſenbeſtaͤnde beobachtet 
werden. (f. 545, 109.) 

H. 669. In Anſetung des Caſſenbeſtandes, und 
ſolcher Defecte, deren Richtigleit der Vormund an- 
erkennt, kann das vormundſ ihaftliche Gericht nö⸗ 
thigenfalls die Execution verfügen, ohne daß es 

darüber eines förmlichen Prozeſſes bedar 
10 F. 670. Steht der Vormund unter einer andern 
Mi AQurisdietion: fo muß der gehörige Richter, auf die 
| bloße Requiſttton des Vormundſchaftsamtes, die 
| 
N 


Execution in dergleichen Fällen unweigerlich voll. 
ſtrecken. 
0 H. 671. Wie es aber zu halten fen, wenn der 
N Vormund die gezognen Defecte nicht anerkennen 
will, iſt in der Prozeßord nung beflimmt. 

F. 672. Iſt eine Vermundſchaft über mehrere 
Pflegebefohlne zugleich, die aber nicht mehr in 
ungetheilten Gütern leben, angeordnet; fo 

ber 
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Über das Vermögen eines jeden derſelben beſondere 
Rechnung geführt, und abgelegt werden. 

F. 673, Sind mehrere Pilegebefohlne vorhan⸗ 
den, welche theils ein gemeinſchaftliches, theils 
jeder für fich ein abgeſondertes Vermdgen befigen; 
fo muß, auſſer der gemeinſchaftlichen, auch für ſe⸗ 
den eine beſondte Rechnung geführt, und abgelegt 
werden. 

9. 674. Gehört zu dem Vermögen ein in einer 
andern Königlichen Provinz gelegenes Grundſtoͤck: 
fo muß die Wirthſchaftsrechnung darüber zwar bes 
ſonders geführt, und bey dem Richter der Sache 
abgelegt werden; 

5.575. Der Vormund muß aber den, nach Abs 
zug der Wirthſchaftsausgaben, ſich ergebenden Ule⸗ 
berſchuß der Gutseinkuͤnfte in der Vormundſchafts⸗ 
rechnung mit aufführen, und daſelbſt gehörig. nach⸗ 
weiſen. 

5 676. Auch muß der Richter der Sache die ab⸗ 
genommene Wirthſchaftsrechuung dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte zuſchicken, und demſelben von 
‚feinem Befunde bey der Nevifion und Abnahme 
Nachricht geben. 

H. 677. Das vormundſchaftliche Gericht iſt ber 
fugt und ſchuldig, dieſe Rechnung nochmals zu prüs 
fen, und mit der bey ihm gelegten Vormundſchafts⸗ 
rechnung zu vergleichen. Here 

$: 678. Wenn bie Rechnung richtig befunden, 
oder die dagegen gemachten Ausſtellungen gehoben 
worden: fo muß dem Vormunde eine ſchtiftliche 
Quittung daruͤber ertheilt werden. 

. 679. Der vorſtehend verordneten Obſorge Ja wie ten 
des Staats über die Perſon und das Vermögen der zer rede 
Sphiegebefohlnen, können dieſelben durch keine Wil- Otte 
len serklörungen oder Verfügungen entzogen 2 
werden. 


Bobb z $. 680, 


bunden wer⸗ 
den löanen 
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F. 680. Eine Verordnung alfo, daß Pftegebe⸗ 
fohlne undevormundet bleiben ſollen, iſt unerlaubt 


$. 681 Wohl aber kann der Erblaſſer der Pfle⸗ 
gebeſeh nen einen von ihm ernannten Vormund 
von den $. 4226756 vorgeſchriebnen Einſchränkun⸗ 
gen der vorn tadſchaftlichen Adminiſtration ganz 
oder zum Theil befrenen. 


F. 682. gleichen Befreyung kann aber nur 
durch eige chtliche Erklarung, oder in einem 
förmlichen gerichtlich aufgenommenen oder nieder⸗ 
gelegten Teſtamente, verordnet werden. 

H. 683. Auch i ein ſolcher Erblaſſer, wel⸗ 
cher den Pfiegebefohlnen wehr, als einen ihnen 
ſchuldigen { ndet, dazu berechtigt. 

H. 684, Abe folchee Vormund muß zu 
feinem Amte b m bormundichaitlchen Gerichte 
verpflichtet, un hriftlichen Beſtallung, 
in welcher die S ers ihm 
zukommenden Befreyungen ausgedrückt find, ver⸗ 
jehen werden. 

6x5. Der allgemeinen Aufſicht des vormund⸗ 
ſchafllchen Gerichts iſt auch ein ſolcher Vormund 
unterworfen. 

F. 686. Wenn unbewegliche Güter der Pflege⸗ 
befohlnen veräußert wetden tollen: fo muß der Vor⸗ 
mund dem vormundſchaftlichen Gerichte davon An⸗ 
zeige machen. 

H. 687. Dieſes iſt zwar weder befugt noch 
ſchuldig, die Urfache der Veräußerung zu beur⸗ 
theilen; die Art derſelben aber muß, mit ſei⸗ 
ner Genehmigung, nach den Geſetzen beſtimmt 
werden. 

$ 08. W. 
orden li 
unredlichen Ve 


un erhebliche Anzeigen eines un⸗ 
uber unbeſonnenen, oder gar 
hreus gegen den Vormund 

Wiſſe 


n, of 
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Wiſſenſchaft des vormundſchaftlichen Gerichts wer 
langen; jo muß daſſe be dieſe Anzeigeu ſofort näher 
unterſuchen, und für die Sicherheit der Pflegebe⸗ 
fohlnen ſorgen. 

$. 689. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der 
Vormund in ſichtbaren Vermoͤgensverfall zu aera⸗ 
then anfängt; oder wenn er, nach anzetretener Vor- 
mundſchaft, eine Königliche Caſſen bedienung, 
Domainenadminiſtration, oder Pachtung über 
nimmt. 

H. 690. Doch darf der Richter, bey der über eb 
nen ſolchen Vormund zu führenden Aufſicht, nur 
ein grobes Verſehen vertrete n. 

F. 691. Wenn aus vorftehenden Gründen befun⸗ 
den wird, daß der Vormund auch nur bey einem 
einzelnen Falle oder Geſchaͤrte, durch offenbare Un: 
ordnungen, oder gar durch unredliches Verfahren, 
dem Vertrauen des Erblaſſers zuwider gehandelt 
habe: fo muß er ſich der Aufſicht des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts durchgehends eben fo untere 
werfen, als wenn keine ihn davon befreyende Ver⸗ 
ordnung des Erblaſſers vorhanden wäre. 

§. 69 2. Die einem Teſtamentsvormunde er⸗ 
theilten Befreyungen kommen demjenigen, der in 
feiner Ermangelung, oder bey jeinem Abgange, 
an ſeiner Stelle ernannt worden, nicht zu ſtat⸗ 
ten, wenn ſie nicht ausdruͤcklich auf ihn mit geriche 
tet find. 

85 69 3. Aus dem Verbote der Herausgabe eines 
offenen Privatinventarit folgt die Befteyung des 
Votmundes vor der Rechnungsſegung. 

F. 694. Aus dem bloßen Verbote der Rech⸗ 
nungsablegung allein, folgt noch nicht die Bes 
freyung des Vormundes von der, über die Sub⸗ 
ſtanz des Vermögens, nach F. 652. beyzubringen⸗ 
den Nachweiſung. 
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Achter Abſchnitt. 
Von Aufhebung der Vormundſchaften. 


H. 69 5. Die Vorſorge des Staats für feine Pfle⸗ 
gebefohlnen darf nicht länger fortgeſetzt werden, als 
die Umſtände dauern, welche, fie nothwendig ge⸗ 
macht baben 

F. 696. Eine wegen Minderjährigkeit angeord⸗ 
nete Vormundſchaft hört auf, wenn der Pflegebe⸗ 
foplne das vier und zwanzigſte Jar zurüͤckge⸗ 
legt hat. 

9. 597. Dieſen geſetzlichen Termin der Volljäh- 
rigkeit kann in der Regel kein Erblaſſer der Pfleger 
befohlnen, weder di ern, nech verkürzen. 

F. 698. Hat aber der Vater eine Verlängerung 
der Vormundſchaft zum Beſten der Pflegebefohlnen 
ausdruͤcklich verordnet: fo muß dieſelbe, jedoch 
nicht weiter, als höchftens Sechs Jahre über den 
geſetzlichen Termin der Wolljäheigteit fortgeſetzt 
werden. 

F. 699. Hat nicht der Vater, ſondern nur ein 


ſo iſt dennoch das vormundſchaftliche Gericht ſchul⸗ 
dig, von Amtswegen näher zu prüfen > ob geſetz⸗ 
mößige Urſachen vorhanden ſind, welche die Fort 
t notdwendig machen. 
f ige Gründe find in dieſem 
Falle nur ſoſche zu achten, welche hinreichen märz 
den, auch einen Volljährigen, als Verſchwender 
unter Vormundſchaft zu ſetzen. 
§. 701. Eine erhebliche Gemüͤthsſchwoͤche, 
wenn gleich ſelbige noch nicht bis zu einem ſol⸗ 
chen Grade geſtiegen waͤre, der die Anordnung 
einer neuen Vormundschaft nothwendig machen 
koͤnnte, kann dennoch die auch nur von einem 
Fremden angrordaete Forifeßung derjenigen, 
welche 
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welche bisher wegen minderjährigen Alters ange⸗ 
ordnet war, unter der Beſtimmung des F. 698. 
rechtfertigen. 

$. 702. In allen Fällen, wenn eine Verlänges 
rung der Vormundſchaft, es ſey nach der Anord⸗ 
nung des Vaters, oder nach dem Befinden des 
Nichters, für nöͤthig erachtet wird, kann dem Pfle⸗ 
gebefohlnen das rechtliche Gehör dagegen nicht ver⸗ 
ſagt werden. 

$. 703. Doch wird, während des Prozeſſes, die 
Vormundſchaft fortgeſetzt. 

$. 704. In allen Fällen, da eine wegen Minder⸗ 
jäßrigfeit angeordnete Vormundschaft über den ge⸗ 
ſehlichen Termin der Volljährigkeit verlängert wird, 
muß dieſe Verlängerung eben fo, wie bey Prodiga⸗ 
litäͤtserklͤrungen verordnet if, Öffentlich bekannt 
gemacht werden. 

H. 705. Damit in dem Verkehre des buͤrgerli⸗ 
chen lebens jeder im Stande fen, ſich vollkommen 
zu vergewiſſern; ob derjenige mit dem er einen Ver⸗ 
trag ſchließen oder ein andres Geſchaͤft verhandeln 
will, noch unter Vormundſchaft ſtehe, oder nicht: 
fo foll jedem Pflegebefohlnen, welcher nach erlang⸗ 
ter Volljährigkeit der Vormundſchaſt entlaſſen wird, 
ein ſchriftliches Zeugniß darüber von dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte ertheilt werden. 

$. 706. Dergleichen Zeugniß dient aber bloß 
zur Legitimation des geweſenen Pf legebefohlnen, 
und der Mangel deſſelben bewirkt für ſich allein 
keine Unguͤltigkeit in dem mit ihm verhandelten Ger 
ſchaͤfte. 

J. 707. Uebrigens bleibt zwar dem Vater fo: 
wohl als jedem Andern, welcher einen Pflegebe⸗ 
fohlnen mehr, als einen ihm ſchuldigen Pflicht⸗ 
tteil zuwendet, die Befugniß, feine Difpefirion 
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daruͤber auch nach erlangter Vallfaͤgrigkeit einzu⸗ 
ſchraͤnken. 

$. 708. Die Kraft ſolcher Einſchraͤnkungen aber 
erſtreckt ſich nur auf die geſchehene Zuwendung, 
und verpflichtet ſo wenig den Vormund, als das 
vormundſchaftliche Gericht, * 
ſicht oder Adminiſtration zu un 

d. 709. Doch muß das Gericht, ehe es die Vor⸗ 
mundſchaft aufhebt, von Amtswegen dafür forgen, 
daß. dergleichen Einſchraͤnkunzen, wenn fie Geund⸗ 
ſtäcke betreffen, im Hypothekenbuche eingetragen, 
und wenn fie Capitalien angeben, den Schuldnern 
derſelben bekannt gemacht werden. 


F. 770, Auch muß das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt ſolche Einichränfungen in dem nach $. 705. dem 
geweſenen Pftegebefohlnen zu ertheilenden Zeugniſſe 
mlt bemerken. 

g. 711. In wie fern uͤber dergleichen ſolchen 
Einfhräntunacn unterworfene Gegenſtände gültig 
verfügt werden könge oder nicht, iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften des Vierten Tirels im Erſten Theile, H. 18. 
dd. zu beurtheilen. 


§. 712. Aus eianer Bewegung darf ſich die 
Obrigkeit der vormundſchaftlichen Obſorge für eis 
nen Pflegebefohlnen vor erreichtem volljaͤhrigen Ab 
ter deffelben, niemals entziehen. 

$ 713. Der Pflegebefohlne hingegen kann die 
Majorenmtärserklärung ſuchen, wenn er nachwei⸗ 
fen kann, daß er ſich ſelbſt vorzuftchen vollkommen 
fähig ſey; und daß die Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaft ſeinen wahren und dauernden Vortheil mehr, 
als deren Fortſetzung, betördern werde. 

F. 714. Ob dergleichen Umſtoͤnde vorhanden 
find‘, muß das vormundſchaftliche Gericht, mit 
Zuziehuag des bisherigen Vormundes, der an⸗ 

weſenden 
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weſenden naͤchſten Verwandten, und derjenigen 
Perſonen, unter deren Aufſicht der Pflegebefohlne 
bisher geftanden hat, ſor föltig prüfen. 

H. 715. Wenn ein Vater für fein Kind die Ma⸗ 
jorennitätserklarung ſelbſt nachſucht: fo muß die 
$. 714. verordnete Prüfung des vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichts zwar ebenfalls erfolgen; 

§. 716. Doch muß dieſe Prüfung nur darauf 
gerichtet werden: ob Umſtände vorhanden find, uns 
ter welchen das Intereſſe des für volljährig zu er⸗ 
klärenden Kindes mit dem des Vaters in Viper 
ſpruch kommen, und alſo das Kind durch die Ma⸗ 
jorennitätserklärung Schaden leiden konnte. 

. 717. Hat der verſtorbene Vater der Pflegebe⸗ 
fohlnen die Abkürzung des Termins zur Moll. 
rigkeit gewollt: ſo bedarf es keiner Unterſuchun 
in fo fern nicht der Vormund erhebliche Gründe ar 
führe, welche die Fortsetzung der Vormundſchaft 
zum eigenen Beſten des Dfichesefeginen tathſam 
machen. 

§. 718. Dagegen iſt jedes Geſuch um Majoren⸗ 
mitätserffärung unſtatthaft, wenn der Vater daſ⸗ 
ſelbe verboten, oder auch nur ſeinen Willen, daß 
die Vormundſchaft bis zur erlangten Volhäbrigkeit 
fortdauern ſolle, ausdruck ich geäußert hat. 

$. 719. Vor zurückgelegtem achtzehnten Jahre, 
bey Perſonen weiblichen, und vor zurückgelegtem 
zwanzigſten, bey Perſonen männlichen Ges 
ſchlechts, findet keine Maſorennitätserklaͤrung 
ſtatt. 

$. 720. In Provinzen, wo Perſonen des Bir: 
ger oder Bauernſtandes, nach bisherigen Rech⸗ 
ten, die Volljährigkeit mit zuruͤckgeleztem Ein 
und zwanzigsten Jahre erreicht haben, iſt das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht, unter welchem fie ſte⸗ 
ben, die Maſorennitoͤtserkloͤrung ohne weitere 

8 Ni 
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Muͤckfrage bey einer hoͤhern Inſtanz zu ertheilen 
befugt. 

F. 721. In wie fern in Provinzen, wo bisher 
das finf und zwanzigſte Jahr der Termin der Voll 
jöbrickeit gewesen iſt, ſo wie bey Adlichen über: 
bauer, die Misforennitärserfiärung nur von dem 
Juſtizdepartement, oder von einem landescollegio 
erthellt werden könne, fol in den Provinzialgeſetz⸗ 
buͤchern näher beſtimmt werden. 

F. 722. Bis dapın hat es bey der bisherigen 
Verfaſſung einer jeden Provinz in Anſehung dieſer 
Falle (F. 721.) fein. Bewenden. 

9. 723. In allen Fallen, wo der Stand eines 
Piegebefehlnen mönn + oder weiblichen Geſchlech⸗ 
tes auf die Beurtheilung der Frage: von welcher 
Behbede die Maſorennitaͤtserklarung zu ertheilen 
ſey? Einfluß hat, ſoll nur auf den Stand, wel 
chen eine ſolche Perſon zur Zeit der angeordneten 
Vormundſchaft geha zt hat, geſehen werden. 

H. 724. Die Majorennitötserflärung bat mit 
der wirklich erreichten Volljährigkeit durchgehends 
gleiche Wirkung. 

$. 72 5. Mur wegen Veräußerung und Verpfäns 
dung undeweglicher Güter konnen derſelben Eins 
schränkungen beugefügtz es muͤſſen aber dieſelben 
alsbann auf das Grundſtüͤck ſelbſt eingetragen 
werden. 

$. 726. Dergleichen Einſchraͤnkung etſtreckt fich 
niemals auf Grundſtücke, welche der geweſene Dies 
gebefohlne, erſt nach erfolster Majorennitätserklä⸗ 
rung, von feinem Capitalsvermögen angeſchafft 
oder ſonſt erworben hat. 

H. 727. So weit der geweſene Pflegebefohlne 
nach F. 725. wegen Veraͤußerungen und Verpfaͤn⸗ 
dungen eingeſchraukt iſt, muß er, wenn derglei⸗ 
chen Handlungen dennoch vorgenommen ters 

den 
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den ſollen, die Genehmigung desjenigen Gerichts, 

unter deſſen Obervormundſchaft er geſtanden Lat, 

nachſuchen. 4 

H. 728. Einem jeden Plegebefohlnen kann, 3) 

nach zurückgelegte zwanzigsten Jahre, der von Di 
den Einfünften ſeines Vermögens, nach Abzug w. 
der Wirthfchoftsausgaben, Zinſen, und Amt ag 
ſtrationskoſten, verbleſbende Ueberſchuß, zur len Sabre, 
eignen Verwaltung und Verwendung überlaſſen 
werden. 

. 729. Auch die Verwaltung der Vermöͤgens⸗ 
ſubſtanz ſelbſt konn ihm auf fein Begehren über⸗ 
tragen werden; wenn er es aber verlangt: fo muß 
der Vormund dieſelbe bis zue erlangten Volljah⸗ 
tigkeit ſortſetzen. 

. 730, In beyden Fällen bleibt jedoch der Pfle⸗ 
gebefohine der Aufſicht des Vormupdes und 
vormundſchaftlichen Gerichte in ſo weſt unters 
worfen, daß er denſelden von der Führung ſei— 


ner Administration, und von der Verwendung f 
ner Einkunfte, auf Ertordein Rede und Antwort 
geben muß. 


$. 731. In Anſehung feiner Perſon hingegen, 
und det Subilanz feiner unbeweglichen Güter, ſo 
wie der ausſtehenden Capitalien, bleibt auch ein 
ſolcher Pflegebefohlner, bis nach zurüͤckgelegtem 
vier und zwanzisſten Jahre, eben den Einſchraͤn⸗ 
kungen, wie jedes Andere, unterworfen. 

32. Er kann alſo ohne Zuzjeßung des Vor⸗ 
mundes weder unbewegliche Guͤrer, Juwelen und 
Keſtbarkeiten veräußern, verpfänden, oder ſonſt 
beſchweren, noch Cupitafien aufkuͤndigen und ein⸗ 
ziehen. 

9. 723. Auch kang er ohne Approbation des vor⸗ 
munsſchaftlichen Gerichts keine neue Darlehne auf 
nehmen. 


9.734. 
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8.734. Andere Verträge kann er nur in fo 
fern ſchließen, als er, ohne dieſe Befugniß, die 
ihm überlaffene Verwaltung nicht würde fuͤtzren 
konnen. 

9.735. Außerordentliche Holzeerfäufe aus den 
Forſten, welche den gewohnlichen Etat uͤberſteigen, 
darf er ohne Einwilligung des Vormundes, und 
Grnehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
nicht unternehmen. 

8 736. Durch die Verheirathung der Pffege⸗ 
einen wird die Vormundſchaft nicht gufge⸗ 


37. Es kann aber dem Ehemanne einer Pfle⸗ 
ohlnen weiblichen Geſchlechts der ihm nach 
den Gesetzen zukommende Nießbrauch ihres Vermd⸗ 
gens nicht vorenthalten werden, 

$ 738. Ob ein Theil des Beembgens der Frau 
vorzubehelten, oder zum Erbſchatze zu beſtellen jew? 
muß der Vormund, unter Direction der Obrigkeit, 
vernänftig beurtheilen, und durch Vertroge mit 
dem Etzemanne, vor Vollziehung der Helrath, 
feRiesen. 

9.739. Daß kein Vorbehalt gemacht, oder 
kein Eibſchatz beſtellt worden, fol weder dem 
Vormunde, noch der Obrigkeit, zur Vertretung 
gereichen. 

F. 740. Dagegen iſt zur Beſtellung eines Erb⸗ 
ſchaßes aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen, 
die eigene Einwill gung derſelben erforderlich. 

9. 741. Das vorbehaltene Vermögen und deſſen 
Einkünfte, bleiben unter vormundſchaftlicher Ver⸗ 
waltung. 

9. 742. Von dem Eroſchatze und von dem 
nicht vorbehaltenen Vermögen der Pflegebeſohl⸗ 
nen, gebührer der Regel nach auch die Verwal⸗ 
tung dem Ehemanne; die Susſtanz aber bleibt 
der 
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der Aufſicht des Vormundes und vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichts unterworfen. 

$. 743. Der Ehemann kann alſo die unbewegli⸗ 
chen Guter der Frau ſelbſt bewirthſchaſten oder ver⸗ 
pachten; wegen der Veränfiwung und Verpfaͤndung 
aber, muͤſſen die geſeßlichen Vorſchriften eben fo bes 
obachtet werden, als wenn keine Heivarh geſchloſſen 
wäre. 

$. Jag. Gehoͤrt ein Wald zu ſolchen Grund ſtä⸗ 
cken: ſo kann ihn der Ehemann forſtmößig nuten; 
außerordentliche Heljfchläge hingegen darf er, oh⸗ 
ne Einwilligung des Vormundes, und Approbas 
tion des vormundſchaftuchen Gerichts, nicht unters 
nehmen. 

. 745. Die Zinfen der Capitalien kann der 
Ehemann elbſt erheben, hingegen iſt er zur Auf⸗ 
kündigung und Einziehung von Capitalſen, ohne 
Zuchun des Vormundes, und ohne Approbation - 
des Gerichts, nicht berechtigt. 

$. 746. In allen Fällen muß mann der 
Pflegebefohlnen, bey jeder mit det Sublanz vor⸗ 
zunehmenden Veränderung, mit ſeinem Gatachten 
vernommen werden. 

a 9. 747. Ein Gleiches muß geſchehen, wern der 
Vormund die Verwaltung auch nach ber Hetalh 
fortſetzt, und in der Art der Admmiſtration eine 
Veranderung geichehen Toll. 

$. 748. Doch find der Vormund und das Ge 
richt an die Meinung und das Gutachten des Mans 
nes nicht gebunden. 

F. 749. Von der eingekommenen Vormund⸗ 
ſchaftsrechnung, jo wie von dim Termin. zur Ab⸗ 
nahme derſelben, muß dem Eyemanne Nach cht 
gegeben, und ihm ren gelaſſen werden, die M che 
nung einzuichen, Ausſtell ngen dagegen zu machen, 
und der Abnapime beyzuwoenen. 


9.750 
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F. 750. Verlangt der Ehemann, daß ihm auch 
die baaren Gelder oder ausſtehenden Capitalien 
feiner noch nicht volliäßrigen Frau in die Hände ger 

| geben werden: fo muß er dafür hinlaͤngliche Sicher, 

1 beit mit Grundſtäcken, oder gerichtlich einzetrages 

I nen Netivforderungen beſtellen. 

I) $. 751. Dieſe Sicherdeit muß fo beurtheilt und 
geprüft werden, wie es bey dem Ausleihen der Mun⸗ 
delgelder vorgeschrieben iſt. ($. 497. lüg.) 

| F. 752% Alsdann erſtreckt ſich die Obſerge des 

Vormundes und Gerichts nur auf die Conſervation 

dieſer Sicherheit. 

$. 753. Wenn der Ehemann einer Pflegebefohl⸗ 
nen bey einee uͤber fich habenden Caſſenbedienung, 
nicht anders als dadurch, daß die Caution für ihn 
aus dem Vermögen der Frau beſtellt werde, zu ers 
| halten iſt: jo kann der Vormund, unter Genehmi⸗ 
gung des vormundſchaftlichen Gerichts, dieſe Cau⸗ 
tion aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen 
leiſten. 

F. 754: Eben das kann geſchehen, wenn der 
Mann auf Caſſen und Rechnungsſachen ſich gelegt, 
und keinen andern Weg, ſich und feiner Familie 
| ſtandesmaͤßigen Unterhalt zu erwerben, vor 
ſich hat. 

$ 755. Doch muß in beyden Fällen der Vor 
mund von den Fähigkeiten, dem Charakter, und 
der Wirthſchaftlichkeit des Ehemannes mit möglich, 
ſter Sorgfalt Erkundigung einziehen. 

K. 756, Auch muß die Caution immer nur auf 
eine gewiſſe beitimmte Summe geleiſtet werden. 

Mi K. 757. Der Vormund muß ſich und den Pflegehes 

fohlnen einen nach den Umſtaͤnden moͤglichſt kurzen 

| Termin zur Auffündigung der Caution vorbe⸗ 

halten. a 

. 758. Er muß ſich von dem Ehemanns alljaͤh⸗ 

| rig, längſtens binnen Sechs Wochen nach dem 

| Ablaufe 
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Ablaufe des Caſſenjahres, die gehdeig erfolgte Ab: 
legung der Rechnung nachwelſen: fo wie hier⸗ 
le die darüber erhaltene Aufttung vorzeigen 
laſſen. x Ya 8 
F. 789. Sobald der Ehemann) es ſey unter 
welchem Bördande es wolle, den Nachſveis oder 
die Vorzeigung verfögert, muß ſich der Vor⸗ 
mund nach den vorgeſthaßzten Urſachen dieſer Zö⸗ 
gerung, und nach der eigentlichen kage der Sache, 
W demſelben vorgeſehten Behörde ſofort er⸗ 
undigen. Fer 
115 68. Dem bormundſchoftlichen Berichte wi 
er von Sei zu Reit, beſonders aber, ſobalda eln it⸗ 
lend bedenklicher Umſtand ſich außert, von deim 
Werheten und der Witthſchaft des Mannes, von 
feiner Ordnung in Führung der Caſſe und Ablegung 
der Rechnung, und von den ſich etwa dabey äuſßern⸗ 
den Bedenklichkeiten, pflichtmäßig und ohne Ruͤck⸗ 
halt Anzeige machen. 1 
H. 761. Sobald erhebliche Beſorgniſſe einer der 
Pflegebefohlnen drohenden Vertretung ſich äuffeen, 
muß das Gericht den Vormund ohe Zeitverlust 
anwelſen, die Caution ſofort zu kündigen, und in 
der Ztofſchenzeit, durch Bepgebung eines Aufſoters, 
oder andre nach den Ulmſtaͤnden ſchickſiche und an⸗ 
wendbare Draaßtegeln, die brohende Gefahr möge 
1 „ 0 


lichſt adzindenden. 

H. 762. Wenn der Ehemann der Pflezebefohl⸗ 
nen durch unverſchuldete Ungläcksfölle in Abnah⸗ 
me ſeiner Nahrung, oder ſonſt in Verlegenheit ger 
ratten ist: fo kann auch die Suſtanz des Verinde 
gens der Frau zu feiner Unterſtützung fo welt ver⸗ 

wendet werden, als es nothwendig iſt, ihn in ei⸗ 
nem Zustande, worin er ſich und feine Famiſie etz 
nähren könne, zu erhalten, oder darin wieder her⸗ 
zustellen. 


"Augen, Geſetb. IV. Band. Ceee F. 76g. 
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. 783. Gelangt der Mann wieder in beſſere 
‚Umfiände: fo muͤſſen der Vormund und das Gericht 
fur die Ergänzung des Capltalsvermögens der Pfle⸗ 
gebefohlnen nach Möglichkeit ſorgen. 


beſorderg F. 764. Iſt die Pflegebefohlne an einen Kauf⸗ 
re mann verheiratet; und hat dieſer den Ruf einer 


ng hinlänglichen Handlungskenntniß und ordentlichen 
Kaufmann. Wirthſchaft für ſich: ſo kann er die Ausantwortung 
der baaren Gelder und Capitalien auch ohne beſon⸗ 
| dre Sicherheitsbeſtellung verlangen. 
| H. 765. Er muß aber alsdann eine Balance über 
| den Zuſtand feiner Handlung dem Votmunde zu⸗ 
ſtellen, und deren Richtigkeit durch Vorlegung der 
| Bücher nachweiſen. 
H. 766. Beſitzt der Vormund nicht ſelbſt hin⸗ 
| längliche Haudlungskenntniß; fo muß ihm zur Prüs 
fung der Balance, und Vergleichung derſelben mit 
den Büchern, ein ſachverſtaͤndiger Aſſiſtent von dem 
Gerichte zugeordnet werden. 

$. 767, Bezeugen der Vormund und deſſen Aſſi⸗ 
ſtent, mit Ueberreichung der verſiegelten Balance, 
daß das Vermögen der Pflegebefoylnen in der 
Handlung des Mannes, nach deren gegenwärtigen 
Werfaſſung nicht gefährder fen: fo kann das Gericht 
in deſſen Verabfolgung willigen. 

H. 768. Es muß aber auch der Mann ferner⸗ 
bin, und fo lange die Votmundſchaft dauert, bey 
dem jährlichen Abſchluſſe und Kormirung der Bas 
lance, den Vormund und deſſen Aſſiſtenten zus 
ziehen. 

H. 769. Dieſe jährliche Balance muß ebenfalls 
verſiegelt, bey dem vormundſchaftlichen Gerichte 
niedergelegt werden. 

9. 770, Auch außer dieſer gewöhnlichen Revi⸗ 
ſion, kann der Vormund, fo oft er es nöthig findet, 
die Vorlegung der Bücher verlangen. 


9. 77 
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H. 77, Sobald der Vormund, bey einer fol 
chen gewohnlichen oder außerordentliche Revifion, 
eine dem Vermögen der Pflegebefotzlnen drohende 
Gefahr inne wird, muß er ſelbige dem Gericht 
ohne Rückhalt anzeigen. 

§. 772. Auch muß er, unter Direction des 
Berichts, die erforderlichen Vorkehrunzen treffen, 
daß durch Beygebung eines Auffehers, oder ans 
dere nach den Umſtänden ſchickliche Mittel, die 
drohende Gefahr nach Möglichkeit abgewendet 
werde. 

9.773. Will der Mann mit dem Vermögen der 
Frau erſt eine Handlung anfangen: fo kann er deſ⸗ 
fen Ausantwortung nur gegen vollſtaͤndige Sicher⸗ 
heitsbeſtellung fordern. 

9.274, Will der Mann eine der Pflegebefohl⸗ 

nen von ihrem Vater oder ſonſtigem Exblaffer zur 
gefallene Handlung fortſeßen; fo muß er dazu, auf 
behgebrachte glaubwürdige Zeugniſſe von feinem 
Faͤpigkeiten, Kenntniſſen, und Wirchſchaftlichteit, 
gelaſſen werden; ſobald nicht uͤberwiegende Gründe 
zur gänzlichen Aufhebung einer ſolchen Handlung, 
nach dem Gutachten der Sachperſtaͤndigen vorhan⸗ 
den find. (F. 617. faq.) 
9.775. Wird dem Manne die Fortſetzung dee 
Hondlung geſtattet: ſo iſt er als Diſvon eat anzu⸗ 
ſegen, und fteht, als ſolcher, gegen den Vormund 
und das Gericht, in den $ 627. [d. beflimmten 
WVerböltniſsen. 

H. 776. Sollen bey Verheirachung eines oder Ton Erde 
einer Pflegebefohlnen, Verträge wegen der künf- en deten 
tigen Erbfolge gefchloffen werden: fo muß der Bot “rare 
mund das Intereſſs der Pflegebefohlnen redlich be Panter 
ſorgen, und die Approbation des vormundſchaft⸗ Polen 
lichen Gerichts einholen. 

F. 777. Weder der Vormund, noch das Ser 
richt, machen ſich verantwortlich, wenn fie in 

Ccecc 3 Ans 
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Ansehung der Erbfolge bey den Verordnungen der 
| Geſche ſtehen bleiben. 5 
1 K. 778. Soll durch dergleichen Verträge ge⸗ 
wiſſen Vortheilen entſagt werden, welche die Gejeht 
den Pflegebefohlnen in dem känftigen Nachlaffe ih⸗ 
res Ehegatten anweiſen: ſo muß der Vormund die 
9 dazu vorwaltenden Gründe dem vormundſchaftlichen 
1 Gerichte zur beſondern Prüfung dan b 

$. 779. Findet das Gericht, daß der B. Webel, 
welchem entſaat werden ſoll, von dem item, 
welchen die Pflegebefohlnen aus dieſer Eu 3 
vernänftiger Weiſe erwarten konnen, überwogen 
werde; und genchmigt alſo daſſelbe dle Ehtfaaungs 
ſo kann weder ihm, noch dem Vormunde, ein Midrk 
ger Erfolg zur Saft gelegt werden. 

780, Wenn an Orten, wo die Gemein ſchaſt 
der Gale unter Eheleuten, hoch. Prövinziafgefehen 
oder Statuten 5 1 iR, ein Pf e 
„ männlichen oder weidlichen Geſchlechts noch wäg⸗ 
rend der kebenszeit des Vaters verhelkarhet; und 
dabey die Gemelnſchaft durch Verttag geſetzmaßlg 
nicht ausgeſchloſſen worden: fo können der Vor⸗ 

muad und das vormundſchaftliche Gericht die Ports 
i ſetung derſelben nicht hindern. 
| & 781. Wohl aber koͤnnen und mälfen fie, weng 
geſetzma Gruͤnde der Aufhebung eintreten, da⸗ 
| von N Beſten der e Gebrauch ma⸗ 
ö en. (Tit. 420. 421 

= > 78: en die Ehe erſt wahrend der Vor⸗ 
N mundſchaft geſchloſſen: fo bleibt die Gemeinſchaft 
bis noch erfolgter Aufhebung der Vormundſchaft 
| ausgefeht, 

h 9.763. Doch kann der Vormund, wenn er es 
| dem Besten der Pfiegebefohlnen offenbar zuträglich 
1 findet, die er Ausſetzung unt Genehmigung des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts ſich begeben. 
| 


9.784. 
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F. 784. Weder die gefebmäßige Ausſetzung der 

Gemeinſchaft, noch die von dem Vormunde geſche⸗ 
bene Entſagung dieſer Rechtswoblthat, beduͤrfen 
einer offentlichen Bekanntmachung. 
H. 785. Iſt die Gemeinſchaft ausgefeßt geblie⸗ 
ber jo muß das Gericht, gleich nach aufgehobes 
ner Vormundſchaft, die, geweſene Pflegebefohl⸗ 
ne vernehmen: ob fie in dergleichen Gemein⸗ 
IE mit dem Ehemanne zu treten geſonnen 
192 

§. 786. Der Richter muß ihr alsdann ihre Ger 
rechtſame; die Folgen der einzugehenden Gemein⸗ 
ſchaft; und die Nothwendigkeit einer öffentlichen 
Bekanntmachung, wenn fie ausgeſchloſſen werden 
ſolle, gehdeig erklären. 

. 787. Der geweſene Vormund vertrüt baben 
die Stelle ihres Aſſiſtenten; doch kann fie ſich auch, 
ſtalt ſeiner, einen andern Beyſtand wählen, 

9, 788. Daß der Pfegebefoh nen dieſe Erkla⸗ 
rung abgefordert worden; und wohin dieſelbe aus⸗ 
gefallen ſey? muß in dem nach $. 705. bey der Ente 
laſſung aus der Vormundschaft ihr zu erſheilenden 
Zeugniſſe ausgedruͤckt werden. 

789. Teaͤgt die geweſene Pflegebefohlne auf 
die Ausſchließung der Gemeinſchaft an: fo muß 
wegen deſſen Bekanntmachung das Erforderliche 
ſofort verfügt werden. . 8 

9.700. Willige ſie in die Gemeinſchaft: ſo er⸗ 
ſtrecken 76 die Wirkungen derſelben auf den An⸗ 
fang der Ehe zurück. 

9.701.“ Eben das findet ſtatt, wenn die gewe⸗ 
ſene Pflegebefohlne Drey Monathe, nach der von 
dem Richter ihr ertheilten Belehrung, verſtreichen 
läßt, ohne ſich zur Ausſchließung der Gemeinſchaft 
zu erklaren, und die gehörige Bekanntmachung zu 
ſuchen. 


Ce ce 3 9. 79276 
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$. 792. Gegen dieſen Entſchluß der Pflegebe⸗ 
f fohlnen, ($. 785.) er falle aus wie er wolle, hat ihr 
ö Ehegatte kein Recht zum Widerſpruch. 
| F. 79 3. Iſt aber, gleich bey der Einfchreitung der 
Ehe, die Gemeinſchaft, mit Beyſtimmung des Vor⸗ 
mundes, und unter Genehmigung des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts, ausgeſchloſſen worden: To hat 
es daben, auch nach erreichter Volljährigkeit der 
Pilegebefohlnen , fein Bewenden. 
| $. 794. Haben der Vormund, und das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht, bey Aufhebung der Vor⸗ 
munsſchaft, die Erklärung der geweſenen Pflegebe⸗ 
foblnen nach §. 785. 786. zu fordern verabſüumt; 
und hat auch dieſe innerhalb Dreyer Monathe nach 
erlangter Volljaͤhrigkeit auf die Ausſchließung nicht 
angetragen: fo muß angenommen werden, daß die 
Gemeinſchaft mit der $. 790. beſtimmten Wirkung 
vorhanden ſey. 

$. 795. leidet die geweſene Pffegebefohlne 
dadurch in der Folge Schaden: fo bleibt ihr der 
Megreß an den Vormund und das Gericht, wel⸗ 
che ihre Pflicht vernachlaͤßigt haben, workers 
balten. 

9.796. Wird die Ehe während der Vormund, 
ſchaft durch Tod oder richterliches Erkenntniß 
getrennt: fo iſt keine Gemeinſchaft der Güter vor 
banden. 

§. 797. Erfolgt aber dergleichen Trennung 
nach aufgehobener Vormundſchaft, und if keine 
ausdrückliche Ausſchließung geſchehen: ſo wird, 
ſelbſt wenn die $. 791. beſtimmte Friſt noch nicht 
abgelaufen wäre, dennoch angenommen, daß die 
Gemeinschaft ſtatt gefunden habe. 

N F. 798. Wo nach Provinziofgefeßen oder Sta⸗ 
tuten nur eine Gemeinſchaft des Erwerbes durch 


Heiroth entſteht; da hat es, wegen der Ehen 
der Pflegebefohlnen, bey den allgemeinen ge⸗ 


fe 
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ſehlichen Vorſchriften fein Bewenden. (Tit. I. F. 
396, 140.) ; 2 

H. 799. Guͤtergemeinſchaft durch Vertrag einzu⸗ 
gehn, ſind der Vormund und das Gericht nur als⸗ 
dann berechtigt, wenn davon ein offenbarer Vortheil 
für die Pflegebefohlnen mit völliger Sicherheit zu 


F. 800, Heirathet eine Pflegebefohlne zur lin: HEN. 
über fie, in der Verwaltung ihres Wermögens, Yiracder 
und ihrer Einkünfte, nichts verändert. (Tit. 1. km 
F. 874. faq.) Hand. 

F. gor. Der Vormund muß aber, bey der 
Ausſetzung und Sicherſtellung der ihr zukom⸗ 
menden Abfindung, ihr Beſtes gehörig wahr⸗ 
nehmen. 2 

$. goz. Heirathet ein Pffegebefohlner männ- Bon ber 
lichen Geschlechtes: fo entflchr dadurch in feinen han ae 
Verhoͤltniſſen wegen der Vormundſchaft gar keine Pieke, 
Veränderung. 1 575 

H. 803. In wie fern er fiir volljährig zu erklaren, chen Ber 
oder ihm die eigne Administration feines Wermd: Fische. 
gens zu überlaffen ſey, muß lediglich nach den obi⸗ 4 
gen Vorſchriften beurtheilt werden. 

J. 804. Erwerben oder befigen die von ihm ers 
zeugten Kinder, vor aufgehobner Vor mundſchaft 
über ihn, ein eignes Vermögen: fo hat fein Vor⸗ 
mund in Anſehung deſſelben alle Rechte und Pflich⸗ 
ten, die ihm in Anſehung des eignen Vermögens 
des Vaters vorgeſchrieben ſind. 

$. 805: Doch können Befreyungen von der 
Obervormündſchaftlichen Aufſicht, die dem Vor⸗ 
munde, wegen des Vermögens des Vaters, auf 
eine an ſich rechtsguͤltige Weiſe eingeräumt wor⸗ 
den, auf einen ſolchen nachherigen Vermögensan⸗ 
fall der Kinder nicht ausgedehnt werden. 


Eceec 4 $. 806, 
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\ F. 806, Ueber die Perfon der Kinder bat der 
auch unter Vormundſchaft ſtehende Vater alle Rech⸗ 
te der väterlichen, Gewalt, die ſich auf eine Vermö⸗ 
gens verwaltung nicht beziehen. 
done K. 807. Zur eignen Betreibung bürgerlicher Ges 
bin werbe ſoll kein Deinberjähriger var erfolgter Maſo⸗ 
werbe. rennitätserklärung zugelaſſen werden. 

„ 808. Iſt dieſes dennoch geſchehen: fo wird 
die Verbindlichkeit oder Unverbindlichteit ſeiner 
Handlungen und Verträge, in Anſehung des Drit⸗ 
ten, welcher mit ihm ſich eingelaſſen hat, nach den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſcheiften von den Vertraͤ⸗ 
gen der Unfaͤhigen beurtheilt. (Tg. JI. Tit. V. F. 37. 


gd = 

F. 809, Dem Pflegebefohlnen ſelbſt aber, wel; 
cher dadurch Schaden leidet, bleibt der Regreß au 
den, welcher ihn zu dem Gewerbe ordnungswidrig 
zugelaſſen hat, vorbehalten. 

„810, Wird jemanden vor erlangter Vollfah⸗ 
rigkeit ein Amt übertragen: fo, bat der Mangel des 
Alters auf die Verbindlichkeit und Rechtskraft ſei⸗ 
ner Amtshandlungen keinen Einffuß, 5 

H. Srl. In ſeinen eignen Angelegenheiten aber 
| bleibt en den geſetzlichen Einſchraͤnkungen der Min 
| derjaͤhrigen nach wie vor unterworfen. 

j 
| 
| 


| . 812. Wer für einen Perſchwendet erklärt 
worden, dem ſoll der eigne Betrieb, bürgerlicher 
Gewerbe ferner nicht geſtattet werden. 
$.,813. In wie fern, und mit welcher Wirkung 
einem minberjährigen Gutsbefiger die eigne Ver⸗ 
waltung des Grundſeäcks uͤberlaſſen werden könne, 
iſt Hag. fag. beſtimmt. 
gen, $ 314. Durch die Adoption eines Pftegebefohl⸗ 
J. N nen wird die Vormundſchaft über ſelbigen der Re⸗ 
1 gel nach nicht aufgehoden. 7 
2 55 9. drs. Die Vormundschaft über Noſende, 
d l Wahnwitzige, und Blödtänige, muß aülfgehobe 
ö | RE 
| 
| 
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werden, wenn dieſelben zum völlig freyen Gebrau und, 1 
che ihres Verſtandes wieder gelangt ſind. a 

F. 816. Ob dieſes geſchehen ſey, muß das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht ſorgföltig unterſuchen. 

Her. Bey dieſer Untersuchung muß, außer 
dem Vormunde, ein von dem Gerichte ernannter 
Sachberſtaͤndiger, und die anweſenden nöchſten 
Verwandten, oder in deren Ermangelung, ein dem 
Pflegebefohlnen heſonders zu beſtellender Curator, 
A werden. 

Die Vormundſchaft uͤber Taubſtumme 9) Durch 
hört af wenn bey angeſtellter Unterſuchung ſich Tan 
findet, daß ſie zu der Fähigkeit, ihren Sachen ſelbſt 5 
vorzuſtehen, gelangt find, 

b. 819. Wenn daher auch der Fehler amm Gehöke 
und an der Sprache gehoben worden: fo. muß den⸗ 
noch erſt unterſucht werden: ob nicht etwa Blöd⸗ 
ſinn oder. Schwoͤche die Feutſezuns de der Vormund; 
ſchaft nothwendig machen? 

H. Bao. Beyderley Unterſuchungen muͤſſen mit 
Zuziehung der H. 817. benannten Perſonen angeſtellt. 
werden. 

H. Sar. Die Vormundſchaft über das Vermb⸗ 10) an 
gen eines Abweſenden hört auf, wenn derſelbe zu; © 
rackkemmt, 255 von ſeinem Ken und Ahe 


F. 333. ben Sg muß er zur Nüsfkehr, oder 
ache 


zur Beſtellung eines „ welcher für 
die fernere Verwaltung jeines Vermögens, ſorge, 
von dem vormundſchaftlichen Gerichte aufgefordert 
werden. 

H. 823. Sind aber binnen Zehn Jabreu von dem 
leben oder Fude des Abweſenden keine Nachrichten 
eingegangen: ſo kann auf- feine Todessrklärung ans 
wulggen werden. 8 


Cees 8 925 F. 82% 
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b. 824. Die Befugniß, auf dieſe Todeserflä? 
rung anzutragen, kommt den nächiten Verwandten 
des Abweſenden zu. 

K. sas. Wenn ſich dieſe nicht aus eigner Bewe⸗ 

gung melden: fo ift das vormundſchaftliche Gericht 
berichtigt, aber nicht verpflichtet, fie dazu aufzu⸗ 
ordern. 
{ $ 826. Sind dem Vormunde und vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte keine Verwandten des Ab⸗ 
weſenden bekannt: ſo kann Letzteres den Erſte⸗ 
ren anweiſen, die Todeserflärung ſelbſt nachzu⸗ 
ſuchen. 

F. 827. In dieſem Falle aber muß derjenigen 
Bebörde, welcher, wenn bey der ergehenden 
Votladung weder der Abweſende, noch Ver⸗ 
wandten oder Erben von ihm ſich melden, das 
Vermoͤgen als berrenloſes Gut zufallen wurde, von 
der bevorſtebenden Verhandlung Nachricht gegeben 
werden. 

F. 828. Der Zehnjährige Zeitraum iſt von dem 
Tage, da die letzte Nachricht eingegangen, oder wenn 
gar keine Nachricht eingekommen, von der Zeit an, 
da der Abweſende ſich entfernt hat, oder vermißt 
worden iſt, zu rechnen. 

. 829. Sit der Abweſende vor erreichter Groß⸗ 
jährigkeit verſchollen: fo wird der Zehnjährige Zeit⸗ 
raum erſt ya bem Tage, wo ex majorenn gewor⸗ 
den. iſt, an gerechnet. 

F. 830. Iſt er erſt in oder nach dem Fünf und 
ſechzlaſten Jahre feines Alters verfchollen: fo kann 
er nach Verlauf von Fünf Jahren für todt erklärt 
werden. 

F. 837, Iſt das Alter, in welchem der Abwe⸗ 
ſende vermißt worden, nicht bekannt; woßl aber 
eine gegründete Vermuthung, daß er damals 
noch minderjäßrig geweſen fen, vorhanden : ſo 
muß, ehe mit der Todeserklörung 9 

wird, 


6 
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wird, ein Funfjehnjähriger Zeiwerlauf abgewartet 


werden. 

H. 832. Wird die Abweſenheit eines Verſcholle⸗ 
nen erſt bey Gelegenheit einer ihm zugefallenen 
Erbſchaft bekannt; und es kann alsdann ein früßer 
rer Zeitpunkt, wo ar: bermißt worden, Ee 
ausgemittelt werden: fo ift der Todestag feines 
Erblaſſers dafur anzunehmen. & 

5.833. Nach Ablauf des geſetzmäßigen Zeit? 
raums, muß mit öffentlicher Vorladung des Ber: 
ſchollenen, nach Vorſchrift der Prozeßordnung ver⸗ 
fahren werden. 

$. 834. Nach erfolgter Todeserklärung hört die 
Vormundſchaft uͤber den Abweſenden auf; und das 
Vermoͤgen fälle demjenigen zu, welchem es nach 
der geſezlichen Erbfolge gebührt, 

9. 835. Bey Beſiimmung dieſer Erbfolge kommt 
es auf den Tag an, an welchem das auf Todesers 
klärung ergangene Urtel rechtsträftig wird. 

$ 836. Stirbt während des Laufes der Unter: 
ſuchung, oder der gegen das Erkenntniß zulaͤßtgen 
Rechtsmittel, der naͤchſte Verwandte, welcher die 
Todeserklaͤrung betrieben hat: fo iſt derjenige, wel⸗ 
cher durch ſeinen Tod en der Naͤch⸗ 

je wird, befugt, die Sache für eigene Rechnung, 
15 zur Rechtskraft fortäufeßen. 55 

$. 837. Er muß aber alsdann dem Erben des 
Klägers die bis dahin aufgewendeten Koſten ver⸗ 
göten, 

$: 338. Hat das Erkenntniß auf Todeserklaͤrung 
einmal die Rechtskraft erlangt: fo koͤnnen Reſtitu⸗ 
tionsgeſuche, und andere außerordentliche Rechts⸗ 
mittel, die etwa hernach noch eingewendet werden, 
einem Dritten, welcher erſt nach der Rechtskraft 
dem Abweſenden der Mächfte geworden iſt, nicht 
zum Vortheile gereichen. 5 


9 839. 
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§. 899. Hat der Abweſende vor ſeiner Entfer⸗ 
nung ein Zeflament gerichtlich niedergelegt: fo muß 
daſſelbe nach rechtskröftig feſtſtehender Todeserklä⸗ 
zung gehörig Bubliciet werden. 

F. 840. Der Teſtaments⸗, ingleichen der Ver⸗ 
tragserbe, geben auch hier dem geſetzlſchen Erz 
ben vor. 7 

F. 847. Se lange das auf Tobeserflärung er⸗ 
gangene Urtel nech „nicht, rechtskräftig, oder das 
nad) der Beſtimmung . Fg, dem Erben zuerkzunte 
Vermögen noch nicht bekabolgt iſt, muß der Mache 
weis: baf der Abwpeſendt früher oder fpäter gefors 
ben, und alſa der Anfall an eincn andern Erben ges 
diehen.-Teu, zugelaſſen werden. 

H. 8442. Iſt das Vermögen einmal prrabfolgt: 
fo. findet der Nachweis, daß der Abweſede fh über 
oder ſpaͤter geſtorden, und nach dieſem Zeitpunkte 
feines, natürlichen Todes das Vermögen einem Anz 
dern anarfillen, ſey, nur mit der Wirkung ſtatt, 
daß der ſoſchergeſtele ausgemittelte wg! Te den, 
Nachlaß von dem Beſitzer een kannz 
jedoch dabey nicht mehr Nacht bat, als der Erblaſ⸗ 
er ſelbſt, wenn er nach der Todeserklärung zurüͤck⸗ 
gekommen waͤre, gehabt haben würde. (J. 847. 


aq 
5 843. Was bier von Inteſtaterben verordnet 
iſt, gilt auch von Teſtaments oder Vertragserben, 
die ſich erſt nach erfolgter Ausantwortung des Ver⸗ 
moͤgens melden. * 

H. 844, Kann aber der, welcher auf den Grund 
der erkannten Todeserklarung das Vermögen in 
Beſitz genommen hat, bberführt werden, gewußt 
zu haben, entweder daß der Verſchollene früher ger 
ſtorben; oder daß er zur Zeit der Todeserklä⸗ 
zung noch, am leben geweſen ſey; oder daß er 
ein Teſtament oder einen Eibſchaftsvertrag er⸗ 
nichtet habe: ſo muß ein ſolcher Beſitzer demje⸗ 

nigen 
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nigen, welchem hiernach das Erbrecht wirklich zu⸗ 
kommt, das in Beſitz genommene Vermögen zu als 
len Zeiten vollfiändig Kerauasegen. 

K. 845. Außerdem muß er gegen denſelben die 
senken eines untedlichen Beſthers durchge⸗ 
vertreten. 
16. Die Kofteh der Todeserklaͤrung möſſen 
n aus dein, Beringen des Abwrſen den 
genommen werden. : 
ee lich der Ad 


aan er feln B. 


.das. Wegen der Nutzungen, Vue rungen, 
Und Verichlimn ſonſt überall, wird 
der, welcher das Birmdgen auf den Grund der 
der He Tobdeserſlärung in Biſſß genommen 
ie, aut ven Falle des F. 844. als ein rblicher 
Befiger ang eſehn. 4 5 
3.849. Verfügungen, welche der Beſſtzer, allf 
den Grund der erfannıen Toveserklörung, mit ei⸗ 
nem Dritten gekroffen bat, könnten zuin Nachtheile 
dieſes Dritten, wenn er licht ſelbſt der Untedlich⸗ 


keit 11 10955 werden kann, in keinem 8 


$. 850. Nur in dem einzigen Falle, wenn det 
Befiser etcdas von dem Vermögen, aus elner blofe 
fen Frengebigkeit, und auch nicht durch eine beloh⸗ 
nende Schenkung, an einen andern uͤbertragen hat; 
und das Geſchenkte, oder deſſen Weit, ſich noch 
wistlich in den Händen des Un bernehmets befindet, 
kann dir Zurükgeksmmene deegleſchen Summe 
oder Sache wieder forderl. 

er har der Uehernehmer alle 

n redlichen Beſißers. 
$. 852. Meldet ſich der Verſchollene erſt nach 
Dereyfig Jabren, von dem Tage der rechtsfrafs 
tigen 


—. ͤv-öUl 
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tigen Todeserklaͤrung an gerechnet; jo kann er von 
I dem Beſißer des Vermögens, fo weit daſſelbe dazu 

hinreicht, nur einen nach ſeinem Stande nethoärfs 
| tigen Unterhalt fordern. x 

$. 853. Mur die zur Erbfolge berechtigten Ab⸗ 
kmmllige des Verſchollenen haben hierunter, wenn 
fie ſich erſt Dreyßig Jahre nach der Todeserklaͤrung 
melden, mit ihm gleiche Rechte. 

F. 854. Sind ſeit der Entfernung des Abweſen⸗ 
den, oder ſeit der letzten von ihm eingegangenen 
Nachricht, Wierig Jahre verfloſſen, ohne daß in 
der Ippiſchenzeit. Todeserkloͤrung geſucht worden; 
ſo kann dieſelbe auf den Antrag des alsdann vor⸗ 
handenen naͤchſten Verwandten erfolgen, ohne daß 
es einer Edickaleltation bedarf. 

F. 855. War der Verſchollene zur Zeit feiner 
Entfernung noch nicht Vier und zwanzig Jahr alt; 
ſo werden dieſe Vierzig Jahre von dem Tage an, da 
1 er das Viet und zwanzigſte Jahr zurückgelegt hat, 
| gerechnet. 
| in Hurd . 856. Die Vormundschaft über einen Wer; 
| Deferung ſchwender muß aufgehoben werden, ſohald berfelbe 
1 ſchwen⸗ überzeugende Proben feiner gründlich erfolgten Beſ⸗ 
ders. ſerung bepbringt. 

F. 557. Die Gründe des Aufhebungsgeſuchs 
muͤſſen von dem Gerichte, mit Zuziehung des 
Vormundes und der Verwandten, nach den Vor⸗ 
1 ſchriften der Prozeßordnung ſorgfaͤltig geprüft 

werden. 
H. 858. Nur eine anhaltende, wenigſtens durch 
6 Zwey Jahre erprobte Beſſerung, kann zur Begrüns 
| dung eines ſolches Geſuchs zugelaſſen werden. 


F. 859, Einem geweſenen Verſchwender muß das 
1 Gericht, bey ſeiner Enklaſſung, ein Zeugniß 
doruber zu dem F. 705. angegebenen Behuf ers 
| theilen, 


||| 8 $. 860. 
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$: 860. Durch den natürlichen Tod des Pflege: 1) Durch 
befohlnen wied lede Vormundſchaſt aufgehoben. chen Led 
9 861. Laͤngſtens innerhalb Zwey Monathen bes Pflege 
nach geendigter Vormundſchaft, iſt der Vormund ache 
die Schlußrechnung einzureichen verbunden. dat, „ Vor, 
F. 862. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die mundisate 
Vormundſchaft nur in Ruͤckſicht auf die Erhat Saus, 
tung der Subſtanz des Vermögens fortgeſetzt wird; le 
Mr e des Vormundes aber gänzlich det 
aufhört, 
F. 863. Die Rechnungslegung geſchieht dem ger 
weſenen Pflegebefoplnen, oder deſſen Erben. 
$. 864. Mit der Schlußrechnung zugleich, muͤſ⸗ 
ſen dem Rechnungsnehmer das Inventartum, und 
die vorhin dem vormundſchaftlichen Gerichte uͤber⸗ 
gebenen Jahresrechnungen, ingleichen die verhan⸗ 
delten Vormundſchaftsacten vorgelegt werden. 
$. 865. Dei Pflegebefohlnen ſteht es frey, 
bey der Schlußrechnung auch noch Erinnerun⸗ 
gen gegen die ſchon abgelegten Rechnungen 
nachzubringen. 
9. 866. Doch kann er gegen Rechnungen, die 
weiter als auf Zehn Jahre zurückgehen, und wor⸗ 
uͤber der Vormund von dem Gerichte quittirt wor⸗ 
den iſt, nur ſolche Ausſtellungen machen, die auf 
eine durch Vorſatz oder grobes Verſehen ihm zuge⸗ 
fuͤgte Verkürzung ſich gründen. 
H. 867. Ob die Abnahme der Rechnung gericht⸗ 
lich geſcheben ſolle, haͤngt hauptſächlich von dem 
Befunde des Rechnungsnetmers ab. 
F. 868. Doch fünnen auch der Vormund, in⸗ 
gleichen das vormundſchaftliche Gericht, auf der 
gerichtlichen Abnahme der Rechnung beſtehen, ſo⸗ 
bald der Rechnungsnehmer mit Ertheilung der Ver⸗ 
zicht zögert. (5. 894.) 
. 869. Wird nur die Vermoͤgeneverwaltung 
nach F. 729. lac, dem Pflegebefohlnen Wa, 
en; 
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mundſchaft felöft aber noch fortgeſeßt: 
fo, muß die Schul ſo wie jede and 
bey dem vormundſchaftlichen Gerichte g. 
abgenommen werden. 
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ſen; die © 


Pffegebefoß 
ndige Rechnung abzulegen, 


nach geen 
Pflegebefohlne! 

F. 873% Doch 
nungen nur ſelche 
eine von dem Vorn 


ſehen ihm zugefügte Vercuczung be⸗ 


inen befreyt ſeyn folle; 

Beenden. 

Ein ſolcher Pfleg 

meinen Nachwelſu 

det angetreten 
und gegenwoh 


jedoch der geweſene Pflegebe⸗ 
fohlne beſtüänmte Anzeigen einer bey einem ein: 
zelnen 
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zelnen Geſchoͤfte von dem Vormunde ihm vor⸗ 
sich zugefägren Verkürzung anführen, und 
igermeſten beſcheinigen: ſo kann der Mor 
mund ihm aber dieſes Geſchäft nähere Auskunft 
Rechenſchaft zu geben ſich nicht entbrechen. 
877. Wird der Vormund auch nur bey einem 

Geſfchafte eines unreblichen Verhaltens 

rt? ſo iſt er ſchuldig, dem geweſenen Pfle⸗ 

gebefohenen uber ſeine ganze geführte Verwaltung 
vollſtaͤndige Rechnung abzulegen. 

$. 878. In allen Fällen, da ein von der Rech⸗ 
mungslegüng befreyt geweſener Vormund gleiche 
wohl aus einem, oder dem andern rechtlichen 
Grunde vazu für ſcheeldig erklart wird, und ders 
ſelbe eine Orden Richnung nicht ablegen 
kann oder will, muß er von der in ſeine Verwal⸗ 
tung übernommeiſen Verwögensſubſtanz Sechs 
vom Hundert an Zinſen, ohne den mindeſten Ab⸗ 
zug entrichten. 

$. 679. Kann auch die Sußſtanz nicht ausge⸗ 
mittelt werden: fo iſt der, welchem die Richnung 
gelent werden ſoll, zur eidlichen Angabe derſelben 
zu verſtatten. 


F. 880. Wenn nicht bloß die vormundſchaft do das Bir 
liche Adminiftration, ſondern zugleich die gan arne 
ze Vormundſchaft aufhört? ſo muß dem gene: ter, 
ſeuen Pflegebefotlnen, oder deſſen Erben, fein 
geſammtes Verinoͤgen von dem Vormunde und 
dem vormundſchaftlichen Gerichte ausgeantwortet 
werden. 

9. 881. Dieſe Ausantwortung kann der gewe⸗ 
ſene Pflegebefoglne, gegen Empfangſchein, ſofort, 
und noch ebe die Schlußrechnung abgenommen 
iſt, fordern. ” 
. 882. Dagegen muͤſſen dem Vormunde alle 
nach der Schlußrechnung zu fordern habende 
Maps, Geſegb. IV, Band. Dodd Vor⸗ 
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Vorſchuͤſſe und Auslagen unverzüglich gut gethan 
werden. 

F. 883. Werden zwar die Vorſchüſſe von dem 
Rechnungsnehmer nicht anerkannt; es findet ſich 
aber, daß die ſämmtlichen Ausgaben in der Rech 
nung mit unverdöchtigen Belaͤgen beſtärkt find 
fo ſteht dem Vormunde frey: ein verhaltnißmäß 
ges Quantum von dem aus zuantwortenden Ver 
mögen, bis zum Austrage der Sache, mit Arreſt 


kann er wegen ſolcher Vorſchüſſe 
tion auf die Grundſtuͤcke des Pflege⸗ 
eintragen laſſen. 

5. Mach gelegter Schlußreck nung, und er- 
ermögeusausantwortung, iſt der geweſ, 
egebefohlne, oder deſſen Erbe, den gewe 
Vorm „und das vormundſchaftliche Gericht, ge⸗ 
tlich zu qutttiren verbunden. 

886. Der Eriheilung dieſe rzicht kann 
der Pflegebeſohlne ſich nicht weigern, wenn a 
noch ein oder gr Punkt aus der geführten An 
miniſtration einer nähsin , oder gar gerichtlichen 
Erörterung bedarf. 
Vielm 


ichen noch uner⸗ 
rücklich vorber 


orterte Punkte in der Quittung 


halten werden. 


$. 898. Mit dem Tage der geleiſteten Verzicht 
das F. 295. beſchriedene Vorzugsrecht des ge: 
ſenen DA 


ſebefohlnen in den Gütern des Vor⸗ 
und dieſer muß von der etwa beſon⸗ 
ütion entbunden werden. 

Die Encbindung von dieſer Caution 
der 9 und ſchon alsdann fordern, 
n die Vermdgensadminiſtration abgenom⸗ 


em Falle des H. 886. 
ben, als es zur 
Deckung 
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Deckung ſolcher Anſpruche des Pflegebefohlnen 
bis zum Austrage der Sache erforderlich iſt. 

H. 89 1. Es ſteht aber dem geweſenen Vormunde 
frey, den Pflegebefohlnen wegen ſolcher Anſprä⸗ 
che anderweitig zu decken, und dagegen auf losge⸗ 
bung der ganzen Caution anzutragen. 5 

$. 89a. Das geſetzliche Vorrecht in dem Ver⸗ 
moͤgen des Vormundes dauert, auch in dem Falle 
des h. 889. , fo lange fort, bis demſelben, nach voͤl⸗ 
lig aufgehobener Vormundſchaft, förmliche Ver⸗ 
zicht geleiftet worden. 

9. 893. Mie Erttzellung der Verzicht muß der 
geweſene Pflegebefohlne nicht uͤbereilt werden. 

„894. Zögert er jedoch damit uͤber Ein Jahr, 
vom Tage der ihm zugeſtellten Schlußrechnung: 
ſo koͤnnen ihn der Vormund, und das vormund⸗ 
ſchaftliche Gericht, zu deren Ertheilüng, oder zur 
gerichtlichen Anbringung ſeiner Ausſtellungen, im 
ordentlichen Wege Rechtens anhalten. 

H. 855. Auch nach ertheilter Generaloerzicht, 
kann der geweſene Pflegebefohlne den Vormund 
aus ſolchen Angelegenheiten und Geſchoͤften in 
Anſoruch nehmen, die in den Rechnungen, und 
den ihm vorgelegten Acten, nicht vorgekom⸗ 

men ſind. 

F. 896. Außerdem find alsdann keine weitere 
Ausſtellungen zuläßig, als welche einen von dem 
Vormunde begangenen Betrug und vorſätzliche 
Verkürzung zum Grunde haben. 

§. 697, Wegen der Nechnungsfehler finden 
eben die Vorſchriften, wie bey einem Verwalter 
fremden Eigenthums, Anwendung. (Th. I. Tit. 
XIV. F. 1517.) 

. 898. Die Rechnungslegung, Quittung, und 
löſchung der Caution, geſchieht auf Koſten des 
geweſenen Pflegebefoblnen. 


Oddd 2 $. 889. 
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K. 899. Auch ein ſolcher Vormund, der keine 
Rechnung zu legen gehabr har, kann nach erfol 
ter Ausantwottung des Verindgens, Qulttungs⸗ 
leiſtung uber gehörig geführte Vormundſchaft 
fordern. * 5 
2. Endir $. 900. Von Seiten des Vormundes, endigt 
ee. ſich das vormundſchaftiche Amt deſſelben durch 


Bormund- 


febart von ſein Abſterben. 


Seiten des HERE . 
erna, (. 90 , Einen ſolchen Todesfall mäſſen die Er⸗ 
3 durch ben, oder die zureckgeleſſene Ehegattin des Vor⸗ 


dei od mundes, dem vermundſchaftlichen Gerichte, ohne 
deſſlben; Zeitverluſt, bey eigener Vertretung anzeigen. 


S. 902. Eden dieſe Anzeige liegt auch einem 
etwa beſtellten Mitvormunde bey gleicher. Vertre⸗ 
tung ob. 

H. geg, Sind die Erben unbekannt, abweſend, 
oder ſelhſt der Bevormundung bedürftig; und iſt 
auch von einem bestellten Miwormunde nichts bes 
kannt: ſo muß die Obrigkeit, welche in einem ſol. 
chen Falle für bie Sicherhelt der Verlaſſenſchaſt des 
verſtorbenen Vormundes zu ſorgen hat, wenn fie 
nicht ſelbſt das varmundſchaftliche Gericht iſt, die⸗ 
ſem von dem Mogange des bisherigen Vormundes 
Nachricht geben. 

9. 904. Das vormundſchoftliche Gericht muß 
ſofort fur die Sicherung des bisher unter den 
Händen des Vormundes geweſenen Vermögens, 
und für die Beſtellung eines andern Vormundes 


forgen. - 
H. gos. Zieht die neue Bevormundung ſich in 
die | wu dem Pflegebefoblnen ein In⸗ 


terim euratoe beſtellt werden. 
§. 906. Die Erben des verſtorbenen Vormun⸗ 
des, oder enn keine Erben ind, der von der 
ordentlichen Obrigkeit ber deſſen Muchlaß be⸗ 
ſtellſe Curator, ſind ſchuldig, dem neuen Vor; 
munde 
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munde uͤber das Vermoͤgen des Pfegebefohlnen 
Sqhlußtechnung abzulegen. 
. 907. Diefes muß, wean lauter großjährſge 
Erben vorhanden find, binnen Sechs Wech en nach 
dem Ablaufe der geſetzlichen Uederlegungsfriſt ge⸗ 
ſchehen. ) 
$. 908. Sind aber Pflegebefohlne unter ihren, 
oder hat ein Verlaſſenſchaftscurator bestellt wer⸗ 
den muͤſſen : ſo kann dieſen eine dreymofalhliche 
Friſt zur Rechnungslegung nicht verfagt werden. 

§. 909. Die Abnahme der Rechnung maß bey 
dem Neemmbkhörtlichen Berichte erfolgen, 

920 Der neue Vormund hat dobey alle 
Rechte und Pflichten, welche dem Pflegebefogl⸗ 
nen ſelbſt, bey der nach Endigung der Vormund⸗ 
ſchoft zu legenden Schlußrechnung > zukommen, 
263.449) a 

. 911. Bey Abforderung der Schlußrechnung, 
inglechen bey Prüfung derſelben, baſtet der neue 
Woermund fuͤr ein maͤßiges Verſehen. 

9.912. Dagegen krift ibn, wegen unten 
Erinnerungen gegen die vorhergehenden von dem 
vormundſchaſtlichen Gerichte ſchon abgenommenen 
Rechoungen, keine Vertretung, wenn er nue in 
der Folge, da ihm Verkürzungen des Plegebe⸗ 
fohlnen bekannt werden, die Rechte deſſelben nach 
90 895. 896. 897. zu beobachten, nicht vernach⸗ 
lͤͤßigt. 

9 . 913, Entſteht ein Rechnungsprozeß: fo mil 
ſen ich die Erben des Vormundes darbber vor 
eben dem Gerichte einfaffen, wo der Erblasser in 
Ang legenbeiten dieſer Vormundſchaſt Recht zu 
nchnien ſchuldig war. 

914. Wild über den Nachlaß des geweſe⸗ 
nen Wormundes bey einem andern Gerichte 
cuts eröfnet: fo iſt der neue Vormund die dem⸗ 
Dodd 3 ſelben 


=) durch 
Entlals 
fung; 
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ſelben gemachten Austellungen bey dem Concurs 
nur zu dem Ende anzuzeigen verbunden, damit ih 
nen in dem Ptioritäͤtsurtel ihr gehöriger Ort ans 
gewieſen werde. 


§. 918, Alles, was zum Vermögen des Pflege⸗ 
befohlnen gehört, muͤſſen die Erben ſofort, und 
obne die Rechnungslegung abzuwarten, nach der 
Anweiſung des Gerichts, dem neuen Vermunde, 
oder dem Gerichte ſelbſt, gegen Empfangſchein 
verabfolgen. 

F. 916. Nach gelegter Schlußrechnung, und 
ausgeantwortetem Vermögen, muͤſſen die Erben 
des Vormundes von) dem neuen Vormunde gericht: 
lich quittirt werden. 

$ 97. Derglelchen Verzichtleiſtung hat für 
die Erden eben die Wirkung, wie diejenige, die 
nach gänzlich aufgehobener Vormundſchaft von dem 
geweſenen Pflegebefohlnen ſelbſt eecheilt wird. 

9. 918. Das vormundſchaftliche Gericht kann 
den von ihm beſtellten Vormund wieder entlaſſen, 
und einen andern beſtellen, ſobald es ſolches dem 
Beſten des Pflegebefohlnen zuträglich findet. 

§. 919. Nur alsdann, wenn der zu entlaſſende 
Vormund widerſpricht, muß ihm über die Urſa⸗ 
chen der Entlaſſung rechtliches Gehör und Exkennt⸗ 
niß verſtattet werden. 

F. 920. Perſonen, welche nach den Geſetzen zu 
Vormündern vorzüglich beſtellt werden müffen (§. 
172, fgg.), iſt das Gericht, wenn fle einmal bes 
ſtellt worden, nur alsdann wieder zu entlaſſen bes 
rechtigt, wenn nachgewieſen werden kann, dafı ihre 
längere Beybehaltung den Pflegebefohlnen ſchaͤd⸗ 
lich oder gefährlich ſeyn wurde. 

$. 921. Andere Vormünder koͤnnen auch we⸗ 
gen eines geringeren Grades von Machläfigfeit 
oder Unordnung ihres Amts entlaſſen werden. 

9. 922. 
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F. 922. Schuldbare Verzögerung in Einbrin⸗ 
gung der ſchuldigen Rechnungen, iſt ein rechts 
mäßiger Grund zur Entlaſſung eines jeden Vor⸗ 
mundes. 


9: Wenn während der Vormundſchaft 
Prozeſſe r wichtige Forderungen oder Richte 
zn n dem Vormunde und dem Pflegebefohlnen 


entſtehen ($. 147.): To kann dieſes, nach vernäͤnfti⸗ 
gem und billigem Ermeſſen des Gerichts, Für einen 
hinreichenden Grund zur gaͤnzlichen Entlaſſung 

des Vormundes angenommen werden. 

K. 924. Macht aber der Vormund ſich eines :) durch 
unrediſchen Betragens gepen den Pflegebefohl⸗ Nrmaion; 
nen verdächtig: fo muß die Sache von Amts 
wegen uuterſucht, und über feine Remotion er⸗ 
kannt werden. 

F. 925. Beſonders findet dieſe Remotion ſtatt, 
wenn der Vormund Gelder und Vermdͤgen des 
Pflegebeſohlnen, ohne Vorwiſſen des Gerichts, für 
ſich ſelbſt genutzt hat. 

$. 926. Neben⸗ und Ehrenvormuͤnder ſind 
ſchuldig, wenn fie ein unredliches Betragen bey 
dem adminiſtrirenden Vormunde wahrnehmen, 
daſſelbe dem vormundſchaftlichen Gerichte, zur 
nähern Unterſuchung, bey eigner Vertretung an⸗ 
zuzeigen. 

$. 927. Die Verwandten des Pflegebefohlnen, 
welche nach $. 97 100. für ſeine Bevormundung 
ſorgen muͤſſen, find auch ſchuldig, ein zu ihrer 
Wiſſenſchaft gelangendes unredſiches Verhalten 
des Vormundes dem Gerichte, bey gleicher Ver⸗ 
tretung, zu eröffnen. 

F. 928. Auch gehören dergleichen Anzeigen zu 
den Amtspflichten der fiskaliſchen Bedienten. 

F. 929. Jeder Bürger des Staats hat das 
Recht, wenn er wahrnimmt, daß ein Votmund mit 
der Perſon, oder den Gütern des Pflegebefehlnen, 

Dodd 4 untreu 


GG 
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untreu oder ſorglos umgehe, die Obrigkeit davon zu 
benachricht gen. 

30. Der Pflegebefohlne, ſelbſt kann die bes 
merkte Cotstofigheit oder Untreue feines Vormun⸗ 
des dem Gerichte anzeigen. 

„. 931. Auf dergleichen Anzeigen, wenn fie 
nothduͤrftig beſcheinigt find, oder bey einer por 
ſigen ohne Aufſehen anzuſtellenden Prüfung nicht 
Il ungegeinpet befunden werden; inglelchen tern dos 
| Gericht feibft, ein pflichtwidriges Verbaften an dem 
Vormunde wahrnimmt. muß die Unterſuchung wis, 
der ihn verfügt. werden. 

„ 932. Während der Unterſuchung iſt das 
vormundi ſchaftliche Gericht ſchuldig und 0 
für die Sicherheit. des Pflegebefohlnen, durch B 
ſtellung eines Okebenvor 5 7 5 
| durch Juhibltionen an die Pöchter, oder Schuld 
ner; durch Erhohung der Cautlon; und andere 
nach den Umſtaͤnden ſchickliche Maaß regeln, Sor⸗ 
ge zu tragen. 
| . 933. Findet ſcch. bey der Unterſuchung, daß 
der Vormund ſich der Veruntreuung und Unredlic 


1 keit in Führung eines Amts ſchuldig gemacht ha⸗ 
II be: fo muß er deſſen durch Urtel und Recht entſeßt, 
u 


und dem Plegebefohluen ein anderer Vormund bez 
llt werden. 
F. 933. Diefer muß unverzuͤglich auf legung 
1 der Schlußrechnung, ingleichen auf ‚Drenusgabe 
I des eiwa noch in den Händen des entfhten, Vor, 
1 befindlichen Vermögens dringen, und far 
| ie Beytreibung alles deſſen, was berjelöe dem Pfle⸗ u 
0 zu betreten hat, ſorgen. 
I $. 935: Außerdem muß auf Beſtrafung eines 
II) ſoſchen wegen Untreue oder Ulnredlichkelt ellſetzlen 
N Vormundes, nach, Vorſchtift des Criminalpedhis 
etfannt we 
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69. 936. Wird der Vormund bey der Unterſttz 
ckung bloß eins Berſebens ſchuldig befunden: „far 
iſt er nur zur Vertretung des dem Pfiegebefohſuen 
daraus eniſtandenen Schadens 

37. In einem foichen 
von der angetragenen Remotion ausdruͤcklich frey⸗ 
geſptochen, werden.; doch hanı es bloß von dem 
Eemeſſen des Gerichts ab: ob ihm doſſelbe die Vor⸗ 
muneſchaft länger 1 oder ihn davon 4 
enllaſſen wolle. a 

. 938. Hat ein folcher Vormund ein goes 
Derfehen begangen: fo verliert er die von dem Erb⸗ 
loſſer fur die im auvertrauete Vormuudſchaft 
ausgeſetzte Belohnung. 

5. 939. Auch wenn der Vormund ganz unſchük⸗ 
dig befunden worden, kann er dennoch gegen ſoſche 
Denuuncianten, welche zur Auſſicht über ihn ud 
ler Vertretung verpflichtet find, keine Injurienfla⸗ 
ge anſtellen. 

9. 94. Doch findet die Jufurienklage Fakt, 
wenn Bergleichen Denuncianten den Vorm mund, wi⸗ 
der beſſeres Wiſſen und lleberzeugung, entehreuber 
Handlungen beſchuldigt haben. 

K. 941. Wenn jemand, während der Jͤhrüng ) durch 
einer Vormundſchaft, eines von eigen Bol rad 
rechten erlangt, welche von Uebernehmung eines zur Eren 
vormundſchaftlich en Amts befreyen: ſo giebt ihm enz 
dieſes dennoch kein Recht, die einmal uͤbernon 
mene Vormundſchaft wider den Willen der Obi 
keit niederzulegen. 

942. Gelangt der Vormund zu einem Amte, 
oder in ein Verhaͤltniß, welches für ihn, wenn er 
eine neue Vormundschaft übernehmen ſollte, die 
beſondere Erlauf einer vorgefeßten Behbrde 
nothwendig machen würde: ſo muß er dieß Ver⸗ 
oͤnderung ſeiner Umftände dem Lormundſch 
chen Gerichte anzeigen, und zugleich die Erlaub⸗ 

Dodd 5 niß 
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niß zur Beybehaltung der Vormundſchaft bey der 
Behörde nachſuchen. (h. 158 163.) 

N $. 943. Wird letztere verweigert, oder kann fie 

N das vormundſchaftliche Gericht in dem Falle des F. 

ö 158. 159. nicht annehmen: fo muß der Votmund 

N entlaſſen werden. 

N Y durch F. 944. Geröch ein ſchon beſtellter Vormund 

ö Je li in Umflände, wo er der Vormungſchaft fernerhin 

diokeit gegörig votzuſteßen ſich nicht geteauet: ſo iſt er 
befugt und ſchuldig, dieſelden dem vormpnd⸗ 
ſchaftlichen Gerichte zur nähern Beurtheilung ans 

| zuzeigen. 

N F. 945: Auch ohne dergleichen Anzeige muß 

das Gericht einen Vormund, welcher in Umſtän⸗ 

de kommt, wo er feinem Amte nicht mehr g. 
rig vorſtehen kann, doſſelben, ſobald dergleichen 

Umſtaͤnde zu ſeinee Wiſſenſchaft gelangen, ehtkiſ⸗ 
fen, und für die Beſtellung eines audern Vormun⸗ 
des ſorgen. 

. 946. Muß der Vormund wegen Wahn oder 
Blödſinns, oder aus andern Urſachen, ſelbſt un⸗ 
ter Vormundſchaſt geſetzt werden: ſo finder alles 
ſtatt, was $. 900. ad. von der Aufhebung der Vor⸗ 
mundſchaft durch den naturlichen Tod des Vormun⸗ 
des verordnet fit. 

e, 94 Die zur Vormöͤnderin beſtellte Mutter 

peltachung des Pflsgebefohlnen muß, wenn fie zu einer an⸗ 

375 dern Ehe ſchreitet, dem vormundſchaftlichen Ge 

derin be. richte, noch vor Vollziezung der Heirath, davon 

al gene Anzeige machen. 

l , 9. 548.  Unrerföft ie dieter fo muß Unterſi⸗ 
chung wider fie verfüge, und fie, nach Befund der 
Umſtaͤnde, der Vormundſchaft als berbächtig ent⸗ 
ſetzt, oder doch entlaſſen werden. 

$. 949. Wenn die Mutter, vor regulitter Sa⸗ 
| che, ohne Genehmigung des vormundſchaftlichen 
|| Gerichtes ſich wleder verheiratet hat: ſo muß 
ir 
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ihr Mann für das, was fie aus der Vormundschaft 
zu vertreten hat, als Selbſtſchuldner haften; und 
die Pflegebefohnen haben, zu ihrer Sicherheit, 
in ſeinem Permdgen eben die Rechte, wie in dem 
Vermögen eines Vormundes. 
$. 950. In allen Fällen, wo ein Vormund fei pfichten 
nes Amtes von dem vetmundſchaftſichen Ge in ne 
richte entlaffen werden ſoll, iſt er befügt und Bormuns 
ſchuldig, daſſelbe fo lange noch fortzuſehen, bis eee 
dem Pfſegebefoxlnen ein neuer Vormund wirklich Bestellung 
beſtellt worden. 1 Hung Yan 
F. 9 f. Alsdann muß ihm, nach gehörig ge 
legter und abgenommener Schlußrechnung, auch 
erfolgter Ausontwortung des in Händen gehabten 
Vermoͤgens, von dem neuen Votmunde Qufttung 
geleiſtet werden. dn eee 
., Wenn einem Pflegebefohlnen mehrere 
Vorm beſtellt find)” und Einer derſelben ab⸗ 
geht: ſo böngt es lediglich von dem Etmeſſen 
des vormutſdſchaftlichen Gerichtes ab: db feine 
Stelle wieder erſetzt, oder die Vormundschaft 
von dem oder den übrigen allein verwaltet wer⸗ 
den ſolle. 


Neunter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Eu⸗ 
8 ratoren. 


. 953. Curgtores, welche den Pflegebefohlnen Mon Curas 
10 5 gewiſſen Geſchiften und Angelegenheiten be⸗ n 
ſiellt werden, haben, in Anſehung dieſer Gefchäfte, 
die Rechte und Pflichten eines Vormundes. 

9.954 Außer dem, was wegen der Militair⸗ 
perſonen H. 77. fqg. verordnet iſt, kommt die Be⸗ 
ſtellung des Eurators eben dem Gerichte zu, wel 
chem die Bevormundung, wenn der Fall dazu vor⸗ 
handen wäre, gebühren wuͤrde. 


9.958 


1 Von cu; 
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9. 955, Doch kann aus waͤr igen flegebefohl 
nen, welche in hieſigen landen cite, Prozeß oder 
ein finzelnes Geſchöſte haben, ein Curator dazu 
von dein bieſtgen Rehter, bey weſchem der Pro⸗ 
z ß eder das Geſchaͤſte zu betreiben iſt,, beſtellt 
werden. 

$. 986. Ben Cuegtoren findet alles ſtatt, was 
vorſtehend von Vormönzern verordnet iſt; in fo 
fern nicht beſondere Vorſchriſten, oder die Natur 
ihres nur eln einzelnes Geſchoͤfte betreffenden Amts, 
Aus nahmen begruͤnden. 

8.957. Das Geſchoͤfte oder die Angelegenheit, 
zu welchen ſte. verordnet find, muß in der ihnen 
erthellten Beſtallung deutlich ausgedruckt werden, 

F. 95. Ist mit ihrem Auftratze eine Permö⸗ 
gens⸗Adminiſtration verknüpft: fo find ſie, gleich 
den Votmündern, zur Einreichung eines Inven⸗ 
tarit, zur Cautionsbeſtellung, und zur Rechnungs⸗ 
legung verbunden. 

9. 959, So lange dergleichen Adminiſtation 
dauert,, ‚haben die Mflegebefohlnen in dem Ver⸗ 
mögen ihrer Curatoren eben die Vorrechte, wie 
in dem Vermögen der Vormuͤnder. 

6. 960. Das Amt eines ſolchen Curators hört 
auf, ſobald das Geſchäft, zu welchem er beſtellt iſt, 
beendigt und in Richtigkeit geſetzt worden. 

5.957. Sobald das vormundſchaftlich: Gericht, 
oder der inzwiſchen zu der Faͤhſgkeit, ſich ſeloſt 
votzuſtehn, gelangte Pfiegebefohlae, das Geſch aft 
für berichtigt ausdrücklich oder ſtillſchweigend am: 
genommen haben, erreicht auch das dem Pflegebe⸗ 
fehlen in dem Vermögen des Curators zukommen⸗ 
de Vorrecht ſein Ende. 

$. 962. Der Curator einer noch ungebornen 
beibesftucht hat darauf zu ſehn, daß die Wittwe 
aus dem Nachlaſſe gehörig verpflegt, der 355 

N 
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laß ſeſbſt aber ficher aufbewahrt, und weder ver⸗ nen eeibes 
bracht, noch verdunkelt werde. feucht. 
§. 963. Die Verwaltung des Nachloſſes liegt 
ihm nür alsdann ob, wenn er zugleich zum Ver⸗ 
leſſenſchaftscurator beſtellt worden. (Th. I. Tit. IX. 
H. 271. faq.) 
F. 964. Dieſe Curatel endigt ſich mit Ablauf 
des Zeitraums, binnen welchem nach den Geſetzen 
entſchleden fegn muß: ob ein rechtmuͤßiges Kind 
des Verſtorbenen vorhanden ſey? 
9. 968, Wird binnen dieſer Friſt die Wittwe 
von einem lebendigen Kinde entbunden: ſo muß der 
der beibesfrucht beſtellt geweſene Curator fuͤr deſſen 
ordentliche Bevormundung ſoegen. 
9.966. Auch der aus ımehelicher Schwaͤnge⸗ 
rung erzeugten leibesftucht muß ein Curator be⸗ 
ſtellt werden. N 
9. 957. Dieſem liegt es ob, die Rechte ber lei⸗ 
besftucht wegen Ernährung der Mutter, und Aus- 
mittelung der Entbindungs⸗ und Verpflegungsko⸗ 
fen für dieſelbe aus dem Dermögen des Schwaͤn⸗ 
gerers, wahrzunehmen. 
F. 958. Kommt aus dem unehelichen Bey⸗ 
ſchlofe en Kind zur Welt; fo muß der Curator 
demſelben auf geſetzmaͤßigen Wegen die Rechte 
eines Egelichen; und wo dieſes nicht ſtatt finder, 
den Ausſatz der Erziehungs: und Verpflegungsko⸗ 
fien aus dem Vermögen des Schwaͤngerers, zu ver⸗ 
ſchaffen bemüht ſenn. (Tg. II. Tit. J. Abſchn. XI. 
Tit. II. Abſchn. IX.) 
F. 969. Kommt ein ſolches Kind nicht unter 
die Gewalt ſeines natürlichen Vaters: fo muß der 
Curator für das Beſte deſſelben, bis zur erreichten 
Volljährigkeit, als Vormund ſorgen. 
§. 970. Ein Curator, welcher ſolchen Pflege: 11. Von aus 
befoblnen, die noch unter väterlicher Gewalt im Sch 
ſtehn, bloß zur, Auseinanderſezung mit dem Vas feder Anse 
ter 


einander, 
tenang mit 
deu Vater 
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ter beftellt worden, iſt dafür zu forgen ſchuldig, 
daß das Vermoͤgen des Pflegebefohlnen vollftän- 
dig ausgemittelt, und gegen Verdunkelungen be⸗ 
wahrt werde. 

§. 971. Der Verwaltung ſich zu unterziehen, 
iſt er weder befugt noch ſchuldig; ſondern dieſe 
verbleibt, unter den geſehlichen Einſchraͤnkungen, 
dem Vater. 

8. 972, In allen Fällen, wo det Vater zur Si: 


cherſtellung eines ſolchen Vermögens nach den 


Beſondere, 
wenn wit 
einer fol 

chen Cara 


Geſetzen verbunden iſt, muß der Curator, bey 
der Auseinanderſetzung, auch für die Berich⸗ 
tigung der Sicherheit ſorgen. (Th. II. Titel II. 
9. 179. 0d.) 

8.973. Ereignet ſich der Fall, daß der Vater 
das eſgenthuͤmliche Vermoͤgen der Kinder ſicher 
zu ſtellen verbunden woͤre, erſt nach beendigter 
Auseinanderſezung: ſo iſt der Curator zwar ſchul⸗ 
dig, auf dieſe Sicherſtellung bey dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte anzutragen. 

9. 974. Auch liegt ihm ob, fuͤr das Beſte der 
Pflegebeſohlnen zu ſorgen, wenn die einmal be⸗ 
ſtellte Sicherheit ſchlechter wird, oder eine Ver⸗ 
änderung damit vorgenommen werden ſoll, oder 
wenn der Vater, bey ſeiner Adminiſtration, die 
in den Geſetzen beſtimmten Schranken über 
ſchreitet. 

F. 975. Hat er jedoch eins oder das andere uns 
terlaſſen: ſo darf er den dem Pflegebefohlnen ent; 
ſtandenen Nachtheil nur alsdann vertreten, wenn 
er den Vorfall, der ſeine Obſorge erfordert hätte, 
wirklich gewußt hat; oder wenn ihm derſelbe ohne 
grobe Fahrlaͤßigkeit nicht hätte, unbekannt bleiben 
konnen. 

F. 976. Iſt der Curator zugleich zur Verwal⸗ 
tung des eigenthämlichen Vermögens ſolcher 
Pfiesebsfohlnen beſtellt: ſo ſindet dabey alles Anz 

wen⸗ 


Rechte u. Pflichten der Curatoren. 1189 


wendung, was von der vormundſchaſtlichen Ad: ter cine 

miniſtrallon überbaut im Siebenten Abschnitte Ga 

verordnet iſt. nikradlen 
$ 977. Iſt der Vater nicht wegen ſeines verbunden 


schlechten moraliſchen Verhaltens, ſondern nur aus l 
andern Gruͤnden, von der Verwaltung ausgeſchlof⸗ 
fen: ſo fleht er mit dem Curator in eben den 
Verhaltniſſen, wie ein Ehren: mit dem verwalten⸗ 
den Vormunde. 

F. 978. Inſonderheit muß, wenn von der Vers 
Auferung oder dem Ankaufe unbeweglicher Grund⸗ 
ſtücke die Rede iſt, der Vater mit feinem Gutach⸗ 
ten vernommen werden. 

H. 979. IE dem Vater die Verwaltung genom⸗ 
men, der Nießbrauch aber gelaſſen worden: fo muß 
der Curator, wenn nicht der Etblaſſer oder Wohle 
thäter der Kinder ein Andres ausdrücklich ver⸗ 
ordnet hat, Über die in der Art der Verwaltung 
zu treffenden Haubtveraͤnderungen mit ihm Rück⸗ 
ſprache nehmen. 

F. 980. Jnſonderheit muß dieſes geſchehen, 
wenn unbewegliche, Suter verpachtet, oder, aus 
der Pacht in Adminiſtration gefeht, neue Baue 
oder Hauptrepataluten vorgenommen, Meliora- 
tionen gemacht, Capftalien eingezogen, oder von 
neuem belegt werden ſollen. 

H. 990. Dach komme dem Vater gegen alle der⸗ 
gleichen. Veranſtaltungen ein Recht zum Wider⸗ 
foruche nur in fo ſern zu, als dergleichen Recht 
einem jeden Mußungsberechtigten, gegen Veran⸗ 
ſtaltungen, wodurch fein Nießbrauch geſchmalert 
wird, gebüßret, 

9.7963, Dergleichen verwaltende Curatel wird 
eben ſo, wie eine wirkliche Vormundſchaft ge⸗ 
endigt. 

F. 983. Muͤſſen jedoch die Kinder, wegen Abs 
gang des Vaters, oder ſonſt, Überhaupt unter 
Vor⸗ 


It. Bon 
dem Daten, 
als Eurasor 
feiner Kim 
der. 
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Vormundſchost gentemmen werden: ſo hängt es von 
dem Ermeſſen des Berichts ab, den bisherigen Cu⸗ 
ratar zum wirklichen Vormunde zul deſtellen; oder 
ihm die beſpudere Admimſtrot ton fernen zu laſſen: 
ihn von, der Chratel zu entbinden, und deine 
2 e Adminiſtegtion dem Borniunde der Pfle⸗ 
gebefohlnen mit aufzutragen. 

§. 984 Weln ſolchen Kindern, die noch tt 
ter väterlicher Gewalt, und ihren eigenen Ange⸗ 
genheit den nicht Fahre” find, 5 
humlich les Vermögen sufälle: "fo 
Voter ſchadig, davon fpätsftens in Zinen 
then, nachdem ihm der Anfall konnt ar wor⸗ 
den, dem vormundſchaftlichen Gerichte Anzeige 
zu machen. 

F. 98 5. Unterſäßt er die Anleige: ſo vetſiert 
er fein Recht zur Verwoßung des Anf ils; und 
har, außerdem, Fünf bis Hundert Thaler fiska⸗ 
liſche Strafe verwiekt. 

$. 996. Ja der Zwiſchenzeit, bis den Kindern 
über den Unfall ein deſondeter Curator beflelit wer⸗ 
den kann, haftet der Vater auch für das geringiie 
Verſehen. . 

. 987. Den Verwandten, welche nach Wars 
ſchrift 9. 5 100. für die Bev, mun ung der Sins 
der zu ſorgen ſchuldig ſeyn wurden, liegt beh 
gleicher Vertretung ob: von eitem ſolchen Mer: 
mögensanfulle (F. 984.0), wichen der Vater vers 
ſchwiegen hat, ſohald derſelbe zu ihrer Wiſſenſchaft 
gelange, dem votmundſchaftlichen Gerichte Anzel⸗ 
ge zu machen. 

F. 988. Jides Gericht, von welchem ein Teſta⸗ 
ment, oder andere lethtwillige Olſpoſtton, wonach 
den Kindern dergleichen Anfall zukommt, Publicire 
wird, ist selbigen dem vormundſchafflieyen Gerichte 
bekannt zu machen verbunden ' 


x ? 
9.989. 


. ; 
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$. 989. Hat der Vater den Anfall dem Gerichte 

gehbdeig engezeigt: ſo gebuͤhren ihm, wogen beſſen 
Verwaltung, die Rechte eines Curakors, auch ohne 
beſondere Verpflichtung. 

H. 999. Et muß aber auch, wegen Vorlegung 
eines gerichtlichen oder Privarindentacti, bey der 
Administration ſelbſt, und wegen der Rechnungs⸗ 
legung, alles beobachten, was nach dem Steben⸗ 
ten Abſchnitte einem andern Vormunde obliegt. 

H. 991. Doch iſt er mit der eidlichen Beftärfung 
eines von ihm vorgelegten Privatinvenrari der Ne 
gel nach, und wenn nicht beſondere Gründe eines 
Verdachts wider ihn vorhanden ſind, zu ver⸗ 
ſchonen. 

F. 992. Will er das Vermögen ſelbſt in Händen 
behalten: ſo muß er dafür, ohne Unterſchied der 
Fälle, gehörige Sicherheit beſtellen. 

F. 993. Erklärt er ſich aber zu deſſen Heraus⸗ 
gabe; und iſt ſelbiges anderwaͤrts unkergebrachte 
jo bleibt er von beſonderer Cautionsbeſiellung we⸗ 
gen der Einkünfte, gleich einem teſtamentariſchen 1 
Vormunde, der Regel nach frey. 

J. 994. Mach dem Abſterben des Vaters ſtehen 
die Kinder, wegen ibres von demſelben verwalte⸗ 
ten freyen und nicht friven Vermögens, gegen ihre 
Miterben in eben dem Verhöltniſſe, wie andre Pfle⸗ 
gebefohlne gegen die Erben ihres. verſtorbenen Bor- 
mundes. 

F. 995. Gegen Fremde mäffen fie aber die Hand⸗ 
lungen des Vaters, in Anfehung ihres eigenthümli⸗ 
chen Vermögens, fü weit vertreten, als fie des 
Vaters Erben find, und ihnen die Rechtswohlthat 
des Inventarii nicht zu ſtatten kommt. 

F. 996. Wenn zu dem Vermögen des Pflege v Non 
befohlnen ein kehn gehder: ſo muß demſelben ein W 
Sehnscurator beſtellt werden. al 


Allgem; Gefetb. IV. Band. Eeee H. 997. 
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F. 997. Von dieſer Curatel iſt der nͤchſte Agnat, 
oder Mitbelehnte, wenn er ſelbige übernehmen will, 
und dazu fähig iſt, niemals aus zuſchließen. 

$. 998. Dieſer Curator hat jedod) nur dasjenige 
zu beſorgen, was zur Ausübung der kehnrechte und 
lehnspflichten des Pflegebefohlnen bey dem Lehns⸗ 
hofe, und zur Erhaltung der Subſtanz des Lehns 
gehört, 

$. 999. Auch die Ausübung des Patronats, und 
anderer mit dem Sehne verbundener Ehrenrechte, 
gehört zu dem Amte des lehnscurators. 

F. 2000, Die gewöhnliche Verwaltung des 
lehns und der davon fallenden Einkünfte gebuͤhrt 
dem ordentlichen Vormunde. 


$. 1001. Angelegenheiten, welche weder die Ad⸗ 
miniſtration allein, noch die Subſtanz allein betref⸗ 
fen, ſondern auf beydes zugleich Einfluß haben, 
muͤſſen von dem Vormunde, und dem kehnscura⸗ 
tor, gemeinſchaftlich beſorgt und betrieben 
werden. 

$. 1002. Wenn alſo das sehn verpfaͤndet; wenn 
Holzungen in Aecker, Teiche in Wieſen, oder um⸗ 
gekehrt, verwandelt; oder ſonſt die Geſtalt oder 
Hauptbeſtimmung einzelner Stucke oder Zubehis 
rungen des lehns verändert; oder Verbeſſerungen 
in der Subſtanz unter dem Vorbehalte eines kü 
tigen Erſaßes der Koſten vorgenommen werden ſt 
len: ſo iſt die Mitwirkung des Vormundes und des 
ſehnscurators erforderlich. x 

F. 100g. Ein für unbekannte oder entfernte In⸗ 
tereſſenten beſtellter Curator muß hauptſächlich das 
für ſorgen, daß jene ausgeforſcht, dieſen aber die 
erforderlichen Nachrichten zugebracht werden. 
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F. 1004. Außerdem muß er dafür ſorgen, daß 
die Sache erhalten, oder das Geſchaͤft gehörig be⸗ 
ttieben werde. 

$.1005. Die Pflichten eines Beyſtandes beflim- vi Pon 
men ſich lediglich nach dem Zwecke, zu welchen ber. Beyffäuden, 
ſelbe dem, der ſich ſeiner bedienen ſoll, zugeordnet 
wied. 

F. 1006, Ein Beyſtand haftet, wenn er ſich die: 
ſem Zwecke nicht gemäß verhält, in der Regel nur 
für den Vorſatz, und für ein grobes Verſehen. 

$. 1007. Wozu techtsverſtändige Aſſiſtenten, in 
Prozeß und andern gerichtlichen Angelegenheiten, 
ihren Parteyen verpflichtet, und wie weit ſie denſel⸗ 
ben, bey Vernachlaͤßigung dieſer Pflichten, vethaf⸗ 
tet find, iſt in der Prozeßordnung beſtimmt. 


Neunzehnter Titel. 


Von Armenanſtalten, und andern milden 
Stiftungen. 


H. 1, Dam Staate kommt es zu, für die Ernaͤh⸗ Oruutfiee, 
rung und Verpflegung derjenigen Burger zu forgen, 
die ſich ihren Unterhalt nicht felbft verſchaffen, und 
denſelben auch von andern Privatverfonen, welche 
nach beſondern Geſetzen dazu verpflichtet find, nicht 
erhalten können. 

$. 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln 
und Gelegenheit, ihren und der ihrigen Unterhalt 
ſelbſt zu verdienen, ermangelt, ſollen Arbeiten, die 
ihren Kräften und Fähigkeiten gemäß find, ange⸗ 
tiefen werden. 

3. Diejenigen, die nur aus Trͤͤgheit, Liebe 
zum Müßiggange, oder andern unordentlichen 
Neigungen, die Mittel, ſich ihren Unterhalt 
ſelbſt zu verdienen, nicht anwenden wollen, ſol⸗ 
- Eeee a len 


| 


Wem die 


Derſoraung 


der Armen 
obliege. 
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len durch Zwang und Strafen zu nuͤtzlichen Arbel⸗ 
ten unter gehbriger Aufficht angehalten werden. 

d. Fremde Bertler ſollen in das Land nicht get 
laſſen, oder darin geduldet, und wenn fie ſich gleich⸗ 
wol einfchleichen, ſofort über die Gränze zutückge⸗ 
ſthafft werden. 

6. 5. Auch einheimiſchen Armen ſoll das Bet⸗ 
teln nicht geſtattet, ſondern dieſelben an den Ort, 
wohln fie gehören, und wo für fie nach den Vor 
ſchriften des gegenwartigen Titels geſorgt werden 
muß, zurüͤckgeſchafft werden. 

$.6. Der Staat iſt berechtigt und verpflichtet, 
Anſtalten zu treffen, wodurch der Mahrloſigkeit ſe 
ner Bürger vorgebeugt, und der übertriebenen Ver⸗ 
ſchwendung geſteuert werde. 

§.7. DVeranlaffungen, wodurch ein schädlicher 
Müßiggang, beſonders unter den niedern Volks⸗ 
Hoffen, genährt, und der Trieb zur Arbeitſamkeit 
geſchwacht wird, ſollen im Staate nicht geduldet 
werden. 

9. g. Stiftungen, weſche auf die Beförderung 
und Begunſtigung ſolcher ſchaͤdlichen Neigungen 
abzielen, iſt der Staat aufzuheben, und die Ei 
kuͤnfte derſelben zum Beſten der Armen zu verwen: 
den berechtigt, 5 

& 9. Privilegitte Eorporaticnen, welche einen 
beſondern Armenfonds haben, oder dergleichen, ih⸗ 
rer Verfaſſung gemäß, durch Beyredge unter ſich 
aufbringen, find ihre unvermdgenden Mitglieder 
zu ernähren vorzüglich verbunden. 

H. 10. Auch Stadt; und Dorfgemeinen muͤſſen 
für die Ernährung ihrer verarmten Mirglieder und 
Einwohner ſorgen. 

H. 11. In Anſehung der ausdrücklich aufgenom⸗ 
menen Tiieglleder entſteht die Verbindhſchleit, Tor 
bald die Aufnahme wirklich geichehen it, 
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. 1, In Anfehung andrer Einwohner hinge⸗ 
gen, iſt nur diejenige Stadt- oder Dorfgeiheine 
zur Ernährung eines Verarmten verpflichtet, bey 
welcher derſelbe zu den gemeinen faften zuleht bey⸗ 
getragen hat. 

F. 13. Nach eben den Grundſätzen (F. 9412.) 
möͤſſen auch die Ehefrauen, Wittwen, und under 
ſorgten Kinder des Verarmten, von den Corpora⸗ 
tionen und Gemeinen ernährt werden. 

K. 14. Die Vorſteher der Corporationen und 
Genmelnen ſind ſchuldig, ſich nach den Urſachen des 
Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundigen, und die⸗ 
ſelben der Obrigkeit, zur Abhelfung, in Zeiten an⸗ 
zuzeigen. 

. 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen 
ihr Unterhalt auf andre Ark nicht verſchafft werden 
kann, muß die Poltzey⸗ Obrigkeit eines jeden Des 
tes, ohne Unterſchied des Ranges und ſonſtigen 
Gerichtsſtandes derſelben, ſich annehmen, 5 
S. 16. Die Mittel zur Unterhaltung der Armen Mitre! 
ſollen, fo viel als möglich, aus den Zinfen der di: das 
zu ‚bereits vorhandnen Eapiralien und Stiftungen, 
demnoͤchſt aber durch freywillige Benrräge, mittelſt 
der Kirchen- und Hausſammlungen, herbeyge⸗ 
ſchaſſt werden ]]] 

9.27 Ben der Unzulänglichkeit biefer Bepträge,  _ 
find die Cömmunen unter Approbation des Staats 
berechtigt, den luxus, die Oſtentation, und die 
ffentlichen Vergnuͤgungen ihrer wohlhabenden Ein⸗ 
wohner, mit gemaͤßigten Taren zu belegen. 

9.182 Alle. Strafgelder, welchen nicht in den — 
ergangenen Strafgeſetzen ſelbſt beſondre Beſtinm, 
mungen angewieſen ſind, ſollen zur Verpflegung 
der Armen verwendet werden,] 


Eeee 3 9.75 
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§. 19. Auf den Nachlaß ſolcher Mannsperſonen, 
welche nach zuruͤckgelegtem vierzigſten Jahre ſter⸗ 


ebelce fer, ben, ohne jemals verheirathet geweſen zu ſeyn, hat 


bender 
Manusper⸗ 
ſonen z 


die Armencaffe des Ortes ein Erbrecht. 


F. 20. Sind mehrere Armencaffen am Otte ber 
ſindlich: fo kommt das Erbrecht derjenigen zu, wel; 
cher, wenn der Erblaſſet verarmt wäre, die Ernähr 
rung deſſelben zur Laſt gefallen ſeyn wurde 


$ a1. [Berläßt der Erblaſſer Verwandte in auf⸗ 
ſteigender linie, Geſchwiſter, oder deren Kinder zu 
feinen Erben: fo gebührt der Armeneaſſe der Zehnte, 
ſonſt aber der Sechſte Theil feines Nachlaſſes. 


$. 22. Der Betrag des hiernach der Armen⸗ 
caſſe zukommenden Antheils, wird in Fallen, wo 
uberhaupt die Aufnahme und Offenlegung eines 
Inventgrii ſtatt findet, nach dieſem Inventario bes 
ſtimmt. 


. 23. Würde aber außerdem die Vorlegung ei⸗ 


nes Invenkarli nicht erforderlich fenn: fo jollen die 


Erben dazu, bloß um den Betrag des der Armen⸗ 
caſſe zukommenden Erbtheils auszumitteln, nicht 
angehalten werden.“ 

$ 24. Vielmehr iſt in einem ſolchen Falle ihrer 
ſchriftlich und an Eides ſtatt zu leiſtenden Angabe 
Glaube beyzumeſſen. 


8.25. Das nach obigen Vorſchriften den Ar- 
mencaſſen in dem Nachlaſſe ſolcher Perſonen zukom⸗ 
mende Erbrecht, kann denſelben weder durch Erb⸗ 
verträge, noch durch letztwillige Verordnungen 
des Erblaſſers, entzogen, oder geſchmaͤlert 
werden.“ 

§. 26. In dem Machlaſſe ſolcher Perſonen, 
welche wegen körperlicher oder 9 

hen, 
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chen, nicht haben beirathen konnen, hat die Armen⸗ 
5 kein Erbrecht. 

$. 27 Ein Gleiches gilt von denſenigen, welche 
nach ihren Rellgionsgrundſatzen nicht heirathen 
dürfen.) 

8. 28. Nicht weniger von denjenigen, welche zu 
einer Heirach die Einwilligung des Landesherrn, 
oder ihrer Vorgeſetzten nachſuchen müffen] 

H. 29. Terner von denen, welche ihre uncheli⸗ 
chen Kinder mit voller Wirkung haben Tegitimiren 
laſſen. 

30. [Endlich von denjenigen, die ein formli⸗ 
ches hrgelbonig errichtet hatten, und an Vollzie⸗ 
Hung der Ehe nur durch den Tod find’ verhindert 
worden. 

$. 31. Auf Mannsperſonen, welche zur Zeit der 
See dieſes Geſetzbuchs das Vierziaſſe Jahr 
bereits zurückgelegt hatten, finden obige Vorſchrif⸗ 
ten keine Anwendung. 


H. 32. Armenhäufer, Hoſpitäler, Waiſen⸗ und Bon dent 


Findel⸗, Werk: und Arbeitshäuſer, ſtehen unter 
dem beſondern Schutze des Staats. 
§. 33. Werden dergleichen Anſtalten von neuem 


lichen Ars 
5 


Hg, 
wiß des 


errichtet? ſo muß das Vorhaben dem Staate zur S u ge⸗ 


Prüfung der Grundſäße ihrer Verfaſſung angezeigt fe 


werden. 
H. 34. Doch ſollen diejenigen Behörden, denen 
bieſe Prüfung nach den verſchiedenen Verfaſſungen 
in den Provinzen obliegt, nur in Fällen, wo die 
Ausfuͤhrung der Verordnungen des Stifters un⸗ 
möglich oder gar ſchaͤdlich ſeyn würde, dieſelben zu 

verwerfen berechtigt ſeyn. 
35. Außerdem kann jeder Stifter die innere 
Einrichtung ſolcher Anſtalten, die Aufſicht uber die: 
ſelben, die Beſtellung der Verwalter, die Reviſion 
und Abnahme der Rechnungen, nach N ans 

ordnen. 

Eeee 4 F. 36. 
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gen 36, So weit der Stifter nichts verordnet 
bat, gebühren alle dieſe Befugniſſe dem Staate. 

$. 37, Auch ſolche Anſtalten, denen in der 
Stiftungsurkunde, oder ſonſt, eigne Aufſeber vor⸗ 
geſetzt ſind, bleiben dennoch der Oberaufſicht des 
Staats unterworfen. 

H. 36. Diaſe Oberaufſicht ſchränkt ſich aber nur 

darauf ein, daß nach den, vom Staate ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend genebmigten Verordnungen des 
Stifters verfahren werde, und nichts einſchleiche, 
was dem allgemeinen Endzwecke ſolcher Stiftungen 
zuwider ſey. 
He 39. Der Staat iſt alſo berechtigt, Viſitatio⸗ 
dergleichen Anfialten zu veraulaſſen, und 
fundenen Mißbrauche und Mängel obigen 
Grundſaͤtzen (H. 38.) gemäß, zu verbeſſern. 

K. 40, Ueberbaupt muß der Stgat darauf ſehen, 
daß die Einkünfte der Armen: und andrer Berfors 
gungsanſtalten, zweck- oder vorſchrifts mäßig vers 
wendet werden. 5 

K. 4. Witd wegen veränderter Umflände die 


zu der Stiftungsurkunde vorgeſchriedene Verwen⸗ 


dungsart unmoglich, oder gar ſchoͤdlich: ſo muß 
der Staat die Guͤter und Einkuͤnfte einer ſolchen 
Anſtalt zu einem andern, der wahrſcheinlichen Abs 
ſicht des Stifters fo viel als moͤglich gemäßen Ge⸗ 
brauche widgren. 

F. 42. Die vom Staate ausdruͤcklich oder fill: 
ſchweigend genehmigten Armen: und andere Ver⸗ 
ſorgungsanſtalten, haben die Rechte morallſcher 
Perſonen. 

F. 43. Ihr Vermögen hat die Rechte der Kir⸗ 
chengüter (Tit XI. Aeſchn. V.); 

F. 44. Dagegen find fie bey den Geſchenken und 
Vermaͤchtniſſen ſolchen Einſchraͤnkungen, wie die 
geiſtlichen Anſtalten, nicht unterworfen. 


9.45. 
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§. 45. Durch dergleichen Vermoͤchtniſſe kaun 
jedoch denjenigen, welchen ein Pflichtezeil ger 
buͤhret, derſelbe nicht entzogen oder geſchmoͤlert 
werden. 8 1 

F. 46. Würden durch ein ſolches Vermoͤcht⸗ 
niß Perſonen, welchen der Erblaſſer Alimente zu 
geben nach den Geſeten verpflichtet iſt, wegen Un⸗ 
zulänglichfeit des ubrigen Nachlaſſes daran Abs 
bruch erlelden : ſo ſollen die Einkünfte des Ver⸗ 
maͤͤchtniſſes, ſo weit dieſelben dazu hinreichend 
und erforderlich ſind, zur Ergaͤnzung des ſolchen 
Perſonen zukommenden Unterhalts verwendet 
werden. P 85 2 1 
. 47. Sobald aber die Befugniß derſelben, 
Alimente von dem Erblaſſer zu fordern, aus ir⸗ 
gend einem rechtiſchen Grunde ſich erledigt, ſobald 
tritt auch die Armenanſtalt in den vollen Genuß der 
ihr beſtinnnten Zuwendung. 

H. 48. Was vorfichend $. 45. 45. 47. von Ver: 
maͤchtniſſen vergeſchrieben if, gut auch von Schen⸗ 
kungen unter lebendigen, oder von Todeswegen, 
in fo fern berhaupt, wegen verkuͤrzten Pfllchttheils, 
oder geſchmölerter Alimente, Schenkungen wi⸗ 
derrufen werden können. (Th. J. Tit. XI. . 1113 
bis 1122.) N 5 

F. 49. Unvermoͤgenden Verwandten derjeni⸗ 
gen, welche milde Stiftungen erreicht haben, 
kommt auf den Genuß derſelben ein vorzügliches 
Recht zu. 

F. 30. Auf den eigenthämlichen freyen Nach 2 
laß folcher Perſonen, die in eine öffentliche An. een 
ſtalt zur unentgeltlichen Verpflegung aufgenommen dag z, 
worden, und in wiege Verpflegung geſtor ven wir 
er hat die i ein geſetzliches Erb: en 

$. 81. Dies Erbrecht erſtreckt ſich auf den gan⸗ 
zen Nachlaß, wenn die aufgenommene Perſon 

Eeee 5 nur 
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nur Verwandten in aufſteigender, oder in der Sei: 

tenlinte oder einen Ehemann verläßt, 

H. 52. Hat ſie aber eheliche Nachkommen 
oder eine Ehefrau: fo verbleibt denenſelben ihr 
Mfichteheil. 

F. 53. Auch geht die Ehefrau in Anfehung des⸗ 

jenigen, was fie nach ihren Egepacten zu fordern 

bat, der Urmenanftalt vor. 

F. 54. Auch die 9. 52. benannten Perſonen vers 
lieren den Pflicht⸗ oder vertragsmäͤßigen Erbthell 

® zum Beſten der Anſtalt, wenn ſie, bey binlängli⸗ 
chem Vermoͤgen, ihren huͤlfloſen Aeltern, oder 
dem Ehemanne, die geſuchte Unterſtuͤtzung vers 
ſagt haben. 

H. 55. Hat die aufgenemmene Perſon die Ans 
ſtalt vor ihrem Tode freywillig wieder verlaſſen: fo 
kann dieſe die auf ſie verwendeten Koſten aus ihrem 
Vermdoͤgen, oder Nachlaſſe, als eine Schuld zu⸗ 
ruͤckfordern. 

| H. 56. Wenn aber Kinder, die in einem Way⸗ 
ſenhauſe erzogen worden, nachdem fie aus demſel⸗ 
ben herausgekommen ſind, und entweder auf ein 
Handwerk gethan, oder ihnen andere Gelegen⸗ 
heit zu ihrem weitern Fortkommen angewieſen wor⸗ 
den, vor zurückgelegtem vier und zwanzigſten 
Sabre verſtorben find : fo verbleibt dem Wayſen⸗ 
hauje, des erfolgten Austritts ungeachtet, fein 
Erbrecht. 

H. 57. Doch erſtreckt ſich in dieſem Falle das Erb⸗ 
recht nur auf dasjenige Vermögen, welches ein 
ſolches Kind mit in das Wayſenhaus gebracht hat, 
oder welches ihm, wahrend feiner Verpflegung 
durch daſſelbe, noch vor feinem Austritte zugefal⸗ 
len iſt. . 

§. 58. Hat eine im Wanfenhaufe erzogene 
Frauensperſon ſich verheirathet: fo fällt, wenn 
auch dieſelbe vor erlangter Volljaͤhrigkeit verſtor⸗ 

ben 


| 
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ben ware, das Erbrecht des Wayſenhauſes ganz 
hinweg. 

F. 89, In keinem Falle darf die Armencaffe, 
wenn ihr auch nach obigen Vorſchriften (H. 50. ld.) 
ein wirkliches Erbrecht zukommt, ſich des Nachlaf⸗ 
ſes eigenmaͤchtig anmaßen; ſondern fie muß viel 
mehr, bey eintretendem Falle, dles ihr Erbrecht 
dem Richter gehörig anzeigen, und von dieſem den 
Zuſchlag der Verlaſſenſchaft erwarten. 

F. 60. Das einer Anſtalt nach dieſen Vorſchrif⸗ 
ten zuſtebende Erbrecht, muß jedem, welcher darin 
aufgenommen werden ſoll, bekannt gemacht; und 
daß dieſes gefchehen fen, in einem von ihm mit zu uns 
terzeichnenden Protocolle bemerkt werden. 

F. 61. Sf der Aufzunehmende feines Verſtan⸗ 
des nicht mächtig; oder in der Befugniß über fein 
Vermoͤgen zu verfügen eingeſchränkt; jo muß die 
Bekanntmachung den Aeltern, oder wenn er keine 
Aeltern mehr bat, den naͤchſten Verwandten, und 
den Vormuͤndern geſchehen; auch im letzten Falle 
die obervormundſchaftliche Genehmigung beyge⸗ 
bracht werden. 

. 62, Erkloͤrt auf dieſe Bekanntmachung je⸗ 
mand unter den Verwandten, daß er fuͤr die Ver⸗ 
pflegung des Aufzunehmenden felbft ſorgen wolle: 
fo muß ihm dieſes geftättet werden; und er erhalt 
ſich dadurch das ihm zukommende geſetzliche Erb⸗ 
recht. 

$. 63. Doch muß er alsdann dem Hülfsbevärf- 
tigen wenigſtens eine gleich gute Verpflegung, als 
derſelbe in der öffentlichen Anſtalt gefunden hätte, 
gewͤͤhren. 

$. 64. SR der Aufzunehmende feinen Willen 
zu erklaren fähig; und er zieht die Verſorgung in 
der Anſtalt derfenigen, weſche ihm von I 

ere 
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Verwandten angeboten wird, vor: fo hat es daben 
lediglich fein Bewenden. 

9.63. Iſt die Bekanntmachung nicht gehb⸗ 

rig erf, ſo kann die Anſtalt bloß die Verguͤ⸗ 
tung der für den Aufgenommenen verwende⸗ 
ten Koſten, als eine Schuld, aus deſſen Nachlaſſe 
ordern. 
f F. 66. Die Anſtalt kann jedoch nur die für den 
Aufgenommenen zu Kleidung, Mediein, und jonft 
gemachten baaren Auslagen, und für den genoſſe⸗ 
nen Unterhalt ein Koſtgeld, welches allenfals nach 
pflichtmͤßigem Ermeſſen der Sachverſtaͤndigen rich⸗ 
terſich zu beſtimmen iſt, fordern. 

F. 67. Wenn jemand nicht in die Anſtalt ſelbſt 
zur Verpflegung aufgenommen, ſondern ihm nur 
Beytroͤge daraus zu feinem Unterhalt bis zu feinem 
Ableben gereicht worden; fo kann nur der Erſatz 
dieſer Bepträge aus feinem Nachlaſſe, ſo weit der⸗ 
ſelbe dazu hinreicht, gefordert werden. 

H. 68. Hat jemand aus mehrern Anſtalten nach 
6. 67. Uuteeſtätzung geneffen; und iſt frin Nachlaß 
zu ihrer aller Befriedigung nicht hinreichend: fo 
theilen ſich die mehrern Anſtalten in das Vorhan⸗ 
dene, nach Verhaͤltniß ihrer Forderungen. 

$. 69. Hat ſich jemand in die Arſtalt einge⸗ 
kauft: ſo gebuͤhrt dieſer auf feinen. Nachlaß kein 
weiterer Anſpruch. 2 

H. 70. Die bloße Erlegung eines Eintrittsgel⸗ 
des, welches mit der zu verwendenden Verpflegung in 
keinem Verhaleniſſe ftcht, schließt das Erbrecht der 
Anſtalt nlcht aus. 

F. 71. Hat der Aufgenommene ſich mit der Ans 
ſtalt, wegen des derſelben auf „feinen Nachlaß 
zukommenden Erbrechts, auf eine gewiſſe Sum⸗ 
me verglichen, ſo hat es dabey lediglich fein Be 

wenden; 


WWW 
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wenden; ſelbſt in dem Falle, wenn das Vermögen 
des Aufgenommenen erſt in der Folge leinen Zur 
wachs erhalt. 

F. 72. Werk: und Arbeite haͤuſer, in welchen 
die Aufgenommenen nur in ſo fern Unterhalt ge⸗ 
nießen, als fie ſich denſelben durch ihre Arbeit vers 
dienen, haben auf den Nachlaß derſelben kein Erb, 
recht. 

b. 73. Hingegen wird durch Arbeiten, wozu 
ein Aufgenommener Überhaupt in jeder Armenan⸗ 
ſtalt nach H. 82. 88. ſchuldig if, oder wofür er bes 
fondere Vergütung erhalten hat, das Erbrecht der 
Anſtalt nicht ausgeſchloſſen. 

F. 74. Anſtalten, die bloß zur Heilung der 
Kranken beſtimmt find, haben, wenn gleich der 
Aufgenommene daſelbſt verſſorben it, dennoch auf 
feinen Machlaß kein Erbrecht; ſondern können bloß 
den Erfaß der auf ihn verwendeten Koſten nach 
F. 66. fordern. 

F. 75. In Fällen, wo den Armen⸗ und andern 
Verſorgungsanſtalten auf einen Nachlaß ein geſetz⸗ 
liches Erbrecht beygelegt iſt, kann ihnen daſſelbe, 
durch Verfügung auf den Todesfall, weder entzo⸗ 
gen, noch geſchmoͤlert werden. 

F. 76. Die innere Einrichtung und Verfaſſung 
einer jeden offentlichen Armen; oder andern Ver 
ſorgungsanſtalt, iſt durch die für ſelbige von dem 
Staate vorgeſchriebene oder genetzmigte Ordnung 
und Inſtruckion beſtimmt. 

9.77. Kirchen und Capellen, welche für ders 
gleichen. Anſtalten beſonders errichtet find, ſtehen, 
gleich andern, unter der Aufſicht der gelſtlichen 
Obern der Didees, oder des Diſtricts. 1 
9. 78. Auf die in der Anſtalt lebenden Perſonen 
und Offielanten gebühren dergleichen Kirchen und 
Capellen wirkliche Parochialrechte, 2 


6 75 


dupere en, 
ag (ob 
Au- 


Dörkcher 
und Wer⸗ 
walter. 
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mens Pers 
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5.79. Auf diejenigen aber, welche außerhalb 
der Anſtalt leben, können fie ſich ſolcher Rechte nicht 
anmaßen. 

$. 80. Die Vorſteher und Verwalter ſolcher Anz 
ſtalten find als Diener des Staats anzuſehen. 

b. 81. Bey Verwaltung der der Anſtalt zuge⸗ 
hörenden Gelder und Gefälle, finden eben die Vor⸗ 
schriften, und gleiche Vertretung, wie bey Könige 
lichen Caſſen, ſtatt. 

H. 82. Doch kommt der Anſtalt in dem Vermö⸗ 
gen ihrer Verwalter nicht das Vorrecht der Zwey⸗ 
ten Claſſe, wie bey Königlichen Caſſen, ſondern 
nur das der Fünften Claſſe zu. 

9. 83. Uebrigens muͤſſen dergleichen Vorſteher 
und Adminiſtratoren, bey Fuͤhrung ihres Amtes, 
bauptſaͤchlich nach der Stiftungsurkunde, und ih⸗ 
ren beſondern Inſtructionen; demnaͤchſt aber nach 
den den Vormündern ertheilten geſehlichen Vor⸗ 
ſchriften ſich achten. 

F. 84. Perſonen, welche in Armen⸗ und andere 

Öffentliche „ Verpflegungsanflalten aufgenommen 
worden, koͤnnen ſich der darin eingeführten 
Zucht und Ordnung unter keinerley Vorwande ent⸗ 
ziehen. 
5 H. 85, Unruhige und Widerſpenſtige muͤſſen von 
den Aufſehern, noͤthigen Falls durch dienliche 
Zwangsmittel, in Ordnung gebalten, oder bes 
wandten Umſtaͤnden nach aus der Anſtalt fortge⸗ 
ſchafft werden. 2 

H. 86. Die Strafen muͤſſen aber die Graͤnzen 
einer bloßen Züchtigung nicht Überichreiten; und 
die Fortſchaffung darf niemals ohne Vorwiſſen und 
Genehmigung der Obriakeit geichehen. 

F. 87. Unentgeſtlich Aufgenommene ſind der 
Anſtalt zu haͤuslichen Dienſten, fo weit es ihre 
Kräfte und Geſundhellsumſtande zulaſſen, ver 


pflichtet. 
9.89. 


Von Armenanſtalten. 1175 


F. 98. In gleichem Maaße konnen auch andre 
Arbeiten, die bloß zum Verbrauche in der Anftalt 
beſtimmt find, fo weit fie Fahigkeiten und Kräfte 
dazu beißen, von ihnen gefordert werden. 

F. 89. Uebrigens werden die den Aufgenomme⸗ 
nen, vermoͤge ihres Standes oder ſonſtigen Werhäfte 
niſſe, zukommenden Rechte und Pflichten, durch 
die Aufnahme in dergleichen Anſtalt nicht verändert, 


Zwanzigſter Titel. 


Von den Verbrechen und deren 
Strafen. 


F. r. Ene jede Obrigkelt und jeder Vorgefeßte im 
Volke, muß Safer und Verbrechen bey feinen Uns 
tergebenen zu verhnten ernſtlich befliſſen ſeyn. 

H. 2: Arltern und Erzieher, Schul: und Volks⸗ 
lehrer, find beſonders verantwortuch, wenn fie die 
ihnen obliegenden Pflichten, in Anſehung der ihrer 
A anvertraueten Perſonen vernachläßigen. 

3. Oeffentliche Verachtung der Religion, und 
We rung der Unſchuld ſollen geſetzmaͤßig und 
nachdruͤcklich geahndet werden. (Abſchn. VI. XII.) 

„ 4. Muthwillige Bettler, Landſtreicher, und 
Mußſogknger, muͤſſen zur Arbeit angehalten, und 
wenn ſie dazu unbrauchbar ſind, auf eine billige Art 
verſorgt, oder als Fremde aus dem lande geſchafft 
werden. 

. Diebe und andere Verbrecher, welche 
ihrer verdorbenen Neigungen wegen dem gemei⸗ 
nen Weſen gefährlich werden konnten, ſollen, 
auch nach ausgeſtandener Strafe des Verha 155 

nicht 


1176 Zweyter Theil. Zwanzigſter Titel. 


nicht eher entlaſſen werden, als bis fie ausgewieſen 
haben, wie fie ſich auf eine ehrliche Art zu ernähren 
im Staude ſind. 

H. 6. Obrigkeiten und Vergeſetzte, welche die 
Obſicht und Vordeugungsmittel gedachter Art ver⸗ 
nachläfigen, machen ſich der Verbrechen ihrer Une 
tergebenen, nach Verhältniß der Umſtände, mehr 
oder weniger thellgaftig. 7 


Erſter Abſchnitt. 


Von Verbrechen und Strafen 
überhaupt, 


$ 7. Wer durch eine frene Handlung jemanden 
wiberrechtlich Schaden zufügf, der begehet ein Der: 
brechen, und macht ſich dadurch nicht nur dem Bel 
digten, ſondern auch dem Staate, deſſen Schutz ders 
ſelbe genießt, verantwortlich. 

F. 8. Auch durch rene-IIuterlaſſung-Leſſenz- was 
bie Öelege von jemanden forbern, begebet derſelbe 
ein Verbrechen. 

H. 9. Handlungen und Unterlaſſungen, welche 
nicht in den Geſetzen verboten find, konnen als eis 
gentliche Verbrechen nicht angeſehen werden, wenn 
gleich Einem oder dem Andern daraus ein wirkli⸗ 
cher Nachtheil entſtanden ſeyn ſollte. Ri 

F. ı0. Eine abſichlliche- Verletzung der öffentli- 
cell. Oder Wiiwarlicherheit Fann Durchde Unwifien: 


H. 11. Sonft crit die Strenge der Geſeße nut 
den, welcher das Strafgeſetz zu wiſſen ſchuloig, 
und im Stande geweſen iſt. 

12. Nicht nur Unterthanen, ſondern guch 
welche innerhalb der Grenze des Staats 
if haften, find ſich um die Geſeze deifelden zu 
erſundigen verpflichtet. (Einleitung, H. 38 a 

„13. 
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F. 13. nahe Fremde, welche innerhalb 
Landes Verbrechen begehen, werden daher auch nach [ 
inlaͤndiſchen G. beſtraft. 

H. 14. Fremde aber, wenn fie wegen auswärts | 
begangener Verbrechen ur; Strafe gezogen Werden 
ſollen, müffen nach den Geſchen des Ortes, 1 
ſie das Verbrechen begangen haben, beurtheilt 
werden. 

H. 15. Doch kommt es allen denen, welche wer 
gen auswärts begangner Verbrechen innerhalb da 
des beſtraft werden follen, zu ſtatten, wenn die hie⸗ 
ſigen Geſetze eine gelindere Strafe auf das auswärts 
begangene Verbrechen beſtimmt haben. 

$ 16. Wer freu zu handeln unvermögend iſt, Moratitdt 
bey dem findet feln Verbrechen, ao auch keine cen tes 

Strafe ſtatt. 


H. 17. Unmünglag und lage. Perſonen 
konnen zwar zur Verhütung fernerer | 


gezuͤchtiget; mals abs aber nad der Strenge der Ge⸗ 
ſetze beſtraft we 


Alls he das Vermögen eines Men⸗ 
ſchen, mit Frei epbelt und Ueberlegung zu handeln, 
mehtt oder mindert, das mehrt oder mindert auch 
den Grad der Strafbarkeit. 

F. 19. Furcht vor Drohungen, deren Gefahr 
mit Huͤlfe des Staats oder ſonſt abgewendet wer⸗ 
den konnte, rechtfertigt den Verbrecher nicht. 

. 20. In wie fern der Bedrohete die Furcht zu 
uͤbetwinden, und die Gefahr ſel ft abzuwenden 
vermögend geweſen ſey? muß nach der Loge 
der Lmftände, beſonders aber nach feiner Ger 
muͤchs und beibeobeſchaffenheit beurtheilt werden. 

$ 21. Furcht vor einem bloßen Schaden am 
Vermdgen, oder vor Uebeln, die in der Folge ge⸗ 
hoben werden können, entſchuldigt nicht die vorſetz⸗ 
liche Zufügung eines unerſetzlichen Schadens. 


Augem, Gefeäb. W. San, Fffk gan 


WW 
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$. 22. Wer ſich ſelbſt vorſäßzlich, oder vermit⸗ 
telſt eines groben Verſegens, es ſey durch Trunk 
oder auf andere Art, in Umftänbe verſetzt bar, wo 
das Vermögen, frey zu handeln, aufgehoben oder 
eingeschränkt iſt; dem wird das unter ſolchen Um⸗ 
ſtaͤnden begangene Verbrechen nach Verhältniß die⸗ 
ſer ſeiner Verſchulonng. zugerechnet. 

F. 23. Je mehr Bewegungsgruͤnde jemand ge⸗ 
habt bar, die begangene ſtrafbare Handlung zu 
I unterlaſſen, deſto mehr muß ſie ihm zugerechnet 
1 werden. 

F. 24. Je mehr Pftichten jemand gegen den Anz 
| dern, oder gegen den Staat hat; deſto größer iſt 
das Verbrechen, wenn er dieſelben beleidigt. 


I 
I 


F. 25. Je größer und unvermeidlicher der Scha⸗ 
de oder die Gefahr iſt, welche aus dem Verbrechen 
entſtehen; deſto ſchaͤrfer muß daſſelbe geahndet 
werden. 


| 
I Verlag. F. 26. Wer abſichtlich etwas thut oder unter⸗ 
| lait, tmoburd_Jungnb_gesen die Helft eines 
j 


1 Srrafarjehes Peleidiat wird, der begeht ein vorſaß⸗ 

I} Iiches Verbrechen. 

| F. 27. Iſt die Handlung fo beſchaffen, daß der 

rige Erſolg, nach der allgemein, oder dem 
Dandelnden befonders, bekannten natürlichen. Ord⸗ 
nung ber Dinge noch endig kraus entſteten 
mußte: fo toird permet, daß das Verbrechen 

üblich ſey unternommen worden 
e $. 28. Wer bey Uebertrsrung des St dien e 


geſeh 


zifeis und Le una, hätte borang- 
en; der hat ſich eines Verbrechens aus 
gfeit ſchuldig gemacht. (Th. J. Tit. III. 


J. 29. Je natürlicher und gewöhnlicher det 
| gefeniwiarige Erfolg aus der Handlung ensftchtz 
ie 
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je leichter der Handelnde dieſen EA fommenhang hat 


voraus ſe koͤnnen; und je gefänriicher und uner⸗ 
Irubter ote Handlung an 16 iſt, als welcher der 
Schade, ſchon wider feinen Willen, 


deſlo metz muß die dabey begangene Fah, 
beſtraft wer 

H. 30. Die verſchiedenen Grade der gejchlichen 
ter, in jedem beſon⸗ 
23. 24. 25. beſtimmt. 
8 mmte Strafe eines 
beißt die gubenrliches und trifft in der 
Regel nur ben, welcher das Bt hen vorfäglich 


begangen hat. 
$. 32. Die noͤchſte Strafe nach der ordentlichen 
wied dem zuerkannt, welcher zwar des böfen Vor⸗ 
ſatzes nicht überführt iſt, dem aber, vor oder bey 
der That, die. e widrig Auna, als eine un- 
e EIER er Danzlun. £ unbefannt 
” 

9.33. Hot das Geſetz die Strafe eines aus 
Gaßeiäniofeit begangenen Wetbrechens nicht ande 

l 0 beſtummt: jo wird von dem Richter eine 
außerordentliche Strafe nach den Grundſatzen des 
H. 29. feſtgeſe he. 

F. 34. Findet nur eine auferorbentliche Strafe 
art: ſo kann dieſelbe niemals bis zum Tode ober 
zue Speleſigkeſt ausgedehnt werden. 

. 35 Wenn die Geſetze eine willkuͤhrliche 
Strafe verordnen: fo darf dieſelbe nicht über Ges 
faͤngniß von Sechs Wochen, oder Funfzig Thaler 
Geldbuße, ausgedehnt werden. 

$. 36. Iſt der ſchaͤdliche Erfolg aus einer an 
ſich erlauben Handlung durch bloßen Zufall ent⸗ 
landen: jo kann er dem Handelnden sr als ein 
Yan zugerechnet werden. (Th. I. Tit. III. 


Ffff a 9.37. 


Zuſall. 
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9. 37. Iſt die Handlung, welche den zufälligen 
Erfolg wider die Abſicht des Handelnden gehabt 
bat, an ſich unerlaubt: ſo iſt zwar dieſer Erfolg 
ſelbſt für kein Verbrechen zu achten. 

6. 38. Je leichter aber deſſen Moͤglichkeit von 
dem Verbrecher vorausgejehen werden konnte, deſto 
mehr muß, in Muck ſücht auf den daraus entſtande⸗ 
nen Schaden, die Strofe der unerlaubten Hand⸗ 
lung ſelbſt gefchärft werden. 

Don unten H. 39. Die ordentliche Strafe eines vorſätzlichen 

ab alete Verbrechens teifft denjenigen, welcher Daffelbe wirk⸗ 

füberen lich vollbracht har. 

Berbrecben 40. Hat der Thäter zu Vollziehung des Ver⸗ 
brechens von ſeiner Seite alles gethan; die zum 
Weſen der ſtrafbaren Handlung erforderliche 
Wirkung aber iſt durch einen bleßen Zufall ver⸗ 
hindert worden; fo hat er diejenige Strafe, 
weſche der ordenellchen am naͤchſten kommt, 
verwirkt. 

F. 41. Die näͤchſte Strafe nach dieſer trifft den, 
welcher ducch einen bloßen Zufall an der letzten, zur 
Ausführung. des Verbrechens erforderlichen Hand⸗ 
lung gehindert wurde. 


F. 42. Hat ei {cher Zufall ſchon die vorläus 
figen 5 zu der ſtrafbaren Handlung unter⸗ 
brochen: fo e böfe Abſicht nach Verhoͤlt⸗ 
niß des Horsch es zur wirklichen Vollzietzung 
geahndet. 

F. 43. Wer eus eigener Bewegung von der 
Ausführung des erbrechens abſteht, und dabey 
ſolche Anſta eifft, daß die geſetzwidrige Wir⸗ 
fung gar nicht erfolgen kann; ingleichen der, 


deckung der Mitſchuldi⸗ 
die Ausführung deſſel⸗ 
Begnadigung Anſpruch 


durch zeitige 
gen und ihres Vorhabens 
ben hinterttelbt, kann auf 
machen. 


9. 44. 


nommen werden. 
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44. Auch bloße Drohungen, ein gewiſſes 
Verbrechen begehen zu wollen, ſind ſtrafbar; und 
verpflichten den Staat zu Maaßregeln, wodurch 
der Bedrohete in Sicherheit geſetzt wird. 

F. 45. In der Regel kann die Strafe in einem Bon Tees 
vorkommenden Falle nicht über das hächite Maaß (aeg, 
der geſetzlichen Strafe verfchärft werden. fen. 

H. 46. Wenn auch eine Verſchaͤrfung der or⸗ 
dentlichen Strafe dem Richter zur Pflicht gemacht 
werden: fo. darf doch die im Geſetze beſtimmte Gar⸗ 
tung der Strafe nicht geändert, und es muß dabey 
allemal auf die Vorſcheift des $. 50. Ruͤckſicht ger 


F. 37. Die im Geſetze beſtimmten Arten der d. 
desſirafe werden durch Schleifung zur Richtſtaͤt⸗ 
te, oder durch öffentliche Ausſtellung des leichnams 
geſchärft. 

J. 48. Die Verschärfung der Feſtungs⸗ und 
Zuchthausſtrafe geſchieht durch längere Dauer, oder 
durch körperliche Züchtigung. 

H. 49. Die Gefäͤnanißſtrafe ſoll durch längere 
Dauer, oder durch Betaubung gewohnter Bes 
quemlichkeiten, aber nicht durch ſolche Mittel ges 
ſchaͤfft werden, durch welche das leben und bie 
Geſundheit des Gefangenen in Gefahr geſetzt 
wird. 

$. 50. Bey Schätfung der leibesſtrafe muß alles 
mal auf die körperliche Beſchaffenheit des zu Beſtra⸗ 
fenden Ruͤckſicht genommen werden. 

51. Gegen den, welcher durch Erdichtunz 
falſcher Umftände den Richter hintergehen will, 
wird die ubrigens verwirkte Strafe allemal ges 
ſchaͤrft. 

F. 52. Die Wiederholung gleicher Verbrechen Bon 
wirkt allemal Schärfung der auf das einfache Ver- dien 


5 = chris 
brechen im Geſitze beſtimmten Strafe. den. 


fit 3 9 33. 
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8. 8g. dleſer Verſchoͤrfung der Strafe iſt 

N beſonders auf den Hang des Verbrechers zu 

| dieſer Urt von Bergehungen, und auf Die dem 
Staate daraus bevorfichende, Gefahr Ruͤckſicht zu 

nehmen. 

Don der . 54 Sind mehrere Geloſtrafen verwirkt wor⸗ 

Lachner den; fo wird eine jede aus dem Vermögen des Ber: 

| Wetter brechers bengetrieben. 

0 * $. 55. Eben diefe Beytreitung finder ſtatt, wenn 

{N derſelbe Verbrecher auch noch außerdem eine Schens-, 

I} leibes⸗, oder Ehrenſtrafe verwirkt hat. 

H. 86. Auch bloße Ebrenſtrafen ſollen zugleich. 
‚neben der keibes⸗ oder Geldſtrafe volljogen werden, 
‘fo weit ſie nicht in der körperlichen begriffen, oder 
daduech unnütz gemacht werden. 

$. 57. Wenn megtete leibesſtrafen zuſenmen⸗ 
treffen: ſo muß die cafe des ſchwerſten B 
chens verſchoͤrft oder verlängert; doch muß bie 
I) Summe aller Strafen der verſchiedenen Verbrechen 
IN nicht uͤberſchritten werden. 
ilderung $. 58.° Wer die noch unentdeckten Mitſchuldigen 


der Strafe anzeigt, ſoll mit einer gelindern als der geießlichen 
8 belegt werden. 
59. Wer die That, nach ehe er derselben 
| 10600 er iſt, freywillig geſteht, gegen den ſoll die 
ſonſt verwlckte Schzrſung der Strafe gemildert, 
oder wenn keine Schärfung flatt findet, die gelin⸗ 
dere geſetzliche Strafe erkannt werben. 
$. 60. Reue vor vollfuͤyrter That, iſt nach den 
Da der unternommenen Verbrechen zu beur⸗ 
thellen. 
5 F. 61. Wenn der Verbrecher, nach voldrachter 
Thar, die ſchädliche Wirkung derſelben, ganz oder 
zum Theil, ſogleich aus eigenem Antriebe verhin⸗ 
I dert hat: fo finder nur eine außerordentliche Strafe 


ſtatt. 


N $. 62. 
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$. 62, If der Schade ſchen geſchehen, aber 
von dem Thaͤter erſetzt worden: fo finder eine Mil⸗ 
derung der ſonſt verwirkten Strafe flott. 

$. 63. Iſt der Verbrecher verborgen geblieben; 
bat aber ſelt mehrern Jahren überzeugende Beweiſe 
einer gruͤndlichen Beſſerung gegeben; und den 
Schaden vollſtuͤndig erſetzt: fo kann er auf Begna⸗ 
digung Anſpruch machen. 

$. 6. Haben Mehrere an Ausführung eines Theitnehr 
Verbrechens unmittelbar Theil genommen: fo trifft en Bet, 


5 ben Ver⸗ 
jeden von ihnen, als Urheber, die im Geſetze be Bien A 
rer. 


ſtimmte Strafe. 

. 65. Hat Einer fih als Haupturheber ausg⸗ 
zeichnet, und die Uebrigen zum Verbrechen vers 
leitet: fo wird die ordentliche Strafe gegen ihn 
geſchuͤrft. 

9. 66. Vetbrechen, zu deren Begetzung ſich 
Mehrere verbunden haben, muͤſſen ſchͤͤrfer beſtraft 
werden, als eben dieſe Verbrechen, wenn ſie nur 
von einzelnen Perſonen begangen worden. 

H. 67. Wer ſich eines Andern zu Ausfuhrung 
eines Verbrechens bedient, wird eben fo beſtraft, 
wie derjenige, welcher ein ſolches Verbrechen ſelbſt 
und unmittelbar begangen hat. 

F. 68. Steht er gegen den Thäter im Verhaͤlt⸗ 
niſſe eines Vorgeſetzten, oder einer Reſpectsperſon: 
fo wird er als der Näbelsführer des veranſtalteten 
Verbrechens angeſehen. (F. 65.) 

F. 69. Wegen dieſes Vechältniſſes des Thͤͤters 
gegen feinen Obeen, kann die Strafe des erſtern 
zwar gemildert, aber nicht erlaſſen werden. 

$. 70. Iſt der, welcher den Auftrag gemacht, 
oder der, welcher ihn übernommen hat, dem Staate 
oder dem Beleidigten vorzüglich verpflichtet: jo 
muß ben der Strafe auch auf dieſes beſondere Ver⸗ 
böltniß Muͤckſicht genommen werden. 


Sit 4 F. 71. 
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$. 21. Hat jemand zwar an der Ausführung 
eines Verbrechens nicht unmittelbar Theil genom⸗ 
men; aber doch dabey eine ſolche thaͤtige Hälfe ge⸗ 
leiſtet, daß obne dieſelbe das Verbrechen nicht hätte 
begangen werden konnen: ‚fo findet gegen ihn die 


ordentliche Strafe farr 


. eiſtete Beyſtand zur Ausfüh- 
rung des Verbrechens nicht nothwendig geme 

fo. wird dieſer Beyſland dennoch nach di 
höleriſſe, wie er bas 
beſoͤrdert hat, und nach 
des Verbrechens ſelbſt, 
geahndet. 


chen erleichtert oder 
abe der Schwere 
den Hblſleiſtenden 


e zu einem gemeinſchaft⸗ 
n verbunden habenz 
immrliche verabredete 
Handlungen haften, auch nlır zu Einer bes 
huͤlflich geweſen ift, 

9. 74. Wenn jemand, auch ohne vorgängige 
Verabredung, zu der Zeit, da vie That ausgeführt 
wird, durch Handreichung, Wache halten, oder 
ſonſt, Hälfe leiſtet; ſo wird er in Anſehung der 
That, bey welcher er wiſſentlich und freywillig hilft, 
als Miturheber angeſehen. 

H. 75. Hat der Huͤlfsleiſtende das Verbrechen, 
welches begangen werden ſollte, nicht gewußt: ſo 
wird feine Strafbarkeit nach ſeiner dabey gehabten 
Abſicht beurtheilt. 

§. 76. Wer zu einem Verbrechen beſtimmten 
Nau und Anleitung giebt, wird eben fo beſtraft, 
BR 8 dazu thätigen Beyſtand geleiſtet 
bat. (§. 72. 

Pe Iſt der Rathgeber bey der Vollzietung 
der That gegenwoͤrtig geweſen: fo wird er zugleich 
als Urheber angefihen. 5 

$. 78. Wer einen Andern durch Trunk, oder 
ſonſt mit Vorſatz, in Umſtaͤnde ſetzt, daß ber 


ſelbe 
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ſelbe das Vermoͤgen mit Freyheit und Ueberlegung 
zu handeln verliert, der iſt wegen des dadurch vers 
anlaßten Verbrechens verantwortlich. 

H. 79. Die Abſicht, welche der Verfuͤhrer bey 
feinem Vornehmen gehabt hat, und die mehrere 
oder mindere Wahrſcheinlichkeit des daraus zu be⸗ 
ſorgenden fchädlichen Erfolgs, beſtimmen die Art 
und den Grad der Strafe. 

$. 80. Wer von einem Verbrechen, wodurch die 
Sicherheit des Staats, oder leben, Geſundheit, 
Ehre oder Vermoͤgen eines Menſchen, einer erheb⸗ 
lichen Gefahr ausgeſetzt werden, vor deſſen Ausfuͤh⸗ 
rung Wiſſenſchaft erhalt, iſt ſchuldig, daſſelbe durch 
Anzeige bey der Obrigkeit, oder durch Benachrichti⸗ 
gung deſſen, gegen welchen das Unternehmen ges 
richtet iſt, zu verhindern. 

H. 8 1. Fehlt es ihn an Zeit und Gelegenheit, 
das Verbrechen durch obrigkeitliche Hülfe, oder 
durch Benachrichtigung deſſen, welcher dabey Ge⸗ 
fahr läuft, zu hintertreiben: fo muß er ſelbſt, fo 
welt es ohne ſeine eigene, oder eines Dritten berrächt: 
liche Gefahr geſchehen kann, daſſelbe zu. hintertreis 
ben bemüht ſeyn. ‘ 

F. 82. Wer das Verbrechen auf die $. 80. 81. 
vorgeſchriebene Art zu hindern unterläßt, iſt, wenn 
er einer zuverlaͤßigen Wiſſenſchaft des vorhabenden 
Verbrechens überführt werden kann, nicht nur zum 
Schadenserſatze verbunden; ſondern er muß auch, 
nach DVerhältniß feiner Bosheit oder Fahrlͤͤßigkeit, 
beſtraft werden. 

§. 83. Hat jemand an den Vortheilen eines 
Verbrechens, nach deſſen Ausführung, wiſſentlich 
und freywillig, jedoch ohne vorgaͤngige Abrede, 
Theil genommen: jo trifft ihn eine ſolche Ahndung, 
die det ordentlichen Strafe desjenigen Verbrechens, 
von welchem er Nutzen gezogen hat, am noͤchſten 


kommt * 
Ffff 5 K. 4. 
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F. 84. Wer B 
ßigen Gewinn, 
macht, wird nach der 
brecher ſeloſt, beftalt. 
ofen ſollen gegen unbemittelte 
tedern Volksclaſſe nicht erkannt, 
ich beſtunmt find, iſt eine verhält⸗ 
beit, oder Gefängnißſtrafe ver⸗ 


recher, oder deren unrechtmaͤ . 
heimlichen ſich zum Gewerbe 
Regel eden fo, wie die Vers 


wandelt werden, 

$. 56. Wenn das Geſeh dem Richter die Wahl 
uberlaßt: od Geld ⸗ oder leibesſtrafe verhängt wer⸗ 
den foll? fo muß das Mörhiae im Erkenntniſſe feſt⸗ 
geſetzt; niemals aber dem Verbrecher ſelbſt die 
Wahl uberlaſſen werden. 

F. 87. Zelkige Grfaͤngniß ;, Zuchthaus, oda 
ugsſtrafe wird in verhä 
e verwandelt, wenn die keibesſtraf 
Perſon des Verbrechers nicht vollzogen werden 
kann. 


88. Fuͤnf Thaler Gele buße werden einer 
Gefängnißſtrafe von Acht Tagen, der Regel nach, 


gleich 

ter dieſes Verhältniß, 
eit der Vermögens: 
* Zehn bis Vierzig 
acht S. br ©: faͤngniß erhöben. 
ſetzliche oder erkannte Der. 
aniße, Juchthaus- oder Fe⸗ 


89. Doch kann der 
nach der brkannten Beſchaffen 


safe nicht anwenbber iſt: ſo muß die Dauer 
derſelben verlängert werden. 


Vom Hochverrathe. 1187 


Zweyter Abſchnitt. 


Von Staatsverbrechen überhaupt, und 
vom Hochvertathe insbeſondere. 


F. 91. Die freywillige Handlung eines Unter⸗ Begriffe. 
thans, durch welche der Staat oder deſſen Ober⸗ 
haupt unmittelbar beleidigt werden, heißt ein 
Staatsver brechen. 


$. 92. Ein Unternehmer, welches auf eine ger 
waltſame Umwölzung der Verfaſſung des Staats, 
oder gegen das eben oder die Freyteit ſeines Ober⸗ 
haupts 3 5 iſt Hochvetrath. 


F. 93. Wer ſich deſſen schuldig macht, ſoll Strafe der 
nach Berbältniß feiner Basket, und des angerich, re 
teten Schadens, mit der härteften und ſchreck⸗ 
haſteſten Leibes und lebeusſlrafe hingerichtet 
werden. 

F. 93. Dieſe Strafe kriſſt ſowohl den Naͤdels⸗ 
füsrer, als dirſenigen, welche an dem Versrechen 
als Miturheber Theil genommen haben. (F. 64. 

5 6 73) 

§. 98. Dergleichen Hochverrͤͤcher werden nicht 
nue 1 5 fümmtlichen Vermögens und aller bür⸗ 
gerlichen Ehre verluſtig; ſondern trazen auch die 
Schuld des Unglücks ihrer Kinder, wenn der Staat, 
zur e kͤͤnftiger Gefahren, dieſelden in 
beſtaͤndiger Giefangenſchaft zu behalten, oder zu 
verbannen nöthig finden ſollte. 

F. 96. Auch diejenigen, welche bey einem der chen 
Hochvertathe auf entferntere Art, es ſey duch bebmeks 
Rath oder That, behüͤlflich geweſen ſind, ſol⸗ 
len mit! 500 Schwerdte hingerichtet werden. 

($ 72. 7 

H. 97, Wer von dem Vorhaben eines Hoch. 
verrarhs Nachricht erhält, und der Obeeg 
baldmoͤglichſt Anzeige davon zu machen 
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laßt, hat Zehnjaͤhrige bis lebenswierige Feſtungs⸗ 
firafe verwirkt (H. 80 81. 8 
F. 90. Selbjt Aeltern, Kin 
find, ben gleicher Strafe, die Ausführung eines 
ſolchen Verbrechens, ſo viel an iknen iſt, auch durch 
zeitige Emprdung ihrer davon erlangten Wiſſen⸗ 
ſchaft, an hindern ve plage 
Strafe ent. F. 99. un, jemand, der des Hochverraths 
00 % sere n. wid, ſich der körperlichen 
korbener Strafe durch die Fucht entzogen hat, oder vor 


er, und Ehegatten 


Faller. Vollſreckeung des Lictsis geſto io fell, auf 
fer der u die Ehre u Der: 
treffenden Ahndung, auch die Ererution der 


wirkten Leibesſtrafe an ſeinent Bildniſſe vollzogen. 
werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Von Verbrechen gegen die äußere St. 
cherheit des Staats, 


kandeever - H. 100. Ein Unternehmen, wodurch der Staat 
Atherev. gegen Mö chte in äußere Gefah 
ſicherheit gef be 
erte clue g. 101. r ebörige bande, 
derſelben. Krieg re, oder Hauprfuftun: in feindliche 
Gewalt zu bringen unternimmt, der iſt ein kandes⸗ 
verräther der Erſten Claſſe. 
Strafe. $. 102. Ein folder fandesberrärher ſoll zum 
geſchleift, mit dem Rade von unten 
herauf getödtet, und der Körper auf das Rad ger 
flochten werden. 

F. 103. Die gegen einen Hochverräther in 
Anſetung der Ehre, des Vermögens, und in Be 
ifie, nach L. 95. verorducte 
aher dung leichen die Vollſtreckung der kei; 
besſtrofe an dem Bildniſſe des entwichenen oder 

ge 
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geſtorbenen Vetbrechers, (F. 99.) treffen auch einen 
kandesvertaͤther der Erſten Claſſe. 

$. 104. Auch in Anſehung der Miturheber und 
Theilnehmer dieſes Verbrechens, ingleichen derje⸗ 
nigen, die ihre Wiſſenſchaft von einem ſolchen Vor⸗ 
nehmen zu entdecken unterlaſſen haben, finden die 
Vorſchriften F. 94. 96. 97. 98. wie bey dem Hoch⸗ 
verrathe Anwendung. 

F. 105. It eine Landesverraͤtherey der Erſten 
Claſſe vor deren wirklichem Ausbruche entdeckt, 
oder doch ganzlich verhindert worde ſo ſollen die 
Urheber mit dem Schwerdte hingerichtet; die The 
nehmer aber mit lebenswieriger, und die Mitw 
ſer mit Acht bis Sehnjähriger Feftungsftrafe belegt 
werden. 


F. 106. Unternehmungen von minderer Wich Awente 


tigkeit, die zur Begünſtigung der Feinde des Staats 


abzielen, find als Landesverraͤtherey der Zweyten cärherep. 


Claſſe anzuſchen. 


$. 107. Wer dem Feinde zur Ausfuhrung feiner Arten der 
Anſchläge befbederlich it, oder den Kriegesvölkern ben. 


des Staats in ihren Unternehmungen gegen den 
Feind vorſötzlich Hinderniſſe in den Weg legt, ſoll 
durch den Strang hingerichtet werden. 

. 108. Wer zur Begünſilgung des Feindes, 
Aufruhr in Feſtungen erregt, oder Magazine und 
Vortathshaͤuſer verderbt, iſt der Strafe des Rades 
von oben herab schuldig. 8 

$. 109. Wit in gedachter Arſicht Städte, Dör- 
fer, Vorrathsbäuſer, oder offene Magazine in 
Brand ſteckt, ſoll durch das Feuer vom keben zum 
Tode gebracht merden. 

H. 110. Wer die feindlichen Truppen, durch 
freywillig übernommene Lieferungen, mit Krieges 
beduͤrfniſſen und lebensmitteln in beträchtlicher 
Menge unterlüßt, hat die Strafe des Schwerdtes 
verwirkt. 


8.111. 


Straße das 


noch nacht d. 


ausge 
den Unter 
nehmens; 


der Chen 
nebuter 
une Nit 
wien, 
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§. 111. Wer ſich als Kundſchafter von dem 
Feinde brauchen laßt, oder demjeihen Operatione⸗ 
plane, Feſtungsriſſe, oder andre deraleſchen Mich⸗ 
richten und Urkunden mitheit, durch welche dei 
ſelbe in and geſetzt wird, dem Staate zu ſcha⸗ 
den, wird mir den] Galgen befa aft · 

weſtere Theilnehr 
oder einzelne zum 
te knee Truppen oder 
Soldaten bey ich verbirgt, ſoll mit Bier bis Sechs⸗ 
beige Seflungaßrafe belt 

F. 113. Freude Kundschafter, die ſich auf ver⸗ 
dächtizen rgen betreten laſſen, find nach den 
Regeln des Kriegsrechts zu behandeln 

$. 114. Feindlich Kriegsgefangene, welche die 
ihnen geſtattete Befrehung von einer engern Ge⸗ 
fangenſchaft gegen ihr gegebenes Wort mißbrau⸗ 
chen, id Aufruhr anrichten, ſollen mit dem 
Schwerdte, oder nach Bewandniß der Uumſtände, 
der Größe der Gefahr, oder des wirklich entſtande⸗ 
nen Schadens, mit dem Rade von oben hingerich⸗ 
tet werben. 

$. 118. In Fallen, wo eine Sanbesberrätheren 
weyten Elaſſe noch nicht ausgeführt, oder dem 
Staate var urch noch kein Schade zugefügt worden, 
foll die ſebensſtrafe, nach Bewandniß der Umſt in⸗ 
de, in Sechs- bis Zehnjaͤhrige Gefangenſchaft ver⸗ 
wandelt werden. 

§. 116. Eine gleiche Gefängniß- oder Zucht⸗ 
bausſtrafe trifft diejenigen, welche an einer ſolchen 
kandesverrächeren zwar nicht unmittelbar, aber 
doch durch Rattzſchlage oder entfernte Huͤlfsleiſtung, 

Theil genommen haben. 

F. 117. Gegen diejenigen, welche ihre Pflicht, 
zur Entdeckunz der von einer ſolchen vorba⸗ 
benden landesverracherey ihnen benwohnenden 
Wiſſenſchaft, unterlaſſen haben, finden die allges 

mei⸗ 


Von der Landesverrächerey.  IIIL 


meinen Vorſchriften des §. 80. gr. 82., jedoch 

nach der Wichtigkeit des Gegenſſand es, der Ge⸗ 

fahr, oder des Schadens, in geſchärfterem Grade 

Anwendung 
§. 118. Jeder Mitſchuldige an einer oder 

Sanbeöverrätheren, welcher das boͤſe Vortaben dus 

eigner Bewegung noch in Zeiten entdeckt, und da⸗ 

durch aller Beſchaͤbigung des Staats vorbeuct, 

kann auf Milderung der Strafe, oder, nach ve 

wandten Umſtänden, auf völlige Begnadigung An⸗ 

ſpruch machen. 

K. rıg. Mer ſich wiſſentlich in Verbindungen Portes, 
sinfähe, mobi der Staat auf irgend eine Art 5 D 
äußere Unſicherheit, dder gefährliche B. 5 
gen gerathen könnte, fell, wenn er 
Abſicht nicht uberführt, und dem Staate kein 
Schade geſchehen iſt, mit Gefaͤngniſ oder Fe⸗ 
ſtungsſtrafe auf Sechs Monathe bis Zwey Jahre 
belegt werden. 1 

b. 120. Ohne beſondere „Erlaubniß der Obrig⸗ 
keit darf kein Einwohner des Staats ſich, zu Krieges 
zeiten, mit irgend jemanden von feindlicher Selte 
in heimliches Vernehmen einlaffen. 

F. 121. Wer feiner Privatgeſchäfte wegen, zu 
Kriegszelten Reifen in feindliche kande vornehmen 
muß, iſt die ſchriftliche Erlaubniß feiner Obrigkeit 
nach zuſuchen verbunden. 

$. 122. Brieſwechſel in feindliche lande darf, 
ohne dergleichen beſondre Erlaubniß, nicht anders, 
als durch den Weg der Öffentlichen Poften, auch nie 
in Ziffern, oder andern geheimen Zeichen geführt 
werden. x 

$. 123. Niemand ſoll fremde Perſonen bey 
ſich aufnehmen, oder deren heimlichen Aufent⸗ 
halt beguͤnſtigen; ſondern er iſt ſchuldig, der 
Obrigkeſt ſeines Orts davon ſofort Nachricht zu 
geben. 


$ 124. 
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$. 124. Wer dieſen Vorschriften (5. 121. 122. 
123.) zuwider handelt, ſoll, wenn er auch bey näs 
herer Unterſuchung einer Verrätherey, oder der 
Toeifnehmung und Mittwiſſenſchaft davon nicht 
ſchuldig befunden wird, dennoch in eine ſeinem Ver⸗ 
gehen angemeſſene empfindliche keibes oder verhält: 
niß maͤßige Geldſtrafe verurtſ werden. 

$. 125. Ohne ausdrückliche Bewilligung des 
Landesherrn ft niemand im Sande Befeftigungen 
anlegen, welche den Feinden des Staats zum Auf⸗ 
enthalte dienen könnten. 

F. 126, Niemand ſoll ſchweres Geſchuͤtz, Waf⸗ 
fen, oder Kriegsvorraͤthe, heimlich aufſammeln. 

F. 127. Niemand fell, ohn 
Feinde Lebensmittel oder Kr 
fuhren. 

$. 128. Niemand fell bewaffnete Leute zuſam⸗ 
menbringen, oder in Sold nehmen, der nicht 


von dem Staate dazu ausdruͤcklich bevollmächtigt 


worden. 

$. 129. Niemand, der nicht vermöge feines 
Arts dazu berechtigt iſt, foll Riſſe von Feſtun⸗ 
gen, Operationsplane, und ar geheime Nach⸗ 
richten, deren Bekanntwerdung, 5 in 


Krlegszeiten, dem Staate gefährlic ute, 
ſammeln und befißen; vielmehr die ſeen, wenn, 
hm zukommen, an die Behörde ſofot al 


„Wer wider dieſe Vorſchriften CS: 125. 
elt, der ſoll, nach Verhaltwiß Seiner 

der für den Staat zu beſe 
und des ſeine Abſicht dabey treffen 
nit nachdruͤckicher Geld- oder Leibesſtrafe, 
affenbeit der Perſon, und ihres Vermd⸗ 


dachts, 
nach Beſch 


9.131. 
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$. 131. Jeder Bürger des Staats iſt ſchuldig, 
die feinem Vaterlande drohende Gefahr, jo viel 
in feinen Kräften ſteht, abzuwenden; und alle 
ihm bekannt gewordenen verdächtigen oder ge⸗ 
fährlich ſcheinenden Unternehmungen, welchen er 
nicht ſelbſt vorbeugen kann, der Obrigkeit anzu⸗ 
zeigen. 

$. 132. Vornehmlich aber liegt allen Obrig⸗ 
keſten und fiskaliſchen Bedtenten die genaueſte 
Aufmerkſamkeit auf dergleichen Vorfall und 
Begebenheiten ob; alſo daß, wenn ſie vaven etwas 
pflichtwidrig verabſäumen, nicht nur mit C ſſa⸗ 
tion, ſondern auch, nach Beſchaffenteſt der Lines 
ſtände, des Grades ihrer Nach keit, und 
des dem Staate daraus enkſtandenen Schadens, 
mu Gefaͤngniß oder zeitiger Feſtungsſtrafe wider 
fie verfahren werden ſoll. 

H. 133. Auch derjenige, welcher den Staat in Dritte 
Unvernehmen und Zwiztracht mit fremden nicht Flle ver 
feindlichen Mächten zu verwickeln ſücht; inglet the. 
chen der, welcher ſolche fremde Machte, zum Nach⸗ 
thrile der Gerechtſame und des Intereſſe des eignen 
Staats beguͤnſtigt, verletzt die aͤußere Sicherheit 
deſſelben, und begeht eine Landesverrächerey der 
Deitten Claſſe. 

$. 134. Wer fremde Mächte gegen den Staat Arten ders 
aufwiegelt, und zum Kriege wider denſel⸗ selben. 
ben reizt, fol mit dem Schwerdte hingerichtet 
werden. 

9. 135. Wer das Voͤlkerrecht gegen fremde 
Staaten, deren Oberhaupt und Gelandren verletzt, 
oder diefelben ſonſt beleidigt, gegen den ſoll die 
durch die That ſelbſt verwirkte Strafe jedesmal ge⸗ 
ſchaͤfft werden. 

§. 136. Wer Beleidigungen fremder Unter⸗ 
thanen auch außerhalb Landes begeht, welche 
die hieſigen Untertganen der Gefahr, daß von 

Allgem. Befegb. IV. Band. Öggg dem 
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dem fremden Staate Repreſſalien wider fie gebraucht 
werden möchten, ausſetzen, fell eben jo, als wenn 
er das Verbrechen innerhalb kandes begangen hatte, 
geſtraft werden. 

. 137. Wer in der Abſicht, dem Staate zu 
ſchaden, oder ihn in Streitigkeiten mit feinen Nach⸗ 
barn zu verwickeln, die Landesgraͤnzen verrückt, 
oder verdunkelt, der ſoll vier- bis achtjährige Ger 
fängniß oder Zuchthausſtrafe leiden. 

F. 138. Wer ſich um den Beyſtand fremder 
Mächte, zur Unterſtützung feiner An prüche gegen 
den Staat, oder einen Mitunterttzanen bewirbt, 
und dadurch zu unangenehmen Verbandlun⸗ 
gen zwiſchen beyderley Staaten Anlaß glebt, 
der hat fechsmonarhliche bis zwepjaͤhrige Ger 
faͤngniß⸗ oder verhältnifmäßige Geldſtrafe ver⸗ 
wirkt. N 

F. 139. Dieſe Strafe ſoll gefchärft werden, wenn 
der Staat ſelbſt die vermeintlichen Rechte ſchon un⸗ 

terſucht, und für ungegründet erklärt hat. 

F. 140. Wer die Rechte des Staats gegen frem⸗ 
de Möchte durch Vernichtung der darüber ſprechen⸗ 
den Urkunden, oder auf andre Art, vorſätzlich vers 
dunkelt, ſoll mit ſechsjöhriger bis lebenswieriger 
Feſtungsſtrafe belegt werden. 

$. 141. Wer fremden nicht feindlichen Mächten 
Stantsaeheimniffe offenbaret, oder ihnen Feſtungs⸗ 
oder Dperationsplane, oder Urkunden, und andere 
dergleichen Nachrichten, an deren Geheimhaltung 
der Wohlfahrt des Staats gele⸗ iſt, mittheilt, 
der ſoll zehmjährige dis lebenswierige Feſtungsſtrafe 
leiden. 

H. 142. Wer die ihm anvertraueten Staatsge⸗ 
heimniſſe aus Unvorſichtigkeit, Nachlaͤßigkeit, 
oder Prablerey bekannt werden laͤft, und das 

durch den Staat in Gefahr feßr, der ſoll zu fer⸗ 
nern Dienſten deſſelben auf immer für unföbig 
erklärt, 


Von der Landesverraͤtherey. 1195 


erklaͤtt, und überdies, nach Verhaͤltniß des Gra⸗ 
des ſeiner Fahrlͤßigkeit, der Wichtigket des Gegen⸗ 
ſtandes, und des dem Staate wirklich zugefuͤgten 
Schadens, mit zeitiger Gefaͤngniß oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe belegt werden. 

§. 143. Wer für fremde nicht feindliche Mächte 

in hieſſgen landen Werbungen anſtellt, oder frem⸗ 
den Werbern aus hieſigen kanden Rekruten zu⸗ 
bringt, der ſoll, wenn er ſich auch gegen die Ange⸗ 
worbnen ſelbſt des Menſchenraubs nicht ſchuldig ges 
macht hätte, dennoch zwey bis vierjaͤhrige Feſtungs⸗ 
ſtrafe leiden. 

K. 144. Wer Perſonen, die einen beſondern 
Schutz des Staats genießen, in die Gewalt frem⸗ 
der Mächte verraͤth, der foll bis zu deren Wieder⸗ 
befreyung in Verhaft genommen wenden. 

9.145. Verliert der Ausgelieferte vor feiner 
Befteyung vas eben: fo hat der Verrͤͤther zehnjaͤh⸗ 
rige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe verwirkt. 

F. 146. Iſt der Vorrath an fremde feindliche 
Mochte geschehen: ſo ſoll der Verraͤther mit der 
Strafe des Ga gens belegt werden. 

H. 147. Wie derjenige zu beftrafen fen, welcher 
Ktiensleuten des Staats, die ihre Fahne meineidig 
verlaſſen, durchhüft, iſt im Achten Abſchnitte 
F. 474, [gg.-vrroronet, 

F. 148. Wer Fabrikenvorſteher, Bediente und 
Arbeiter, zum Auswandern verleitet, und ihnen 
daben behälflich it, oder ſonſt Fabriken und Hand⸗ 
lungsgeheimniſſe Fremden verraͤth; ingleichen wer 
feinem Vaterlonde andre Vortheile dieſer Art, zu 
Guaſten fremder Staaten, vorſaͤtzlich entzieht, der 
hat vier; bis achtjährige Feſtungs⸗ oder Zuchthaus 
ſtrafe verwirkt. 


Gags 2 Vierter 
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Von Verbrechen gegen die innere Ruhe 
und Sicherheit des Staats. 


Algemiiree F. 149. Die durch ein Verbrechen verwirkte 
Grundlaß. Strafe wird allemal geſchärft, wenn daſſelbe unser 
8 88 0 8 8 die an ſich die öffentliche Ruhe, Si⸗ 


oder 
durch 
auf onde zu vethind erl. trachtet, 
| der ſoll Ghkfäng haus Strafe auf 
1 drey bis achtzehn Monäthe Teiden. 
| Era 9. 180 Wer durch f 
gude ge del, oder Be voltung d 

gen die Ke, nungen im 
gierung. denheit de ger gegen die Migieru ranlaßt, 
der hat Gefängniß oder Rellungeftrafe auf ſechs 
Monarhe bis zwey Jahre varwukt. 

$ 152. In je aröherin Anſeben derjenige ftcht, 
welcher dergleichen Unfug vornimmt, deſto fitenger 


| muß derſelbe beſteaft werden. 

1} F. 153. Verkauf und Verbrei 
Schandſchriften muß, unter nachdruͤck 
oder leibesſtrafe, verboten, und der ganze VB. 


vorgefundenen Exemplare vernichtet, oder 


rath di 
ffentlich verbtennt 


nach Beſchaffenßeit der Uinſtaͤnde d 
werden. 

F. 154. Drucker, Verleger, Abſchrelber und 
| Austheifer ſolcher aufrühreriſcher Schriften, trifft, 
außer dem Verluſte ihres Bärgerrechts und € 
es, eine ihrer Verſchuldung und der Grö 


des Hauptbererechens aug meſſene Strafe 
„ $. 155. Was von Schriften verordnet iſt, gilt 
auch von Gemälden, Kupferſlichen, und andern 


fin 
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ſinnlichen Darſtellungen, welche in einer ſolchen 
unerlaubten Abſicht erfunden und bekannt gemacht 
worden. 

§. 156. Dagegen ſteht einem jeden fren 
Zweifel, Einwendungen, und Bedenkliche 


ſeine 
n ge⸗ 


gen G. und andere Anordnungen im Staate, fo 
wie überhaupt ferne Bemerkungen und Wortihläge 


Über Mangel und Verbeſſerungen, fowebl dem 
Oberhaupte des Staats, als den Vorgeſetzten der 
Depar ements anzuzeigen; und letztere ſind derghet⸗ 
chen Aiizeigen mit erfordetlicher Aufmerkſamkeit 
zu prüfen verpflichtet. 

F. 197. Wer, mit Borbengchung der Obriaftit, } 
ſich feloſt, ohne beiondere Zuloſfung der Geſehe, S 
Recht zu verſchaffen ſucht, ſoll, wenn es ohne 
Gewalt an Perſonen oder Sachen geſchletzt, 
mit Geldbuße oder buͤrgerlichem Arrefte geſtraft; 
font aber, nach Verhö! der ausgeübten Ge 
walt, mit zwey⸗ bis ſechsmonathlicher Gefäng- 
niß⸗ Feſtungs⸗ oder Zuchthaus + Strafe belegt 
werden. 

$. 188. Wer dergleichen Selbſthüͤlfe der ſchon er⸗ 
folgten obrigkeitlichen Entſcheidung zuoider verübt, 
iſt, wenn es ohne Gewalt geſchieht, mit ſechs wö⸗ 
chentlicher bis ſechsmonathlicher, bey gebrauchter 
Gewalt hingegen, mit ſechsmonathlicher bis zwey⸗ 
ſühriger Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe zu ber 
legen. 

5 H. 159. Iſt bey Ausübung der Selbſthuͤlfe ein 
anderes Verbrechen, welches ſchwerere Strafe nach ) 
ſich zieht, begangen worden: fo wird dieſe, wegen | 
der hinzutretenden Beleidigung des Staats, allemal | 
geſchuͤrft. 

9. 160. J) Wer Perſonen, zu deren Aneigung 
die Unterthanen des Staats von der Obrigkeit öfr 
fentlich beſonders aufgefordert worden, wiſſent⸗ 
lich verheimlicht, oder ihre Flucht befördert, hat 

Gags 3 Ge⸗ 
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Gefängnißſtrafe auf vierzehn Tage bis drey Mo⸗ 

nathe verwirkt. 
Herbre. F. 160. b) Wer gefängfich eingezogene Perſonen 
| Gefihpnige der Obrigkeit mit if entzicht, oder ihnen zur 
Flucht beförderlich iſt, ſoll mit vierwoͤchentlichem 
bis ſechsmonathlichem Gefaͤngniſſe beſtraft werden. 

F. 161. Wer einen Gefangenen mit Gewalt in 
Frevheit ſetzt, hat nach Verhältniß der Schwere 
des von dem Entledigten begangenen Verbrechens, 
und der angewendeten Gewalt, außer der wegen 
des angerichteten Schadens verdienten Abudung, 
eine Ein bis echsjaͤhrige Zuchthaus oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

H. 162. Dieſe Strafe findet ſtatt, ſobald das 
Gefaͤngniß erbrechen worden, wenn auch det Ger 
fangene nicht wirklich zur Freyheit gelangt 
ware. 

$. 163. Wer die Befrevung eines gefangenen 
Hoch oder eines Sandesverräthers der Erſten Claſſe 
ſolchergeſtalt H. 160. b. $. 161.) unternimmt, der 
bat die Strafe des Schwerdts; und in dem Falle 
des H. 160. g. ſechs⸗ bis zehmjährige Feſtungs oder 
Zuchthausſtrafe verwirkt. 

H. 164. $ag bey der unternommenen Befreyung 
N oder Durchhelfung, eine hoch- oder landesverraͤ⸗ 
theriſche Abſicht zum Grunde: fo wird der Thärer 
ſelbſt als ein Theilnetzmer an dem Hoch- oder fans 
desverrathe beſtraft. 
I F. 165. Iſt die gewaltſame Befreyung eines 
1 Gefangenen durch Zuſammenrottung mehrerer Men⸗ 
ſchen geſchehen: jo findet, außer der durch die That 
ſelbſt verwirkten, auch noch die Strafe des Aufruhrs 
ſtatt. 

F. 166. Wer ſich feiner Obriskeit in r 
5 Obi Amtsführung, oder deren Abgeordneten it 
Kat, ziehung ihrer Befehle, thätlich widerſetzt, 

nach Beſchaffenteit des Widerſtandes, 


. 
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dobey gebrauchten Gewalt, mit Gefanariß-, Zucht: 
baus oder Feſtungsſtrafe auf Zwey Monathe bis 
Zen Jahre belegt werden. 

H. 167. Wer eine Claſſe des Volks, oder die 6) Aufruhr. 
Mitglieder einer Stadt oder Dorfgemeine, ganz 
oder zum Theil zuſammenbeingt, um ſich der Aus⸗ 
führung obrigkeitlicher Verfügungen mit vereinig⸗ 
ter Gewalt zu widerſetzen, oder etwas von der 
Obrigkeit zu erzwingen; der macht fie eines Auf⸗ 
ruhrs ſchuldig. 

F. 168. Wer einen Aufruhr erregt, der hat, 
wenn auch noch keine wirkliche Gewalt verübt wor⸗ 
den, und noch kein Schade geſchehen iſt, dennoch 
ein- bis vierjaͤhrige Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe 
verwirkt. 

H. 169. SE bey einem ſoſchen Tumulte Gewalt 
verübt, und jemand an ſeinem $eibe oder Gärern 
beſchödigt worden: fo ſoll der Thärer nach Bewand⸗ 
niß feines Verbrechens geſtraft; der Mädelsfühs 
rer aber auf drey bis ſechs Jahre zur Feſtung oder 
ins Zuchthaus gebrocht, und ſowogl bey ſei⸗ 
ner Aufnatzme, als Entlaſſung, mit einer von 
dem Richter zu beſtimmenden Anzahl von Peir⸗ 
ſchenſchlogen (Willkommen und Abſchied,) ge 
zuͤchtigt werden. 

$. 170. Iſt bey einem ſolchen Tumulte ein Tod⸗ 
ſchlag geſchehen z 15 wird der Thäter ſelſt als ein 
Todſchlaͤger oder Mörder beſtraft; der Roͤdelsfüh⸗ 
rer aber mit zehmjähriger Feſtungs⸗ oder Zucht: 
bausſtrafe, und gleicher körperlicher Zuͤchtigung 
belegt. 

$. 177. Kann bey einem im Tumulte erfolg⸗ 
ten Todſchlage der eigentliche Thäter nicht aus⸗ 
gemittelt werden: ſo ſoll gegen die Theilnehmer 
des Tumults, welche ſich in dem Zeitpunkte des 
geſchehenen Mordes in der Nähe des Orts, wo 

derſelbe veruͤbt worden, befunden haben, und 
' G99 4 mit 
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mit Inſtrumenten, wozu ein ſolcher Mord hat be⸗ 
gangen werden können, berieben geweſen find, nach 
Wöchoͤltniß des gegen fie obwaltenden Verdachts, 
vier bis zehnjährige, gegen den Mädelsführer aber 
sehnjäbtige bis lebenswlerige Feſtungs- oder Zucht: 
hausſtrafe flart finden 

c $. 172. Haben die Aufruͤhrer den Tumult in der 
Abſicht, einen Mord zu begehen, erregt; jo treffen 
fie die unten H. 839. faq. beſtimmten hoͤrtern 
Strafen. 

. 173. Wenn obrigkeitliche Perſonen oder Wa⸗ 
| chen, welche zur Stillung eines Tumults herben ei⸗ 
| len, thaͤtuch behandelt, oder gar ums leben gebracht 
| werden: fo ſoll der Raͤdelsfuͤhrer, fo wie der Thä⸗ 

ter, nach Bewandniß des Erfolgs, mit geſchoͤrfter 
leibes⸗ oder Lebensſtrafe belegt werden. 
j Sheitnehs H. 174. Leute, die ſich, ohne Beruf, mit tödli⸗ 
Aufruhr, chem Gewehre, oder gleich ſchoͤdlichen Inſtrumenten, 
in einen ſoſchen Tumult miſchen, haben, wenn fie 
auch keine Gewalt gebraucht haͤtten, dennoch auf 
ſechs Monathe, bis Ein Jahr, Feſtungs⸗ oder 
Zuchthausſtrafe verwirkt, 
$. 175. Wer die Aufruͤhrer mit Gewebe oder 
andern Werkzeugen ihres Unfugs verlicht; oder die 
ſchaͤdlichen Abſichten derſelben, mit Worten, im 
Schriften, oder ſonſt befördert, der wird mit Ein⸗ 
bis zweyjaͤhriger Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe 
belegt. 
$. 176. Heimliche Confulenten und unbefugte 
il Schrifiſt eller, welche hartnädige Querulanten in 
ihren geſetzwidrigen Geſuchen oder Beſchwerden 
mit Rath und That unterftäßen und beſtärken, fol 
len, nach fruchtlos erhaltener Warnung, zu drey⸗ 
bis ſechsmonathlicher Zuchthausſtrafe verurrheile 
werden. 

$. 177. Haben Juſtizcommiſſarien, oder an⸗ 
dere Gerichtsperſonen, ſich dieſes e 

ſchuldig 
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ſchuldig gemacht: fo werden fie, außer der H. 176. 
998 Ei ft, ihres Aints enciegn | 


oder Wörle erforde rte 
er ſloize doch ohne eigene Ge 
Stande geweſen wäre, bat verhält tnißmäßige Geld⸗ 

oder Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

§. 179. Wer aber zu dergleichen Huͤlfsleiſtung 
durch beſondere Amts oder Berufsofllu verdun⸗ 
den iſt, und ſich derselben dennoch entzleht; hat, 
außer dem Verluſte ſeines Amts, Geföngniß- oder 
Feſtungsſtrafr auf drey Monathe, bis zu Einem Jaure 
verwerkt. 

F. 180. Alle obrigkeitliche Perſonen, beſonders Verben, 
aber die Voraeiekten der Magiſtrate, Gerichte, fal. mit 
und anderer Collegien, ſind ſchudig, einen ten, 
welcher ſich in Angelegenheiten, ihres Amts bey ih⸗ 
nen meldet, perſoͤnich zu hoͤren, und auf ſchleu⸗ 
nise Uaterſuchung und 19 5 lfung gegraͤndeter Ber 
ſchwerden bedacht 

§. 19 . 


menlaufe des Volks an 
ungewöhnlichen 3 155 und Orten, beſonders aber x 
nächtlichen St mereyen, und Benneuhſgungen 

der Einwohner eines Orts, ſoll von der Obrigkeit 

durch ernflliche Mittel geſteuert werden, 

183. Die Auſtifter derſelben, ſo wie die 
Theilnehmer, weſche ſich nicht weiſen laſſen, 
find mit Arreſt in dem oͤffenellchen Geföngniſſa, 
auf acht Tage, bis ſichs Wochen, oder verhält: 
1 Geld⸗ oder anderer 0 zu be⸗ 
egen. 

F. 183. Muthwillige Buben, 1 55 auf den 
Straßen, oder ſonſt, Unruhe erregen, oder grobe 
Unfierlichkeiten veruben, ſollen mit verhöltniß moͤßt⸗ 
gem Gheſoͤngniſſe, körperlicher Zuͤchtigung, oder 
Zuchthausſtrafe belegt werden. 


„ ³ AAA ³˙·¹1 
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F. 184. Die Mitglieder aller Geſellſchaften im 
Staate ſind verpflichtet, ſich uͤber den Gegenſtand 
und die Abſicht ihrer Zufammenkünfte gegen die 
Obrigkeit auf Erfordern aus zuweiſen. 

F. 185. Heimliche Verbindungen mehrerer Mi 
buͤrger des Staats muͤſſen, wenn ſie auf den 
ſelbſt, und deſſen Sicherheit Einfluß baben koͤnn⸗ 
ten, von den Verbundenen, bey Vermeidus 
nachdruͤcklicher Geld- oder keibesſtrafe, der Obrig⸗ 
keit zur Prüfung und Genehmigung angezeigt 
werden. 

§. 188. Ohne ausdrückliche Erlaubniß der Por 
lizeyobrigkeit foll keine Redute, oͤffentliche Master 
rade, oder andere dergleichen öffentliche kuſtbarkeit 
angeſtellt werden. 

$. 187, Wenn die Obrigkeit die Erlaubniß er⸗ 
theilt: fo muß fie zugleich die nörhige Aufſicht zu 
Verhälung aller Unordnungen bey eigner Vertre⸗ 
tung veranſtalten. 

F. 188. Wenn der Unternehmer ſolcher luſtb 
| keiten ſich die Erlaubniß und den Schutz der Obrig⸗ 
| keit nicht erbeten hat: fo foll er, wegen aller daben 
| vorgefallner Unordnungen oder Verbrechen, gleich 
demjenigen, welcher dazu thätigen Beyſtand ge: 
leiſtet hat, beſtraft werden. ($- 71.) 
$. 189. Ein Gleicher findet ſtatt, wenn der 
Unternehmer, bey wirklich entſtandnen Unordnun⸗ 
gen, die noͤthige Huͤlfe zu deren Beylegung nicht 
in Zeiten erfordert; ob er gleich die $. 186, vorge⸗ 
ſchriebene Anzeige bey der Obrigkeit nicht unter⸗ 
I laſſen hat. 

\ F. 190. Auch bey Gelagen in Wirehshäufern, 
und andern Verſammtungeplͤtzen des gemeinen 
Volks, muß die Obrigkeit durch die Polizey 
darauf Acht haben, daß keine Unordnungen vorfal⸗ 
len; und nicht zugeben, daß ſolche Zuſam⸗ 

menkunfte 
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menkuͤnfte über die in der Polizeyordnung beſtimmte 
Zeit fotidauern. 

$. 19. Fremde landſtreicher, welche nirgend 
einen feſten Wohnſitz haben, und wovon fie ſich ers 
naͤhren, nicht glaubhaft nachweifen koͤnnen, ſollen, 
wenn bey der Unterſuchung ihres bisherigen lebens 

wandels keine Anzeigen eines begangnen Verbre⸗ 
chens ſich hervorthun, über die Graͤnze gebracht, 
und ihnen die Ruͤckkehr bey Feſtungsſtrafe verboten 
werden. 

$. 192. Finden fie ſich dennoch wieder ein: fo 
wuͤſſen fie . Feſtungsſtrafe leiden. 

9. 193. Nich ausgeſtandner Strafe werden fie 
abermals uͤber die Graͤnze geſchaft; und es wird ih⸗ 
nen lebenswierige Feſtungsſtrafe auf den Fall der 
abermaligen Rückkehr angekuͤndigt. 

$. 194. Dieſe Strafe wird an ihnen wirklich 
vollſtreckt, wenn fie fi als Sandftreicher zum Drit⸗ 
tenmale in hleſigen Landen betreten laſſen. 

9. 193. Vorſtehende Andeutungen und Strafen 
(F. 191194.) finden auch alsdann ſtatt, wenn ein 
fremder Landſtrelcher in hieſigen Landen ein Ver⸗ 
brechen begangen, und die erkannte zeitige Gefaͤng⸗ 
niß⸗, Zuchthaus = ober Feſtungsſtrafe ausgeſtan⸗ 2 
den hat. « 


Fünfter Abſchnitt. 


Von Verletzungen der Ehrfurcht gegen 
den Staat. 


$. 196. Wer das Oberhaupt des Staats in ſei⸗ een 
ner Wurde perſönlich beleidigt, ohne daß dabey eine NEN 
hoch oder landesverräͤtheriſche Abſicht erhellete, der hr 
begeht das Verbrechen der beleidigten Majeftät. 
H. 197. Thatliche Beleidigungen dieſer Art, 9, 
wenn ſie auch dem Leben oder der Sende des de 
Regenten 
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Regenten nicht gefährlich geweſen waren, ziehen 
dennoch die Strafe des Schwerdts nach ſich 
H. 198. Bey dergleichen minder wichtigen Be 
gehungen, oder bey Lin zukommenden mildernden 
Umständen, kann die Todes in lebens wierige, 
oder auch in Sechs“ bis Zchmfährige Feſtungsſtraſe 
verwandelt werden. 
$. 199. Wer ſich des Verbrechens der beleidig⸗ 
ten Mafeſtöt durch ehrenruͤhrige Schmoͤhungen des 
Oberbaupts im Staa Jorten, Schiiften, 
oder andern finnlichen Darſtellungen, ſchuldig 
macht; der hat Zwey⸗ bis Vierjährige Zuchttaus⸗ 
oder geftraf: verwirkt. 
Auch ſchon andre dergleichen boshafte, 
t gegen den landesberrn verletzende 
Aeußerungen, über die Perſon und Handlungen 
ſollen mit Gefaͤngniß⸗ oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe auf Sechs Monarhe bis zu Einem Jahre ge⸗ 
ahndet werden. 

F. 201. Alle über dies Verbrechen der beleidig⸗ 
ten Maſeſtöt (F. 197 200.) obgefaßte Straferkennt; 
niſſe mäſſen dem Landesherrn beſonvers vorgelegt, 
und ihm an beim geſtelle werden: in wie fern er das 
bey von feinem Begnadigungsrechte Gebrauch ma⸗ 
chen wolle. 

$.202. Wenn bey der Untersuchung ſich findet, 
daß das Verbrechen der beleidigten Maſeſtͤt aus 
Wahnſinn und Zerrättung der Verſtandskraͤfte ber 
gangen worden: fo ſoll der Thoͤter in eine Öffentlis 
che Anftalt gebracht, und nicht eher wiederum ent⸗ 
laſſen werden, als bis man von feiner Wieder her⸗ 
ſtellung zuverläßig verſichert ist. 

a) geen, $. 203. Wer die Perſon der Königin, des 

diegamitie Kronprinzen, oder andrer Mitglieder der Kö⸗ 
desbaldes u ie rb 5 

deren; niglichen Familie tha ft, hat nach 

Bewandniß der U de, und Schwere der Be⸗ 

leidigung, vier ſechs = bis zehnjaͤhrige, oder 

auch 


8 
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auch ebenswierige Zuchthaus“ oder Feſtungsſtrafe 
vergutkt. 
$. 204. Dieſe Strafe ſoll, nach Beſchaffenheit 
dis ſich veroffenbarenden Grades der Bosheit, ‚vers 
ſcharſt wer 
„205. Wörtliche Injurien dieſer Art ziehen 
ein: bis zwenjährige- Zuchthaus⸗ oder Feſtungs⸗ 
firafe nach ſech. 
206. Auch in dieſen Bällen (ß. 203 204. 059 
ang die Vo .ſchrift des $. 202. Anwendung. 
207 Wer einen der erſten Staars bedienten, aenen die 


in 5 ben Ausübung feines Amts, mit Worten 85 


oder Thoͤtlichketten beſchimpſt, gegen den fell die in ihrem 
durch die Infurte ſeloſt verwirkte Gekrangniß⸗, Amte. 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe, in Rückſicht der 1 


zugleich verletzten Egrfurcht gegen den Staat, ver⸗ 
doppelt werden 

H. 20 Iſt die Beleidigung Mitgliedern der 
landescollegſen, oder andern Staatsbedienten und 
obriakeitlichen Perſonen, in oder bey Ausübung 
Ü s wider fuhren: ſo wird die Dauer der 
durch die Injurie an ſich verwirften Strafe um die 
‚Hälfte verlängert, 

F. 209. Ene Verlängerung auf den Dritten 
Theil der Zeit findet ſtatt, wenn Unterbediente des 
Staats in ihrem Amte beſchimoft werden. 

$. 210, Wer die von der Obrigkeit angeſchlage⸗ Audereder 
nen Patente, Verordnungen, und Öffentliche An- Eee 
zeigen, aus Muchwillen ab beſchädigt, oder nenen den 
ſonſt ſchimpflich bebandclt: der ſoll, nach Beſchaf' N 
fenhelt des verübten Muthwillens, feines Alters, cum. 
Standes, und Vermögens, mit Übeperlicher Zuͤch⸗ 
tigung, Strafarbeit, Gefangniß auf vier Wochen 
bis ein Jahr, oder verbolcnißmäßiger Ö.tuftrafe 
belegt werden. 

§. 271. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher öffentliche Denkmäler, Statgen, Stadt- 

thore, 
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thore, Meilenzeiger, Warnungstafeln, Spazier⸗ 
gange, oder andere zum Gebrauche des Publici bes 
ſtümmte Werke und Gebäude verunftalter, oder bes 
ſchaͤdigt. 

F. 212. Die Strafe eines jeden gemeinen Ver⸗ 
brechens wird geſcharft, wenn damit zugleich eine 
Verletzung der dem Staate ſchuldigen Ehefurcht 
verbunden war. 

H. 213. Dieſes findet beſonders ftatt, wenn das 
Verbrechen in den zur Reſidenz des Sandesheren bes 
ſtimmten Schloͤſſern, Gebaͤuden, und andern Be⸗ 
zirken veruͤbt worden. 


| Sechſter Abſchnitt. 


Von Beleidigungen der Religions- 
geſellſchaften. 


Grundſatz $.214. Wer die im Staate aufgenommenen 
Religionsgeſellſchaften, durch Läſterungen in oͤffent⸗ 
chen Reden oder Schriften, oder durch entehrende 
Handlungen und Geberden beleidigt, ſoll mit ver⸗ 
hältnißmaͤßiger Gefangnif- oder Zuchthausſtrafe, 
von vier Wochen bis zu Sechs Monatzen, belegt 
werden. 

H. 215. Wer den Öffentlichen Gottesdienſt ſtört, 
Jae, oder die in deſſen Feyer begriffene Gemeine, oder 
es, deren mit ſolchen Amtshandlungen beſchöftigten leh⸗ 
rer, mit Worten oder Thärlichteiten angreift; der 

0 ſoll auf drey bis achtzehn Monach ins Zuchthaus oder 
auf die Feſtung gebracht werden. 

§. 216. Auch der, weſcher ſich gegen bloß gedul⸗ 
dete Gemeinen eines ſolchen Unfugs ſchuldig macht, 
hat dadurch eine ſechswochemliche bis ſechsmonath⸗ 
ni: Gefaͤngniß oder Zuchthausſtrafe verwirkt. 

F. 217. Wer durch öffentlich“ aus geſtoßene 
grobe Gotteslaͤſterungen zu einem gemeinen Aer⸗ 

gerniſſe 
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gerniſſe Anlaß giebt, ſoll auf zwey bis ſechs Mo⸗ 
mathe ins Gefaͤngniß gebracht, und daſelbſt über 
feine Pflichten, und die Größe feines Verbrechens 
belehrt werden. 

9. 218. Wiederholt der ſchon beſtrafte Verbre⸗ 
cher ein dergleichen Vergehen: ſo ſoll die vorher ihm 
zuerkannte Strafe verdoppelt werden. 

$. 219. Nach ausgeſtandener Strafe ſoll ihm 
ein Lehrer feiner. Religſonspartey, in Gegenwart 
der Vorſteher der Gemeine, die Groͤße feines Ver⸗ 
gehens nochmals vorhalten, und er der Grmeine, 
in der Perſon dieſer ihrer Vorſteher, wegen des ger 
gebenen Aergerniſſes Abbitte leiſten. 

H. 220. Wer bey ſonſt ungeſtörtem Gebrauche weſkrauch 
feines Verſtandes, gene Neligionshanziungen, ,da 
oder zum Gottesdienſte beſtunmte Sachen, zu ver⸗ 
meintlichen Zauberenen, Geſpenſterbannen, „Eis 
titen der Verſtorbenen, Sch graben, und 
andern dergleichen aberglaubigen Gaukeleyen 
mißbraucht, ſoll zuerſt eines Beſſern belehrt, im, 

Falle der Wiederholung aber mit vier- bis acht⸗ 
wöchentlicher Gefaͤngniß, oder Zuchrhausftrafe bir 
legt werden. 

$. 221. Sind dergleichen Gaufelenen betruͤgli Serre, 
cher Weiſe, oder, um damit gewiſſe Mebenabſich⸗ dun sen. 
ten zu erreichen, vorgenommen worden: ſo findet 
gegen den Thäter, außer der durch den Betrug oder 
Diebſtahl an ſich verwirkten, annoch Feftungs < oder 
Zuchthausſtrafe auf ſechs Monathe bis zwey Jahre 

tt. 

$. 222. Hat ein Geiſtlicher, oder anderer Kir⸗ 
chendedienter, dergleichen aberglaͤubige oder be⸗ 
truͤzliche Handlungen unternommen, und dadurch 
Aergerniß gegeben; fo muß derſelbe, noch außer 
der geordneten Strafe, ſeines Amtes entjegt 
werden. 


9. 223. 


Werhitter 
rung der 
Neltaionss 
parseyen 

gegen ein / 
ander, 
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3. Ver ſich aus Unwiſſenteit oder Schwͤr⸗ 
merey zum Stifter einer Sete aufwirft, deren 
Gefäße die Ehrfurcht gegen dee ©) preheit, den Ge⸗ 
ſam gezen die Geſeße, oder die Treue gegen den 
t offenbar angreifen, oder das Volk zu talıra 
9 1 en; der fol in e ne öffentliche Ans 
ſtalt gebracht; daſeſbſt durch Unterricht und Bel 
rung, oder auch, nach bewandten Ulmmſtaͤnden, durch 
körperliche H ittel gebeſſert; und nicht eher, 
ols bis man von feiner Beſſerung uͤderzeuzt ſeyn 
kann, wieder entlafjen werden. 


H. 224. Wer ſich zu einem folhen Sektenſtifter 
betruͤglicher Weiſe, und zur Befriedigung feiner 
leidenſchaften aufwieft, der ſoll als ein Betrüger 
an den Pranger geſtellt, mit Ein⸗ bis dreyjähri⸗ 
ger Feſtungs oder Zuchthausſteafe belegt, und 
nach ſeiner Entloſſung, aus der Gegend oder Pro⸗ 
vinz, wo er feine Sekte vorhin ausgebreitet hat, 
vecbannt werden. 


$. 225. Fällt ein ſolcher Betrüger deſſen unge: 
achtet in fein voriges Verbrechen zurück; fo iſt er 
bebenslang auf die Feſtung zu bringen, und daſelbſt 
in ſicherer Verwahrung zu behalten. 


§. 226. Meberpaupt ſoll bey jedem unter dem 
Deckmantel der Religion verübten Verbrechen, 
die darauf ſchon an ſich in den Geſetzen beſtumm— 
de Strafe, wegen des zugleich begangenen . 
brauchs der Religion, verhältnißmaͤßig geihärft 
werden. 


$. 227. Wer in Predigten, oder andern öͤffent⸗ 
lichen Reden, Haß und Verbitterung unter den 
verſchiedenen im Staate aufgenommenen Reli⸗ 
gionsparteyen zu erregen ſucht, ſoll feines Amtes 
entſetzt, und nach Verhältniß des angerichteten 
Schadens, mit vier wöchentlicher bis ſechemo⸗ 
nach. 
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nathlicher Gefängniß⸗ oder Feſtungsſtrafe belegt 

werden. 

H. 228. Wer aus uͤbel verſtandnem Religionsei⸗ 

fer, zwiſchen Eheleuten oder Aeltern und Kindern x 
verſchledener Religion Mißtrauen und Uneinigfeis 1 
ten anrichtet, der ſoll nach fruchtlos vorhergegans 
gener gerichtlicher Abmahnung, aus dem Orte, N 
wo er ſich ſolchergeſtalt in die Familien eingeſchli⸗ 

chen hat, verwieſen werden. 


Siebenter Abſchnitt. 


Von Anmafungen und Beeinträchtigungen der 
vorbehaltenen Rechte des Staats. 


F. 229. Wer ſich eines der dem Staate allein grund 
vorbehaltenen Hohells⸗ oder der demſelben zukom⸗ Nr 
menden nußbaren Rechte anmaaßtz den ſoll der Fiss 

kus deswegen zur Verantwortung ziehen. 

§. 230. Hat dergleichen Anmaßung nur Irr⸗ 
thum und Mißverſtaͤndniß zum Grunde: fo iſt der 
Anmaßende bloß zum Schadenserſatze, und zur Ab⸗ 
ſtellung der im Verfolge feiner Anmaßung etwa ge⸗ 
machten Anſtalten verpflichtet. 

H. 231. Auch muß ihm die fernere Fortſetzung 
ſolcher Eingriffe bey nachdröͤcklicher ſiskaliſcher 
Geld- oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe un⸗ 
terſagt werden. 

H. 232. Handelt er dem Verbote zuwider: fo 
verwirkt er die gebrohete Strafe, welche im Wie 
derholungsfalie jedesmal verdoppelt wird. 

$. 233. Enthält die Aumaßung des Hoheits“ Auma⸗ 
rechtes zugleich ein Vergehen wider die Verfaſſung Hechte des 
des Staats ſelbſt, und deſſen Sicherheit: ſo finden Staats. 
die $ 92. Icq. ingleichen $. 125. Ig. feſtgeſetzten 
Beſtimmungen der Strafe ſtatt. 

9. 234. liegt aber bey einer obſchon wider 
beſſeres Wiſſen unternommenen Anmaßung eines 

Allgem, Geſetb. IV. Band. Hebt Ho⸗ 
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Hoheitsrechtes, keine der Ruhe und Sicherheit des 
Staats unmittelbar nachtheilige Abſicht zum Grun⸗ 
de: fo findet nur ſiskaliſche Geld: oder zeitige Ger 
faͤngnißſtrafe fast. 

F. 235. Dieſe Strafe ſoll nach Verhältniß der 
Wichtigkeit des ange maßten Rechts, und der ſon⸗ 
ſtigen unerlaubten Abſicht, welche daben zum Grun⸗ 
de liegt, auf dreyhundert bis dreytauſend Thaler, 
oder auf Ein bis brepjährigen Feſtungsarreſt bes 
ſtimmt werden. 

F. 236. Wer ſich eines nutzbaren Rechts des 
Staats wiſſentlich zur Ungebühr anmaßt, der 
muß allen dadurch verurſachten Schaden dop⸗ 
pelt erſetzen. 

F. 237. Außerdem hat er, nach Maaßgabe der 
Wichtigkeit des ſich zugeeigneten Rechts, und ſei⸗ 
ner daben gehegten unerlaubten Abſicht, funfzig bis 
tauſend Thaler ſiskaliſche Geld- oder verhältniße 
mäßige leibesſtrafe verwickt. 

$. 238. Wer in Ausübung eines vom Staate 
verliehenen Rechts, die dabey ihm angewieſenen 
Graͤnzen vorſoͤtzlich uͤberſchreitet, den trifft die 
Rechte. Hälfte der Strafe, welche derjenige verwirkt, der 

ſich eines ſolchen Rechts ſelbſt zur Ungebühr 
anmaßt. 

$ 239. Wer bey dieſer Ausübung den Polizey⸗ 
geſeßen des Staats zuwider handele, iſt mit der in 
den beſondern Polizeyordnungen vorgeſchriebnen 
Strafe zu belegen. 

$. 240. Iſt die Strafe der Uebertretung in der 
Pollhevoldnung nicht deſtummt; ſo muß der Rich⸗ 
ter, noch Maaßgabe der Gefahr und Schoͤdlichkeit 
der Ulebertretung, eine die Summe von funfzig 
Thalern t uberſteigende fiskaliſche Geld⸗, oder 
veryaͤltnißmäßtge Arreſtſtrafe feſtſetzen. 

F. 241, Wer aber ein vom Staate verliehenes 
Recht zum Nachtzeile des Staats ſelbſt, oder um 

Drucke 
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Drucke der Einwohner und Schutzverwandten deſ⸗ 
ſelben, vorſäͤtzlich mißbraucht, der muß, außer 
der verwickten Polizeyſtrafe, dieſes Rechts für feine 
Perſon verluſtig erklart werden. 

§. 242. Wer dem Staate die ſchuldigen Abga w ein⸗ 
ben und Gefälle berrüglicher Weiſe vorenthäͤlt, in, chan 
wenn nicht beſondere Geſctze eine andere Sia bes ve, 
ſtimmen, den vierfachen Betrag des DVorenthalinen 
zu erlegen verbunden. 

§. 243. Wer Andern zur Verweigerung oder 
Unterſchlagung ihrer ſchuldigen Gefälle mit Rath 
und That beyſteht, oder die dahin abzielenden Uns 
terſchleife begünſtigt, ſoll mit dem Hauptverbte⸗ 
cher gleiche Strafe leiden. 

H. 244. Wer unter dem Vorwande, Private 
letten für Communen oder Nothleidende zu fa: 9 5 
meln, ſich in die Häufer eindrängt, der wird mit am des nes 
zehn bis funfsig Thaler Geld⸗ oder berböliniß mäß echt.“ 
ger leibesſtrafe belegt. 

§. 248, liegt bey der verbotenen Einſammlung 
einer Peivarcollecte Eigennutz oder ſonſt Betrug 
zum Grunde: fo wird die Strafe durch Verlänger 
rung des Arreſtes bis auf die Hälfte der an ſich ver⸗ 
wirkten Dauer, und durch Erlegung des vierfachen 
Betrags von dem Eingeſammielten geſchaͤrft. 

F. 246. Privilegirten Geſellſchaften iſt die Aus⸗ 
ſchreibung und Einſammlung von Gelobenträgen 
unter ſich nur in fo fern erlaubt, als es die Nafur 
ihrer Verfaſſung, und die Erreichung ihres vom 
Staate gebilligten Endzwecks erfordern. 

H. 247. Wenn Gemeinen in den Städten oder 
auf dem lande, ohne Genehmigung ihrer Vorge⸗ 
festen, Collecten unter ſich aufbringen: fo ſollen 
die Rädelsfuͤhrer mit ſechswöchentlcher bis ſechs⸗ 
monattlicher Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthausftrafe ber 
legt werden. 


griffe. 


Hbbb 2 9.248. 
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| $.248. Wer ohne beſondere Etlaubniß des 

Staats eine öffentliche Lotterie unternimmt, der 
ſoll um funfzig bis hundert Thaler fiskaliſch ber 
ſtraſt werden; und außerdem den doppelten Bes 
trag des dadurch gezogenen Vorthells der Armen⸗ 
caſſe des Orts entrichten. 

i 249. Wer in auswärtige vom Staate nicht 
befonbers genehmigte botterſen einſetzt, muß den 
Betrag des Einjages, und noch über dieſes hun⸗ 
dert Thaler, dem Fisco zur S cafe erlegen. 

F. 250. Wer Öffentliche Ausſteuer-, Wittwen⸗ 
oder Sterbecaffen otzne ausdrückliche Geneht 
gung des Staats errichtet, der ſoll den Intereſſ 
ten ihre Einſatze zutücige ben, und den doppi 
ten Betrag des an Beſoldung, Provifien, oder 
ſonſt gezogenen Vortheils, an die Armencaſſe des 
Orts bezahlen. 

F. 281. Iſt dergleichen Anſtalt, vorſätzlich 

| zum Nachtheile oder zur Beruͤckung einfältiger 
Leute, errichtet worden: fo fol der Stifter, außer 
vorſtehender Strafe, als ein rͤger öffentlich 
ausseit; t, und auf ſechs Monathe bis zwey 
Soden zur Feſtung oder ins Zuchthaus gebracht 
werde 
Männer . Er Wer eigenmächtig unter landesherrli⸗ 
dien. chem Gepräge, Münzen zum Cours im Publico 
ſchlögt oder gießt, hat, nach Verh der aus⸗ 
geprägten SE zwey bis drehjahrige Be 
ſiungsſtrafe, nebſt einer fiskaliſchen Sedbaße, 
f bis zum Ze N chen Betrage des gezogenen Vor⸗ 
I theils verwirft, 
| 1 b. 283. Die Hälfte dieſer Strafe trifft denjeni⸗ 


gen, welcher zu ſolchem eigenmächtigen Münzen 
1 auswärtiges Geproge gußbraucht. 

9.254. Wer aber unter Landesherrlichem, 
oder einem andern im fande geſetzmaßig cur⸗ 


| 
| firenden Stempel, nicht nur eigenmächtig Man⸗ 
zen 
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zen prägt oder naeh ſondern auch zugleich deren 
innern Gehalt verfälſcht, und dadurch das Publi⸗ 
cum beträgt, hat vier: bis sehnjährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

F. 258. Außerdem muß er eine fiskaliſche Geld⸗ 
bufe, welche dem zehnfachen Betrage des verur⸗ 
fahren Schadens, fo weit als ſelbiger ausgemit⸗ 
telt werden kann, gleich kommt, aus ſeinem Ver⸗ 
mögen entrichten. 

F. 256. Sind durch dieſes Verbrechen ber 
trͤͤchtliche Summen falſcher Mänzen ins Pukli⸗ 
cum gebracht, und dadurch dem Handel und Cre⸗ 
dit der Unterthanen des Staats ein erheblicher 
Schade zugefügt worden: ſo ſoll die Strafe bis zu 
Stampenihlag und lebenswieriger Feflungsarbeit 
sehr ft werden, 

F. 257. Münjbediente, welche den Gehalt ber 
n, oder unter ihrer Aufſicht, geprägten 
Gelder verringern, und dadurch nicht nur den 
landerherrn, ſondern auch das Pirbfieum vervor⸗ 
cheilen, ſollen mit eben der Strafe (F. 256.) ber 
legt werden. 

9.238. Hat jemand unter fremden im bande 
nicht curſſrenden Stempel falſche getinghaltige 
Münzen ausgeprägt: ſo krifft ihm deep: bis ſechs , 
jährige Feſtungeſtrafe. 

. 259. Wer falſche Münzen geprägt, aber 
noch nicht in das Publicum verbreitet hat, den 
trifft die Hälfte ber, nach der uͤbrigen Beſchoffen⸗ 
beit ei Verbrechens, verwirkten Strafe, 

F. 260. Wer aber dem ſalſchen Muͤnzer zur 
Verbeitung der von ihm geprägten Gelder ins 
MPublicum, aus eh oder fonft vorjäßlich, 
Hülfe geleiſtet bat, der ſoll dem Thärer gleich bes 
ſtraft werden. 

. 261. Wem falſche Muͤnzſorten zu Händen 
kommen, oder wer ſonſt von deren Umlaufe zu⸗ 


Shhh 3 ver⸗ 
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verlage Nachricht erhalt, der iſt zur unverzüͤgli⸗ 
chen Anzeige davon an die Obrigkeit verbunden. 

9. 2 2. Wer nicht nur dieſe Anzeige unterlußt; 
fordern auch vie ihm zu Haͤnden gekommene falſche 
Man zſorten wiſſentſich weiter ausgiebt, der ſoll um 
den vierf e chen Betrag derſelden, und überdies mit 
einer Geldbuße von fünf dis funfzig Thalern; oder 

mit Gu fängniß auf acht Tage bis ſechs Wochen ber 

ſtraſt werben. 

H. 263. Wer die im Lande gangbaren Muͤnzſor⸗ 
ten deſchneidet, abfeilt, oder durch andre Künfte ‚de: 
ren Gehalt ſchendlert, der ſoll den zebnfachen Ber 
trag des ſich dadurch verſchofften unrechtmäßigen 
Gewinnes zur Straftaſſe erlegen; und nach Ver⸗ 
Hältniß des angerichteten Schadens, zwey⸗ bis vier⸗ 
jährige Zuchthausftcafe leiden. 

F. 264. Iſt er ein Jude: fo witd er, noch außer 
dieſer Strafe, des ihm vom Staate bisher gegoͤnn⸗ 
ten Schutzes verluſtig. 

. 265. Wer zum Nachtheile und wider ein 
Verbot des Staats, landesherrliche Muͤnzſorten 

N einſchmelzt, wird um den vierfachen Betrag des da⸗ 
bey geſuchten Gewinnes fiskaliſch beſtraft. 

9 266. Wer verrufene Scheide: oder andre 
ſchlecht Muͤn ſorten, aus Gewinnſucht in das 
Sand einführt und verbreitet, der ſoll mit Con⸗ 
fis cation detſelben, und dem Erfaße des doppel, 
ten Betrages der eingebrachten Summe, beſtraft 
werden. 

9.267 Wer Banknoten, Pfandbriefe, oder 
Aetien, welche unter landes herrlicher Autorität zum 
tichen Umlaufe beſtimmt find, verfaͤlſcht oder 


bmacht; oder dergleichen verfaͤlſchte Papiere im 
Publico wiſſenrlich verbreiten hilft, ſoll gleich dem⸗ 
jenigen, wiſcher falſches Geld unter landesherrli⸗ 
chem Gepräge gemuͤnzt oder verbreitet hat, beſtraft 
werden. 


$. 268. 
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$. 268. Kein Kupferſtecher, Drucker, Stem⸗ 
pel oder Woppenſchneider, fol ohne ſchriftlchen 
Befehl von der Obrigkeit, unter welcher er ſtehet, 
Stempel, Siegel, oder Stiche und Platten der 
Formulare Öffentlicher Papiere, in die Arbeit neh⸗ 
men, noch an jemand andern, als an das Sandes- 
collegium, von welchem er den Auftrag erhalten 
bat, gegen Empfangſchein abliefern. 

$. 269. Wer dieſem Verbote zuwider handelt, 
ſoll nach Verhaͤltniß der daraus fuͤr den Staat oder 
das Publicum entftanbnen Gefahr, mit dreymo⸗ 
nathlicher bis zwepjähriger Gefaͤngniß = oder Fe⸗ 
ſtungsſtrafe belegt werden. 

F. 270. Der unterlaſſene Gebrauch des voraes 
ſchriebenen Stempelpapiers in Gnadenſachen; bey 
Kauf-, Pacht⸗ und Mietheontracten um Grund: 
ſtuͤcke; bey letztwilligen Verordnungen und Che 
ſtiftungen, ſoll, außer dem Erſatze der dem 
Staate entzogenen Abgabe, mit Verurtheilung in 
den doppelten Betrag derſelben, ſiskaliſch geahn⸗ 
det werden. 

$. 271. Eben dieſe Strafe trifft Kaufleute und 
Juden, welche ihre Handlungsbücher nicht ſtem⸗ 
deln laſſen. 

$. 272. Desgleichen Juden, die ſich verheira- 
then, ohne den 15 mit dem vorgeſchriebe⸗ 
nen Stempel gelöſet zu haben. 

$.273. Wer bey Geſuchen und Verhandlungen 
vor Gerichten, oder andern Obrigkeiten und öffent: 
lichen Behörden, ingleichen bey allen Contracten, 
außer dem Kaufe, Pacht und Miethe unbewegli⸗ 
cher Guter (F. 270.), ſich des vorgeſchriebenen 
Stempelbogens nicht bedient, muß ſelbigen noch 
beybringen, und Einen Thaler Strafe für jeden 
Uebertretungsfall entrichten. 

$. 274. Wer bey ſolchen Verhandlungen die 
in den Edicten vorgeſchriebene Vollmacht nicht 

ha ge 


Stempel 
eontranen 
tionen, 
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gebraucht, muß die zuletzt gedachte Strafe doppelt 
entrichten. 

$. 275. Der, welchem von Ehegatten, Sei⸗ 
tenverwandten, oder Fremden, eine Erbſchaft, 
Schenkung aller Güter, oder ein Vermächtniß 
fällt, muß binnen drey Monathen, nachdem er von 
dem Anfalle Wiſſenſchaft erhalten hat, den vorge⸗ 
ſchriebenen Stempelſatz erlegen, oder denſelben zur 
Strafe vierfach entrichten. 

F. 276. Doch wird bey Erbſchaften den Erben 
die U gelegungsfeift z u gute gerechnet; auch fol⸗ 
len diejenigen, welche ne nähere Kenntniß und 
Uebung in gerichtlichen Geſchöͤften haben, zuvor an 


ihre Pflicht, den Stempelbogen beyzubringen, er⸗ 
n. 


innert w. 


Aeeiſe und. F. 277. Wer Waaren oder Sachen, deren Eins 

. oder Ausfuhr der Staat verboten hat, dieſem Ver⸗ 

8 bote zuwider ins land bringt, oder s zu ſchaf⸗ 

fen unternimmt, der macht ſich des Verbrechens der 
Contrebande ſchnlolg. 

& 278. Wer bey der Ein- und Ausfuhr an 

ſich erlaubter Waaren, die dem Staate davon zu⸗ 

er Acciſegefaͤlle demſelben zu 

unternimmt, der „begeht eine Defrau⸗ 


§. 279. Kaufleute, die ihre zum Handel aus⸗ 
führende. Waaren bey den Idllen und 
e W185 gar nicht, oder in Anfehung, 
„Quantität, oder des Werths, vor⸗ 
ſaͤtzlich ac angeben , werden als Defraudan⸗ 
ten angeſehn 

H. 280. Ein gleiches Verbrechen begehen Schif⸗ 
fer und chunt welche den Zoll ⸗ und 
Aceiſeämtern vorſaͤtzlich ausweichen; unrichtige 
ober unvollſtaͤndige tiefe wiſſemlich vor⸗ 
zeigen; oder die auf den Frachtbriefen nicht be⸗ 

4 finde 
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findlichen, von ihnen zugeladenen Waaren auzu⸗ 
geben unterlaffen. 

F. ag J. Auch andre Reiſende, welche aceisbare 
Waaren bey ſich führen, und dieſe auf der Gränze 
noch nicht verſteuert haben, muͤſſen bey Strafe der 
Defraudation in der Zollſtraße bleiben. 

F. 282. Brauer, Brantweinbrenner, und An: 
bre, weiche ein Gewerbe treiben, von deſſen Aus, 
bung in jedem einzelnen Falle dem Staate eine 
Abgabe zu entrichten iſt, begehen eine Defrauda⸗ 
tion, wenn fie dergleichen Kalle der Ausübung ent⸗ 
weder gar nicht, oder unrichtig anzeigen. 

5,83, Alle andere Privatperſonen begehen 
eine Defraudatlon, ſobald fie die den Gefgllen 
1 Sachen bey der Viſitation verheim⸗ 
lichen. 1 

. 284. Auch ſchon alsdann, wenn fe der vor⸗ 
geſchriebenen Viſitation auszuweichen ſuchen, wer⸗ 
den fie als Defraudanten augeſehn. 

§. 265, Von ieder Contrebande oder Defrau Ernten 
dation iſt die Confiscation der Waaxren oder Sa⸗ ien. 
chen, woran ſelbige veruͤbt worden, die unmit⸗ 
telbaxe Folge. 

. 286. Wird die zur Ein⸗ oder Ausfuhre ver⸗ 
botene Waare gleich bey dem Grätz: Zoflamte a 
gezeigt!? jo muß ſelbige auf Koſten des Eigenchl⸗ 
mers zurüͤckgeſchaſft werden. 

H. 287. Hat jemand, der kein Kaufmann, 
Schiffer, ober Fuhrmann iſt, contrebande Wag⸗ 
ren oder Sachen bey dem Granz⸗ Zoll> oder Ace 
amte zwar nicht ausdrücklich angegeben, aber 
ſich doch zur Viſitation gehörig gemeldet: fo fin: 
det ebenfalls nur die Zurückſchaffung auf feine 
Koſten ſtatt. 

$. 288. Eben dieſes iſt zu beobachten, wenn 
zur Einfuhre verbotene Waaren mit der Pop an⸗ 
kommen; und der, an welchen ſie geſendet ſind, 

Shah s einet 
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einer beabſichrigten Contrebande nicht überführt 
werden kann. 

$. 289. Finden ſich bey der Viſitation erlaubter 
und auswärts verſchriebener Waaren am Orte der 
Beſtimmung, verbotene mit eingepackt: ſo ſind 
ſelbige verfallen, 

$. 290. Der inländiſche Empfänger bleibt aber 
von aller Strafe frey, wenn er durch Vorlegung 
feiner Correſpondenz, oder auf andre Art nachwel⸗ 
ſen kann, daß die Beypackung ohne ſein Vorwiſſen 
geſchehen ſey. 

$. 291. Der aus einer Contravention entſtehen⸗ 
de Verluſt der Waare oder Sache trift jedesmal 
den Eigenthuͤmer. 

F. 292. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob 
derſelbe die Uebertretung unmittelbar begangen 
hat; oder ob ſelbige durch feine Angehörigen, 
Handlungsbedienten, oder andre in feinen Dien⸗ 
ſten ſtehende Perſonen verübt worden. 

H. 293. Kaufleute, Juden, Schiffer und Fracht⸗ 
fuhrleute, Müller, Brauer, Brandweinbrenner 
und Fleiſcher, mäſſen für ihr Geſinde, und ihre im 
Hauſe befindliche Ehegatten und Anverwandten 
ohne Unterſchied, haften. 

F. 294. Andere Perſonen haften nut für die 
Contrebande und Defraudation ihrer Ehegatten 
und Kinder, in ſo fern dieſe Verbrechen bey Gele⸗ 
genheit ſolcher Geſchaͤfte, wozu fie dieſelben zu 
N brauchen pflegen, von ihnen verübt worden. 
| 5 F. 295. Haben blos Schiffer und Frachtfuhr⸗ 
N leute, denen der Transport der Waaren allein 
N anverlrauet worden, die Contravention ohne 
| Thellnehmung und Mitwiſſen des Eigenchümers 

begangen: jo geht das Eigenthum der Waaren 
nicht verloren. 
| $. 296. Vielmehr muß alsdann der Schiffer 
| oder Führmann, außer der ſonſt verwirkten 
| Strafe, 
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Strafe, den Werth der Waare ſtatt der Confisca⸗ 
tion entrichten. 

9. 297. Das Eigenthum der verfollnen Waaren 
geht auf den Staat, oder den von dieſem Berech⸗ 
tigren, ſogleich, und ohne Röͤckſicht auf die Zeit 
der Publication des Straferkenntniſſes, uber. 

H. 2989. Dergleichen Waare oder Sache kann 
daher, auch wenn fie ſchon von dem Aceſſe⸗ oder! 
Zollamte weggebracht worden, gegen den bisheri⸗ 
gen Eigenthümer, fo lange er ſelbige noch befißt, 
vindieirt werden. f 

9.299. Gegen einen dritten redlichen Beſi⸗ 
ter hingegen if die Vindication nur in fo weit, 
als fie überhaupt nach allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften gegen einen ſolchen Beſitzer ſtalt fin⸗ 
den kann, zulaßig; und der Ulebertreter haftet 
bauptſächlich für den Werth. (Th. I. Tit. XV. 
$.24 lad) 


8. 300. Außer der Conſts cation hat derjenige, Strafen 


welcher eine Contrebande oder Defraudation be⸗ 


denden g 
banden und 


geht, auch noch verhaͤltnißmaͤßige Geld- oder kei: Deiraudas 


besſtrafe verwirkt. 

F. 301. Kaufleute, Juden, Schiffer und Fracht⸗ 
fuhrleute, die ſich einer ſolchen Uebertretung ſchul⸗ 
dig machen, ſollen allemal härter, als andre Privat⸗ 
perſonen beſtraft werden. 

$. 302. Unter letztern richtet ſich das Verhoͤlt⸗ 
niß der Strafe nach der mehrern oder mindern 
bey ihnen vorauszuſetzenden Kenntniß der landes. 
verfaſſung. 

$. 303. ‚Nähere Beſtimmungen der in jedem 
Contraventionsfalle ſtatt findenden Strafen, wer⸗ 
den in den beſondern Aceiſe und Zollverordnungen 
feitgefeßt. 

F. 304. Fremde Kaufleute, Juden, Schiffer 
und Frachtfuhrleute, die bey ihrem e 

ieſige 


klonen. 
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hieſige Lande um die Aeciſe⸗ und Zollverfaſſun⸗ 

Y gen ſich ‚gehörig zu erkundigen unterlaſſen, ſind 
in Anſehung der Contrebande und Delraudarios 
neu, nach eben den Geſehen, wie die Einheimi⸗ 
ſchen, zu beurthellen. 

F. 305. In Anſehung anderer Ftemden if es 
genug, wenn fie ſich bey dem Zoll: oder Ateſſe⸗ 
amte gemeldet, und der erforderlichen Viflration 
unterworfen haben. 

H. 306. Haben aber vergleichen Fremde das 

Zoll, oder Aeciſcamt vorſützlich vermieden, oder 
Waaren oder Sachen bey der Vifttation verſteckt, 
oder ſonſt verhenmlicht: ſo krifft fie die Strafe der 
Conſiscalion. 

$. 307. 8 

} bande oder Defraudatton ſchon 

chung geweſen; fo wird er im 9 

1 gleich den Einteimiſchen beſtraft. 
| F. 308. Niemand darf ſich der Viſitation der 

5 dazu beſtellten und vereideten Officlanten, bey 

N Vermeidung der deshalb durch beſondere Ver⸗ 

orenungen beſtimmten Strafen, entziehen oder 

1 widerſetzen. 

1 F. 309. Ein jeder ohne Unterſchied, er ſey 
K Einheimiſcher oder Fremder, welcher bey Berk: 
| bung einer Contrebande oder Deftaudation, ges 
I ladenes Gewehr, oder andere gleich ſchäͤdliche 
N Werkzeuge, zum Niderkande- gegen die Beamten 
N des Staats bey ſich fuhrt, fol, außer der verwirk⸗ 
ten ordentlichen Strafe, mit dreyjährigem Feſtungs⸗ 
arreſte belegt werden. 

8 F. 910. Wer keine beſtimmtt Nahrung oder 
Handtßierung nachweiſen kann, und wenigſlens 
I ſchon zwenmal auf Contrebande betroffen worden, 
wird für einen ſolchen, der aus Treibung der Con⸗ 
trebande ein Gewerbe macht, angeſehn. 


ein folcher Fremder wegen Contre⸗ 
ſchon einmal in Unterſu⸗ 
ledergolungsfalle 


H. rr. 
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5.311. Dergleichen Leute werden, wenn fie 
Contrebande bey ſich haben, und ſich den Offt⸗ 
cianten des Staats widerſezen ($. 308.), nach 
Vorſchrift des §. 309. beſtraft; wenn auch der 
Umſtand, daß ſie ſich des Gewehrs zum Wider⸗ 
ſtande gegen die Officianten bedienen wollen, nicht 
erwieſen iſt. 

F. 512, Wer ſich des Gewehrs gegen die Offt- 
cianten eder Soldaten, welche ihn anhalten wollen, 
wirklich bedient, hat eine zehnjährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe verwlükt. K 

H. 313. IE bey einem ſolchen bewaffneten Wi⸗ 
derſtande ein Beamter des Staats verwundet, oder 
ſonſt erheblich deſchaͤdigt worden: fo ſoll der Thä⸗ 
ter mit lebenswierlger Feſtungsſtrafe belegt, bey 
wirklich erfolgter Todtung aber als ein Mörder 
nach H. 877. geſtraft werden. 

„ . 34d. Wer gegen die Vorfchriften Sit XV. Ton geg, 
Abſchn. IV. den Staat in Ausübung und Benn aanen 
zung des Poſtregals beeinträchtigt, hat die in A 
den beſondern Poſtordnungen feſtgeſetzten Strafen 
verwirkt. b 

$ 315. Wer auf Königlichen, oder, andern anden, 
Jagdrevieren, des Jagens, Hetzens, oder Schief nemo 
ſens, unbefugter Weiſe ſich unterfüngt, der ſoll 
nach der Anzahl des gefangenen oder geſchoſſe⸗ 
nen Wildes, mit der in den beſondern Jagdord⸗ 
nungen beſtimmten Geld- oder belbesſtrafe belegt 
werden. 

9.316. Diele Strafe wird verdoppelt, wenn 
dergleichen unbefugtes Jagen in verbotenen und 
geſchloſſenen Zelten unternommen worden. 

$, 317. Wer vom heimlichen Jagen, Schießen, 
oder Fangen, ein Gewerbe macht, der hat, als ein 
Wilddieb, die gefchärfte Strafe des Diebſtahls ver⸗ 
wirkt. (H. 1145.) f 


9.318. 


Bergwerks 
eomtradens 
tiogen. 


Srundſze. 
22 — 


bungen, 
be Erlans 
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$. 318. Niemand ſoll ſich auf fremden Grund 
und Boden, außerhalb der ordentlichen tands 
ſtraße, in Köͤniglichen oder andern G hegen und 
Jagdrevieren, wo ihm die Jagdgerechtigkeit nicht 
zuſteht, mit Gewehr oder andern Werkzeugen zur 
Jagd, wodurch Wild eingefangen zu werden pflegt, 
finden laſſon. 

9. 319, Wer dennoch ſolchergeſtalt betroffen 
wird, ſoll ſchon um deswillen, auch wenn er einer 
wirklich verͤbten Contravention nicht überführt 
werden kann, des bey ſich habenden Gewehrs 
oder Jagdgeraͤches verluſtig ſeyn; und außerdem, 
nach Verhältniß des gegen ihn ſtreitenden Ver⸗ 
dachts, mit Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe belegt 
werden. 

F. 320. Wer ſich dergleichen Pfaͤndungen mis 
derſetzt, ſoll nach Vorſchrift des Etſten Theils Tit. 
XIV. §. 459. lag. beſtraft werden. 

$. 32 1. Was von Jagdcontraventionen verorb⸗ 
net iſt, gilt auch von Beeinträͤchtigungen der Fir 
ſchereygerechtigkelt. 5 

§. 322. Wer den Staat in der Ausuͤbung und 
Benutzung des ihm vorbehaltnen Bergwerksregals 
(De. XVI. Abſchn. IV.) beeinträchtigt, hat die in 
den beſondern Bergordnungen feſtgeſetzten Strafen 
zu erwarten. 


Achter Abſchnitt. 
Von den Verbrechen der Diener des Staats. 


H. 323. Wer ſich eines Öffentlichen Amts an⸗ 
maßt, obne von der Behörde dazu beſtellt und 
verpflichtet zu ſeyn, der haftet für allen durch 
ein ſolches Unternehmen dem Staate oder einem 
Dritten verurſachten Schaden; auch wenn der⸗ 
ſelbe nur durch das geringfte Verſegen veranlaßt 
worden. 


9. 324. 
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F. 324. In fo fern dabey ein Betrug beabſich⸗ 
tigt worden, treten die §. 1377. [aq enthaltnen 
Strafgeſetze ein. 

9. 325. Wer ſich durch Geſchenke und Verſpre⸗ 
chungen, es ſey an Gelde, Geldeswerth, oder ans 
dern Vortheilen, in ein öffentliches Amt einſchleicht, 
der ſoll ſofort und ohne weitere Ruͤckſicht caſſirt 
werden. 

H. 326. Wer fein Recht zur Ernennung dͤffent⸗ 
licher Staats- oder Kirchenbedienten, gegen die 
Vorſchrift der kandesgeſetze, voraͤtzlich miß⸗ 
braucht, der wird deſſelben für feine Perſon auf 
immer verluſtig. 

$. 327. Wenn dergleichen Mißbrauch von Col⸗ 
legten und Corporatlonen begaugen worden: ſo ver⸗ 
lieren die gegenwartigen Mitglieder, welche daran 
Theil genommen haben, ihr Stimmrecht bey ſol⸗ 
chen Wahlen auf Lebenszeit. 

F. 328. Es kann daher das Wahlrecht von eis 
nem ſolchen Collegio nicht eher wiederum ausgeuͤbt 
werden, als bis wenigſtens drey Mitglieder, die 
an dem vorigen Miß brauche nicht Theil genommen 
haben, vorhanden find. 

F. 329. Vorgeſetzte, welche jemanden, ohne 
die vorgeſchriebene Pruͤſung feiner Fähigkeiten, 
und feines ſittlichen Verhaltens, zu einem öffentli⸗ 
chen Amte befoͤrdern, find bey entſtandenem 
Schaden, nicht nur dem Staate, ſondern auch 
einem Jeden, der dadurch Nachſheil erlitten hat, 
verantwortlich. 

$. 330. In den Fällen des 6. 325-329. wird die 
ernannte oder gewählte Perſon von dem Amte aus⸗ 
geſchloſſen, und daſſelbe von der vorgeſetzten Ju⸗ 
ſtanz einer andern dazu tächtigen Perſon nach Gut⸗ 
finden übertragen. 

$. 331. Vorgeſetzte, welche jemanden gegen 
Geſchenke, Wortheile, oder Verſprechungen, zu 

einem 


AR. 
Dermal 
tung beife 
den, 
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einem Amte befördern, vorſchlagen, oder ihm 
ſonſt dazu verhelfen, ſollen nicht nur für allen 
von ein ſolchen Offlcianten verurſachten Scha⸗ 
den ſelbſt haften, ſondern haben auch Caſſation 
verwirkt. 

F. 332. Außerdem muͤſſen fie in den vie 
Betrag des erhaltnen Geſchenks oder Vor 
wenn dieſer keiner gewiſſen Schätzung fähig 
if, in eine willtührliche Geldſtrafe, nach Höhe ih⸗ 
tes Jahrgehalts, verurtheilt werden. 

$. 333. Wer den Vorſchriften feines Amts vor⸗ 
sätzlich jureider handelt, der ſoll ſofort caſſiet; au⸗ 
ßerdem, nach Beſchaffenhelt des Vergehens, und 
des vrrurſachten Schadens, mit verhoͤltnißmaͤßi⸗ 
ger Geld Gefängniß > oder Feſtungsſtrafr belegt; 

zu allen fernern offentlichen Aemtern unfähig 
lärt werden. 

F. 334. Wer aus grober Fahrlͤͤßigkeit oder Un 
wiſſenhelt feine Amtspflichten verletzt, hat verhält 
nifmäßige Geldſtrafe, Degradatlon, oder Caſſa⸗ 
tion verwirkt. 

$. 335. Wer ſich geringer Verſehen in feinen 
Amtspflichten ſchuldig gemacht hat, ſoll durch 
Warnung, Verweiſe, und geringe Geloſtrafen, 
zur beſſern Beobachtung ſeiner Pflichten angehalten 
werden. 

$. 336. Bewirken aber dieſe Strafen keine Beſ⸗ 
ſerung bey ihm: ſo iſt er für einen Menſchen anzu⸗ 
ſehen, der aus grober Fatzrläßigkeit feinen Amts⸗ 
pflichten zuwider handelt. 

F. 337. Wer fein Amt zum Nachtheile der ge: 
meinen Sicherheit, zu Erpreſſungen, oder ſonſt 
zum Drucke der Unterthanen des Staats miß⸗ 
braucht, ſoll deſſelben entſetzt werden, und au⸗ 
ßerdem verhäͤltnißmaͤßige Gefaͤngniß⸗ oder Ger 
ſtungsſtrafe leiden. 


9.338 


— — 
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F. 338. Betrug, Verfoͤlſchung, Dieberey, Con⸗ 
trebande, Defraudation, und andere gemeine Ver⸗ 
brechen, ſollen an Beamten, die ihr Amtsanſehen 
zu deren Begehung oder Verdeckung gemißbraucht 
haben, außer der wider fie zu verhaͤngenden Caſſa⸗ 
tion, durch Schaͤrfung der ordentlichen Strafe 
des Verbrechens geahndet werden. 

$. 339. Auch wenn Beamte ein Verbrechen be⸗ 
gehn, welches mit ihrem Amte in keiner Beziehung 
ſteht; wofuͤr aber, nach Vorſchrift der Geſetze, 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe gegen fie erkannt 
werden muß, foll allemal, noch außer dieſer Strafe, 
ihre Caſſation erfolgen. 

$. 340. So oft ein Beamter zu Uebertretung 
feiner Amtspflichten durch erhaltenen oder vers 
ſprochenen Gewinn und Vortheil verleitet wor⸗ 
den, ſoll er, außer der übrigen Strafe feines Ver⸗ 
brechens, wenn nicht beſondre Geſetze ein Andres 
beſtimmen, den vierfachen Betrag dieſes Gewinnes 
der Strafeaſſe zu entrichten ſchuldig ſeyn. 

H. 341. So oft ein Beamter den durch vorſaͤtz⸗ 
liche Pflichtwidrigkeit dem Staate oder einem Drit⸗ 
ten verurſachten Schaden nicht erſtatten kann, ſoll 
derſelbe, nach ausgeſtandener Strafe, ſo lange in 
einer Öffentlichen Anſtalt zur Arbeit angehalten wer⸗ 
den, bis der Erſatz des Schadens auf eine oder die 
andre Art geleiſtet worden. 


F. 342. Gegen Vorgeſetzte, welche ihre Unter ) Strafe 
gebenen zu unerlaubten Handlungen in ihren Dien der äche, 


fen verleiten, follen die Strafen, welche der Wer: Duryelite 


brecher ſelbſt verwirkt hat, allenfalls bis zur Ver; ten 
doppelung gefchärft werden. 

$. 343. Gleichwohl fell den Unterbedienten der 
Vorwand, daß er zu pflichtwidrigen Handlungen 
von ſeinen Obern verleitet worden, von der Strafe 
nicht befreyen. 


Augem. Oeſehb. W. Band. 


Borben 


gungsmittel. 
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g. 344. Vorgeſetzte, welche in der Aufficht über 
ihre Untergebenen ſich nachlaßig. eiweiſen, und 
pflichtwidrt nicht beſtrafen, 
oder zur Bestrafung anzeigen, haften für allen aus 
dergleichen Am rgehungen ſolcher Untergebenen 
dem Staate, oder Privatperſonen, eulſtandenen 
Schaden. 

$. 345: Mührt die Vernachlößigurg der Auf⸗ 
ſicht aus Troͤgbeit oder Leichtſinn her? jo ut ein fol: 
cher Vorgeſetzter mit verhaͤlturf mäßiger Geldſtrafe, 
oder nach Maaßgabe des von den Untergebenen be⸗ 
gangenen Verbrechens, mit Degradation zu be⸗ 
legen. 


346. Hat ein Vorgeſetzter vffich widri, 
gehungen feiner Untergebenen wiſſentlich un 
ſaͤtlich geduldet: fo ſoll ihn eden die Strafe, 
wie die pflichtvergeffenen Untergebenen  jelbjl, 
treffen. 
$ 347. IR dergleichen Nachſicht um Geſchenle 
oder andrer Vortheile willen geſtattet worden: fo 
ſoll die im Geſetze beſtimmte Strafe des Vorgeſetz⸗ 
ten mit einer Geldbuße auf den vierfachen Berrag 
des Empfangenen, oder mit verbaltnißwaͤßiger 
Feſtungsſtrafe gejchärft werden. 

F. 349. Vorgeſetzte ſollen ſich mit itren Unter⸗ 
gebenen in kein Darlehns „ Burg echafts⸗, oder 
andre Geldperbindungen, ohne Genehmigung ih⸗ 
rer Obern einſaſſen. 

F. 349. Geſchieht es dennoch: fo ſoll der Vorge⸗ 
ſetzte, ſchon allein wegen der unterloſſenen Anzeile, 
in eine nach deſſen Umſtänden empfindliche Geld⸗ 
ſtrafe verurtheilt, oder an einen andern Ort, wo 
er dergleichen Verbindungen nicht hat, verſetzt 
werden. 

9. 350. Auch enge Familienverbindungen ſol⸗ 
len Beamte, deren einer zur Aufſicht über den 

andern 
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andern verpflichtet iſt, ohne Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung ihrer Obern nicht eingehen. 
Entſtetzen aber dergleichen Verbindun⸗ 
ſo muß der Vorgeſetzte ſolcher Beam⸗ 
ten der obern Behoͤrde, bey zehn bis zwanzig 
Thaler Strafe, davon ungeſaͤumt Nachricht 
geben. 
$ 


Ein Untergebener, der ſich in ſeinen 4) Berge., 
Amtsverrichtu gegen feinen. Vorgeſetzten unge der ie mi 
horſam und widerſpenſtig bezeigt, fell das erſtemal Subordis 
mit einer verhälifimäßisen Geldbuße belegt, und nation. 
wenn dieſe Strafe nichts fruchtet, im Wiederho⸗ 
lungsfalle caflirt werden. 

9.353. Iſt der Ungehorſam mit groben Anzuͤg⸗ 
lichkeiten, Injurien, oder gar Thätlichkeiten ver⸗ 
knüpft: To zieht derſelbe ſchon auf das erſtemal die 
Caſſation nach ſich. 

F. 354. Vorgeſetzte, welche ihre Untergebenen 
mit Worten oder Thöͤtlichkeiten mißhandeln, ſollen 
mit richterlichem Verweiſe, und nach Beſchaffen⸗ 
heit der Beſchimpfung oder Mißhandlung, mit ber 
bölenißmäßiger Geld; oder Gefaͤngnißſtrafe belegt | 
werden. 

$ 


$. 355. Ein Beamter, der ſich ohne Genehmi⸗ 
gung ‚feiner Vorgeſetzten von feinem Poſten ent- 
fernt, ſoll nicht nur allen durch feine Abweſeuheit 
eutſtandenen Schaden vertrrten ; ſondern hat auch 
verböͤltnißmaͤßige Geld⸗ oder keibesſtrafe zu ger 
wärtigen. 5 R 

$. 356. Ein Gleiches findet gegen denjenigen 
ſtatt, weicher ohne erhebliche Urſache über feinen 
erhaltenen Urlaub ausbleibt. 

9. 357. Wer außer dem Falle einer Staatsver- z) Gehrodes 
rätheren (. ILL. 141. 142. 148.) die ihm ander ee 
traueten Amtsgeheunniſſe Andern, die fie zu en 
wiſſen nicht berechtigt ſind, gefaͤhrlicher Weiſe 
eroͤffnet, macht ſich feines Amtes verlufig, und 

Jiii 2 ſoll 
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ſoll nach Befinden der Umſtände mit zeitiger Ge⸗ 
föngnißſtrafe belegt werben. 

! F. 358. Ist die Entdeckung ſoſcher Amtageheims 
niſſe bloß aus Leichtſinn und Unbedachtſamkeit ger 
ſchehen: fo findet, nach Verhältniß des dadurch au⸗ 
gerichteten Schadens, Geld: oder Gefuͤngnißſtrafe 


ſtatt. 

359. Nach fruchtlos angewandter Geld⸗ 
oder Ge fängnißſtrafe ſoll, im Wiederholungs⸗ 
falle, die F. 357. vorgeſchriebene Ahndung ein⸗ 
treten. 

6) Beſte⸗ $. 360. Diener bes Staats, welche für die 

chung. Ausrichtung ihres Amts Geſchenke oder Gaben, 

wozu die Geſete fie nicht ausdrücklich berechtigen, 
annehmen, oder durch Andere für ihre Rechnung 
nehmen laſſen, ſollen, wenn auch Fein Verdacht 
einer Pflichtwidrigkeit vorhanden iſt, um den 
vierfachen Betrag des Empfangenen beſtraft 
werden. 
H. 361. Waltet aber zugleich ein erheblicher 
Verdacht einer begangenen, oder vorgehabten 
Pflichtwidrigkeit ob: fo hat der Beamte, außer der 
Geldſtrafe, auch die Caſſation, und im Falle einer 
klar erwieſenen Verletzung der Amtspflicht, übers 
dies noch drey⸗ bis fechsjährige Zuchthaus: oder 
Feſtungsſtrafe verwirkt. 

„Im um, F. 362. Gegen Beamte, welche Perſonen, mit 
Seren. denen fie im Amte zu thun haben, bey der Aus⸗ 
uͤbung deſſelben mit groben Anzualichfeiten, Ins 
| jurien, oder gar Thürlichkeiten beleidigen, ſoll, 
N außer der dem Beleidigten gebuͤhrenden Privarges 
nugefuung, die ordentliche Strafe der Inſurien, 
| allenfalls bis zur Degradation, oder gar Cailation, 

geſchaͤrft werden. 

g) une / F. 363. Beamte, die ſich durch unregelmäßige 
Sale, Sebensart, Spiel, oder Berfehmendung, in Schul: 
| den ſtärzen; oder ſich durch miederträchtige Auf⸗ 

führung 
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führung verächtlich machen, ſollen ihres Amts ent⸗ 
ſetzt werden. 

H. 364. Können fie ſolche Schulden nicht bezah⸗ 
len: ſo bleiben ſie auf immer zu den Dienſten des 
Staats unfähig. 

$. 365. Alles, was vorſtehend $. 323: 364. von 
den Vergehungen der Officianten des Staats ver⸗ 
ordnet iſt, gilt ſowohl von den mittelbaren als un⸗ 
mittelbaren Beamten deſſelben. (Tit. X. H. 69.) 

F. 366. Ein Richter, welcher von Parteyen, l, Strafe 
die vor ihm 25 führen, Geschenke nimmt, aner 
oder ſich verſprechen laßt, ſoll ſchon deswegen, Juitisder 
wenn er auch ſonſt keiner Paichtwidrigkeit überführt d aß 
werden könnte, feines Amts entſetzt, und wenn verübten 
Verdacht oder Ueberführung einer foihen Pfſſchtwi⸗ Urn” 
drigkeit vorhanden iſt, noch außerdem nach Vor; aus Ehen 
ſchrift des H. 361. beftraft werden. been 

$. 367. Wenn eine Gerichtsperſon in Amtsan⸗ 
gelegenheiten, welche keinen Prozeß betreffen, Ge⸗ 
ſchenke von den Parteyen annimmt, und es feinen 

Vorgeſetzten nicht anzeigt: fo ſoll dergleichen Ver⸗ 
gehen nach Vorſchrift des $. 360. geahndet werden; 
im Wiederholungsfalle aber, wenn auch noch keine 
andere Strafe vorhergegangen wäre, dennoch die 
Caſſation eintreten. 

$. 368. Wer einer Gerichtsperſon Geſchenke 
oder Vortheile anbietet, um ſich dieſelbe in ſeinen 
Rechtsangelegenheiten überhaupt geneigt zu machen, 
der wird um den vierfachen Betrag des Angebotes 
nen ſiskaliſch beſtraft. 

F. 369. Geſchieht das Anmuthen zur Durch⸗ 
ſetzung einer gewiſſen beſtimmten Angelegenheit: fo 
muß der Anbierende eben fo viel an Strafe erlegen, 
als der Vortheil beträgt, den er dadurch hat erlan⸗ 
gen konnen, oder wollen. 

. 370. läßt ſich der angebotene oder deab⸗ 
ſichtigte Vortheil nicht in Gelde ſcl ien: fo fin 
Jiſi 3 det 
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det in den Fällen des §. 368. 359. verhaltnißmaͤßge 
Ge er ſtatt. 
71.1 Jufiibediente/ die fich aus Animofitär, 
Pri Vattelvenſch aften, oder andern Nebenabſichten, 
zu pflicht widtigen Handlungen in ihrem Amte hin: 
reißen laſſen, ſollen caſſirt, und außerdem mit 
zwey = bis fünffsgtigem Feſtungsarreſte beſtraft 
werden. 
$. 372. Diejenigen hingegen, die aus grober 
dib n San igkeit, oder Unwiſſenheit, ihren Pflichten 
zeit? zuwider handeln, und davurch dem Staate, oder 
den Parteyen, erheblichen Schaden zufügen, fe llen 
ihres Amts verlufig, und zu alen fetneen 
bedſenungen unfähtg erklart werden. 
H bey §. 373. Juſti bediente, welche durch lleberſchrei⸗ 
1 111 der vorgeſchriebenen Taxen, oder ſonſt durch 
geſliſsentliche Antzäafung. unnbihſger Keſten, die 
Marleen bedrücken, werden, wenn ihnen der 
Selbſtgenuß der Sportuln zukommt, um den zehn⸗ 
fachen Betrag der zu viel genommenen Gebühren 
beſtraſt. 

19 374: Heben fir ſich des übermäßigen Spor⸗ 
ruft in mehr als Einem Falle, aus Eigennutz 
und Gewinnſucht ſchuldig gem 11 fo trifft fie die 
Caſſation, noch außer der verordneten Geld⸗ 

buße. 

F. 375. Dagegen werden fie nur um den dop⸗ 
pelten Bettag der zu viel genommenen Sporteln be⸗ 
ſtraft, wenn ſie dergle hen Gebuͤtren nicht für eigne 
Rechnung ci 

F. 376. 
2 9 5 tie Schütte an 

de 377. „ 
ternen der Gerichte, welche aus dem Depoſito des 
Berichts Darichne aufnehmen, mäflen zur baldi⸗ 
Hung duch perſonlichen Arreſt ange⸗ 


9 


. 
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$. 378. It das Darlehn gegen vorfchriftsmäßie 
ge Sicherheit genommen worden: jo muß ſowohl 
von dem Schuldner, als denjenigen, welche darein 
gewilltgt haben, der zwanzigſte Theil der geliehe⸗ 
nen Summe zur Strafe erlegt werden. 

$. 379, Mangelt es an der vorſchriftsmößlgen 
Stcherbeſt; fo wird die im 9. 378. beſtimmte Strafe 
verdoppelt. 

F. 380, Kann die Rückzahlung nicht geleiſtet 
werden: ſo tri ſowohl in Anſehung des Schuld⸗ 
ners, als desjenigen, welcher das Darlehn bewll⸗ 
ligt hatte, die H. 418. ld. vorgeſchriebenen Stra⸗ 8 
fen ein. 

F. 391. läßt ein Richter einen Arreftanten über c) in Erw 
zweymal vier und zwanzig Stunden, von der Zeit ne 
an, da deffen Verhaftung zu feiner Kennenift gelangt 8 
iſt, ohne die Unterſuchung durch feine oder der Zeu⸗ 
gen Vernehmung zu eröffnen, im Arreſte fißen: fo 
foll derſelbe für jeden Tag mit einer Geldſtrafe von 
Fünf Thalern belegt werden. 

$. 382. IR die Eröffnung der Unterſuchung ge 
gen den Atreſtanten über einen Monat verzögert 
worden: fo foll der Richter, welchem dieſe Verzoͤge⸗ 
rung zur Saft fällt, feines Amts entſetzt werden. 

H. 383. Mur aͤußerſt dringende Abhaltungen, 
oder ganz unuͤberwindliche Hinderniffe, welche je⸗ 
doch dem Vorgeſetzten jedesmal angezeigt werden 
müſſen, konnen den Richter wegen eines ſolchen 
Verzugs entſchuldigen. 

F. 384. Wer durch pffichtwidrige Verzoͤgerun⸗ 
gen ſeiner Amtshandlungen den Arreſt verlängert, 
iſt im Falle einer Fahrläͤßigkeit mit einer Geldbuße 

von fünf bis funfzig Thalern; bey eintretender bö⸗ 
fer Abſicht aber nach Vorſchrift des folgenden H. 388. 
ju beſtrafen. 


Jiii 4 $. 388. 
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F. 385. Ein Richter, welcher einen Unſchul 
| gen vorfäglich und in der Abſicht, denfelben an ſ 
| ner Ehre, feinem Vermögen, oder ſonſt zu frä 
ken, zur Eriminalunterſuchung zieht, ſell cap 
firt; und außerdem, nach Verhältniß des Grades 
der Bosheit, auf Ein bis vier Jahre zur Feſtung, 
oder ins d 8 gebracht werden. 

$. 386. Ein Richter, welcher Eriminalſtrafen 
ohne vorgängiges Erkenntniß der Behörde zur Voll: 
ziehung bringt, foll ſeines Amts entſetzt; und wenn 
die eigenmächtige Strafe einen Unſchuldigen getrof⸗ 
fen hätte, mit einer damit in Verhaͤltniß fichenden 
Feſtungs oder Zuchthausſtrafe belegt werden. 

H. 387. Hat die Strafe des Unſchuldigen deffen 
Tod zur Folge gehabt: ſo hat ein ſolcher Richter, 
nach Beſchaffenheit feiner Verſchuldung, die Strafe 
eines Todfchlägers oder Mörders verwirkt. 

$. 388. Vorfäßliche Ueberſchreitung der durch 
Geſetze oder Urtheile beſtimmten Strafe, iſt gleich 
einer eigenmaͤchtigen Beſtrafung (H. 386.), jedoch 

N nur nach Verhaͤltniß des Uebermaaßes, und des 
| dadurch verurſachten dee de zu ahnden. 

F. 389. Ein Gleiches findet in Anſehung derje⸗ 
nigen ſtatt, welchen die Vollziehung der Strafe 
von dem Richter aufgetragen worden. 

F. 390. Auch grobe Verſehen bey Vollſtreckung 

N der Strafe ‘find mit Entſezung vom Amte, und 
| uͤberdies mit der Hälfte der H. 386. vorgeſchriebe⸗ 
nen Strafe zu belegen. 

| $. 391. Maͤßige und geringe Verſehen ſollen 
| willfühelich, nach Werhäfenif der Verſchudung, 
und des dadurch veranlaßten Nachtheils, beſtraft 
werden. 

$. 392. Was $. 388. [Aq. verordnet iſt, findet 

1 auch bey eigenmaͤchtiger Verwandlung der gelin⸗ 
1 dern Strafen in härtere flatt. 
1 


0 9.393. 
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F. 393: Hat der Richter eigenmächtig eine ge⸗ 
lindere Strafe ſtatt der erkannten härterm vollzogen: 
fo ſoll, nach Verhältniß des gefchehenen Nachlaſſes, 
und des dazu gehabten Bewegungsgrundes, eine 
willkuͤhrliche Geld oder Gefaͤngnißſtrafe ein 
treten. 

F. 394. liegt dabey Eigennutz, oder ſonſt eine 
unerlaubte Abſicht zum Grunde; fo findet die $. 371. 
beſtimmte Strafe ſtatt. 

F. 395. Ein Richter, welcher ein ihm angezeig⸗ 
tes Verbrechen verſchweigt, oder unterdruͤckt, oder 
dem Verbrecher vorfäßlich Zeit und Raum läßt, ſich 
der Unterſuchung und Strafe zu entziehn, hat nach 
Bewandniß der dabey zum Grunde liegenden boͤſen 
Abſicht, und des unterdrückten oder unbeſtraft ges 
laſſenen Verbrechens ſelbſt, die $. 365 371. ver⸗ 
ordneten Strafen verwirkt. 

H. 396. bag dabey ein unzeitiges Mitleiden zum 
Grunde: fo ſoll er, nach Beſchaffenheit des aus ders 
gleichen Verbrechen zu beſorgenden Nachtheils, 
mit Gefaͤngniß oder Degradation beſtraft werden. 


F. 397. Außerdem haftet er für allen Schaden, 
welchen der ſtraflos gebliebene Verbrecher durch 
Wiederholung ſeiner Uebelthaten nachher an⸗ 
richtet. 

F. 398. Hat der Richter bey der Unterſuchung, 
in der Abſicht, einem Verbrecher durchzuhelfen, 
Verfaͤlſchung oder andere Unrichtigkeiten began⸗ 
gen; fo findet die Vorſchrift F. 338. wider ihn Ans 
wendung. 

F. 399. Hat außerdem ein Juſtizbedienter ſich Ben Ber 
einer wiſſentlichen Verfölſchung gerichtlicher Ber: Yen, 
handlungen oder Vermerke ſchuldig gemacht: ſo 
ſoll er ſeines Amts entſetzt, und die fonft nach 
$. 1384. eintretende Strafe der Verfaͤlſchung, ge: 
gen ihn verdoppelt werden. ($. 1385.) 

Jiiſ . $. 400. 
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$ 400. Iſt die Unrichtigkeit durch Leichtſinn 
oder Nachlößigkeit veranlaſſet, und dadurch ein 
Schade verurſacht worden: fo muß die ſchuldige 
Juſtizperſon nicht nur den Schaden erfeßen, ſon⸗ 
dern auch in eine mit dieſem Schaden in Vethalt⸗ 
niß ſtehende Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe verurcheilt 
werden. 

F. Jo . Unſchbdliche Unrichtigkeiten find nach 
Vorſchrift der Prozeßordnung zu ahnden. 

F. 403. Juſtizbediente, welche in ſtreitigen 
Sachen, die zu ihrer Entſcheidung gelangen koͤn⸗ 
nen, zum Schaden einer oder der andern Parten 
Math ertheilen, ſollen zehn bis einhundert Thaler 
Geldſtrafe erlegen; und wenn ſie nach ſchon eine 
mal etlictener Beſlrafung ſich eines gleichen Ver⸗ 
brechens ſchuldig machen, ihtes Amts entſetzt 
werden. 


F. 403. Alle Juſtizperſonen muͤſſen, bey Strafe 
der Suſpenſion, oder gar der Dienſlentſetzung, in 
Sichen, toben fie oder die Ihrigen, nach Vor⸗ 
ſcheift der Prozeßordnung, für intereffirt zu achten 
find, ſich ihrer Stimme, fo wie aller Amtshand⸗ 
lungen enthalten, weſche zum Nachtheile eines ans 
dern gereichen, oder zu einem Mißbrauche Anlaß 
geben könnten. 


F. 404. Juſtizbediente ſollen Forderungen, wel⸗ 
che vor dem Gerichte, bey dem ſie ſtehen, in Pro⸗ 
zeſſen, oder in der Execution befangen find, durch 
Kauf Tauſch, Ceſſion, oder ſonſt, weder als 
Gläubiger, noch als Schuldner Übernehmen. 

H. 405. Soll durch dergleichen Uebernahme 
eine dem Juſtizbedienten an den Cedenten vorhin 
ſchon zugeſtandene rechtmuͤßige Forderung, oder 
Paſſivſchuld, ganz oder zum Theil getilgt wer⸗ 
den: jo muß derſelbe feinem unmittelbaren Vor⸗ 

geſehten 
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gefegten davon Anzeige machen, und deſſen Genehe 
migung abwarten. 

9. 406. Juſtizbediente, welche ohne derglei⸗ 
chen, Anzeige oder Genehmigung, ſtreitige Activ; 
oder Paſſioſchulden von der im F. 404. beſchriebenen 
Ark . ſollen, wenn ſie nach Anleitung 
des H. 405. höhere Genehmigung zu hoſſen gehabt 
kötten, den zwanzigſten, außer dieſem Folle aber 
den vierten Theil des . dieſer Schulden, zur 
Strafe erlegen. 

9.407. IR aber 975 Uebernahme fremder Ackſv⸗ 
oder Paſſwſchulden in boͤſer Abſicht verheimlicht 
worden; oder hat der Vorgeſetzte ſelbſt dergleichen 
lden übernommen, ohne dem Collegio davon 
Anzeige zu machen: ſo tritt die Strafe der Amts⸗ 


$ Wie gegen Juſtizbediente, welche bey Dan 
öffentlichen Verkäufen, denen fie von Amtewegen une 


2 bau 
beywohnen, mitbieten, zu BETT fen, iſt gehd⸗ Ban 
nigen Orts bestimmt. (Tb: J. Lit. NI. F. 23. gelte 
bis 28. Biigtren. 


9.409. Pf gewtr handelnde Finanzbediente w, Saſe 
find nach Maaßgabe . 323°365., und wenn fie ri bin 
Perſonen in Vertaft nehmen, ohne fie vorſchriſts⸗ deiner ir 

mäßig zu verbören, over an die Jufttibehörde ab- den welche 
1 nach Vorſchtift des $. 381 bis 40 1. zu be: 7 Sa 
raſen. 
f 410. Beamte, welche zur Ausmittelung oder 
Einziehung öffentlicher Abgaben und Gefälle beſtellt 
ſind, und dabey den Staat vorfäßlich verkuͤtzen, 
ſollen um den vierfachen Betrag des verurſachten 
Schadens ſiskaliſch beſtraft, und ihres Amts ent⸗ 
ſetzt werden. 

9. 471. Hat ſich ein ſolcher Beamter zur Ders 
Fürzung der Staarseinfänfte , aus eigennuͤtzigen 
Abſichten, um Gewinns oder Vortheils willen 
verleiten laſſen: fo hat er außer der N 

selbe 


ug 
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Geldſtrafe Ein bis anderthalbjͤhrige Feſtungs⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

F. 412. Kann der Betrag der dem Staate ent⸗ 
zogenen Gefaͤlle nicht mehr ausgemittelt werden: 
fo wird die Caffation mit Gefaͤngniß geschärft, 
oder die Dauer der ſonſt verwirkten Feſtungs⸗ 
ſtrafe nach bewandten Umſtanden verlängert. 
(Ct. $. 241) 

das Publi⸗ §. 413. Beamte, welche bey Ausmittelung, Bes 

en ſtimmung, oder Einziehung der Abgaben, das Pu⸗ 
blieum vorſaͤtzlich drucken, ſollen das zu viel Ge⸗ 
nommene, oder ſonſt zur Ungebühr Erhobene, dem 
Beſchaͤdigten vierfach erſetzen. 

F. 414. Haben fie das zu viel Erhobene noch 
dazu untergeſchlagen, und zur Caſſe nicht abaelier 
fert: fo find fie denjenigen, die ſich an Caſſengel⸗ 
dern vergreifen, gleich zu achten. (§. 41g. fgq.) 

§. 415. Iſt die Verkuͤrzung des Staats, oder 
des Publici, bloß aus Irrthum, Verſehen, Nach⸗ 
loͤßigkeit, oder durch einen Rechnungs fehler ent⸗ 
fanden: fo findet nur der einfache Erſaz des Scha⸗ 

| dens ſtatt. 

$, 416. Außerdem muß ein ſolcher Officiane 
durch ernſtliche Verweiſe, und nach Befinden, duech 
verhaͤltniß maͤßige Geldſtrafe, zu mehrerer Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Genauigkeit in ſeinem Dienſte ange⸗ 
halten werden. 
N $. 417. Derjenige, der ſich ſolcher Verfärgun: 
gen aus grober Fahrlößigkeit, nach ſchon erhalte: 


ner Warnung, wiederholt ſchuldig macht, iſt ſei⸗ 
| nes Amts, als deſſen unfähig, zu entſetzen. 
Eaffenvers $. 418. Wenn ein Beamter das ihm einge⸗ 
brechen. zahlte & ſſengeld nicht fofort in die Caſſe bringt, 
ſondern in ſeiner Privatverwahrung behält: fü 
muß er der Caſſe dafür Sechs vom Hundert 
vergüten. 


9. 419. 


| 
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F. 419. Hat er dieſe Gelder in feinen Privatge⸗ 
brauch verwendet; oder die bereits zur Caſſe gebrach⸗ 
ten Gelder, ober geldwerthen Papiere, wieder 
herausgenommen: fo hat er die Caſſation ver⸗ 
wirkt. 

F. 420. Wer der ihm anvertrauten Caſſe, durch 
Entziehung der dazu gehörigen Gelder und Ver⸗ 
ſchreibungen, wiſſentlch Schaden zufuͤgt, der 
macht ſich einer Veruntreuung der Caſſe ſchuldig. 

K. 421. Betraͤgt die veruntreuete Summe nur 
funfzig Thaler, oder weniger, fo wird der treuloſe 
Beamte kaſſirt, und zu allen fernern Dienſten des 
Staats unfähig erklart. 


F. 422. Iſt aber der Defect Über funfzig Tha⸗ 
ler: fo findet außer der Caſſation, zwey bis vier⸗ 
jährige geſchaͤrfte Zuchthaus: oder Feſtungsſtrafe 
ſtatt. 

F. 423. Hat der Caſſenbediente, um den gemach⸗ 
ten Defect zu verbergen, Unrichtigkeiten und Ver⸗ 
faͤlſchungen in den Rechnungen oder Extracten vor⸗ 
genommen; eingegangene Gelder nicht zu Buche 
getragen; bereits erhobene Poſten als Reſte aufge⸗ 
führt; oder die Einnahme eines folgenden Jahres 
zu der des vorhergehenden gezogen: fo fell die Fe⸗ 
ſtungsſtrafe wider ihn um den halben Betrag der 
an ſich ſchon verwirkten Dauer verlängert werden. 

„424. Kann der gemachte Defect nicht ſofort 
erfeße werden: fo iſt der Verbrecher, nach Vor⸗ 
ſchrift §. 341., bis zum Erfolge dieſes Erſatzes, 
oder allenfalls auf lebenszeit, zur offentlichen Ar⸗ 
beit anzuhalten. 

9.425, Hat der untreue Caſſenbediente zu 
fliehen, und die Caſſe ganz oder zum Theil mit 
zu nehmen : fo hat er lebensreierige Fe⸗ 
ſtungeſſrafe, Staupenſchlaz, und. bey bes 

ſonders 
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erſchwerenden Umſtaͤnden, Todesſtrafe 


(he beſſere Müunzſor⸗ 
ne der Cafe nicht 

nen, jenigen, welche Caſſen⸗ 
gelder veruntreuet haben, gleich zu achten. 
(. 420. 0 

F. 427. Eben daſſelbe gilt von denjenigen, wel⸗ 
che Zoblun en, die aus der Caſſe zu entrich 
nicht und gleichwohſ, zum Macht 
ben, ſolche Poſten als g 

§. 428. Haben fie den Empfängern unt 
Abzüge ge „und dennoch bie Zah 
fuͤr voll gel „in Ausgabe geſtellt: ſo folk 
wenn auch die Caſſe dabey nicht gelitten hat, dans 
noch ihres Amts entieht werden 


Abzuͤge zu verguͤten verbunden; oder 
dabey zugleich das Sandesherrliche Intereſſ⸗ 
kürzt worden: fo tritt die H. gar, beflim: 
Strafe ein. 

F. 430. Caſſenbediente, welche die in Verwah⸗ 
rung habenden Beſtaͤnde, obgleich mit vollkomme⸗ 
ner Sicherheit der Caſſe, ei ächtia auslechen 
oder benußen, ſollen, ſchon um deswillen, um den 
doppelten Betrag des dadurch ſich verſchaften Vor⸗ 
theils beftcaft werden. 

F. 431. Haben fie aber dergleichen Verſur mit 
Urtiche geen oder Verfaͤlſchungen in den Me 


nungsbuͤchern verdecken wollen; oder ſind 

hebliche Vemuthungen einer vorg en Ver⸗ 
untreuung der Caſſengelder vorhar ſo haben 
ſie, außer der Geldſtrafe, die Dienſtentſetzung ver⸗ 


wirkt. 
$. 432. Gegen Caſſenbediente, die durch I. 
shum, Verſegen, oder durch einen Rechnungs⸗ 
fehler 
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febler die Caſſe verfärgen, iſt die Vorſchrift $.415 
bis 417. anzuwenden. 

H. 433. Ein Gleiches ſoll ſtatt finden, wenn ein 

Caſſenbedtenter durch nachlaͤßige Verwahrung der 
Caoſſengelder einen Verluſt daran verurſacht; eigen⸗ 
mächtige Nachſichten und Zahlungsfriften geſtatret; 
Reſte zur Ungebuͤhr anſchwellen laßt; in deren Anz 
zeigung und Herbeyſchaffung fanmfelig iſt; oder 
font durch feine Schuld und BVerfeben die Caſſe in 
Schaden verſetzt. 

F. 434. Selbſt einen durch Brand, Diebſtabl, 
oder andern Zufall, der Caſſe verurſachten Schaden 
muß der Rendant vertreten, wenn er die Gelder 
nicht in dem zur Aufbewahrung der Eaffe beſtimm⸗ 
ten Otte, ſondern, ohne Moch, in feiner Privatge⸗ 
wah ſam gehalten hat. 

9. 435. Sind Gelder aus der Caſſe ſelbſt geſtoh⸗ 
len worden: fo muß der Rendant jede begangene 
Faprläßigkelt vertreten, die er nach feinem Amte, 
und den ihm dabey obliegenden Pflichten, zu vers 
meiden ſchuldig war. 

5. 436. Auch wird er wegen eines ſolchen Dieb⸗ 
ſtahls verantwortlich, wenn er denſelben nicht jo: 
gleich, wie er veſſen inne wird, feinen Vorgeſeßzten 
und der Obrigkeit des Orts meldet; oder ſonſt, zur 
Entdeckung und Feſtmachung des Thärers, nicht 
allen Fleiß und Mühe pfichtmäfig auwendet. 

$. 437. Caſſen⸗Curqtores, Controlleurs, und Be, Caſſen⸗ 
ere, denen eine beſondere und unmittelbare Auf⸗ 2 
ſicht über die Caſſe anvertrauet iſt, haften bey dem ſebern, 
Unverniögen eines pflichtwidrig handelnden Rendan⸗ 
ten, für allen Schaden, wenn ſie die ihnen obliegende 
Aufſicht vernachlaͤßigt haben. 

H. 438. Haben fie das untreue, oder ſonſt 
unrichtige Verfahren des Reudanten wahrgenem⸗ 
men; und gleichwohl der Behörde nicht ange; 

zeigt: 


Bey Dfiie + 


Lauten, 
die nicht 
eiaenrüch 
Eaffenber 
dieüte find 
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zeigt: fo ſollen fie, wenn ein Schade aus der un 
terlaſſenen Anzeige entſtanden iſt, nicht nur für 
dieſen Schaden haften, ſondern auch mit ver⸗ 
haͤltnißmaͤßiger Geld + oder Gefaͤngnißſtrafe be⸗ 
legt, oder nach Bewandniß der Umſtände caſſirt 
werden. 

H. 439. Vorgefeßte und Collegia, welche die ih: 
nen obliegenden Eaſſenvlſitationen verabſaumen; 
oder nachläßig dabey zu Werke gehen; oder die das 
bey bemerkten Unrichtigkeiten nicht gehörig ruͤgen, 
haften bey dem Unvermögen des Rendanten, und 
der unmittelbaren Aufſeher, fuͤr allen entſtandenen 
Schaden, und ſollen außerdem mit verhältnißmägie 
ger Strafe belegt werden. 

$. 440. Gegen Caſſenaufſeher und Vorgeſetzte, 
welche aus den ihrer unmittelbaren, oder ih⸗ 
rer Oberaufſicht anvertrauten Caffen- Darlehne neh⸗ 
men, finden die Vorſchriften $. 377. [ag. Ans 
wendung. 

$. 441. Wenn dergleichen Perſonen ſich, ohne 
Genetzmigung der obern Behörde, Beſoldungen, 
oder andere ihnen zukommende Emolumente, fuͤr 
einen noch nicht eingetretenen Zeitraum aus der 
Caſſe vorausbezahlen laffen: fo follen fie den Doppel: 
ten Betrag davon zur Strafe entrichten. 

§. 442. Wenn Caſſenaufſeher oder Vorgeſetzte 
an den Betruͤgereyen des Rendanten wirklich Theil 
nehmen; oder denfeiben um Gewinne oder Vortheils 
willen nachſehn: fo ſollen dieſelben eben fo, wie der 
treuloſe Rendant ſelbſt, beſtraft werden. 

F. 443. Wenn ein Officiant, welcher zwar 
nicht als Rendant oder Caſſencurotot angeſtellt 
iſt, aber für das Beſte der Caffe zu ſorgen, oder 
vermöge feines Amts Gelder zur Caſſe zu liefern 
hat, die zu einer ſolchen Caſſe gehörigen Gelder 
unterſchlaͤgt; Sachen, deren Werth zur Caſſe flieſ⸗ 
ſen ſollen, in ſeinen Privatnußen verwendet: 

oder 
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oder durch Umtauſchung odet Umwechſelung ſolcher 
Gelder und Sachen die Caſſe verkürzt, oder dazu 
bebuͤlflich iſt: jo hat er, nebſt dem Schadenserſatze, 
die Caſſation verwirkt. 

F. 444: Außerdem ſoll er den vierfachen Betrag 
des der Caſſe Entzogenen zur Strafe entrichten; 
oder im Unvermoͤgensfalle, mit ſechsmonathlicher 
bis zweyjahriger Feſtungs- oder Zuchthausſtrafe bes 
legt werden. 

F. 445. Vorgeſetzte oder andere Officianten, 
welche die zu einer Caſſe getörenden Gelder, ans 
ſtatt die Zablenden damit an die Caſſe zu verweiſen, 
ſelbſt erheben, und die Ablieferung an die Caſſe 
ohne Noth verzögern, ſollen, wenn auch die Ablte⸗ 
ferung demnaͤchſt geſchehen iſt, dennoch, dieſes 
Verzugs wegen, mit proportionirlicher Geldſtrafe, 
allenfalls bis zum vollen Betrage der zurücgebälter 
nen Summe, belegt werden. 

. 445. Iſt ein dringender Verdacht, daß fie die 
zuruͤckgedaltenen Gelder in der Zwiſchenzeit für ſich 
genutzt haben, vorhanden: fo toll die Geldſtrafe bis 
auf den dreyfachen Betrag erhoht; oder anſtatt 
derſelben, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, mit De⸗ 
gradation oder Caſſation verfahren werden. 

F. 447. Wer eine Caſſe übernimmt, ohne daß 
ihm ſelbige von der Behdede ordnungsmaͤßig uber⸗ 
geben worden, haftet fuͤr die etwanigen Untichtig⸗ 
keiten feines Vorgängers. 

F. 448. Vorgeſetzte, die einen auf Caution und 
Rechnung ſitzenden Bedienten, ohne vorhergegan⸗ 
gene Berichtigung der Caution, wirklich anſtellen, 
oder ihm die Caſſe nicht gehörig uͤbergeben, haften 
fuͤr allen von demſelben etwa verurſachten Schaden, 
fo weit ſelbiger aus dem Mangel der Caution ent- 
ſtanden iſt. 

$ 449. Wenn kein Schade entſtanden iſt: fo haz 
ben fie zwanzig bis funfzig Thaler Geldſtrafe verwirkt. 

Augem. Geſenb. W. Band. Kkkk 9. 450 
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F. 430. Auf einfhosilige Eaffenverwaltung, wel⸗ 
che bey eneſtehenden Vacanzen, bis zu deren Wie⸗ 


derbeſetzung ungeordnet werden, mäſſen, find dieſe 
Vorſchriften (§. 9.) nicht zu ziehen. 
H. 45 uch founen dieſelden auf Caſſenver⸗ 


maltungen, die wegen einer bloß zeitigen Verhin⸗ 
derung des ordentlichen Rendanten, bis zu deren 
Hebung veranlaßt werden muͤſſen, nicht gezogen 
werden. 

F. 452. Die in beyden Fällen zur interimiftis 
ſchen Eaſſenverwaltung angejehten Perſonen find 
den Pflichten der ordentlichen Rendanten, und bey 
Viren Verlehung, auch den Strafen derſelden un⸗ 
terworfen. 

$. 453. Feder Caſſenbediente ſoll, bey Verlust 
feines Amts, nicht nur die Grundſtuͤcke, welche er 
bey deſſen Uebernehmung beißt, ſondern auch die⸗ 
jenigen, welche nachher an ihn gelangen, der in 
feiner Amtsverwaltung ihm vorgeſetzten Behörde, 
zum Behufe ber Eintragung des Caffenvorrechts, 
unverzüglich anzeigen. 

F. 454. Ein Gleiches liegt, bey funfzig Duka⸗ 
ten Strafe, denjenigen ob, weſche Königliche Do⸗ 
mainengüter, oder Gefälle, in Pacht oder Verwal⸗ 
tung übernommen haben. 

Iſt durch die unterlaſſene Eintragung 
ten, welcher ſich, in Unwiſſentzeit des 
Caſſenvorrechts, mit einem ſolchen Beamten in Ge⸗ 
ſchaͤfte eingelaſſen hat, ein Schade entſtanden: 
fo müͤſſen die Behoͤrden, welche ihre Schuldig⸗ 
keit verabſaumt haben, die Hälfte deſſelben er⸗ 
fesen. 

er 456. Aecife: und Zollbebiente fellen mit 
Kauffeuten, Brauern, oder andern Prrfonen, 
welche ihrer Au Revlſſion in ihre Hand: 
gobetticbe, unterwor⸗ 
enehmigung ihrer Bor e⸗ 


einem Di 


lung, oder ſonſtigen 
fen find, ſich ohne 
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ſetzten, bey Strafe einer nachteiligen Verſetzung, 
in keine Geld- oder genaue Familien verbindungen 
einlaſſen. 

§. 457. Auch ollen dergleichen Beamte, bey 
eben der Strafe, keine Handlung oder | buͤrger⸗ 
liche Nahrung treiben, wodurch fie zur Verabſäu— 
mung oder Urbertretung ihrer Amtepflichten verlei⸗ 
tet werden könnten. 

F. 458. Polizepbediente, welche die Uebertre⸗ un een 
tung der Poſizeygeſetze wiſſentlich dulden, und ſie 
nicht zur gehbrigen Ahndung anzeigen, ſollen mit 
eben der Strafe, welche der Uebettreter verwirkt 
hätte, belegt, und im Wiederholungsfalle caſſirt 
werden. 

9.459. IR eine ſolche pflichemibrige Machſicht 
durch Geſchenke oder andere Vortheile erkauft wor⸗ 
den: ſo iſt, außer der übrigen Strofe, auch der 
vierfache Betrag dieſer Vortheile zur Strafeaſſe zu 
entrichten. 

. 460. Polizenbediente, welche ihr Amt in Er⸗ 
preſſungen und Befriedigung ihrer Privatleiden⸗ 
ſchaften mißbrauchen; ohne hinlaͤnglichen Grund 
zur Verhaftnehmung ſchreiten; oder dabey die 
den Juſtitzbevtenten h. 38 T. cg. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften verfeßen, haben die H. 360. 361. 37147 
ingleichen die F. 38 r. q, und im Falle einer bios 
ßen Fahrläßigkeit, die . 372. feſigeſetzte Strafe 
verwirkt. 

461. Magazin- und ähnliche Staotsbediente, IV Maga / 
welche durch unrichtiges oder ungleiches Maaß, oder dun, 
durch andere Berrügereyen, den Staat oder das 
Publicum vervortheilen, ſollen enſſirt, und mit Ein⸗ 
bis Zweyfähriger Feſtungsſtrafe belegt; auch zum 
doppelten Erſatze des unrechtmäßiger Weiſe gezo⸗ 
genen Vortheils an zehalten werden. 

. 462. Bey Regiſtratur und, Archivbedien: v Archie 
ten, welche die in ihrer Verwahrung befindlichen bedanken. 
Kkkt a Arten 


2 
ger Polgener 
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Aeten und Urkunden, Andern, welche dazu nicht 
berechtigt find, vorlegen oder mittheilen, oder die⸗ 
ſelben pflichtwidriger Weiſe vernichten, tritt die 
Vorſchrift des F. 357. 359. ein. 

A. Milt, F. 463. Die Umtsvergehungen der Militairper⸗ 

verſonen. ſonen ſollen nach den Kriegsartikeln beurtheilt und 
geahndet werden. 

Deſerteurs. b. 464. Militairperſonen, welche meineidig den 
Kriegsdleliſt verlaffen, find als Deſerteurs anzuſehn, 
und nach Vorſchrift der Kriegsartikel zu beſtrafen. 

$. 465. Wenn fie aber in die Dienſte des Staats 
wieder aufgenommen, oder ſonſt degnadigt werden: 
fo werden auch dadurch alle rechtliche Folgen des bey 
der Deſertion begangenen Meineides gehoben. 

$. 466. Doch wird durch ihre Begnadigung die 
Gultigkeit der vor der Deſertion errichteten milital⸗ 
riſchen Teſtamente nicht wieder hergeſtellt. (Th. I. 
Tit. XII. H. 197.) 

il 9. 467. Das Vermögen. der Deſerteurs foll 

N durch eln Erkenntniß der Kriegesgerichte confis⸗ 

eirt werden. 

| 

| 

| 


Ausgetretene F. 468. Enrollirte, welche bereits zum Krieges⸗ 
SEO „tenſte ausgehoben, obgleich noch nicht vereidet 


waren, ſind, wenn ſie austreten, als Deſerteurs 
anzuſehen. 
$. 469. Wenn Cantoniſten, welche noch nicht 
als Recrüten ausgehoben worden, die Königlichen 
lande verlaſſen, um ſich den Kriegesdienſten zu ent⸗ 
ziehn: fo ſoll ihr zurüͤckgelaſſenes Vermögen durch 
das Provinzial: Juſtizcollegium dem Fised zuer⸗ 
kannt werden. 
$.470. Zu dem Vermögen eines Deſerteurs 
oder ausgetretenen Cantoniſten, gehört auch dasſe⸗ 
nige, was ihm nach feinem Austritte, an Erbſchaf⸗ 
ten, Vermöchtniſſen, Geschenken, oder ſonſt zufällt. 
F. 41. Wer 'ausgerrerenen Militairperſonen 
oder Cantoniſten Schulden bezahlt, Gelder oder 
an⸗ 
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andere Sachen zuſchickt, oder ihnen ſonſt etwas zu⸗ 
wendet, wird dadurch von feiner etwanigen Ver⸗ 
bindlichkeit gegen den Fiscum nicht befreyt; und 
muß auch den Betrag des Zugewendeten, zur Strafe 
erlegen. 

$. 472. Gegen ausgetretene Cantoniſten, welche 
noch nicht zum Kriegesdienſte ausgehoben worden, 
findet nach deren Tode der Conſiscattonsprozeß 
nicht mehr ſtatt. 

F. 473. a) Eine bloße Todeserkloͤrung kann jes 
doch, in dieſer Ruückſicht, dem wirklichen Tode nicht 
gleich geachtet werden. 

$. 473. b) Der Abſchied, welchen ein Cantoniſt 
unter der Bedingung, ſich im lande zu etabliren, 
erhalten hat, befreyt denſelben nicht von der Stra⸗ 
fe, wenn er, ohne dieſe Bedingung zu erfüllen, 
austritt. 

H. 473. e) Auch verliert der Fiscus fein Recht 

nicht, wenn ein Regiment den Cantoniſten, nach⸗ 

dem er bereits ausgetreten iſt, verabſchiedet. 

» 9.474. Jeder Bürger des Staats, und Einwoh⸗ Durchhel, 

ner des kandes, iſt ſchuldig, das Verbrechen der De: E 
ſertion, ſo viel an ihm liegt, zu verhindern. 5 

F. 475. Wie die Deſerteues anzuhalten find, iſt 
in den Landespolizeygg ſetzen vorgeſchrieben. 

H. 476. Wer von dem Vorhaben einer Militair⸗ 
perſon, den Kriegsdienſt meineidig zu verlaſſen, 
Wiſſenſchaft erlangt, und dies Vorhaben nicht ſo⸗ 
fort verhindert, oder ſelbiges, wenn er es nicht ver⸗ 
hindern kann, anzuzeigen unterläft; der ſoll das 
erſtemal mit ſechswöchentlicher bis ſechsmonath⸗ 
licher Feſtungsſtrafe belegt; im Wiederholungs⸗ 
falle aber als ein Beförderer der Deſertion beſtraft 
werden. E 

$.477. Wer ſich des Verbrechens, den Aus 
tritt oder die Flucht eines Deſerteurs durch thaͤ⸗ 
tige Beyhülfe befördert zu haben, zum erſtenmale 

Kkik 3 ſchul⸗ 
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ſchudig macht, ſoll nach Bewandniß der Bewe⸗ 
Sunaegehubey BR er zu bem Wersahen e veran⸗ 


infligten Derfertion 9 7 555 7 755 oder zu beſor⸗ 
gen geweſenen gefährbehen Folgen, mit Feſtungs⸗ 
arzt, oper Zune one afe, auf acht Monathe bis 
zwey Jadre,-helegl werde 

90 478. Wet dieſes Verbrechen zum zweyten⸗ 
mole ben cher er das erftemal dafur bes 
den, ſel eben dergleichen Feſtungs⸗ 
fe auf zwey bis vier Jahre 


leiden. 

8.479. Wer ſich ein ſoſches Verbrechen zum 
brittenmale zu Schulden kommen laßt, ſel, wenn 
die Deſertion wirklich ihren Fortgang gehabt hat, 
mit dem Strange hingerichtet werden. 

9.480. Wenn die Deſertion entweder nicht zu 
Stande gekommen; oder der Verbrecher, wegen 
feiner vorigen Vergehungen dieſer Act, noch durch 
gar keine Strafe gewarnet worden, iſt; oder ſonſt 
beſondere mildernde Umſtande für ihn eintreten: jo 
ſoll eine zehnjährige bis lebenswierige Feſtungs⸗ 
oder Zuchthausſtrafe an die Stelle der Todesſtrafe 
treten. 

9.481. Auf die Feſtſetzung dieſer Strafe ſoll 
es weiter keinen hauptſächlichen Einfuß haben: ob 
der Deſerteur ſelbſt, welchem durchgeholfen worden, 
ſich des Verbrechens der Deſertion zum erſten, 
oder »ſchon zu wiederholtenmalen ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

$ 492. Wenn Civifperfonen an einem Deſer⸗ 
tionscomplotte Antheil nehmen: fo ſell die Strafe, 
welche ſie bey einer einzelnen Dusechhelſung nach 
obigen Grunpfägen verwirkt haben wurden, in 
fo fern ſelbige nicht ſchon an ſich kebensſtrafe 

ware, nach Verhältniß der Anzahl der complot⸗ 
tigen? 
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tirenden Milltairperſonen, in der Dauer erhöht, 
und allenfalls bis zu lebenswieriger Feſtungs⸗ oder 
Zuchthausſtrafe ausgedehnt werden. 

F. 483. a). Hat eine Frau die Deſertion ihres Eheſrauen 
Mannes chärig befördert; fo finden nicht nur die 
F. 47 verordnete Strafen, ſondern auch die Con 
fiscation ihres Bern 

9.463. D) IR 
nes von ihr bloß auf die H. 4 
guͤnſtigt worden: fo füllt, ſtatt der in der aagefͤhr⸗ 
ten Stelle beſtimmten Strafe, ihr zur Zeit der Des 
fertion im Beſitze habendes Vermögen dem Fiero 
anhelm. 

F. 484. Das Vermögen aber, welches ihr nach 
der Deſertion durch ſchaſt, Vermaͤchtniß, oder 
ſonſt zufälle, fell fo lange in gerichtliche Verwah⸗ 
tung und Verwaltung genommen werden, bis die 
Frau den Tod des deſertirten Mannes nachweiſet; 
oder ih von ihm ſcheiden laßt, und anderweitig 
verheiratet; oder ſich im lande anſäßig macht. 

$. 485. Stirbt die Frau, ehe ſie auf die g 
beſtimmte Art zur E ngnehmun, 
gens und ihrer Erbanfülle die Befugs 
bat; und es kann nicht nachgewieſen werden, daß 
der Mann ſchon vor ihr nüt Tode abgegangen ſey: 
fo erhält die Invalidencaſſe aus Ihrem Nachlaſſe 
alles dasjenige, was dem Manne, wenn er nicht 
entwichen wäre, den Nechten nach daraus zukom⸗ 
men wuͤrde. 7 

F. 486. Doch gebührt auch in dieſem Falle der 
Ueberreſt ihres Nachlaſſes, den Erben der Frau, ſo 
weit dieſe zur Erhebung einer Erbſchaft in hieſi⸗ 
gen banden fühig find. N 

$..487. Iſt der entwichene Mann vor der Frau 
verſtorben: fo, verbleibet der geſammte Nachlaß ihr 
ren techtmaͤßigen Erben. 


Kkkk 4 $. 488. 
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zem Nenne nach erhaltener A 


folget, 


, Unfehuls 
dige Eher 
frau. 


1248 Zweyter Theil. Zwanzigſter Titel. 


. 488. Iſt die für, unſchuldig erklärte Frau, 
eferung ihres Vermoͤgens, 
dein deſertirten Manne dennoch nachgefolar: fo hat 
zwar die Invalidencaſſe an ihr zurbckgelaſſenes Ber: 
mögen welter keinen Anspruch; 

$. 489. Es bleiben aber dem Fiſco uberhaupt 
ſeine Rechte daran in ſo fern vorbehalten, als nach 
allgemeinen oder Provinzialgeſetzen, das Vermoͤ⸗ 
gen ausgetretener Landesunterthanen Überhaupt der 
Conſiscatlon unterworfen iſt. 

H. 490. Folgt die Frau dem deſertirten Manne 
nach, noch ehe ihr das Vermögen verabfolgt wor⸗ 
den: fo wird die Adminiſtration deſſelben ſo lange 
fortgesetzt, bis fie entweder zurückkehrt, und ſich 
nach $. 384. zu deſſen Empfangneß mung qualificiet 
hat; oder nach ihrem Tode ihre Erben ſich melden. 

$. 491. Je nachdem in dieſem letztern Falle aus⸗ 
gemitttelt wird, daß ſie vor oder nach dem Manne 
verſtorben ſey, finden die Vorſchriften des H. 485⸗ 
487. Anwendung; doch bleiben auch hier, wegen 
des den rechtmäßigen Erben zukommenden Vermd⸗ 
gensantheils, dem Fiſed uͤberbaupt feine Rechte 
nach H. 459 vorbehalten. 

$. 492. Wird die Ehefrau für unſchuldig er: 
flärt: jo muß ihr dasjenige, was fie ihrem Ehe 
manne erweislich eingebracht hat, oder ſonſt ihr 
Eigenthum iſt, oder was ihr nach den Statuten des 
Orts, oder der Provinz, aus dem gemeinſchaftlichen 
Vermögen zukommt, gelaſſen werden. 

H. 493. Es muß aber das Vermögen der auch 
unſchuldigen Frau ſo lange unter gerichtlicher Ver⸗ 
waltung verbleiben, bis ſie entweder den Tod des 
deſertirten Mannes nachweiſt; oder ſich von demſel⸗ 
ben ſcheiden laͤft, und wieder im Lande verheira⸗ 
hie oder bis ſie fih innerhalb Sandes anſͤßig 
macht. 


9. 494 
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K. 494. Je nachdem einer oder der andre dieſer 
Föͤle ſich ereignet, treten die oben H. 4855487. ges 
gebene Vorſchriften ein. 

F. 495. Iſt die Frau mit dem Manne zugleich 2) Wenn 
entwichen; und das Krlegsgericht finder keinen hin: den a, 
reichenden Grund, fie für ſchuldig oder unſchuldig ne gefolgt, 
zu erklären: fo kann daſſelbe ſein Erkenntniß dar“ Schule 
über ausſetzen, bis entweder fie ſelbſt, oder ihre ober ün⸗ 
Erben ſich melden, und das Vermögen zurück (human 
fordern. 

9. 496. Bis daßtzin bleibt dies Vermögen, fo wie 
alle nachperige Erbanfälle, unter gerichtlicher Vers 
waltung. 

$. 497. In allen Fällen, wo die Frau entweder Einkünfte 
für ſchuldig erklart worden, oder wo fie dem deſer⸗ wal an 
tirten Manne gefolgt iſt, fallen die Einkünfte ihres genomme, 
in gerichtüchen Beschlag genommenen Bermdgens, ch 


0 50 
ſo lange die Verwaltung dauert, dem Fisco Eberrau 25 
anheim. 5 


„49g. Muß aber die Verwaltung bloß um 
deswillen fortgeſetzt werden, weil die zuruͤckgelaſſe⸗ 
ne Frau des Deſerteurs noch nicht Gelegenheit ger 
funden hat, ſich wieder zu verheirathen, oder 
im lande ſeßbaft zu machen: fo müffen die Ein⸗ 
kuͤnfte des in Beſchlag genommenen Vermoͤ⸗ 
gens zur Subſtanz geſchlagen; auch der Ehefrau, 
wenn ſie ſich ihren Unterhalt nicht ſelbſt verdienen 
kann, nothdürftige Verpflegungsgelder davon ger 
reicht werden. 

F. 499. Kirchen- und Schulbedlente, die ihrer vn, Kir 
Gemeine, oder ihren Untergebenen, durch grobe fa: FR 
ſter und Ausſchweifungen ein öffentliches Aergerniß diente. 
geben, ſind, außer der durch das Verbrechen ſelbſt 
verwitkten Strafe, ihres Amts, als deſſen unwür⸗ 
dig, zu entſetzen. 

F. 500. Geiſtliche, welche, gußer den in 
den Geſetzen beſtimmten Fällen (Tit. XI. §. 28.), 

REES Geteim⸗ 
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Geheimniſſe, die ihnen unter dem Siegel der geiſt⸗ 
lichen Antsverſchwiegenheit anvertrauet worden, 
offenbaren, ſollen, nach Bewandniß der Umſtande, 
mit willkürlicher Geldbuße, mit Suſpenſion von 
ihren Amtsvertichtungen und Einkünften, oder mit 
Dienſtentſetzung beftraft werden. 

„ 501, Geiſiliche, die ſich in öffentlichen Vor 
trägen verſönliche Anzäͤglichkeiten erlauben, oder 
die vorgeſchriebenen Grenzen der Kitchenzucht über: 
ſchreiten, find als grobe Injurianten anzuſegen und 
zu beſtrafen. 

$. 502. Ueberſchreiten fie bey Einforderung der 
Gebühren die 7 üſt der Taxe; fo findet die 
Dit. NI. H. 426. beſtimmte Strafe ſtatt. 

$. 503. Ein Pfarrer, welcher der ihm bekann⸗ 
ten Ehehinderniſſe ungeachtet, die Trauung voll⸗ 
zieht, wird mit der Caſſation beſtraft. (Tit. 1. 
$. 149.) 22 

F. Sog. Ueberhaupt ſollen alle Geiſtliche und 
Schullehrer, welche wegen irgend eines andern 
ſchweren Verbrechens zur Criminatunterſuchung ges 
zogen, und ſchuldig befunden worden, außer der 
Strafe diefes Verbrechens, auch ihres geifllichen 
Amts entſetzt werden. 

$. 505. Aerzte, Wundoͤrzte, und Hebammen, 
ſollen die ihnen bekannt gewordenen Gebrechen und / 
Familiengeheimniſſe, in jo fern es nicht Verbrechen 
find, bey Vermeidung einer nach den Umſtaͤnden zu 
beſtimmenden Geldbuße von fünf bis funfzig Tha: 
lern, niemanden offenbaren. 

F. 506. Verſchweigen ſie ein noch zu begehen⸗ 
des Verbrechen, welches fie ohne Benhülfe 
der Obrigkeit nicht verhindern können: fo find fie 
als Theilnehmer daran verantwortlich. (J. 80. 81. 

2.) 

H. Se. Wie Geburtshelfer und Hebammen, 
welche den H. 924. (ag: vorgeſchriebenen Pflich⸗ 

ten 
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ten zuwider handeln, beſtraft werden follen, iſt eben 
daſelpſt verordnet. 

F. 598; Alle Uebrigen, welche, ob fie gleich nicht 
in unmittelbaren Dienſten des Staats ſtehen, den⸗ 
noch demſelben, vermöge ihres Standes, beſonders 
verpflichtet ſind, werden bey Uebertretung dieſer 
Pflichten nach den darüber ergangenen beſonderen 
Verordnungen beſtraft. 


Neunter Abſchnitt. 
Von Privatverbrechen. 


$ 509. Miemand ſoll den andern ohne Recht an Lom Schl, 
feiner Ehre, Geſundheit, leib, Sehen, Freyheit oder den. 
Vermögen beſchädigen, oder kranken. (Th. J. Tit. 

$. 570. Vorſötzliche Beſchädigungen find alle⸗ Pen der 
mal firafbar. Betas 

b. 511. Auch grobe Fahrlͤßigkeit, wodurch je⸗ 
mand an leib oder Leben beſchͤͤdigt worden, zieht 
Strafe nach ſich. 

H. 512. Die Uebertretung eines Polizeygeſetzes, 
welches der Staat zur Verhütung der Deſchaͤdigun⸗ 
gen ſeiner Buͤrger gegeben bat, iſt ſtrafbar, auch 
wenn dadurch noch kein wirklicher Schade entſtan⸗ 
den wäre, 2 

F. 513. Doch findet in beyden Fällen F. 51x. 
512. förmliche Unterſuchung und Erkenntniß auf 
Leibes Ehren oder Geloſtrafen nur in fo fern ſtatt, 
als auf die Beleidigung oder Uebertretung eine 
res in den Geſetzen ausdrücklich verord⸗ 
net iſt. 

H. 514. In Fällen, wo der Schabenserfaß unter 
"mehrere vertheift wird, muß dennoch jeder die auf 
die unerlaubte Handlung verordnete Strafe 
leiden. 


tung, 


K. sis. 
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Dem Scha- 6. 515. Wer ſich feines Rechts innerhalb der 
duch den durch die Geſcze beſtimmten Schranken deſſelben 
Hedda bedient, wird wegen eines dem Andern daraus ent⸗ 
dier dee ſtehenden Schadens nicht ſtrafbar. 
$. 516. Er wird aber ſtrafbar, wenn er unter 
mehrern gleich möglichen Arten oder Zeiten fein 
Recht auszuäben, aus Bosheit oder Schaden⸗ 
freude, eine Art oder Zeit wählt, wo der Ge⸗ 
brauch des Rechts einem Andern an deſſen Per⸗ 
ſon oder Vermoͤgen einen unmittelbaren Schaden 
verurſacht. 
Ae $. 517. Jeder hat die Befugniß, die ihm, oder 
dan den Seinigen, oder feinen Mitbürgern drohende 
worden. Gefahr einer unrechtmaͤßigen Beſchadigung, durch 
der Sache angemeſſene Huͤlfsmittel abzuwenden. 
§. 518. Die Nothwehr findet aber nur gegen 
eigenmächtige Gewalt, und auch gegen dieſe nur 
alsdann ſtatt, wenn die obrigkeitliche Hälfe die Bes 
leidigung weder abwenden, noch den vorigen Zu⸗ 
ſtand wieder herſtellen kann. 
§. 519. Die Ausübung der Nothwehr darf 
nicht weiter getrieben werden, als die Nochdurft 
zur Abwendung des drohenden Uebels erfordert. 
H. 820. Auch muß das zur Abwendung des 
Schadens gewählte Mittel, mit dem Schaden ſelbſt, 
welcher durch die Nothwehr abgewendet werden foll, 
in Verhäleniß ſtehen 
H. Sar. lebensgeföhrliche Beſchädigungen des 
Angreifenden ſind nur erlaubt, wenn gegen deſſen 
Beleidigung die Perſon des Angegriffenen anders 
nicht geſchuͤtzt werden kann. 
F. 522. Dies findet auch zu Vertheidigung des 
Beſitzes ſtatt, wenn ſonſt der Schade unerſetzlich 
feon wuͤrde. 
$. 523, So lange der Angegriffene ſich ohne 
feine Gefahr dem Angriffe des Andern zu entzie⸗ 
hen 


6 
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hen vermag, iſt er zu deſſen lebensgefährlicher Bor 7 
ſchaͤrigung nicht berechtigt. 2 

9. 524. Wer zwar im Stande der Nochmehr, 
jedoch mit Ueberſchreitung der vorgeſchriebenen 
Graͤnzen, einen Andern befchädigt, hat eins verhält: 
nißmoͤßige Ahndung feines Exceſſes verwirkt. 

$. 525. Niemand darf in eines Andern Haus, Berlerung 
Wohnung, oder ſonſtigen Aufenthaltsort, wider Be 
deſſen Willen, obne befondere Befugniß ein⸗ 
dringen. 

. 526. Wer dieſes thut, oder wider Willen 
des Beſitzers innerhalb ſeines Bezirks Handlungen 
vornimmt, zu denen er nicht berechtigt Aft, der ver⸗ 
letzt das Hausrecht. 

H. 527. Der Einwohner iſt befugt, den, wel⸗ 
cher das Hausrecht verletzt, nach vorgängiger 
Warnung zu nöthigen, daß er von dergleichen 
zudringlichen oder eigenmaͤchtigen Verfahren 
abſtehe. 

H. 528. Doch muß bey dem Gebrauche des Hause 
rechts, keib und Ehre des Eindringenden moͤglichſt 
geſchont werden. „ 

9. 829. Wenn auch ein dergleichen zudringliches 
oder eigenmächtiges Verfahren, mit der Abſicht zu 
beleidigen, oder ein Verbrechen zu begehen, nicht 
verbunden geweſen: ſo ſoll doch der Thäter, wenn 
er es auf den Gebrauch der Gewalt hat ankommen 
laſſen, mit einer willküͤhrlichen Geld- oder Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe belegt werden. 5 

$& 530. Sind Zudringlichkeiten dieſer Art 
(. 528, 526.) mit einem andern Verbrechen, 
welches nicht ſchon feiner Natur nach eine Vers 
letzung des Hausxechts in ſich ſchlleßt, verbunden 
geweſen: fo ſoll die ordentliche Strafe des Ver⸗ 
brechens nach Verhoͤltniß dieſer Zudringlichkeit ger 
ſchaͤrft werden. 


K 531. 


W 
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9. 531. Was votſtehend §. 525. 330. verord⸗ 
net iſt, ſoll auch ſtatt finden, wenn dergleichen 
Handlungen zwar nicht innerhalb eines Hauſee, 

. aber doch innerhalb der Gränze eines mit Mauer, 
Planken, oder Zaͤunen umgebnen Platzes vorgefa“ 
len ſind. 

9. 532. Eben dieſes findet auch auf freyem Felde 
ſtatt, ſo weit der Eigenchümer, durch Anbau, 
oder beſondre Merkmale, Andere davon ausgeſchloſ⸗ 
fen hat. (Tb. I. Tit. XXI. F. 64) 

Sicherheits: H. 533. Wenn gefährliche Drohungen oder Anz 

weiten eine ſtalten noch durch obrigkeitliche Hülfe abgewendet 

tiger Beile werden koͤnnen: fo muß jede Obtigfeit, wenn fie 

digung. auch übrigens nicht die gehörige wäre, die zu Abe 
wendung einer dringenden Gefahr erforderlichen 
Anſtalten unverzuͤglich treffen. 

F. 534. Der Bedrohete iſt befugt, Sicherſtelung 
durch Pfand oder Burgen zu fordern, fo lange die 

nach den Umſtäͤnden waheſcheinliche Gefahr forte 

1 dauert. 

F. 535. Die Caution muß auf eine beſtimmte 
Geldſumme gerichtet, und diefe, im Falle der den⸗ 
noch erfolgten Beleidigung, zu etwaniger Entſchaͤ⸗ 
digung derer, welche dadurch gelitten haben, ange⸗ 
wendet werden. 

F. 536. Was von der Cautionsſumme zu die⸗ 
ſem Zwecke nicht erforderlich iſt, ſoll als eine Gelb: 
firafe der Armencaffe zufallen. 

; F. 537. Hat die Caution auf eine unbeſtimmte 

Zeit beſtellt werden muͤſſen: fo kann fie nicht eher 

aufgehoben werden, als nachdem der, zu deſſen 

Sicherheit fie geleiſtet worden, über die Gründe 

der fortdauernden oder gehobnen Gefahr rechtlich 

gehört iſt. 


/ Zehnter 


r 
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F. 838. Wer durch geringfchägige 


Worte, oder Haudluugeu, Lananden zu: Frünfen, 
i I erachtet fact, der 
begeht eine Fnjurig. 

F. 539. Wer feine Ablicht hat, den andern 
durch Verachtung zu kranken, oder ihn zu be 
n, der macht ſich auch keiner Injurle 


f 
ſchuldig. 

. 540. Dagegen iſt eine Injurie vorhanden, 
ſobald die Abſicht, die Ehre des Andern zu kranken, 
lar iſt: wenn gleich die Handlung, oder Aeuße⸗ 
rung, an ſich, und unter anbern Umſtänden bes 
trachtet, nicht beſchimpfend ware. 

F. 541. Der Borfa der Ejvenfränfung wird 
der Regel nach nicht vermuthet. 

$. 542. Ob dieſer Borſaß vorhanden ſey, oder 
nicht, muß nach geſeßlichen Beflimmungen, und 
in deren Ermangelung, nach den vorhergehenden, 
begleitenden, und nachfolgenden Umſtaͤnden beur⸗ 
theilt werden. 

g. 843, Wer einem Andern Verbrechen Schuld 
giebt, bie ihm, wenn die Beſchuldigung gegrän⸗ 
det ware, die Ahndung der Geſeße zuziehen wüͤr⸗ 
den, der hat die Vermuthung wider ſich, daß er die 
Ehre deſſelben babe kranken wollen. 

$. 544. Ein Gleiches gilt von demjenigen, wel⸗ 
cher von dem Andern ſolche Handlungen behaup⸗ 
tet, die denſelben, wenn er ſie wirklich begangen 
hätte, der Verachtung feiner Micbärger überhaupt, 
oder derjenigen Claſſe derſelben, zu welcher der Be⸗ 
leidigte gehört, ausſetzen wurde. 

45. Wer ſich gegen den Andern ſolcher 
Ausdrücke oder Handlungen bedient, die als Zei⸗ 
chen der Geringſchaͤtzung und Verachtung im ges 
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meinen beben anerkannt find, wider den ſtreitet eben 
dieſe Vermuthung. 


umfünde, F. 546. Die einer an ſich beſchimpfenden 


bie n 


wicht aug, 


Handlung oder Aeußerung bepzefügte Proteſta⸗ 


ühliegen. tion, ſchließt den Vorſaß der Ehrenfränfung noch 


nicht aus. 

F. 547. Eben fo wenig iſt die einer beſchim⸗ 
pfenden Aeußerung beygefügte Bedingung fir 
ſich allein hinreichend, dieſen Vorſaß auszu⸗ 
ſchließen. | 

H. 548. Auch die Wahrheit des Vorwurfs, 
oder der Beſchuldigung, bebt die geſetzliche 
Vermuthung des Vorſatzes der Ehrenkraͤnkung 
nicht auf. 

$. 549. Wer einem Andern ein durch Strafe ge⸗ 
buͤßtes, oder ſonſt geſetzmaͤßig aufschobenes Ver⸗ 
brechen vorruͤckt, hat die Vermuthung der Abſicht 
zu beleidigen wider ſich. 

$. 550. Wer aber außerdem feinem Mitbuͤr⸗ 
ger dergleichen Verbrechen vorwirft, muß nicht 
nur die Wahrheit deſſelben ſo weit, als es zur 
Veränlaſſung einer förmlichen Unterſuchung dar⸗ 


f iſt, beſcheinigen; ſondern auch 


die eſenheit des Vorſatzes zu beleidigen, nach⸗ 
wei 
I 551. Wenn der Richter, bey der von Amts 
wegen verfuͤgten Unterſuchung ſeiner Angabe, dies 
ſelbe gegründet befindet: ſo bleibt der Injuriant, 
wenn er auch wegen der vorſätzlichen Infurie ſtraf⸗ 
\ fällig befunden wird, dennoch von der Pflicht der 
Privatgenugthuung frey. 


umſtlade F. 552. Wer in gerichtlichen Verhandlungen, 
Mn bloß zur Ausfuhrung oder Verthetdigung feiner 
Bil „ Rechte, feinem Gegner kränkende Vorhaltungen zu 


die th aus 


fliesen. machen gendthigt iſt, der begeht keine Injurie, 


$. 553. Wohl aber fell derjenige als Infuriant 
angejehen und beſtraft werden, der ſelnem Geg⸗ 
ner 
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ner, bey dergleichen Gelegenheit, ehrenruͤhrige 
Vorwürfe macht, die zu der gegemmwärtigen Ver⸗ 
handlung nicht geboren. 

F. 384. Eben dieſes findet ſtatt, wenn derglei⸗ 
chen gerichtliche Vorwuͤrfe ungegruͤndet ſind, und 
der, welcher fie machte, fie nicht ohne fein grobes 
oder maͤßiges Verſehen für wahr halten konnte. 

F. 355. Richter und fiscalifche Bediente, welche 
vermöge ihres Amts den Stand oder das moraliſche 
Verhalten eines Menſchen unterſuchen, und beur⸗ 
theilen, begehen durch dieſe Ausübung ihres Amts 
keine Infurle. 

H. 556. Sie find aber derſelben ſchuldig, wenn 
ſie, mit Mißbrauch ihres Amtes, jemanden ohne 
binlängfichen Grund eines Verbrechens wegen ans 
klagen. 

$. 557. Vorhaltungen und Verweiſe der Aeltern 
gegen ihre Kinder, der Vormänder gegen ihre Pfle⸗ 
gebefohlne, der lehrer gegen ihre Schüler und lehr⸗ 
linge, der Dienſtherrſchaften gegen ihr Geſinde, 
und der Vorgeſetzten gegen ihre Untergebenen, find 
als Injurien nicht anzuſeten. 

$. 588. Eben das gilt von 5 
gungen, die jemand einem Andern, uber wel⸗ 
chen ihm das Recht der Zucht beygelegt iſt, 
zufügt. > 

$. 559. Wird das Maaß in ſolchen Vorhaltun⸗ 
gen oder Behandlungen uberſchritten: jo muß die 
Obrigkeit, auf den Antrag des Beleidigten, den 
Beleldiger in feine Schranken zuruͤckweiſen, und 
die Ausſchweifungen, nach Befinden der Umſtaͤnde, 
von Amts wegen ahnden. (Tb. II. Dit. II. H. 86 
bis 91. Tit. V. H. 76. 440. h. 97. 132. fad. . 148. 185. 
Tit. VII, b. 227. (gg. Tit. VIII. 9. 298. 1d. 
§. 356. lad. 


Allgem. Geſcgb. IV. Band. Lill $. 560. 
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$. 560: In fo fern die buͤrgerliche Ehre des Bes 
leidigten bey der Ueberſchreitung des Zuͤchtigungs⸗ 
rechts gelitten haben ſollte, muß die Obrigkeit auch 
für die demſelben gebuͤhrende Genugethuung 


Vortragen, bie in den Geſeben beſtimmten Graͤn⸗ 
zen überſchre N ‚faq: 
Öffentlichen Merheilen über Werke 
Kunſt, des Geiſtes, oder 

er Ehrenkroͤnkung nicht 
vermuthet; in fo fern ſie bloß auf den Werth oder 
Unwerth des beurcheilten Gegenſtaudes eingeſchränkt 
worden. 

F. 563. Doch iſt der Urtheilende die Gründe ſel⸗ 
nes Ulrtheils, auf Verlangen des Beurtheilten, ans 
zugeben verpflichtet. 


Ven un. $. 564. Beleidigungen, weſche einer ganzen 
N tin Gemeine, Corporation, oder Familie zugefügt 


mitteſba, worden, kennen von deren einzelnen Mitalier 
1 dern, jo weit auch fie die Injurie trifft, gerügt 
werden. 
$. 565. Ein Ehemann, Vater, und Vormund, 
kann, wenn er auch ſelbſt nicht beleidigt worden, 
die der Ehefrau, den Kindern, oder Pflegebefohl⸗ 
| nen zugefügte Injurie, an ihrer Stelle gerichtlich 
ahnden. 
$. 566. Beleidigungen der Hausgenoſſen und 
des Geſindes, welche denſelben in Beziehung auf 
den Hausvater oder die Dienſiherrſchaft angethan 
worden, find zugleich als Beleidigungen dieſer Ich: 
tern anzuſehen. 
J. 567. Vorgeſehte werden in ihren Untergebe⸗ 
nen beleidigt, wenn letztere wegen Ausrichtung der 
Aufträge der erſtern beſchunpft werden. 
H. 569. 
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F. 368. Der mittelbar Beleit 
nugihuung und Strafe antragen, auch wenn derſe⸗ 
nige, weicher unmittelbar beſchimpft worden, die 
Injurie nicht ruͤgen ang, oder will. 

b. 569. Verbalinfurien find ſolche, welche durch 

mündlich ausgeſprochene, geſchtiebene, oder ge 
druckte Aut geſcheh, 
N Beſchimpfungen, die in Thärlichkeiten 
en, 850 dem Andern an ſeinem Körper 
oder Verletzung zugefügt worden, heißen 
Mealinjurien. 

9. 571, Andere Zeichen der Gerinaſchätzung, fie 
mögen in Handlun, oder Unter bungen, Toͤ⸗ 
nen oder Gebehrden, in Gem fi 
oder in andern finnlichen Darſtellungen beſtehen, 
find unter der Benennung der ſymboliſchen Injurien 
begriffen. 

. 872. Injurien, die durch ſchriftliche Aufſäͤtze, 
durch Druckſchriften, durch Gemälde, Kupferfiiche, 
oder andre Rnnliche. Darſtellungen geaͤußert wor⸗ 
den, find Pasquille, wenn ſie der Urheber ſelbſt, 
1915 durch andere, Öffentlich aufgeſtellt, oder vers 

eitet hat. 


F. 573. Ob der Verfaſſer ſich genannt oder ſei⸗ 
nen Namen verſchwiegen habe, macht an ſich kei⸗ 
nen Unterſchied. 

$. 574. Eben fo wenig verändert es die Natur 
der ſtrafbaren Handlung, daß ber. Beleidigte nicht 
genannt, ſondern nur durch individuelle Nebenum⸗ 
- kennbar gemacht worden. 


F. 575. Wenn Schriften, welche den Wiſſen⸗ 
ſchaften, Künften, oder ſonſt der Belehrung oder 
dem Vergnügen des Public gewidmet find, nes 
benbey Inſurien enthaſten: fo find. deren Ver⸗ 
faſſer eben fo zu beurtheilen, wie die Parteyen, 
welche in gerichtlichen Unterhandlungen ihren 

ll Gegnern 


igte kann auf Ge⸗ 


Van forte 
voliichen, 
abel 
und Reale 
alien. 


den, ſuichen, 


Von ſchwe 
ven ud e 
ringen J, 


jurlen. 
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Gegnern zur Sache nicht gehörige Vorwuͤrfe ma⸗ 
chen (F. 553) 

F. 576. Realinjurien und Pasquille find fiir 

ſchwere-Iniurien. zu achten. 

$. 577. Bloße ſymboliſche und Verbalinſurien 
werben, ber Megel_ mach, als leichte oder geringe 
Inlurien angeſeben. 

578. Sie arten aber in ſchwere Injurien aus, 

wenn die boshafte Abſicht, die bürgerliche E Ehre 
des Andern zu kranken, klar iſt. 
S. 579. Desgleichen alsdann, wenn fie in Be 
ſchuldigungen folder Verbrechen beſtehen, die, 
wenn fie gegränder wären, dem Andern die Ahn⸗ 
dung der Geſetze, oder die beſondere Verachtung 
feiner Standesgenoſſen zuziehen würden. 

F. 580. Ferner alsdann, wenn fie von Unter 
thanen gegen ihre Obrigkeit; von Untergebenen 
gegen ihre Vorgeſetzten; von Kindern gegen ihre 
Aeltern; von Schuͤlern und Lehrlingen gegen ihre 
lehrmeiſter; oder von Dienſtboten gegen ihre 
Herrſchaften veruͤbt worden. 

$. 58 7. Auch alsdann, wenn fie in einer öffent 
lichen Verſammlung, oder bey einer feyerlichen Ger 
legenheit zugefügt find. 

F. 582. Ueberhaupt alsdann, wenn durch die 
an ſich leichte Beleidigung, die Ehre des Belel⸗ 
digten, wegen gewiſſer beſonderer Umſtaͤnde, 
oder individueller Verhältniſſe deſſelben, die dem 
Beleidiger bekannt geweſen, empfindlich gekraͤnket 
wird. 


F. 583. Auch bloße Unterlaſſungen konnen in 
ſchwere Injurien ausarten, wenn ſich dabey bie 
boshafte As ſicht, die Ehre des Andern zu verletzen, 


fen beſonders erſchwerenden Umſtänden geduſ⸗ 
ſert hat. ! 


$. 584. 


I 
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9. 584. Wer die Ehre eines Andern gekränkt Non der 
bat, iſt demſelben dafür Genugehuung zu leiſten 1 
verbunden. 1 

9.585. Der Erſatz des durch die Beleidigung 
an feinem Körper, oder aͤufern Gluͤcksumſtanden 
verurſachten Schadens, wird nach den im Sachen⸗ 
rechte enthaltenen Grundſätzen beſtimmt. (Th. I. 

Dit. VI. 5. 79. 40.) 

H. 386. Wer der Abſicht der Ehrenkraͤnkung Wenn der 
nicht überführt iſt, aber doch Anlaß gegeben hat, Hits. 
eine dergleichen boshafte Abſicht dey ihm vorauszu gemittelt 
ſetzen, iſt ſchuldig, dieſen Verdacht durch eine deut; . 
liche und förmfiche Erklarung zu heben. 

F. 887. Wenn auch die Handlung oder Aeuße⸗ 
rung an ſich nicht beſchimpfend, und ſogar die Ab⸗ 
weſenheit des Vorſatzes, zu beleidigen, klar erwie⸗ 
fen war; fo kann dennoch derjenige, deſſen Ehre 
nach der Meinung Andrer dadurch gelitten haben 
ſoll, eine ausdrückliche Erklärung, daß feine Ehre 
durch dergleichen Handlung oder Aeußerung nicht 
babe gekraͤnkt werden ſollen, verlangen. 

$. 588. Ob derſenige, welchem eine dergleichen | 
Verletzung der Ehre zugefchrieben wird, auch zur 
Uebernahme der Prozeßkoſten verpflichtet ſey, muß | 
darnach beurtheilt wetden: in wie fern ihm dabey 
ein Verſehen zur Saft falle. 


F. 589. Von Perſonen höhern Standes gegen 
Miedere können die en rungen feheiftlich ge⸗ 
heben: 5 


H. 590, Zwiſchen Perſonen gleichen Standes 
muß die Ehrenerklaͤrung muͤndlich, in Gegenwart 
zweher oder dreyer von dem Kläger dazu ausgewaͤhl⸗ 
ter Perſonen, geleiſtet werden. 

b. 891. Auf gerichtliche Leiſtung iſt zu erken⸗ 
nen, wenn der Vorfall, welcher zu dem Streite 
1110003 Anlaß 
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Wo der, 

feld» aug. 

Apart 
. 


gefügt worden, muß der richterliche Verwe 


Anlaß, gegeben hatte, ſich öffentlich zugetra⸗ 
gen hat. 

H. 392. Perſonen niedern Standes müffen gegen 
Höhere die Erklärung, auf Erfordern, allemal ges 
richtlich leiſten. 

593. Die Art und die Ausdrücke, wie die 
Erk klärung geleiſtet werden ſolle, muß der Richter 
in dem Urtel jedesmal beſtimmen. 
6. 594. Wir die rechtekroͤftig feſſſtebende Er⸗ 
klaͤrung erfannterm, leiſten ſich weigert, 
muß ale ein ſolcher, der eine wirkliche Injurie 
vorſatzich verbr bat, angeſehen und behandelt 
werben, 

F. 595. Wer die Ehre eines Andern vorſaͤßſich 
angegriffen bat, dim ſoll fein verübter Unfug von 
den Richter, in Gegenwart des Beleidigten oder 
deſſen Bevo tigten, lich und nachdruͤcklich 
verwi ſeu; die Ehre des Beleidigten für ungektränkt 
dffenclich erflärtz und demfelben uber die Verhand⸗ 
lung, auf Koſten des Beleldigers, eine gerichtliche 
Ausfertigung ertheilt werden. 

F. 596. IE die Beleidigung Öffentlich veruͤbt 
worden: fo muß die ndlung bey offenen Thür 
ren der Gerichtsſtube erfolgen. 

§. 397. Dem Beleidigten ſteht alsdann frey, 
zwey oder drey Perſonen feines Standes als Zeugen 
mitzubringen. 


F. 598. Unterthanen, Dienſtboten, Kinder, 
Lehrlinge, und Untergebene, muͤſſen wegen der Ihe 
ren Vorge n zugefuͤgten Beleidigungen, nach 
Bewanduiß der Umſtande, und Schwere der Bes 
leidigung, den richterlichen Verweis knieend em⸗ 
pfangen. 5 


F. 899. Bey 2 


iurien, die durch Pasquille zus 
„ auf 


Verlangen 
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Verlangen des Beleidigten, und auf Koſten des 
Beleidigers, Öffentlich der unt gemacht werden. 

F. 600. Wenn der Beleldiger zu einer freywilli⸗ 
gen Abbitte bereit iſt, und ſich die darüber zu er⸗ 
theilende Ausfertigung gefallen laßt: fo bedarf es 
keines richterlichen Verwelſer. 

F. 601. Können die Partenen über die Art, wie 
die Abbitte geleiſtet werden ſoll, ſich nicht vereini⸗ 
gen: ſo muß der Richter selbige nach eben den 
Grundſatzen, die bey der Ehrenerklaͤrung vorge⸗ 
ſchrieben ſind, beſtimmen. (F. 59. fa.) 

F. 602. Auch iſt in dem Falle des F. 399. dem 
Beleidigten zu verſtatten, daß er die geleiſtete Abs 
bitte auf gleiche Art, wie wegen des richterlichen 
Verweiſes geordnet iſt, bekannt mache. 

F. 603. Iſt det Beleidiger vor geleiſteter Pri⸗ 
vatgenugthuung verſtorben: ſo ſind ſeine Erben 
nur zum eigentlichen Schadenserſatze ver⸗ 
pflichtet. 

F. 604. Doch muß die Ehre des Beleidigten 
durch den Rechter fuͤr ungektankt erflärt; und dies 
ſes, nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, auf Koften 
des Nachlaſſes des Beleidigers, oͤffentlich bekannt 
gemacht werden. 

9. 605. Dagezen koͤnnen die Erben des Beleſ⸗ 
digten, wenn dieſer vor erhaltener Genugchuung, 
jedoch nach Inſinuntion der Klage geſtorken iſt, ver⸗ 
langen, daß die Genugtuung dem Andenken ihres 
Erblaffers geleiſtet werde. 8 

$. 606. In fo fern die Beleidigung zugleich die 
Erben trift, treten die im F. 564 : 568: enthaltnen 
Verordnungen ein. 

H. 607 leichte Infurſen unter Perſonen gleichen Strafe der 
Standes (F. 577.) follen, wenn beyde Theile zum Wipers 
Bauer: oder gemeinen Buͤrgerſtande gehören, mit lichten 
Strafarbeit oder Gefähanif, auf vier und zwanzig füſteick. 
Stunden, bis drey e werden. 
a 14 


$. 608, 5 
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H. 608. leichte Injurien unter Perſonen des hör 
bern Bürgerftandes, werden mit Gefaͤngnißſtrafe 
auf acht bis vierzehn Tage belegt. 

$. 609, Gehören beyde Theile zum Adel oder 
Offieierſtande, oder iſt beyden der Charakter Königs 
licher Raͤthe beygelegt: fo findet auf leichte Injurien 
Gefängnißſtrafe von vierzehn Tagen bis vier Wo: 
chen, oder nach Bewandniß der Umſtaͤnde, Feſtungs⸗ 
arreſt bis auf drey Monathe ſtatt. 

$. 610. leichte Injurien von Perſonen höͤhern 
Standes gegen geringere, muͤſſen mit Gelöſtrafe 
von zehn bis dreyßig Thalern, oder verhältnigmäf- 
ſigem Arreſte gebuͤßt werden. 

H. 611. Perſonen niedern Standes gegen höhere 
haben, bey zugefügten leichten Injurien, vierzehn 
Tage bis vier Wochen Strafarbeit, oder Gefüng- 
niß verwirkt. 

§. Gra. Schwere Beleidigungen, die jedoch 
keine Realinjurien find, werden unter deuten gemei⸗ 
nen Standes, mit vier- bis achttägiger Strafar⸗ 
beit oder Gefaͤngniß geahndet. 

F. 613. Eben dergleichen Injurien unter Per 
nen hoͤhern Buͤrgerſtandes, ſollen mit Gefal 
niß auf vierzehn Tage bis vier Wochen beſtraft 
werden. 

$. 614. Unter Perfonen vom Adel- oder Mili⸗ 
tairſtande, oder die den Charakter Koͤniglicher Rache 
führen sichen dergleichen ſchwerere Injurien Ge⸗ 
fangnißſtrafe auf vier bis acht Wochen, und nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde, Feſtungsarreſt bis auf 
ſechs Monathe nach ſich. 

F. 615. Sind dergleichen Injurien von Perſo⸗ 
nen niedern Standes gegen höhere verübt worden: 
fo findet Gefaͤngnißſtrafe auf vier Wochen bis drey 
Monathe ſtatt. 

$. 616. Nach Bewandniß der Umſtaͤnde, und 
Schwere der Beleidigung, kann dieſe Strafe Be 

im: 
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Einihränfung der Koſt im Gefaͤngniſſe geſchͤͤrft; 
oder bis zur Zuchthausſtrafe, bis auf ſechs Mona⸗ 
the, ausgedehnt werden. 

9.617. Auf eben dergleichen Injurien, die von 
Perſonen höhern Standes Geringeren zugefuͤgt 
worden, folgt Geldſtrafe von vierzig bis hundert 

Thalern; oder nach Bewandniß der Umſtaͤnde, und 
Schwere der Beleidigung, Gefaͤngniß⸗ oder Fe⸗ 
ſtungsarreſt auf Einen bis drey Monathe. 

. 618. Pasquille, welche zwar nicht öffentlich 
verbreitet, aber doch durch Schuld des Verfaſſers 
im Publico bekannt geworden ſind, ſind als ſchwere 
Injurien anzufehen. 

. 619. Pasquille, welche auf Veranſtaltung 
des Pasquillanten ſchon öffentlich angeſchlagen oder 
verbreitet worden, ſollen als der hoͤchſte Grad ſym⸗ 
boliſcher Injurien an dem Verfaſſer beſtraft 
werden. 

F. 650. Die Schmähfhrift ſelbſt foll der Ge⸗ 
richtsdiener, in Gegenwart des Verfaſſers, und 
dreyer von dem Beleldigten gewahlten Zeugen, vor 
dem verſammelten Gerichte zerreiſſen, und mit 
Füßen treten, 

$. 62 1. Hat der Verfaſſer ſich nicht genannt: 
ſo ſoll das Pasquill, auf Verlangen des Beleidig⸗ 
ten, durch den Henker auf oͤffentlichem Platze ver⸗ 
brannt werden. 

F. 623. Drucker und Verleger ſolcher Schand⸗ 
schriften werden, wenn ſelbige ohne Cenſur gedruckt 
worden, dem Verfaſſer gleich beſtraft. 

$. 623. Eben dieſe Strafe trifft den ſchuldigen 
Drucker oder Verleger, wenn die Schrift zwar die 
Eenfur paſſirt iſt; die ausgeſtrichenen Stellen aber 
wieder aufgenommen, oder neue Injurien einge: 

ruͤckt worden. 


lit 3 8.624. 


[LEEREN 
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S. 624. Kann der Urheber des Pasquills nicht 
ausgemittelt werden: jo wird die Strafe gegen den 
Drucker und Verleger verdoppelt. 

Der Cenſor, welcher den Deuck einer 
ich geſtattet hat, fell mit dem 
Verfeſſer gleiche Strafe leiden, und feines Cenſor⸗ 

1 amts entſetz 
& 626. Hat der Cenſor aus Machläßßigkeit der⸗ 
gleichen Infurien überfehen: ſo if dieſe Verl eBung 
feiner Amtspflicht nach Vorſchrift des §. 334. lac. 

zu ahnden. 

8. 627. Ebrenrührige Zeichnungen, Gemälde 
| und Kupferſtiche, weſche Öffentlich ausgeſtellet und 
14 verbreitet‘ werden, find” als Pasquflle anzuſet 
! und der Beſteller wie der Sthriftfleller, die 3 

ner, Kupferſtecher, und Maler der, nach Beſchaf⸗ 
fenbeit der Umſtaͤnde, als Mitvetbrecher oder Ges 
buͤlfen zu beſtrafen. 

Ben gerim: F. 628. Jede ſchimpfliche Behandlung eines 

Ferien en, Penſchen, durch Schlagen, Werfen, Stoßen 


= u. ſ. w., wied, wenn fie ohne merkliche Beſchädi⸗ 


gung des Körpers abgelaufen iſt, der Regel nach 
noch einmal jo hart, als eine ſchwere ſymbollſche 
| Zenz beſtraft. 


. 629. Schlaͤgereyen unter gemeinen beuten, 
bey ah chen niemand erheblich verletzt worden, ſind 
| mit Strofarbeir, oder Arreſt, auf acht Tage bis 
| vier Wochen, allenfalls halb bey Waſſer und Brod, 
1 zu ogaden. 

14 §. 630. Bey Redfinjurien, welche Unterthanen 
I gegen ihre Dörigfeit, Dienſtboten gegen ihre 
104 Hereſchaft, Untergebene gegen ihre Vorgeſetz⸗ 
ten, Kinder gegen ihre Aeltern, und lehrlinge 

gegen ihre lehrmeiſter verubt haben, tritt auf 

. eben fo lange Zeit, als bey Andern, nach obis 
gem Gtundſatze ($. 628. 629.), Gefaͤngnißſtrafe 

ſtatt 
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ſtatt finden wurde, Zuchthausſtrafe an deren 
Stelle. 2 

H. zr. Dieſe Strafe kann nach Bewandniß der 
Umſtande, und Sch. der Imurie, durch för 
perliche Zuͤchtigung gefchärft werden. 

teallnſurien- zwiſchen Perſonen vom 
Adel: und Dffieierflande werden, wenn fie nur in 
Stoßen, Werfen, und andern geringern Thätliche 
keiten beſtehen, mi hs monatlichem bis zweyjͤͤhri⸗ 
gem; im Falle der Schlaͤge und anderer groben thut 
lichen Beſchimpfungen aber, mit zwey⸗ bis vler⸗ 
jährigem Feſtungsarreſte beſtraft. 

9. 633. Ein Edelmann, der ſich ſo weit ver⸗ 
gißt, daß er einem Andern von gleichem Stande 
und Geburt aufpaßt, oder ihm aufpaſſen loͤßt, 
und ihn mit Stock oder Peitſchenſchlägen, ober 
ahnlichen Miß handlungen beſchimpft, Toll als 
einer, der ſich ſchon durch die That felbſt aller Stans 
desrechte und Wörden verluſtig gemacht bat, ange 
feben, und zu achte bis zebnjährigem Feſtungsar⸗ 
reſte verurtheiſt werden. 

F. 634. Von einem ſolchen Verbrecher kann alſo 
der Beleidigte, ohne Verletzung feiner eigenen Ehre, 
keine Privatgenugthuung fordern; vielmehr iſt ers 
ſterer ſofort zu arretiren, und in das Criminalge⸗ 
faͤngniß adzuliefer 0 

$. 635. Har ber Gemißhandelte feinen Gegner 
durch“ grobe Verbalinfurſen zu der Beleidigung ger 
reizt: ſo hebt dieſes zwat die Strafe des letztern 
nicht auf; 

F. 636, Doch ſoll auch der, welcher den Andern 
zu dergleichen Mißhandlungen gereizt hat, nach 
Vorſcht der Geſetze (H. 609. 614. 618. dd.) bes 
ſtraft werden. 

9. 637. Sind die bey Realimjurien vorgefalle⸗ 
nen Thzlichteiten ſo beſchaffen, daß fie für 
lebensgefährlich angeſehen werden koͤnnen: 5 

mu 


632. 


Van ſchwe⸗ 
ven Neälfa⸗ 
jutien. 


Bon Inf 
nen zwischen 
Mulka, 

1 und Civil 

I perfonen, 


— 


Von Injur 
Zan gegen 
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muß der Thaͤter, ohne Unterſchied des Standes, 
ſofort in Verhaft genommen, und darin fo lange 
behalten werden, bis die Gefahr des Beſchaͤdigten 
voruͤber iſt. 

§. 638. Wied der Beſchaͤdigte völlig wieder 
hergeſtellt: fo hat der Thäter Feſtungs oder Zucht⸗ 
bausſtrafe auf zwey bis drey Jahre verwirkt. 

F. 639. Erfolgt eine Verflümmelung oder Ver 
unſtaltung des Beſchädigten: fo muß der Thäter 
vier⸗ bis ſechsjaͤhrige Feſtungs oder Zuchttausſtrafe 
leiden. 

F. 640. Stirbt der Beſchaͤdigte an der empfan⸗ 
genen Verletzung: fo wird der Thärer als ein Todt⸗ 
ſchlaͤger beftraft. 

F. 641. Wenn der Injuriant nach erlittener 
Strafe ſich der angethanen Beſchimpfung rühmt: 
ſo findet Wiederholung eben dieſer Strafe ſtatt. 

H. 642. Wegen Wiederholung derſelben Ins 
jurie fol die vorher erlittene Strafe verdoppelt 
werden. 

$. 643. Wenn Injurien zwiſchen Militair⸗ und 
Eivilperfonen vorfallen: fo wird die Strafe gegen 
den Schuldigen verdoppelt. 

F. 644. Sind ſolchenfalls Neal: oder ſchwere 
Werbal⸗ und ſymboliſche Injurlen veruͤbt worden: 
fo foll an die Stelle des Gefängniffes Feſtungs⸗ oder 
Zuchthausſtrafe treten. 1 

. 645. Gehört der Beleidiger zum Militair⸗ 
ſtande: fo ſoll, nach Beſchaffenteit der Umftände, 
und der beleldigten Perſonen, und mit Nädficht 
auf den Rang des zu Beſtrafenden, auf Gefaͤngniß, 
Degradation, Gaſſenlaufen, Feſtungsarbeit, oder 
Feſtungsarreſt erkannt werden. 

H. 646. Die nach $. 643. 644. verwirkte Strafe 
der Injurien wird verdoppelt, wenn fie einer im 
Dienſte begriffenen Militairperſon zugefügt worden. 


H. 647. 
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F. 647. If damit eine rhätliche Widerſetzung 
gegen die Wache verbunden gemejen: fo foll wider 
den Verbrecher, außer der nach H. 646. verwirkten, 
auch nach Beſchaffenheit der Umftände, die H. 158. 
oder F. 167 173. verordnete Strafe verhängt 
werden. 

9.648. Wenn Militairperſonen ſich den Wachen 
widerſetzen: fo werden fie nach näherer Beſtimmung 
der Kriegsactikel beſtraft. 


$. 649, Seichte Verbal⸗ und ſymboliſche Inju⸗ Wann der 


rien ift der Richter von Amts wegen zu rägen, nicht 
ſchuldig. 


Nich rer von 
Amts wer 


en zu ver, 


F. 680, Auch ſchwere Injurien dieſer Art dir, Mren babe, 


fen nur alsdann von Amts wegen gerügt und be⸗ 
ſtraft werden, wenn ſie an einem offentlichen Orte, 
Fi bey einer feyerlichen Gelegenheit vorgefallen 
ſind. 

F. 651. Ein Gleiches gilt von geringen Realin⸗ 
jurien $. 649. 650, welche unter deuten vom Bauer⸗ 
oder gemeinen Buͤrgerſtande verübt worden. 


$. 652. Auch bedarf es des richterlichen Amtes 
nicht, wenn dergleichen geringe Realinjurien zwi⸗ 
ſchen Eheleuten, Aeltern und Kindern, Lehrern und 
Schülern, Dienſtherrſchaften und Geſinde vorge 
fallen ſind. 

6.653. Andere Realinjurien hingegen muß der 
Richter von Amtswegen unterſuchen und be⸗ 
ſtrafen. 

H. 654, Einem jeden, der zum hoͤhern Buͤrger⸗ 
oder zum Adel: oder Militairſtande gehört, ſieht 
frey, wenn er keine Infurienklage anſtellen will, 
die ihm von einem andern widerfahrne Ehrenfrän- 
kung, nebſt den Beweis mitteln uber die Thatſache, 
dem Richter bloß zur Unterſuchung anzu⸗ 
zeigen. 


9.655. 
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9.685. Der Richter muß alsdann, wenn er die 
Sache dazu angethan findet, die Unterſuchung von 
Amts wegen verfügen, und uͤber die Strafe des 

Beleidigers erkennen. 
H. 686. Der Beleidigte hingegen, welcher nicht 
ſelbſt hat klagen wollen, kann keine Privatgenug⸗ 

thuung fordern. 

Von Re; 9. 657. In allen Fällen, wo der Richter von 
Sale Anis wegen verfahren muß, wird die Strofe des 


Se dadurch, daß der Beleidigte ſich der 
5 nugttuung begeben hat, nicht aufge⸗ 
boben. 
F. 688. Hingegen kann für die einmal aus⸗ 
ücklich oder ſüüllſchweigend erlaſſene Beleidi⸗ 
gung, keine Privatgenugtguung mehr gefordert 
werde 
$. huung ift nur alsdann 
ür jeben, wenn der Des 
leidigte bie Injurie, ungeachtet ſie und deren Urte⸗ 
ber ihm bekannt geweſen, innerhalb dreyer Monathe 
14 nicht gerügt hat. 
9. 660. Doch iſt auch alsdann das Recht des Bes 
leidigten zum eigentlichen Schadenserſatze noch nicht 
erloſchen. 
Von Com⸗ F. 661. enn Injurien, die noch nicht erloſchen 
ba Neter waren, erwiedert worden: ſo kann keiner von bey⸗ 
fion der den Theilen Privatgenugthuung fordern. 


Verbal⸗ oder ſomboliſche Injurien auf der Stelle 
ertotebert werden: fo geht durch dieſe Erwiederung 
das Recht, Privatgenugthuung zu fordern, nicht 
verloren. 
„663. Die Strafe gegenſeſtiger Infurien wird 
durch die Erwiederung niemals aufgehoben. 
H. 664. Doch ſoll fuͤr den, welcher durch eine 
ihm zugefuͤgte Jujurie ſelbige ſogleich zu erwie⸗ 
dern 


i 

Injurien. $. 662. Wenn jedoch Nealinjurien durch bloße 
| 

I 

| 
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dern gereizt worden, eine Minderung der an ſich 
nach den Geſetzen verwirkten Strafe fatt finden. 

F. 665. Jede Erwiederung, die erſt nach einem 
Zeitverlaufe geſchehen iſt, wirkt für den Erwiedern⸗ 
den keine Entſchuldigung. 

§. 666. Ueberhaupt darf niemand ſich für ver⸗ 
meintlich erlittene Beleidigungen eigenmächtig Ge 
nugchuung nehmen. 


H. 667. Inſonderheit follen diejenigen, welche Den Duel 


deraleichen Geungthuung durch Privatzwerkampf 


felbit zu ſuchen ſich unterfangen, dafür mit der Strafene 


ſchaͤrfſten Strafe belegt werden. 

$ 668. Wer alſo einen Andern zum Zweykampfe 
fordert, der bat, nach Verhältniß des dazu erhalte⸗ 
nen gebßern oder geringen Reizes, eine dreys bis 
fehsjährige Feſtungsſtraſe verwirkt. 

$.,669. Wee die Ausſorderung annimmt, und 
durch ſein Betragen ſeine Bereit will akeit zum 
Zweykampfe zu erkennen giebt, ſoll nach Vethalt⸗ 
np der ihm zu ſtatten kommenden größern oder 
ringern Entſchuldigungsgründe, ein⸗ bis Drenj * 
rige Feſtunge ſtraft leiden. 

670. Durch die Ausforderung, oder die Ans 
nahme derselben, gehen zwar die Pattepen des 
Rechts, Privatgenugthuung zu fordern, verluſtig; 
fie haben abet, außer der durch den unternomme⸗ 
nen Zwenkampf verwirkten ane auch noch die 
Strafe der Jujurien z. 

$. 671. Iſt der Bol vor ſich gegangen, 
und ein Theil daßey getödtet worden: ſo ſoll der 
Ueberlebende, nach Beſchaffenheit feines Votſatzes, 
mit der Todesſtrafe der Mörder oder Todſchlaͤger 
belegt werden. 

8. 672. Iſt niemand getoͤdtet worden, fe wer⸗ 
den beyde Theile ihres Adelg, und der Ehrenz 
ſtellen, welche ſie bekleiden, verluſtig; und 
noch außerdem, nach Bewandniß der Umftänpe, 

mit 


Borbem 
guugemit 
tel. 


Verord⸗ 


welche ih 
auf den Ort 
des Ouele 
and die 
Qualität 
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mit zehnjähriger bis lebenswieriger Feſtungsſtrafe 
belegt. 

F. 673. Wer ſich der Strafe des Privarduells 
durch die Flucht entzieht, deſſen Vermögen fell, in 
fo fern er dergleichen innerhalb landes beſizt, fo 
lange er lebt, in Beſchlag genommen; ihm felbft 
davon nicht das Geringſte verabfolgt; allemal aber 
fein Bildniß an einen offentlichen Schandpfahl ges 
ſchlagen werden. 

K. 674. Wer bey einem vorfallenden Wortwech⸗ 
ſel zum tödtlichen Gewehre greift, ſoll, wenn auch 
noch kein Schade geſchehen iſt, Feſtungsarreſt von 
ſechs Monathen bis zu Einem Jahre leiden. 

$. 675. Auch ſchon derjenige, welcher bloß dro⸗ 
het, einen Andern zum Duelle nöthigen, oder auf 
eine ſchimpfliche Art beleidigen zu wollen, ſoll, als 
ein Friedensſtoͤhrer, mit ein: bis ziweyjähriger Ge 
faͤngnißſtrafe belegt werden. 

F. 676. Wer einen Andern anreizt, feine vers 
meintliche Genugthuung durch einen Zweykampf 
zu ſuchen; fo wie derjenige, welcher ſich zur Begün⸗ 
ſtigung eines Duells, als Secundant oder Cartel⸗ 
träger, wiſſentlich brauchen läßt, hat, wenn jemand 
getödtet worden, zehnjährige; ſonſt aber fuͤnfjag⸗ 
tige Feſtungsſtrafe verwirkt. 

J. 677. Wer wegen einer durch Vergleich oder 
Erkenntniß beygelegten Ehrenſache, den Parteyen 
Vorwürfe macht, oder Verachtung zu erkennen 
giebt, wird als ein Verhetzer mit ein- bis fünfjahs 
riger Feſtungsſtrafe belegt; und außerdem feiner 
etwanigen Ehrenftellen verlustig. 

$. 678. Wenn Inländer ſich zu einem außer fans 
des zu haltenden Zweykampfe beſtellen; fo wird ders 
ſelbe, ob er ſchon auswärts vorgefallen iſt, dennoch 
gleich einem innerhalb Landes vollzogenen Duelle 
geahndet. 


9. 679. 
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$. 679. Hat eine in den Königlichen landen der Duel⸗ 
ſich aufhaltende Perſon einem Ausländer eine Aus⸗ ebe ber 
forderung zum Zweykampfe zugeſchickt, oder eine $ 
dergleichen Ausforderung, von ihm innerhalb fans 
des angenommen: ſo wird er wegen der Ausforde⸗ 
rung, oder deren Annahme, nach den landesgeſetzen 
H. 668. faq, beſtraft. 

H. 680. Hat der Inländer, zufolge einer ſolchen 
Beſtellung, (H. 679.) mit einem fremden auswärts 
wohnenden Unterthanen den Zweykampf außerhalb 
Landes vollzogen: ſo findet zwar die Strafe der 
Duelle, jedoch nur unter der Einſchraͤnkung des 
F. 15, ſtatt. 

F. 681. Mit gleicher Einſchraͤnkung ſoll die 
Strafe der Duelle eintreten, wenn ein Inländer, 
wegen eines auswaͤrte verabredeten und gehaltenen 
Duells, auf Anſuchen der Obrigkeit ves Orts, wo 
ſelbiges vorgefallen iſt, beſtraft werden fol. 

F. 682. Auch Ausländer, welche innerhalb fans 
des ſich zu einem Zweykampfe herausfordern, ver⸗ 
fallen in die durch die kandesgeſetze auf den Zwey⸗ 
kampf verordneten Strafen. 

H. 683. Iſt von Ausländern ein auswärts vers 
abredeter Zweykampf innerhalb landes gehalten 
worden: fo ſollen ſie in DVerhaft genommen, und 
ihrer Landesobrigkeit, auf deren Verlangen, aus⸗ 
geliefert werden. 

H. 684. Haben ſich Inlaͤnder bey einem ſolchen 
Zwehkampfe als Secundanten oder Carteltröger 
brauchen laſſen: ſo haben ſie die in den landesge⸗ 
ſetzen H. 676. verordnete Strafe verwirkt. 

F. 685. In allen Fallen, da nach obigen Vor⸗ 
ſchriften, die Landesgeſetze gegen die Duelle auf 

einen von Inlaͤndern außerhalb landes, oder von 
Ausländern im lande gehaltenen Zweylampf 
nicht Anwendung finden, ſollen dennoch, wenn 
dabey jemand verwundet, oder gar getöbtet wor⸗ 
Mugen, Geſezb. W. Band. Mm i m den 
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den, der Thäter nach den Vorſchriften des Eilften 
Abſchnitts von koͤrperlichen Verletzungen, fo wie 
die Secundanten oder Cortelträger als Theilneh⸗ 
mer an dieſem Verbrechen, beſtraft werden. 
$. 686. Wenn Militairperionen einander belei⸗ 
digen, oder zum Zweykamofe fordern: ſo finden die 
darüber ergangenen beſondern Verordnungen ſtatt. 
$. 697. Wenn eine Eivilperfon von einer Mili⸗ 
tairperſon zum Zweykampfe gendtkige worden: jo 
| fol über das Vergehen der letztern zuerſt erkannt, 
und nach Maaßgabe dieſes Straferkenntniſſes, auch 
| die Strafe der Civilperſon verhaͤltnißmaͤßig be⸗ 
ſtimmt werden. 
$. 688. Dagegen finden die obigen über den 
Ztreykampf überhaupt ergangnen Verordnungen 
wider eine Civiſperſon, welche eine Militairperſon 
herausfordert, oder ſonſt zum Duelle noͤthigt, nach 
ihrem ganzen Umfange Anwendung. 
$. 689. Wenn Perſonen, die weder zum Adels 
noch Officterſtande gehören, jemanden mit Seiten: 
oder Schießgewehr angreifen; oder Ausforderuns 
gen annehmen: fo fell dergleichen Unternehmen als 
| ein Verſuch zum Morde angeſehen und beſtraft 
werden. 
$. 690. Wenn ſich dergleichen deute auf den 
Stock, oder andre minder gefährliche Inſtrumente 
herausfordern, oder ſchlagen: fo ſollen dieſelben 
mit der doppelten Strafe der Realinjurien belegt 
werden. 


Eilf⸗ 
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F. 69 1. Ein jeder if ſchuldig, fein Betragen Grundfag- 
fo einzurichten, daß er weder durch Handlungen, 
noch Unterlaſſungen, Anderer Leben oder Geſundheit 
in Gefahr ſetze 

F. 692. Alles dasjenige, woraus dergleichen er; Vorbeu⸗ 
hebfiche Gefagr entſtegen kann, ſoll durch ernſtliche ) 
Polizeyverboche, und vergaͤltnißmaͤßige Strafen, 
moͤglichſt verbäret werden. 

H. 653. Niemand ſoll Schſeßpulver. Gifte, Ars vo bed dem 
zenehen, und andere Materialien, deren Bearbei⸗ Derfaufe 
tung, Aufbewahrung, und rechter Gebrauch, Se: 
fondre Kennmiſſe vorausfeßt, ohne ausdrückliche ten, 
Erlaubniß des Staats zubereiten, verkaufen, oder mente; 
ſonſt an Andre uͤberlaſſen. 

F. 694. Wer dieſes dennoch thut, dem ſoll, wenn 
auch kein Schade dadurch veranlaßt worden, ſein 
Vorrath confiscitt; und er, nach Verhältniß 
der entſtandenen Gefahr, und des geſuchten 
oder wirklich gezogenen Gewinns, in eine Geld 
ſtrafe von zwanzig bis hundert Thalern verurtbesk 
werden. 

8.695. Apotheker, und alle diejenigen, denen 
die Zubereitung und der Verkauf der Gifte oder Ars 
zeneyen erlaubt iſt, ſollen dabey mit Vorſicht und 
Sorgfalt zu Werke gehn; damit durch einen un⸗ 
rechten oder unmäßigen Gebrauch, niemand an ſei⸗ 
nem beben oder ſeiner Geſundheit beſchäͤdigt 
werde. 

§. 696. Sie ſollen keine Arzeneymittel, (die 
in der Medieinalordnung benannten Arten allein 
ausgenommen,) ohne die Vorſchrift eines vom 
Staate genehmigten Arztes zubereiten, oder ver⸗ 
abfolgen. 


Mm mm a $. 697. 
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$. 697. Jyuſonderheit ſollen fie gefährliche Arze⸗ 
nenmtttel und Gifte nur denjenigen Perionen sine 
böndigert, welche zu deren Empfang durch den 
Schein eines ſolchen Arztes (5. 696.) die Befugniß 
erhalten haben. 

$. 698. An hinlänglich bekannte und unverdͤͤch⸗ 
tige Perſonen kann zwar, zu einem von ihnen ange⸗ 
zeigten rechtmäßigen Gebrauche Gift, auch ohue 
ſolchen Schein, verabfolgt werden. 


$. 699. Es muͤſſen aber dergleichen Perſonen 
das Gift entweder ſelbſt abholen; oder der Apothe⸗ 
ker muß ihnen daſſelde durch feine keute, wohl ver⸗ 
ſchloſſen und verwahrt, in ihre Haͤnde uͤberliefern. 

$. 700. a) Wer nicht am Orte gegenwärtig iſt, 
muß, bey eigener Verantwortung, ſichere Perſonen 
zur Abholung ſolcher gefährlichen Sachen wöhlen, 
und ſchriflich dazu bevellmächtigen; dieſe aber 
muͤſſen von dem Apotheker, wegen deren unſchuͤd⸗ 
lichen Fortbringung, die noͤchige Anweiſung er⸗ 
halten. 

K. os. b) Schlfnifver muß ebenfalls nur an 
underdächrige Perſonen, denen man es zutrauen 
kann, daß fie damit umzugehen wiſſen, uͤberloſſen, 
und es muß daben von denjenigen, welche damit 
handeln, die Vorſchrift H. 699. 700. a) ebenfalls 
beobachtet werden. 

$. 701. Wer den obſtehenden Vorschriften (695. 
faq.) zuwider handelt, ſoll nach Maaßgabe des 
Grades feiner Fahrlaͤßigkeit, und der daraus entſtan⸗ 
denen Gefahr, mit Geldſtrafe von zehn bis funfzig 


Thalerm belegt; und nach Bewandniß der Umftäns 
de, beſonders im Wiederholungsfalle, feines Privi⸗ 
legit verluſtig erklart werden. 


$. 702. Niemand ſoll, ohne vorher erhaltene 
Erlaubniß des Staats, aus der Cur der Wunden 
oder 


Von koͤrperlichen Verletzungen. 1277 


ober innerlichen Krankbeiten, bey willkührli Auserlichen 
cher Geld =. oder Gefaͤngnißſtrafe, ein Gewerbe Eurens 


machen. 

F. 703. Bey gleicher Strafe ſollen Apotheker 
und Wundaͤrzte ſich aller innern Euren enthalten, 
in fo fern ihnen ſelbige nicht ausdrücklich verſtottet 
worden. 

. 70g. Augen- und Zahnaͤrzte, Stein und 
Bruchſchneider ſollen ſich nicht unterfangen, ihr Ser 
werbe zu treiben, ehe ſie die Erlaubniß der Behoͤr⸗ 
de dazu, nach vorhergegangener Prüfung ihrer 
Geſchicklichkeit, und ihres Verfahrens, erhalten 
haben. 

F. 708. Geſchieht es dennoch: fo haben fie, bloß 
dadurch, fünf bis zehn Thaler Geld oder acht- bis 
vierzehntaͤgige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

9. 706. Zahn und Augendrzre, Bruch⸗ und 
Steinſchneider, Quackſalber, Wurzel und Outaͤ⸗ 
tenkrömer, Hebammen, Hirten, Schäfer, Sch uuf⸗ 
richter, und alle andere, die aus innern oder auſſetn 
Euren, ohne Erlaubniß der Obriafeit, oder ahne 
Zuziehung und Genehmigung dies anprobtrten Arz 
tes, ein Gewerbe machen, ſollen, nach Bewandwiß 
der Umſtaͤnde, und nach der mehrern oder mind een 
Gefohrüchkeit der gebrauchten, Mittel, mit Gerdng⸗ 
niß auf vierzehn Tage bis ſechs Wochen beſtraft 
werden. N 

F. 70. Haben fie dergleichen unetloubtes Ser 
werbe aus Gewinnſucht getrieben; fo ſindeſie, als 
Betroͤger, mit Zuchthausſtrafe auf drey bis ſechs 
Monathe zu belegen. 

F. 708. Wenn ſolche Winfolärgte Ausländer 
ſind : ſo ſollen fie „ nach anegeftandener Strofe, 
über die Graͤnze gebracht; und wenn fie gleichwohl 
zur Treibung ihres verbotenen Handwerks zurück⸗ 
kehren, ohne weitere Lmftände als kandſtreicher bes 
handelt werden. (F. 19 7. (g.) 

Mm mm 3 $. 709 
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falle, die Strafe zu verdoppeln; und ſie ſind ſo⸗ 
dann, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, aus dem 
Orte, oder der Provinz, wo ſie ihr verbotenes 
Handwerk ausgeͤͤbt haben, zu verweiſen. 

H. 710. Niemand ſoll, ohne vorhergegangene 
Pruͤfung und Genehmigung des Staats, die Ger 
burtshülfe als ein Gewerbe zu treiben ſich unter⸗ 
fangen. 

§. 711. Die es thun, ſollen mit achttägiger bis 
vierwöchentlicher Gefängnißſtrofe belegt, und 
wenn fie ſich dadurch nicht warnen laſſen, aus ih⸗ 
rem bisherigen Aufenthaltsorte verwieſen werden. 

§. 712. Wenn bey einer Geburt ſchwere oder un⸗ 
gewöhnliche Umſtände ſich ereignen: fo iſt die Heb⸗ 
amme ſchuldig, einen approbirten Arzt, in ſo 
fern ein ſolcher erlangt werden kann, herbeyrufen 
zu laſſen. 

$. 713. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn in 
der Geburt die Mutter oder das Kind das beben ein⸗ 
buͤßen. 

F. 714. In ſolchem Falle müffen die Prediger 
und Käfer, wenn fie von dem fträflichen Betragen 
der Hebamme Nachricht erhalten, der Obrigkeit das 
von Anzeige machen. 

$. 715. Die bloße Unterlaſſung der Anzeige 
in vorfiehenden Faͤlen (F. 712 714.) ſoll mit 
willkuͤhrlicher Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe geahndet 
werden. 

9. 716. Wenn Leibes fruͤchte, die gar keine 
menſchliche Geſtalt zu haben ſcheinen, lebendig zur 
Welt kommen: fo ſollen dennoch weder die Aeltern, 
noch die Hebamme, dergleichen Geburt eigenmaͤch⸗ 
95 85900 0 ſich unterfangen. (Tg. I. Tit. I. 

. 17. 18. 

H. 717. Vielmehr muß letztere den Vorfall ſo⸗ 
fort der Obrigkeit anzeigen; welche denſelben 

mit 
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mit Zuziehung ſachverſtaͤndiger Perſonen genau un⸗ 
terſuchen, und an die obere Inſtanz zur weitern 
Verfuͤgung berichten muß. 1 

F. 718. Aeltern und Hebammen, welche, die⸗ 
fem zuwider, dergleichen Mißgeburt eigenmächtig 
fortſchaffen, ſollen, nach Beſchaffenheit der Um⸗ 


ſtände, mit Gefüngniß oder Zuchtbausſtrafe von 


vierzehn Tagen bis zu drey Monathen belegt 
werden. 

F. 719. Wer eine keibesfrucht vorſätzlich tödtet, 
hat, wenn es eine offenbare Mißgeburt war, Ge⸗ 
fängniß oder Zuchthausſirafe von ſechs Wochen 
bis zu ſechs Monathen, ſonſt aber die Strafe der 
Mörder verwirkt. 

$. 720. Eine Hebamme, die ohne dringende 
Abhaltung jemanden ihre Hülfe verſagt, ſoll, auch 
wenn kein Schade erfolgt iſt, willführliche Geld⸗ 
oder Gefaͤngnißſtrafe leiden. 

F. 721. Hat fie ſich dergleichen Undienſtfertig⸗ 
keiten zur Gewohnheit gemacht: fo ſoll ihr die Trei- 
bung ihres Gewerbes gänzlich unterſagt, und eine 
andere an ihrer Statt beſtellt werden. 

F. 792. Niemand ſoll Nahrungsmittel. oder Ce: 
traͤnke, die nach ihrer Beſchaffenheit der Geſundheit 
nachtheilig find, bey Vermeidung nachdrücklicher 
Geld- oder leibesſtrafe, wiſſentlich verkaufen, oder 
Andern zu ihrem Gebrauche mittheilen. 

F. 723. Wer dergleichen lebensmittel auf eine 
der Geſundheit nachtheilige Weiſe verfalſcht; mit 
ſchaͤdlichen Materialien vermiſcht; beſonders aber 
ſich der Bleymitel bey Getraͤnßen bedient, foll nach 

Bewandniß der Umftände, und der daraus für, die 
Geſundheit entſtandenen Gefahr, mit Ein bis drey⸗ 
jähriger Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe belegt 
werden. 

$. 724. Außer der Strafe werden diejenigen, 
welche ſich des wiſſentlichen Verkaufs verdorbe⸗ 

M m in m 4 ner 
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ner oder mit ſchöͤdlichen Zuſäͤtzen vermiſchter Nah: 
rungsmittel ſchuldig machen, des Rechts, das ge⸗ 
mißbrauchte Gewerbe ferner zu treiben, auf immer 
verluſtig. 

$. 725: Der befundene Vorrath ſolcher Nah⸗ 
rungsmittel ſoll, wenn er keiner Verbeſſerung fähig 
iſt, ſofort vernichtet; ſonſt aber eingezogen, auf 
Koſten des Ueberrreters in tauglichen Stand geſetzt, 

und zum Beſten der Armen verwendet werden. 


FR den etten, Kleider, und andere Sachen, 
J 9 n, die an peſtartigen Krankheiten 
SE geſtorben ind, an üheem Leibe oder ſonſt zu ihrem 

teu; 


lichen Gebrauche gehabt haben, muͤſſen bey 
wlicher delbes- oder Geldſtrafe, ſofort vers 
| brannt werden. 
$: 727. 8) Iſt der Kranke an einer andern anſte⸗ 
1 ckenden Krankheit geſtorben: ſo iſt der Gebrauch 
oder Verkauf ſolcher Kleider und Sachen nur als⸗ 
dann erlaubt, wenn eln approbirter Arzt auf feine 
Pflicht bezeugt, daß denſelben durch Anwendung 
if der erforderlichen Mittel, die Gefahr der Anſteckung 
f benommen worden. 
| F. 727. b) Wer das Gewicht der Bettfedern durch 
Bleyweiß vermehrt, hat die $. 723.728, beſtimmte 
| Strafe verwirkt. 
beben $. 728. Niemand ſoll ſich kupferner nicht uͤber⸗ 
schine zinnter Gefäße zur Zubereitung der Speiſen be⸗ 


dienen. 
I $. 729. Kupferſchmiede und alle Andere, welche 
1 dergleichen nicht tuͤchtig uͤberzinntes Geſchirr ver⸗ 


kaufen, ſollen mit Conffscation ihres Vorraths, und 

einer Geldbuße von zehn bis zwanzig Thalern be⸗ 
ſtraft; im Wiederholungsfalle aber ihres Meiſter⸗ 

| rechts verluſtig erklart werden. 
$. 730. Gleiche Strafe trifft diejenigen Profeſ⸗ 
| ſtonſſten, welche zum Ueberzinnen kupferner Küs 
chengeſchirre einen Zufag von Bley 8 
. 731. 
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$. 731. Der unvorſichtige Gebrauch der Koh⸗ 
len in verſchloſſenen Gemoͤchern, wo der Dampf den 
darin befindlichen Perſonen gefährlich werden koͤnn⸗ 
te, iſt, wenn auch noch kein Schade geſchehen waͤre, 
mit drey bis zehn Thaler Geld, oder willkührlicher 
Gefaͤͤngnißſtrafe zu ahnden. 

$. 732. Die Obrigkeit jedes Ortes muß bey 7) wegen 
eigener Vertretung darauf ſehen, daß die zu Unter⸗ e 
haltung der Öffentlichen Reinlichkeit an den Hi inlich⸗ 
fern, und auf den Straßen, gegebenen Polizeyver⸗ keit; 
ordnungen, von einem jeden, ohne Unterſchied des 
Standes, bey willköhrlicher Geld: oder Gefängnif- 

ſtrafe genau befolgt werden. 

. 733. Niemand ſoll gegen eine Perſon, deren g wegen 
Schwangerſchaft ſichtbar, oder ihm bekannt iſt, Jeg nchen 
oder auch wiſfentlich in deren Gegenwart, Hand- Sanne 
lungen vornehmen, wodurch heftige Gemuͤthsbe⸗ . 
wegungen erregt zu werden pflegen. Kinder 

§. 734. Iſt dergleichen Handlung an ſich ſchon 
ſtrafbar: jo findet in einem ſolchen Falle, Schärfung 
der Strafe ſiatt. 

$. 735. Iſt auf die Handlung an ſich keine 
Strafe verordnet: jo ſoll, je nachdem ſie aus B. 
ſatz, Muthwillen, oder grober Unvorſichtigkei⸗ 
gangen worden, willkuͤhrliche Geld- oder Gifaͤng⸗ 
nißſtrafe, oder koͤrperliche Zuͤchtigung verhängt 
werden. 

H. 736. Auch diejenigen, denen ſonſt das Recht 
der mäßigen Zuͤchtigung zukommt, duͤrfen ſich dei: 
ſen gegen dergleichen ſchwangere Perſonen, bey 
willkuͤhrlicher Gefuͤngniß⸗ oder Geldſtrafe, do 
lange die Schwangerſchaft dauert, nicht bes 
dienen. 

F. 737. Perſonen, die während ihrer Schwan⸗ 
gerſchaft und vor der Entbindung gestorben find, 
durfen nicht eher beerdigt werden, als bis wegen 
Rettung des in Mutterlelbe befindlichen Kin⸗ 

Mmmm 5 des 
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des, die erforderlichen Anſtalten mit der nörhigen 
Vorſicht getroffen worden. 
2, Sezen, 9. 738. Mütter und Ammen ſollen Kinder 
Sluzlünge ter zwey Jahren bey Nachtzeit nicht in ihre B. 
ten nehmen, uud bey ſich oder andern ſchlafen 
laſſen. 

F. 739. Die ſolches thun, haben nach Bewa 
niß der Uimſtände, und der daben obwaltenden Ge⸗ 
fahr, Gefängnißſtrafe oder körperliche Zuͤchtigung 
2 9 7 k c 

20) Wegen . 740. Niemand ſoll, ohne wahrſcheinliche 

dane ai Gefahr eines nächtlichen Uleherfals, geladenes Ger 
wehr in ſeinem Hauſe verwahren; noch weniger ſel⸗ 
biges an Orte hinſtellen, oder aufhängen, wo Kin⸗ 
der oder andre unerfahrne Leute dazu kommen 
konnen. 

F. 74t. Auch Reisende, oder Jäger, welche 
geladenes Gewehr bey ſich führen, muͤſſen, wenn fie 
in ein Haus treten, oder irgendwo unter beuten 
ſich aufhalten, daſſelbe beſtändig in ihrer unmittel⸗ 
baren Obſicht haben, oder es des Schuſſes ent- 
ledigen. 

$ 742. Gaſtwirthe, bey welchen dergleichen 
Perſonen einkehren, muͤſſen darauf ſehen, daß 
entweder eins oder das andere geſchehe; oder fie 
muͤſſen das Gewehr dergeſtalt in eigne ſichere Ver⸗ 
wahrung nehmen, daß dadurch kein Schade ent⸗ 
ſteben kann. 

§. 743. Wer dieſen Vorſchriften ($. 740: bis 
742.) zuwider handelt, foll allemal mit Arreſt auf 
acht bis vierzehn Tage, oder mit fünf bis zehn 
Thaler Geldſtrafe belegt werden. 

N $. 744. Wird mit ſolchem Gewehre, und 
durch den unvorſichtigen Gebrauch deſſelben, je⸗ 
mand am Leben, leibe, oder Vermögen beſchaͤ⸗ 
digt: fo hat nicht nur der, welcher es führt, ſon⸗ 
dern auch der Haus oder Gaſtwirth, welcher 

feine 
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feine: Pflicht nicht beobachtet hat, Gefaͤngniß⸗ oder 
Feſtungsſtrafe, auf vier Wochen bis zu ſechs Mo⸗ 
nathen verwirkt. 

$. 745. Wer in bewohnten, oder gewöhnlich 
von Menſchen beſuchten Orten, ſich des Schießge⸗ 
wehrs, der Windbuͤchſen, oder Armbrüfte bedient, 
oder Feuerwerke ohne beſondere Erlaubnig der 
Obrigkeit abbrennt, ſoll, wenn auch kein Schade ges 
ſchehen iſt, in eine Strafe von fünf bis funfzig 
Thalern genommen werden. 

F. 746. Niemand ſoll Stilets und drepfantige, r 
oder ſogenannte Schilfklingen führen. 4 

$. 747. Gemeinen Leuten iſt, in Stöcken oder ficher aaa, 
auf audre Art verborgenes Gewehr zu führen, nicht fen; 
erlaubt. 

H. 74g. Die bloße Führung: ſolcher verbote⸗ 
nen Waffen ſoll mit Confisfation derſelben, und 
fünf bis zwanzig Thaler Geldſtrafe geahndet 
werden. 

9.749. Ohne beſondre Erlaubniß der Obrigkeit 1.) Megen 
darf niemand wilde, oder andre von Natur ſchaͤd⸗ J Daltıns 
liche Thiere halten. Ti 

9. 250. Die Obrigkeit muß die Erlaubniß bey 
eigner Vertretung nicht ertheilen, wenn fie ſich nicht 
zuvor uͤberzeugt hat, daß binlängliche ſichere Maaß⸗ 
regeln zur Verhütung alles beſorglichen Schadens 
genommen worden. 

$. 751. Wer ohne Etlaubniß der Obrigkelt 
ſchädliche Thiere hat, muß ſelbige ſofort wegſchaf⸗ 
fen, und außerdem zwanzig bis funfjig Thaler 
Geldſtrafe entrichten. 

5. 752. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher die obrigkeitliche Erlaubniß zwar erhalten, 
nachber aber die gehörigen Maaßregeln zur Werd 
tung alles Schadens vernachlaͤßigt hat. 

$. 753. Eben fo wird der Eigenthuͤmer eines 
ſonſt zahmen Thieres beſtraft, wenn N 

ſon⸗ 


Thiere: 


"UT 
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„ ſondre ſchaͤdliche Eigeuſchaften hat, und er, ſobald 
dieſes zu ſeiner Kenatni gelangt, zur Verhuͤtung 
des zu b ſorgenden Schadens nicht hinlaͤngliche 
Maaßregeln trifft. 

9.754 Auch die wegen Vorbeugung der Toll: 
heit beh den Hunden vorgeſchriebenen Polizeyge⸗ 
ſetze, iſt ein jeder bey Weimeioung der darin be⸗ 
stimmten Geld oder keibesſtrafen, genau zu beob⸗ 
achten verpflichtet. 

9.753. Das Aufhetzen der Hunde gegen Men⸗ 
ſchen ſoll, wenn auch kein Sch de daraus entſtan⸗ 
den iſt, mt willkͤͤhrlcher Geld ⸗ oder teibese 
ſtrafe belegt werden. 

gte F§. 756. Auf Straßen, Bruͤcken, und öffent: 

lichen Platzen; ſo wie in allen bewohnten von 

Menſchen zablreich beſuchten Gegenden, muß ein 

1 jeder des ſchnellen Reitens und Fahrens ſich ent⸗ 

halten. 

| 757. Die Uebertretung deffen ſoll mit fünf 

bis zehn Thalern Geldbuße, oder mit verhältnifie 

maͤßiger Sefängnifftrafe geahndet werden. 

nd Fehler des Pferdes an der Ueber⸗ 

: ſo bleibt der Reiter oder Fatrende 

| von der Strafe nur alsdann frey, wenn et den Feg⸗ 

8 ler vorher nicht gewußt hat, 

5 §. 759. Dogegen trift die Strafe den Eigen⸗ 

N thuͤmer des Pferdes, welcher den andern wegen des 

| 


Fehlers nicht in Zeiten gewarnt hat. 
F. 760. Die $; 757. verordnete Strafe hat auch 
derjenige verwirkt, weicher Pferde, oyne die gehd⸗ 
rige Auſſicht, auf öffentlichen Platzen, Straßſen, 
I} oder ſonſt im Freyen, wo ſie durch ihr Ausreißen, 
Beißen, Stoßen, oder Schlagen, Schaden anrich⸗ 

ten koͤnnen, ſtehen läßt. 

F. 767. Bey gleicher Strafe ſoll ſich niemand 
unterfangen, innerhalb der Stadt Pferde ein u⸗ 
fah⸗ 
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fabren, oder ſich zu Nachtzeit der Schlitten ohne 
Schellengelaute zu bedienen. 

$. 762. Miemand ſoll in Gegenden, die zum 10 wegen 
Ab: und Zugange des Publiei beſtimmt find, vor gar oben 
feinen Fenſtern, oder an feinem Hauſe, etwas ohne aufgellell 
gehörige Befeſtiaung auffisllen , oder aufhängen, ter Sachen; 
durch deſſen Herabſturz jemand beſchaͤdigt werden 
könnte. 5 

. 763. Der Uebertreter muß das Aufgeſtellte 
oder Autgehängze fofort weazuſchaffen angehalten, 
und außerdem um fünf Thaler beſtraft werden. 
(Te. l. Tit. VIII. ö. 74 faq.) 

F. 764. Gleiche Strafe hat derjenige verwirkt, 
welcher Sachen, die den Voruͤbergehenden, ſchoͤd⸗ 
lich werden konnten, aus dem Haufe oder aus den 
Fenſtern wirft. 

. 765. Jeder Eigenthuͤmer iſt ſchuldig, feine 15) Bep 
Gebäude derg Nalt in bauliche Stande zu unter een 
halten, daß durch deren Einſturz oder Abfall, den renz 
Einwohnern oder Vorübergehenden kein Schade 
widerfahre. 

9.766. Wer dies unterläßt, den ſoll die 
Obrigkeit durch Zwangsmittel dazu anhalten, 
und feine Nachläßigkeit mit zehn bis dreyßig 
Thaler Geld oder verkaͤltniß maͤßiger Leibesſtrafe 
ahnden. 

$. 767. Iſt der Eigenthuͤmer zu ſolchen Repara⸗ 
turen unvermdgend; jo muß die Obrigkeit dafür, 
bey eigner Vertretung, von Amts wegen ſo weit 
ſorgen, als es noͤchig iſt, um die dem Publico 
drohende Gefahr abzuwenden. (Th. I. Tit. VIII. 

H. 40. fag.) 

H. 768. Baumeiſter, die bey einem Baue oder 
einer Reparatur, oder bey der Auswahl der Mater 
rialien dazu, wider die allgemein anerkannten Re⸗ 
geln der Baukunſt dergeſtalt gehandelt haben, 
daß daraus eine Gefahr für die Einwohner oder 

das 


LT: 
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das Publicum entſteht, ſollen den Fehler auf eigene 
Koſten zu verbeſſern, angehalten werden. 
9.769. Verfallen fie zum zweytenmal in ber 

gleichen Fehler: To iſt ignen auſſerdem die fernere 
Treibung ihres Gewerbes, bey ein- bis zweyjaͤhri⸗ 
ger Gefaͤngnißſtrafe, zu unterſagen. 

§. 770, Der Vorwand, daß der Bauherr die 
fehlerhafte Führung des Baues, oder den Gebrauch 
der untauglichen Materialien ſelbſt verlangt, oder 
genehmigt habe, ſoll dem Baumelſter niemals zu 
ſtatten kommen. 

§. 771. Wenn jemand die ihm obliegende Unter: 

haltung öffentlicher Gebäude, Wege, Bruͤcken u, ſ. 
w. vernachlaͤßigt, und die an ihn ergangene Auffe 
derung fruchtlos geweſen iſt: fo foll die Obrigkeit 
die nöthigen Reparaturen von Amts wegen veran⸗ 
ſtalten; die Koſten aber von ihm durch Execution 
beytreiben laſſen. 

$. 772. Außerdem hat derſelbe eine Geldbuße 

von fuͤnf bis dreyßig Thalern, oder verhaͤltnißmaͤ⸗ 
Fige feibesfttafe verwirkt. 

F. 773. Bey allen Bauen und Reparaturen muͤſ⸗ 
ſen die unmittelbaren Aufſeher die erforderlichen 
Vorkehrungen treffen, damit nicht durch das Her⸗ 
abfallen der Materialien, durch den Einſturz der 
Geruͤſte, oder auf andere Art, jemand beſchaͤdigt 
werde. 


F. 774. Dergleichen Bauplätze find mit Stans 
gen dergeſtalt einzufaſſen, daß beſonders Kinder 
und Thiere, von Betretung folder gefährlichen 
Stellen zurückgehalten werden. 


. 778. Die Unterlaſſung dieſer Vorſchrift iſt an 
den nachlaͤßigen Aufſehern mit nachdrüͤcklicher Ger 
faͤngniß⸗ oder Geldſtrafe zu ahnden. 

9.776. Die Uebertretungen der Polizeygeſetze 
ziehen die dabey verordneten Strafen auch als⸗ 

dann 
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dann nach ſich, wenn dadurch noch kein wirklicher 

Schade entſtanden iſt. 

$. 777. Iſt aber durch die Uebertretung jemand Von Wera 
an feiner, Geſundheit oder an feinem leben wietlich ga hahn. 
verletzt worden: fo wird der Uebertreter noch aus Mbigkeit, 
ßerdem als einer, der den Schaden aus grober 

Fahrlaͤßigkeit zugefuͤgt hat, angeſehen. 

$. 778. Nach dem Grade dieſer Fahrläßigkeit; 
nach Bewandniß des mehr oder minder erheblichen 

Schadens; und je nachdem der Beschädigte vollig 
in den vorigen Stand wieder hergeſtellt werden 
kann, oder nicht, ſoll gegen den Beichäpiger Ge⸗ 
füngniße oder Feſtungsſtrafe auf Einen Monath bis 
zwey Jahre ſtatt finden. 

$. 779. Iſt die ſchwere Beſchaͤdigung eines 
Menſchen durch grobe Vernachlaͤßigung gewiſſer be⸗ 
ſondrer Amts- oder Berufspflichten veranlaßt wor⸗ 
den: ſo ſoll der Uebertreter, noch außer der nach 
vorſtehender Verordnung ihn treffenden Strafe, zu 
einem ſolchen Amte oder Gewerbe auf immer für 
unfähig erflärt werden. 

F. 780. Auch derjenige, welcher zwar ohne Ue⸗ 
bertretung ausdruͤcklicher Geſetze oder beſonderer 
Vorſchriften, aber doch durch grobe Bernachläfie 
gung der allgemeinen nach H. 691, einem jeden ob⸗ 
liegenden Vorſicht, jemanden am leibe oder leben 
beſchadigt, bat allemal verhältnigmäßige telbes⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

$. 787. Dieſe Strafe foll nach dem Stande up 
Alter des Uebertreters; nach Verhältniß des Ora⸗ 
des der Fah'rlaͤßigkeit ſelbſt; der Erheblichkeit des 
Schadens; und der erfolgenden oder nicht erfol⸗ 
genden Wiederherftellung des Beichädigren , auf 
idwwerliche Züchtigung, oder auf Gefängniffirafe 
von vierzehn Tagen bls zu, Einem, Fahre beftumine 
werden, 4 


9.782. 


Rettung 


beſonders 
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F. 782. Wer, ohne eigne erhebliche Gefahr, ei⸗ 
8 nen Menſchen aus der Hand der Rauber oder Mör⸗ 


der, aus Waſſer und Feuersnoth, oder aus einer 
andern drohenden Sebensgefahr retten koͤnnte; und 
es unterlaßt: ſoll, wenn der andre wirklich das 
Leben einbuͤßt, vierzehntͤgige Gefäangnißſtrafe 
leiden. ; 
$. 783. Außerdem ſoll feine liebloſigkeit, und 
deren erfolgte Beſtrafung, zu ſeiner Beichämung, 
und Andern zur Warnung, öffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden. 8 

$. 784. Dagegen ſoll der Edelmuth desjenigen, 
welcher einem feiner Nebenmenſchen das beben 
gerettet hat, namentlich und öffentlich bekannt ge⸗ 
macht, auch ſonſt nach Befinden belohnt werden. 

H. 785. Wer einen Scheintodten antrifft, muß, 


Ver Scheitigen Vermſeldung der F. 782. angedrohe ren Strafe, 


tobten, 


ihm ſchleunige Huͤlfe leiſten, und hat dafür vom 
Staate Vergütung der Auslagen, und bie in 
den Polizeygeſetzen beſtimmte Belohnung zu er⸗ 
warten. 

$. 786. Begebrt er dieſe Belohnung nicht: fo 
ſoll die dazu beſtimmte Geldſumme, nach ſeiner 
Anweiſung, unter die Armen vertheilt, und ihm 
für feine edle Bemuͤhung nach Vorſchrift des $. 784. 
oͤffentlich gedankt werden. 

F. 787. Wenn auch die angewendete Mühe vers 
geblich geweſen; fo muß dennoch dafür, nebſt Ver⸗ 
guͤtung der Auslagen, die Hälfte der im 9. 785. ges 
dachten Belohnung gegeben werden. 

F. 788. Ertrunkene muͤſſen ſogleich aus dem 
Waſſer gezogen; an ſchaͤdlichen Dämpfen Er⸗ 
ſtickte an die, freye luft gebracht; Gehaͤngte abge⸗ 
loͤſt; auch dergleichen Scheintodte, in jeglichem 
Falle, von preſſenden Kleidungsſtücken befreyet 
werden. 


. 9.759 · 
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F. 789. Die zuletzt gedachte Vorſicht muß auch 
bey denen, welche in ſchövlichen Dämpfen, erſuckt 
find, beobachtet, und dieſe muͤſſen ſogleich in die 
frühe kuft gebracht werden, 

F. 700. Es muß ſobald als dich ein Arzt 
oder Wundarzt herbeygebohit; der naͤchſten Obrig⸗ 
keit Nachricht gegeben; und ubrigens mit den 
Scheintodten nach näheren Vorſchriften der Poli- 
zeygeſetze verfahren werden. 

d. 791. Dieſenige Obrigkeit, welcher dieſe Ana 
zeige geichteßt, muß, wenn fie auch nicht die geths⸗ 
rige iſt, für die Rettung der Scheintodten ohne 
Zeuverluſt ſorgen. 

792. Gerichtsobrigkeiten und Aerzte, welche 
die vorge] riebene Huͤlfe vernachlößigen, oder 
nicht anhaltend leiſten, ſollen zur Unterfuchung ges 
zogen werden; und außer den Koſlin der Unterſu⸗ 
chung auch diejenigen tragen, weiche ſonſt, nach 
Vorſchrift des F. 785., aus der oͤffen-lichen Caſſe 
. werden muͤſſen. 

793. Ueber dieſes ſoll ihr liebloſes Betragen, 
zu 12 Beſchaͤmung, Öffentlich. bekannt gemacht 
werden. 

$. 794, Ben allen durch Fabrläͤßigkeit zugefüge 
ten leichtern el ute kann, nach Bewand⸗ 
niß der Umflände,, ftatt ber g. 778. und 780. geord⸗ 
neten leibes⸗, auf verhäftnißmäßige Geldſtraſe er⸗ 
kannt werden. 1 

$. 795. Daß und wie der Beſchͤͤdiger den 
Beſchädigten, oder deſſen Familie, wegen des 
Machthells entſchaͤdigen müſſe, welchen derſelbe 
an ſeinen Gliedmaßen, ſeiner Geſundheit, oder 
durch feine Verunſtaltung erlitten hat, iſt am 
gehbrigen Orte vorgeſchrieben. (Th. I. Tit. VI. 
. 98. 9.) 


F. 796. Vorſäßlich zugefuͤgte bloße ‚Schläge, Perce, 


Ausem. Eeſezb. . Band. Nunn 


oder andere geringe Verlehungen, die für den 55 Deich) 
Be l 


| 
j 
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Beſchadigten von keinen weitern nachtheiligen Ft 
gen find, follen den Dealinjurien gleich beftraft 
werden. (5. 62. faq.) 

797. Hat aber jemand dem Andern ſchwire 
Beſchadigungen, woraus für deſſelben Geſundheit 
oder Gliedmaaßen ein erheblicher Nachtheil entſte⸗ 
hen konnen, vorſäßlich zugefügt zo fo ſoll allemal vers 
halenißmuͤßige Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe ſiatt 

aden. 
5 F. 798. Nich Beſchaffenheit der Verletzung 
ſelbſt, der Erheblichkeit des zugefügten Schadens, 
und der erfolgenden Wiederherſtelung des Be⸗ 
ſchuͤdigten, fol die Dauer dieſer Strafe auf zwey 
Monache bis drey Jahre beflimmt werden. 

9. 799. Hat jemand bey einer zugefügten Ver⸗ 
letzung, die wirklich erfolgte Verſtüͤmmelung oder 
Verunſtaltung des Beſchaͤdigten zur Abſicht gehabt: 
fo kann die Strafe bis auf ſechs Jahre verlängert 
werden. 

F. 800. Iſt der Beſchaͤdigte durch dieſe Verle⸗ 
bung zu Verrichtung feiner Geſchaͤfte unbrauchbar 
geworden: fo ſoll ſechs⸗ bis zehnjährige Zuchthaus⸗ 
oder Feſtungeſtrafe eintreten. 

$ gar, Vorſötzlich verurſachter Wahnſinn wird 
dem Todſchlage gleich geachtet (§. 863.) 5 außer die⸗ 
ſem Fille aber wird der, welcher einen anhaltenden 
Wahnſinn durch feine Schuld veranlaßt, mit der⸗ 
jenigen Strafe belegt, welche der im Falle des er⸗ 
folgten Todes verwirkten am nuͤchſten kommt. 

K. 802. Wer ſich ſelbſt, durch vorfägliche 
Verſtuͤmmelung feines Körpers, zu feinen Buͤr⸗ 
gerpflichten, oder zu gewiſſen nach feinem Ber 
rufe ihm obliegenden Geſchoͤften untüchtig macht, 
der ſoll öffentliche körperliche Züchtigung, und 
Ein- bis drepfährige Zuchthaus“ oder Jeſtungs⸗ 
ſtrafe lelden. 


H. 803. 
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F. 803. Selbſtmoͤrder follen zwar nach ihrem 
Tode nicht beſchimpft werden; aber doch alles deſ⸗ 
fen, womit font das Abſterben und Andenken an⸗ 
drer leute von ihrem Stande oder Range geehrt 
zu werden pflegt, verluſtig ſeyn. . 

8.804. beute, die ſich ſcloſf das beben nehmen, 
um einer durch grobe Verbrechen berwirkten infa⸗ 
mirenden Strafe ſich zu eneztehen, ſollen, nach Be⸗ 

En des den Prozeß dirigirenden Gerichts, auf 
em Nichtplatze verſcharrt werben. 

H. gf. If bereits ein Strafurtel wider fie er: 
gangen: ſo ſoll daſſelbe an dem tobten Körper, fo 
weit es möglich, anſtaͤndig, und zur Abſchreckung 
Anderer dienlich iſt, vollzogen werden. 

$. 886. Wer iu der- Feinbfeligen Abfiche, einen Sopran, 
Andern zu beſchaͤdſgen, folhe- aul unter- 
nimmt, woraus, nach dem gelben, allgemein, 
bder ihm beſonders bekannten faufe der Dinar, der 
Top deſſelben erfolgen mußte, und ihn dadurch 
Wii ett; der hat als ein Todiſchlͤger die 
Strafe des OSchwerdts verwirkt. 

F. 907. Beweis eines . in der Perſan 
des Getodteten kann in de gel nur Vetſchzr⸗ 
fung; aber nicht eine Minderung der nach g. 908. 
verwirlten Strafe nach ſich ziehen. (F. 873. (g.) 

808. Nur ſo welt ein ſolcher Irrtum die 
Ströflichteit des böſen Vorſaßzes, oder die Ge fahr⸗ 
lichkelt der Handlung mindert, kann deshalb eine 
Minderung der nach den Geſetzen eintretenden 
ſchwereren Strafe Erste finden. 

F. 909. Alle Verleßungen, auf welche der Tod 
unmlttelbar erfolgt, find, wenn das Gegentheil 
nicht wahrſcheinlich iſt, als die Urſache des Todes 
anzuſehn. 

F. 810, Außerdem muß die Tödtlichkeit der Ver⸗ 
letzung nach der individuellen körperlichen Beſchaf⸗ 
fenbelt des Gerbdteten beurcheile werden. 

nnn 2 H. Uf. 
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$. 817. Hat der Thäter die aus feiner Handlung 
entſtehende lebensgefahr auch nur wageſcheinlich 
vorausgeſehen: fo hat er dennoch ot . 585. 66 
ſtimmte Todesſtrafe verwirft. 

$. 812. Es wird vermuthet, daß der Thäter dies 
jenige Gefahr wirklich vorausgeſehen habe, die ihm 
unter den vorhandenen Umſtinden nicht verborgen 
ſeyn konnte. 

F. 813. Wer ſich eines zum Töbten beſtimmten 
Inſtiruments auf eine tödliche Welſe bedient, hat 
die rechtliche Vermuthung, daß er die Lebensge⸗ 
| fahr vorausgeſehen habe, wider ſich. 8 
| F. 814, Eben dieſes findet ſtatt, wenn er ſich 
| eines andern Junfeuments auf eine Art bedient, 
| wie es nur in der Abſicht, zu töbten; gebraucht zu 
| werben pflegt. 

$. 815. Iſt es jedoch in den Fällen des $. grr 
| bis 814. nach den vorwaltenden beſonderen Umſtän⸗ 
den wahrſcheinlich, daß der Thaͤter dennoch die Ab⸗ 
ſicht zu tödten nicht gehabt habe; fo fell zehnjaͤhtige 
bis lebenswierige Zuchthaus oder Feſtungsſirafe 
an die Stelle der Todesſtrafe treten. 
F. 816. Iſt auf eine vorfäglich zugefuͤgte, aber 
N weder an ſich, noch in Beziehung auf den Beſchaͤ⸗ 
| digten, toͤdtliche Verletzung, der Tod dennoch, als 
mittelbare Wirkung dieſer Verletzung, erfolgt: 
fo ſoll der Thaͤter ſechs⸗ bis zehnjährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe leiden. 
§. 817. War die vorſaͤtzlich zugefuͤgte Ver⸗ 
lezung an ſich tödlich; das Leben des Beſchäͤ⸗ 
digten aber iſt durch beſondre Umſtaͤnde oder 
Zufälle noch erhalten worden: fo hat der Thä- 
ter zehnjährige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe 
verwirkt. 9 

d. 818. Hätte der Getbdtete durch rechtzeitige 
Huͤlfe gerettet werden konnen: der Thäter aber 
har denſelben hͤͤlſtos gelaſſen: fo iſt er, wenn er 

die 


8 * 
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die daraus entſtehende Gefahr vorausſehen muß⸗ 
te, A ein Todfchläger mit dem Schwerdte zu bes 
ſtrafen. . 

. 819. Iſt die vorſätzlich zugefügte, an ſich nicht 
töbtliche Wunde, ohne Schuld des Thäters röbelich 
geworden: fo tritt die $. 816. verordnete ſechs bis 
zehnſaͤhrige Feſtungsſtrafe ein. 

„ 820. Hat jemand, der an ſich im Stande ] 
der Mochmehr ſich befindet, mit Ueberſchreitung der | 
Graͤnzen derſelben, feinen Gegner gerödrer: fo ſoll 
wider ihn zwey bis vierjährige Jeſtungsſttafe ſtatt | 

inden. 

fi F. 821. Wer bey Ausübung des ihm zukommen⸗ 
den Rechts der mäßigen Züchtigung, einen Theil 
des Körpers, aus deſſen Beſchaͤdigung der Tod 
leicht erfolgen koͤnnte, worfählich verletzt; der ſoll, 
wenn der Gezuͤchtigte wirklich an der Verletzung 
ſtirbt, mit ſechs⸗ bis zehmjähriger Feſtungsſtrafe 
belegt werden. 

F. 822. Ein Gleiches foll ſtatt finden, wenn in 
dem Maaße, oder in der Dauer der Züchtigung, 
die Gränzen fo weit uͤberſchritten worden, daß der 
Tod des Gezuͤchtigten daraus erfolgt iſt. 

F. 823. Sind die vorſaͤtzlich zugefügten Miß⸗ 
handlungen fo beſchaffen geweſen, daß der Tod dar⸗ 
aus erfolgen mußte: fo iſt der Thäter als ein Todt⸗ 
ſchlͤger zu beſtrafen. 

H. 824. Iſt aber klar, daß die Ausuͤbung des 
Rechts zur Zuͤchtigung ein bloßer Vorwand, und 
hingegen der Vorſatz zu tödten wirklich vorhanden 
geweſen: fo findet die ordentliche Strafe des Mor⸗ 
des ſtatt. (h. 826. faq.) 

F. 825. Wachen und andere Staatsbeamte, 
welche das Recht, Gewalt anzuwenden, mißbrau⸗ 
chen, find ebenfalls nach Vorſchrift des 9. 821. bis 
824. zu beurtheilen. 


Nunn 3 H. Sas. 


Mord. 
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F. 926. Derſenige, welcher mie her über: 
leotem Dorlaße zu tdoren, einen Se leid 
Yeräbr, voll als eln Mörder mit der Strafe des Ra⸗ 
des von oben hera belegt werden. 

F. 827. Wenn jemand, mit dem Vorſaße zu 
tödten, einem Andern eine Berlezung zufügt, wel: 
che zwar an ſich nicht töptſich Äl, aber in der Folge 
durch einen Zufall lösttich wird: ſo ſoll er mit dem 
Schwerdte hinge aich et werden. 
mit dem 
9 


war, 


den: fo ſindet 

nebſt lebenewwierig 

ſtrafe fact. 
$. : 


9. 
welche vor, 
des an dem © 
ken allemal Schar; 


9, 
Feſtungs ⸗ oder ae hause 


Grauſamkeiten und Mißhandlungen, 
Y, oder nach DBeräbung des More 
ten „begangen worden, wir⸗ 
ug der vetwirkten Todesſtra⸗ 


fe. (F. f A 

$ 'rafe wird allein dadurch, 
daß die bos ge des Moͤrders mit Gering⸗ 
ſchagung des lebens verbunden geweſen, 
noch nicht a 


aber ausgemittelt, daß jemand, 
dem Gebrauche feines Berſtan⸗ 
rey, oder ſonſt in der Abſicht, 
hingerichtet zu werden, einen Todtſchlag begannen 
hat: ſo ſoll derſelbe zwar ſeinen Endzweck nicht 
erreichen; 

$. 832. Er ſoll aber lebenslang im engſlen Ge 
fängniffe unter beſonderer Aufſicht bewahrt, und 
zu gewiſſen beſtimmten Zeiten Öffentlich. gezuͤchtigt 
werden. 

F. 933. Wer tödtlich Verwunbeten, oder ſonſt 
Todtkranten, in vermeintlich guter Abſicht das 
beben 
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leben abkuͤrzt, iſt gleich einem fahrlaͤßigen Tode 
ſchloͤger, nach $. 778. 779. zu beſtrafen. 

9. 834. Wer einen Andern auf deſſen Ver⸗ 
langen ibdtet, oder ihm zum Selbſtmorde bes 
boͤlflich iſt, Vat ſechs⸗ bis zehnſaͤhrige, und bey 
einem überwiegenden Vetdachte, den Wunſch nach 
dem Tode bey dem Gerbdteten ſelbſt veranlaßt zu 
ötolerige Feſtungs⸗ oder Zuchthaus⸗ 


833, Worfühtiche Mbrher werden allein durch 
den Umſtand, bi Enlleibte ohnedies dem To⸗ 


. 886. Abſicht zu todten; die in die⸗ 
fer Abſicht Beschädigung; und der dar⸗ 
auf erfolgte Tos des Entleibten außer allen Zweifel 
geſetzt End; der Uunſtand aber, daß der Tod vie 

Wilkung der That geweſen aus andern Grin 
den, als der bloßen eigenen Angabe des Verdte⸗ 
chers, auch nur wahrſcheinlich erhellet: fo trüt die 
ordentliche Strafe des Mordes ei 

H. 837. Wer, in der Abficht zu töbten, feman⸗ 
den eing unheilbare Verletzung zufügt, iſt, je 
nachdem der Verwundete dadurch mehr oder 
weniger unbrauchbar oder ungläcklich gemacht 
worden, mit zehn, zwanzigſöbriger, ober le⸗ 
benswieriger Feſtungs + oder Zuchthausfirafe zu 
belegen. 

$. 83. a) Iſt die Abſicht zu tödten ſchon in aͤuſ⸗ 
ferliche Handlungen ausgebrochen; dadurch aber 
noch kein Schade verurſacht worden: ſo hat der 
Thoͤter vier bis fechsjährige Feſtungs: oder Zucht⸗ 
hausftrafe verwirkt. 

H. 838. b) Iſt er aber von Vollendung der That 
aus eigener Bewegung abgeſtanden: ſo kann er 
auf Begnadigung Anſpruch machen. 7 


Nunn 4 8. 839. 


Verabrede / 
der Mord. 
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§. 839. Haben Mehrere ſich zu Ausführung 
eines Mordes verbunden; fo hat der Mädels füh⸗ 
rer, wenn er zugleich zer unmittelbare Thoͤter 
geweſen, die Strafe des Rades von unten herauf 
verwirkt. 

F. 840. Hat der Raͤdelsfuͤhrer den Mord nicht 
unmittelbar verübt: fo trift ihn dennoch allemal die 
Strafe des Rades von oben herunter. 

$. Sar. Gegen denjenigen unter den übrigen 
Mitverbundenen, welcher den Mord wirklich aus⸗ 
geführt hat, findet die Strafe des Rades von oben 
herab; gegen die Andern aber, welche nach Vor⸗ 
ſchrift des F. 77. 74. als Miturheber anzuſehen 
find, ledenswierige Zuchtzaus⸗ oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe statt. 

$. 842. Kann der eigentliche Toter nicht aus⸗ 
gemittelt werden, fo find die ſömmtlichen Mit⸗ 
verbundenen, welche bey dem Morde ſeloſt Hand 
angelegt haben, mit der Scrafe des Schwerdtes zu 
belegen; den Raͤdelsfüͤtzrer aber trifft, auch in dies 
ſem Falle, die H. 840. beſtimmte Strafe des Rades 
von oben. 

F. 843. Iſt der Thäter aus gemittelt: ſo ſoll ger 
en die übrigen Mitverbundenen, welche bey der 
hat nicht Hand angelegt haben, nach Beſchaf⸗ 

fenheit ihrer ſonſtigen Mitwirkung, eine zehn: bis 
zwanzigjährige Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe er⸗ 
kannt werden. 

$ 834. Iſt bey einer unter Mehrern vorgefal⸗ 
lenen Schlaͤgerey ein Todſchlag begangen wor⸗ 
den: fo finden in Anſehung des uͤberfuͤhrten Thaͤ⸗ 
ters die Vorſchriften des §. 806. ad. vom Tod⸗ 
ſchlage ſtatt. 

$ 845. Haben Mehrere dem Entleibten töͤdt⸗ 
liche Wunden beygebracht: ſo iſt von dieſen der⸗ 

fenige , welcher zuerſt von den tödlichen Werk; 
zeugen 
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zeugen gegen denſelben Gebrauch gemacht hat, als 
Tobſchlaͤger zu beſtrafen. 

F. 845. Gegen die Uebrigen, welche gleichfalls 
uͤberfuͤhrt find, dem Entſeibten tödliche Wunden 
beygebracht zu haben, fell, nach Verböllnißß ihres 
böfen Vorſatzes, zehnjährige bis lebenswlerige Fe⸗ 
ſtungsſtrafe erkannt werden. 

F. 847. Diejenigen, welche ſich keines an ſich 
oder durch den gewahlten Gebrauch tödlichen (F. 
814.) Gewehrs bedient haben, ſind, wenn ſie den⸗ 
noch einer tödlichen Verwundung überführt wor⸗ 
den, mit ſechs⸗ bis zchmjähriger Feſtungs⸗ oder 
Zuchthausſtrafe zu belegen. 

F. 848. Wie ein im Tumulte, ohne vorherge⸗ 
gangene Conſpiration, veruͤbter Todtſchlag beſtraft 
werden folle, iſt im Vierten Abſchnitte $. 169. faq. 
verordnet. 

$. 849. Wer einem Andern die Veruͤbung einer Befohtnee 
Mordthat befohlen, aufgetragen, oder ihn dazu ges Neid. 
dungen bat, iſt als der Maͤdelsfuͤhrer des begange⸗ 
nen Mordes zu beſtrafen. 

F. 850. Mit der Strafe des Schwerdtes wird er 
belegt, wenn der Auftrag nicht ausdrücklich auf den 
wirklich erfolgten Todtſchlag, aber doch auf eine 
ſolche Beſchaͤdigung gerichtet geweſen, woraus, 
nach dem natürlichen und bekannten kaufe der Din⸗ 
ge, (H. 806.) der Tod des Beſchaͤdigten leicht erfol⸗ 
gen konnte. 


F. 851. Erhellet hingegen aus den Umſtaͤnden, 
daß in dem Falle des F. 850. die Tödtung nicht 
bloß ohne, ſondern auch wider ſeinen Willen erfolgt 
ſey: ſo hat er dennoch zehnjährige Feſtungsſtrafe 
verwirkt. 

FK. 852. Wer die Ausführung des aufgetrage⸗ 
nen Mordes übernimmt, iſt, wenn keine erſchwe⸗ 
rende Umfiände eintreten, dennoch als ein vor⸗ 

Nuun 5 ſaß⸗ 


| Banditen. 
1 Nang und 
Nord. 


Beraiß 
dung, 
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1 er Mörder, nach Voeſchelft des F. 825, mit 


dem Rade von oben zu best 
853. Unfiände, welche die Strafe des Mor: 
pt erſchweren, dder vermindern, muͤſ⸗ 
en Eu ſoſchen Moͤrder in Betrachtung 
gezogen werb 
FR 5 it ſich jemand ntehr als einmal zu Er⸗ 
er brauchen laſſen: ſo fell er zum 
chleift, und bafstoft mit der Strafe 


er, um zu rauben, 
werden ſolle, iſt im 
t 


, welche unter Um⸗ 
ut worden, die ih 

uͤglich ſchwer zu vermeiden 
der zu entdecken find, ſoll die durch ie Thor an 

ſich 95 erwi⸗ £ D aufe durch Schleifung 

ürft werden. 

1 geſchaͤrfte Strafe trifft alſo 


en, 


ber einen, Mord durch Gift began⸗ 

gen hat. 
$. 858. Das Verbrechen der Vergiftung iſt 
fuͤr vollzoge achten, wenn es gewiß ft, daß 
der Entleibte nach beygebrachtem Gifte geſtorben 


iſt; und es wenigſtens mit W. schein ichkeit aus⸗ 
gemittelt ben, daß der Tod eine wirkliche Folge 
des empfangenen Gifts geweſeh 

H. 889. — 5 der Leichnam nicht beſichtigt tere 
den können; ſo iſt der Tod für eine Wirkung des 
Gifts zu halten; wenn der Vergiftete binnen acht 
Dagen nach dem ihm zuletzt erwtislich beygebrach⸗ 
ten Giſte geſtorben iſt, und keine andre Urſache des 
Todes erhellet. 

F. 860. Wer zur Vergiftung durch Zuberei⸗ 
tung oder Herbeyſchaffung des Gifts 5 

0 


WW 
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lich hilft, ſoll mit dem Schwerdte hingerichtet 
wirben. 

F. 861. I Wiederholungsfalle tritt bie. 854. 
beſtimmte verjhärfte Strafe bes Rades ein. 
$. 862. Wan dos, in der Abfiche zu töbten, 
beygebrach chte Gift, ben De räifteren wahnjfinnig ges 
macht hat, und bie der herſlellung des ver⸗ 
lornen, iunfteg⸗ s zweifelhaft iſt: fo hat 
der Thäter die Strafe des Rades von oben ver⸗ 
wirkt. 


863. Hatte der Täter die Abſicht, den 


Versifteien wahnſinnig zu machen, und iſt dar⸗ 
aus in inn, befien Heilung zweifelhaft iſt, 

1 Jo ſoll die Strafe des Schwerdtes ſtalt 
inden. 


H. 864. Eben dieſe Strafe muß erkannt werden, 
wenn das wit der Abſſcht zu beten bensekrachte 
Gift eine Krankheit verurſacht hat, welche den 
Dergifteren auf Zeitlebens unbrauchbar oder un⸗ 
glücklich macht. 

$. 865. Hat das in böſer Abfliht beg brachte 
Gift nur eine beilbare Krankheit verurſocht: jo 
ſoll nach Beſchaffenhelt der Dauer und Gefahr dies 
ſer Krankpeit, eine zehnjährige bis lebens wierige 
Jeſtungs oder Zuchthaus ſtrafe ſtatt finden. 

H. 866. Sind jemanden unſchadliche Sachen 
mit der Abſicht zu, lödten beygebracht worden: ſo 
ſoll auf eine fechs= bis zehnjährige Zuchthaus⸗ oder 
Feſtungsſtrafe erkannt werde 

F. 967. Wer durch Liebestränke toͤdtet, hat eine 
zehn bis funfsehmjeheige Feſtungs⸗ oder Zucht⸗ 
bausſtrafe beripieft, 

F. 868. Im Falle eines dadurch veranlaßten uns 
e Wahaffante, fol acht bis zehnjährige 

Feſuumgs oder Zucht hr ausſtrafe fatt finden. 

. 869. Iſt durch. einen ſolchen liebestrank 
eine andre Krankbeit verurſacht worden: fo ſoll 

nach 


Verwand / 


1309 Zweyter Theil. Zwanzigſter Titel. 


nach Beſchaffenheit ihrer Gefahr und Dauer, eine 
vier bis achtfährige Zuchthaus: oder Feſtungsſtrafe 
erkannt werden. 

F. 870. Sind durch Vergiftung der Brunnen, 
Gewäſſer, Speiſen, Getränke, Kleidungsſtücke, 
oder anderer zum Gebrauch fuͤr Mehrere beſtimm⸗ 
ten Sachen, Menſchen ums leben gekommen: ſo 
ſoll der Vergifter zum Richtplatze geſchlelft, und 
von unten herauf gerädert werden. 

H. 871. Iſt durch dergleichen Vergiftung zwar 
niemand getödret; wohl aber mehreren Menſchen 
ein bleibender Nachtheil an ihrer Geſundheit zu⸗ 
gefügt worden: fo wird der Vergifter mit dem 
Schwerdte gerichtet, und der Körper aufs Rad 
gelegt. 

F. 872. Hat durch eine dergleichen Vergiftung 
noch kein Meuſch an ſeiner Gefundheit Schaden ges 
nommen: fo bat der Thaͤter Staupenſchlag und les 
benswierige Feſtungsſtrafe verwirkt. 

673. Kinder, die ihre Aeltern ermorden, ſol⸗ 
len öffentlich geftäupt, ſodann zum Richtplatze ges 
ſchleift, und daſelbſt mit dem Rade von unten her⸗ 
auf hingerichtet werden. 

$. 874. Mord der Kinder oder Ehegatten wird 
mit dem Rade von unten herauf, und mit Schlei⸗ 
fung des Verbrechers zum Richtplatze geſtraft. 


6. 875. Wer Geſchwiſter oder ſolche Seitenver⸗ 


wandten, denen er Reſpect ſchuldig, oder mit 
welchen er in häuslicher Verbindung lebt, ermors 
det, der foll, ebenfalls zum Richtplatze geſchleift, 
und mit dem Rade von oben herab hingerichtet 
werden. 

$. 876. Eine gleiche Strafe findet ſtatt, wenn 
ein Mord an angenommenen oder Pflege- Aeltern, 
oder Kindern, oder Vormuͤndern, oder Pflegebe⸗ 
fohlnen veruͤbt worden. 


9877. 
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F. 877.2) Ingleichen, wenn Geſinde feine Herr⸗ 
ſchaft; Umtarthanen ihre Obrigkeit; Untergebne ih⸗ 
ren Vorgeſehten ermorden. 

$. 877. b) Auch wird jeder an Beamten des 
Staats in oder wegen der Ausrichtung ihres Amts 
veruͤbte Mord, wenn nicht beſondre Gefege naͤtere 
Beſtimmungen enthalten, nach Vorſchrift des g. 
875. beſtraft. 

. 878. Todſchlag an Aeltern zieht öffentliche 
Geißelung, Schleifung zum Michtplatze, und Hins 
richtung durchs Schwerdt nach ſich. 

$. 879. Bey einem an Kindern oder Ehegatten 
begangenen Todtſchlage, wird die Strafe des 
Schwerdtes durch Schleifung des Verbrechers zum 
Richlplatze geſchoͤrft. 

F. 880. Wenn aber der Fall des Uebermaaßfes 
in der Züchtigung eintritt, finden die H. gar: gag. 
gegebenen Vorſchriften fett. 

H. 881. Wer an Geſchwiſtern, oder andern nach 
F. 878. 8777. 0. b) beſonders zu ſchonenden Perſonen, 
einen Todſchlag begeht, ſoll an einem Schandpfaßzle 
offentlich ausgeſtellt, und ſodann mit dem Schwerdte 
hingerichtet werden. 

$. 882. In Fallen, wo gegen gemeine Mörder 
nur die Strafe des Schwerdtes ſtatt finder, trift 
die Moͤrder der Aeltern die Strafe des Rades 
von oben herunter, mit der H. 878. verordneten 
Schärfung. 

$. 883. In eben dieſen Fällen werden die 
Mörder der Kinder und Ehegatten zur Nichts 
ſtaͤtte geſchleift, und daſelbſt mit dem Schwerdte 
hingerichtet, 

H. 884. In Fällen, wo ein gemeiner Todtſchlaͤ⸗ 
ger lebenswierige Feſtungeſtrafe verwirft haben 
wurde, wird ein an Aeltern verübter Todſchlag mit 
dem Schwerdte geſtraft. 


9. 883. 


} 
| 


I 
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9. 885. In der Beſirgſung eines an Altern 
oder andern Verwandten begangenen Todtſchlags 
oder Morbed, macht es keinen Ulnterſchied: ob die 
Verwandſchaſt aus einer Ehe, oder dutch unehe⸗ 
ich af entſtanden fen, 

$ och muß in allen Fallen, wo die 
Strafe der Verwandtſchaft wegen erhöht oder ge⸗ 

ſchaͤrft werden ſoll, der Täter das zwiſchen ihm 
und dem Getbvleten obwaltende Band gewußt 
haben. 
Kudermord. H. 887. Die Töhtung neugebobener Kindee 
wird bier mit dem Damen des Kinderimordss 
belegt. . 
9. 988. Um den Kindermord moͤgſichſt zu ver 
„ haben die Geſetze unbeſcholtnen ledigen 
Wale, Weibsperſonen, wenn fie unter dem Verſprechen 
baue; der Che geſchtwaͤngert worden, die Rechte und 
Warden einer Ehefrau, oder wo die Ehe nicht ſtatt 
finden kann, einer Hausfrau bengelegt, (Tit. I. 5. 
1047. ad.) 

F. Kg. In ſezlichem Falle haben Weibsperſo⸗ 
nen, welche außer der Ehe geſchwöngert worden, 
dle Tit. . F. d. oder doch die F. 1028. qq. 
beſtimmte Entſchävigung, von dem Schwäugerer 
zu erwarten, 

F. 890. Auch für das Beſte der aus einem un⸗ 
ehelichen, Beyſchlafe erzeugten Kinder iſt durch die 
Vorschriften des neunten Abſchnitts um zweyten 
Titel geſorgt. 

F. 89 T. Sobald die Schwangerſchoft angezeigt 
iſt, muß der leibesfrucht ein Dazmund beſtellt wer⸗ 
den, welcher deren Rechte wahrnehmen, und für 
des Kindes Verpflegung und Erziehung ſorgen 
muß,. (Tit. II. F. 614. ad.) 

§. 892. In welchen Fellen die Verwandten 
der Mutter und des Schwoͤngerers, und zuletzt 
der Staat bey Verpflegung des uneßelichen Kin 

des 


en 
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des zu Hülfe kommen muͤſſen, iſt ebenfalls am an⸗ 
geführten Orte verordnet. 

$ 693. Beſonders iſt jedes Orts Obrigkeit die 
Vorſorge Für dergleichen Kinder zu ubernehmen 
ſchu dig. 

§. 894. Wo keine öffentliche Gebaͤbrhäuſer 
vorhanden find, muß die an fedem Orte zur 
Huͤlfe der unehelich Geſchwaͤngerten beſtellte Sch 
umme, ſchwangere und der Entbindung gabe 
Perfonen, die ſich bey ihr melden, ohne Wider⸗ 
rede aufnebmen, und mit der erforderlichen Pflege 
verſorgen. 

g. 895. Die Obrigkeit jedes Orts muß dafür 
ſorgen, daf den Hebammen, welche zu die 
pflegung beſtimmt ind, elne binläͤuglich g 
Wohnung verſchafft, und fir mit dem nörbigei 
ſchuſſe, zu reitung der Dlisberkunfid und Ders 
pflegungstoften.,. verfehen worden. 

9. 896. Kann dergleichen Vorſchuß bon. ‚dem 
Schwaͤngerer, oder denen, welche b 1 d 
mangelung oder Linverim! 
nicht ſofort bengerrichen werden: 
keit ſelbigen aus einer dazu ang 
chen Caſſe nehmen. 

F. 897: If dle Gieſchwöngerte den Vorschuß aus 
eigenen Witten zu leiſten im Stande: ſo ſoll ihr 
dazu durch die bereweſte Execution gegen den 
Schwoͤngerer wieder verholfen werden. 

F. 898. Auch I der Unverwanbter, und 
überhaupt jeder wohlgeſinnte Bürger des Staats 
berechtigt, ſich der Geſchwängerten anzunetzmen, 
fie zu detpflegen, und die Auslagen von demjeni⸗ 
gen, welcher eigentlich dazu verpflichtet wäre, zur, 
ruͤckzufordern. 

H. 899. Zur Feſtſetzung ſolcher Forderungen, 
J. 897. 998.) ſoll dein focmlicher Prosch vesſtattetz, 
ſondern die obrigleitlich ermäßigte Summe! von, 

dem 


1 TR rar ran Tr re 
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dem eigentlichen Schuldner, ſobald derſelbe ausge⸗ 
mittelt iſt, unvorzäglich bey getrieben werden. 

900. An Orten, wo zur Gebürtshülfe der 
unehelich Geſchwängerten keine eigenen Hebammen 
beſtellt find, muß diejenige, bey welcher ſich die 
Schwangere meldet, mit deren Anverwandten, 
Herrſchaft, oder Hausgeuoſſen, den Ort der Nies 
derkunſt, und die Verpflegung woͤhrend der Wo⸗ 
chen verabreden; wenn dles aber nicht geschehen 
kann, der Obrigkeit den Fall zur weitern Weft, 
gung anzeigen. 

a) Entder $. gor. Jede Frawensperfon, die eines unheld 
Sag der chen Beyſchlafs ſich bewußt iſt, muß auf ihre 
gerſchaft, löͤrperliche Beſchaffenheit, und die bey ihr ſich 
2) von ereignenden ungewöhallchen Umſtände ſorgfaͤltig 
der Acht haben. 

Sawan, F. 902. Mütter, Pflegerinnen, und Andere, 
die in Ermangelung der Mutter an deren Stelle 
treten, muͤſſen daher ihre Töchter oder Pflegebe⸗ 
fohlnen, nach zurüuͤckgelegtem vierzehnten Jahre, 
von den Kennzeichen der Schwangerſchaft, und 
den Vorſichtsregeln bey Schwaugerſchaften und 
Niederkunften, beſonders von der Nothwendigkeit 
der Verbindung der Nabelſchnur, jedoch mit Vor⸗ 
ſicht, unterrichten. 

F. 903. Sobald eine Geſchwächte aus ſolchen 
F e Umftänden eine 5 


vermutken kann, muß fie A ihrem. & 
ter Machricht-acben; au dei . 
mindern, oder bey di N ae 
amme, oder einer andern Ice 
en ae 
bedienen 
} 15 er Frauenspirſonen, welche ſich nicht 
unter Aufſicht ihrer Anverwandten oder Vormuͤn⸗ 
der befinden; oder ſich dieſen ſogleich zu ent⸗ 
decken Anſtand nehmen; muͤſſen, ſobald fie ihrer 
Schwan⸗ 
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Schwangerſchaft gewiß find, nothwendig eine 
Hebamme, oder einem Geburtähelfer, ſich anver⸗ 
trauen, und mit denſelben, wegen ihrer Fünftigen 
n die vorläufigen Anſtalten verab⸗ 
reden. 

$. 905. Mähert ſich die Zeit der Niederkunft: 
fo muß ſich die Geſchwächte zu der von ihrer 
Schwangerſchaft u ichteten Hebamme begeben, 
und ihr den Ort ihres Aufenchalts, und die zu ih⸗ 
rer Niederkunft wirklich getroffenen Anſtalten näher 
anzeigen. 

. 906. Jede Perſon, der eine außer der Ehe 
Geſchwängerte ihr Öeheimmiß anvertrauet har, muß 
ſelbiges, bey willkührlicher, doch nachdeüͤcklicher 
Strafe (H. 34. 35.) To lange verſchweigen, als keine 
Gefahr eines wirklichen Verbrechens von Seiten 
der Geſchwaͤchten zu beſorgen iſt. 

$. 90). Die öffentlich beftelltem Hebammen und 
Geburtshelfer ſollen daher zur Verſchwiegentzeit in 
dergleichen Fällen beſonders mit verpflichtet 
werden. 

$. 908. Hebammen, welche den unehelich Ge⸗ 
ſchwängerten Vorwürfe machen, oder fie hart bes 
handeln, follen, nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, 
als Inſurianten beſtraft, und ibres Amts entſetzt 
werden. 

$. 909. Eine Geſchwoͤchte, die ihre Schwan⸗ 
gerſchaft gehörig entdeckt; und den Anweiſungen 
der Perſonen, welchen fie ſich anvertrauet hatte, 
treulich nachlommt; auch bey herannahender Dies 
derkunft ihre Pflicht erfullt; bleibt von aller Ver⸗ 
antwortung ſrey; ſelbſt wenn ein todtes Kind zur 
Welt kommen ſollte. 

$. H 10. Gsibieht die Enthinbung in. Beuſenn 
an samen, unter. welche duch. die Mütter- 
tepnen ut: fo kenn die Geburt, außer dem Falle 

Augen, Geſenb. IV: Band. Dooo einer 


— — — 
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einer richterlichen Nachfrage, gegen jedermann 
verſchwiegen werden. 


F. 911. Wenn der Geburtshelfer oder die Hab⸗ 


amme gegenwärtig iſt; fo iſt die Anweſengeit einer 
1 ‚einzigen ehrbaren Frau hinreichend. 


$. 912. War aber nur die Geburtsbelferin, 
oder eine andere Perfon, ganz allein bey der Nic: 
derfunft zugegen: fo muß dieſe, wenn das Kind 


5 tobr elt gekommen , oder binnen vier und 
| zwanzig Stunden nach der G gtſtorben kr 
| einen ſoſchen Vorfall, ben Wermeivung dreg bis 


fedsmonarblicher Gefänanif; oder Zuchrhausfirafe, 
dem Richter ohne Zeitverluft zur nähern Unterfu: 
chung anzeigen. 


F. 913. Ueberhaupt muß, außer dem Folle des 

F. 910 gir., die todtaeborne, oder binnen vier und 

zwanzig Stunden nach der Geburt verſtorbene un⸗ 

eheliche eibesfrucht, dem Richter allemal binnen 

vier und zwanzig Stunden nach der Geburt, ober 
dem Tode des Kindes, vorgezeigt werden. 


m Von Sei- F. 914. Jede Mannsperſon, die ſich eines außer 

Sch, der Ehe aepflogenen Beyſchlafs bewußt iſt, muß 

gerers. auf die Folgen, welche dieſe Handlung bey der Ges 
ſchwäͤchten hervorbringen kann, aufmerkſam ſeyn. 


$. 915. Sobald er durch die Entdeckung der Ge⸗ 

ſchwöchten, oder fonft, die vorhandene Schwa 

N gerſchaft vermuthen kann, muß er darauf dringen, 

daß die Geſchwoͤchte den geſetzlichen Vorſchriften 
F. 901913. gehörig nachkomme. 


F. 916. Derabiäumr er dieſe Pflicht (F. 9180 fo 
macht er ſich in allen Faͤlen, wo die Geſchwaͤchte 
zur Strafe gezogen werden wuß, einer zwey ois 
vietmonathlichen Gefaͤngnißſirafe ſchuldig. 


9.917. 
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F. 917. Auf die einer Schwangerſchaft berdäch: © der gel, 
tigen Weibsperſonen muͤſſen die Aeltern derſelben, ur Saen 
beſonders die Mutter, oder die an deren Stelle und Haus. 
tritt, genaue Obſicht nehmen. wirebinnen, 

$. 918, Eine gleiche Pflicht liegt den Dienſt⸗ 
hertſchaften, oder denjenigen Hausbedienten ob, 
dewen die Auſſicht über das weibliche Geſinde auf⸗ 
getragen iſt. 

9.919. Auch Haus oder Stubenwirthinnen, 
bey welchen ledige Welbeperſonen gemeinen Stanz 
des obne ihre Aeltern ſich eingemielhet haben, koͤn⸗ 
nen ſich dieſer Obliegenheit nicht entziehen. 

$. 920. Alle vorſtehend benannte Perſonen muͤſ⸗ 
ſen, ſobald ſie zum Verdachte einer Schwanger⸗ 
ſchaft Anlaß finden, die Verdächtige zur Rede ſtel⸗ 
len; und nach erfolgtem Elngeſtaͤndniſſe, das, was 
zur Verhütung eines beſorglichen Verbrechens dies 
nen kann, veranſtalten. 


F. oer. Wollen fie dergleichen Vorhaltung nicht 
ſelbſt übernehmen; oder löugnet bie Verdächtige 
eine vorhandne Schwangerſchaſt beharrlich, ohne 
die Gründe des Verdachts durch wahrſcheinliche Ge⸗ 
gengrände zu heben: jo fen fie ihren Verdacht, 
nebſt den Gruͤnden deſſelben, der Obrigkeit zur wei⸗ 
tern Unterſuchung anzeigen. j 

F. 922. Jede der Schwangerſchaft Verbächtige 
muß ſich, bey behartlichem käugnen, auf Verlan⸗ 
gen der Aeſtern, Dienſtherrſchaft, oder Obrig⸗ 
keit, und nach dem Befinden zweyer ehrbaren 
Frauen, der Unterſuchung einer vereideten Heb⸗ 
amme unterwerfen. 

6.923, Findet dieſe keinen Grund zum Ver⸗ 
dacht: fo müſſen Aeltern, Dienſtherrſchaften, und 
Obrigkeit, bey ihrem Zeugniſſe ſich beruhigen. 


Doo0 2 8.924 
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924. Die Hebamme ſelbſt aber muß noch fer⸗ 
ner auf dergleichen verdächtig geweſene Perſon ein 
wachſames Auge richten, und, bey ſich ereign 
dem vermehtten Verdachte, die Unterſuchung wi 
derholen. 

. 925. Wird die Verdächtige ben der Unterſu⸗ 
chung wirlich a 
Hebamme entweder mit den 2 
Vorgeſetzten der & een, wegen der Art ihrer 

Niederkunft das nd. verabreden; oder den Fall 
der Obrigkeit anzelgen. 

b. 926. Im letztern Falle muß die Obrigkeit die 
Schwangere einer genauen Aufſicht unterordnen, 
und zur Verhütung eines Kindermords zweckmaͤßige 
N treffen. 

927. Wenn die F. 917.919. und 924. benann⸗ 
ten ee ihre Pflichten vernachläßtgen, und 
dadurch zu einem Kindermorde auch nur entfernten 
Anlaß geben: fo haben fie dadurch zwey „vier, bis 
ſechsmonatliche Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthausſlrafe 
verwirkt. 

F. 928. Muͤtter und Pflegerinnen, die ſich einer 
ſolchen Verabſaumung ihrer Pflichten ſchuldig ma⸗ 
chen, ſollen mit der haͤtteſten im H. 927. beſtimm⸗ 
ten Strafe belegt; elige beteten aber, 
nach Verhältniß ihrer Verſchuldung, mit Suſpen⸗ 
ſion oder Caſſation beſtraft werden. 


0 piicem F. 929. Auch solchen Perſonen, welche mit der 


arenen Sefihmwängerten in keiner 


denen eine 


Schwangere ſtehen, liegt dennoch ob, di 


beſondern Verbindung 
ſelbe, wenn ſie ihnen 


ſch teak, ihre Schwangerſchaft andertrauet, oder eingefleht, 


zu Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften 

(§. 901, fgg.) anzumahnen. 
9.930. Nehmen fie wahr, daß fie ihre Schwan⸗ 
5 auf eine geſetztoibrige Weiſe zu o 
heimlichen Willens fen: fo muͤſſen fie ſolches ih: 
Iren Aeltern, Vormuͤndern, oder andern Perſo⸗ 
nen 
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nen, unter deren nähern Aufſicht fie ſich benden 
oder auch der Obrigkeit ungeſaͤumt anzeigen. 

931. Die unterlaſſene Beobachtung dieſer 
Dorjcheiften foll, wenn die leibesfrucht durch Schuld 
der Geſchwaͤchten verunglͤckt, mit einer vierwö⸗ 
chentlichen Gefaͤngniß⸗, oder funfzig Thalern Geld⸗ 
firafe geahndet werden. 

F. 932. Ueber dieſes follen alle diejenigen, wel⸗ 
che ihre Pflicht, die Schwangerſchaft zu entdecken, 
vernachlöfige haben, wegen der ſaͤmmtlichen Unter⸗ 
ſuchungskoſten für das Ganze haften. 

$.933. Eine Geſchwächte, welche die Entde⸗ Berbeimtiz 
dung der Schwangerschaft an die Aeltern, Wormin- Schanzen, 
der, Dlenſtherrſchaften, Hebammen oder Obrigkeit, ſchaſt. 
länger als vierzehn Tage, nachdem fie dieſelbe zu- 
erſt wahrgenommen hatte, verſchiebt, macht ſich 
einer ſtrafbaren Verheimlichung der Schwanger⸗ 
ſchaft ſchuldig; und wegen aller daraus entſtehen⸗ 
den nachtheiligen Folgen verantwortlich. 

F. 934. Sobald die leibesfrucht das Alter von 
dreyßig Wochen erfuͤlt hat, kann der Votwand, 
daß die Geſchwoͤchte ihre Schwangerſchaft noch 
nicht wahrgenommen habe, oder die zu deren An⸗ 
zeige beſtimmte Friſt noch nicht abgelaufen fen, fer⸗ 
ner nicht ſtatt finden. 

6.935. Wird eine Geſchwaͤchte, die ihre 
Schwangerſchaft nicht vorſchriftsmaͤßig angezeigt 

at, von einer unzeitigen beſbesfrucht entzunde 
fo begründet diefes wider fie eine Anzeige (Indicium), 
daß fie die Frucht vorſaßlich abgetrieben (ebe. 
(5.996. (ad.) 

9.936. Wird diefer Verdacht durch die darauf 
gerichtete Unterſuchung nicht beftätigt: fo wird ſie 
wegen verheimlichter Schwangerſchaft nach den fol⸗ 
genden Vorſchriften beſtraft. 


Oooo 3 9.937. 


me 
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g 0 l vun 8.937. J Wenn fie feboch die unztitige deibes⸗ 
r feucht binnen vier und zwanzig Stunden nach ihrer 
t 1 Entbindung dem G. chte vorzeigt; und 
| der Unterſuchung keine Anzeigen einer 
Abtreibung oder Vernach 
ergeben: ſo ſoll fie mit aller Strafe derſchont, und 
nur in die Un nterſuchungskoſten verurtteilt werden. ] 
L. g. File r nun 1 an e e ber 
Seibesfrucht zur L 
wöchentliche Sefängnif, 
| $. 939. Hat fie die 
terlaffen; es findet ſich aber, daß ſelbige noch nicht 
dreyßig Wochen alt geweſen ſey: fo hat die Ge⸗ 
ſchwächte, wenn fie einer im F. 933. beſchriebenen 
5 Berk lich ig der Schwangerſchaft ſchul be⸗ 
| funden wird, je nachdem die teibesfrucht ſich d 
Alter mehr oder weniger genähert hatte, eine ſechs⸗ 
monatliche bis zweylaͤhrige Zuchthausſtrafe vers 
1 wirft. 
1 F. 940. Iſt die nicht vorgezeigte leibesfrucht 
wabeſcheinlicher Weiſe todt zur Welt gekommen; es 
kann aber nicht ausgemittelt werden: daß ſelbige 
unter dreyßig Wochen alt geweſen fen: fo hat die 
Gebährerin eine zwey⸗ bis Brepjäßtige Zuchthaus: 
ſtrafe zu getwärtigen. 
§. 947. Iſt es gewiß, daß das Kind bey der Ger 
burt gelebt habe; oder daß es zwar todt geboren, 
= Then dreyßig Wochen oder darüber alt gewe⸗ 
fen ſey: fo finden die in Anſehung der vollſtaͤndigen 
Kinder H. 944. und 957. [qg. gegebenen Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung. 
$. 942. Sit das Alter der leibesfrucht ungewiß; 
und iſt der Umſtand, daß ſie todt zur Welt gekom⸗ 
men fen, nicht auszumitteln: fo ſoll das Strafer⸗ 
kenntniß auf eine drey⸗ bis vierjährige Zuchthaus⸗ 
ſtrafe gerichtet werden. 


9.943. 


Von förperlichen Verletzungen. 131 T 


F. 943. a) Iſt es ungewiß: ob die Geſchwaͤn⸗ 
gerte ihre Schwangerſchaft gewußt habe; dagegen 
aber ausgemittelt, daß die Frucht noch nicht das 
Alter von drey Monathen erreicht hatte; und find 
ſonſt keine Anzeigen des gefliſſentlichen Mißgebäg⸗ 
rens vorhanden: jo ſoll mit weiterer Unterſuchung 
gegen die Gebaͤhrerin nicht verfahren werden. 


$. 943. b) Iſt ausgemittelt, daß die Frucht ſchon 
über drey Monathe, aber noch nicht dreyßig Wochen 
alt geweſen; und kann die Gebährerin nicht uͤber⸗ 
führe werden, ihre Schwangerſchaft ſchon bier zehn 
Tage vor der Entbindung gewußt zu haben 9. 933.) 
fo hat die Geboͤhrerin dennoch, bloß weil fie die 
Frucht nicht vorgezeigt, Gefaͤngniß oder Zucht⸗ 
hausflrafe auf dreh bis ſechs Monathe verwirkt. 
$. 944. Die Niederkunft iſt für verheimlicht zu ach⸗ 5 
une 
Beyſtand erſucht, und auch keine andre ehrbare kunft. 
Welbsperſon dabey zugezogen worden. 1 


F. 945. Doch ſoll die Niederkunft niemals für 
verheimlicht geachtet werden, wenn die Gedaͤhrerin, 
noch bey eintretenden Geburtswehen, um Hülfe ges 
rufen, und dieſelbe wirklich erhalten hat. 


F. 946. Dagegen ſoll aber auch einer Weibsper⸗ 
ſon, welche ihre Schwangerſchaft bis zur Mieder⸗ 
kunft verheimlicht hat, die Entſchuldigung, daß 
fie von der Geburt übereilt worden, niemals zu flat: 
ten kommen. N 


J. 947. Wenn wider die Verordnung des 
F. 912,913. das todgeborne, oder binnen vier und 
zwanzig Stunden nach der Geburt verſtorbene 
Kind, nicht binnen der daſelbſt beſtimmten Friſt 
dem Gerichte vorgezeigt worden: ſo iſt, wenn auch 
die Schwangerſchaft angezeigt, die Vorſchrift des 
Dood 4 L 944. 


eint 
ten, wenn zur Zeit der Geburt keine Hebamme um glieder 


a) Hine. 
Web. inn 
Ka der 
wars 
gerſchaſt. 
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944. aber nicht beobachtet worden, dennoch die 
kunft für verheimlicht zu achten. 

F. 948. Iſt das Kind am Leben erhalten worden: 
fo fol die Verteimlichung der Geburt nicht gerügt 
werden. 

H. 949. Hat die Geſchwäͤchte ihre Schwanger⸗ 
ſchaft zwar entdeckt; aber dennoch ihre Niederkunft 
wider die Vorſchrift des H. 944. verheimlicht; und 
das todgeborne, oder binnen vier und zwanzig 
Stunden nach der Geburt verſtorbene Kind, iſt 
ohne kirchliches Begraͤbniß heimlich weggeſchaft wor⸗ 
den: fo hat ſie ſchon dafür eine ſechsmonatliche 
Buchrkausfiafe verwirft. 

F. 950. Eben dleſe Strafe finder ſtatt, wenn 
das todte Kind durch Zufall, ober ſonſt ohne ihr 
Zuthun, dem ordentlichen Begräbniffe, oder der 
richterlichen Unterſuchung entzogen, und dem Rich⸗ 
ter ein ſolcher Vorfall nicht binnen vier und zwan⸗ 
zig Stunden angezeigt worden. 

$. 951. Ein ſolcher Zufall wird nicht vermuthet; 
ſondern muß klar nachgewieſen werden, oder doch 
aus den Umſtaͤnden wahrſcheinlich erhellen. 


$. 952. Die $. 949. beſtimmte Strafe findet 
ſtatt, wenn auch kein weiterer Grund vorhanden 
iſt, anzunehmen, daß die Gebäßrerin an dem Tode 
der leibesfrucht Schuld habe. 


$. 953. Kann die Art und Ueſach des Todes 
J. 952.) durch Beſichtigung des Kindes nicht mehr 
ausgemittelt werden: fo hat die Gebährerin eine 

zweyjaͤhrige Zuchthausſtrafe verwirkt. 
$. 954. Iſt der Zufall, wodurch das Kind dem 
Begraͤbaſſſe, oder der richterlichen Unterſuchung 
entzogen wird, durch die Schuld der Gebährerin 
veranlaßt worden: ſo hat ſie, wenn ihre Unſchuld 
on dem Tode des Kindes ausgemittelt iſt, eine 
Einjährige; bey dem Mangel dieſes Beweiſes aber 
eine 
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eine zwey bis dreyjaͤhrige Zuchthausſtrafe zu ges 
märtigen. 

F. 955. Hat bie Geböhrerin die feibesfrucht vor⸗ 
fäßlich in den Zuſtand verfeht, daß ihre Verſchul⸗ 
dung oder Unſchuld an dem Tode des Kindes nicht 
mehr ausgemittelt werden kann: ſo hat ſie, der 
angezeigten Schwangerſchaft ungeachtet, nach 
Verhältniß der wider fie ftreitenden Vermuthung 
einer böſen Abſicht, eine vier bis fechsjährige 
Zuchthausſtrafe verwirkt. 

F. 956. Iſt fie einer vorfäßlichen unnatürlichen 
Behandlung des Kindes verdächtig: ſo ſoll ſie, je 
nachdem dieſer Verdacht mehr oder weniger dringend 
iſt, mit einer ſechs⸗ bis zehnjährigen Zuchthaus 
ſtrafe belegt werden. 


$. 957. Hat die Geſchwächte Schwangerſchaftſe) mit ver 
und Niederkunft verheimlicht; fo foll fie, wenn fie Eil 
ein volftändiges Kind todt zur Welt gebracht hat, gerſchalt 
mit vier bis ſechs jähriger Zuchthausarbeit ge: perbünden. 


ſtraft werden. 

F. 958. Einem vollſtaͤndigen Kinde wird eine 

Aabeafeache, welche ſchon Über dreyßig Wochen alt 
iſt, gleich geachtet; doch ſoll, wenn das Kind nicht 
vollig ausgetragen geweſen, nur der niedrigſte Grad 
der ee Strafe ſtatt finden. 
F. 959. Hat das Kind, nach dem Befunde der 
81 in der Geburt noch gelebt: ſo 
wird die $. 957. beſtimmte Strafe auf acht bis zehn 
Jahre erhöht, 

F. 960. a) Zeigen ſich aber an dem Körper des 
Kindes tödtliche . „obne daß ein von 
der Mutter veruͤbter Mord vollſtaͤndig ausgemittelt 
iſt: fo ſoll dieſelbe dennoch mit öffentlichem Stau⸗ 
penſchlage und lebenswieriger Zuchthausſtrafe be⸗ 
legt werden. 

$. 960. b) Iſt zwar keine Spur tödtlicher Ber: 
letzung, wol aber der Verdacht einer ſonſtigen 

Dooo5 unnatlpe 
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unnatürlichen und lebensgefuͤhrlichen Behandlung 
gegen die Gebährerin, welche Schwangerſchaft und 
Geburt vechrimlicht hat, vorhanden: fo findet ges 
gen fie zwolf bis funf zehnſahelge Zuchttausſtrafe, 


nebſt Willtommen und Abschied ftatt. 


nungsmäßige Unt 


Kindermord. 


F. 961. Iſt ein Kind, welches nach F. 958. für 
vollſtaͤndig zu achten, von einer Geſchwaͤchten, wel⸗ 
che die Schwangerſchaft nicht entdeckt hatte, heim⸗ 
lich geboren; deſſen Körper aber von ihr dergeſtalt 
behandelt, oder weggeſchaft worden, daß die ord⸗ 

chung der Sachverſtändigen: 
ob das Kind bey der Geburt gelebt habe! nicht 
mehr erfolgen kann: fo hat die Gebährerin gleiche 
Strafe ($. 980 b) verwirkt. 

F. 962. Iſt ſonſt ausgemittelt, daß das Kind in 
der Geburt geledt habe; die Mutter laugnet aber den 
Vorſatz, zu tödten, und kann deſſen auch ſonſt nicht 
überführt werden: fo ſoll die $. 960. a) beftimmte 
ordentliche Strafe wider fie ſtatt finden. 

F. 963. Der Beweis des Umſtandes, daß das 
erweislich ohne Schuld der Gebährerin , in oder 
nach der Geburt geſtorbene Kind, der richterlichen 
Unterſuchung durch einen von ihrer Seite unver⸗ 
ſchuldeten Zufall entzogen worden, kann dieſelbe, 
wenn ſie die Schwangerſchaft nicht angezeigt, und 
heimlich geboren hat, von der $. ‚959. beſtimmten 
acht: bis zehnjaͤhrigen Zuchthausſtrafe nicht bes 
freyen. - 
$. 964. Wenn es auch noch ungewiß iſt: ob die 
Gebaͤhrerin das todte Kind vorſätzlich der richterli⸗ 
chen Unterſuchung entzogen habe: ſo hat fie dennoch 
eine zehn- bis zwölfjährige Zuchrhausftrafe mit 
Willkommen und Abſchied verwirkt, wenn ſie ſo⸗ 
wohl die Schwangerſchaft als Geburt verheim⸗ 
licht hat. 

$. 965. Eine Mutter, die ihr neugebornes 
Kind bey oder nach der Geburt vorſäßlich ebdtet 

” G. 806. 
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(F. 806. und 826.), ſoll mit der Todesſlrafe des 
Schwerdts belegt werden. 

H. 966. Jude vorſötzliche Unternehmung oder 
Veranſtaltung der Mutter, welche den Tod ihres 
neugebornen Kindes, dem gewöhnlichen und ihr be⸗ 
kannten Laufe der Dinge gemäß, nach fi) gezogen 
Hat, iſt mit dieſer Strafe zu ahnden. 

$. 967. Wenn eine Wöchnerin ihr Kind durch 
unterlaſſene Verbindung der Nabelſchnur vorſätz⸗ 
lich verbfuten laßt oder demſelben die noͤthige Pfle⸗ 
ge und Wartung vorſäßzlich entzieht: fo wird fie als 

e Mordetin deſſelben angeſehn. 
968. Wenn zwar bie gefährliche Behandlung 
des Kindes ($. 966.) erreiefen; aber nicht genugſam 
aus gemittelt iſt, daß das Kind lebendig zur Welt 
gekommen ſey, oder in der Geburt noch gelebt habe: 
fo ſoll Staupenſchlag und lebenswierige Feſtungs⸗ 
ſtrafe ſtatt finden. 

$ 969. Hat die Mutter ein lebendiges Kind an 
einem Otte, wo es nicht leicht gefunden werden 
kann, ausgeſetzt, oder ausſetzen laſſen: ſo hat fie, 
wenn der Tod des Kindes dadurch verurſacht wor⸗ 
den, die Strafe des Schwerdts verwirkt. 

$. 970. Bleibt das ſolchergeſtalt ausgeſetzte Kind 
dennoch am leben: fo ſoll die Mutter ſechs⸗ bis 
zehnjaͤhrige Zuchthausſtrafe leiden. 

$. 971. Iſt die Ausſeßung an einem von Men⸗ 
ſchen gewöhnlich beſuchten Orte, und mit ſolchen 
Anſtalten geſchehen, woraus der Vorſatz, das fer 
ben des Kindes erhalten zu wollen, erheller: fo fin⸗ 
der, je nachdem das Kind leben bleibt, ober ums 
konimt, ſechs monatliche bis drepjaͤhrige Zuchthaus⸗ 
ſtrafe ſtatt. 

9. 973, II die Gebͤͤhrerin von ithren Aeltern 
zum Kindermerde verleitet worden: ſo fall fie 


zwar mit der Todesstrafe verſchont, aber us 
or⸗ 


Mitverbre / 
cher. 
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vorgaͤngigem Staupenſchlage, mit lebenswieriger 
Feſtungsſtrafe belegt werden. 

$. 973. Der Schwängerer, und die Aeltern, w 
che zur Veruͤbung eines Kindermords angereizt ha⸗ 
ben, oder dazu behulflich geweſen find, werden, 
wenn die That wirklich ausgeführt worden, mit 
dem Schwerdte hingerichtet. 

$. 974. Hat aber jemand von ihnen ohne Zuthun 
der Mütter den Mord ſeldſt verübt: fo trifft ihn al 
lemal die 2 826. beſtimmte Strafe des Mordes. 

$. 975. Sobald der Schwaͤngerer wahrnimmt, 
daß AR Geſchwaͤchte ihre Schwangerſchaft oder 
Niederkunft zu verheimlichen vorhabe, muß er den 
Aeltern, Dienſtherrſchaften, oder andern Perſonen, 
bey denen die Geſchwaͤngerte ſich aufhält, oder der 
Öffentlichen Hebamme des Orts, oder der Obrig⸗ 
keit ſelbſt, davon Nachricht geben. 

$. 976. Unterlaͤßt er dieſes, und das Kind verun⸗ 
gluckt: fo hat ein ſolcher Schwoͤngerer die Hälfte 
der Strafe, welche nach Unterſchled der Fälle die 
Geſchwoͤngerte leiden. muß, verwirkt. 

$. 977. Wird aber die Mutter mit Todes, le⸗ 
benswieriger, oder sehnjähriner Zuchthausſtrafe 
belegt: fo ſoll gegen einen ſolchen Schwaͤngerer 
fünf⸗ bis achtjaͤhrige Feſtungs⸗ oder Zuchthaus: 
ſtrafe fact finden. 

F. 978. Hat der Schwängerer die Geſchwoͤchte 
zur Verheimlichung der Schwangerſchaft und Mie⸗ 
derkunft ſelbſt aufgemuntert, verleitet, oder ihr 
dabey thͤͤtigen Beyſtand geleiſtet: fo ſoll er mit 
der Geſchwaͤchten gleiche Sttafe leiden. 

$. 979. Doch ſoll, wenn gegen die Geſchwächte 
Todes- oder lebenswierige Zuchthausftrafe er: 
kannt wird, der Schwaͤngerer in dieſem Falle 
(F. 978.) mit zehnjaͤhriger Feſtungsſtrafe belegt, 

und 
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und der Vollſtreckung des Tedesurtels an der Ges 
ſchwächten beyzuwohnen gendthigt werden. 

. 960. Hat ein Andter die Geſchwoͤngerte in ger 
ſeß wieter Verheimlichung der Schwangerſchaft 
oder Niederkunft, durch beſtimmten Nach, oder 
thärigen Beyſtand beguͤnſtiget: ſo ſoll dergleichen 
Perſon die Hälfte der von der Hauplverbrecherin 
verwirkten Strafe leiden. 

9.98 1. Wird die Kindermoͤrderin zum Tode, 
oder zu lebenswierigem Gefangniſſe vorurtheilt: ſo 
ſoll gegen diejenigen, welche die Verheimlichung 
der Geburt begünſtigt haben, fünf, bis ſechsjährige 
Feſlungs oder Zuchthaus ſtrafe ſtatt finden. 

5.982. Alles, was vorſtehend gegen den Kin⸗ Beim 
dermord, und gegen die Merkeimlichung der Geſch ele, 
Schwangerſchaft und Geburt veroroner ißt, gilt in arrten, wel, 
Ansehung aller Weibeperfonen, die ertttwever mie: dern ce 
mals verheirather geweſen, oder Mittiwen, oder fhriften 
von ihren Männern geichteden find. A fuß der 

9.983. Auch verbeirathete Weibsperſonen find > 
nach dieſen Geſetzen zu beurtheilen, wenn fie mer 
nigſtens Ein Jahr lang von ihren Männern entfernt 
gelebt haben; oder wenn fie ſonſt, aus Bewußtſeyn 
eines unehelichen Beyſchlafs, ihre Schwangerschaft 
und Geburt verheimlichen. 

9.984. Wenn Ehefrauen ihre ehelichen Kinder 
ermorden, ſo tritt die $. 874. beſtimmte Stra⸗ 

e ein. 

f $.985- Weibsperfonen, welche fich eines Mit: Abtretung 
tels bedienen, die feibesfrucht abzutreiben, haben ei 
ſchon dadurch Zuchthausſtrafe auf ſechs Monathe 

bis Ein Jahr verwirkt. 

H. 986. Iſt durch ſolche Mittel eine leibesfrucht 
innerhalb der erſten dreyßig Wochen der Schwan⸗ 
gerſchaft wirklich abgetrieben worden: fo ſoll die 
Thäterin mit Zuchthausfirafe auf zwey bis ſechs 


3 
Jahre belegt werden. 
= 9.987. 
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F. 987. Hat abır eine Weibsperſon, durch dere 
gleichen oder andere gewalcſame Mittel, den Tod 
der Seibesftucht nach der dreyßtaſten Woche ihrer 
Schwangerſchaft beförberer ſo sell dieselbe acht: 
bis debbie Juchtbaneſtafe leiden. 

§. 988. Wer vurch ſchödliche 


n, oder auf 


andre Art, zur Abtre s vorſötlich 
Huͤlfe leiſtec, wird mit gehen traf, wie die 
4 Mutter ſelbſt, belegt. 
| $. 989: welche ſich ſchon mehrerer 


ſolcher Verbrechen ſchuldig gemacht haben, ſollen, 
| wenn ſie auch dafur noch nicht beſtraft worden, zur 
Staupe geſchlagen, und lebenslang auf die Feſtung 


. Iſt die 2 
ohne Wiſſen und 
worden: fo hat der D en 
wierige Beftungeftafe verwirkt. 

§. 991. Sind in der Abſicht, eine Weibsperſon 
unfruchtbar zu ma „ ſchaͤpliche Arzeney⸗ oder 
andre Mittel gebraucht, oder gegeben worden: fo 
findet gegen den Toater Gefängniß⸗ oder Zuchtgaus⸗ 
ſtrafe auf zwey bis vier Sabre flatt, 


| Zwoͤlfter Abſchnitt. 
| Bon fleiſchlichen Verbrechen. 
| 


Vorbeu⸗ F. 992. Aeltern und Erzieher möffen d ihre Rn 
Aussaat der und Zöglinge gegen das verderblich 
% Unzucht di wiederholte lebhafte 
der unglü Folgen deſſelben warnen, und ſie 
zu einem ehebaren ſittſamen Lebenswandel ernſtlich 

anweiſen. 
9. 993. Solchen Aeltern, Vormuͤndern, und Er 
sichern, welche ihre Untergebenen dusch ärgerliche 
m Reden und Handlungen zur Wolluſt reizen, 
oder 

} 
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5 
oder ihren Hang zu Ausſchweifungen beguͤnſtigen, 
ſollen die Rechte der Erziehung, und die damit ver⸗ 
knüpften Vortheile genommen werden. m 

$. 994. Die Aeltern ſollen alsdann das tee 
des Nießbrauchs von dem Vermögen ihrer Kinder, 
die Vormüͤnder die ihnen ſonſt zukommende Beloh⸗ 
nung; und die Erzieher ihr Amt oder ihren Gehalt 
verlieren. 

$. 995. Geſinde und Hausgenoſſen, welche uns 
ſchuldige Kinder durch unzuͤchtige Reden, Etzaͤh⸗ 
lungen, oder Handlungen, zu Ausſchweijfungen 
der Wollust reizen, follen mit willkührlicher koͤrper⸗ 
licher Zuͤchrigung, Gefangniß⸗, oder Zuchtgaus⸗ 
ſtrafe, bis zu ſechs Monachen, belegt werden. 

H. 996. Kurpler und Kupplerinnen, weſche 
junge deute, oder auch verheirathete Perſonen, zu 
Ausſchweifungen verführen, ihnen dazu Gelegen⸗ 
beit verichaffen, oder jonft beförderich ſind, haben 
Zuchthaus? oder andere Strafarbeit, auf ſechs 
Monarhe bis zwey Jahre verwirkt. 5 

$. 997. Haben fie aus dergleichen Ruppelsyen 
ein Gewerbe gemacht: fo ſoll zwey⸗ bis drenjagtige 
Zuchthausſtrafe eintreten; dieſe mit Willtommen und 
Abſchied geſchärft; und ein dergleichen Verbrecher, 
nach deren Etduldung, aus feinem bisherigen Auf⸗ 
enthaltsorte für immer verbannt werden. 

$. 996. Haben Eltern, Erzieher und Etziehe⸗ 
rinnen, oder Andere, deren Aufſicht junge Perſo⸗ 
nen anvertrauet find, ſich einer ſolchen ſchͤͤndlichen 
Verkuppelung ihrer Kinder, Zoͤglunge, oder Unter⸗ 
gebenen ſchuldig gemacht: fo wird die Dauer der 
an ſich verwirkten Zuchthausſtrafe gegen fie ver⸗ 
doppelt. 


F. 999 Siederliche Weibsperſonen, welche Gemeine 
mit ihrem Kor; ein Gewerbe treiben wollen; Huͤrerev. 
muͤſſen 


rev dle. 
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wüſſen ſich in die unter der Aufſicht des Staats 
geduldeten Hurengaͤuſer begeben. 

$. 1000. Dergleichen öffentliche Haͤuſer find nur 
Seeoßen volkreichen Städten, und nicht anders 
ul abgelegenen, und von öffentlichen Wegen 
und Straßen entfernten Orten zu dulden. 

F. 1001: Aber auch in dieſen ſoll ſich niemand, 
bey ein: bis zwehyjähriger Zuchtshausſtrafe, unters 
fangen, eine dergleichen Hurenwiechſchaft ohne 
ausdrückliche Zulaſſung der Polizeyobrigkeit des 
Orts anzulegen. 

H. 1002. Die Polizey muß dergleichen Häufer 
unter beſtändiger ganz genguer Aufſicht halten; 
und oͤftere Viſttationen mit Zuzlebung eines Arztes 
darin vornehmen; auch alles anwenden, was zu 
Vermeidung der weitern Verbreitung venetiſcher 
Krankheiten dienlich iſt. 

F. 1003. Auch muß die Polizey den Verkauf bes 
rauſchender Getränke in dergleichen Häufern nicht 
geſtatten. 

§. 1004. Ohne Vorwiſſen und Erlaubnif der 
Polizey, muß kein Hurenwirch oder Hurenwirthin, 
bey funfzig Thaler Strafe fuͤr jeden Uebertretungs⸗ 
fall, eine Weibsperſon aufnehmen. 

$. 1005. Iſt eine unſchuldige Perſon, durch fit 
oder Gewalt, in ein ſolches Haus mit Vorwiſſen 
oder Genehmigung des Wirths gebracht worden: 
fo hat let öffentliche Ausſtellung, und ſechs⸗ 
bis zehnjährige Zuchthausſtrafe, nebſt Willkommen 
und Abſchied verwirkt. 

$. 1006. Auch iſt dergleichen Verbrechern unter 
keinerley Vorwande die weitere Betreibung einer 
ſolchen Wirthſchaft zu verſtatten. 
hrige Welbsperſonen ſollen 
in ſolche Käufer nicht aufbenommenſwerden. 
Befindet ſich ein Weibsbild in einem 
ſolchen Haufe ſchwanger: jo muß die Hurenwir⸗ 

thin 
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thin der Polizeyobrigkeit davon ſofort, als ſolches 
zu ihrer Wlſſenſchaft gelangt, Anzeige thun. 

H. 1009, Uunterläßt fe dieſes; und es erfolgt 
eine heimliche Geburt, oder gar ein Kindermord: 
fo Hat die Hurenwirttin, bloß det ugterlaſſenen 
Anzeige wegen, die H. 928. beſtemmte Strafe 
verwukt. 

$. 1010. Die Verpflegung einer ſoſchen Perſon 
während der Wochen muß die Hurenwirthin beſor⸗ 
gen, wenn keine öffentliche Anſtalt zur Verpflegung 
der Wochnerin vorhanden iſt. 

F. 101 r. Es bleibe aber derſelben vorbehalten, 
deren Erſatz von dem Schwängerer, oder, wenn 
dieſer nicht auszumittein iſt, von der Mutter ſelbſt, 
oder aus der Armencaſſe zu fordern. 

H. 1012. Sobald das Kind entwoͤhnt worden, 
muß ſelbiges der Mutter weggenommen, und auf 
Koſten derjenigen, welche nach Vorſchrift des 
Zweyten Titels $. 612 632. dazu verbunden, und 
des Vermögens find, ſonſt aber auf öffentliche Kos 
ſten, verpflegt und erzogen werden. 

H. 1013. Wird eine Weibsperſon in einem der⸗ 
gleichen Haufe mit einer veneriſchen Krankheit ber 
fallen: fo muß es die Wirthin der Polizen ſofort 
anzeigen, und nach deren Anordnung, für die Cur 
und VBerhätung des weitern Anſteckens forgen. 

H. 1014. Unterlaßt fie dieſes: fo hat fie 
das erſtemal Gefongnifſtrafe auf drey Monathe; 
im Wiedecholungstalle aber ſechsmonathliche 
Zuchthausſtrafe, mit Willkommen und Abſchied 
verwirkt. 

. 1015. Hat die angeſteckte Weibsperſon ihre 
Krankheit verſchwiegen, und dadurch zur wei⸗ 
tern Ausbreitung des Ulebels Anlaß gegeben: fo 
fell fie mit Zuchthausſtrafe auf ſechs Tonathe 

Allgem, Geſeßb. . Band. Pppp bis 


En 


1322 Zweyter Theil. Zwanzigſter Titel. 


bis Ein Jahr, nebſt Willkommen und Abſchied be⸗ 
legt werden. 
$. 1016. Ulcberbaupt muß die Poligen die Ver⸗ 
| breitung der veneriſchen Krankheit durch ſchickliche 
5 Anſtalten zu verhuͤten ſuchen. 

| J. 1017. Sind in einem ſolchen Haufe Dieb⸗ 

ſtaͤhle, Schlaͤgereyen, oder andere Verbrechen vor⸗ 

1 gefallen: fo iſt der Wirth dem Beſchödigten, der 

| auf andere Welſe zu feiner Schedloshaltung nicht 

1 gelangen kann, dafür allemal verhaftet. 

| H. 1018., Auch iſt derſelbe der Theilnehmung 

1 an dem Verbrechen ſelbſt jo lange verdͤͤchtig, als 
das Gegentheil nicht ausgemittelt werden kann. 

$. 1019. Haben die Hurenwiethe zur DVerhüs 

tung ſolcher Verbrechen nicht alle mögliche Mit 

tel und Sorgfalt angewendet: fo follen fie, nach 

| Berhältriß der begangenen Fabrlifigkeit, mit Geld: 
oder leibesſtrafe belegt werden. 

1 F. 1020. Der Austritt aus dem Hurenhaufe 
darf keiner darin bisher beſindlich geweſenen Weibs⸗ 
perſon, die ihre lebensart ändern, und ſich auf eine 
ehrbare Weiſe nähren will, verſchroͤnkt oder er⸗ 
ſchwert werden. 

$. 1021. S wegen gegebener Vorſchuͤſſe, 
oder ſonſt gemachter Schulden, darf der Wirth eine 

ii ſolche Perſon, bey Verluſt der Forderung, wider 

ihren Willen nicht zurückhalten. 

$. 1022. Alles, was bisher $. Too: 10a r. ver 
ordnet work finder ſowohl wegen der Huren⸗ 
wirthe, als Wirchinnen ſtatt. 

| F. 1023. Welbsperſonen, die von der Hurerey 
ein Gewerbe machen, ohne ſich ausdrücklich unter 
die beſondere Aufſicht der Polizey zu begeben, ſol⸗ 
len aufgegriffen, und zu dreymonathlicher Zucht⸗ 

I hausarbeit verurtheilt werden. 

| $: 1024. Mach ausgeſtandener Strafe find fie 

2 in Arbeitsgäuſer abzuliefern, und daſelbſt fo lange 
| au 
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zu verwahren, bis fie zu einem ehrlichen Unter⸗ 
kommen dust und Gelegenheit erhalten. 

F. 1025. Doch ſollen Perſonen, welche ſonſt 
die H. 1023. 1024. beſtimtite Strafe verwirkt har 
ben, mit ſelbiger verſchont werden, wenn ſie ihre 
Schwangerſchaft gehoͤrig anzeigen, und ſich bey 
ihrer Niederkunft votſchrifts verhalten. 

F. 1026. Alle nicht in Hurenhäufern lebende 
Perſonen, welche wiſſen, daß ſie mit einer vene⸗ 
riſchen SKrantheic behaftet find, aber dennoch ſich 
mit Andern fieiſchlich bermiſchen, und wieder das 
mit anſtecken, haben eine dreymonathliche Gefaͤng⸗ 
niß oder Zuchthausftrafe verwirkt. 

$. 1027. Die übeigen Folgen des unehelichen 
Beyſchlafs find im eilften Abſchnitte des zweyten 
Titels beſtimmt. 


oder andre Verwandtin ihrer Herrſchaft, mit 
welcher, wegen Ungleichheit des Standes, eine 
Heirath nicht ſtatt finden kann, verführen und 
ſchwaͤchen, ſollen mit Zuchthausſtrafe, auf Ein 
bis drey Jahre, nebſt Willkommen und Abſchied 
belegt werden. 

$. 1029. Iſt keine folche Ungleichheit des Stans 
des vorhanden: jo foll nur auf ſechsmonathliche bis 
einjährige Zuchthaus⸗ oder Feſtüngsſtrafe erkannt 
werden. 

F. 1030. Wenn Auſſcher eines Geſaͤngniſſes, 
Arbeits, Armen- oder Wayſenhauſes, die unter 
ihrer Verwahrung oder Aufſicht ſtehenden Perſo⸗ 
nen zur Befriedigung ihrer Geilheit mißbrau⸗ 
chen; ſo ſollen fie ihres Amtes verluſtig erklart, 
und über dieſes mit ſechsmonathlicher, bis zwey⸗ 
jähriger Gefängniß⸗ oder Zuchthausſtrafe belegt 
werden. 

b. 1037. Erzieher, Prediger, und andre leh⸗ 
rer, welche die ihrer Erziehung oder ihrem bes 

Pppp a ſon⸗ 


$. 1028. Hausbediente, welche die Tochter Verführung. 
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ſondern Unterrichte anvertraute Perſonen ſchoͤnden, 
werden zu allen öffentlichen Aemtern, Wurden und 
Eyhrenſtellen für immer unfähig. 

1 $. 1032. Außerdem haben fie Feſtungs⸗ oder 
14 Zuchthausſtrafe, auf zwen bis vier Jahre verwirkt. 
F. 1033. Stiefaͤltern, welche ihre Stiefkinder, 
} noch während des lebens des andern Ehegat⸗ 
| uhr zur Unzucht verführen, ſollen gleiche Strafe 
| leiden. 

1 H. 1034: Iſt dieſes ($. 1033.) nach dem Tode 
1 


des andern Ehegatten geſchehen? jo findet nur die 
Hälfte der |. 1032, beſtimmten Strafe ftatt. 
$.1035: Wenn Stiefkinder mit Stiefaͤltern 
Unzucht treiben; ſo wird in der Regel angenom- 
men, daß erſtere von letztern dazu verführt wor⸗ 
den; und die Stiefkinder find ſodann mit aller 
Strafe zu verſchonen. R 
F. 1036. Iſt aber das Gegentheil klar; fo ſollen 
ſowohl die Stiefältern, als die Stiefkinder, im 
Falle des $. 1033. mit Ein bis zweyjähriger, im 
Falle des F. 1034. aber mit fechs- bis zwölfmo⸗ 
| nachlicher Zuchthausſtrafe belegt werden. 
$. 1037. Bormänder, welche mit ihren Pfles 
gebefohlnen Unzucht treiben, werden im zwei⸗ 
| feihaften Falle als Verführer angelehn, und mit 
| Ein bis zwepjähriger Zuchthaus oder Feſtungs⸗ 
N ſtrafe belegt. 
| J. 1038. Iſt das Gegentheil klar: fo findet ge⸗ 
gen fie mir eine willkührliche Strafe ſtatt. 
Blutſchande. H. 1039. Aeltern und Großaltern, welche ihre 
| 


eheliche Kinder oder Enkel zur Unzucht mißbrau⸗ 
chen, ſollen mit Feſtungsſtrafe, auf drey bis fünf 

Jahre, belegt werden. 
$. 1040. In ſolchem Falle ſoll gegen die Kin⸗ 
der, welche das achtzehnte Jahr zuräckgelegt ha⸗ 
ben, eine fechsmonathliche bis einjährige Zucht⸗ 
hair 
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hausſtrafe erkannt; jüngere Kinder aber ſollen mit 
der Strafe verſchont werden. 

$. 1047, Unzucht unter ſchon mannbaren ehe⸗ 
lichen Geſchwiſtern, voller oder halber Geburt, 
wird mit Feſtungs oder Zuchthausſtrafe, auf Ein 
bis zwey Jahre geahndet. 

$. 1042. Blutſchande unter unehelichen Ver⸗ 
wandten dieſer Art, (5. 1039 1041.) ſoll an dem⸗ 
jenigen, welcher die Verwandſchaft gewußt hat, 
willkährlich ($. 35.) beftraft werden. 

H. 2043. In alten vorſtebend beſtimmten Fällen 
(F. 1039 1042.) muͤſſen die Perſonen, welche Blut⸗ 
ſchande getrieben haben, von einander gänzlich ent⸗ 
fernt werden. 

F. 1044. Um aber dergleichen Unheil mit deſto 
mehrerer Sicherheit zu verhuͤten, ſollen Aeltern 
mit ihren Kindern verſchiedenen Geſchlechts, die 
ſchon zehn Jahr oder darüber alt find, nicht in 
Einem Bette ſchlafen. 

$. 1043. Auch Geſchwiſtern verſchiedenen Ges 
ſchlechts ſoll dergleichen Zuſammenſchlafen, ſo⸗ 
bald das jüngere das zehnte Jahr vollendet hat, 
nicht geſtattet werden. 

H. 1046, Die Uebertretung dieſer Vorſchrift iſt, 
ſo lange noch kein Verbrechen begangen worden, 
an den Aeltern durch gerichtlichen Verweis, und 
im Wiederholungsfalle, mit verhältnißmaͤßiger 
willkuͤhrlicher Gefaͤngnißſtrafe zu ahnden. 

F. 1047. Iſt aber zwiſchen Geſchwiſtern, durch 
Machſicht der Aeltern, wirkliche Unzucht veranlaßt 
worden: fo haben letztere, nach Beſchaffenheit der 
Umftände, die den Kindern H. 1040. beſtimmte 
Strafe ganz oder zur Hälfte verwirkt. 

$. 1048. Wer eine unſchuldige Frauensperſon 
durch Getraͤnke oder andre Mittel ihrer Sinne bes 
raubt, um fie zur Wolluſt zu mißbrauchen, ſoll, 
wenn er auch ſeinen Zweck nicht erreicht, mit 

Pppp 3 drey⸗ 


Nothiucht. 


——— — 
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drey = bis ſechsmonathlicher, wenn aber die 
Schandthat wirklich veruͤht worden, mit vier- bis 
fechsjähriger Zuchthausftrafe belegt werden. 
F. 1049. In fo ferm dadurch der Geſundheit ge⸗ 
I ſchudet, oder ein Wahnſinn verurſacht worden: 
1 treten die wegen der Lebestraͤuke oben . 867. bis 
869. beſtimmten Strafen hinzu. 

9. 10: Wer dergleichen Perſon durch Argliſt 
und betrüͤgliche Kunſtariffe zur Wolluſt verführt, 
ſoll, außer der ihr ſchuldigen Privatgenugthuung, 
ſechsmonathliche bis einjährige Feſtungs oder 
| Zucht hausſtrafe leiden. 

ö $ 1051. Wer durch gefaͤhrliche Bedrohungen 
\ des lebens, oder der Geſündheit, unter Umftän: 
den, wo deren Erfüllung mit Waheſcheinlichkeit 
zu erwarten war, eine Frauensperſon zu ſeinem 
Willen noͤthigt, gegen den ſoll Feſtungeſtrafe auf 
18 drey bis fünf Jahre ſtatt finden. 
| $. 1052. Wer mit unwiderſtehlicher Gewalt 
eine Perſon, die über zwölf Jahre alt iſt, noth⸗ 
zuͤchtigt, fol ſechs = bis achtjährige Jeſtungsſtrafe 
leiden. 

$. 1053. Iſt die Geſchandete unter zwoͤlf Jah⸗ 
ren: fo hat der Thaͤter acht- bis zehmſagrige Se 
ſtungsſtrafe verwirkt. 

. 1084. Jede an einer ſoſchen unerwachſenen 
Perſon verähte Unzucht wird als Nothzuͤchtigung 
angeſehen; und, wenn ein eigentlicher Zwang zur 
| Geftartung des Beyſchlafs nicht ausgemittelt iſt, mit 
drey bis 7 Jahren Zuchthaus = oder Gefaͤng⸗ 

nißſtrafe belegt. 

H. 1055. In allen Fällen wird die Dauer der 

Strafe, verhälmigmäßig, bis zu zehn und zwoͤf 

Jahren verlängert, wenn die Geſchaͤndete, durch 

| die an ihr veruͤbte Gewalt, an ihrer Geſundheit 
I erheblich und dauernd gelitten hat. 


{ $. 1056 
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F. 1056. Iſt der Tod durch die gewaltſame 
Mißbandlung verurſacht worden: fo tritt die Stra⸗ 
fe des Schwerdtes ein. 

F. 1057. Es macht in Anſehung der Strafe kei⸗ 
nen Untetſchied: ob das Verbrechen gegen eine 
verheiratgete oder unverhelrathete Perſon veruͤbt 
worden ſey. 

F. 1058. Doch findet verhͤͤltnißmaͤßige Minde⸗ 
rung der Strafe ſtatt, wenn die genothzuͤchtigte 
Perſon ſchon vorher in dem Rufe einer ſchlechten 
liederlichen debensart geſtanden hat. 

F. 1059. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß außer der durch die Geſetze beſtimmten Strafe, 
der Verbrecher der Beleidigten zur Privalgenug⸗ 
thuung verpflichtet ſey. 

$. 1060. Wenn die Beleidigten dergleichen 
Verbrechen nicht ruͤgen, und wenn dadurch auch 
kein Öffentliches Aergerniß gegeben worden: fo 
findet keine richterliche Unterſuchung von Amts we⸗ 
gen flat, 


$. 106. Ein jeder Ehebruch wird, jedoch nur Ehebruch. 


auf Antrag des beleidigten Ehegatten, mit den im 
Erſten Titel h. 766. (qq. geordneten Strafen ger 
ahndet. 

$. 1062. Wird durch dergleichen Verbrechen 
eine Ehe wirklich getrennt: fo fol der Ehemann, 
welcher ſich deſſen mit einer ledigen Weibsperſon 
ſchuldig gemacht hat, willkͤͤhrliche Gefaͤngnißſtrafe 
lelden. 

$. 1063. Hat aber eine Ehefrau, durch den mit 
einer ledigen Mannsperſon getriebenen Ehebruch, 
zur Trennung der Ehe Anlaß gegeben; fo ſoll ge⸗ 
gen fie Gefaͤngniß: oder Zuchthausſtrafe auf drey 
bis ſechs Monathe flatt finden. 

F. 1064. Sind in gleichem Falle beyde den 
Ehebruch begehende Theile verbeirathet gewe⸗ 
Yppp 4 ſen: 


Bigamie 
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aben bende ſechsmonothliche bis eimjährige 
ſtrafe verwirkt. 

5. In allen Foͤllen, wo auf gewiſſe Arten 
zucht Er alſtrafen verordnet ‚find, muͤſ⸗ 
fen ſelbige geſchürft werden, wenn das Verbre⸗ 
chen von einer verthetracheten Perſon begangen 
worden. 

$. 1066. Wer vor Trennung einer Ehe wiſſent⸗ 
lich und worfäsich eine andre vollzieht, ſoll mit 

in, bie zwenjaͤhriger Zuchthaus oder Feſtungs⸗ 
firafe belegt werden. 

. 1867. Auch wer ſelbſt noch unverheirathet 
iſt, aber wiſſenteich eine bereits werchelichte Mer: 
fon heirathet, hat eine ſechsmonathliche bis einjähr 
rige Zuchrhausftrafe verwirkt. 


06g. Wer ſich faͤlſchlich für unverheirathet 
ausgiebt, und dadurch einen Andern zu einer ſol⸗ 
chen nichtigen Ehe verleitet, folk mit dreyjaͤhriger 
Zuchepausſtrafe belegt werden. 


$. 1049. Sodomiterey und andre dergleichen 


uyngtärliche Sünden, welche wegen ihrer Ab 


ſcheulichkeit hier nicht genannt werden können, 
erfordern eine gaͤnzliche Vertilgung des Ans 
denkens. 


F. 1070. Es ſoll daher ein ſolcher Verbrecher, 
nachdem er Ein: oder mehrjährige Zuchthaus⸗ 
ſtrafe mit Willkommen und Abſchied ausgeſtan⸗ 
den hat, aus dem Orte ſeines Aufenthalts, wo 
fein Safer bekannt geworden iſt, auf immer vers 
bannt, und das etwa gemißbrauchte Thier ge⸗ 
todtet, oder heimlich aus der Gegend entfernt 
werden. 1 

F. tot. Wer jemanden zu dergleichen unnatüͤr⸗ 
lichen kaſtern verführt und mißbraucht, der iſt dop⸗ 
pelter Strafe ſchuldig. 

$. 1072. 
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$. 1072. Machen ſich Aeltern, Vormuͤnder, 
lehrer oder Erzieher dieſes Verbrechens ſchul⸗ 
dig: ſo fol gegen dieſelben vier- bis achtjährige 
Zuchthausſtrafe mit Willkommen und Abſchied 
ſtatt finden. 


Dreyzehnter Abſchnitt. 
Von Beleidigungen der Freyheit. 


$. 1073. Miemand ſoll obne Recht die perſönli⸗ urberbaurt. 


che Frenheit eines Andern beeinträchtigen. 

F. 1074. Auch im Falle des Züͤchtigungsrechtes 
iſt keine längere als acht und vierzigſtͤndige Eins 
fperrung erlaubt. 

$. 1075. landſtreicher, Bettler, verſteckte 
Schuldner, flüchtige Verbrecher; ingleichen Per⸗ 
ſonen, welche mit gefährlichen Unternehmungen 
umgehen, koͤnnen fo lange, bis die obrigkeitliche 
Hülfe zu haben iſt, auch von Privatperfonen mit 
Gewalt angehalten und feſtgenommen werden. 

$: 1076. Es muß aber die Anzeige oder Ablie⸗ 
ferung an die Obrigkeit ſofort, und längftens bins 
nen vier und zwanzig Stunden erfolgen. 

$. 1077: Wer außer dieſen Fällen (F. 1978. 
und 1076.) und außer ſeinem Amte, einen Men: 
ſchen, der feines Verſtandes mächtig iſt, mit Ges 
walt fefihält, einfpsrret , oder wider feinen Wil⸗ 
len zu etwas noͤthiget, oder die Vorſchriften des 
F. 1076. uͤbertritt, hat, wenn auch keine in den 
folgenden Geſetzen beſtimmte erſchwerende Um⸗ 
Hände eintreten, dennoch eine Gefängnif-, Zucht⸗ 
haus: oder Feſtungsſtrafe von vierzehn Tagen bis 
zu ſechs Monathen verwirkt. 

H. 1078. Hat eine dergleichen Beraubung der 
Freybeit Über drey Tage gedauert: fo treten die 
in Anfehung der Privatgeföngniſſe ertheilten Vor 


N Popp 5 $. 1079. 


Yriatıes 
tängniſſe. 


Menſchen⸗ 
Taub. 
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$. 1079. Niemand ſoll, ohne Vorwiſſen des 
Staats, Privargefüngniffe, Zucht oder Itrentöu⸗ 
fer anlegen. 

$. 1080. Wer ſich deſſen unterfüngt, hat bloß 
dadurch Ein! rt bis dreyhundert Thaler Geld⸗ 
oder verhͤlim ige Gefaͤngnißſtrafe verwirkt. 

$. 1081. Wer jemanden in einem derglei⸗ 
chen Gefangniſſe hält, oder dahin abliefert, ſoll, 
wenn auch keine erſchwerende Umſtaͤnde eins 
treten, und noch kein Schade entſtanden iſt, 
wehfaͤhrige Feſtungs⸗ oder Zuchthaus⸗ 


jemand dadurch leben, Verſtand, 
rloren: ſo ſollen die $. 797 801. 
beſtimmten Strafen eintreten. 

$. 1083. Wer Kinder igrem Aeltern raubt, oder 
vorenthaͤlt, um fie einer andern Neſigion zu 
entziehen, ſoll fo lange zu gefaͤnglicher Haft ge⸗ 
„t werden, bis er dieſelben wieder herbey⸗ 
ſchofft. 

F. 1084. Dieſe Strafe konn bey hartnärfiger 
Weigerung, den Aufenchalt des geraubten Kin⸗ 
der anzugeben, durch Einſperrung bey Waſſer 
und Brod, und durch körperliche Zuͤchtigung 
geſchörft werden. 

H. 1085. Auch wenn dle Kinder wieder her⸗ 
beygeſchafft worden, und keinen Schaden erlit⸗ 
ten haben, ſoll er dennoch mit willkührlicher doch 
empfindlicher beibesſtrafe belegt werden. 

$. 1086. Dieſe Strafe kann bis zu zweyjaͤhri⸗ 


ger Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe erſtreckt; und 
muß , wenn die geraubten Kinder Schaden ge⸗ 


nommen haben, nach Vorſchrift des $. 1082. ver 

ſchaͤrft werden. 
$. 1087. Wer ſich der Perſon eines andern bes 
mächtigt, um durch die Entfernung deſſelben 
ſich geriffe Vorteile zu verſchaffen, oder ihm, 
oder 
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oder feinen Angehörigen, wegen vermeintlich er⸗ 
litener Beleidigung, Unannehmlichkeiten zu verur⸗ 
ſachen, der begeht einen Menſchenraub. 

88. Unbefugte gewoltſame Werber; Bett⸗ 
15 und Beltler Zu welche Rinder fehlen , um 
naleichen 
we de fich der Rinder bemächtigen, 
zu berauben, machen ſich dieſes Verbrechens 


ſchüldig. 

$: 1089. Wer einen Menſchenraub begeht, 
fell fo lange mit Gefaͤngniß = oder Feſtungsarreſt 
belegt werden, bis der Geraubte ſeine Freybelt 
wieder erlangt hat. 

$. 1090. Wird der Geraubte wieder fren: fo 
finder gegen den Räuber, nach Berhäteniß ber 
Zeit, während welcher der andere feiner Freu⸗ 
heit beraubt gewesen, und der Übrigen demſeſben 
wiederfahrnen beſſern oder ſchlechtern Behand⸗ 
lung, drey⸗ bis zehnjährige Feſtungsſtrafe ſtatt. 

$. 1051. Iſt keine Hofnung, daß der Ge⸗ 
raubte wieder in Freyheit kommen werde: fo 
muß der Rauber lebenswierige Beftungeftrafe 
leiden. 

F. 1092. Dieſe Strafe wird bis auf zehn Jahre 
vermindert, wenn der Geraubte dennoch wieder 
frey, oder wenn zuverlaͤßig bekannt wird, daß 
ſich derſelbe in keiner unglücklichen gage befinde 5 

5. 1093. Dagegen bat der Naͤuber die Strafe 
des Schwerdts verwirkt, wenn durch den Raub 
der Tod des Geraubten veranlaßt worden, und 
der Rauber die Todesgefahr vermuthen konnen. 

$. 1094. Uebrigens finden auch bey dieſen 
Verbrechen die e des §. 1082. Am 
wendung. 

„ 1095. Wer ein Frauenzimmer wider ihren 
und ihres Vaters, Vormundes, oder Ehegatten 
Willen, in der Abficht, fie um ihre Ehre zu brlg⸗ 

gen, 


Entrüßs 
rang. 
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gen, entführt, und die Entehrung wirklich voll 
zieht: der fol mit achtjähriger Feſtungsſtrafe be⸗ 
I werden. 


Iſt die Entehrung noch nicht erfolgt, 
nicht gemißhandelt worden: ſo 
bis dreyjährige Zuchthaus = oder 
dea ſtat 
Zi die Entführte gemißhandelt wor⸗ 
l, nach Beſchaffenhelt dieſer Mißhand⸗ 
und je Rochen die Entehrung hinzu⸗ 
nommen iſt, oder nicht, eine vier bis zehn⸗ 

ſaͤhrige Zuchthaus oder Feflungsfteafe erkannt 
werden. 

$. 1098. Iſt zu der Entfuͤhrung wirkliche Noth⸗ 
zucht binzugekommen; oder der Verluft der Ge⸗ 
ſundheit bey der Entfuͤhrten dadurch veranlaßt 
worden: fo foll der Thäter lebenswlerige Frſtungs⸗ 
ſtrafe leiden. 

$. 1099. Iſt durch die Entführung der Tod des 
Geraubten veranlaßt worden: ſo hat der Entfuͤh⸗ 
rer die Strafe des Schwerdtes verwirkt. 

$. 1100. Hat jemand eine Perſon zwar in der 
Abſicht, fie zu heirathen, und mit ihrer eigenen 
Einwilligung, aber doch gegen den Willen derer⸗ 
jenigen, deren Conſens zur Gultigkeit einer Ehe 
nach den Geſetzen nothwendig iſt, entführt: fo ſoll 
er, je nachdem letztere, ihre Einwilligung in die 
Heirath zu verſagen, an ſich mehr oder weniger 
Grund gehabt, mit Gefaͤngniß⸗ oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe auf ſechs Monathe bis zu zwey Jahren bes 
legt werden. 

$. 1101. Erfolgt die Einwilligung obgedach⸗ 
ter Perſonen nach vollbrachter That: jo fin⸗ 
det nur eine willkürliche (F. 35.) Gefängniß: 
ſtrafe ſtatt. 

$. 1102. Verweigern dieſelben ihre Einwilli⸗ 
gung: fo wird, auf den Fall, daß die Entfuͤhrte 
zu⸗ 
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zugleich entehrt worden, die nach $. 100, verwirkte 
Strafe verdoppelt. 

$. 110g. a) Auch foll auf den Antrag dieſer Per⸗ 
ſonen ($. 1100.) gegen diejenige Perſon, welche 
ſich gutwillig bat entführen laſſen, eine willküprli⸗ 
che (H. 35) Gefaͤngnß⸗ oder Zuchthausſtrafe er: 
kannt werden. 

9. 1103. b) In allen. Fällen, da mebrgedachte 
Perſonen die gerichtliche Unterſuchung eines ſol⸗ 
chen Vorfalls verbitten, um den grbßern Nachtheil, 
welchen das damit verbundene Auffehen der Familie 
zuziehen mochte, zu vermeiden, ſoll der Richter 
dieſem Geſuche willfahren. 

$. 1104. Iſt die Entführung einer Perſon, die 
nicht unter Aeltern, Vormündern, u. | w. fteht, 
wider den eignen Willen derſelben, aber in der Ab⸗ 
ſicht, fie zu ehelichen geſchehen: fo ſoll, wenn auch 
fonft keine erſchwerende Umflände eintreten, die H. 
1100. verordnete Strafe verdoppelt; und wenn ans 
dre Gewaltthaͤtigkeften hinzugekommen find, auch 
in einem ſolchen Falle die Votſchtift H. 1097. 1098. 
1099. beobachtet werden. 


Vierzehnter Abſchnitt. 
Von Beſchaͤdigung des Vermdgens Überhaupt und 
von Entwendung insonderheit. 
§. 1105. Niemand fol, ohne Recht, den Anz Grundfäge, 
dern an feinem Eigenthume oder Vermögen be⸗ 


ſchaͤdigen. 2 
9. 110%. Wer diefes thut, der foll, außer dem 


Schadenserſaße, je nachdem die Beſchaͤdigung aus 


ene oder vorfäßlich, ine e 
äu_bereisbern; oder aus Bosheit, Rache, oder 
Murhwillen zugefügt worden, verhältnißmäige 
Strafe leiden. 

$. 1107. 


N 


1 


Fabrläßis⸗ 
keit. 


. Dicbsan. 
1 
| 
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$. 1707. Beſchödigungen aus Fahtläßigkeit sie 
hen, außer dem Schudenserfaße, zugleich Strafe 
nach ſich, wenn der Beſchaͤdiger dabey gegen ein 
N es Felgen gehandelt hat. 


Ber u feines G Vortheils, 
Po - Genufßes willen, eine bei imegliche Sache aus 
dem e eines Andern ohne deſſen Vorbewußt 


oder Einwilligung entwendet, der macht ſich eines 
Diebſtahls ſchuldig. 

§. 1109. In der Natur und Beſtrafung des 
Diebſtahls macht es keinen Unterſchſevd: ob die 
Sache dem wahren Eigenchuͤmer, oder einem blojr 
fen Beſitzer entwendet worden. 

$. 1110. Auch derjenige, welcher feine eigne 
Sache einem 8 welchem auf deten Beſſitz, 
Genuß, oder Vewahrung ein Recht zukommt, 
in der Abſicht, mit dem, Schaden deſſelben ſich 
Vortheile zu verſchaffen, entwendet, begeht einen 
Diebſtahl. 

F. 1111. Auch an Sachen, die noch nicht in 
dem Beſitze einer gewiſſen beſtimmten Perſon ſich 
befinden, wird ein Diebſtaßl begangen, wenn 
die Entwendung ohne Vorwiſſen oder Einwilli⸗ 
gung desjenigen geſchieht, welchem das Recht 
zukommt, Andre von der Beſiß nehmung aus zu⸗ 
ſchlleßſen. 

$. 1112. Die Abficht, ſich mit dem Schaden 


eines Andern Vorthel zu verſchaffen, wird bey 


einer jeden Entwendung germucher. 
§. 2113. Doch kann dieſe Vermuthung ſchon 


durch das Vethalkniß der Perſonen gegen einanz 
der, oder durch die beſondern Umſtände, wel⸗ 
che bey der Handlung vorkommen, ausgeſchloſſen 
werden. 

F. 1114. Ob der geſuchte Voriheil erreicht 
worden ſey, oder nicht, macht in der Beſtra⸗ 
fung keinen Unterſchied, ſobaſd nur der Dieb 

die 
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die entwendete Sache in feine Gewahrſam ger 
nommen hat. 

$. 1115. Wenn jemand etwas entwendet, um 
ſich oder Andere aus dringender keibes⸗ oder Ser 
bensgefahr zu retten: ſo ſoll der Fall von dem Rich⸗ 
ter höbern Orts zur Begnabigung des Thäters ans 
gezeigt werden. ? 

. 1116. Die Wiederherbeyſchaffung oder_Er- 
Aeituns me Snrwendeten wirft nur in ſo weit, als 
ie freywilleg, ohne Aulbun des Nichrers, und ohne 
Schaden eines Dritten ee e Minderung 


der Strafe. 

. 111. Kann die Erftattung, oder der Erſatz, 
auf andre Weiſe nicht geleiſtet werden: ſo it der 
Entwender, auf den Antrag des Beſchoͤdizten, in 


einer Sffentligen Anftale, Aber fonft, Fo lande zu | 
See bis von feinem Erwerbe de 
ſchadlos halt ang erfolgen kann. 4 
H. 1118. Iſt das, was der Verbrecher durch 
feine Arbeit erwirbt, zu deſſen norhdurfteger Unter⸗ 
baltung nicht hinreichend: fo muß der Beſchaͤdigte, 
welcher, feines Privatintereſſe wegen, auf Ver⸗ 
längerung des Verhafts auträgt, das Fehlende zu- 
ſchießen. 
F. 1119, Iſt die Entwendung nicht aus Ge⸗ 
winnſucht gefhehen: fo findet zwar nicht die Strafe 
des Diebſtapls, wohl aber diejenige ſtatt, welche 
der Thaͤter nach ſeiner anderweitigen unerlaubten 1 
Abſicht verwirkt hat. (Abſchn. XVI.) 
$. 1120. Wenn jemand, um ſich zu feinem ver⸗ 
meintlichen Rechte zu verhelfen, unbefugter Weiſe 
Sachen in Befis nimmt: fo treten die Strafen der 
unbefugten Selbſthuͤlfe ein. (§. 157. lag.) 
$ Tar. Ein Diebſtaßl, welcher ohne Anwen; Benieiner 
dung einiger Gewalt, und ohne beſonders ko 
ſchwerende Umſtaͤnde verübt worden, wird gemel⸗ chere de 


ner Diebſtabl genannt. ümfände. 


F. 1122. 
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$. 1122. Gemeiner Diebſtahl an Esmwagren 
oder Getränken, bloß -zu einen Qebrauche des 
Entwenders, ſoll nur polizeymaͤßig unterſucht 
werden. 

$. 1123. Je nachdem bloße luͤſternheit, oder 
wirkliches Beduͤrfuiß, die Veranlaſſung des Dieb⸗ 
ſtahls iſt, ſoll körperliche Zächugung, 
Strafardeit auf vier und zwanzig Stunden bis 
acht Tage, oder verhaͤltnißmaͤßige Gefängnißſtrafe 
ſtatt finden. 

$ 1024. Andrer gemeiner Diebſtabl if; wenn 
der Werth des wirklich Entwendeten fünf Thaler 
oder weniger beträgt, nur eben fo, polizeymäßig zu 
unterſuchen, und mit Gefaͤngniß auf acht Tage bis 
vier Wochen zu ahnden. 

$. 1125. Beläuft fich der Werth oder Betrag 
des durch dloßen gemeinen Diebſtahl Entwendeten 
über fünf Thaler: fo ſoll der Dieb mit Strafarbeit, 
oder Zuchthansfirafe, von vier Wochen bis zu zwey 
Jatzren belegt werden. 

$. 1126. Je nachdem der Werth oder Betrag 
des Entwendeten höher, oder niedriger; die Ver⸗ 
heelung des Diebſtatzls, nach Beſchaffenheit der 
Sache, leichter oder ſchwerer; und die innete Mo⸗ 
ralitat der Handlung ſelbſt größer oder geringer 
geweſen iſt, muß die Dauer der Strafe, in jedem 
Falle, von dem Richter nach obiger Anweiſung g. 
1125, beſtimmt werden. 

$. 1127. Wenn ein Erbe aus einer liegenden 
"ober noch ungelbellten Erbichaft eimas entwendet, 
um ſich daduch, mit dem Schaden feiner Miter⸗ 
ben, oder der Erbſchaftsgläubiger, einen Vortheil 
zu verſchaffen: fo muß er nicht nur volltommen 
Erſatz leiſten, ſondern auch den doppelten Werth 
der entwendeten Sache der Armencaſſe als Strafe 
erlegen. 


N . 1128, 
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$. 1128. Kann er dieſe Geldſtrafe nicht aufbrin⸗ 
gen: fo muß er als ein gemeiner Died beſtraft; 
und dabey auf die Quantitat deſſen, was durch den 
Diebſtahl den. Miterben und Gläubigern ent⸗ 
zogen werden ſollen, Ruͤckſicht genommen werden. 

F. 1129. Entwendet der Erbe eine zum Ver⸗ 
moͤchtniß beſtimmte Sache: fo iſt er deshalb einem 
andern Diebe gleich zu achten. 

$. 1130. Uebrigens iſt der, wi 
ſchaftliche Sachen entwendet, in An 
was ihm nicht gebührt, als Dieb anz 

$. 1131. Wenn ein Haud! 
andern beſtiehlt: fo iſt die That einem Hausdieb⸗ 
ſtable ($. 1137. Jg.) gleich zu achten. 

F. 1132. Wie einer, welcher ſich gefundene 
Sachen widerrechtlich zueignet, zu beſtrafen ſey: 
iſt am gehörigen Orte beffimme, (Tg. I. Tit. IX. 
$. 70:73) 

$..1133. Entwendungen, welche unter Aeltern 
und Kindern, unter Ehegatten, oder unter Geſchwi⸗ 
ſtern vorgefallen ſind, ſollen als Diebſtahl nicht an⸗ 
geſehen, noch von Amts wegen unterſucht oder ber 
ſtraft werden. 

$. 1134. Ein Gleiches gilt von andern Anver⸗ 
wandten, welche ſich in elner gemeinfchaftlichen 
Haus wirthſchaft befinden. 

$. 1135. Nicht minder von Diebſtaͤhlen, wel⸗ 
che von Pflegebefohlnen und Zöglingen an ihren 
Vormuͤndern, Pflegevätern, und andern Erzie⸗ 
bern, oder an deren Hausgenoſſen begangen 
worden. 1 

F. 1136. Wird aber die Entwendung von dem⸗ 
jenigen geruͤht, unter deſſen Haus zucht der Per⸗ 
brecher ſteht: ſo muß dleſelbe an dem Thäter, 
gleich jedem andern gemeinen Diebſtatle beſtraft 
werden. 


Altem. Osfegb. IV. Band. Ogg F. 1137. 


Mit en 
cherer 
den Um, 
(laden, 


$. 1137. 
Geſinde und 
fen Sohn und Brode fie ſtehen, oder an deſſen Haus 
genoſſen veruͤbt worden, iſt der Richter von Amts 
wegen zu unterſuchen, und zu beſtrafen nicht 
ſchuldig. 

$. 1138. Es ſtehet dem Hausvater frey, den 
Entwender feines Dienſtes ſofort zu entlaſſen. 
(Tit. V. $. 120.) 

$. 1139. Wird aber der Diebſtahl von ihm ge⸗ 


ruͤgt: fo ſoll auf Strafkarklie oder Gefängnififtrafe 
nach Vorſchrift des $. 1122. 1124. erkannt; und 


dieſe Strafe durch eine mäßige körperliche Zächti- 
gung, am Anfange und Ende derſelben, geſchärft 
werden. 

$. 1140. Bey größern Hausbiebftählen, wird 
die an ſich verwirkte Strafe des gemeinen Dieb⸗ 
ſtahls nicht nur um die Hälfte der Dauer, nehmlich 
von ſechs Wochen bis auf drey Jahre, verlängert; 
ſondern auch mit Willkommen und Abſchied ger 
ſchͤͤrft. 

H. 1141. Eine gleiche Verlängerung und S. 
fung der Strafe ſoll erkannt werden, wenn 
chen, dle nicht unter genausr Aufficht und Merz 
wabrung gehalten werden können, entwendet 


worden. 


2. Diefe Strafe findet alſo ſtatt, wenn 
„ Waſſers; oder Kriegesnoth, an 
den geretteten, oder vor dem Feinde gefluͤchte⸗ 
ten Sachen, ein gemeiner Diebſtapl begangen 
worden. 

$. 1143. Ferner alsdann, wenn ein ſolcher 
Diebſtahl an Thieren auf der Weide; an Ackerge⸗ 
röthſchaften, die auf dem Felde ſtehen zu bleiben 
pflegen; an Blenenſtöcken; oder an Feld und Gars 
tenfruͤchten, die noch nicht geſammelt find, verübt 
wird. 


$. 1144. 
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F. 1744. Ein Gleiches finder flatt, bey Entwen⸗ 
dungen des im Walde oder an der Ablage ſtehen⸗ 
den, fo wie des Schwemm⸗ und Flöͤßhelſes. 

F. 1145. Wilddiebereyen, die ohne Schießge⸗ 
wehr, Netze, oder Schlingen veruͤbt ſind, werden 
als gemeiner; wenn ſie aber mit dergleichen Werk⸗ 
zeugen veruͤbt worden, als ein ſchwerer; und an 
Perſonen, welche ein Gewerbe daraus machen, als 
ein gewaltſamer Diebftchl geſtraft. 

F. 1146. Eben das gilt bon Entwendungen der 
Fiſche aus Hoͤltern, Privatſeen, oder Teichen. 

$. 1147. Auf Entwendungen der Fiſche aus flie⸗ 
ßenden Wäſſern, in welchen jemanden die Fiſche⸗ 
reygerecht igkeit zuſteht, oder aus großen kand⸗ 
ſeen, findet die Strafe des bloßen gemeinen Dieb⸗ 
ſtahls fat. 

$. 1148. Ein Diebstahl, der bey Nachtzeit ver⸗ 
übt worden, muß scharfer beſtraft werden, als ders 
jenige, welcher am Tage begangen iſt. 

9. 1149. Iſt den ‚Kirchen, milden Stiftumaen, 
Staats: oder andern Öffentlichen Caffen, oder Mas 

Ane oder auch den Paſten., durch gemeinen 
Diebſtahl etwas entwendet worden: ſo muß die 
Douer der Zuchthausſtrafe auf acht Wachen bis 
vier Jahre beſtimmt, und dieſelbe durch Willkom⸗ 
men und Abſchied gefchärft werden. 

F. 11350. Gleiche Verdoppelung und Schärfung 
findet ſtatt, wenn ein Diebſtahl zwar ohne Gewalt, 
und ohne beſonders erſchwerende Umſtaͤnde, aber 
mit aufierordenrlicher Sit, Schlauigkeit, oder Ver⸗ 
wegenheit verübt worden. 

H. 1181. Diebſtahl, der an oͤffentlichen Denk 
maͤlern, oder andern Zierrathen offentlicher Ges 
baͤude und Plaͤtze begangen worden, ſoll als gemel⸗ 
ner, doch unter erſchwerenden Umſtaͤnden veruͤbter 
Diebftahl beſtraft werden. (F. 1140. [a) 


Daaga $. ı152 


Pe 
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F. 1152. Schoͤrfung der Strafe des gemeinen 
Diebſtahls durch körperliche Züchtigung, aber 
ohne Verlangerung der Dauer, ſoll erkannt wers 
den, wenn Gräber oder Leichname beſtoßlen 
worden. 

$. 1153. Ein Tobtengröber, welcher ſelbſt lei⸗ 
chen entwendet, hat gleiche Strafe und Entſetzung 
von ſeinem Amte verwirkt. 

F. 1134. Wenn andre Perſonen Leichen ent: 
wenden: ſo ſollen ſie, auf Antrag der Verwand⸗ 
ten des Verſtorbenen, als Injurianten beſtraft 
werden. 

§. 1188. Auch wenn kein Verwandter auf die 
Beſtrafung des Leichendiebſtahls anträgt, findet 
dennoch eine achttaͤgige bis vierwöchentliche Ges 
faͤngnißſtrafe ſtatt. 

F. 1156. Diebſtͤßle, welche an einem dem 
Gortesdienfte gewidmeten, oder andern offentli⸗ 
chen privilegirten Orte begangen worden, find 
mit der F. 1152. vorgeſchriebenen Strafe zu ber 
legen. 

$. 1157. In allen Fällen, wo bey Veruͤbung 
eines gemeinen Diebftahls, der Verbrecher Ge: 
dar oder andere gefährliche Werkzeuge, wilche 
eute feines Standes ſonſt nicht zu tragen pfle⸗ 
gen, bey ſich geführt hat, ohne jedoch davon Ge⸗ 
brauch zu machen, wird die an ſich verwirkte 
Strafe um drey Monathe bis Ein Jahr verlängert, 
(. 11758. 

Wicderbee F. 1158. Hat jemand mebrere gemeine Dieb⸗ 

Fi it | able begangen, und iſt er deswegen noch niemals 

fahl. geſkraft worden: fo ſoll er diejenige Strafe leiden, 
welche, nach Verhältniß der durch alle Diebflähr 
le zuſommen entwendeten Summe, und der babey 
mit eintretenden erſchwerenden Umstände ver⸗ 
wirkt iſt. 


9.1189. 
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$. 1159. Hat aber jemand, welchet wegen eines 
gemeinen Diebſtahls schon einmal zuc_Strafs yar- 
ureheilt worden, diefes Verbrechen zum Awenten- 
male, begangen: fo fi fe, welche durch 
bie noch unbeſtraften Diebſtähle verwirkt ifi, det 
Dauer nach verdoppelt wei 


fes Verbrechens, nach 


9. 1150, ſich 
zweymaliger lang, zum ‚beittenmafe ſchul⸗ 


dig: fo fell er, nach ausg. ener Strafe, in 
einem Arbeiteganfe fo fange verwahrt, und zur Are 
beit angehalten werden, bis er ſich beſſert, und hin 
länglich nachweiſet, wie er fünftia feinen ehrlichen 
Unterhaleiwerde verdienen können. 

H. 116. Fällt er nach ſeiner Ern 
in fein iges Safter wieder wird 
benswierige Zuchthausſtrafe verwirft. 

$. 1162. Eben dieſes findet ſtatt, wenn er ent⸗ 
weicht, ehe er die zum drittenmale erkannte Strafe 
vollig ausgeſtanden hat. 

H. 1163. Ein Diebſtaßl, welcher durch gefäͤhr⸗ gewaltſa. 
liches. Einlteigen. oder Erbrechen verübt worden, ahl e 
wird ein gewaltſamer Diebſtahl genannt. 

$. 2164. Unter gefoͤhrlichem Einſteigen wird — 
ein ſolches verſtanden, welches durch feiern und 
andere dergleſchen Halfsmittel, durch muͤhſame 
oder ſchwer uwendende Anſtalten, oder durch 
beſonders verwegene Unternehmungen bewerkſtel⸗ 
ligt wird. 

9. 1168. Das Oeffnen verſchloſſener Benältniffe 
durch Nachſchläſſel, Dietriche, oder andere Werk⸗ 
zeuge, wird dem gewaltſamen Erbrechen gleich 
geachtet. N 

$. 1166, Diebe, welche ſich des Nachts in die 
Häufer ſchleichen, oder ſich über Nacht In Denelden 


verichließe „ haben die Strafe des gewalcſa⸗ 
men Diebftahls verwirkt. 


zung dennoch 
ſo hat er le⸗ 


Qaaq 3 §.1167. 


FF Fig 
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§. 1167. Gewaltſame Diebſtaͤhle ſollen mit 
Zuchthausſtrafe auf ſechs Monathe bis drey Jah⸗ 
re, nebſt Willkommen und Abſchied, beſtraft 
werden. 
{ $. 1168. Die Dauer der Strafzeit eines gemalt: 
1 ſamen Diebftahls muß von dem Richter, nach Be⸗ 
ſchaffenhen der angewendeten Gewalt; nach der 
Zeit, wann ſelbiger verübt; nach der Größe der 
Gefahr, welcher das gemeine Weſen, oder einzelne 
Micaliener deſſelden, dadurch ausgeſczt worden z 
und nach der Wichtigkeit der entwendeten Sache 
oder Summe, deſtimmt werden. 
| . 1159. Gemoltiumer Diebtapl in unbewohnt; 
|ten Gebäuden, Behälrmiffen, Gärten, 
1 | Ser Fiſchhältern, wird als ein gemeiner Diebstahl 
| 19975 erſchwerenden Umſtaͤnden beſtraft. ($. 1137, 
| aq 
F. 1170. Wer in der Abſicht, ER „ Feld⸗ 
oder-Garteufrüchte zu ſtehlen, 7 8 5 oder mit 
| Gewalt einbricht; gegen den wird die Strafe eines 
| gemeinen Diebftahls gleicher Act, durch körperliche 
Züchtigung gefchärft. 
I | $.1171. Die Strafe des gewaltſamen Dieb⸗ 
| 
| 
I 


fahls iſt verwickt, ſobald das gefährliche Einſtei⸗ 
| gen oder Erbrechen, mit der Abſicht zu fiehlen, wirk⸗ 
lich gefchehen it. 
| §. 1172. Doch findet, wenn die-Befißnebmung 
H der geſtoh nen Sachen nicht vollendet worden, 
Il. nur der geringere Grad der geſetzlichen Strafe 
! att. 

1 $. 1173. Auch dieſe wird, wenn das Einfteige 
oder Erbrechen nicht vollender worden, der Dauer 
nach verkürzt, je nachdem die unternommene Ge: 
walt der wirklichen Ausfuͤhrung mehr oder weniger 
nahe geweſen. 


Hl Mit er . 1174. Wenn bey einem gewaltſamen Dieb⸗ 
ſtahle annoch erſchwerende Umſtände hinzukom⸗ 
men: 


chere, 
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men: fo wird die Dauer der durch die That ſelbſt nen um: 
verwirkten Strafe verlängert. fäuden, 
$ 1175. Iſt ein Dieb, bey einem gemaltfumen 
Diebſtahle, mit Gewehr oder andern gel brli⸗ 
en. MWerfjeugen verfehen gewejen, ohne jedoch) 
jemanden Gebrauch gemacht zu 
] fo ſoll gegen ihn die durch den gewalt⸗ 
ſamen Diebſtahl ſelöſt vert 


irkte Strafe (5. 1167.) 


um ſechs Monathe bis zwey Jahre verlängert 
werden. 5 

$. 1176. Die Beſchaffenheit der Waffen, und 

die nach den Umſtaͤnden vorwaltende mehrere oder 
mindere Gewißheit, daß der Dieb, bey vorge⸗ 
ſundnem Widerſtande, davon Gebrauch gemacht 
haben 


aͤrde, beſtimmen dieſe Verlangerung der 
it. 


1 gleiche Schärfung der Strafe des 
gewaltſamen Diebffagls findet flazt, wenn Kirch 
Staats: oder gude. Öffentliche Caſſen, e 
2 durch gewaltſames Einſteigen oder Ei 


ag 
erbrechen 


en auf öffentlicher 
en, Kaſten, Kiſten, 
le abſchneidet, oder 
afe des gewallſa⸗ 


9. 1178. N 
Straße, oder in den Gafl 
Felleiſen, oder andre Behäl 
erbricht, hat die gewohnliche ©: 
men Diebſtahls verwirkt. 

$. 1179. Wer aber Öffentliche Poſten auf der⸗ 
gleichen Art beftichlt, gegen den joll die gewöhnliche 
Strafe des gewaltſamen Diebſtahls auf die Hälfte 
der Dauer verlängert werden. 
$. 1160. Iſt in vorerwaͤhnten Fällen (H. 1177. 
1178. 1179.) der Dieb, bey Unternehmung des ge⸗ 
waltſamen Diebſtahts, mit gefährlichen Waffen 
verſehen geweſen: ſo ſoll die gewöhnliche Strafe, 
allenfalls bis zu acht Jahren, verdoppelt werden. 
9. 1191, Hat ſemand mehrere gemwaltfame 
Diebſtaͤble, jedoch ohne erſchwerende . 
Qa 4 bes 


erhal 
gemalt 


[m —, 
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N faner Diebsi begangen: fo ſoll er mit Ein⸗ bis vierjöhriger Fe⸗ 
N del. tungs oder Zuchthausſtrafe, rebſt Wilkommen 
und Abſchfed, belegt werden. 

F. 1182. Iſt die wiederholte Ausübung des ges 
} waltſamen Diebſtatzls mit erſchwerenden Umſtaͤnden 

verknuͤpft geweſen: ſo findet gegen den Verbrecher 

vier: bis zehnjährige Feſtungs oder Zuchthausftras 
| fe, mit gleicher Züchtigung, ſtatt. 
$. 1183. Iſt aber jemand wegen gewaltſamen 
Diedſtahls bereits einmal verurtheilt worden: fo 
ſoll er, bey deſſen Wiederholung, je nachdem er⸗ 
ſchwerende Umſtaͤnde vorwalten, oder nicht, mit 
zebnfähriger bis lebenswleriger Zuchthaus oder 
Feſtungsſtrafe belegt, und am Anfange der Straf⸗ 
zeit, wie auch am Ende, wo letzteres ſtatt findet, 
gezuͤchtiget werden. 
e e $. 1184. Wer um feines Gewinns, Vortheils, 
Manche e oder Genuffes willen, unbewegliche Sachen, ohne 
4 Recht, gewaltſamer Weiſe in Beſiz nimmt, hat 
Eigen ſchon deswegen zwey- bis dreyjahrige Feſtungs⸗ 
tums. oder Zuchthausſtrafe perwirkt. 

$. 1185. Dieſe Strafe ſoll ſtatt finden, fo bald 
1 die Gewalt verübt worden, wenn auch die Be 
14 ſiznehmung ſelbſt nicht hat vollzogen werden 

I fönnen, 

$. 1186, Iſt jemand dadurch befchädigt, oder 
ein Tumult erregt worden: ſo ſinden die Vor⸗ 
ſchriften des $. 167. faq. 796. fqg. 844. ad. An⸗ 
wendung. 

il Raub, H. 1187. Wer durch Gewalt an Menfchen, bee 
| wegliche Sachen, wozu er kein Recht har, feines 
| Gewinns, Vortheils, oder Genuſſes wegen in Be⸗ 
1 | ſitz nimmt, macht ſich eines Raubes ſchuldig. 

| $. 1188. Auch ſchon derjenige, welcher einen 

| Diebftahl ohne wirkliche Gewalt, jedoch unter Anz 


Bil droßhung gefährlicher Behandlung ausübt, hat 
! als Räuber eine acht bis zehnjährige Feſtungs⸗ 
f ſtrafe 
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ſteafe, nebſt Zuͤchtigung am Anfange und Ende der 
Strafzeit, verwirkt. 

§. 1189. Sind Menſchen durch Binden, Kne⸗ 
beln, Schläge, oder ſonſt, aber ohne Schaden 
an Geſundheit und leben gemißhandelk worden: fo 
findet gegen den Näuber eine zehn⸗ bis funfzehn⸗ 
jährige Seſtungsſtrafe mit gleicher Zuͤchtigung 
ſtatt. 


F. 1190. Iſt dem Beraubten durch die erlitte⸗ 
nen Mishandlungen eine erhebliche Verſtuͤmmelung, 
oder bleibender Nachtzeil an feiner Geſundheit zu⸗ 
gefügt worden: jo har der Räuber, nach Beſchaf⸗ 
fenheit dieſes Schadens, funfzehnjährige bis lebens⸗ 
wierige Feſtungsſtrafe, nebſt Willkommen und Ab⸗ 
ſchied verwirkt. 

$. 179 1. Iſt durch die nach $. 1189. zugefügten 
Mishandlungen der Tod des Beraubten wirklich 
befördert worden: fo ſoll der Raͤuber mit dem 
Schwerdte gerichtet, und der Körper auf das Rad 
geflochten werden. 1 

H. 1192. Gleiche Todesstrafe ſoll ſtatt finden, 
wenn die veruͤbte Mißhandlung an ſich tödlich war; 
das leben des Beraubten aber durch beſondre Um⸗ 
fände, oder Zufälle, noch erhalten worden. 

$. 1193. Wer einen Andern vorſatzlich mor⸗ 
det, um ſich durch den Tod deſſelben Gewinn 
oder Vortheil zu verſchaffen, oder zu verſi⸗ 
chern, der hat die Strafe des Rades von unten 
verwirkt. 

F. 1194. Hat der Raͤuber, erſt bey wirklich vor: 
gefundenem Widerſtande, den Andern getöbter: 
fo iſt er mit dem Rade von oben herab zu be: 
ſtrafen. 

$. 1195, Hat der Rauber den Raub ſelbſt ohne 
Veruͤbung eines Mordes vollzogen, und erſt nach⸗ 
her den ihn verſolgenden Beraubten, bloß zur 

Qqqq 5 Ver⸗ 
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BVertheivigung ſeines eignen Lebens getödtet: jo fol 
er mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 
N $. 1196. Iſt aber in dieſem Falle, ($. 1195.) 
die Toͤdtung von beim Rauber nicht bloß zur Der: 
Abeivigung feines Lebens, ſondern auch des Nau⸗ 
bes geſchehen: fo trifft ihn dennoch die Strafe des 
1 Rades von oben herab. 
Straßen / $. 1197. Straßenraub, d. i. ein ſolcher, der 
nad. auf offentlichen zum gemeinen Gebrauche beſtimm⸗ 
N ten Fahr: und Fußwegen, ingleichen auf öffentlichen 
Platzen, Straßen, und Gaſſen veruͤbt worden, ſoll, 
wenn er auch nur durch gefährliche Drohungen ge 
1 ſchehen iſt, mit zehn⸗ bis funfzehmjähriger Feſtungs⸗ 
| oder Zuchthausſtrafe, nebſt Willkommen und Abs 
N ſchied, belegt werden. 
§. 1198. Sind von dem Näuber wirkliche Ge: 
|} Malschätigteiten, aber ohne Nachtheil an Geſund⸗ 
heit und leben ausgeübt worden: fo findet eine 
| durch gleiche Zächtigung vericjärfte funfjehnjährige 
| bis lebenswierige Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe 
| 


ſtatt. 
li b. 2199, Iſt der Beraubte von dem Näuber an 


feiner Gefundgeit, oder an ſeinen Gliedmaßen (H. 

1192.) beſchaͤdigt worden: fo fol‘ der Raͤuber mit 
| dem Schwerbte hingerichtet werden. 

4 . 1200. In den Fällen, wo der bloße Raub mit 
* dem Schwerdte geahndet wird, (§. 1191. 1192. 
| 1195. ſoll, im Falle des Straßenraubes, die Stra⸗ 
1 fe des Rades von oben eintreten. 

Ih F. 1201. Der Straßenräuber hat die Strafe 
| des Rades von unten unter eben den Umſtänden 
| verwirkt, weswegen den gemeinen Räuber die 
0 Strofe des Rades von oben treffen wuͤrde. (h. 1194. 

IH 1196. 

1 e Wo aber die Strafe des Rades von 

| unten gegen den bloßen Rauber erkannt werden 

mußte, (J. 11930 da ſoll die Todesſtrafe gegen 
den 
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den Straßenräuber durch Schleifung zur. Nichts 
ſtäͤtte verfchärft werden. 

F. 1203: Im Falle des ohne vorgängige Beſtras 
fung wiederholten Raubes, foll die ſonſt verwirkte 

ſeſtungs oder Zuchtgausſtrafe der Dauer nach ver⸗ 
längert, die lebenswierige aber durch Staupen⸗ 
ſchlag verſcharft werden. 

H. 1204. Iſt der Rauber ſchon einmal zur 
Strafe des Raubes verurcheilt worden; oder hat 
er mehr als zwey Mäuberenen ausgeübt: fo ſoll er 
gleich denen, welche in Banden rauben, geſtraft 
werden. (F. 1212, faq.) 

$- 1205. Der Rauber ſoll mit der durch die Verſuchter 
That verwirkten Strafe belegt werden, wenn er Raub. 
gleich den geſuchten Vortheil noch nicht erhalten, 
oder wieder verloren hat. 

H. 1206. Jeder gewaltſame Angriff eines Men⸗ 
ſchen, der auf öffentlicher Straße verübt wird, ſoll, 
wenn das Gegentheil nicht klar erhellet, als ein 
Raub angeſehen und beſtraft werden. 

F. 1207. Wer einem Andern, auch ohne die Abs 
ſicht zu rauben, auf oͤffentlicher Straße auſlauert, 
ihn infultire und beleidigt, der ſoll, nach Bewand⸗ 
niß der Umſtaͤnde mit zwey⸗ bis zehnjähriger Ger 
ſtungsſtrafe belegt werden. 

F. 1208, Wenn Mehrere die Ausuͤbung ei Dieb 


Diebjlahls, mit einander verabredet haben: fo fin Kann 
den die F. 68. und 73. enthaltenen Grundſaͤtze An Banden. 
wendung. 

F. 1209. Haben Mehrere ſich verbunden, den 
Diebftahl als ein gemeinſchaftliches Gewerbe zu bes 
treiben: jo hat der Nädelsführer zebnjährige bis 
lebenswierige, die andern Mitverbundenen aber eine 
ſechs⸗ bis zehnjährige Zuchthaus oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe, welche durch Willkommen und Abſchied ge 
fchärft wird, verwirkt. 


$. 1210, 
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$. 1210. Sind von einer zuſammengerotteten 
Bande gewaltſame Diebftähle verübt worden: fo 
ſoll der Anführer mit der Todesſtrafe des Galgens 
belegt werden. 

F. 121 f. Die übrigen Mitgenoſſen ſollen, wenn 
durch die That an ſich fünf- oder mehrjährige Zucht⸗ 
haus: oder Feſtungsſtrafe verwirkt ware, mit les 
benswieriger; ſonſt aber mit zehnjaͤhriger Feſtungs⸗ 
ſtrafe, nebſt Willkommen und Abſchied belegt 
werden. 

F. 1212. Hat eine ſoſche Bande wirkliche Raͤu⸗ 
berehen veruͤbt; fo hat der Anführer wenigſtens 
die Strafe des Rades von oben herab verwirkt. 

K 1213. In Anfehung derjenigen Handlungen 
der Raubgenoſſen, welche der Nüvelsführer befoh⸗ 
len, genehmigt, oder auch nur geduldet hat, iſt 
er als ein Haupturheber zu beſtrafen. 

F. 1214. Die übrigen Genoſſen ſollen, wenn 
nicht ſchon durch den Raub an ſich die Todesſtrafe 
verwirkt iſt, ohne Unterſchied, mit Staupenſchlag, 
Brandmarkung, und lebenswieriger Feſtungsſtrafe 
belegt werden. 

$. 1215. Uebrigens find die Mitgenoſſen einer 
Raͤuberbande, wenn dieſelben auch keinen Straſ⸗ 
ſenraub begangen haben ſollten, mit der Strafe 
der Straßenraͤuber zu belegen. 

$. 1216. Rauber, welche zu den von ihren Mit⸗ 
genoſſen veruͤbten Mordthaten, wenn auch nur 
durch Wache halten, wiſſentlich behuͤlflich find, ha⸗ 
ben dennoch die Strafe des Rades von unten ver⸗ 
wirkt. 

$. 1217. Räuber, welche die Mordthaten ihrer 
Mitgenoſſen, die fie zwar nicht voraus gewußt, wo⸗ 
bey fie aber gegenwärtig geweſen find, hätten bin⸗ 
dern koͤnnen; und dieſes zu thun unterlaſſen haben, 
ſollen mit dem Rade von oben herab hingerichtet 
werden. 

$. 1218. 
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§. 1218. Wer an den Vortheilen eines -Diebzlıv. Shell 
4 mehmmung an 


ſtahls Theil nimmt, ıft, in Anfebung ber mit det mündet 
Thaler vorher verabredeten Handlungen, als Mit, Oiebfabl. 
urheber. anzuſchn. 

F. 1219. Auch ben gewaltſamen Diebſtoͤhlen if 
derjenige als Mirurheber zu betrachten, welcher die 
ausgenbte Gewalt durch Lieferung der Werkzeuge, 
Wache halten, oder andre Hälfsleiftung, wiſſent⸗ 
lich unterſtützt bat. 

$. 1220. Dieſe Strafe trifft ihn ſelbſt alsdann, 
wenn er den verabredeten Vortheil wirklich nicht 
empfängt. 

$. 1221. Hat er aber den Vortheil ausgeſchlagen 
oder ausgeliefert, und die noch unentdeckten Mitver⸗ 
brecher angezeigt: ſo kann er auf Begnadigung An⸗ 
ſpruch machen. 

H. 1222. Wächter und Wachen, welche wiſſent⸗ 
lich, aus gewinnſüͤchtigen Abſichten, einen Dieb⸗ 
ſtahl geſchehen laſſen, haben die Strafe des gewalt⸗ 
ſamen Diebſtahls verwirkt; auch wenn die That, 
ſelbſt ohne Gewalt verͤͤbt worden. 

$. 1223. Wer Diebesgeſindel feines Nutzens 
wegen hegt, oder Dieben zu Berheimlichung, Fort: 
ſchaffung, oder Veräußerung der geſtohlnen Sachen 
Hütfe zuſagt und leiſtet, hat fechsmonathliche bis 
zwevjabrige Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe, nebſt 
Züchtigung am Anfang und Ende der Strafzeit, 
verwirkt. 

H. 1224. Weiß er, daß die von ihm verhehlten 
Sachen geraubt worden, oder daß das Diebsgeſin⸗ 
del ſich mit Rauben abgiebt: fo ſoll gegen ihn auf 
drey bis vierjährige Zuchthaus⸗ oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe, nebſt gleicher Züchtigung (F. 1223.) erkannt 
werden. 

$. 1225. Wer einem Raͤuber, von dem er weiß, 
daß er zugleich morden will, oder ſonſt ſchon ge⸗ 
mordet hat, zu Verhezlung oder Fortſchaffung 

der 
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| der geraubten Sache Hälfe zuſagt, und in der Fol⸗ 
ge wirklich leiſtet, der hat Staupenſchlag und le⸗ 
benswierige Feſtungsſtrafe verwirkt. 

H. 1226. Eben dieſe Strafe findet ſtatt, wenn 
jemand einem dergleichen Mordräuber, zu Beguͤn⸗ 
ſtigung künftiger Raͤubereyen, einen Zufluchtsort 
verſtattet. 

H. 1227. Wer Räuber gegen die Nachforſchung 
der Obrigkeit verbirgt, oder ihnen Gelegenheit und 
ae e zu Veruͤbung ihrer Raͤubereyen nach⸗ 
f welſet, fell, wenn er auch der H. 1223 1225! bes 
| ſchriebnen Theilnehmung nicht überführt werden 

könnte, dennoch eine zwenjährige Feſtungs oder 
Zuchthausſtrafe, nebſt Willkommen und Abſchied 
leiten. 

H. 1228. Dieſe Strafe wird verdoppelt, wenn 
ihm bekannt war, daß die von ihm begünſtigten 
Rauber ſich mit Morden abgeben. 
| $. 1229. Wer Rau „oder gar Ermor⸗ 
dungen, in feiner Behanſung, mit feinem Vorwiſ⸗ 
| ſen begehen läßt, der ſoll dem Thärer gleich beſtraft 
| werden. 
| $.. 1230. Wer Diebe oder Räuber wiſſentlich 
| 
| 
| 


beherbergt, oder geſtohlne Sachen verhehle, muß 
nicht nur die H. 1223. beſtimmte Strafe dulden, 
ſondern geht auch des gemißbrauchten Gewerbes 
verluſtig. 
v. Borben / F. 1231. Ein jeder, dem von Verdaͤchtigen 
zel ent, (Th. Te. XV. F. 19.) oder Unbekannten, welche 
N erben nicht mit dem Verkaufe ſoſcher Sachen ein bffent⸗ 


| dendaſ. $. 43. 44) Sa⸗ 
„ chen zum Kauf oder Pfande angetragen werden, iſt 
| ſchuldig, zu prüfen: ob der Antragende wahrſchein⸗ 
lich über die angebotenen Sachen zu verfügen be⸗ 
| rechtigt ſeh. 5 

F. 1232. Beſonders muß dieſe Vorſicht alsdann 
N beobachtet werden, wenn der Verkäufer oder Ver⸗ 
pfans 


bier liches Gewerbe treiben, (E 
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pfänder ein Dienſibote, oder Hausgenoſſe, und die 
Sache fo beſchaffen iſt, daß fie waheſcheinlicher 
Wiiſe der Dienſiherrſchaft, oder dem Haus vater 
gehören koͤnnte. 

$. 1233. In einem ſolchen Falle muß der Käufer, 
oder Pfandnehmer, ſich bey der bloßen Angabe des 
Antragenden nicht beruhigen; ſondern bey der Herr⸗ 
ſchaft oder dem Hausvater jeloft nachfragen: ob etz 
wa eine Untreue des Geſindes oder der Hausgenoſ⸗ 
fen mit unterlaufe? 

$ 1234. Mit ganz unbekannten beuten, welche 
Sachen von Werthe, z. E. Gold, Silber, Juwe⸗ 
len, und andre Kostbarkeiten, zum Kauf oder Pfand 
anbieten, foll fi niemand darüber einlaſſen. 

F. 1235. Eben fo wenig darf dieſes geſchehen, 
wenn bie angetragene Sache von der Beſchaffenheit 
iſt, daß beute von dem Stande und Gewerbe des 
Antragenden dergleichen Sachen nicht zu haben 
pflegen. 

$. 1236. Erwaͤchſt aus Vergleichung der Ber 
ſchaffenheit der Sache, und der Perſon des Antra⸗ 
genden, oder aus dem die Forderung des Verkäu⸗ 
fers beträchtlich uͤberſteigenden Werthe der Sache, 
ein wahrſcheinlicher Verdacht, daß fie entwendet 
fen: ſo iſt ein jeder, welcher aus dem Handel oder 
Pfaͤnderleihen ein Gewerbe macht, bey willküͤhr⸗ 
licher doch nachbruͤcklicher Geld⸗ oder Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe ($- 35.) ſchuldig, eine ſolche verdaͤchtige Sache 
anzuhalten, und an die Polizey Obrigkeit des Orts 
zur weitern Unterſuchung abzuliefern. 

$. 1237. Eben dieſe Strafe findet ſtatt, wenn 
ein ſolcher Handelsmann oder Pfandverleiher, 
durch Öffentliche Bekanntmachungen, obeigkeit⸗ 
liche Warnungen, oder auch nur durch glaub⸗ 
würdige Privatanzelgen benachrichtigt ist, daß 
Sachen von dieſer Art, und mit ſolchen Kenn: 

zeichen 
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zeichen verſehen, geſtohlen oder verlohren 
worden. 

$. 1238. Hat jemand wiſſentlich geftohlne Sa⸗ 
chen gekauft, oder zum Pfande angenommen: fo 
ſoll er, wenn er auch an dem Diebſtahle auf die 
F. 64. bis 84. beſchriebene Art keinen Theil genom⸗ 
men hat, dennoch als ein gemeiner Dieb beſtraft 
werden. 3 

F. 1239. Wenn beute, die aus dem Handel oder 
Pfaͤnderleihen ein Gewerbe machen, geſtohlne Sa⸗ 
chen, wegen welcher ſie auf die §. 1237. gedachte 
Art gewarnt worden, dennoch kaufen, oder als 
Pfand annehmen: ſo ſind ſie als gemeine Diebe zu 
beſtrafen: ob ſie gleich der Wiſſenſchaft ſelbſt nicht 
völlig uͤberfuͤhrt werden konnten. 

$. 1240. Hat außerdem jemand geftohlne Sa⸗ 
chen, zwar nicht wiſſentlich, aber doch mit Verab⸗ 
faumung der geſetzlichen Vorſicht, gekauft oder ans 
genommen: ſo ſoll er, nach Verhältniß der began⸗ 
genen Nachläßtakelt, willkührliche doch nachdrück⸗ 
liche Geld⸗ oder Gefängnißſtrafe ($. 35.) leiden. 

$. 1241. Dieſe Strafe wird verdoppelt, wenn er 
ſich eines ſolchen Vergehens nach vorgängiger Bes 
ſtrafung zum zweytenmale ſchuldis macht. 

$. 1242. Demjenigen, welcher den Handel oder 
Pfandverkehr bisher als ein Gewerbe getrieben 
hat, ſoll, wenn er ſich des $. 1239. beſchriebenen 
Vergehens mehr als Einmal ſchuldig macht, außer 
der an ſich verwirkten Strafe, die fernere Aus⸗ 
uͤbung feines Gewerbes, bey mehrjähriger Gefaͤng⸗ 
niß⸗ oder Zuchthausſtrafe, gänzlich unterſagt 
werden. 

$. 1243. Hat ein Jude wiſſentlich geſtohlne Sa⸗ 
chen gekauft, oder zum Pfande angenommen: ſo 
verliert er den Schutz des Staats, und ſoll aus 
dem Sande geſchafft werden. 
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F. 1244. Kann die geſtohlne Sache, oder der 
volle Werth derselben, dem dechtmäß gen Inhaber 
nicht erſtattet werden; fo iſt gegen den Verbrecher, 
noch vor feiner Wegſchaffung aus dem lande, mit 
Eins bis zweyſößriger Zuchthausſtrofe, nebſt Wille 
9 855 und Abſchied, zu verfahren. 

1245 Hat ein Jude zwar weder wiſpentlich, 
205 gegen erhal 5% Warnung, aber doch mu Ver⸗ 
abſaumung der gesetzlichen Vorſicht, eine geſtohlne 
Sache gekauft, oder zum Pfand angenommen: ſo 
finder gegen ihn die H. 35. vorgeſchriebene willkühr⸗ 
liche Strafe ftatt. 

F. 1246. Wird er aber zum zweytenmale auf eis 
ner ſolchen Uebertretung betroffen; fo fell, wenn 
er auch der Wiſſenſchaft nicht vollſtaͤndig aberfüͤhrt 
werden konnte, dennoch mit der $. 1243. 244 vor⸗ 
geſchriebenen ordentlichen Strafe wider ihn verfah⸗ 
ren werden. 

$ 1247. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß 
dadurch dem Beſchabigten das Recht, auf Abarbel⸗ 
tung des Schadens nach Vorſchrift des §. 1117. ans 
zutragen, nicht benommen werde. 

F. 1g. Die Schlöſſer ſollen, bey zehn Thaler 
Strafe, obne Genehmigung des Eisenthümers, S 
oder der Herrſchaft, welche die Wohnung kene hat, 
kein Schloß öffnen, oder einen neuen Schläffel 
dazu machen. 

$. 1219. Bey gleicher Strafe ſollen fie keinen 
Hauptſchluͤſſel dane Einwilligung des Hauswirths 
verfertigen. 

$. 1250. Auch muͤſſen fie demſelben das Modell, 
oder die Patrone davon, treulich ausliefern. 

$, 1281. Wenn ein Schloſſer dieſen Verbo⸗ 
ten (5. 1248 1280.) entgegen handelt: fo vers 
fallt er nicht nur in zehn Thaler Strafe; fondern 

Algen, Geſegb. IV. Band. Rerr er 


755 auc 
ten Der 
Schlöſſer. 
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N 
II 

1 7 er iſt auch ſchuldig, den aus feiner Unvorſichtigkelt 
N entſtandenen Schaden zu vertreten. 

| $. 1252. Eben dieſes findet ſtatt, wenn Schloͤſ⸗ 


N fer ihre Dietriche nicht forgfältig verwahren, oder 
| | unſichern Perſonen verabſolgen. 
$. 1253. Schlöffer, welche ſich des Dibſtabls, 
| 1 oder einer Theilnehmung an demſelben ſchuldig ge⸗ 
macht haben, ſollen nicht nur mit geichärfter Strafe 
I des Diebſtahls belegt; ſondern es foll ihnen auch 
die fernere Ausübung ihres Handwerks bey ſechs⸗ 
monatlicher Zuchthausſtrafe unterſagt werden. 
IV, Ben $. 1254. Wer durch Concuſſonen einen Andern 
| K ate, zu einem nachtheiligen Vertrage nöthiget, hat cine 
\ willkübrliche Geld⸗ oder Gefüngnißftrafe verwirkt. 
$. 1255. Iſt jemand durch Concuſſion gendthi⸗ 
get worden, Gelder oder Sachen ohne Vergeltung 
zu geben: fo iſt eine dergleichen Erpreffung, nach 
ii! Maaßgabe der dazu gebrauchten Mittel, gleich ei⸗ 
1 nem Diebftahfe oder Haube zu beſtrafen. 


|| Funfzehnter Abſchnitt. 
| 


10 Won Beſchaͤdigungen des Vermögens 
durch ſtrafbaren Eigennutz 
und Betrug. 


Vegrife $. 1256. Jede vorſätzliche Veranlaſſung eines 
Eisige Jertbums, wodurch jemand an feinem Rechte ges 
kraͤnkt werden fell, iſi ein ſtrafbarer Betrug. 

$. 1257. Bloßer Eigennutz iſt nur in fo fern 
ſtrafbar, als er in den Geſetzen ausdrücklich verbo⸗ 
ten worden. 


F. 1258. rentliche Ahndung. findet in allen 
Källen fait, wo mit d. igennuße ein wirklicher 
Betrug verbunden iff, 


$. 1259. 
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$. 1259. Verbotener Eigennutz und Bereug folr 
len mit einer dem geſuchten unerlaubten Gabvinne 
angemeſſenen Geldſtrafe belegt werden. 

$. 1260. Wenn in den Geſetzen keine beſondere 
Sirafe beſtimmt iſt: fo ſoll der, welcher ſich eines 
ſtrafſaren Betruges, oder ausdruͤcklich verbotenen 
Eigennutzes ſchuldig gemacht hat, um den doppel⸗ 
ten Betrag des geſuchten Gewinnes fiscaliſch beſtraft 
werden. 

$. 1267, Kann dieſer Gewinn nicht ausgemittelt 
werden: jo muß der Richter die Geloſtrafe nach 
dem Betrage des dem Andern zugefügten Schadens 
ſeſtſehen. 

$. 1262. Kann die Geldſtrafe nicht erlegt were 
den: fo muß der Betrüger in einer Öffentlichen An⸗ 
ſtalt ſo lange arbeiten, ee ſelbige herbeygeſchafft 
worden. 

$. 1263. Erziebt ſich dis den Umſtaͤnden, daß 
der Betrüger die verwirkte Geldſtrafe nicht werde 

verdienen können: fo tritt vechaͤltnißmäßige Ges 
fängujf: oder Zuchthausſtrafe an deren Stelle. 

$. 1264. Iſt die betrͤgeriſche Handlung noch 
nicht vollendet; oder laßt ſich die Summe des ber 
abſichtigten Vortheils, oder verurſachten Schadens 
nicht ausmitteln: fo ſoll eine dem Grade der Boß⸗ 
heit, und der Gefährlichkeit der Abſicht angemeſſene 
willkührliche (H. 35.) Geld- oder Gefaͤngnißſtrafe 
eintreten. 

F. 1268. Sobald aus einer, wider das Verbot 
der Geſitze, oder mit Verſtellung oder Verfäͤlſchung 
der Wahrheit unternommenen Handlung, nach 
dem gewöhnlichen daufe der Dinge, Nufen für den 
Handelnden, und Schaden für einen Andern ente 
fleht, wird bey erſterem die Abſicht, letzteren zu 
ſeinem Bortfeile zu verkürzen, vorausgeſetzt. 
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§. 1266. Iſt das Gegentheil dieſes Vorſaßes 
klar, oder wahrſcheinlich: ſo muß nach der ſonſt 
zum Grunde liegenden Abſicht beſtimmt werden: 
ob und welche Strafe flate finde, 

$. 1267. Der Erſotz des durch Betrug zugefuͤg⸗ 
ten Schadens, macht den Beträger nicht ſtraflos. 

$. 1268. Doch wird die Strafe gemindert, 
wenn der Betrüger freywillig von der Ausführung 
des Betruges wieder abgeſtanden, oder nach beſtem 
| Vermögen den Schaden abzuwenden bemüht gewe⸗ 
1 fen ift. (F. Er. fa.) 


e . 1269. Wer aus Eigennutz eines Gewerbes 
| ung e oder Handels ſich anmaßt, wozu nür gewiſſe Elaſſen, 
karre oder einzelne Einwohner des Staats, nach ihren 
und War, ausſchließenden Privilegien berechtigt find, muß, 
del. außer der Vergütung des zugefuͤgten Schadens, 


und entzogenen Gewinnes, eine Geldſtrafe von zehn 
bis funfzig Thalern entrichten. 


§. 1270 Sind auf g.wiſſe Arten des unbefuz⸗ 
ten Gewerbes andere Strafen in den beſondern 
Verordnungen beftummt: fo hat es dabey fein Be: 
wenden. g 
„Wucher. H. 1271. Höhere Zinſen, als die Geſetze ver⸗ 
ſtatten (Th. I. Tit. XI. § 803. 0d.) können rechts: 
gültiger Weiſe weder verſprochen, noch gegeben 
werden. 

8. 1272. Was über bie geſezmöͤßlaen Zinſen ae: 
zahlt ift, kann binnen ſechs Jahren nach vollig ab⸗ 
getragener Schuld annoch zurückgefordert werden. 

F. 1273. Wer, um dieſen Verorpnungen 
(F. 1271. 1273. auszuweſchen, den übermäßigen 

0 Vortheil unter irgend einem andern Mamen oder 
Geſchafte zu verbergen ſucht, iſt als Wucherer zu 
IN beſtrafen. 


$. 1274 


Von Eigennutz und Betrug. 1357 


F. 1274. Der Wucherer muß dem Fisco den ganz 
zen verſchriebenen Betrag an Capital und Zinſen 
zur Strafe erlegen. 

. 1275. Bey fortlaufenden Zablungen oder 
keiſtungen, deren Ende gar nicht beftimmt iſt, oder 
erſt kuͤnftig durch die Aufkändigung beſtimmt wer⸗ 
den ſoll, wird die Geldſtrafe nach der Summe des 
ausbedungenen Capitals, und der wirklich ſtatt der 
Zinſen erhobenen Vortheile berechnet. 

F. 1276. Wenn auch der Schuldner die ihm 
wirklich obliegende Zahlung zu lelſten außer Stande 
iſte fo muß der Wucherer doch die $. 1274. 1275. 
beſtimmte Summe aus eignen Mitteln zur Strafe 
entrichten. 

F. 1277. Jede laͤſtige Bedingung, hinter welche 
der Gläubiger die übermäßigen Zinjen verſteckt, iſt 
als Wucher anzusehen. 

$. 1278. Auch der macht ſich des Wuchers ſchul⸗ 
dig, welcher dem Schuldner, außer dem Th. I. 
Tit. XI. b. 817. beſtimmten Falle, nicht die volle 
Summe des Capitals zahlt. 3 

. 1279. Sobald der Vortheil, welchen der 
Glaͤubiger aus der an ſich erlaubten Voraus zahlung 
der Zinſen zieht, ein Mehreres betragt, als der 
Unterſchied zwiſchen den angerechneten geringern, 
und den hoͤhern gefeßmäßigen Zinfen ausmacht, 
muß der Gläubigen als Wucherer angefehn werden. 
(Tb. l. ir. XI. . 8770 

$, 1280. Wenn Waaren ſtatt Geldes gegeben; 
oder die Valuta eines Wechſels oder Schuldſchei⸗ 
nes, worauf ganz oder zum Thei! Waaren gelies 
fert ſind, baar verſchrieben worden: ſo finden die 
Vorſchriften Th. I. Tit. XI. §. 718 726. An⸗ 
wendung. 

H. 1281. Doch iſt der Fiscus nicht verbunden, 
ſich an dem, was der Schuldner nach Th. J. 

Kerr 3 Tit. 
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Dit. XI. $. 717. 719. 724. 726. zu leiſten hat, zu 
begnügen; ſondern er kann ſich, wegen des ver⸗ 
ſchriebenen Betrags, nach Maaßgabe des $. 1276. 
an den Gläubiger halten. 

$. 1282. Wenn ſtatt der Zinfen des Darlehns, 
gewiſſe Naturalten oder andere Sachen, oder auch 
die Leiſtung gewiſſer Arbeiten oder Dienſte vorbe⸗ 
dungen worden; fo findet die Vorſchrift Th. I. 
Dit. XI. . 812 874. Anwendung. 

F. 1283. Ueberſteigt der Werth der bedungenen 
Lieferung oder feiftung, nach dem niedrigſten Preiſe 
der naͤchſtwothergehenden ſechs Jahre, den geſetz⸗ 
mäßig erlaubten Zinsfuſf um mehr als Eins vom 
Hundert: ſo iſt ein Wucher vorhanden; und der 
Gͤubiger hat die 9. 1274. beſtimmte Strafe ver⸗ 
wirkt. 

F. 1284, In Auſehung der Conventionalſtrafen 
findet dasjenige ſtatt, was Th. I. Tit. XI. H. 825. 
und 826. verordnet iſt. 

$. 1285. Die Ausbedingung des Einlagers ift 
ſowohl bey dem Darlehns als bey andern Ver⸗ 
tragen, als unerlaubte Selbſthülfe verboten. 

H. 1286. Wer bey einem Darlehne, oder ander 
tem Geſchaͤfte, ſich mehr als die geſetzmaͤßigen 
Mäklergebühren verſprechen oder bezahlen laßt, hat 
eine Strafe von funfzig bis fuͤnftundert Thalern 
verwirkt. 

$. 1287. Iſt er als öffentlicher Moͤkler angeſtellt 
und verpflichtet: ſo wird er noch außerdem ſeines 
Amtes entſetzt. 

F. 1288. Alles, was vom Wucher bey Darleh⸗ 
nen verordnet iſt, findet auch bey andern Geſchaͤf⸗ 
ten ſtatt; in fo fern nicht die höheren Zinſen eine 
Bedingung des urſoruͤnglichen Contrakts geweſen 
find. 

$. 1289. Was vorſtehend vom Geldwucher 
verordnet iſt, gilt unter den Th. I. Tit. XI. §. 856 

bis 
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bis 960. enthaltenen Beſtimmungen auch vom Wu⸗ 
cher mit Getreyde, und andern Dingen, welche 
den Gegenſtand eines Darlehnscontracts ausma⸗ 
chen koͤnnen. 

$. 1290. Wer wider ein ausdrückliches Verbot 3) Darda 
des Staats, fein Getreyde verheimlicht und zurdet- Mat 
hält, wird mit der Conffscation des ͤͤbermäßigen 
Vorraths beſtraft. 

F. 1291. Fur einen übermäßigen Vorrath iſt der⸗ 
jenige zu haften, welcher den doppelten Betrag der 
eignen Morhöurft bis zur Aerndte überſteigt. 

! 1292. Wer durch Auf⸗ und Vorkäuferey fer 4) Mur 
bensmittel und andre gemeine Bedürfuſſſe ver⸗ ee 
theuert, oder die Zufuhre derſelben zu den öffentll⸗ b. 
chen Markten zu hindern oder zu ſchwoͤchen unter⸗ 
nimmt, ſoll nach Beſtimmung der Polizeygefege 
eines jeden Orts, nachdrücklich beſtroft werden. 

$. 1293. Eben dieſes findet ſtatt, wenn der 5 u. 
Verkaufspreis die feſtgeſehte Taxe uͤberſteigt. SE 

F. 1294. Bücher, auf welche ein Koͤniglicher 0 Bacher, 
Unterthan das Berlagsrecht hat, ſoll niemand nach "NÖRFUR. 
drucken. 

F. 1295. Hat der rechtmaͤßige Verleger ein aus⸗ 
druͤckliches Priviſegium erhalten: fo hat der Nach: 
drucker eines Buchs, welchem ein ſolches Privile⸗ 
gium vorgedruckt, oder deſſen Inhalt auf oder hin⸗ 
ter dem Titelblatte bemerkt iſt, die in dem Privi⸗ 
legio angedrohete Strafe verwirkt. 

H. 1296. a) Findet die Strafe aus einem beſon⸗ 
dern Privllegio nicht ſtatt: fo ſoll dennoch der Mache 
druck auf den Antrag des rechtmaͤßigen Verlegers 
eonfiscirt, und zum Verkauf unbrauchbar gemacht; 
oder dem Verleger, wenn er es verlangt, uͤberlaſ⸗ 
ſen werden. 

$. 1296. b) Es muß aber, in dieſem letztern 
Falle, der rechtmäßige Verleger, wenn er den 

Rerr 4 Nach⸗ 
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Nachdruck übernehmen will, die von dem Mach 
drucker darauf verwendeten Aulagen demſelben auf 
die zu leiſtende Enticpäbigung anrechnen, oder ſo 
weit fie dazu nicht erforderlich find, an die Straf: 
caſſe gerausgeben. 

$. 1297. a) So weit der Nachdruck ſelbſt verbo⸗ 
ten iſt, darf auch niemand, bey gleicher Strafe, 
mit auswaͤrts nachgedruckten achern Handel 
treiben. 

$. 1297. b) Buchbinder duͤrfen des Handels mit 
ungehundenen Buͤchern, und bloß gehefteten 
Schriften, bey Strafe der Confiscation des Werks, 
und des fur ſchon verkaufte Exemplare gelöſeten 
Werths, ſich nicht anmaßen. 

$. 1297. c) Ein Verfaſſer kann feine für eigne 
Rechnung gedruckten Schriften zwar durch ſich 
ſelbſt, oder auch dutch Andere verkaufen; es darf 
aber dergleichen Verkauf nicht in einem öffentlichen 
Laden, und an Orten, wo Buchhändler find, nicht 
durch Buchbinder geſchehen. 

$. 1297. d) Uebertretuugen dieſer Vorſchrift 
werden ebenfalls mit der Strafe der * 
nach $. 1297. b geahndet. 

H. 1299. Hazardfpiele find unerlaubt, fobatb 
aus der B enhelt der ſpielenden Perſonen, des 
Einsatzes, und der Übrigen Uniftände erhellet, daß 
ſelbige aus Gewinnſucht geſpielt werden. 

F. 1299. Unter den Hazardſpielen werden beſon⸗ 
ders alletſe, Lansquenet, Faraon, Cinq et Neuf, 
Quinze, Paſſe à dix, lotto, Tritſchacken, Wuͤr⸗ 
feln, und ähnliche Spiele verftanden. 

H. 1300. Wer bey dergleichen Spielen die ſoge⸗ 
nannte Bank macht, hat, nach Beſchaffenheit des 
Spiels, der Höhe des Einſatzes, und der Große 
des geſuchten unetlaubten Gewinns, fiscaliſche 
Strafe von hundert bis taufend Ducaten verwirkt. 


$. 1301. 
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$ 1301. Jeder Mitſpieler ſowohl bey dem Fa- 
raon, als allen übrigen Hazardſoielen, wie ſolche 
Namen haben mögen, fell, nad) gleichem Verhalt⸗ 
niffe, um fünfzig bis dreyhundert Ducaten fiscar 
liſch beftraft werden. 

$. 1302. Das Wetten, oder ſogenannte Pari⸗ 
ren, iſt, wenn es auch bey erlaubten Spielen ges 
ſchieht, dennoch dem Hazardſpiele gleich zu achten. 

F. 1303, beute, die vom Spielen Gewerbe mas 
chen, und zu ſolchem Ende Brunnen, Bäder, und 
andre öffentliche Derter und Verſammlungen beſa⸗ 
chen, follen über die Graͤnze geſchafft; wenn fie 
aber dennoch zu Treibung ihres verbochnen Ge⸗ 
werbes zuruͤckkehren, auf Ein Jahr zur Faltung ab⸗ 
geliefert werden. 

F. 1304. Gaſt⸗ und Cofftewirthe, an übers 
haupt alle Unternehmer Öffentlicher Zuſammenküͤnfte, 
welche verbothene Spiele bey ſich dulden, ſollen 
dreyhundert Thaler Strafe entrichten. 

$ 1305. Haben fie zu ſolchen Spielen verſchloſ⸗ 
ſene Zimmer hergegeben, oder ſonſt zu deren Ver⸗ 
beimlichung mitgewirkt, ſo wird die Strafe ver⸗ 
doppelt. 

F. 1306. Werden fie zum zweytenmale wegen 
einer ſolchen Uebertretung zur Verantwortung gezo⸗ 
gen, und ſchuldig befunden: fo ſollen fie, außer der 
Geldbuße, mit dem Verluſte ihres Gewerbes be⸗ 
ſtraft werden. 


$. 1307. Öfficianten, welche von Hazardſpielen 
ein Gewerbe machen, ſollen ihres Amts entſetzt 
werden. 

. 1308. Wer aus e Abſichten, e) 
durch Verlaumdung, Uneinigkelten unter nagen ene 
Verwandten oder Ehegatten ſtiftet, ſoll nach W. 
haͤltniß der zum Grunde liegenden boßbaften ke. 
Abſicht, und des daraus entſtandnen Schadens, 

Reer 5 mit 
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Je mit nachdruͤcklicher Geld oder Seibesftrafe belegt 
ſchleichung. werden. 

| $. 1309. Wer dergleichen Uneinigkeit in der Ab⸗ 
N ſicht ſtifter, Erpſchaften oder Vermaͤchtniſſe den na: 

tuͤrlichen Erben zu entziehen, und ſelbige ſich oder 
andern zuzueignen, der iſt als ein Betrüger zu be: 
ſtrafen. 

100 ung ⸗ $. 1310. Wer einem Minderfaͤhrigen Darlene 
ii Tnupte . oder ſonſt unerlaubten Eredit giebt, der fell, außer 
der von ſelbſt folgenden Nichtigkeit des Vertrags, 
eben fo viel, als die geliehene oder geborgte Sum⸗ 

me oder Waare beträgt, zur Strafe entrichten. 
0 $. 1311. Eben fo wird der beſtraft, welcher eis 
| ner zioar arofjährigen, aber wegen Verſchwendung 
oder laue unter Vormundſchaft ſtehenden Perſon 

I unerlaubten Credit giebt. 
$. 1312. Ferner derjenige, welcher wiſſentlich 
| Kindern, die zwar großjährig, aber noch unter vaͤ⸗ 
| terlicher Gewalt find, Gelder oder Sachen zur 
[| Schwelgerey, Ueppigkeit, oder Verſchwendung 
(| borgt, oder leihet. 

I $. 1313. Wer von dergleichen Perſonen (h. 1310 
bis 1312.) Koſtbarkeiten, Kleidungsſtuͤcke u. ſ. w. 
| obne Einwilligung ihrer Vorgeſetzten kauft, zu 
| 


Pfande oder an Zahlungsſtalt annimmt, und ihnen 
dadurch die Mittel zu ihren Ausſchweifungen ver⸗ 
ſchafft; der iſt gleicher Strafe ſchuldig. 
$. 1314. Wer einer Perſon vom Militairſtande 
gegen das Verboch ber Öefege (Th. I. Tit. Kl. $. 700.) 
5 Credit giebt, wird um fo viel, als die Forderung 
ll beträgt, fiscafifch beftraft. 
| . 1315. Iſt der Vorſchuß abſichtlich zu Schwel⸗ 
Ill gereyen und Jusſchwelfungen gegeben worden: fo 
Hl hat der Ulebertreter, noch außerdem, eine der 
| Halfte des Vorſchuſſes gleich kommende Geldſtrafe 
1 verwirkt. 


F. 1316. 
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$. 1316. Wer von einer Militairperſon brauch⸗ 
dare Mondirungsſtͤcke, oder andre zum Kriegs⸗ 
dienſte gehörige Sachen kauft, oder ſonſt an ſich 
bringt, muß, außer dem an das Regiment zu er⸗ 
ſetzenden Schaden, den drepfachen Werth eines ſol⸗ 
chen Stuͤcks zur Strafe entrichten. 

H. 1317. Wegen des ſtrafbaren (eigens und Bor⸗ 
gens an Studirende, hat es bey den Vorſchriften 
des zwölften Titels $. 104. aq, fein Bewenden. 

9. 1378. Wer ſich mit vorſtehend benannten Per⸗ 
ſonen (F. 131071317.) in dergleichen unerlaubte 

„Verträge einläßt, bat die aefeßmäßige Strafe vers 
wirkt, wenn auch nicht erhellet, daß es aus Eigen 
nuß gefchehen ſey. 

$. 1319. Aber auch derjenige, welcher andern 
Perſonen von bekannter unordentlicher Lebensart, 
wiſſentlich und vorſätzlich, zu einer vorhabenden 
liederlichen Verſchwendung Gelder oder Grchen 
giebt, verliert, wenn es aus eigennützigen Apſich⸗ 
ten geſchehen iſt, ſeine Forderung zum Beſten der 
Armencaſſe. 

$. 1320. Hat jemand aus dergleichen eigens 
nützigen Abſicht? die ihm bekannte Verſchwendung 
und Ausſchweifungen einer verheiratheten Frau, 
ohne Vorwiſſen ihres Mannes, mit Vorſchuſſen 
unterſtüͤtzt: fo ſoll er, außer dem Verluſte der For⸗ 
derung, um den Betrag des Vorſchuſſes ſiscaliſch 
beſtraft werden. 

. 1321. Sind dergleichen Vorſchuͤſſe ſolchen 
Perſonen ($. 1319. 1320.) nicht aus Eigennutz, 
ſondern aus andern unerlaubten Abſichten gelei⸗ 
ſtet worden: fo ſoll, nach Verhältniß des für den 
Verſchwender oder deſſen Familie daraus ent 
ſtandenen Schadens, willkͤhrliche (J 35.) doch 
nachdruͤckliche Geld oder leibesſtrafe ſtatt 
finden. 


6. 1322. 
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$. 1322. Was $. 13107 1321. von Vorſchüſſen 
vorgeſchrieben worden, iſt auch vom Creditiren der 
zur Verschwendung oder liederlichen Ausſchwelfung 
dlenlichen Sachen zu verſtehen. 

5. 1323. Eben dieſes findet auch ſtatt, wenn 
unter den H. 1320 beſtimmten Umflanden, der Eher 
frau, ohne Vorwiſſen ihres Diannes, Sachen ab: 
gekauft, oder von ihr zum Pfande angenommen 
werden. 

§. 1324. Mit der $. 1321. feſtgeſetzten Strafe 
find auch dirjenigen zu belegen, welche ein Gewerbe 
daraus machen, junge leute zu Ausſchweifungen 
zu verführen, und ihnen dazu Gelegenheit 
geben. 


da g. 1325. Wegen der Folgen des gemeinen Ber 
10 


zualiffeir- 
an. 


A. Untreue. 


teugs, der in Contracten, oder fonft im Handel 
und Wandel veruͤbt worden, hat es bey den Vor⸗ 
ſchriften der buͤrgerlichen Geſetze fein Bewenden. 

10 1326. Wird bey einem über dergleichen Ger 
ſchaͤfte entſtandenen Rechteſtreite ein grober Betrug 
vollſtaͤndig ausgemittelt: fo ſoll in dem Urtel über 
die Hauptſache, zugleich auf verhaͤltnißmäßige 
Geld oder Gefaͤngnißſteafe gegen den Betrüger 
erkannt werden. (H. 359 

F. 1327. Geſetzwidrige Handlungen, welche in 
der Abſicht unternommen worden, um einen Andern 
wider ſein Wiſſen und Willen um das Seinige zu 
bringen, werden dem Betruge gleich geachtet. 

$. 1328. Ein unter erſchwerenden Umſtanden 
veruͤbter Betrug fell von Amts wegen untirfucht, 
und der Regel nach mit einer dem doppelten Berraz 
ge des geſuchten Gewinns gleichkommenden Geld⸗ 
firafe belegt werden. (h. 85.) 

$. 1329. Diefe Strafe ($. 1328.) trifft alſo den⸗ 
je welcher, außer der allsemeinen Ver⸗ 
bindlichkeit, noch beſondere Verpflichtungen, 
einen 
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einen Andern mit Treue und Redlichkeit zu behan⸗ 
deln, auf ſich hat, und denfelben gleichwohl hin⸗ 
tergebt. 

K. 1330. Die Strafe ungetreuer Beamten ifi 
im Siebenten Abſchnitte beſtimmt. 

$ 1331. Vormünder und Eurotores, die durch 
untreue und unredliche Verwaltung des Vermögens 
ihres Pflegebefohlnen die Remotion verwirkt haben 
(Tit. XVIII. §. 924. [gg. ), ſellen, außer der orbent⸗ 
lichen Strafe des qualifteisten Betrugs, (F. 1328.) 
für unfähig erklärt werden, ein öffentliches Amt zu 
bekleiden; irgend eine Art des Erfüllungseides wir 
der den Willen ves andern Theils zu lelſten; und 
in Andrer Rechts angelegenheiten ein glaudwürdiges 
Zeugniß abzulegen. 

9. 1332. Hat ein ſolcher Vormund einen wirffi- 
chen Diebstahl an feinem Pflege befoßlnen begangen: 
fo ſoll er mit der Lelbesſtrafe eines unter erſchwe⸗ 
renden Umſtänden begangenen Diebſlahls belegt 
werden. 

5. 1333. Oeffentlich bestellte Möller, welche Br 
trͤgereyen begehen, oder begunftigen, ſollen auf 
fer der verwirkten ordentlichen Strafe des Betrugs, 
ihres Amts entſetzt, und daß dieſes geſchehen ſey, 
an der Börſe, fo wle durch die offentlichen Anzei⸗ 
gen, bekannt gemacht werden. 

H. 1334. Juſtizcommiſſarien und Conſuſenten, 
welche aus eigennuͤtzigen Abſichten ſchaͤdſiche Rath: 
ſchlaͤge wiſſentlich geben, haben, außer der H. 1328, 
befiimmten Strafe, auch die Eaffarion verwirkt. 

§. 1335. Wenn fie die Nechtsangelegen heiten 
der Parteven aus eigennügigen Adſichten verſchlep⸗ 
pen, oder vernachlͤͤßigen: jo ſollen fie nicht nur 
bie $. 1328. beſtimmte Strafe leiden, ſondern auch, 
wenn die vorgaͤngige Warnung fruchtlos geweſen 
iſt, ihres Amts entſetzt werden. 


§. 1336. 


DATE. 
amten; 


2) von Lor, 
ändern. 
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$. 1336. Haben dergleichen Perſonen ſich ſogar 
in ein Berfändnif mit dem Gegentheile, zum 
Schaden ihrer Partey, eingelaffen: ſo ſoll die 
Strafe gegen fie, durch öffentliche Bekanntma⸗ 
chung, und Zuchthausarbeit auf ſechs Monathe, 
bis zu Einem Jahre, geſchaͤrft werden. 

F. 1337. Auch haben fie in dieſem Fulle, gleich 
den treulojen Vormundern, (F. 1337.) den Verluſt 
des gerichtlichen Glaubens verwirkt. 

§. 1338. Juſtiſcommiſſarit und Conſulenten, 
welche zur Verdunkelung d VBahrheit, und Der 
zoͤgerung der Prozeſſe, ihre: Parte n mit Rath 
und That an die Hand gehen, fellen allemal ihres 
Amtes entſetzt, und zu fernern Dienſten des Staats 
für unfähig erkloͤrt werden. 

1339. Juſtizcommiſſarii können ſtreitige For⸗ 
derungen, welche vor das Gericht gehören, bey 
welchem ſie ſtehen, ohne vorgaͤngige Anzeige und 
Genehmigung der vorgeſetzten Behörde, durch 
Kauf, Tauſch, Ceſſion, oder fonft, weder als 
Gläubiger, noch als Schuldner übernehmen. (Tg. l. 
Dit. XI. . 385: 387.) 

H. 1340. Beſonders follen fie ſich keinen beſtimm⸗ 
ten Antheil an der durch fie beyzutreibenden Forde⸗ 
rung verſprechen laſſen. 

H. 1341. Wenn fie dieſen Vorſchriften (F. 1339. 
und 1340.) zuwider handeln: ſo ſollen ſie den dop⸗ 
pelten Betrag des geſuchten Vortheils dem Fisco 
zur Strafe erlegen. 

H. 134. Sollten aber Gründe vorkommen, 
weswegen die Parteyen einen dergleichen Vertrag 
für zutroͤglich halten: fo muß ſelbiger dem Richter 
zur Genehmigung vorgelegt werden. 

F. 1343. In den Fallen, wo die Genehmigung 
des Richters erforderlich iſt, muß derſelbe prüfen 
ob dabey eine Concuſſion, oder hinterliſtige Be⸗ 
vortheilung der Partey zum Grunde liege. 


9.284 
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§. 1344. Iſt ein gegründeter Verdacht einer Hin⸗ 
terliſt oder Erpreſſung nicht vorhanden; oder iſt 
derſelbe durch die von dem Richter geſchehene Be⸗ 
lehrung der Partey gehoben worden: fo kann die 
Genehmigung eines ſolchen Vertrages nicht ver⸗ 
ſagt werden. 

1345. Privatverwalter und Rechnungsfuͤh⸗ ) Pon weh 
rer, welche vorſäzliche Betruͤgereyen in ihrem Amte zen; wal, 
begehen, fellen um den doppelten Betrag des ges 
ſuchten Vortheils oder veturſachten Schadens beſtraft 
werden. ($. 126 f. 

„ 1346. Privatverwalter, welche die Rechte, 
ober das Intereſſe ihrer Herrfchaft, in ihren Amts⸗ 
obliegenheiten muchwillig vernachlaͤßigen, ſollen, 
außer dem Schadenserſaße, zur Gefäͤngnißſtrafe 
auf vier bis acht Wochen verurtheilt werden. 

$. 1347. Haben fie Gelder oder Naturalien, 
welche von ihnen, vermöge ihres Amts, ſchon em⸗ 
pfangen und eingehoben worden, unterſchlagen: fo 
ſollen fie, außer der durch den Betrug verwirkten 
Geldbuße, auch noch die koͤrperliche Strafe gemei⸗ 
ner Diebe leiden. ’ 

$. 1348: Jeden Verwalter, der ſich eines Be⸗ 
trugs, einer groben Fahrlaͤßigkeit, oder eines feind⸗ 
ſeligen Betragens gegen feine Herrſchaft ſchuldig 
macht, iſt dieſe ſeines Amts ſofort zu entſetzen ber 
rechtigt. 

$. 2349. Betrügerenen der Privatverwalter ger 
gen ihre Principale follen nur auf Antrag det letztern 
unterſucht und beſtraft werden. 

$. 1350. Veruntreuungen des gemeinen Geſin⸗ © des Ber 
des und der Hausgenoſſen, durch Unterfchlagung del 
der ihnen anvertraueten Gelder oder Sachen, ſollen 
niemals mit Gelde gebuͤßt, ſondern als Hausdieb⸗ 
ſtahl angeſehen, und beſtraft werden. 

H. 1351. Dienſtboten und Hausgenoſſen, die 
auf den Namen der Herrſchaft, oder des Haus⸗ 

vaters, 


Te — —ů 
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vaters, ohne deren Vorwiſſen Schulden machen; 
oder in Ausrichtung ihrer Gefchäfte und Aufträge, 
zur Bevortheilung der Herrſchaft, mit Andern in 
Verſtaͤndniß treten, find als gemeine Diebe zu ber 
frafen. 
| $. 1352. Es findet aber auch hier die Vorſchrift 
des F. 1349. Aawendung. 
5) led De, H. 1353. Wie die Verunteeuung gerichtlich nie⸗ 
Pos; dergelegter Gelder oder Sachen zu ahnden ſey, iſt 


li H. 377. Id. und §. 418. (gg. verordnet. 
0 $. 1384. Privatperſonen, welche ein ihnen zur 
Ih x Verwahrung anvertrauetes Gut angegriffen, oder 


verzehrt haben, find mit der auf den qualifſcirten 
Betrug geſetzten Strafe (F. 1328.) zu belegen. 

$. 1355. Wer das ihm anvertrauete Gut a 
lich ablaͤugnet, fell, noch außer dieſer Strafe, für 
unfähig erklaͤtt werden, irgend eine Art des Erfüls 
lungseides zu leiſten, und ein glaubwuͤrdiges Zeugs 
niß abzulegen. 

$. 1356. Iſt ein zur Zeit einer Feuers⸗, Waſ⸗ 
ſers⸗ oder Kriegsnoth anvertrauetes Gut abge⸗ 
läugnet worden: fo ſoll, außer der vordeſtimmten 
Unfähigkeit zu Eivesleiſtungen, auf die Strafe di: 
nes unter erſchwerenden Umſtaͤnden begangenen Dieb⸗ 
ſtahls erkannt, und ſelbige öffentlich bekannt ger 
macht werden. 
| §. 1387. Wer ein dergleichen anvertrauetes Gut 
I) ($. 1354 : 1356.) verzehrt, oder abhanden bringt, 
| foll, wenn er dem Niederleger den dadurch verur⸗ 
I} fahren Schaden nicht erfegen kann, nach Berhaͤlt⸗ 
niß deſſelben, ſtatt der $. 1354. beſtimmten Geld zu 
0 dren: bis achtgehnmonathlicher Feſtungs: oder Zucht⸗ 
N hausftrafe verurcheilt werden. 

9. 1358. Wer von Sachen, die bey ihm in 
Verwahrung oder als Pfand niedergelegt worden, 

ohne 
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en e ausdrͤckliche Einwilligung des. Eige: ur 
718 al macht; 0 bat 0 151 


dad, 5 ein Schade an der Ge⸗ 
2 ſo findet Feflungs⸗ 
ſechs Wochen bis zu 


Y 
funde e 
oder Zucht 
achtzean 8e, ai m statt. 

F. 1381, Ill der Lod eines Menſchen die Folge 
einer ſoichhe Handlung geweſen? fo’ 
treten bre Vor TFodſchlage aus Fahr⸗ 
läß seit ein. (F 691, 777. a, 

F. 1362. Weiden an den jur s 
gebene n Sach 

Vorſchriften Te. 
dung. 

Ne, Wer hberfährt wird, das Schloß oder 
er welchem ihm bie Sache zur Ver⸗ 
3 übergeben worden, eigenmächtig eröffnet 
n, soll ſchon deswegen mit acht⸗ bis vier⸗ 
dem Gefängniſſe A werden. 

1364. Sit dies in der Abſicht geſchehen, von 
der zur Verwahrung erhaltenen Sache einen wir 
berrechrlihen- Gebrauch zu machen: fo wird die 
im F. 1358. fag. auf den widerrechtlichen Ge⸗ 
brauch geſetzte orbentliche Strafe bis zur Hälfte 


Verwahrung über: 
geöffnet: fo 
. Tir XIV. . 26: 40. 


ie 

1365. Eben tiefe Strafe wird verdoppelt, 
wenn mit der eigenmöchtigen Eroffnung die Abſicht 
zu entweaden verbunden war. 

Augen, Geſccb. IV, Band. Ssss 9. 1366. 


der Brieſez 


„em Ber 
zelmäch⸗ 
ligten; 
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$. 1366. Wer Sachen, welche ihm bloß zu 
feiner Sicherheit eingeräumt worden, widerrecht⸗ 
lich gebraucht, abläugner, oder unterſchlaͤgt, iſt 
mit derjenigen Strafe zu belegen, weiche in glei⸗ 
chem Falle ($. 1354. 1355. 1357.) in Anſehung des 
Verwahrers verordnet iſt. 

$. 1367. Wiſſentliche und widerrechtliche Ver⸗ 
pfändung fremder Sachen iſt, wenn fie von Seiten 
des Inhabers geſchieht, als eine Veruntreuung 
nach Vorſchrift des $. 1328. 1329. zu beſtrafen. 

$. 1368. Wer fremde Sachen, um ſie zu ver⸗ 
pfaͤnden, entwendet, hat die Strafe des Dieb⸗ 
ſtahls verwirkt. 

$. 1369. Die im $. 1367. verordnete Strafe 
trifft auch den, welcher wiſſentlich fremde Sachen 
kauſt, eintauſcht, zu Pfande, oder ſonſt wider⸗ 
rechtlich in Gebrauch nimmt; wofern nicht die här⸗ 
tern Strafen des F. 133 g. gg. eintreten. 

$. 1370. Wer die Briefe eines Andern, ohne 
deſſen Willen, und ohne beſondere Befugnif öffnet, 
hat ſchon dafur drey⸗ bis vierzehntägige Öefäng: 
nißſteafe verwitkt. 

$. 1371. Iſt dergleichen widerrechtliche Er⸗ 
brechung fremder Briefe zugleich als Mittel zu 
Ausübung eines andern Verbrechens gebraucht 
worden: ſo wird die Strafe des letzten um ein 
Viertheil verfchärft. 

F. 1372. Wer bey Ausrichtung eines über nom⸗ 
menen Auftrags feinen Mlachtgeber hintergeht, 
und dadurch vorſätzlich in Schaden bringt, ſoll 
eben fo viel, als der Schade beträgt, zur Strafe 
entrichten. 

H. 1373. Hat jemand Gelder oder Sachen, die 
er vermoͤge erhaltenen Auftrags fuͤr einen Andern 
in Empfang genommen, veruntreuet, und den 
Empfang dem Machtgeber verſchwiegen, oder 
abgelaugnet: jo ſoll er, außer obiger Ahndung, 

mit 
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mit der Leibesſtrafe des gemeinen Diebſtahls bes 
legt werden. 

$. 1374. IR der Bevollmächtigte ein Juſtizcom⸗ 
miſſarius: ſo bat er, aufer der F. 1373. bejtimı 
ten Strafe, auch die Eaffation verwirkt. 

$. 1373. Gegen Handlungsgeſellſchafter, die 59 
einander betrügen, sell die ordinaire Stkafk der e 
Untreue ($. 1328. 1329. ſtatt finden. 

F. 1376. Eben ſo ſollen Verſſcherer und Verſi⸗ "maß 
cherte, die ſich ſolcher Berrägerepen gegen einander ke er 
ſchuldig gemacht haben, beſtraft werden. 

9. 1377. Gegen Belrugereyen, welche auf eine B. Vers 
vorzüglich iiſtige und ſchwer zu enedeckende Woeiſe dhe, 
deräbr worden, ſoll die ordentliche Strafe jedesmal 
geſchaͤrft werden. 

H. 1378. Betruͤgereyen, wodurch gewiſſen Per⸗ 
ſonen oder Sachen Merkmale von Eigenſchaften, 
welche ihnen nicht zukommen, zu Bevorchellung 
Anderer beygelegt, oder wodurch wirklich vorhan⸗ 
dene Eigenſchaften in gleicher Abſicht verheimlicht 
worden, find als Verfäaͤlſchungen mit geſcharfter 
Strafe zu abuden. 

9.1379, Auch der macht ſich dieſes Verbre⸗ 
chens ſchuldig, der ſich der von Andern gemachten 
Verfuͤlſchungen, wiſſentlich, zum Nachtzeile eines 
Dritten bedienk. 

H. 1380. Wer zur Ausübung eines Betrugs fal . 
ſche ſchriftliche Urkunden verfertigt, oder richtige 
verfaͤlſcht, der ſoll, außer der ordinalten Ahndung 
des qualifteirten Betrugs ($. 1328.0, zugleich ver⸗ 
hältnifmäfige geides oder Ehreuſtrafe leiden. 

$. 1381. Wie diejenigen zu beſtrafen find, wel⸗ 
che Banknoten, Pfandbriefk und andre zum all⸗ 
gemeinen Umlaufe im Publico oͤffentlich beſtimmte 
Papiere verfaͤlſchen, oder nachahmen, iſt H. 267. lad. 
verordnet. 


Sess 2 6. 1382. 
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9. 1382. Wer ausmärtige Banknoten, Pfand⸗ 
briefe, ober andere dergleichen zum allgemeinen 
Umlaufe beſtimmte Papiere verfälicht, oder nach⸗ 
macht, ſoll drey⸗ bis ſechsjabrige Zuchthaus⸗ oder 
Feſtungsſtrafe leiden. 

H. 1383. Haben jeboch dergleichen Papiere ins 
nerhalb Landes keinen Umlauf? ſo findet nur die 
Hälfte dieſer Strafe (5. 1382.) ſtatt. 

5. 1384. Wer aus eigennüsigen U 
Verfaͤlſchung oder Nachmachung gerichtl 
andrer öffentlicher Urkunden begeht, 
der ordinairen Ahndung (5. 2328-), mit der Strafe 
eines unter erſchwerenden Umſtaͤnden begangenen 
Diebſtahls belegt werden. 

F. 1385. Iſt er ſelbſt eine zur Verfertigung, 
Aufnehmung, oder Verwaßrung folder Urkunden 
Öffentlich beſtellte Perſon: fo foll dieſe Strafe in der 
Dauer verdoppelt, und durch Caſſation und öffent⸗ 
liche Bekanntmachung geſchärft werden. 

F. 1386. Wer in der Abſicht, Andere zu b 
theilen, falſche Wechſel oder andere Priv, 
ten macht, oder etwas darin verfälſcht 
ſoll auf ſechsmonattliche bis zweyjährige 
ſtrafe erkannt werden. 

9. 1387. It die Verfölſchung durch 


wird der Betrüger, 
( 13860, mit 


außer der D 
fe belegt. 


zwey⸗ bis vie 
9.1396. 
Unterſchlebung falſcher Teſtamente flatt finden. 
F. 1389, Iſt duech die falſche Urkunde noch 
niemand en worden: ſo findet 
die halbe Strafe der Verfäaͤlſchung (5. 1380. bis 


wegen 


1390. Im Wiederholungsfalle ſoll der Ver⸗ 
2 2 9 
3 

der 
cht, 
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9.491. 


jemand falſche Urkunden, nicht 
bloß zu Hint. 8 r geteiffen beſtimmten 
Perſon, fe n zu Ausübung mehrerer und wie- 
derholter Betrögereyen verfertigt: jo Toll die ver⸗ 
wirkte Strafe duech öffentliche ſchimpfliche Ausſtel⸗ 
lung gejchärft werden. 

$. 1392. Diefe Schoͤrfung trifft besonders ben 
jenigen, der unter dem Schutze folder fülfchen 
Zeugniſſe, zu ſeinem eignen Vortheile, Colle⸗ 
dien auf den Namen einer Commune, Kirche, 
Schule, ober andern offentlichen Anſtalt ein⸗ 
ſammelt. 

F. 1393. Hat der Betrüger nicht für andre, ſon⸗ 
dern für ſich ſelbſt, obſchon unter einem falſchen 
Namen, dergleſchen Einſammlungen gemacht: fo 
hat er Ein = bis zweyjährige Zuchthaus ⸗ oder Fe⸗ 
ſtungsſtrafe verwirkt. 

H. 1394. Marktſchreyer und Charlatane, wel: 
che falſche Zeugniſſe von ihren angeblichen Euren 
aufzeigen, ſollen mit ſechs wöcheutlicher bis einjähs 
riger Zuchthausſtrafe belegt werden. 

$ 1395. Die im F. 1393. verordnete Stra⸗ 
fe ſoll auch gegen den erkannt werden, welcher 
durch falſche Adels oder Doctorsdiplome, oder 
andre dergleichen falſche Zeuzniſſe und Urkun⸗ 
den, das Publicum in Anjehung feines Standes, 
feiner Herkunft, oder andrer perfönlichen Verhölt⸗ 
niſſe, aus eigennäßigen Abſichten zu hinterge⸗ 
hen ſucht. 

9 1396. Wer, auch ohne falſche Urkunden 
zu machen, des Adels oder höherer Stufen deſ⸗ 
ſelben, ingleichen ſolcher Wuͤrden oder Ehren⸗ 

Ssss 3 zeichen, 
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zeichen, deren Verleihung nur dem Staate zu⸗ 
kommt, in der Aoficht Andre zu bevortheilen, zur 
Ungebühr ſich anmaßt, der ſoll als ein Betruͤger 
(J. 1428.) beſtraft, und dieſes öffentlich bekannt ges 
macht werden 
F. 1397. Iſt die ungebuͤhrliche Anmaßung nur 
aus Eitelkeit geſchehen: ſo findet. fistalifche Geld⸗ 
ſtrafe von zwanzig bis hundert Thalern ſtatt. 
$. 1398. Wer Urkunden entwendet, oder uns 
teeichläge;. iſt gleich dem, welcher fie verfälſcht, zu 
beſtrafen. 
=) falſches 5. 1399, Betrug im Spiele, der nur ein oder 
Spiel; andresmal begangen worden, wird als ordinatrer 
Betrug agabnder F. 1828.) 
F. 1400 Wer aber von falſchen Spielen ein 
Gewerbe macht, ſoll als ein liſtiger Dieb geſtraft, 
und nach ausgeſtandener Strafe uber die Gränze 
verwieſen werden. 9. 1303.) 5 
F. 1401. Wer ſich mit einem Trunkenen in 
Hohe, obschon ſonſt erlaubte Geldſpiele einlaßt, fell 
den gezogenen Gewinn zurückgeben, und eben ſo 
viel an Geldſtrafe entrichten. 
a) Gold F. 1402, teute, die durch betrügliche Gauke⸗ 
ner Wahr, lehen, als Goldmacher, Geiſterkanner, Waprſa⸗ 
Mayer; ger, Schatzgroͤber u. ſ. w. das Publicum binterge⸗ 
hen, haben, aufier der ordinairen Strafe des Be 
truges, Zuchthausſtrafe auf ſechs Monate bis 
Ein Jahr, und dffentliche Ausſtelung verwirkt. 
0. nr, H. 1453. Wer aus Eigennutz, und um feines 
Lerrückang Vorkheils willen, Gränzſteine, oder andre zur Be⸗ 
ſtimmung der Privatgränzen geſetzte Zeichen weg⸗ 
teißt, verkückt, oder ſonſt verändert, der ſoll um 
den doppelten Betrag des dadurch geſuchten Vor⸗ 
theils beſtraft werden. 
©. Deteng "9. 1404. Wenn mit einem Betruge, außer 
mt Pelle der Beleidigung des Bettogenen, zugleich N 
1123 
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Verletzung anderer Pflichten verbunden iſt; fo fin 
det allemal Schärfung der ordentlichen Strafe ſtatt. 


N , den 
§. 1403. Wer im Prozeſſe, als Partey oder!“ Neineid 


Zeuge, einen falſchen Eid wiſſentlich leifter: der 
wird aller Aemter, Würden, bürgerlichen Ehre 
und Gewerbe, für immer verluſtig; ſoll als ein 
meineidiger Betrüger ſchimpflich ausgeftelle, oder 
öffentlich bekannt gemacht; und außerdem, nach 
Verhaͤltniß des angerichteten Schadens, mit Ein⸗ 
bis vreyjähriger Feſtungsſtrafe belegt werden. 

„ 1486. Iſt der Meineid um Gewinns oder 
Vortbeils willen begangen worden; fo wird der 
Verbrecher, noch über alles dieſes, um den bierfa⸗ 
chen Betrag des geſuchten Vortheils beſtraft. 

$. 1407. Diefe Strafen des Meineides treffen 
alſo denjenigen, welcher durch einen von dem Ge⸗ 
gentheile zugeſchobenen, oder von dem Stichter 
abgeforderten Eid, eine Untoahrheit wiſſentlich 
bekräftigt. 

F. 140g. Es macht in dieſer Strafe keinen Un⸗ 
terſchled: ob der geforderte Eid von einer Parten 
oder einem Zeugen abgeleiſtet worden. 


$. 1409. Mit eben dieſer Strafe foll auch der ber 
legt werden, welcher die ihm beywohnende Wiſſe 
ſchaft von einer Sache, oder Begebenheit, zu de⸗ 
ren Angabe er ſolchergeſtalt gerichtlich aufgefordert 
worden, eidlich ableugnet. 
§. 1410. Wer die Sorgfalt, zu welcher ihn der 
Eid verpflichtet, nicht angewendet, oder ſonſt et⸗ 
was eidlich als wahr befcäftiget, oder als untvahr 
abgeläugnet hat, was er ſchon zur Zeit des geleifte: 
ten Eides anders hätte wiſſen können, und ſollen, 
der hat eine ſechsmonathliche bis zweyfährige Fer 
ſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe verwirkt. 
H. 141 f. a) Hat er aber von ſelbſt feinen Irr⸗ 
thum angezeigt, oder die Folgen deſſelben geho⸗ 
Ss 4 ben: 


und Calen 
vor Gelicht. 


\ 
1 
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ben: fo ſoll nur eine willtägtliche Ge 
gegen ihn erkannt werden. 

$. 1411. b) Auch dieſe Strafe (ͤllt weg, wenn 
der Jirtzum noch inm t Tagen nach Ab⸗ 
ung des Eides angsisigt 1 „ und ſonſt keine 


niß ſtrafe 


. 1412, Hinoffäche durch 
ein falſches eidliches Zeugnuß dazu beygetragen 
bat, daß ein Unſchulolger geſtraft worten, ge 
gen den wird die ordentliche Steafe des Dreineis 
des verbäftnigmäßig, allenfalls bis zur Todesſtra⸗ 
fe, RN 

L. 1413. Wenn mehrere ein falſches Zeugniß 
1 ſich verabreden; ſo ſoll die ſonſt verwirkte 
Strafe verſchörft; und mern dadurch ein Wensch 
ums beben gekommen iſt, die Strafe des Rades 
von unten an dem Urheb „vollzogen werben. 

r oder andere 
verſchaffte Vortheile, 
im vorſetzlichen falſchen Eide 
fell mit dem Meineldigen gleiche kor per⸗ 
leiden; und em, um den vi 
lag des gel theils, an Gelde 
geſtraft werden. 
$. 1415. Wenn jemand; durch verſprochne 
oder gegeöne Belohnung, Zeugen zur Ausſage 
fo ſoll auf ier 
Ruckſicht genom⸗ 8 


ugniß zu feinem Borrh heile keine 9 
rden. 


. 1 55 eh 2 
Befaͤngniß: oder Arbeits⸗ 
fe verwirkt. 

. 7417. Haben fie dergleichen Belohnung 
unter An ng eines falſchen Z 


Von Eigennutz und Bekrug. 1377 


erßteſſen geſucht: fo ſoll ihnen eine Ein- bis zwey⸗ 
johrige Züchthausſtrafe zue kannt werden. 

§. 141. Hat der Zeuge, auf Befragen des 
Nichters, das Verſprochene oder den Empfang der 
Belohnung eidlch abgelzugnet: fo kritt die Strafe 
des Meineides ein. (§. 1408. faq) 

$. 1419. Bey der VBeſtrafung eines falchen Et 
des macht es keinen Uterſchied: ob ſelbiger mund⸗ 
lich oder ſchtiftlich, perſönlich oder durch einen Be⸗ 
vollmaͤchligten, vor verſammeltem Gerichte, oder 
vor einem Abgeordneten deſſelben gelerſtet worden. 

F. 1420. Wer in Angelegenbeiten feines Amts 
etwas Falſches oder Unwahres, wider beſſerer Wif⸗ 
fen, els wahr und richtig, auf feinen geleiſteten 
Am tseid bezeugt oder vetſichert: der fol als ein 
Meineidiger beſtraft werden. 5 8 
1421. Mitgfieser ſoſcher Neliglonsparteyen, 
die mit dem Vorrechte, nicht ſchwören zu dür⸗ 
fen, im Staate aufgenommen worden, find. als 
Meineidige zu beſtrafen, wenn fie die feyerliche Be⸗ 
Meiffnuneefotmil, welche bey ihnen die Stelle des 
Eides vertritt, zur Beflätigung einer Unwahrhelt 
misbrauchen. 

H. 1422: Wie Diejenigen beſtraft werden ſellen, 
welche in Prozeſſen Unmahrheiten gerichtlich, ob⸗ 
ſchon wicht eidlich, behaupcen, oder vie Wahrheit 
dem Richter vorishlich verheefen, iſt in der Pro⸗ 
zeßoronung vorgeſchrieben. 

$ 1423. Wenn einer Parten, oder einem Zeu⸗ 
gen, gegen ihre gewiſſenbafte Verſicherung, die 
fürmliche Eidesleiſtung erlaffen worden, und dieſe 
Verſſcherung wiſſenelſch unrichtig geweſen iſt: fo 
fol der Lugner zu allen noch wendigen und Zeugen⸗ 
eien für unfähig erkloͤrt, und mit Gefaͤngrſß⸗ oder 
Arbeitehausſtrafe auf ſechs Monattze bis zu Einem 
Sahre belegt werden. 
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F. 1424. Wenn aber jemand in Fällen, da 
die Geſetze, ſtatt des Zeugeneides, nur eine Ver⸗ 
fiherung auf Ehre fordern, eine Unwaheheit ſol⸗ 
chergeſtalt wiſſentlich und vorſätzlich bekräftigt: 
N fo findet gegen ihn die ordentliche Strafe des Mein⸗ 
4 eides ſtatt. 

! $. 1425. Da Schuldverſchreibungen und Ver⸗ 
zichtsleiſtungen durch den Eid keine größere 
Kraft erhalten: fo foll, wegen eines ſolchen Weilß⸗ 
brauchs der Eibe, ſowohl derjenige, welcher den. 
Eid gefordert, als der, welcher ſelbigen geleifter 


Hi hat, mit Gelbfirafe von fünf bis zehn Thalern be⸗ 
ih legt werden. 
iR $ 1426. Aus eben den Gründen find alle auffer- 
ur gerichtliche Verſprechungseide bey gleicher Strafe 
verboten. 


$. 1427. Wer einen andern zu einer nach den 
| Geſezen ungültigen Handlung durch den Eid 


l hat verpflichten wollen, ſoll dieſe Strafe doppelt 
nl entrichten. 
| H. 1428. Wer den andern zu einer berbotes 
nen Handlung durch den Eid verpflichten will, 
| gegen den wird die Strafe des durch dergleichen 
Verführung begangenen Verbrechens nachdrücklich 
geſchärft. 
$. 1429. Wer durch einen außergerichtlichen 
Eid jemanden hintergeht, gegen den wird die Strafe 
. Betrugs ($. 1328.) um die Hälfte 
erhöht. 
$. 1430. Wer nach vorgängiger Beſtrafung ſich 
zum zweytenmale eines Meineldes ſchuldig macht, 
ſoll, nach Befchaffenheit des dadurch verurſachten 
Schadens, mit ſechs⸗ bis zehnjähriger, auch bey 
beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden, mit lebens⸗ 
wieriger Seftungsarbeit beſtraft werden. 
Falſche . F. 1431. Wer jemanden wiſſentlich ohne 
8 Grund, eines Verbrechens beſchuldiget, ſoll in der 
0 5 Regel 
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Regel die Hälfte der Strafe erdulden, welche den 
Denunctaten getroffen haben wuͤrde, wenn die 
Beſchuldigung wäre wahr befunden worden. 

H. 1432. Iſt der Denunciat zufolge der falſchen 
Denunclation unſchuldig beſtraft worden; fo ſoll 
den Denunclanten diejenige Strafe treffen, welche 
der Denunciat ſchon wirklich erlitten hat; in jo 
fern nicht nach $. 143 T. eine härtere Strafe eins 
treten wurde. 

$. 1433. Iſt der eines todeswuͤrdigen Verbre⸗ 
chens Angeſchuldigte, im Arreſt, an einer dadurch 
veranlaßten oder tödtlich gewordenen Krankheit ge⸗ 
ſtorben: fo hat der falſche Denunciant lebenswie⸗ 
rige; im Falle der erfolgten Hinrichtung aber, eine 
gleiche Todesſtrafe verwirkt. 

H. 1434. Iſt der Angeklagte, gegen welchen To⸗ 
bes = oder lebenswierige Feſtungs oder Zuchthaus⸗ 
ſtrafe erkannt worden, oder unter vorausgeſetzter 
Waheheit der Denunciation hätte erkannt werden 
muͤſſen, noch am beben: fo hat der Denunclant 
zehnjährige bis lebenswierige Feſtungs = ober Zucht⸗ 
haus ſtrafe verwirkt. 

H. 1435. Wer um Gewinns und Vortheils wil- =) doppelte 
len, mit Verſchweigung der ſchon empfangenen Taufe; 
Taufe, ſich oder die Seinigen abermals taufen 
laßt, gegen den wird dle ordentliche Strafe des 
qualificirten Betruges durch körperliche Zuͤchti⸗ 
gung geschärft. 5 

H. 1436. Wer durch Unterſchiebung eines freut: ) unter⸗ 
den Kindes die Familienrechte betrüglicher Weiſe Reibung 
krankt, hat Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe auf Geburt; 
Ein bis vier Jahre verwirkt. 5 

§. 14437 Dieſe Strafe culfft hauptſächlich dieje⸗ 
nigen, welche fur eine gar nicht vorhandene, oder 
verunglückte Geburt, ein fremdes Kind unterlegen 

F. 1438. Aber auch diejenigen, welche Kin⸗ 
der, die ihrer Pflege und Wartung e en, 

ind, 


9 
Ni 
| 
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find, vorſa 10% und um Betrugs willen, mit an⸗ 
dern verwechf 
9.2439. 
fh eines solchen Ber 
| fo wirb daſſelbe, no 
j ihm als eſgem ſolchen 2 
Mechte und Vorthelle verfuſtig. 

10, u) Wer zue Ausfuͤßrung eines Bern 
ch eines fremden & oder Wop⸗ 


ed der Famile ſelbſt 
theilhaftig gemacht: 
r diefer Strafe, aller 
itgliebe zukommenden 


tr 96 belezt, und bleſte, zur 
1 für die beleidigte Familie, oͤffentlich 
i genracht werden. 

4 Wer, auch ohne mnerfaubte Abs 
fremden Gamiliennamens oder Wap⸗ 


fit, 
pens unbefugter Welſe ſich bedient, dem ſoll ders 
Aumaßung bey willkürlicher doch nach⸗ 


drüͤcklicher © 


tafe unterſagt, und dieſe Strafe, 


II} im Uebertrerungsfalle, gegen ihn wirklich verhängt 
N werben. 

10 D. Betrug, F. rar. Auf Berrügerenen, welche nicht bloß 
des Bubi zur Ver vorthellung gewiſſer beſtimmter Perſonen, 


ſondern des Publiei uͤberhaurt abzielen, muß die 
orbinaire Strafe des qualificirten Betruges alles 

mal geſchärft werden. ($. . 32g 
2) ern, 9 1442. Wer die zum Verkaufe beſtimmten le⸗ 
den benemlttek, oder andre Waaren, mit fremden Ma: 
Maas und terialien vermengt ober verſeht / um dadurch ihr 
|| Semi; Maaß und Gewicht, oder ihre ſcheinbare Güte, ber 
truͤglicher Weiſe zu bermehren, gegen den wird die 
Strafe des qualiſieieten Betruges (F. 1328.) um 

die Hälfte geſchaͤrſt 

F. 1443. Iſt durch vergleichen Verfäͤlſchung zu⸗ 
gleich das deben oder die Geſundheit von Menſchen 
gefährdet, oder wirklich beſchaͤdigt worden: fo hat 
1 es bey den Vorſchriften des Ellften Abſchnittes fein 
Bewenden. 


9. 1444 
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F. 1444. Die . 1442. beſtimmte Strafe findet 
auch gegen Diejenigen flatt, welche falſches Maaß 
oder Gewicht führen. 

9.1445. Desgleichen gegen diejenigen, welche 
ichen oder Proben, bie nur für Maaren von 
Art oder Güte beſtimmt find, Wsaren von 
ate betruͤtlicher Weiſe bes 


erer 
zelch nen. F 
. 1446. Außer der Strafe fol Bitruͤge⸗ 


reyen, zol auch allemal der Bolroch von Waaren 
oder Sachen, an welchen dergleichen Verfaͤlſchung 
irt werben, 
notwendig iſt, die ſer⸗ 
rugs zu derbiiren, 
e zu vernichten; ſonſt aber zum 
zu verwenden. 
7 nd, der wegen eines ſolchen 
Berruas t worden, ſich deſſelben aber⸗ 
mals ſchuldig gema ſo ſoll er, außer der an ſich 
verwirkten afe, Handel und Gewerbe zu trei⸗ 
ben für unfähig erklart, und biefes öffentlich ber 
kannt gemacht werben. 

H. 1449. Ein Gleiches fell ſtatt finden, wenn 
ein ſolcher Betrüger zwar noch niemals beſtraft 
worden; aber doch dieſe Art des Betrugs ſchon ſelt 
Einem Jahre gettieben, und die frühere Enidek⸗ 
kung deſſelben durch beſondere liſt und Verſchlagen⸗ 
heit zu berhindern gewußt hat. 

F. 1450. Hat, durch dergleichen Betrug, der 
Credit und Abſaß der Landeserzeugniſſe und Fabrik⸗ 
wagen in auswärtigen kanden Schad“ 
fo ſoll der Betruͤger, außer der an ſich bern 
Ahnung des Betrugs ſelbſt (5. ı 
geſchaͤrfter Zuchthansſtrafe, auf ſechs 
drey Jahre, belegt werden. 

9.141. Wer Waaren von an ſich untade 
ter Gute, mit dem Namen oder Merkmale ü 


nern |ma 
find solche © 


TG GG äö a . 
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ländiſcher Fabrikanten oder Kaufleute fälichlich be 
zeichnet, hat eine willkuͤtrliche Geld: oder Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe verwirkt. ($. 35.) 
„0 Bangrut, H. 1452. Ein berrüglicher Bankerutirer iſt der⸗ 
ice; jenige, welcher fein Vermögen verheimlicht, um 
feine Gläubiger zu hintergehen. 
$. 1453. Wer in der Abſicht, ſich mit dem 
Schaden ſeiner Gläubiger zur bereichern, ein Un⸗ 
fi vermoͤgen zu zahlen fäͤlſchlich vorgiebt, ſoll öffe 
lich ausgeſtellt, für ehrlos erflärt, und mit lebens⸗ 
wieriger Feſtungsarbeit beſtraft werden. 

F. 1434. Wer durch Aufſtellung erdichteter 
Gläubiger, oder durch betruͤgliche Beguͤnſtigung 
ſolcher, deren Forderungen ungegründet, oder über 
trieben ſind, oder ſonſt, die zur Bezahlung richtiger 
Schulden vorhandene obgleich unzureichende Kaffe 
ſchmaͤlert, wird des gerichtlichen Glaubens und aller 
bürgerlichen Ehre verluſtig, und foll fünf- bis zehn⸗ 
jährige Zuchthausſtrafe leiden. 

H. 1455. Auch dieſe Strafe ſoll nach der Größe 
der borgehabten Verkürzung, und nach Beſchaffen⸗ 
heit der zur Verbeelung des Betrugs, durch Ver⸗ 
falſchung der Handlungsbuͤcher und andrer Urkun⸗ 
den, oder ſonſt angewendeten Mittel, noch ferner, 
33 und allenfalls bis zu lebenswieriger Feſtungsarbeit 
(| geſchaͤrft werden. 
| $. 1456. Ein folder betrügficher Bankerutiter 

wird, wenn er vor Vollziehung der Strafe geſtor⸗ 
ben, oder enttoichen iſt, für ehelos erklärt, und fein 
Bildniß an den Galgen geheftet. 
$. 1457. In allen Fällen eines betrͤͤglichen Ban: 
keruts, ſoll die Feſtungs oder Zuchthausſtrafe, am 
Anfange und Ende der Strafzeit, durch Zuͤchtigung 
verſchaͤrft werden. 
dy muthe 9. 1438. Wer durch uͤberttiebenen oder liederli⸗ 
willzer? chen Aufwand ſich außer Zahlungsftand geſetzt hat, 
iſt ein mutgwilliger Bankerutirer. 


. 1459. 
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F. 1439. Für übertrieben iſt jeder Aufwand zu 
achten, der die Mothourften 1 inen Be⸗ 
guemlichkeiten des lebens uberſteigt, und mit den 
jedesmaligen wirklichen Einkuͤnften des Schuldners 
nicht im Verhaltulſſe ſteht. 

$. 1460. Inſonderheit ift ein Aufwand, wel⸗ 
cher durch Spiel, Wetten, Schwelgerey, und un⸗ 
züchtige Sebensart verurſacht worden, unter allen 
Umſtaͤnden, und ohne weitere Unterſuchung, als 
uͤbertrieben anzuſehen. 

H. 1461. Ein mutßzwilliger Bankerutirer fol 
aller Ehren und Würden im Staate fuͤr unfähig 
erklrt, zu drey⸗ bis fechsjähriger Zuchthausſtrafe 
verurtheilt, und dieſe Bestrafung öffentlich be⸗ 
kannt gemacht werden. 

$. 1462. Iſt er ein Kaufmann: fo verliert er 
noch außerdem, für immer, alle Faufmännifche 
Rechte; fo wie ein Jude für ſich und feine Familie 
den Schutz des Staats. 

$. 1463. Entzieht ſich ein ſolcher muthwilli⸗ 
ger Bankerutirer der Strafe durch die Flucht: fo 
ſoll fein Bildniß an einen Schandpfahl geheftet 
werden. 

H. 1464. Wer zu einer Zeit, da er keine wahr⸗ 
ſcheinliche Ausſicht bat, feine Gläubiger jemals 
befriedigen zu konnen, dennoch zur Untere 
ſtuͤung feiner Verſchwendung Schulden macht, 
iſt als ein muthwilliger Bankerutirer anzusehen, 
und mit fünf bis ſechsjahriger Zuchthausſirafe 
zu belegen, 

F. 1465. Werden die unter ſolchen een 


den (H. 1464.) gemachten Schulden zu Vergroͤße⸗ 

rung der Maſſe verwendet, ſo ſoll ein ſolcher Ban⸗ 

kerutirer mit drey bis vierjaͤhriger Zuchthausar⸗ 
beit belegt werden. 


J. 1466. Wer zu einer Zeit, da er weiß, daß e fahr. 


ers 


fein Vermögen zur Bezahlung feiner Schulden 
nicht 


\ 


h 
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aber noch Hoffnung bat, daß 
en verbeſſern werde, mi 
neue Sch 


ſelbiges ſich im Kurz. 
heimlichung ſeiner Verindgensumſtände 

nacht, und dadurch den Verluſt ſel 5 
ößert, ſoll als ein fabrläßiger Bankerull⸗ 


rer angelehen werden. 


9. 1467. Eben 15 iſt derjenige zu achten, 
10 


lichkeit ſeines Vermögens, 
den Reſt deſſel eignen oder der Sei⸗ 
nigen Veosefniffen , on ohne Verſchwen⸗ 
dung, verzehrt, und dadurch feinen Gläubigern 
entzieht, 

13 1468, Ein Kaufmann, welcher entweder gar 
n Bucher führe, oder die Balance 
Zermd 905 wenigſtens alljährlich Einmal, 
zu ziehen unterlaͤßt, und ſich dadurch in Unwiſſen⸗ 
heit über die Sage feiner Umflände erhält, wird bey 
echendem Zahlungsunvermögen als ein fahr 
anferutirer beftraft. 

F. 1469. Ein ſolcher Fahrläßiger Bankerntirer 
($. 1466 14680) wird, wenn er in einem ö ffenttt⸗ 
chen Amte ſteht, di Amtes, und wenn er ein 
Jude iſt, feines Sec ſo wie ein ande⸗ 
rer Kauft ſchen Rechte, verlu⸗ 
fig; alſo daß er ohne beſondere 5 keinen 
Handel weiter treiben darf. 

F. 1470. Außerdem hat derſelbe, je nachdem 
der Verluſt det Gläubiger gr oder geringer, 
und das Unvermögen längere oder fürs 
zere Zeit verheimlicht worden iſt, Zucht ‚ange 
oder. Se ſtungsſtrafe von Einem bis zu dery Jahren 
verwi 


der bey der Ulnzu⸗ 


Die Hoffnung, durch weit aus ſe⸗ 
pungstpeenlanenen eine ſchon vor⸗ 
sunzulanglichkett zu decken, 
Bankerutiter nicht ent⸗ 


hende S 
bandene VBermbg 
kann einen Jagen 
ſchuldigen. 


9. 1472: 
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$. 1472. Eben fo wenig iſt die Erwartung künf⸗ 
tiger Erbſchaften, oder anderer Anfalle, auf welche 
der Schuldner noch kein unwiderrufliches Recht er⸗ 
langt bat, dazu bigreichend. 

F. 1473. Wer mit fremden Gelde, ohne Genehe⸗ J) under 
migung des Glaubigers, verwegene und unjichere lennener 
Unternehmungen wagt, durch deren Fehlſchlagung 
feine Gläubiger in Schaden und Veriuft geſetzt 
werden, wird als ein unbejonn.ner Banferutirer 
beſtraft. 

§. 1474. Ob ein dersleichen Unternehmen für 
undeſonnen zu achten fen. muß durch Sachverſtäͤn⸗ 
dige unterſucht und beurtheilt werden. 

F. 1475. Außer dem Verluſte der Handlungs⸗ 
gerechtigkeit, oder des Schutzprivilegit, hat ein ſol⸗ 
cher Bankerutiter Gefinanifftrafe, auf ſechs Mo- 
nathe bis zu zwey Jahren, verwirkt. 

1476. Jeden erfolgenden Bankerut iſt dere mas bey 
Kichter von Amts wegen zu unterſuchen, und nach f 5 
Befund der Umftände zu beſtrafen ſchuldig. Db u 

$. 1477. Ein zwischen dem Schuldner und fei- | 5 
nen Glaͤubigern getroffenes Abkommen kann denſel 
ben zwar von der Abarbeitung des Ausfalls, nicht 
aber von der Unterſuchung und Strafe des Banke⸗ 
ruts 1 


F. 1478. Wer bey Behandlung der Gläubiger 
einen derselben, welcher kein vor zuͤgliches Recht hat, 
vor den übrigen begünſtigt, bar ſchon dafür eine 
ſech wöchenchiche bis oreymonatliche Zuchthaus: 
ſtrafe verwirkt. 

S. 1479. Kaufleute, welche durch Unafhfsfälle 
zu zahlen urvermögend geworden, find nichr als 
Barteruriter anzuſeen. 

$. 1460. Die Vorſteher und Aelteſten der f 
Kaufmannichaft jedes Orts find ſchuldig, vie ıke 
nen bekannt werdenden Fälle eines ſtrafbaren Bans 

Altem. Geſtäb. W. Band. Teer keruts 


9 
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keruts dem Richter bey hundert Ducaten fiscali 
ſcher Strafe anzuzeigen. 

$. 1481. Nach den von ihnen an die Hand zu ger 
benden, oder ſonſt eingezogenen Nachrichten, muß 
der Richter haupſachlich beurlheilen; in wie fern 
es einer frmlichen Criminalunterſuchung, 
vorgeſallenen Bankeruts, bedürfe. 

$. 1482. Einen unvermögenden Schuldn 
welcher, um ſich der richterlichen Unterſüchung 10 
entziehen, austritt, oder feinen Aufenthalt vers 
birgt, lift die Vermuthung eine: 
Bankeruts. 

H. 1493. Hat ein ausgetretener Kaufmann ſeine 
Bucher bey Seite gebracht; oder dieſelben in ſol⸗ 
cher Unvollſtandigkeit oder De 
laſſen, daß daraus die Lage fi Vermögens und 
feiner Geſchaͤfte nicht überfehen werden kann: jo 
iſt er fuͤr einen betröglichen Bankerutirer zu 


fo ſoll das wider ihn gefällte Urtel in den oͤffentli⸗ 
chen Anzeigen bekannt gemacht werden. 

9. 1485. Die Bankerutirers, wel⸗ 
che an dem Verbrechen des Mann wiſſentlich und 
unmittelbar Teil genommen hat, verliert ihr eigen⸗ 


thümſſches Vermögen zum Beſten der Gläubiger, und 
bat die Hälfte der den Mann treffenden Gefänguiß⸗ 


rafe verwirkt. 

oft ein Bankerut durch Verſchwen⸗ 
Aufwand verurſacht wor⸗ 
Eingebrachten den 


oder Zucht 
§. 148 
dung oder ub. 
den, ſoll die E 
Gläubigern der ſechſten E 
§. 148 Konn ſie aber au n, daß ſie an 
dem übermäßigen Auftwande des Mannes keinen 
Theil genommen, oder daß fie denſelben wegen 
diefes 
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dieſes Aufwandes gewarnt habe: ſo behoͤlt fie das in 
der Concursordnung angewieſene Vorzugstecht. 


Sechszehnter Abſchnitt. 


ungen des Vermögens aus 
osgeit und Muthwillen. 

§. 1488. Wer aus Rache, Bosheit, oder Muth⸗ Grundſtge. 
willen, einen Andern an ſeinem Eigentzume oder 
Vermögen bejhädigt, der foll nicht nur den Scha⸗ 
den erſetzen, ſondern auch verhältnigmäßige seibıg- 
ſtrafe leiden. 

H, 1489. Der Ötad der firafbaten Seibenfaft, 
welche aus einer ſolchen unerlaubten Handlung hers 
voeltuchtet; die Größe des verurſachten Schadens, 
und der für den Beſchädigten daraus enkſtandenen 
Gefahr, beſtimmen die Art und das Maaß der vers 
wirkten Strafe. 

H. 1490. Geringere Beſchaͤdigungen, die ai 
bloßem Muthwillen veruͤbt ſind, ſollen pol 2 
fig, durch körperliche. Zuͤchtigung, Strafa eit, 
oder Gefängniß, nach dem Alter und Stande des 
Beleivigers, geahndet werden. 

F. 2491. Iſt durch ſolchen Muthwillen ein erheb⸗ 
licher Schade entſtanden: fo ſoll Gefängniß eder 
Zuchthausſtrafe von vier Wochen bis zu zwey Jah⸗ 
ren ſtatt finden. 
§. 1492. Beſchaͤbigungen aus Vesheit oder Mus Bode 
Rache, wodurch nur e Bürger bei 
an ihrem Eigenihume oder Vermögen gekraͤnkt wo 
den, ſollen, wenn damit keine Gefahr für das Pu⸗ 
blieum verbunden geweſen, und in den Geſetzen 
keine beſondere Strafe auf den Fall beſtimmt iſt, 
mit Feſtungs⸗ ober Zuchthausſleafe von drey Mo⸗ 
nathen bis zu drey Jahren geahndet werden. 

9.1493. Wenn bey aͤdigungen des Ver⸗ 
moͤgens zugleich das Hausrecht verletzt, oder die 

Br 
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perſoͤnliche Sicherheit des Beleidigten, oder der 
Seinen, in Gefahr geſetzt worden: ſo ſoll die ſonſt 
verwirkte Strafe um ein Drittel geſchaͤrft werden. 
F. 1494. liegt bey der Schadenszufuͤgung eine 
1 unverſöhnliche Feindſchaft gegen den Beichädigten 
| zum Grunde: fo foll der Beſchadiger, nach ausge⸗ 
ſtandener Strafe, bewandten Umſtaͤnden nach, aus 

dem Wohnorte des Beleidigten verwieſen werden. 


Siebzehnter Abſchnitt. 


Von Beſchaͤdigungen mit gemeiner 


Gefahr. 
Landesbes F. 1495: Gegen fandesbefchädiger, welche meh⸗ 
ſchäziger. tere Bürger des Staats, oder gar das Publicum 


überhaupt, in Schaden oder Gefahr ſehen, ſoll allemal 
geſchaͤrfte mehrjährige Feſtungsſtrafe flatt finden. 
F. 1496. Wenn bey unerlaubten Handlungen, 
außer dem zunächſt Beleidigten, zugleich das Pu⸗ 
blicum, oder andere Buͤrger des Staats in Gefahr 
geſetzt worden: jo muß die ſonſt verwirkte Strafe 
nach Verhaͤltniß dieſer Gefahr jeder mal geſchaͤrft 
werden. 
9. 1497. Wer durch vorfäßliche Beſchaͤdigungen 
von Gebäuden, Wegen und Brüden, Vieh und 
Gut der Einwohner, oder Reiſenden, in Gefahr 
fest, ſoll mit Seftungeftrafe von ſechs Mona: 
| then bis zu drey Jahren belegt werden. 
F. 1498. If die Abſicht, jemanden an feinem 
leibe zu beichadigen, klar; jo har der Thäter ſechs⸗ 
0 bis zehnjährige, und wenn die Abſicht zu tödten bar 
mit verbunden geweſen, lebenswierige Zuchthaus⸗ 
oder Feſtungsſtrafe verwirkt. 
| F. 1499. Iſt ein ſolcher Schade ($. 1498.) wirt: 
| lich geſchehen? fo ſoll die dadurch verwirkte geſetzliche 
Strafe wegen der gemeinen Gefahr 9 
1500. 
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$. 1500. Wer, um einen Mangel an lebens⸗ 
mitteln oder andern Bedüͤrfniſſen im Publico zu 
veranlaſſen, dergleichen Sachen verderbt, hat eine 
ſechs = bis zehnjährige Zuchthaus + oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

H. 1501. Iſt dadurch ein Mangel an ſolchen fer 
bensmitteln wirklich verurſacht worden: fo ſoll der 
Thäter geftäupt, und mit lebenswieriger Feſtungs⸗ 
arbeit beſtraft werden. 

F. 1502. Sind durch einen ſolchen Mangel, 
oder vermittelſt eines dadurch veranlaßten Tumults, 
Menſchen ums beben gekommen: fo ſoll der Thäter, 
wenn ihm auch die Abſicht zu tödten nicht beygemeſ⸗ 
fen werden kann, dennoch mit dem Schwerdte bin⸗ 
gerichtet werden. 

$. 1503. Iſt die Abſicht zu toͤdten mit einem 
ſolchen Unternehmen verbunden geweſen: fo hat er, 
wenn die Abſicht erreicht worden, die Strafe des 
Rades von unten; bey unerreichter Abſicht aber, 
die Strafe des Schwerdtes, nebſt Schleifung zur 
Micheflätte, und Flechtung des Körpers aufs Rad 
verwirkt. 

$. 1504. Wer dergleichen zum gemeinen Ges 
brauche beſtimmte Sachen, in der Abſicht, Ver⸗ 
druß, Schmerzen, Edel, oder Vermoͤgensverluſt 
zu beranlaſſen, verfaͤlſcht oder verderbt, ſoll mit 
Ein = bis vierjähriger Zuchthaus oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe belegt werden. 

$. 1505. Wird dieſe Abſicht wirklich erreicht: fo 
kann dieſe Strafe bis auf ſechs Jahre Feſtungs⸗ 
oder Zuchthausſtrafe verfchärft werden. 

H. 1506. Wer anſteckende Seuchen unter das 
Vieh verbreitet, hat, wenn es vorjäßlich geſchehen 
iſt, eine drey⸗ bis ſechsjaͤhrige; im Falle einer gro⸗ 
ben Fahrläßigkeit aber, oder bey uͤbertretenem Poli- 
zeygeſetze, eine ſechsmonatliche bis dreyjaͤhrige 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe verwirkt. 

Dttt 3 $. 1507. 
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N 9. 1507. Sfr es um Sereinns und Vorthells wil 
bis zehnjährige Zucht: 
tt finden. 

F. 1508. Eben ſo foll derjenige beſtraft werden, 

4 welcher Gemeinweiden, Wieſen, Huͤtungen, oder 

N Teiche vergiftet. 

in: 8. 1509. Wer unter Androßung eines gemein 
ſchadlichen Unternehmens etwas zu erpreſſen ſucht, 
hat nach We des angedroheten Uebels, der 

Große fel „und der von ihm zu beſor⸗ 

genden Gefah ge, zehnjährige, oder 

N auch lebens wierige Seflung ſtrafe verwirkt. 

$ 1510, Wer in Wohnhäufern, Schiffen, oder 
andern Gebaͤuden, v lich Feuer at „um das 
durch jemanden zu befhädigen, wird als ein Brands 
ſtifter angeſehn. 

F. 151 1. Jede vorfäßliche Brand ſtiftung, wo 
durch das leben eines oder mehrerer Menſchen, oder 
| ganze Städte, Flecken, 170 r, und bey ein⸗ 
1 ander liegende Wohngen ober Schiffe in Ge⸗ 

fahr geſetzt worden, zieht in der Regel Todesſtrafe 
nach ſich. 

} F. 1812. Wer eine folche gefährfiche Feuers⸗ 
brunſt in der Abſicht, unter Beguͤnſtigung derſel⸗ 
ben Mord, Raub, oder ein andres Verbrechen, 
worauf die Todesſtraſe ſteht, zu begehen, veran⸗ 
laßt hat, der fol, ohne Nücficht anf den Erfolg, 
als ein Mordbrenner mit der Strafe des Feuers be 
legt werden. 

H. 1513. d bey berg! ent Mordbrenneren 

} M. er ums beben gekommen: fo ſoll die Todes⸗ 

ſtrafe des Feuers, nach Verh. ni der begangenen 

Geauſamkeiten, gefchärft werden. 

$. 1814. Sind dergleichen Grauſamkeiten zwar 
nicht begangen; es iſt aber die F unſt an 
einem bewohnten Orte, und zu einer Zeit ange 

legt 
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legt worden, da die Einwohner gewöhnlich ſchon 
im Schlafe liegen: ſo hat der Thäter die Strafe 
des Feuers verwirkt, wofern Menſchen in einem 
ſelchen Brande ihr zeden verloren, oder einen bfeis cer, 
benden Nachtheil an ihrer Geſundheit erlitten ha⸗ 
ben; wenn auch der Thäter die F. ra. gedachte 
mordbrennertſche Abſicht nicht gehabt harte. 


F. 1548. Iſt bey einem ſolchen zur Machtzeit an. 
gelegten Brände kein Menſch beſchadigt worden; 
ec, außer dem Falle der im H. 151 a. bezeichne⸗ 
ten Abſicht, nur die Strafe des Schwerdtes nebſt 
Verbrennung des Körpers flatt,] Kd Kerl, Kev. 


$. 1516. Eben dieſe Todesſtrafe wird, jedoch 
ohne Ver fung, erkannt, wenn zwar Menſchen 
das leben verloren, oder einen bleibenden Nach⸗ 
theil an ihrer Geſundheit erlitten haben, der Brand 
aber am Tage, und ohne die im F. 1512. gedachte 
Abſicht angelegt worden. 


1517. Iſ durch eine in bewohnten Gegenden 
vorſölich, jedoch ohne die im H. 1512. gedachte ger 
föhrlche Abſicht, erregte Fenersbrunſt, zwar fein 
Menſch an feinem leben oder Geſunpheit verletzt; 
aber doch durch Einaͤſcherung von Häufern und Ge 
baͤuden, ein Schade von fuͤnfhundert Thalern oder 
mehr verurſacht worden: fo findet lebenswierige 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe flatt. 


F. 2519. SR kein dergleichen betraͤchtlicher 
Schade vefurſacht; die Brandſtiftung aber bey 
nächtlicher Weile verübt worden: jo hat der Thöͤter 
zehn bis funfzehnjaͤhrige Feſtungs oder Zucht⸗ 
hausſtrafe verwirkt. 

F. 1519. Iſt das ohne beträchtlichen Schaden 
gedaͤmpfte Feuer am Tage angelegt, und dadurch 
die Rettung erleichtert worden: fo ſoll der Thöter 

Tttt 4 ſochs⸗ 
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N ſechs bis zehnjaͤhrige Zuchthaus ⸗ oder Feſtungs⸗ 
firare leiden. 


$. 1520. Wer durch Anſteckung feines Eigen: 
2 thums das Feuer weiter zu verbreiten, oder Andere 
1 zu betrugen zucht, wird gleich dem, welcher frem⸗ 

N des Eigentum in Brand ſteckt, beſtraft. 


$. 1521. Wer Walder vorfätzlich in Brand ſteckt, 
ſoll zu einer ſechs bis zehnjährigen, oder auch, 
wenn dadurch ein ſehr erheblicher Schade veeurſacht 
worden, in lebenswierige Zuchthaus: oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe verurtheilt werden. 


$. 1522. Wer einzeln ſtehende unbewohnte Ger 
boͤude, oder andre Behaͤltniſſe, Holzvorraͤthe, Feld⸗ 
oder Gartenfruͤchte, dergeſtalt anzuͤndet, daß die 
Flammen, nach dem natürlichen kaufe der Dinge, 
bewohnte Gegenden nicht ergreifen koͤnnen, der ſoll, 
nach Verhältniß des angerichteten Schadens, mit 
| drey: bis ſechsjaͤgriger Feſtungsſtrafe belegt werden. 


$. 1523. Gegen einen Verbrecher, welcher ſich 
mehrerer Brandſtiftungen ſchuldig gemacht hat, ſoll, 
wenn er auch wegen einer jeden insbeſendre nur 
0 zeitigen Verluſt der Freyheit verwirkt hatte, dennoch 
lebenswierige Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe er⸗ 
kannt werden. 


$. 1524. Würde ihn ohnedies ſchon wegen Einer 
Brandſtiftung lebenswierſge Feſtungs⸗ oder Zucht⸗ 
bausſtrafe treffen; fo ſoll, wegen Wiederholung 
des Verbrechens, der Staupenſchlag hinzukommen. 
F. 1525. Die durch einzelne Brandſtiftungen 
Il verwirkte Todesfteafe foll, im Falle der Wiederho⸗ 
ji lung des Verbrechens, verfchärft werden. 
5.1526. Was vorfichend (5. 1523: 1525.) ber: 
ordnet worden, findet ſtatt, wenn der Verbre⸗ 
cher 
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cher wegen der vorhergehenden Brandſtiftungen noch 
nicht beſtraft worden. 

$. 1827. Iſt er aber ſchon einmal wegen ver⸗ 
ſuchter oder unternommener Brandftiftung beſtraft 
worden: ſo hat er im Wiederholungsfalle die Strafe 
des Schwerdts verwirkt, wenn gleich die That an 
ſich eine gelindere Strafe nach ſich gezogen hͤͤtte. 

$. 1828. Wegen einer ſolchen Wiederholung 
($. 1527.) wird die ſonſt verwirkte gelindere Todes⸗ 
ſtrafe in die härtere verwandelt. 

$ 1529. Auch auf bloß verſuchte Brandſtiftung, Derſuchte 
wenn gleich der Ausbruch des Feuers ohne Zuthun g. 
des Thärers unterblieben iſt, foll, nach Verhältniß 
der bevorgeſtandenen Gefahr, mehrjaͤhrige Feſtungs⸗ 
ſtrafe folgen. 

$. 1530. Hat der angelegte Brand gar nicht ges 
zuͤndet: jo hat der Thäter drey : bis fünffährige 
Feſtungs oder Zuchthausſtrafe verwirkt. 

$. 1531. Hat er die That bereut, und den Zun⸗ 
der wieder weggenommen; oder das Feuer, ehe es 
zum Ausbruche gekommen iſt, wieder gelöfcht: jo 
ſoll ſechsmonathliche bis zwenjährige „ Gefängn 
oder Arbeitshausſtrafe eintreten. 

F. 1532. Hat der Thäter um Huͤlfe gerufen, und 
dadurch allen Schaden verhütet: ſo findet gleichfalls 
die Vorſchrift des vorhergehenden F. 1531. Ans 
wendung. 

F. 1533. Iſt durch des Thaͤters Rufen um Hülfe 
zwar nicht aller Schade, aber doch die Vergröße⸗ 
rung deſſelben verhuͤtet worden: fo ſoll er mit der 
uͤbrigens verwirkten Todesſtrafe verſchont, und die 
ſonſt etwa eintretende ordentliche Strafe gemildert 
werden. 

$. 1534. Iſt der Thäter durch perſonliche Rache 
oder Feindſchaft zu der verſuchten Brandſtiftunng 

Tttt 5 bewogen 
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bewogen worden: ſo ſoll er, nach ausgeſtandener 
| Strafe, aus dem Orte oder der Provinz, wo er das 
Feuer angelegt hat, auf immer verbannt werden. 


Ind $. 1535: Wer aus Bosheit oder Muthwillen, 
durch gefährliche Drohungen von Feueranlegen und 
Brandſliftungen, feine Mitbürger beunruhiget; 
der hat Zuchthausftrafe von ſechs Monarhen bis zu 
I zwey Fahren verwirkt. 


1 §. 1536. We r durch dergleichen 
N oder andere 

* zu erpreſſen ſucht d Zuchtbausſt afe von 
| drey bis ſechs Jahren belegt werden. 


en Selb 


$. 1837, Wer durch folche gefährliche Brand⸗ 
briefe, oder Auſſteckung von Brandzeichen, Expr 
ſungen uͤber ganze Oerter und Gegenden 
ſich unterfangt; der fol, nach 2 h 
f aus wirklich bevorgeſtandenen G. fahr, zehnjährige 
| bis lebenswierige Feſtungsſtrafe leiden. 


polizepze $. 1538. Jeder Einwohner des Staats iſt ſchul⸗ 
Rn, dig, Vorficht nzuwenden, bamit durch fein Zutun 
| der Feuers oder Veranlaſſung kein Feuerſchade entſtehe. 

brünſte. 

Ih $. 1539: Wer einen Bau führen, oder Hauptre- 
paraturen unternehmen will, muß fich dazu verelde⸗ 
ter Werkmeiſter bedienen; und nach den zur Abwen⸗ 
dung der Finergefahr abzielenden Anweiſungen der⸗ 
ſelben ſich achten. (Th. 1. Dit. VIII. $. 66. 00.) 


$. 1540. Handwerker und Profeſſioniſten, wel⸗ 
Mi che in Feuer arbeiten, muͤſſen die Volyeyordnungen 


| i jedes Orts, wegen der Anlage und Verwahrung ih: 
rer Werkftätte, inaleichen wegen der Art und Zeit, 
ſich des Feuers zu bedienen, genau beobachten 


$ 1541. 
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H. 1541. Alle ſich von ſelbſt entzuͤndende oder 
leicht feuerfangende Waaren, Materialien, und 
andere Vorräthe, müſſen an Dertern, und in Ber 
haͤltniſſen, wo ihre Entzündung nicht gefährlich 
werden kann, vorſichtig aufbewahrt werden. 

H. 1542. Auch muͤſſen Waaren, welche, wie 
Hanf und Pech, nicht ohne Gefahr bey einander auf⸗ 
bewahrt werden konnen, von einander abgeſondert 
gehalten werden. 

. 1543. Gewerbe und Verrichtungen, deren 
Betrieb mit beſondrer Feuersgefahr verbunden iſt, 
follen in Stödten, Flecken, Dörfern, und über: 
haupt in der Nähe von andern einer leichten Ent⸗ 
zündung ausgeſetzten Gebäuden, nicht geduldet 
werden. 

K. 1544. Jeder Hauswirth iſt ſchuldig, dafür 

zu ſorgen, daß die Feuerſtellen in feinem Haufe bes 
ſtaͤndig in baulichem brandſicherem Stande unter 
halten, und beſonders die Schornſteine zur geſetzten 
Zeit ordentlich gefegt werden. 
Beſonders muͤſſen die Schornſteinfeger, 
sowohl auf dem bande, als in den Städten, dafür 
haften, daß die Reinigung der Schornſteine gehöͤ⸗ 
tig erfolge. 

K. 1546. Wenn der Eigenthuͤmer oder Einwohner 
auf die Erinnerung des Schornſteinfegers nicht ach⸗ 
tet: fo iſt dieſer zur Anzeige bey der Polizeyobrig⸗ 
keit gehalten. 

b. 1547. Ein jeder uberhaupt iſt ſchuldig, in 
Anſehung des Feuers und Lichts die genaueſte Vor⸗ 
ſicht zu beobachten. 

F. 1548. In Scheuern und Ställen, Böden, 
und andern Behaltniſſen, wo feuerfangende Sachen 
zu ſeyn pflegen, ſoll ſich niemand mit bloßem Feuer 
oder lichte, brennenden Kienfpänen, oder Fackeln 
betreten laſſen. 


H. 1549: 


1 


Unserfiche 


dige Bard, 


Riltung. 
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$. 1849, Vielmehr ſoll ſich ein jeder dazu der 
Oellampen in gehörig verwahrten blechernen Later⸗ 
nen bedienen. 

F. 1550. Niemand ſoll an einem ſolchen Orte, 
oder auch in oder bey den Betten und lagerſtellen, 
in Wäldern, in den Dörfern bey Häusern, in den 
Ställen, auf den Höfen, oder in den Dorfſtraßen, 
und ſolchen Gegenden, wo leicht Feuer entſtehen 
koͤnnte, Taback rauchen. 

F. 1551. In Wäldern und Heiden ſoll niemand, 
bey trockener Jahreszeit, oder an gefährlichen Stel⸗ 
len, Feuer anmachen. 

F. 1552. Auch auf freyen Platzen darf, in einer 
gefaͤhrlichen Nähe, von Gebaͤuden, oder andern 
feuerfangenden Sachen, kein Feuer angemacht 
werden. 

F. 1553. Niemand ſoll Koßlenbecken, oder an: 
dre Feuerbehältniſſe, an Orten, wo dadurch Brand 
veranlaßt, oder Menſchen durch den Dampf erſlickt 
werden konnten, über Macht ſteten laſſen. 

F. 1554. Des Schießens mit Feuergewehr, 
des Raketenwerfens, und andrer Feuerwerke, in 
der Nähe von Haͤuſern, Gebaͤuden, oder andern 
leicht entzuͤndbaren Sachen, ſoll ſich ein jeder ent⸗ 
halten. 

F. 1555. Wer den $. 18381534. vorgeſchriebe⸗ 
nen Votſichtsregeln zuwider handelt, macht ſich der 
in den beſondern Verordnungen feſtgeſetzten Polizeys 
ſtrafen ſchuldig. 

$. 1556. Die gewohnliche Polizeyſtrafe fell, nach 
Verhaͤltuſß der Unvorſichtigkelt, der Große ber Ge 
fahr, und der Quallität der Perſon, in den Polizey⸗ 
geſetzen näher beſtimmt werden. 

$. 1557. Wer durch Uebertretung ſolcher Poli ⸗ 
zeygeſeze eine wirkliche Feuersbrunſt veran⸗ 

laßt, 
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laßt, der ſoll, nach Verhältniß des entſtandenen 
Schadens, mit Gefaͤngniß oder Arbeitshausſtrafe, 
von ſechs Monathen bis zu zwey Jahren, oder auch, 
nach Beſchaffenheit der Umſtaͤnde und Perſon, mit 
funfzig bis tauſend Thaler Geldstrafe belegt 
werden. 

§. 1558. Wer außerdem durch Unborſichtigkeit, 
oder Verabſdumung der gewohnlichen Sorgfalt, 
zum Entſtehen einer Feuersbrunſt Anlaß giebt, 
der ſoll nach gleichem Verhältniffe, Arreſt oder Ars 
beitsbausſtrafe auf vier Wochen bis zu Einem Jahre 
leiden, oder zwanzig bis fuͤnfhundert Thaler Geld⸗ 
ſtrafe erlegen. 

$. 1589. Hausvaͤter und Dienſtherrſchaften find 
ſchuldig, auf ihre Familie und Geſinde, wegen ber 
hulſamen Verhaltens mit Feuer und licht, forge 
fͤͤltige Aufſicht zu führen. 

F. 1560, Ein Gleiches liegt, in Anſehung der 
Fremden und Reiſenden, denjenigen ob, welche 
dieſelben aufnehmen und beherbergen. 


9. 186. Sobald vorgedachte Perſonen wahrneh⸗ 
men, daß dieſenigen, welche in dieſem Betrachte 
unter ihrer Auſſicht ſtehen, mit Feuer und licht 
fahrläßig umgehen, muͤſſen fie ſolchem ſofort nach⸗ 
druͤcklich ſteuern, oder der Obrigkeit davon Anzeige 
machen. 


§. 1562. Auch Hauswirthe, welche dergleichen 
unvorſichtige Behandlung an ihren Miethsleuten 
wahrnehmen, ſind, wenn ſie derſelben nicht ſelbſt 
hinlänglich feuern können, der Obrigkeit Anzeige 
zu thun verbunden. 

9.1563. Wenn durch die Schuld und Fahr⸗ 
laßigkeit der Familie, des Geſindes, oder der 
Fremden, Feuer enefteht: fo ſoll der einer vers 
nachluͤßigten Aufſicht uͤberführte Hausvater, 

Dienſt⸗ 
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| Dienſthere, oder Gaſtwirth, die Hälfte der von dem 
den Brandſtifter ſelbſt verwirkten Strafe 
{ 


1864. Hat jemand die Ge wohnpeit de r feiner 
Aufſicht anvertraueten Perſonen, mit Feuer und 
| 1 f genuf; und gl 


ſo ſoll er eben fo, wle der ſchuldbare 2 ande 
1) füfter beſtraft werden. 
| 0 §. 1565. Jeder, in deſſen Wohnung oder Be⸗ 
1 hauſung ein Feuer ausbricht, tele ches leicht gefähr- 
lich werden konnte, iſt den Vorfall ſofort kund zu 
machen, und die öffentliche Hülfe ohne Zeitverluſt 
herbeyzurufen ſchuldig. 
568. Wer das ausgebrochene Feuer zu vers 
| heimlichen, und mit den Seinigen in der Stille 
1 daͤmpfen zu wollen unternimmt, foll, wenn es wirk⸗ 
| lich ohne weitern Schaden geloſcht worden, dennoch 
mit fünf bis zwanzig Thalern Geld, oder verhaͤlt⸗ 


niß 


iger Seibesflcafe belegt werden. 

9.1567. I aber durch ſolche Verheimlichung 
die öffentliche Beyhuͤlfe verabſaͤumt, an dadurch 
ein erheblicher Schade angerichtet worden, ſo ſoll 
die Strafe der unvorſichtigen Brandfiftung ſtalt 
finden. (§. 1557.) 

9. 1568. In Anfehung derjenigen, welche vers 
möge ihres Amtes, oder zufolge ihrer Buͤrgerpflicht, 
ausbrechende Feuersbruͤnſte kund zu machen, oder 
bey deren Dämpfung mit zu wirken ſchuldig find, 
hat es bey den Vorſchriften ihrer Amts inſtructionen, 
und den beſondern Feuerordnungen fein Bewenden. 

§. 1869. Wer die nach dleſen Ordnungen zu 
haltenden löſchgeraͤthſchaften nicht vorräthig, oder 
nicht im Stande hat, der ſoll zu feiner Pflicht ſofort 


ie 
durch Execution angehalten werden. 


Beſchaͤdigung mit gemeiner Gefahr. 1399 


F. 15770. Iſt die Auſchaffung, oder Inſtandha 
tung, aus Nachloͤßigkeit oder unzeitiger Sparſan 
keit unterblieben: fo, fell der Uebertreter den doppel⸗ 
ten Werth be: feblenden oder untauglichen Geraͤ⸗ 
ches zur Strafe entrichten. 

§. 1571. Wer Damme, Teiche, Schleuſen, 2 
oder andere Waſſerbaue, wodurch ganze Gegenden | 

eldmarken wider die Gewalt des Waſſers ge ned 
werden ſollen, vor durchſticht, weg 9 
„oder ſonſt dergeſtalt beichävigt, daß dadurch 
ein gewaltſamer Durchbruch oder Ueberſtromung 
des Waſſers verurſacht wird: der hat die Todes⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

§. 1572, Iſt durch eine boshoft verurſachte 
Ueberſchwemmung nur in Wäldern, oder an Aeckern 
und Wieſen ein Schade geſchehen: fo ſoll der Thür 
ter dennoch mehrjährige bis lebenswierige geſchärfte 
Feſtungsſtrafe leiden, 

$. 1573. Wer Damme oder Schleuſen an 9 
vatgewaſſern, Graben, oder Deichen, durchfi 
oder ſonſt be t, und dadurch ein gefä 
Uebertreten ſolcher Wöſſer ich verurſachtz 
der ſoll, nach Verhältniß des en ſtandenen Scha- 
dens, mit zwey; bis zehnjähriger Feſtungs⸗ oder 
Zuchthausſtrafe belegt werden. 


$. 1574. Iſt die boshafte Ueberſchwemmuung in 
der Abſeche, afchen zu Möhren, verurſacht, und 
dieſe Abſicht wirklich, erreicht worden: fo ſoll die ges 
ſchuͤrfte Strafe des Rades ſtatt finden. 

9. = Wenn auch noch kein Schade geſche⸗ 
hen iſt: hat doch der, welcher in der Abſicht zu 
töbten, 100 dergleichen Verb nommen 


hat, lebens wierige Zuchteausſtrafe nebſt Staupen⸗ 
ſchlag verwirkt. 


9.1576. 


En 
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9. 1876. Auch derjenige, welcher eigenmächtig 
ohne vorhergegangene Unterſuchung oder Warnung 
der unterhalb Liegenden, Daͤmme durchfticht, oder 
Schleuſen befchädigr, um ſich von dem andringen⸗ 
den Waſſer zu befrenen, ſoll wenn nicht die aͤußer⸗ 
fie Noth vorhanden geweſen, mit Gefängnißſtrafe 
von ſechs Monathen, bis zu drey Jahren belegt 
werden. 

9. 1577. Wie diejenigen, welchen die Unterhal⸗ 
tung der Daͤmme, Teiche und Schleuſen, und die 
Aufſicht daruͤber obliegt, bey Vernachlaß aung ih⸗ 
rer Pflichten, und daraus entſtandenen Schaden, ges 
ſtraft werden ſollen, iſt in den beſondern Strohm⸗, 
Teich- und Uferordnungen feſtgeſetzt. 


